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barkeit — Organisationsfragen — Oesterreich-Üngam — Verwaltungs- 
gerichtshof — Reichsgericht S. 232—239 
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II. Lieferung 8, 38 Z. 16 v. o. lies statt b) Naturalleistungen B) Natural» 

leistungen. 

S. 46 Z. 14,15 V. 0. „ „ der Verletzte noch der Privatbe- 

theiligte der Verletzte — in- 
soferne er nicht Privatbethei- 
ligter ist — 

S. 49 Z. 11 V. u. „ „ Verwaltuagsbehörden — Verwal- 
tungsbehörden. 

S. öO Z. 2 V. a. „ „ gezogen werden?" gezogen wer- 
den"!?) 

S. 99 Z. 10 V. 0. „ „ (§. ö4) (§. 43) 

S. 99 Z. 14 V. u. „ „ Titel X. §. 7 Titel IX Art. 107. 



Die vorliegende Arbeit enthält den Versuch einer systema- 
tischen Darstellung der politischen Rechte der Unterthanen, wie 
sich dieselben aus der organischen Natur des Staates und seiner 
persönlichen Glieder gemäss dem Begriffe des subjectiren Rechtes 
ergeben. 

Die grosse Bedeutung der politischen Rechte der Unter- 
thanen, die sich mit der historischen Herausbildung des Staats 
begrifiFes und der staatlichen Zwecke immer reicher entwickelten, 
trat erst im modernen Staate in das Bewusstsein. 

Dieser moderne Staat charakterisirt sich einerseits durch die 
herausgebildete, in der einheitlichen Organisation der Staatsgewalt 
Ausdruck findende Staatsidee und die gleichmässige unmittelbare 
Untei'werfung aller seiner Angehörigen und Bewohner unter seine 
Gewalt, andererseits durch die Anerkennung jedes Staatsgliedes 
im öffentlich-staatlichen Rechte als einer freien unverletzlichen 
Persönlichkeit gegenüber dieser souveränen einheitlichen Staats- 
gewalt. 

Dem Lehensstaate des Mittelalters, der um die Mitte des 
13. Jahrhunderts in den ständischen Staat überging, fehlte die 
Staatsidee im heutigen Sinne; der Herrscher erscheint nicht als 
Organ und Träger einer Alle beherrschenden öffentlichen Gewalt. 
Die Stände betrachteten sich keineswegs als Unterthanen der 
Staatsgewalt und leiteten ihre öffentlich-staatlichen Rechte nicht 
aus ihr ab; sie fühlten sich vielmehr als eigenberechtigte Inne- 
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haber politischer Gewalten und schlössen daher mit dem Landes- 
herm und dem Träger der Reichsgewalt Verträge über staatliche 
Rechte und Pflichten. 

Diese Auffassung und die Verfassung des ständischen Staates 
ward überwunden durch den absoluten Staat des 16., 17. und 
18. Jahrhunderts. Er brachte die Idee der Staatsgewalt als einer 
einheitlichen, über Allen stehenden, sie Alle unmittelbar unter- 
werfenden höchsten Gewalt zur Geltung, er machte alle Staats- 
genossen zu Unterthanen der obrigkeitlichen Gewalt. ^) 

Allein die Verfassung dieses absoluten, allmächtigen Staates, 
kraft welcher der Wille eines Einzigen — des Monarchen- — als 
Gesetz und Verordnung erschien, hatte das Staatsvolk politisch 
unfrei gemacht; durch die schrankenlose Gewalt der Verwaltung 
— der „Polizei" — , die seit dem 17. Jahrhundert mehr und mehr 
nach Unabhängigkeit ringt, war auch die Unverletzlichkeit der 
Person, ihrer Freiheit und wirthschaftliclien Güter vernichtet. 
Dazu trat die Ungleichheit des staatlichen Rechtes in "der OrcP 
nung auch objectiv gleicher Verhältnisse — d. h. die politische 
Ungleichheit — für die Angehörigen der verschiedenen Gesell- ^^ 
schaftsclassen, wie dieselben aus den ehemaligen Ständen hervor- 
gegangen waren. 

Die grosse Aufgabe des modernen (constitutionellen) Staates 
bestand nun darin, gegenüber seiner souveränen, unmittelbaren 



*) Es gibt nur den Uuterthanen gegenüber eine Staatsgewalt. 
Nur diesen gegenüber bestellt Gesetz und Verordnung. Nach aussen, gegenüber 
anderen Staaten existirt keine solche höchste , ethische , übergeordnete , auto- 
ritative, zum Gehorsam verpflichtende Gewalt. Die vorzüglichste Quelle der 
völkerrechtlichen Befugnisse der Staaten ist daher der Vertrag. Allerdings äussert 
der Staat auch gegenüber den anderen gleichfalls souveränen Staaten seinen 
Willen und bethätigt Handlungen, aber dieser Wille ist kein Gesetz; und er 
kann seinen WiUen in letzter Instanz durch physische Macht zu verwirklichen 
trachten, daher die Staaten in ihrer Beziehung zu einander insbesondere als 
Mächte bezeichnet werden (Grossmäcbte , Mächte zweiten Banges). Deshalb ist 
Locke's „Federative poicer^, die Verwirklichung der staatlichen Selbstbestim- 
mung gegenüber fremden Staaten, w^ie auch die ihr bei Montesquieu ent- 
sprechende puissance executrice des choses, „qui dependent du droit des gents^ 
keine Function einer Staatsgewalt, wenn sie auch Bethätigungen des staatlichen 
Lebens sind. Par la puissance executrice le prince ou le magistrat fait la 
palx ou la guerre, etivoie ou re^oit des ambassades, etablit la siiretSy prhient 
les invasions (VEsprit des lois liv. XT, chap. VI), 
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Gewalt auch die Natur seiner persönlichen Glieder, d. h. ihre Frei- 
heit und Unverletzlichkeit in seinem neuen öflFentlichen Rechte zur 
Anerkennung zu bringen. 

Seine Aufgabe war eine doppelte, die Herstellung 1. der 
politischen Freiheit und 2. der politischen Unverletzlichkeit der 
Staatsgenossen. 

Die politische Freiheit der Bürger ward erreicht durch 
eine solche Organisation der gesetzgebenden Gewalt , dass das 
staatliche Gesetz nothwendig zu seinem Inhalte erhält den Willen 
der Staatsgenossen, welche die öflFentlichen Angelegenheiten zum 
Objecte ihrer Selbstbestimmung setzen. Die politische Unverletzlich- 
keit der Staatsglieder gegenüber der handelnden Verwaltung (voll- 
ziehenden Gewalt) ward realisirt durch die gesetzliche Anerken- 
nung derselben (Grundrechte), durch genaue rechtliche Normirung 
der Befugnisse wie der Pflichten dieser Verwaltung gegenüber den 
Unterthanen (Ausbildung des Verwaltungsrechtes), durch die Ver- 
antwortlichkeit der Verwaltungsorgane (disciplinäre, strafrechtliche, 
civilrechtliche) , endlich durch die Verleihung des gerichtlichen 
Schutzes an die Unterthanen gegen Verletzungen ihrer Person, 
Freiheit und wirthschaftlichen Güter seitens der Staatsverwaltung 
(Verwaltungsgerichtsbarkeit). Und der Ausbau des öffentlich- 
staatlichen Rechtes auf diesem Principe der politischen Unver- 
letzlichkeit der Persönlichkeit erzeugte den modernen Rechtsstaat. 
Seine Verfassung aber suchte man zu sichern durch mannigfache 
Schutzmittel: Durch die Art und Weise der Organisation der 
staatlichen Functionen selbst — constitutioneller Staatswille, er- 
schwerte Form der Verfassungsänderung, Einfügung der Selbst- 
verwaltung, Minister Verantwortlichkeit — wie auch durch ethische, 
parlamentarische und richterliche Garantien. 

Damit hatte der Staatskörper eine Constitution erlangt, wie sie 
seiner organischen, ethischen Natur entspricht. Er erscheint als die 
souveräne willens- und handlungsfähige Einheit sesshaft gewordener 
freier und unverletzlicher Menschen. 

Als Folge dieser Staatsorganisation aber ergeben sich schon 
öffentliche Rechte der Staatsgenossen gegenüber der persönlichen 
Staatsgewalt, so z. B. die activen Wahlrechte zu den politischen 
Vertretungskörpem, das Auswanderungsrecht, das Recht der staat- 
lichen Persönlichkeit, 
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Allein mit dieser uaturgemässen Verfassung des Staatskörpers 
und der Staatsgewalt ist die Aufgabe des Staates und seiner Ver- 
waltung nicht erfüllt; eine solche Organisation ist erst die Vor- 
aussetzung und Vorbedingung seiner culturellen Thätigkeit. 

Diese besteht in der Sorge für die physische, geistige, wirth- 
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung aller seiner ethischen 
Glieder durch Beschaffung und Darbietung derjenigen Bedingungen 
und Mittel für diese Entwicklung, welche die Einzelnen mit ihrer 
beschränkten Kraft sich selbst nicht verschaffen können. 

Hieraus, sowie aus dem Umstände, dass der Staat aus be- 
sonderen socialen und wirthschaftlichen Gründen einzelne Kategorien 
von Personen von den allgemeinen persönlichen und Sachleistungen 
für ihn befreit (Exemtion von politischen Pflichten), erwachsen 
weitere Gruppen politischer Rechte der Unterthanen, so ihre 
Rechte auf Armenversorgung, auf Schutz der Privatrechte, auf Hilfe 
und Schutz seitens der staatlichen Verwaltungsorgane in allen 
Gebieten der Verwaltung; daraus entstehen die Rechte auf Be- 
nützung der staatlichen Anstalten und Anlagen, der Communications- 
und Verkehrsmittel, wie die staatliche Militär-, Steuer-, Apparitions- 
und Zeugnissfrei lieit. 

Und so erscheint im modernen Staate jeder Staatsgenosse 
und vielfach auch der Fremde nothwendig nicht nur als Mittel 
für den Staat, als Träger politischer Pflichten und Lasten, son- 
dern auch als Subject mannigfaltiger verfassungsmässig zuerkannter 
und rechtlich geschützter politischer Rechte. 

Die grosse politische Revolution am Ende des 18. Jahr- 
hunderts mit ihrem theoretischen Begründer der Volkssouveränteät, 
J. J. Rousseau, hatte das Schwergewicht auf die staatliche 
Verfassung im engeren Sinne des Wortes gelegt, d. h- auf die 
Bildung eines von den Staatsgliedern selbsterzeugten Gesetzesinhaltes. 

Erstes war ihr die Schaffung des Zustandes der Freiheit 
der im Staate lebenden und ihm angeliörigen Menschen gegen- 
über seinem autoritativen, sie zum Gehorsam verpflichtenden Willen 
— gegenüber dem Gesetze — ; ihr Hauptziel war die Herstellung 
der politischen Freiheit. 

Mau bezeichnete daher diejenigen Rechte der Bürger, welche 
eine Folge dieses Zustandes der politischen Freiheit sind, also 
insbesondere die Rechte, durch welche der Wille der Staats- 



genossen den Gcsetzesinhalt bildet (die activen Wahlrechte zu 
den Kammern und Organen der staatlichen Selbstverwaltungs- 
körper), als politische Rechte xät' i^oxfi"* ; die rechtlichen Befugnisse, 
kraft welcher die Staatsgenossen an der Bildung des Organismus 
der politischen Gewalt Theil nahmen, waren die droäa polüiques» 
Die stimmberechtigten Staatsgenossen aber nannte man Staats- 
bürger, Vollbiirger, active Staatsbürger, cüoyens. 

Allein der Begriff des politischen Rechtes der Unterthanen 
hat, wie dies schon zum Theil aus dem Gesagten erhellt, einen 
viel weiteren Umfang und reicheren Inhalt. 

Die Staatslehre hat sich noch nicht, wie dies Robert 
V. M hl in seiner Geschichte und Literatur der Staats Wissenschaften 
(I, S. 305) beklagt , mit einer systematischen Entwicklung und 
Darstellung der politischen Rechte der Unterthanen beschäftigt; 
nur einzelner Gruppen derselben, so namentlich der sogenannten 
„politischen Rechte im engeren Sinne", desgleichen der „bürger- 
lichen Rechte" der Staatsbewohner wurde in den Werken über 
„allgemeines Staatsrecht" gedacht. Ja, die Theorie hat den Be- 
griff der politischen Unterthanenrechte noch mit keinem festen 
Inhalte ausgerüstet ; die moderne Gesetzgebung subsumirt hierunter 
bald grössere, bald kleinere Gruppen öffentlicher Rechte, und auch 
die Rechtssprechung schwankt in seiner Interpretation. 

Die politischen Unterthanenrechte sind die Wirkung des be- 
stimmten organischen Verhältnisses, in welchem die persönlichen 
Staatsglieder in der Staatsgemeinschaft zur Staatsgewalt stehen, 
und zwar nach der Seite der Berechtigung der Staatsgenossen. Sie 
sind genossenschaftliche Rechte undfliessen, wie schon das allge- 
meine bürgerliche Gesetzbuch im §. 28 sagt, aus dem Verhältnisse 
der Staatsbürgerschaft. Dadurch erhalten sie den Charakter persön- 
licher öffentlicher Rechte, welche zu ihrem Inhalte eine Leistung 
der Gesammtheit haben, und daraus erklären sich wesentliche 
Verschiedenheiten derselben gegenüber den Privatrechten. Hier nun 
ergibt sich ein reiches Gebiet der Untersuchung. Wie definiren sich 
die politischen Unterthanenrechte ? Welches sind ihre Kategorien und 
Eigenschaften ? Wer kann Innehaber derselben sein ? Wie erfolgt 
ihre Entstehung und ihr Ende? Und welchen Rechtsschutz soll 
ihnen die staatliche Ordnung verleihen, um ihren Bestand und 
ihre Ausübung zu sichern? 



Die Erforschung und Beantwortung dieser Fragen gewährt 
einen tiefen Einblick in die Structur des Staates und sein orga- 
nisches Leben! 

Vielleicht wendet man sich aber gegen die Bezeichnung 
„politische Rechte der Unterthanen". Absehend davon, dass 
die Existenz subjectiver Rechte im Gebiete des öflfentlichen Rechtes 
von mancher Seite überhaupt in Abrede gestellt wurde, ist es 
dieser Begrilf „Unterthan", dem manche Staatsrechtslehrer in der 
Theorie und Gesetzgebung nicht mehr begegnen wollen. 

Der constitutionelle Staat bestehe ja zu Folge der politischen 
Rechte, mit welchen er seine Angehörigen betheilt, nur aus freien 
Staatsbürgern und jedenfalls erscheinen die Einzelnen Inder 
Relation der Berechtigung gegenüber der Staatsgewalt, nämlich 
als Subjecte öffentlich-staatlicher Rechte, nicht als Unterthanen, 
sondern als frei sich selbst bestimmende Bürger! 

Allein diese Argumentation ist, insoferne unter Cnterthan 
nicht der dem Grundherrn Unterworfene verstanden wird, wenig 
begründet. Denn auch im modernen constitutionellen Staate sind 
dessen Augehörige der Staatsgewalt unterthan; der verfassungs- 
mässig erzeugte und ihnen verkündete Staatswille, das Gesetz, 
unterwirft sie ebenso seiner autoritativen Gewalt, wie im absoluten 
Staate. Wohl ist dieser verfassungsmässige Gehorsam ein freier 
und die Unterwerfung unter das Gesetz ein Act der Verwirk- 
lichung der freien Selbstbestimmung für diejenigen, welche den 
Gesetzesinhalt ausgesprochen haben. Denn jenen gegenüber, die 
gegen das Gesetz stimmen oder an dessen Bildung überhaupt 
nicht Theil nehmen, ist auch das constitutionelle Gesetz ein 
fremder, ihrem eigenen Wollen entgegenstehender Wille, der 
Unterwerfung heischt. 

Ausserdem waren die Einzelnen auch im absolutem Staate, 
für welchen die Berechtigung des BegriflFes „Unterthan" zuge- 
geben wird, Träger mannigfacher politischer Rechte; allerdings 
erschienen sie nicht als Subjecte der politischen Rechte im engeren 
Sinne und mussten des richterlichen Schutzes für ihre öffentlich- 
staatlichen Rechte entbehren. 

Die Bezeichnung „politische Rechte der Staatsbürger" dürfte 
aber für eine allgemeine Lehre von den staatlichen Rechten der 
Staatsbewohner nicht zutreffend sein; einerseits deshalb nicht, 



weil ein Theil der politischen Rechte, eine ganz bestimmte Gruppe 
derselben, unter diesen Begriff fällt; jene nämlich, welche aus- 
schliesslich den Staatsangehörigen zukommen, die Staatsbürger- 
schaft zur Voraussetzung haben und daher, auch „staatsbürgerliche 
Rechte" oder Rechte der Staatsbürger genannt werden. Anderer- 
seits könnte diese Benennung leicht die Vorstellung wachrufen, 
als ob nur die Staatsangehörigen Innebaber politischer Rechte 
seien, während dieselben auch den Fremden^ den subditis tempo- 
raneis zukommen. 

Und die Benennung „politische Rechte der Unterthanen" er- 
weckt auch besser die richtige Vorstellung des ganzen organischen 
Verhältnisses, in welchem die Einzelnen zur Staatsgewalt stehen ; 
sie ruft in's Bewusstsein, dass die Menschen dieser Staatsgewalt 
potentiell unterworfen sind, aus dem Grunde des Subjectionsver- 
hältnisses aber nothwendigdieRechteder Einzelnen auf Leistungen 
der staatlichen Gesammtheit erwachsen. 

Eine so scharfe Scheidung aber rücksichtlich derselben 
Träger öflTentlich-staatlicher Pflichten und Rechte durchzuführen, 
dass man nur von Pflichten der Unterthanen und Rechten der 
Staatsbürger sprechen dürfte, ist wohl nicht zulässig. 

Wenn aber hervorragende Vertreter der deutschen Staats- 
lehre in ihren Werken die öffentlichen Pflichten der Staats- 
bürger erörtern, ist es dann nicht ebenso verstattet, eine Dar- 
stellung der politischen Rechte der Unterthanen zu geben? 



Der Begriff des politisohen Beohtes in der modernen 
Staatslehre und G-esetzgebong. 

In der Staatslehre und Literatur herrscht über den BegriflF 
„politisches Recht der Unterthanen", einen Begriff, der mit der 
Herausbildung der freien und gleichen Persönlichkeit gegenüber 
der Staatsgewalt — der politischen Persönlichkeit — in der 
zweiten Hälfte des 18. und im 19. Jahrhunderte zu so hoher Be- 
deutung gelangte, grosse Uneinigkeit. 

Auch die positive Gesetzgebung schwankt in der Anwendung 
dieses Begriffes und gibt ihm nicht immer den gleichen Inhalt. 

Die meisten Staatsrechtslehrer und Rechtsphilosophen unter- 
scheiden gegenüber den Privatrechten der Unterthanen deren 
politische und bürgerliche Rechte; sie verstehen unter den poli- 
tischen Rechten , droits politiques, den rechtlichen Anspruch der 
Einzelnen auf Antheilnahme am Verfassungsleben , insbesondere 
an der Willensbildung des Staates i); die übrigen öffentlichen 

^) Hermann Schulze, Lehrbach des deutschen Staatsrechtes. Leipzig 
1881, 2. Lieferung, §. 145. — H. Schulze, Preussisches Staatsrecht. Bd. I, 
2. Abtheilnng, §. 105. — Lab and, Staatsrecht des deutschen Reiches. Bd. I, 
S. 155. — Heinrich Albert Zachariä, Deutsches Staats- und Bundesrecht. 
I. Theil, §.86: „Abgesehen von den reinen Privatrechten, können in Betreff 
der Rechte, welche der Staat seinen Gliedern gewährt, wieder die bürger- 
lichen von den politischen im engeren Sinne unterschieden werden. Will man 
nun die politischen Rechte im engeren Sinne allgemein definiren, so sind es 
diejenigen, welche in einer unmittelbaren Betheiligung an dem Lebensprocess 
des Staates, resp. der Gemeinde im Staate bestehen. Daher gehört die Fähigkeit 
zu öffentlichen Aemtem, das active und passive Wahlrecht, die Befugniss Schöffe 
oder Geschworener zu sein, zu den politischen Rechten. Alle übrigen Rechte 



Rechte der Unterthanen gegenüber der Staatsgewalt (Verwaltung) 
werden, da sie allen Staatsangehörigen, ja zum Theile auch den 

öffentlicher Natur hingegen gehören lu den bürgerlichen Rechten." — Zöpfl, 
Grundsätze des gemeinen deutschen Staatsrechtes. §.286. — Maurenbrecher, 
Grundsätze des heutigen deutschen Staatsrechtes, Frankfurt a. Main 1843, §. 57, 
S. 80, §. 130, S. 211, erklärt dann von den bürgerlichen Rechten: „Die letzteren 
erstrecken sich nur auf die Theilnahme an den Yortheilen der Gresetzgebung 
überhaupt und an den bestehenden Staatseinrichtungen.'' — Gerber, Grund- 
zuge des deutschen Staatsrechtes. Leipzig 1880, 3. Auflage, §. 17. — Schmitt- 
henner, Grundlinien des allgemeinen oder idealen Staatsrechtes, Gi essen 1845, 
§.170. — Held, System des Verfassungsrechtes der monarchischen Staaten 
Deutschlands. S. 249 ff., §. 37, Note 1. — Georg Meyer, Lehrbuch des deutschen 
Staatsrechtes. Leipzig 1885, §. 75, S. 164, §.213: Die Rechte der Einzelnen 
zerfallen in zwei Hauptclassen, I.Rechte, welche dem Einzelnen eine Theilnahme 
an der Ausübung staatlicher Herrschaft gewähren, entweder in der Art, dass er 
selbst als Organ des Staates zn fangiren hat oder dass er an der Bildung staat- 
licher Organe theilnimmt (politische Rechte); II. Rechte, welche sich auf das 
Yerhältniss des Einzelnen zum Staate beziehen (bürgerliche Rechte). — v. Stengel, 
Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechtes. Stuttgart 1886, S. 34, 35. — Klub er, 
Oeffentliches Recht des deutschen Bundes und der Bundesstaaten. 3. Auflage, 
§.4. — Mo hl, Encyclopädie der Staatswissenschaften. S. 125. — Weiss, 
System des deutschen Staatsrechtes (Regensburg 1843, §. k72 : Jene (die politi- 
schen Hechte) beziehen sich auf die Theilnahme des Volkes an der Staatsver- 
waltung, diese dagegen (die bürgerlichen) beschränken sich auf die Theilnahme 
an den Vortheilen der Gesetzgebung überhaupt und an den bestehenden Staats- 
einrichtungen. §. 274 politiBche Rechte. §. 275 bürgerliche Rechte. — ülbrich, 
Lehrbuch des österreichischen Staatsrechtes. Berlin 1882. I. Buch, III. „Politische 
und bürgerliche Rechte." Nach §. 30 enthalten die I. politischen Rechte: a) Die 
Zustandsrechte, als Organ des Staates zu fungiren, b) die Rechte, an der Bildung- 
staatlicher Organe Theil zu nehmen; dann Ilf. die politischen Rechte der Indi- 
viduen : 1. die activen Wahlrechte der Staatsbürger zur Bildung der Vertretungs- 
körper (Gemeindevertretung, Landtag, Reichsrath); 2. den Anspruch, als Mitglied 
eines Vertretungskörpers zu gelten, z. B. einer Gemeindevertretung, eines Land- 
tages, des Hen'en- oder Abgeordnetenhauses des Reichsrathes ; 3. die Besorgung 
von Communalämtem und des Geschworenendienstes. — Ulbrich, lieber öffent- 
liche Rechte und Verwaltungsgerichtsbarkeit. Prag 1875, S. 6. — v. Kirchen- 
heim, Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes. Stuttgart 1887, §. 33, S. 143. — 
Stahl, Staatslehre. §. 65: Die politische Freiheit im engeren Sinne besteht in 
der eigenen wohlgeordneten Theilnahme des Volkes an Ausübung der öffentlichen 
Gewalt, ist also unterschieden von der bürgerlichen Freiheit, d. i. dem Schutze 
der Bürger in der Sphäre des Einzellebens und in ihrer Einzelberechtigung. Die 
bürgerliche Freiheit ist eine absolute Anforderung an die Verfassung, die 
politische ist ein Vorzug. §§. 12, 62. — Rüttimann, Das nordamerikanische 
Bundesstaatsrecht. Zürich 1867, I, §. 95d. — Pözl, Bayerisches Verfassungsrecht. 
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Fremden zukommen, als bürgerliche Rechte, droits civils, bezeichnet. 
Zu diesen bürgerlichen Rechten zählen dann auch die sogenannten 
Freiheitsrechte der Einzelnen, Freiheit der Person, des Eigen- 
thums, der Meinung, der religiösen Ueberzeugung etc., Rechte, 
welche der Mensch als solcher habe, und nicht erst, wie die 
politischen, vom Staate empfange. 

Allein diese Eintheilung ist keine feststehende und allgemein 
acceptirte; denn vielfach begreift man wieder unter den „bürger- 
lichen Rechten" der Unterthanen überhaupt keine ötfentlichen 
Rechte, sondern deren Privatrechte. ^j Die Ausdrücke „bürger- 
liche Rechte" und „Privatrechte" werden — wohl entsprechend den 
synonymen BegriflFen „bürgerliches oder Privatrecht" — ebenfalls 
als identische Begriffe gesetzt; ihnen stehen dann gegenüber die 
politischen Rechte im weiteren und engeren Sinne. Hiernach er- 
scheint also der Begriff der politischen Rechte nicht mehr auf 
die Rechte der Einzelnen auf Antheilnahme am Verfassungsleben 
(actives Wahlrecht zu den staatlichen und autonomen Vertretungs- 
körpern, Recht, Geschworner zu werden) ein;^eschränkt. 

Andererseits werden aber unter den politischen Rechten oft 
auch die amtlichen Rechte der Staatsorgane*) verstanden; man 
unterscheidet dann äussere und innere politische Rechte, ja man 

7. Auflage, §. 35 theilt die sämmtlichen Rechte der Unterthanen in privatbürger- 
liche und politische (staatsbürgerliche); unter den politischen „kann man 
weiter bürgerliche und politische Freiheiten und positive Befugnisse und Befähig- 
ungen unterscheiden". — Vogel, Das Staatsrecht des Königreichs Bayern in 
Marquardsen's Handbuch des öffentlichen Rechtes der Gegenwart» Bd. III, 
1. Abtheilung, 2. Lief., S. 676. — Zöpfl, Grundsätze des gem. deutschen Staats- 
rechtes, II. Theil, §. 299. 

*) Röder, Grundzüge des Naturrechtes. II. Abtheilung, §. 116. Dies kann 
jedoch nur für die Staats- und gemeindebürgerlichen, nicht auch für die soge- 
nannten bürgerlichen oder Privatrechte behauptet werden — Thudichum, 
Staatsrecht des norddeutschen Bundes, S. 70, 71, zählt zu den bürgerlichen 
Rechten ,,a]le Privatrechte, Familienrechte und gewisse Rechte gegenüber den 
Gemeinden". — Hye, Sammlung der Erkenntnisse des Reichsgerichtes. IV. Theil, 
Vorrede, S.XI. — C. Gareis, „Allgemeines Staatsrecht", im Handbuch des 
öffentlichen Rechtes der Gegenwart, herausgegeben von Dr. Heinrich Mar- 
quardsen 1 883, S. 151 . — A. Merkel, Juristische Encyclopädie. §. 440. — 
Pf äff und Hofmann, Commentar. Bd. I, I Abtheilung, S. 117. — Warn- 
könig, Rechtsphilosophie, S 303. 

^) U Ihr ich, üeber öffentliche Rechte. S. 7. — Oesterreich. Staatsrecht. 
S. 86, 103. — Georg Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes. §. 215. 
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zählt sogar diese amtlichen Rechte der Staatsorgane zu den poli- 
tischen Rechten der Unterthanen*), was gewiss nicht zu recht- 
fertigen ist. — Man spricht ferner von politischen Rechten des 
Volkes, obwohl das Volk (die Gesellschaft) dem Staate gegenüber 
gar keine Persönlichkeit und daher auch kein Rechtssubject ist. 
Manche Staatsrechtslehrer identificiren die ])olitischen Rechte 
im engeren Sinne , „die Theilnahme, welche dem Volke unmittel- 
bar an der Betheiligung des Verfassungslebens eingeräumt ist", 
mit den staatsbürgerlichen Rechten ^) und theilen dann die öflfent- 
lichen staatlichen Rechte in staatsbürgerliche und bürgerliche 
Rechte, oder auch in staatsbürgerliche Rechte im engeren und 
weiteren Sinne ; andere Autoren scheiden wieder die staatsbürger- 
lichen von den politischen Rechten und forschen nach einem 
unterscheidenden Momente. So zerfallen nach Robert v. M o h I •) 
die öffentlichen Rechte der Unterthanen in politische und staats- 

*) Gareis, Allgemeines Staatsrecht, im Handbuch von Marqnardsen, 
1882, S. 151. Besondere Arten der politischen Rechte der Unterthanen sind: 
a) Die Amtsrechte, b) Die öffentlichen Wahl- und Stimmrechte, sowie alle übrigen 
auf Theilnahme an und die Ersetzung in der „Herrschaft bezüglichen Rechte". 

c) Die sogenannten Grundrechte, auch verfassungsmässige Rechte der Staats- 
angehörigen, „Grund- oder Freiheitsrechte, zuweilen Menschenrechte genannt''. 

d) Nutzungsrechte Einzelner in Bezag auf staatliche Einrichtungen. 

*) Zorn, Reichsstaatsrecht. I, S. 286. — Rönne, Staatsrecht der preussi- 
schen Monarchie Bd I, §. 86t S 4 : „Die in dem Staatsbürgerrechte im weiteren 
Sinne enthaltenen Rechte sind nun aber zweifacher Art, nämlich a) die staats- 
bürgerlichen Rechte im engeren Sinne oder die eigentlichen politischen Rechte, d. i. 
diejenigen, welche sich auf unmittelbare Theilnahme am Staats- und Gemeindeleben 
beziehen, und b) die Mos bürgerlichen Rechte. — H. Schulze, Das preussische 
Staatsrecht. Bd. 1, §. 105. — Thudichum, Verfassungsrecht des norddeutschen 
Bundes, Tübingen 1870, S. 71, 520, II. Unterabschnitt. Gleichheit der bürger- 
lichen und staatsbürgerlii hen Rechte für die Bekenner aller Religionen. — 
H. Schulze, Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes. §. 137: „Die Rechte dieser 
vollberechtigten Staatsbürger auf active Theilnahme am Staatsleben werden auch 
als die staatsbürgerlichen im engeren Sinne droits politiques) bezeichnet. §. 145. 

— v. Hartog, Das Staatsrecht des Königreichs der Niederlande, in Mar- 
qnardsen's Handbuch, Bd. IV, F. Halbband, 4. Abtheilung. S. 12. 

*■) Mohl , Encyclopädie. §. 31. Rechte und Pflichten der Unterthanen, S. 222. 

— A. Merkel, Juristische Encyclopädie. Berlin und Leipzig 1885, §. 440 und 
in der Note 4, S 233. „Die häufige Vermischung der staatsbürgerlichen Rechte 
im engeren Sinne und der politischen Rechte der UnterthaBen, wie sie nicht nur 
in der Lehre, sondern auch häuflg in der Gesetzgebung, z. B. in Verfassungs- 
nrkunden vorkömmt, ist nicht blos eine theoretische Verwirrung, sondern hat 
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bürgerliche : „Durch die ersteren steht den Unterthanen als Folge 
der besonderen Staatsart eine Mitwirkung bei der Ordnung und 
Leitung der öffentlichen Angelegenheiten zu; kraft der letzteren 
haben sie Leistungen des Staates fiir ihre persönlichen und ge- 
sellschaftlichen Angelegenheiten zu verlangen und passiv zu 
empfangen. — Ersteres sind die politischen Rechte, im letzteren 
Falle bestehen staatsbürgerliche Rechte im engeren Sinne." 

Man fasst auch wohl alle öffentlich-staatlichen Rechte der 
Einzelnen unter dem Begriffe „politische Rechte" zusammen, so 
z. B. G a r e i s. Hermann Schulze hingegen bezeichnet die 
staatsbürgerlichen Rechte, d. h. den Inbegriff derjenigen staat- 
lichen Rechte der Einzelnen, welche die Staatsangehörigkeil 
zur Voraussetzung haben, als active Staatsbürgerrechte.«) Endlich 
wurde die Existenz der politischen Rechte (im engeren Sinne) 
auch gänzlich geläugnet®), so von Held. In seinem Systeme 

auch im Leben schädliche Folgen. Sie veranlasst nämlich zweierlei Hassen von 
Bechten, welche gar wohl von einander getrennt sein können, als miteinander- 
gehend in Verleihung und Yersagnng zu behandeln.^ 

^) 6 a r e i s , Allgemeines Staatsrecht, inMarquardsen's Handbuch, 1 / 1 , 
S. 151. — Hye, Sammlung der Erkenntnisse des Reichsgerichtes. II. Theil, Vor- 
rede, S. XIV : „Hat nämlich auch die deutsche Publicistik den begrifflichen Inhalt 
und Umfang der sogenannten politischen Rechte bisher noch nicht scharf abge- 
grenzt, so werden doch vorherrschend nur solche Rechte darunter verstanden, 
die den Staatsbürgern gegenüber dem politi>chen Verbände der Gesellschaft, d. i. 
gegenüber dem Staate als Ganzen zukommen, daher insbesondere auch, im Gegen- 
satze von Prival rechten der Staatsangehörigen, nur auf Titeln des öffentlichen 
Rechtes beruhen." — Geyer, Geschichte und System der Rechtsphilosophie. 
S. 199: Unter das Staatsrecht fallen 2. die Rechte der Regierten gegenüber der 
Regierung — d. h. die aus dem Verhältniss zur Regierung als solcher ent- 
springenden Rechte — die eigentlich „politischen Rechte". 

*) Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes. §.136. — Kl üb er, Oeffentl. 
Recht etc. §. 194. „In Absicht auf Ausübung gewisser innerer poliiischer Rechte 
heissen in Staaten mit Repräsentativverlassung Activbürger diejenigen Staats- 
bürger, denen ein MitwLrkungsrecht bei Bildung der Volksvertretung zukommt." 

*) Von mancher Seite wird die Existenz subjectiver Rechte auf dem 
Gebiet« des öifentlichen Rechtes übeihaupt negirt, zum Mindesten sucht man 
dieselben so viel als möglich einzuschränken. So insbesondere v. Gerber, 
Oeffentliche Rechte, S. 79 ; Grundzüge des deutschen Staatsrechtes §. 11. — 
Lab and, Deutsches Staatsrecht. I, S. 149. „Die beiden letzten Kategorien, 
(d. h. die Vorrechte der Einheimischen vor den Fremden und die sogenannten 
Freiheitsrechte oder Grundrechte) sind überhaupt keine Rechte im subjectiven 
Sinne." — Nach ünger's Behauptung, System I. §. 60, wonach es kein 
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des Verfassiingsrechtes der monarchischen Staaten Deutschlands 
erklärt er (S. 251): „Allein in der That sind auch diese soge- 
nannten politischen Rechte im engeren Sinne des Wortes ihrem 
Wesen nach keine Rechte. ** Und S. 254: „Jeder Staatsangehörige 
soll in eirem gewissen Masse zu Diensten für den Staat befähigt 
sein und ist es auch wirklich. Dies ist ein Zustand, in welchem 
sich alle Staatsangehörigen, wenn auch in höchst verschiedenem 
Masse, befinden und in Folge dessen hat der Staat von Jedem 
das gehörige Mass und die bestimmte Art des Dienstes zu ver- 
langen, sobald er dessen bedarf. Dies ist sein Recht. Dagegen 
hat Jeder nach seinen Kräften so vollständig als möglich den 
fraglichen Dienst dem Staate zu leisten und das ist seine Pflicht. 
Hierin liegt das Wesen der sogenannten politischen Rechte. Sie 
sind allgemeine oder besondere Unterthanenpflichten und nur eine 
Nebensache oder auch Consequcnz davon ist es, dass Jeder, 
welcher zur Erfüllung dieser Pflichten schreitet, jedem Anderen 
gegenüber berechtigt ist, in Erfüllung seiner Pflichten gegen den 
Staat nicht behindert zu werden und wirklich ihm entgegengestellte 
Hindernisse nöthigenfalls mit Rechtszwang zu beseitigen" (S. 255). 
„Aber wir halten es für eine Lebensfrage des Staates und des 
Staatsrechtes, dass man den zweiten Fall, unter welchen Alles 
gehört, was als „politische Rechte" im engeren Sinne bezeichnet 
zu werden pflegt, nicht als eine Kategorie von Unterthanrechten, 
sondern als eine mit dem eigentlichen Staatsdienste verwandte 
Kategorie von Unterthanpflichten erkenne. Wir sprechen es daher 
ganz entschieden aus: die Uebernahme eines öffentlichen Amtes, 
die Vornahme und Annahme politischer Wahlen, die Uebernahme 
des Schoflen- oder Geschwornenamtes sind ihrem Wesen nach 
nicht Rechte, sondern Pflichten des dazu geeigneten und vom 
Gesetze oder vom Staate berufenen Bürgers und der Fortschritt 
des staatlichen Lebens ist ebenso durch diese allein richtige 
Auffassung der Sache wie zugleich dadurch bedingt, dass eine 
immer grössere Anzahl der Bürger sich zur Uebernahme und ge- 
nügenden Erfüllung dieser Pflichten in jeder Beziehung voll- 
kommen eignet.** 



Privatrecht: „Recht der Persönlichkeit" gibt, wäre analog auch das ^Recht der 
Persönlichkeit gegenüber der Staatsgewalt'*, das ^ Recht der politischen Persönlich- 
keit" kein öffentliches snbjectives Recht. 
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Und wiederum rechnet man Fähigkeiten, Eigenschaften, 
Zustände oder einzelne Handlungen der Persönlichkeit za den 
politischen Rechten der Unterthanen, die gewiss keine Rechte im 
technischen Sinne sind ; so z. B. die Staatsbürgerschaft ^^)^ die Fähig- 
keit, zum Abgeordneten gewählt zu werden^'), Liegenschaften 
jeder Art zu erwerben, ein Staatsamt zu erlangen, die Gleichheit 

^®) Loening, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechtes. Leipzig 1884, 
S. 11 : „Die Staatsangehörigkeit ist aus diesen Gründen ein subjectives Öffent- 
liches Recht, das Hecht auf Anerkennung der Stellung als Mitglieder des Volkes 
zu der Staatsgewalt. Ganz analog sind die Angehörigkeit zu einer Gemeinde, 
Provinz etc. subjective öffentliche Hechte.^ — v. Stengel, Lehrbuch des deut- 
schen Verwaltungsrechtes. Stuttgart 188G, §. 7, 2. Die öffentlichen Statusrechte, 
Staatsangehörigkeit, Gemeindeangehörigkeit etc. — Georg Meyer, Lehrbuch 
des deutschen Staatsrechtes. Leipzig 1885, §. 11. — v. Kirchenheim, Lehr- 
buch des deutschen Staatsrechtes. Stuttgart 1887, §.33, S. 143. — ül brich, 
Lehrbuch des österr. Staatsrechtes, §. Bl, Zustandsrecht«, d. h. jene Rechte, die 
auf Anerkennung der Mitgliedschaft am Staats- oder an einem Verwaltungs- 
) Y verbände gerichtet sind. Hierher gehören die Staatsbürgerschaft selbst und das 
^ ^\ Heimatsrecht. — Dagegen: Gerber, Oeffentliche Rechte. S. 75. — Seydel, 
Grundzüge der allgem. Staatslehre. Würzburg 1873, S. 46. „Wir haben nur auf 
das Nachdrücklichste zu betonen, dass das Indigenat kein Recht, sondern 
lediglich eine Thatsache ist, welche Voraussetzung von Rechten wird.*' — So 
schon ünger, System Bd. I, §. 60, S. 508, 509. „Die Eigenschaft Jemandes, 
Staatsbürger zu sein, ist nur eine Voraussetzung, um gewisse Rechte erwerben 
zu können, ihr Mangel zieht gewisse Modificationen der rechtlichen Stellung der 
fraglichen Person nach sich: Die Staatsbürgerschaft ist daher lediglich ein Zu- 
stand, welcher in rechtlicher Beziehung von Bedeutung ist." (Note 13). Die 
Staatsbürgerschaft ist aber allerdings die Quelle politischer Rechte, so z. B. des 
Rechtes auf Schutz durch die staatlichen Organe im Auslande. 

^*) Zorn, Das Staatsrecht des deutschen Reiches. I, pag. 286. Für das 
Reich kommt hier in Betracht das Recht zum Reichstag zu wählen und gewählt 
zu werden. — Hermann Schulze, Lehrb. d. d. Staatsrechtes. §. 145. — H. A. 
Zachariä, Deutsches Staats- und Bundesrecht. Theil I, §.86. — v. Stengel, 
Lehrbuch des d. Verwaltungsrechtes. S. 35. Das active und „passive Wahlrecht" 
sind von der Theorie und Gesetzgebung ganz allgemein als politische Rechte 
anerkannt. So auch die Verfassung der Reichsrathsländer, z. B. §. 4 des Staats- 
grundgesetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142. „Allen Staatsbürgern, 
welche in einer Gemeinde wohnen und daselbst von ihrem Realbesitze, Erwerbe 
oder Einkommen Steuer entrichten, gebührt das active und passive Wahlrecht 
zur Gemeindevertretung unter denselben Bedingungen , wie den Gemeindeange- 
hörigen. Auch das Reichsgericht für die Reichsrathsländer erklärt die gesetz- 
liche Fähigkeit, in die Reichs-, Landes , Gemeindevertretung gewählt werden 
zu können, als ein Recht (passives Wahlrecht). Hye, Sammlung d. E, d. R. 
Theil VII, Einleitung, S. 47. 
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der Persönlichkeit gegenüber dem Staatsgesetze, das Stellen einer 
Bitte an die Staatsgewalt um Abänderung eines öffentlichen Zu- 
Standes etc. Man spricht in der Theorie und Gesetzgebung — 
juristisch ganz unrichtig — von einem Staatsbürgerrechte als dem 
Rechte der Zugehörigkeit zum Staate, von einem passiven Wahl- 
rechte, Aemterrechte, vom Rechte der Gleichheit vor dem Gesetze, 
dem Petitionsrechte, dem Rechte, Grundbesitz zu erwerben. ^^) Ins- 
besondere aber ist es ein Complex von Rechtsnonnen, welche theils 
das Princip der Unverletzlichkeit der Person (ihrer Freiheit und 
ihres Eigenthums) gegenüber der vollziehenden Gewalt aus- 
sprechen, theils die öffentliche Rechtsfähigkeit der Persönlichkeit 
erweitern, oder endlich die Voraussetzungen und Modalitäten fest- 
setzen, unter welchen die verwaltende Staatsgewalt in die Freiheit 
der Person und ihrer Güter eingreifen darf — es sind die soge- 
nannten Grundrechte, Volksrechte, allgemeinen Rechte der Staats- 
bürger, Freiheitsrechte ^*), wie sie auch genannt werden, welche 

'^) So auch das Staatsgrandgesetz über die allgemeinea Rechte der Staats- 
bürger für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche and Länder. H y e, Samm- 
lang, Theil I— VII, Einleitung, insbesondere VII, Einl. S. XXXIV— LIV. 

'^) Dies ist die allgemeine Ansicht der gemeinrechtlichen Theorie. So z. B. 
Z ö p f 1 , Grundsätze etc. II., §. 290 : ,Seit der Wiederbelebung der landständischen 
Verfassung in Deutschland auf der Grundlage des Artikels 13 der Bundesacte 
ist besonders das Streben hervorgetreten, die politischen Rechte der Staatsange- 
hörigen, die sogenannten Yolksrechte genauer zu bestimmen , zu er weitem und 
urkundlich festzustellen." — H. A. Zachariä, Deutsches Staats- und Bundes- 
recht, I. Th., §§. 86, 88, 89, 90. — Bluntschli, AUgem. Staatsrecht. 6. Aufl., 
9. Buch, Cap. II — X. — Thudichum, Verfassungsr. d. nordd. Bundes. S. 517 
bis 580: „Freiheitsrechte d. Bundesangehörigen." — Hohl, Encyclopädie, §. 17, 
S. 128. — Maurenbrecher, Grundsätze d. heut. d. Staatsr. §. 57, III: „Von 
den natürl. Rechten d. Unterthanen." — Ahrens, Freiheitsrechte in Bluntschli' s 
Staatswörterbuch, Bd. III, S. 739. — Weiss, Syst. d. d. Staatsr. §§. 275—278. — 
Mo hl, Staatsr. d. Königreichs Württemberg (2. Aufl.) Bd. I, §. 71 : Schutz der 
Person. §.72: Denkfreiheit. §. 73: das Recht, seine Gedanken durch den Druck 
oder durch Bildersprache Anderen mitzutheilen. §. 74: Gewissensfreiheit, Asso- 
ciationsrecht. §. 75 : Auswanderungsrecht. §. 77 : Wahl des Standes und freie 
Ausübung desselben. §. 79: Recht der Petition. — Pözl, Das baierische Ver- 
fassungsrecht (5. Aufl.), §§. 4, 8 — 11, 15. Lehrbuch des baier. Verfassungsrechtes. 
11. Von den allgem. Rechten der Unterthanen, §§. 27 — 32. — Rönne, Staats- 
recht der preuss. Monarchie. §§. 89 — 101. — H. Schulze, Das preoss. Staatsr., 
Bd. I, Tit. IIl: Von den Grundrechten der Staatsbürger, §§. 113—118. Lehrbuch 
d. deutsch. Staatsr. 2. Lfg., S. 366, 367, §§. 146—152. — Gneist, Das engl. 
Verwaltungsrecht, Bd. IT, §. 49, S. 707. — Georg Meyer, Lehrb. d. d. Staatsr. 
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bis in die neueste Zeit i*) herauf von der Theorie ganz vorzugsweise 
zu den politischen Rechten der Unterthanen gerechnet wurden. 

In der That, welche Variationen seitens der Theorie in der 
Inhaltsbestimmung der bürgerlichen, politischen und staatsbürger- 
liche Rechte! 

Bürgerliche öffentliche, bürgerliche Privatrechte, bürgerliche 
Rechte als Inbegriff der Privat- und öffentlich-staatlichen Rechte 
der Einzelnen; staatsbürgerliche Rechte als Bezeichnung der ge- 
sammten Rechte (öffentlichen und privaten) der Staatsbürger; 
ausserdem staatsbürgerliche Rechte — nur öffentliche Rechte be- 
deutend — und zwar im weiteren und engeren Sinne, bald 
identisch genommen mit den politischen Rechten im weiteren und 
engeren Sinne, bald Verschiedenes ausdrückend! Ausserdem die 
verschiedensten Combinationen dieser Begriffe, um die Rechte der 
Unterthanen zu bezeichnen: bürgerliche und politische, bürgerliche 
und staatsbürgerliche, staatsbürgerliche und politische Rechte! 

Aber auch die positive Gesetzgebung und Rechtssprechung 
geben dem Begriffe „politisches Recht des Unterthan" keinen 

(Leipzig: 188?)). III. Individuelle Freiheitsrechte, §§.217—224. — v. Stengel, 
Lehrb. d. d. Verwaltungsr., S. 36. — Gierke im Jahrb. Schmoller's, Bd. VII, 
S. 1132 ff. 

'♦) Lab and, Staatsrecht. Bd. I, §. 15, S. 148: Die Freiheitsrechte oder 
Grundrechte sind die Normen für die Staatsgewalt , welche dieselbe sich selbst 
gibt , sie bilden Schranken für die Machtbefugnisse der Behörden , sie sichern 
dem Einzelnen seine natürliche Handlungsfreiheit in bestimmtem Umfange, aber 
sie begründen nicht aubjective Rechte der Staatsbürger, sie sind keine Rechte, 
denn sie haben kein Object. — Zorn, Reichsstaatsrecht. I. Bd., S. 274. Die 
Theoiie hat jedoch bis jetzt weder diesen noch jenen Weg eingeschlagen; viel- 
mehr hat man einen Mittelweg genommen und unter dem Thema der Staats- 
angehörigkeit zwar nicht einen Katalog aller Rechtssätze gegeben, die sich auf 
die Staatsangehörigen beziehen, wohl aber eine Aufzählung der sogenannten 
Grundrechte, ein Begriff, der keinerlei juristische Formulirung fand, der in Folge 
dessen einen beqiiemen Deckmantel bot für eine wunderliche Mischung von wirk- 
lichen Rechten, von politischen, mehr oder weniger gerechtfei tigten, Wünschen, 
und endlich von Phrasen , die nicht selten selbst Aufnahme in die Staatsver- 
fassung fanden, wie z. B. das Adress- und Petitionsrecht u. dergl. — Seydel, 
Grundzüge, IV. Abschn. Die öffentlichen Rechte. S. 49. Baier. Staatsrecht. 1.. 
S. 571. — V. Gerber, Grundzüge, §§. 10, 11. üeber öffentl. Rechte. S. 76. — 
Leuthold in den Annalen des deutschen Reiches Jahrg. 1884, S. 365. — In 
Bei reff des Vereins- und Versammlungsrechtes, der Press- und Gewissensfreiheit 
auch V. Sarwey, das öflVjntl. Recht und d. Verwaltungsrechtspflege. (Tübingen 
1880) §^. 33. 34. 
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festen Inhalt. Es zeigt sich ein Schwanken in der Anwendung 
der Termini: politische, staatsbürgerliche, bürgerliche Rechte der 
Staatsbewohner. 

1. Zunächst werden bisweilen sämmtliche Rechte der ünter- 
thanen — die Privatrechte sowohl als die öffentlichen — unter 
dem Ausdrucke „bürgerliche Rechte" verstanden, so z. B. im 
Reichsde'putationshauptschlusse ^^) von 1803 (§. 63), in der deutschen 
Reichsveifassung des Jahres 1871, in der Yerfassungsurkunde des 
Orossherzogthums Hessen vom 17. December 1820, so dass hienach 
die politischen Rechte als ein Theil der bürgerlichen erscheinen. 

2. In den meisten Verfassungen bedeuten aber die „bürger- 
lichen Rechte" die Privatrechte. 

3. Einzelne Verfassungsurkunden **) nennen den Inbegriff 



'^) ProtokoU der ansserordentliclien Reichsdeputation za Regensbarg. 
Bd. II, S. 921, §. 63 : Die bisherige Religionsübung eines jeden Landes soU gegen 
Aufhebung und Kränkung aller Art geschützt sein und insbesondere jeder 
Religion der Besitz und ungestörte Genuss ihres eigenthümllchen Kirchengutes, 
auch Schulfondes nach der Vorschrift des westphälischen Friedens ungestört 
verbleiben; dem Landesherm steht jedoch frei, andere Religionsverwandte zu 
dulden und ihnen den Vollgenuss bürgerlicher Rechte zu gestatten. — Y.-Urk. 
des Grossherzogthums Hessen vom 17. December 1820, Titel III, Art. 12: Der 
Genuss aUer bürgerlichen Rechte in dem Grossherzogthume, sowohl der Privat- 
rechte, als der öflfentlichen (oder des Staatsbürgerrechts) steht nur Inländern zu. 
— Deutsche Verfassung vom 16. April 1871, Art. 3: Für ganz Deutschland 
besteht ein gemeinsames Indigenat mit der Wirkung, dass der Angehörige 
(Unterthan, Staatsbürger) eines jeden Bundesstaates in jedem anderen Bundesstaate 
als Inländer zu behandeln und demgemäss zum festen Wohnsitz, zum Gewerbe- 
betriebe, zu öffentlichen Aemtern, zur Erwerbung von Grundstücken, zur Erlan- 
gung des Staatsbürgerrechtes und ^zum Genüsse aller sonstigen bürgerlichen Rechte 
unter denselben Voraussetzungen wie der Einheimische zuzulassen, auch in Betreff 
der Rechtsverfolgung und des Rechtsschutzes demselben gleich zu behandeln ist. 

»<') Coburg-Gotba, Staatsgrundgesetz vom 3. Mai 1852, Abschnitt II, §. 34 : 
Durch das religiöse Bekenntniss wird der Genuss der staatsbürgerlichen Rechte 
weder bedingt noch beschränkt, den staatsbürgerlichen Pflichten darf dasselbe 
keinen Abbruch thun. — Grossherzogthum Baden, Verf.-Ürkunde v. 22. August 1818, 
II, §. 7: Die staatsbürgerlichen Rechte der Badener sind gleich in jeder Hin- 
sicht, wo die Verfassung nicht namentlich und ausdrücklich eine Ausnahme be- 
gründet. — Württemberg, V.-Urkunde v. 25. September 1819, drittes Capitel, §. 27, 
Abs. 2. (In der früheren Textirung des Absatzes 2 , vor dem Gesetze v. 31, De- 
cember 1861, sind die Ausdrücke „staatsbürgerliche Rechte'^ und „bürgerliche 
Rechte" als identische gebraucht). — Sachsen-Meiningen, Grundgesetz v, 23. August 
1829, II, §. 12. 

V. Dantscher. 2 



18 

der Privatrechte und der staatlichen Rechte der Staatsgenossen 
auch „staatsbürgerliche Rechte". 

4. Andere wieder verstehen unter den politischen Rechten 
nur die politischen Rechte im engeren Sinne. ") 

5. Viele Verfassungsurkunden ^®) identificiren die politischen 
Rechte mit den staatsbürgerlichen und begreifen unter den „bürger- 
lichen und staatsbürgerlichen Rechten" die Privatrechte und staat- 
lichen Rechte des Einzelnen, während 

6. andere ") wieder die Gesammtheit von Unterthanrechten 
als bürgerliche und politische Rechte bezeichnen. 

'') Schweiz, Bnndes-Verfassung v. 29. Mai iS7-l, Art. 43, 49. 

'*») Preussische Verfassung v. 31. Jänner 1850, Art. 12: Der Gennss der 
bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte ist unabhängig von dem religiösen 
Bekenntnisse. Den bürgerlichen und staatsbärgerlichen Pflichten darf durch die 
Ausübung der Religionsfreiheit kein Abbruch geschehen. — Sächsische Ver- 
fassung vom 4. September 1831, III, §. 33 (nach dem Gesetze vom 3. Dec. 
1868): Der Genuss der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte ist unab- 
hängig von dem religiösen Glaubensbekenntnisse. Den bürgerlichen und staats- 
bürgerlichen Pflichten darf das religiöse Bekenntniss keinen Abbruch thnn" 
(§. 33 lautete früher: Die Mitglieder der im Königreiche aufgenommenen christ- 
lichen Eirchengesellschaften geniessen gleiche bürgerliche und politische Rechte. 
Alle anderen Glaubensgenossen haben an den staatsbärgerlichen Rechten nur in 
dem Masse einen Antheil, wie ihnen derselbe vermöge besonderer Gesetze zu- 
kommt). — Oldenburg, Revidirtes Staatsgrundgesetz v. 2^ November 1852, Ab- 
schnitt II, §. 33. — Fürstenthum Waldeck, V.-Ürkund. v. 17. August 1852, Titel III, 
g. 40. — Förstenthum Renss j. L., Revidirtes Staatsgrandgesetz v. 14. April 1852, 
dritter Abschnitt, §. 19. — Auch die ehemalige deutsche Verfassung v. 28. März 

1849, §. 146. 

") Bayerische V.-Ürkunde, Titel IV, §. 9, Abs. 2: „Die in dem Königreiche 
bestehenden drei christlichen Kirchengesellschaften geniessen gleiche bürgerliche 
und politische Rechte.^ (Im Absätze 3 sind dann wieder die bürgerlichen nnd 
politischen Rechte unter den „staatsbürgerlichen'' zusammengefasst : „Dienicht- 
christlichen Glaubensgenossen haben zwar vollkommene Gewissensfreiheit; sie 
erhalten aber an den staatsbürgerlichea Rechten nur in dem Masse einen An- 
theil, wie ihnen derselbe iu den organischen Edicten über ihre Aufnahme in die 
Staatsgesellschaft zugesichert ist"). — Grundgesetz für das Herzogthum Sachsen- 
Altenbnrg, zweite Abtheilung, erster Abschnitt, §. 4'<^: „Zur Aufnahme in den 
Staatsverband des Herzogthums Altenbnrg ist das Bekenntniss der christlichen 
Religion erforderlich ; die besondere Confession erwirkt keine Verschiedenheit 
der politischen nnd bürgerlichen Rechte.'^ — Renss ä. L., Verfassung vom 28. März 
1867, §.47: Die Glieder der christlichen Conftrssionen geniessen gleiche bürger- 
liche und politische Rechte. Andere Glaubensgenossen haben an den staats- 
bürgerlichen Rechten nur in dem Masse Antheil, wie ihnen derselbe seither 
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7. Eine andere Gruppe von Verfassungen unterscheiden die 
staatlichen Rechte der Unterthanen in staatsbürgerliche und 
politische Rechte, ohne aber zu bestimmen, welche Rechte zu 
jeder der beiden Kategorien gehören. 

Jedenfalls sind in den modernen Constitutionen unter den 
politischen Rechten der Unterthanen in der Jlegel nicht blos die 
rechtlichen Befugnisse auf Antheilnahme am Verfassungsleben, 
d. h. die politischen Rechte im engeren Sinne zu verstehen; der 
Begriff bedeutet vielmehr bei vielen ^o) die Gesammtheit der gegen- 
über dem Staats verbände zustehenden Rechte. 

Die österreichische Verfassungsurkunde vom 25. April 1848 2^) 
unterscheidet ebenfalls unter III „staatsbürgerliche und politische 
Rechte der Staatseinwohner", während dieselben Rechte in dem 
Patente '2) für die deutsch-slavischen Länder vom 4. März 1849, 
R. G. Bl. Nr. 151, welches gleichzeitig mit der octroirten Reichs- 
verfassung erschien, als politische Rechte der Bewohner dieser 
Länder erklärt werden. 

„Politische Rechte" oder „Grundrechte" nennt sie auch das 
kaiserliche Patent") vom 31. December 1851, R. G. Bl. Nr. c5. 



zugestanden worden ist oder künftig gesetzlich zugestanden werden wird. — 
Verf. des Königreichs Italien vom 4. März 1848, Art. 24. — Verf. der Reich s- 
rathsländer vom 21. December 1867, Staat sgrnndgesetz über die allgem. Bechte 
der Staatsbürger, Art. 14: „Die volle Glanbens- nnd Gewissensfreiheit ist Jeder- 
mann gewährleistet. Der Gennss der bürgerlichen und politischen Rechte ist 
von dem Religionsbekenntnisse unabhängig; doch darf den staatsbürgerlichen 
Pflichten durch das Religionsbekenntniss kein Abbruch geschehen.^ Auch die 
Verfassung vom 25. April 1848, §. 27. — Märzverfassung, Patent über die 
Grundrechte 5j. 1. 

**) So auch die Verfassung der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder vom 21. December 1867. 

«») AUerh. Patent Kaiser Ferdinands vom 25.* April 1848, P. G. S. 
Bd. 76, Nr. 49. 

*>) Kaiserliches Patent vom 4. März 1849, R. G. Bl. Nr. 151, über die dnrch 
die constitutionelle Verfassung gewährleisteten politischen Rechte. — Wir Franz 
Josef I., von Gottes Gnaden Kaiser von Oesterreich etc., verordnen für die 
nachbenannten Kronländer .... in Anerkennung und zum Schatze der den 
Bewohnern dieser Länder durch die von Uns angenommene constitutionelle 
Staatsform gewährleisteten politischen Rechte über Antrag Unseres Minister- 
rathes, wie folgt : . . . . 

•«•) Kaiserliches Patent vom 31. December 1851, J. 1852, R. G. Bl. Nr. 3, 
wodurch das Patent vom 4. März 1849, (R. G. Bl. Nr. 151) und die darin für die 

2* 
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J. 1852 , wodurch das Patent vem 4. März 1849 ausser Kraft 
gesetzt wird. 

Die Decembcrverfassung des Jahres 1867 **) für die im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder stellt „allgemeine 
Rechte der Staatsbürger" auf. Der BegriflF „politische Rechte" 
wird von dieser Verfassung in verschiedenem Sinne angewendet. 
Er findet sich im Artikel 14 des Staatsgrundgesetzes über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger, femer im Artikel 3 des 
Staatsgrundgesetzes über die Einsetzung eines Reichsgerichtes, und 
im §. 23 des Gesetzes vom 25. Juli 1867 über die Verantwort- 
lichkeit der Minister. 2ö) Die Artikel 14**) und 3 verstehen dar- 

genannten Eronländer verkündeten Grundrechte ausser Gesetzeskraft gesetzt . . . 

werden. . . . Wir Franz Josef I. etc In dem Patente vom 4. März 1849 wnrden 

für die nachbenannten Eronländer bestimmte politische Rechte verkündet, 
welche mit der gleichzeitig kundgemachten Verfassungsurkunde einer sorgfältigen 
Prüfung unterzogen wurden. In Folge der Grunde, welche Uns durch Vernehmung 
des Minister- und des Reichsrathes vorgetragen wurden, sehen wir Uns bestimmt, 
das erwähnte Patent vom 4. März 1849 und die darin für die bezeichneten Krön- 
länder verkündeten Grundrechte hiermit ausser Kraft und gesetzliche Wirk- 
samkeit zu setzen. 

**) Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger für 
die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 142. 

'^) St. Gr. G. über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, Art. 14, Abs. 2 : 
„Der Genuss der bürgerlichen und politischen Rechte ist von dem Religions- 
bekenntnisse unabhängig; doch darf den staatsbürgerlichen Pflichten durch das 
Religionsbekenntniss kein Abbruch geschehen. — St. Gr. G. v. 21. December 1867, 
über die Einsetzung eines Reichsgerichtes, R. G. Bl. 1867, Nr. 143, Art. 3: Dem 
Reichsgerichte steht ferners die endgiltige Entscheidung zu: b) über Beschwerden 
der Staatsbürger wegen Verletzung der ihnen durch die Verfassung gewähr- 
leisteten politischen Rechte, nachdem die Angelegenheit im gesetzlich vorge- 
schriebenen administrativen Wege ausgetragen worden ist. '— Gesetz v. 25. Juli 
1867 über die Verantwortlichkeit der Minister für die im Reichsrathe vertretenen 

Königreiche und Länder, R. G. Bl. 1867, Nr. 101, §.23 Die gesetzliche Folge 

der Verurtheilung ist stets die Entfernung des Verurtheilten ans dem Rathe der 
Krone ; es kann aber nach Beschaffenheit der erschwerenden Umstände auch auf 
die Entlassung des Verurtheillen aus dem Staatsdienste und auf den zeitlichen 
Verlast der politischen Rechte erkannt werden. 

••) Unter den „bürgerlichen Rechten", hier im Artikel 14, sind die Privat- 
rechte zu verstehen; dies ergibt sich insbesondere aus dem Verhältnisse der 
zweiten Alinea dieses Artikels, welche den Genuss der bürgerlichen nnd poli- 
tischen Rechte von dem Religionsbekenntnisse unabhängig erklärt, zur Alinea 1. 
Diese stellt das allgemeine Princip auf, dass „die volle Glaubens- und Gewissens- 
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unter die gesammten öffentlich- staatlichen Rechte der Unterthanen ; 
der §. 23 hingegen des Ministerverantwortlichkeitsgesetzes, welches 
nahezu ein halbes Jahr vor den Staatsgruudgesetzen erSoss, be- 
greift unter den politischen Rechten, auf deren zeitlichen Verlust 
Yom Staatsgericbtshofe erkannt werden kann, offenbar nur die 
politischen Rechte im engeren Sinne. ^^) Denn es ist klar, dass 
vom Staatsgerichtshofe dem Minister wohl das Wahlrecht zu den 
stiaatlichen Vertretungskörpern (Reichsrath, Landtag, Bezirks- und 
Gemeindevertretung) und das Recht, in die Geschworenenliste auf- 
genommen zu werden, aberkannt werden kann, gewiss aber nicht 
andere politische Rechte, wie z. B. das Auswanderungsrecht oder 
die dem Minister etwa zukommende Militär-, Steuer- oder Gebühren- 
freiheit. 

Auch die Praxis des Reichsgerichtes selbst zeigt, dass in 
der lütera h des Artikels 3 unter den politischen Rechten der 
Staatsbürger keineswegs, wie im §• 23 des Ministerverantwortlich' 

freiheit Jedermann gewährleistet ist". Die zweite Alinea zieht nnr die Conse- 
quenz ans dem vorangestellten allgemeinen Principe, wenn sie erkläirt, das» 
daher das ganze Gebiet der weltlichen Rechte der Einzelnen, die bürgerlichen 
nnd politischen Rechte, d. h. die Privat- wie die öffentlich staatlichen Rechte, 
von dem Religionsbekenntnisse unabhängig seien. S. anch ünger, System I, 
S. 258, 259, nach welchem durch den §. 1 des Patentes vom 4. März 1849, 
R. G. Bl. Nr. 151 „über die durch die constitutionelle Staatsform gewährleisteten 
politischen Rechte'' die Juden in privatrechtlicher und staatsrechtlicher Be- 
ziehung den Christen vollkommen gleichgestellt wurden. Der zweite Absatz des 
§. 1 des allerh. Patentes aber ist gleichlautend mit dem zweiten Absätze des 
Artikels 14. (§. 1 lautete : Die volle Glaubensfreiheit und das Recht der häuslichen 
Ausübung des Religionsbekenntnisses ist Jedermann gewährleistet. Der Genuss 
der bürgerlichen und politischen Rechte ist von dem Religionsbekenntnisse unab- 
hängig, doch darf den staatsbürgerlichen Pflichten durch das Religionsbekenntniss 
kein Abbruch geschehen.) — Ebenso Hy e, Sammlung der Erkenntnisse des Reichs- 
gerichtes, B. IV, S. XI. — Auch das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch versteht 
unter den bürgerlichen Rechten die Privatrechte, so §;^. 28, 33 etc. Die Redac- 
toren des bürgerlichen Gesetzbuches sprechen gerne vom „bürgerlichen Privat- 
recht**, welcher Terminus auch in den Beschlüssen der ungarischen Judex-Curial- 
Conferenz erscheint. S. Pfaf^und Hof mann, Commentar S. 117, Note 1. 

'^) Dass dem Minister z. B. die Freiheit der Person nicht geschmälert 
werden dürfe, wurde bei der Berathung des Gesetzes ausdrücklich ausgesprochen. 
Nach Punkt 13 des Motivenberichtes des Verfassungsausschasses ist der Zweck 
dieser Strafverschärfung des verurtheilten Ministers^ „jenen Minister, dessen 
Verschulden ein grobes ist, der im bürgerlichen Leben vorzüglich geltenden 
Ehrenrechte verlustig zu machen". 
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keitsgesetzes, mir die politischen Rechte im engeren Sinne zu ver- 
stehen sind. Abgesehen davon, dass bei dieser Interpretation nur 
das active Wahlrecht, die Reclamationsrechtc und das Recht, in 
die Geschworenenlistc aufgenommen zu werden, unter die littera b 
fallen würden , nicht aber das so wichtige Recht der politischen 
Unverletzlichkeit der Person (ihrer Freiheit und Güter), das Aus- 
wanderungsrecht etc., hat das Reichsgericht selbst viele andere 
Handlungen und rechtliche Befugnisse der Einzelnen als politische, 
von der Verfassung gewährleistete Rechte crkläii • so die Vereins- 
bildung, Einberufung einer Volksversammlung und Theilnahme 
hieran, freie Meinungsäusserung, Berufswahl, Glaubens- und Ge- 
wissensfreiheit, Gründung von Unterrichts- und Erziehungsanstalten, 
Befreiung von der Militärpflicht, Auswanderungsfreiheit, freie 
Wahl des Aufenthaltes und Wohnsitzes, Freizügigkeit der Person 
und des Vermögens, Unverletzlichkeit des Hauses, der persönlichen 
Freiheit , Recht auf Wahrung und Pflege der Nationalität und 
Sprache, Gleichheit vor dem Gesetze, Recht der freien Berufs- 
wahl, Recht auf die für alle Staatsbürger gleich zugänglichen 
öffentlichen Acmter etc. ^*) 

Gewiss nun soll die Staatslehre, welche vielleicht mehr als 
jede andere Wissenschaft an der Unbestimmtheit mancher von 
ihr aufgenommenen Begrifft leidet, sich vollkommen klar sein über 
Umfang und Inhalt des Begriffes „politische Rechte des Unter- 
than" ; aber noch mehr, eine genaue Begriff*sbestimmung ist fast 
ein noch grösseres Bedürfniss für die öffentlich-rechtliche Gesetz- 
gebung und Rechtssprechung. 

In den modernen constitutionellen Verfassungsurkunden der 
europäischen Staaten ist z. B. überall der Rechtsgrundsatz aus- 
gesprochen, dass der Genuss der bürgerlichen und politischen 
Rechte vom Religionsbekenntnisse unabhängig sei, wodurch die 
politischen Vorrechte der Bekcnner der Staatsreligion gegenüber 
Andersgläubigen aufgehoben wurden. Der Verlust der politischen 
Rechte erscheint ferner vielfach als gesetzliche Folge bestimmter 

^'^) S. Hye, Sammlang der geschöpften Erkenntnisse des k. k. öster- 
reichischen Reichsgerichtes, Theil I — VII in der Einleitung zu jedem Bande, 
wie auch das 11. systematische Urgister; insbesondere Theil VIT, welcher die 
in den Jahren 1883—1885 gefällten Judicate enthält, Einleitung, S. XXX— LI V, 
systematisches Register (U), C. S. 230. 
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Verbrechen oder Vergehen, deren Jemand gerichtlich über- 
wiesen ist. 29J 



'*) So gehen in den Beichsrathslandern als Folge der Verurtheilung wegen 
eiues Verbrechens oder einer Uebertretnng folgende politische Rechte verloren: 

1. Das Wahlrecht (and die Wählbarkeit) bei der Wahl der Mitglieder des Ab- 
geordnetenhauses des Beichsrathes , wie aoch der Wahlmänner (Gesetz vom 

2. April 1873, Nr. 40 R.G.BI., §.20, Z. 4): „Von dem Wahlrechte und der 
W^ählbarkeit sind aasgeschlossen 4. diejenigen Personen, welche wegen eines 
^'erbrechens oder wegen der Uebertretung des Diebstahls, der Veruntreuung, der 
Theilnahme hieran oder des Betruges (§§,460,461,463, 464, Strafgesetz) 
zu einer Strafe verürtheilt worden sind. — II. Das Wahlrecht (und die Wähl- 
barkeit) zum Landtage (§.18 der LandtagswfBIordnungen fdr Böhmen, Schlesien, 
das Kastenland, §. 11 der Landtagswahlordnung für Vorarlberg, §§. 17 
der fibrigen Landtagswahlordnungen vom 26. Februar 1861. §§. 35, 37 der Ver- 
fassung far Triest vom 12. April 1850). Die früheren Bestimmungen der Land- 
tagswahlordnungen wurden im Wege der Landesgesetzgebung (Landesgesetze vom 
13. Jänner 1869, in Schlesien Landesgesetz vom 7. December 1869, in Böhmen 
Landesgesetz vom 17. Jänner 1870) in Folge des §. 12 des Gesetzes vom 
15. November 1867, R. O. Bl. Nr. 131, wodurch mehrere Bestimmungen des all- 
gemeinen Strafgesetzes und anderer damit im Zusammenhange stehender Anord- 
nangen abgeändert werden, aufgehoben und den Bestimmungen des neuen Ge- 
setzes entsprechend verfasst. (§ 12 des Gesetzes vom 15. November 1867 lautet: 
^Die Bestimmungen der Landtagswahlordnungen und des Grundgesetzes für die 
Reichsvertretung über die active und passive Wahlberechtigung und über den 
Vorlust derselben werden durch dieses Gesetz nicht berührt, sondern bleiben der 
Abänderung im verfassungsmässigen Wege vorbehalten.") Der Verlust dieser 
politischen Rechte tritt ein: 1. Bei den im Gesetze vom 15. November 1867, 
§. 6, sub 1 — 10, aufgeführten Verbrechen nnr für die Strafzeit; 2. bei anderen 
Verbrechen, wenn der Schuldige zu einer wenigstens 5jährigen Kerkerstrafe ver- 
ürtheilt wurde, noch für 10 Jahre nach dem Ende der Strafe ; 3. wenn das Straf- 
nrtheil auf weniger als 5 Jahre lautet, noch für 5 Jahre nach Ende der Strafe ; 
4. bei den angefahrten Uebertretungen noch für 3 Jahre nach dem Ende der 
Strafe. — III. Das Wahlrecht (und die Wählbarkeit) zu einer Gemeinde- 
vertretung (ATfTX des Gesetzes vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18; §§. 3 der 
Genieindewahlordnungen für die einzelnen Kronländer. Für das Königreich 
Böhmen bewirkt nach §. 4 der Gemeindewahlordnung auch noch das Vergehen 
des §.486 Strafgesetz: „Verschulden von in Concurs verfallenen Schuldnern" 
den Verlust des activen und passiven Wahlrechtes zur Gemeindevertretung). Da 
die Gemeinden für den übertragenen Wirkungski eis (Art. VI des Gemeinde- 
gesetzes vom 5. März 1862, §§. )i9 der Gemeindeordnungen für Böhmen, Krain, 
^=alzbarg, §§ 28 f&r Bukowina, Görz und Gradisca, Istrien, Kärnten, Mähren, 
Schlesien, Tirol, Vorarlberg, §. 31 für Dalmatien, §. 27 für Niederösterreich, §. 26 
für Oberösterreich, §. 25 für Steiermark) als staatliche Behörden erscheinen, so ist das 
Recht auf Bildung dieser staatlichen (Gemeinde) Organe ein politisches Recht. Die 
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In OesterreichUngam bestimmt die Verfassung für die 
Eeichsrathsländer vom 21. December 1867, wie erwähnt, dass 



Dauer des Verlastes dieses politischen Rechtes bestimmt sich hier ebenfalls nach 
§. 6 des Gesetzes vom 15. November 1867. — ^V J aa Recht in die Urliste der 
Geschworenen aufgenommen zu werden (§§. 2, 16, des Gesetzes vom 23. Mai 1873, 
R. G. Bl. Nr. 121, betreffend die Bildung der Geschworenenlisten) für alle, di& 
sich 1. in strafgerichtlicher Untersuchung; unter Anklage oder in Strafe befinden,. 
2. die in Folge einer strafgerichtlichen Yerurtheilung nach den Gesetzen von der 
Wählbarkeit zu der Gemeindevertretung ausgeschlossen sind, so lange diese Aus* 
Schliessung dauert (§. 2, sub 3, 4). — V. Das Recht als Freiwilliger in das stehende 
Heer (Kriegsmarine) einzutreten. §§.*%^21 des Gesetzes vom 5. December 1868, 
R. G. Bl. Nr. 151. — VI. Das Wahlrecht zu den Gewerbegerichten (welche als 
richterliche Organe funlBBW), §. 9, Z. 1, des Gesetzes vom 14. Mai 1869, R. G. BL 
Nr. 63 über die Errichtung von Gewerbegerichten. — VII. Ehrenrechte. Wahl- 
berg, die Ehrenfolgen der strafgerichtlichen VerurtheitÖfig (Wien 1864), Adolf 
V. Wick, Ueber Ehrenstrafen und Ebrenfolgen von Verbrechen und Strafen 
(Rostock 1853), S. 111 ff. Verhandlungen des 3. deutschen Juristentages II. 
Zugschwerdt, Die Schärfungen der Freiheitsstrafe (Wien 1865), 2. Abschnitt. 
Glaser, Kleine Schriften über Strafrecht und Strafprocess, 2. Aufl. (Wien 1883). 
Gross, Ueber Ehrenfolgen bei strafgerichtlichen Verurtheilungen (Graz 1874). 
V. Liszt, Lehrbuch d. deutschen Strafrechtes, 2. Aufl. (Berlin und Leipzig 1884). 
Teichmann, in v. Holtzendorffs Rechtslexicon I. Geyer, Zeitschrift 
für vergleichende Rechtswissenschaft I und Grundriss zu Vorlesungen über d. g. 
Strafrecht 1884. — Ausserdem hat die VerurtheUnng wegen Verbrechen, Vergehen 
oder Uebertretungen auch eine Minderung des Rechtes der staatsrechtlichen Persön> 
lichkeit namentlich in Betreff ihrer freien Bewegung ^innerhalb des Staatsgebietes 
und der Unverletzlichfeif*des Hauses zur Folge. So kann 1. die gerichtliche 
Abschaffang des Verbrechers nach verbüsster Strafe aus einem bestimmten Orte 
oder aus einem Kronlande auf beständig oder auf eine bestimmte Zeit ausge- 
sprochen werden (§§ 249, 323) ; desgleichen 2. die polizeiliche Abschaffang (wio 
auch die Abschiebung mit der Verweisung in die Zuständigkeitsgemeinde) ans 
einem oder mehreren Orten fdr immer oder für eine bestimmte Zeit gegen ans 
der Haft tretende Sträflinge oder Zwänglinge, insofern sie die Sicherheit der 
Person oder des Eigenthums gefährden (§. 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1871, 
R. G. Bl. Nr. 88, in Betreff der polizeilichen Abschaffung und des Schubwesens). 
Diese Abschaffang wird durch die k. k. Polizeidirectionen (oder deren exponirte 
Organe) und , wo solche nicht bestehen, durch die politischen, landesfürstlichen 
oder Communalbehörden I. Instanz (§. 5) mittelst Erkenntnisses verhängt. 3. Die 
Stellung unter Polizeiaufsicht durch die landesfürstlichen Polizeibehörden und 
politischen Behörden I.Instanz, nachdem die Zulässigkeit derselben vom Gerichte 
ausgesprochen worden ist (§§. 4, 6, 8 des Gesetzes vom 10. Mai 1873, R. G. Bl. 
Nr. 103 , womit polizeistrafrechtliche Bestimmungen wider Arbeitsscheue und 
Landstreicher erlassen werden). In Folge dessen kann dem Betreffenden der 
Aufenthalt iu einzelnen Gebieten oder Orten gänzlich untersagt oder auch ein 
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das Eeicbsgericht auch competent sei über Beschwerden der 
Staatsbürger wegen Verletzung der ihnen durch die Verfassung 
gewährleisteten politischen Rechte, nachdem die Angelegen- 
heit in gesetzlich vorgeschriebenem, administrativem Wege aus- 
getragen worden ist; nach dem Ministerverantwortlichkeits- 
gesetze vom 25. Juli 1867, R. G. Bl. Nr. 101, kann als Folge 
der Verurtheilung eines Ministers vor dem Staatsgerichtshofe 
der zeitweilige Verlust der politischen Rechte über ihn verhängt 
werden (§. 23). 

In allen diesen Fällen ist eine genaue Fixirung des Begriflfs- 
inhaltes „politisches Unterthanrecht" nothwendig; sie ist nament- 
lich eine unerlässliche Vorbedingung der Competenzerkläning und 
Rechtssprechung des Reichsgerichtes rücksichtlich eines Theiles 
von Agenden, die diesem obersten Gerichtshofe für das öflFentliche 
Recht verfassungsmässig zukommen. ^^) 

bestiminter Ort zum Aufenthalte ange-wiesen werden (Intemirnng), es kann ihm 
verboten werden, gewisse Ränmlichkeiten zn besuchen, zar Nachtzeit oder zur 
Zeit eines ansserordentlichen ZnsammenstrÖmens von Menschen ohne zwingenden 
Gmnd seine Wohnung zu verlassen ; es darf bei ihm jederzeit zum Zwecke der 
polizeilichen Aufsicht eine Haus- oder Personsdnrchsuchung vorgenommen 
werden (§. 9). 4. Yerhängung der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt oder 
(bei Personen unter 16 Jahren und bei Unmündigen, §. 273 Straf. G. B.) in einer 
Besserungsanstalt durch die politischen Landesbehörden (§§. 13, 15, 17, 18), nachdem 
die Zulässigkeit der Anhaltung in einer solchen Anstalt vom Gerichte ausgesprochen 
worden ist. (S. auch das Gesetz vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89, womit 
strafrechtliche Bestimmungen in Betreff der Zulässigkeit der Anhaltung in 
Zwangsarbeits- oder Besserungsanstalten getroffen werden, und das Gesetz vom 
24. Mai 188"), R. G. Bl. Nr. 90, betreffend die Zwangsarbeits- und Besserungs- 
anstalten). 

'^) So hat das k. k. Reichsgericht für die Reichsrathsländer in mehreren 
Entscheidungen (s. Hye, Nr. 21, Nr. 41) ausgesprochen, dass das Eigenthums- 
recht gegenüber der Staatsgewalt, also die ün verletzlichkeit des Eigenthunis 
gegenüber' der Verwaltung, wohl ein durch die Verfassung gewährleistetes Recht sei, 
aber kein politisches, d. h. kein öffentlich-staatliches Recht. Auf Grund 
dieser theoretischen Entscheidung erklärte sich das Reichsgericht dann incom- 
petent für die Entscheidung von Rechtsfällen, in denen ein widerrechtlicher 
Eingriff seitens der Staatsgewalt in das Eigenthum der Mitglieder behauptet 
wird und vorliegt. — Diese Entscheidung ruft die schwerwiegendsten Bedenken 
wach. Soll die Ünverletzlichkeit des Eigenthums gegenüber dem Einzelnen, also 
die privatrechtliche Ünverletzlichkeit, wirklich gleich sein der Unverletzlichkeit 
des Eigenthums gegenüber der öffentlichen Gewalt, welcher die Persönlichkeit und 
ihre Güter unterworfen sind, d. h. der öffentlichen rechtlichen ünverletzlichkeit? 
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Ja der Mangel einer strengen Begriffsbestimmung des 
politischen Untcrthanreclites seitens der Staatslehre, andererseits 
die grosse unmittelbare Wichtigkeit einer solchen für die Praxis, 
brachten es mit sich, dass schon des Oefteren und von ver- 

TJnd ist sonach ein rechtswidriger Eingriff der Staatsgewalt in das Eigenthnm der 
Bürger, z. B. eine gesetzwidrige Eigenthnmsentziehung, ein rechtswidriges Verbot 
der Stockanfsetzüng anf ein Haas, die ungesetzliche Anordnung der Trocken- 
legung eines Teiches in einem Privatgute durch die Staatsbehörde etc., eine 
privat rechtliche Verletzung? Kann eine solche Verletzung zwischen Einzel- 
persönlichkeiten überhaupt stattfinden? Handelt der Staat in der Ausübung der 
Staatsgewalt rücksichtlich des Eigenthums der Bürger wie ein Privatmann? 
Erscheint er in diesen FäUen ebenso als Privatmann, wie wenn er als Grund- 
eigenthümer durch einen Domänen Verwalter eine Besitzstörung gegenüber seinem 
Gutsnachbam begeht? Die modernen Verfassungen führen die UoverletzUchkeit 
des Eigenthums in den Grundrechten der Bürger auf. Und weist somit nicht 
schon die Aufnahme dieses Rechtes der Unverletzlichkeit des Eigenthums gegen- 
über der Staatsverwaltung unter die „allgemeinen Rechte der Staatsbürger** 
(doch wohl gegenüber der vollziehenden Gewalt?) darauf hin , dass es ein 
öffentliches Recht ist und eine Verletzung desselben durch die Verwaltung somit 
eine öffentlich-rechtliche Verletzung? Die publicistische Natur des Eigenthums- 
r echtes gegenüber der Staatsgewalt tritt schon in Hertens Entwurf hervor, II. Theil, 
2. Capitel, §. 2 : „Gleichwie aber der Eigen thümer in Ansehung dieser ihm zu- 
stehenden Gerechtsamen durch Verträge oder letztwillige Anordnungen beschränket 
werden kann, so sind auch dieselben der Uns beiwohnenden höchsten Ge- 
walt allerdings untergeben und es beruhet bei Uns, mit allen Sachen and 
Rechten einzelner Personen so zu ordnen, wie es die Nothdurft oder Nutzen 
des gemeinenWesens erfordert. Wenn wir dahero wegen des gemeinen Wohl- 
standes Unsere Unterthanen im Gebrauche gewisser Sachen beschränken, ihnen 
einen bestimmten Gebrauch vorschreiben und den widrigen Gebrauch verbieten 
oder wenn Wir die Erhaltung gewisser Sachen besonders anbefehlen, so darf 
Niemand dem entgegenhandeln. Ebenso, wenn es die Nothdurft erforderte, die 
Sache selbst zum Dienste des gemeinenWesens zu gebrauchen, s o m a g 
Niemand über die Verletzung seines Rechtes, über einen ihm 
zugegangenen Schaden oder entzogenen Nutzen klagen; wo Wir 
jedoch von selbst bedacht sein werden, das Biiligmässige vorzukehren. Noch weniger 
solle aus Anlass einer wegen der gemeinen Wohlfahrt eingezogenen, un- 
nütz gemachten oder abgewürdigten Sache zwischen dem Eigenthümer und einem 

Dritten, ein wie immer Namen habender rechtlicher Anspruch zugelassen 

werden . . ,^ Noch bestimmter wurde die öffentlich-rechtliche Natur des Eigen- 
thums gegenüber der Staatsgewalt anerkannt durch den Beschluss vom 31- De- 
cember 1790, Alles wegzulassen, was sich auf Enteignung bezieht, „weil dieses 
Alles ad jus publicum gehörig ist**. (Harrasowsky, Der codex theresiantut 
und seine Umarbeitungen. Wien 18S6, IV. Band, Hertens Entwurf, S. 143, 
Note 3 am Ende.) 
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schiedenen Seiten der Wunsch ausgesprochen wurde, das Reichs 
gericht selbst möge eine Begriffsbestimmung der politischen Rechte 
der Staatsbürger aufstellen. 

Man subsumirt nun unter den Begriff „politisches Recht" 
im subjectiven Sinne oft auch die amtlichen Rechte der Staats- 
organe gegeneinander und gegenüber den Unterthanen; man 
spricht von den politischen Rechten der Krone, der Kammern 
und der Organe der vollziehenden Gewalt (Regierungsrechte), wie 
auch der Unterthanen. Hiernach zei'fielen die politischen Rechte 
nach ihren Trägern in zwei grosse Gruppen: In die politischen 
Rechte der Staatsorgane und in die politischen Rechte der 
Unterthanen. Nur die letzteren fallen in den Kreis der folgen- 
den Erörterungen. 



Folitisohes Beoht und öffentliches Seoht 

Die Theorie ist, soweit sie sich überhaupt mit der Dar- 
stellung der politischen Rechte beschäftigt, darüber einig, dass diese 
jedenfalls solche Rechte seien, welche der Staatsgewalt gegenüber 
zustehen, wodurch also die Staatspersönlichkeit verpflichtet wird. 

Diese Begriffsbestimmung ist allerdings keine genügende; 
gibt es doch viele Rechte gegenüber dem Staate, welche nicht 
politische Rechte der Unterthanen sind, so z. B. — ganz absehend 
von allen Privatrechten Einzelner gegenüber dem Staate — die 
Rechte der Staatsorgane und Staatsdiener auf Gehalt, Diäten^ 
Reisekosten, die Rechte quiescirter Staatsdiener auf Pension ; 
allein dieses Kriterium genügt doch , um den Begriff und das 
Gebiet der politischen Rechte der Unterthanen in dem bisher ge- 
nommenen Sinne gegenüber verwandten Rechtsbegriffen und Rechts- 
gebieten abzugrenzen. 

Denn da kein Zweifel darüber bestehen kann, dass diese 
politischen Rechte öffentliche Rechte sind, so ist durch das 
Kriterium, dass sie der Staatspersönlichkeit gegenüber zustehen, 
das entscheidende Merkmal gegeben, um das wichtigste Verhält- 
niss des BegriflFes „politisches Recht**, nämlich jenes zum Begriffe 
des „öflFentlichen" Rechtes zunächst klarzulegen. 

Es ergibt sich vor Allem die Frage: 

Sind die Begriffe „politisches Recht" und „öffentliches Recht" 
der Unterthanen im subjectiven Sinne genommen, identische, so 
dass dann Privatrechte und politische Rechte als complementäre 
Begrifie erscheinen, d. h. sich zum vollen Inhalt des Begriffes 
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„Bubjective Rechte'' ergänzen, somit alle Bechte der Einzelnen 
private oder politische wären? 

Heutzutage, wo man längst die Ansicht aufgegeben, dass 
öffentliches Recht und staatliches Recht identische Begriffe seien ^), 
unterliegt es keinem Zweifel, dass ersterer Begriff der weitere 
ist und daher die „politischen (staatlichen) Rechte** als einen 
Theil seines Inhaltes enthält. Die politischen Rechte sind wohl 
durchwegs öffentliche Rechte, allein es gibt viele öffentliche Rechte, 
die eben keine politischen Rechte sind. 

Die Voraussetzung des öffentlichen Rechtes im subjectiven 
wie objectiven Sinne ist der Bestand sogenannter Gesammt- 
persönlichkeiten , mystischer, moralischer, juristischer, fingirter 
Personen, Genossenschaften, ethischer Organismen, wie man sie 
auch bezeichnete.*) 

Das Leben des Menschen zeigt uns nämlich nicht blos den 
Einzelnen als Mittelpunkt einer nur der Regelung durch seinen 
Willen unterliegenden individuellen Interessensphäre, sondern auch 
als Theil (Glied) einer durch bestimmte Organisation willens- und 
handlungsfähig gewordenen Gemeinschaft von Menschen. Die 
Thätigkeit dieser Gemeinschaft ist eben auf die Besorgung der 
allen persönlichen Gliedern gleich zukommenden Angelegenheiten, 
d. h. der öffentlichen Angelegenheiten, gerichtet. 

Denn der Mensch ist für die Erreichung seiner Bestimmung, 
der höchsten Entwicklung seines geistigen, physischen und wirth- 
schaftlichen Lebens, nothwendig auf die Gemeinschaft der Mit- 
menschen angewiesen, er ist, wie schon Aristoteles sagt, 



') Pnchta, iDstitutionen, Bd. 1, Oeifentliches Recht. S. 61— 74. „Das 
öfifentliche Recht, welches den Verhältnissen des Menschen, in denen er sich als 
Glied des Staates befindet, rechtliche Form und Natnr gibt, bezieht sich theils 
anf die inneren, theils aof die änsseren Staatsverhältnisse*^. S. 77 : Die bisherige 
Darstellung hat gezeigt, wie die Verhältnisse der Personen nach der Stellung 
dieser sich scheiden und zu besonderen Massen sich zusammenschliessen : als 
PriTatrechtsyerhältnisse, Öffentliche, kirchliche Rechtsverhältnisse, und wie sich 
so das Recht selbst, welches sie ordnet, in drei Theile sondert. 

') Die juristische Construction dieser Gesammtpersönlichkeiten wird auf 
verschiedene Weise versucht, mittelst der Fictionstheorie, der Personenrolle, der 
Lehre von den subjectlosen Rechten, der germanistischen Theorie. 
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Jede Gemeinschaft kann aber nur bestehen und sich ent- 
wickeln, wenn sie von einem ordnenden Willen beherrscht wird. 
Die Interessen und Angelegenheiten, welche der Regelung durch 
den Gemeinwiilen und der Verwaltung durch die handelnde Ge- 
meinschaft unterliegen, sind mannigfach verschieden; sie sind 
theils solche, welche unmittelbar und nothwendig durch die mensch- 
liche Natur gegeben sind, daher die natürlich-sittlichen Personen- 
einheiten — Staat, Kirche, Landschaft, Gemeinde ; theils frei ge- 
wählte, daher die gewillktihrtcn Personeneinheiten — die Vereine. 

Da bei den öffentlich-rechtlichen Personen die Organe, welche 
den Willen erzeugen uud auf die Objecto der Aussenwelt an- 
wenden, nicht, wie beim Menschen, unmittelbar durch die Natur 
gegeben sind (unabhängig in ihrer Existenz und BeschaiFenheit 
vom Einflüsse des persönlichen Willens), so ist es nothwendig, für 
diese Gesammtpersönlichkeiten solche Organe erst zu schaffen, 
d. h. persönlichen Gliedern derselben die Function des WoUens 
und Handelns für die Gesammtheit zu übertragen. 

Die Art und Weise, in welcher diese Organe geschaffen werden 
und die Ausübung der Functionen vollzogen wird, bestimmt die 
Verfassung, Constitution der Gemeinschaft. Die Verfassung einer 
Gesammtpersönlichkeit unterliegt daher in hohem Grade der Ein- 
wirkung des menschlichen Willens, wenn auch durch ihre Natur 
und ihre Functionen • — Wollen und Handeln — dieser Organi- 
sationsfreiheit gewisse Schranken gezogen sind. 

So wird die Einheit der handelnden Organe in ihrer Ueber- 
nnd Unterordnung, d. h. es wird der Organismus der vollziehen- 
den Gewalt, eines raschen und einheitlichen Handelns fähig sein 
müssen; man wird daher nicht, wie bei der gesetzgebenden 
Gewalt, eine aus vielen Gliedern bestehende, weit langsamer 
berathende und beschliessende Versammlung als Organ des Handelns 
creiren. Betrachtet man die Geschichte der Verfassungen der Ge- 
sammtpersönlichkeiten, insbesondere der Staaten, so zeigt sich das 
Streben, die ihrem Wesen entsprechendste beste Verfassung auf- 
zufinden, und schon die Gnomenweisheit der griechischen Philosophie 
hatte die Frage nach einer allgemeinen besten Staatsverfassung 
aufgeworfen. 

Alle Classen der Gesammtpersönlichkeiten, Eirv^hen, Staaten, 
Landschaften, Kreise und Gemeinden, wie Vereine bedürfen somit 
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einer Verfassung, daher Kirchen-, Staats-, Landschafts-, Kreis-, 
Gemeinde- und Vereinsverfassung im subjeetiven Sinne. 

Die Vorschriften, Gesetze, Ordnungen, Statute, Acte, welclie 
die Art der Bildung dieser Organe, ihren Competenzkreis , ihre 
gegenseitigen rechtlichen Befugnisse, sowie die Rechte gegen- 
über den Gliedern der Gemeinschaft bestimmen, sind das ob- 
jeetive Verfassungsrecht, Kirchen- und Staatsverfassung, Landes-, 
Kreis-, Gcmeindoordnnng (Statut), Vereinsstatut, Bundesacte 
für den Verein der Staaten, den Staatenbund (Deutsche 
Bundesacte vom 8. Juni 1815, Rheiubundsacte vom 12. Juli 
1816. Acte de la confSddratlmi du Rhin ou tratte entre 8, iL 
Vempereur des Fram^ais et les membres de Vempire germamque 
denoTitimfes). 

Allen diesen verschiedenen Classen der Gesanmitpersönlich- 
keit, d. i. also den Kirchen, Staaten, Landschaften, Gemeinden, 
Vereinen etc. kommen natürlich die wesentlichen allgemeinen 
Momente zu, durch welche sie eben als Persönlichkeiten er- 
scheinen. Sie alle haben ein physisches Substrat, an welches die 
psychischen Functionen des WoUens und Handelns gebunden sind — 
Volk, Mitglieder; sie alle sind willens- und handlungsfähig und 
weisen für ihre Selbstbestimmung und ihre Handlung einen be- 
stimmten Organismus auf. Sie erecheinen in ihrer Einheit durch 
ein bestimmtes Organ repräsentirt (Kirchen-, Staatsoberhaupt, sie 
Landeshauptmann , Gemeinde- , Vereinsvorstand , Präsidialmacht), 
entstehen, erreichen eine bestimmte Entwicklung und gehen wieder 
zu Grunde. 

Die einzelnen Classen der Gesammtpersönlichkeiten zeigen 
aber auch wichtige Merkmale, durch welche sie sich von einander 
unterscheiden, ein Gebiet, das von der Theorie noch völlig un- 
bebaut gelassen ist. 

Diese unterscheidenden Merkmale können selbstverständlich 
nicht in den allen Classen zukommenden wesentlichen allgemeinen 
Momenten gefunden werden; sie bestehen vielmehr in der Ver- 
schiedenheit 1. der Entstehung, 2. des physischen Substrates, 
3. des Verhältnisses zu anderen Gesammtpersönlichkeiten (Sou- 
veränetät, Unterworfensein), 4. in der Differenz der Art und Zahl 
der Zwecke der Gesammtpersönlichkeit ; sie ergeben sich weiter 
5. ans der Verschiedenheit ihrer Gewalt, und 6. aus der Art und 
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dem Umfange, in welchem der Einzelne der Gesammtpersönlich- 
keit angehört. ^) 



") 1. So leitet jede Kirche (Religionsgesellschaft) ihre Entstehung nn- 
mittelbar oder mittelbar von göttlicher Stiftung ab, wonach sie für ewig, d. h. 
für die Daner des Menschengeschlechtes, gegründet ist. Staat und Gemeinde hin- 
gegen , dnrch die physisch-geistige Natur des Menschen erzeugt , der zur Er- 
füllung seiner irdischen Bestimmung auf die Gemeinschaft angewiesen ist, sind 
in langsamer Entwicklung, durch keinen bewussten Willensact (Vertrag) entstanden 
und ihrem Begriffe nach nicht von ewiger Dauer. Die Gemeinde ist geworden 
durch die gemeinsamen Interessen Derjenigen, welche an demselben Orte zusammen- 
wohnen, der Staat durch die gemeinsamen Yolksinteressen, namentlich Sicherung 
des Einzelnen und daher der Gesammtheit nach Innen und Aussen gegen jede 
andere persönliche Gewalt. (Natürlich-sittliche Personeneinheiten.) Der Verein 
aber hat seine Entstehungsursache in dem bewussten übereinstimmenden Willens- 
acte seiner künftigen Glieder; hier wird die Einheit durch die freie Selbst- 
bestimmung, durch die übereinstimmende Willenserklärung Aller — d. h. durch 
Vertrag — geschaffen; dies gilt nicht nur vom Vereine der Menschen, sondern 
auch vom Vereine der Staaten, Staatenbunde, der ebenfalls dnrch den Vertrag 
seiner künftigen Glieder, der Staaten, erzeugt wird; daher die gewillkührten 
Personeneinheiten. — 2. Bücksichtlich des physischen Substrates, Land und per- 
sönliche Glieder, zeigen sich ebenfalls differenzirende Momente. Einige dieser 
ethischen Organismen, wie der Staat, die Landschaft und Gemeinde, haben be- 
grifflich ein bestimmt begrenztes Territorium, Landgebiet, Gemeindegebiet, über 
welches hinaus ihre beschliessende und vollziehende Gewalt nicht reicht, inner- 
halb dessen sie aber jede gleichartige Gewalt (Staatsgewalt, Gemeindegewalt) aus- 
schliessen (Territorialhoheit des Staates) Diese Gesammtpersönlichkeiten heissen 
daher auch Gebietsgenossenschaften. (Rosin, Das Recht der Öffentlichen 
Genossenschaft, S. 43, nennt sie „Gebietskörperschaften^ ; Gierke unterscheidet 
„rein persönliche" und „sachlich bedingte*^ Gesammtpersönlichkeiten , wobei das 
sachliche Substrat ein „ Gebiet '^ oder ein „Vermögen" sein kann. Genossenschafts- 
recht, S. 829, 870 ff.; Artikel „Körperschaft" in Holtzendorffs Rechtslexikon, 
II, S. 65.) Die Kirche wie der Verein hingegen haben kein Gebiet in diesem 
Sinne, es sei denn, man würde nach der Idee der Kirche und ihrer Universalität 
die ganze Erde als Kirchengebiet annehmen. Ausserdem wird durch die Existenz 
der Kirchengewalt nicht das gleichzeitige Bestehen der Gewalt einer anderen 
Kirche oder Religionsgenossenschaft auf demselben Territorium ausgeschlossen. 
Der Verein kann allerdings seine Wirksamkeit auf ein bestimmtes Land und 
die Mitgliedschaft auf dessen Angehörige beschränken , hat aber — mit Ans- 
nahme der Staatenvereine — kein Gebiet , schliesst auch nicht die gleichzeitige 
Existenz anderer Vereine und Vereinsgewalten neben sich aus. Die in der Regel 
weit grössere Zahl der Staat sgenossen und Kirchenglieder gegenüber jener der 
Gemeinde- und Verein sangehörigen ist keine begrifflich nothwendige Erscheinung. 
— 3. In Betreff der Art und Zahl der Zwecke ergibt sich, dass jede Kirche 
(Religionsgesellschaft) einen transcendentalen , unveränderlichen Zweck hat, die 
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Mit der fortschreiteBden Erkenntniss des Wesens der ein- 
zelnen Classen dieser Gesammtpersönlichkeiten schwinden auch 



Erreichang des Seelenheiles ihrer Glieder durch Yermittliing der göttlichen 
Wahrheit. Alle übrigen Gesammtpersönlichkeiten haben irdische Zwecke, die bei 
manchen, wie beim Staate, im Lanfe der geschichtlichen Entwicklung eine Yer- 
äoderung erfahren haben. Einige öffentlich-rechtliche Gesammtpersönlichkeitan 
haben einen einzigen Zweck, wie die Kirche und in der Regel die Vereine. 
Andere — Gemeinde und Staat — verfolgen vielfache Zwecke; erstere hat die 
Besorgung aller gemeinsamen örtlichen Interessen zum Inhalte ihrer persönlichen 
Thätigkeit, der Staat strebt die allseitige höchste Entwicklung aller seiner 
Glieder, und damit der Gemeinschaft selbst an, Sicherheit der Person, des Eigen- 
thums, Yertheidigang nach Aussen, Förderung der geistigen, wirthschaftlichen, 
socialen Interessen, Verwirklichung des Rechtes etc. Die Vereine hingegen haben 
nicht, wie Kirche, Staat, Gemeinde, immanente Zwecke, die sich aus der Natur 
der Gemeinschaft ergeben, sondern wählen ihre Zwecke selbst. — 4. Als ein 
weiteres charakterisirendes Moment, das namentlich den Staat von der Gemeinde 
scheidet, erscheint die Souveränetät , die dem Staate und der Kirche zukommt. 
Souveränetät ist die Eigenschaft der Erzeugung eines höchsten irdischen Willens. 
Diejenige Persönlichkeit ist souverän, deren Wollen und Handeln keinem höheren 
irdischen Willen unterworfen ist. Die Competenz-Competenz ist kein Merkmal der 
Souveränetät. Die Gemeinde, Landschaft hingegen, wie auch der Verein von Menschen 
sind nicht souverän, sie unterstehen dem Staate. Es gibt allerdings einen souve- 
ränen Verein, der somit keiner Staatsgewalt unterworfen ist — das ist der Verein 
der Staaten selbst, der Staatenbund. Er erscheint sowohl gegenüber seinen 
Gliedern — den ihn bildenden Staaten — wie auch nach Aussen (völkerrecht- 
lich) als eine souveräne Gesammtpersönlichkeit. Daher erklärt es sich, dass die 
Theorie bei demjenigen Vereine, der, aus Staaten bestehend und selbst souverän, 
sich nicht durch das Moment der Souveränetät vom Staate unterscheidet, gleich 
nach seinem TJaterschiede vom zusammengesetzten Staate fragt, d. h. es erklärt 
sich die theoretische Frage nach dem Unterschiede des Staatenbundes vom 
Bundesstaate. Aber auch hier sind ja die allgemeinen, Staat und Verein diffe- 
renzirenden Merkmale vorhanden. Der Bundesstaat ist eben fär das Gebiet der 
gemeinsamen Angelegenheiten ein Staat, er weist alle wesentlichen staatlichen 
Organe auf, ein Staatsoberhaupt, den Organismus der gesetzgebenden und voll- 
ziehenden Gewalt, und die Staatsangehörigen, welche der Bundesstaatsgewalt 
unmittelbar unterworfen sind. Der Bundesstaat zeigt nur die Eigenthümlichkeit, 
dass seine Provinzen mit den ihnen angehörigen Theilen des Bundesstaatsvolkes 
für die nicht gemeinsamen, d.h. für die Sonderangelegenheiteu einen selbst- 
ständigen Staat bilden. Der Staatenbund hingegen, als ein Verein von Staaten, 
durch deren übereinstimmenden Willen gebildet, zur Erreichung eines bestimmten, 
selbstgesetzten, den Vereinsgliedem (Staaten) gemeinsamen Zweckes, hat gar 
keine staatlichen Merkmale, sondern eben die wesentlichen Qualitäten des 
Ver eines. Er besitzt daher keine Staats organe, sondern eben Vereins organet 
kein Staatsoberhaupt, sondern einen Vereinsvorstand, z. B. eine Präsidialmacht ; 

V. Dantscher. 3 
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mehr nod mebr die traditionellen unrichtigen Anschauungen, die man 
über sie hegte und von welchen auch Gesetzgebung und Praxis beein- 

er hat kein Organ einer gesetzgebenden Gewalt, sondern für die Erzeugung des 
Yereinswillens die beschliessende Vereinsversammlnng (Bundesversammlung), be- 
stehend aus der Versammlung seiner Glieder, der Staaten (Bnndesgesandten), 
welche durch Abstimmung den Vereinswillen erzeugen. Der Verein weist keine 
Regierung auf als Organ der vollziehenden Staatsgewalt (Verwaltung), sondern 
ein Kxecutivorgan für die Verwirklichung des Vereinswillens gegenüber den 
Staaten, welche eventuell mit physischer Gewalt erzwungen wird (Vereins- 
ßundesexecution). Im Staatenbunde finden sich auch keine Staatsangehörigen, 
ünterthanen, welchen die Bundesversammlung Gesetze geben könnte. Sein physi- 
sches Substrat sind nur Vereinsglieder (Staaten), die dem Vereinswillen für ihre 
Person (für ihr Staatsgebiet und Staatsvolk) Folge zu leisten haben. Daher die 
Bundesbeschlüsse für die Angehörigen der einzelnen Staaten erst dann verbind- 
lich — Gesetze — werden, wenn sie von den einzelnen Staaten in der für die 
Kundmachung der Gesetze verfassungsmässig vorgeschriebenen Form publicirt 
werden. Die staatlichen Glieder gehören aber dem Verein nur für das Gebiet 
des Vereinszweckes an, nicht etwa, wie die Staatsangehörigen dem Staate, mit 
ihrer ganzen Persönlichkeit und allen ihren Gütern. — 5. Die Gesammtpersön- 
liohkeiten unterscheiden sich ferner auch durch die Art der Gewalt, welche 
ihnen zukommt. So hat die Kirche begrifflich nur eine geistige Gewalt nach 
aussen, wie gegenüber ihren Gliedern. Sie hat nicht eine physische Zwangsgewalt, 
wie der Staat, welcher daher seinen Willen namentlich gegenüber seinen Unter- 
thanen eventuell mit Gewalt erzwingt; desgleichen die Gemeinde. Die Vereine, 
mit Ausnahme der Staatenvereine , haben ebenfalls keine Zwangsgewalt ; die 
einzelnen verfassungsmässig entstandenen Acte ihrer Selbstbestimmung — 
Vereinsbeschlüsse — verpflichten zwar rechtlich ihre Glieder zum Gehor- 
sam, soweit sie aber die Verwirklichung dieser Beschlüsse gegenüber den 
Angehörigen erzwingen, bewirken sie dies mittelst staatlicher Hilfe. — 6. Endlich 
begründet auch die Art und der Umfang des Angehörens des Einzelnen an die 
verschiedenen Gemeinschaften, sowie die Entstehungsweise der Mitgliedschaft 
Unterschiede derselben. Der Religionsgesellschaft (Kirche) gehört der Einzelne 
nur als Träger einer religiösen Ueberzeugung für das Gebiet des Glaubens an. 
Theil des Staates ist der Einzelne mit seiner ganzen Persönlichkeit und allen 
materiellen Gütern, daher er eventuell auch seine ganze Persönlichkeit für den 
Staat hingeben muss. Der Mensch kann daher nur einem Staate angehören und 
« i n e r Glaubensgenossenschaft, da er nur Eine Persönlichkeit ist und sich nur zu 
«iner Religion bekennen kann. Es ist begrifflich unmöglich, dass der Einzelne 
gleichzeitig Mitglied zweier Staaten, zweier ReUgionsgenossenschaften (Kirchen) 
sei. Dies gilt auch rücksichtlich der Gemeinde, deren Theil der Einzelne für das 
Gebiet der gemeinsamen örtlichen Interessen ist. Der Verein hingegen zeigt 
nicht dieses Moment der ausschliesslichen Angehörigkeit; der Einzelne kann 
gleichzeitig Mitglied unzähliger Vereine sein, soweit es seine materiellen und 
geistigen Kräfte gestatten, ja er kann gleichzeitig auch Mitglied mehrerer Vereine 
derselben Art sein, mehrerer politischer, wissenschaftlicher, künstlerischer, gewerb- 
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fingst wurden, so namentlich in Betreff des Staates die Vorstellung, als 
ob man zwei Staaten gleichzeitig angehören könne (mjeta mixtea). *) 

licher, socialer Vereine. Auch die Entstehnngsweise der Mitgliedschaft ist eine 
verscMedene bei Staat, Kirche, Landschaft, Gemeinde nnd Verein. In den Staat 
und in die Gemeinde wird der Einzelne hineingeboren, er ist ohne Mitwirkung 
seines Willens Staatsangehöriger nnd Gemeindemitglied und ebenso ist er Landes- 
angehöriger durch die Heimatberechtigung in einer innerhalb der Landesgrenzen 
liegenden Gemeinde. Die Mitgliedschaft an die Kirche wird nicht durch die 
Oeburt begründet, sondern durch einen öffentlich-rechtlichen Act der Kirche (Reli- 
gionsgenossenschaft) selbst, durch die Aufnahme des Kindes in die kirchliche 
Gemeinschaft (in der christlichen Kirche durch die Taufe). Bei den nationalen 
Religionen allerdings ist mit der An gehörigkeit an die natürliche Nation (Volks- 
stamm) auch das religiöse Bekenntniss, die religiöse Gemeinschaft gegeben; so 
sind z. B. von den Semiten die Juden Bekenner des mosaischen Glaubens. Mit- 
glied des Vereines hingegen wird der Einzelne durch einen besonderen Willensact 
(auch durch den blossen Ankauf einer Actie, Antritt eines Gewerbes), durch die 
Beitrittserklärung und Aufnahme seitens des Vereines ; dabei ist es allerdings oft 
der Fall, dass das Gesetz zum Beitritte verpflichtet (Zwangsgenossenschaften). 
(Oesterr. Gewerbeordnung v. 20. December 1859, R. G. Bl. Nr. 227, §§. 106, 107, 
3^'ovelle vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, §§. 106, 107.) 

*) In der Staatslehre ist die richtige Anschauung heute zur vollen Geltung 
gelangt. So Robert v. Mohl, Encyclopädie der Staatswissenschaften. Tübingen 
1872, §. 17: „In der Regel ist das ünterthanenverhältniss ein bleibendes und 
auBschliessendes. Jenes, weil man dem Staate im Zweifel für das ganze Leben 
angehört, dieses, weil man naturgemäss nur Angehöriger Eines Volkes und Eines 
einheitlichen Organismus ist. — Hermann Schulze, Lehrbuch des deutschen 
Staatsrechtes. Leipzig 1881, §. 136: „Man kann verschiedenartigen Gemeinwesen 
zugleich angehören ; der Staat ist aber das Alles beherrschende, obersto Gemein- 
wesen, welches die ganze Persönlichkeit des Menschen in Anspruch nimmt, so- 
weit sie überhaupt äusserlich beherrscht werden kann. Darum kann der Mensch 
regelmässig nur Einem Staate angehören. Wie Niemand zweien Herren dienen 
kann, so kann er auch nicht zweien oder mehreren Staaten zugleich angehören. 
Das Verhältniss des Staatsangehörigen zum Staate lässt sich nicht wie ein 
obligatorisches auf bestimmte, einzelne Leistungen zurückführen, sondern um- 
fasst, ähnlich wie ein Familienverhältniss, die ganze Persönlichkeit. — L. Bar, 
Das internationale Privat- und Strafrecht. Hannover 1862, §. 30, S. 85: „Die 
durch Verlegung des Wohnsitzes und gleichzeitigen Erwerb des Wahlrechtes be- 
gründete Staatsangehörigkeit verpflichtet den Einwandernden zur Treue gegen 
den Staat, welcher ihn dauernd aufnimmt. Diese Treue kann ihrem Wesen nach 
nicht beschränkt werden durch ein gleichzeitiges Treuverhältniss gegen einen 

anderen , vollständig unabhängigen Staat Hieraus folgt , dass sowohl 

die privatrechtliche als die politische Persönlichkeit durch die Einwanderung in 
«inen anderen Staat aus dem Gebiete der Gesetze des Heimatsstaates austreten. 
S. 84 . . . • Hierfür entscheidend ist nun, dass die Verlegung des Domicils verbunden 
mit dem Erwerbe des Wohnrechtes in dem anderen Staate den Auswandernden 

3* 
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So kann z. B. der Mensch wohl mehreren Vereinen, aber nur 
Einer Kirche (Religionsgesellschatt) und Einem Staate angehören. 

Bei diesen mannigfachen Classenunterschieden aber ist den 
Gesammtpersönlichkeiten gemeinsam, dass alle ihre Glieder eben 
persönliche sind, sich selbst bestimmende und frei handelnde 
Mensehen. Daher heissen sie auch ethische Organismen, d. i. Or- 
ganismen, deren Glieder (Theile) ethische sind, solche Glieder 
nämlich, für welche die Ethik, der InbegriflF der Normen für das 
freie Wollen und Handeln, Geltung und Anwendung findet. 

In diesen Gesammtpersönlichkeiten, die von ihren Mitgliedern 
verschiedene selbständige Rechtssubjecte sind, und im Privat- 
rechte als gleichberechtigt ihnen gegenüber stehen, befinden sich 
die einzelnen persönlichen Glieder in einem bestimmten Verhält- 
nisse, eben als Theile gegenüber dem Ganzen. In dieser ihrer 
Eigenschaft, als Angehörige der Gemeinschaft, nehmen die ein- 
zelnen Menschen dann eine doppelte Stellung ein, die durch die 
Natur der organischen Gemeinschaft bestimmt und durch ihr objec- 
tives Recht fixirt wird. Die Thatsache der Mitgliedschaft erzeugt 
nämlich einerseits 1. die Unterwerfung des Einzelnen unter den ver- 
fassungsgemäss entstandenen Willen und die Handlung der Gesammt- 
heit, andererseits aber 2. die Berechtigung des einzelnen Gliedes 
gegenüber der Gemeinschaft (Gliedschaftsrechte). (Als isolirte Einzel- 
persönlichkeit, insoferne also der Einzelne nicht in der Relation des 
Angehörens an die Gemeinschaft in Betracht kommt, tritt er der 
Gesammtheit als eine von ihr unabhängige, gleichstehende Persön- 
lichkeit gegenüber.) Aus der Natur der Gemeinschaft ergibt sich, 
wie weit der Einzelne zum Bestände und zur Entwicklung der 
Gesammtpersönlichkeit ihrem Willen und ihrer Handlung unter- 
than sein muss, inwieweit er als Object für Gesetz (Beschluss) 
und Verordnung erscheint. Daraus resultiren die nothwendigen 

zum Unterthan dieses Staates macht und ein wirklich gleichzeitige» 
XJnterthanverhältniss zu zwei verschiedenen Staaten unserer Ansicht nach 
nicht möglich ist." Gerber, §. 17, Anmerkung 1. AuchUnger, System. I, S. 293 : 
„Da die Staatsbürgerschaft in der Unterwerfung der staatsrechtlichen Persönlich- 
keit besteht, diese Persönlichkeit aber untheilbar ist, so ergibt sich daraus von 
selbst, dass man nicht zu gleicher Zeit Staatsbürger mehrerer Länder sein kann.*^ 
Schon Carl Salomon Zachariae, Vierzig Bücher vom Staate. B. V, S. 269 : 
„Niemand kann der Unterthan, der subditus perpetuua zweier oder mehrerer 
Staaten zugleich sein, nefno duarum civitatum civis esse poteatj^ 
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Befugnisse der Organe der Gemeinschaft über ihre Glieder, welche 
eben durch das objective Recht zu öflfentlich-rechtlichen Befug- 
Bissen der Organe erhoben sind (öffentliche innere Rechte der 
Organe der Gemeinschaft). 

Und da die Organe jeder Gemeinschaft, d. i. die auf Grund 
des objectivirten Gemeinwillens für dieselbe wollenden und handeln- 
den Menschen, eben persönliche, freie sind, und damit die Möglich- 
keit gegeben ist, dass diese Organe auch in ihren Beziehungen 
zu einander aus dem durch die Natur der Gemeinschaft ihnen 
angewiesenen Platze und organischem Verhältnisse heraustreten, 
so muss auch das Verhältniss aller Organe des WoUens und 
Handelns der Gesammtpersönlichkeit zueinander durch das objective 
Recht fixirt sein. 

Allein der Einzelne erscheint in der Gemeinschaft nicht 
hlos 1. als Mittel für ihren Bestand und die Verwirklichung ihrer 
Zwecke (ate Object), sondern in seiner Eigenschaft als persön- 
licher Theil eines Organismus eben auch 2. als Selbstzweck gegen- 
über der Gesammtheit, die er seinerseits als Mittel fiir die Erreichung 
seiner individuellen Zwecke gebraucht. Jeder Einzelne gehört ja 
der Gesammtpersönlichkeit an, um diejenigen seiner Interessen und 
Zwecke, die er durch seine individuelle Kraft nicht fordern und 
verwirklichen kann, z. B. Sicherheit seiner Person und seiner 
Güter gegenüber allen Anderen, eben durch den Willen und 
die Handlung der Gemeinschaft zu erreichen. Daraus ergeben 
sich die Interessen und Zwecke der Gemeinschaft. Dem Ange- 
hörigen des Gemeinwesens muss daher die Möglichkeit geboten 
sein, die grossen persönlichen und materiellen Mittel der Gesammt- 
heit für sich in Anspruch zu nehmen, namentlich den Schutz der 
Gemeinschaft, sobald eines jener Interessen oder Güter verletzt 
oder gefährdet ist, um deren Schutz und Förderung ^villen er 
ihr angehört. Der Einzelne muss somit in seiner Eigenschaft als 
Theil der Gemeinschaft ihr gegenüber bestimmte, durch den objec- 
tivirten Gemeinwillen normirte Befugnisse (Rechte) haben. Ein 
solches öffentliches Recht ist natürlich auch der Anspruch auf 
Wahrung der Unverletzlichkeit des Einzelnen in seinem Verkehre 
mit dem Einzelnen Seitens der Gemeinschaft, also der Schutz der 
Privatrechte durch den Staat. Die persönlichen Theile der Gemein- 
schaft können daher die Handlung (Leistung) der Gemeinschaft, 
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für sich selbst in Anspruch nehmen, sie erscheinen also selbst als 
Subjecte von rechtlichen Befugnissen gegenüber der Gesammtheit. 

Die Normen nun einerseits über die Bildung der Organe der 
Gesammtpersönlichkeit, über ihren Competenzkreis, ihre Befugnisse 
gegeneinander und gegenüber den Angehörigen, andererseits über 
die Entstehung der Mitgliedschaft und die Befugnisse der Ange- 
hörigen gegenüber der Gesammtheit (ihren Organen) sind das 
öflfentliche Eecht (Genossenschaftsrecht). 

Anlangend diese Gesammtpersönlichkeiten pflegt die Theorie 
sie heute in öffentlich-rechtliclie und private zu scheiden. 
Zu den letzteren werden namentlich die gewillkürten Personen- 
einheiten, Vereine, gerechnet*), und zwar jene, „welche im öffent- 
lichen Rechte gar keine oder doch keine andere Rolle spielen, als 
die einzelnen lebendigen Staatsgenossen, resp. Staatsangehörigen 
als solche".^) Dies sind solche Vereine, welche nur die Privat- 
interessen ihrer Mitglieder zum Zwecke haben. 

Als unterscheidende Merkmale der öffentlich - rechtlichen 
Genossenschaft von der Privat-Genossenschaft werden verschiedene 
Momente aufgestellt. ^) Man behauptete 1. die öffentlich-rechtlichen 
Corporationen seien Glieder des staatlichen Verwaltungs- 
organismus und hätten sonach staatliche Verwaltungsaufgaben 
zu erfüllen (Gierke, G. Meyer). Daher gehören die Gemein- 
den (Verwaltungsgemeinden, Samratgeraeinden) , Bezirke, Land- 
schaften, zu den öffentlichen Corporationen, während die freien 
(gewillkürten) Genossenschaften, die Vereine, zu den Privat- 
corporationen zählen. 



*) L e n i n g , Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechtes. Leipzig 1884, 
S. 271: „Die Rechtsverhältnisse, die sich daraus (aus dem Vereine) ergeben^ 
sowohl diejenigen der Glieder untereinander, wie diejenigen des Vereines zn 
dritten Personen gehören dem Privatrecht an und werden durch die Normen des 
Privatrechtes beherrscht. Auch wenn der Verein die Hechte einer Corporation 
erhält oder auf Grund eines Gesetzes sich als Corporation bildet, tritt er damit 
aus dem Gebiete des Privatrechts nicht heraus.^ — v. Stengel, Lehrbuch des 
deutschen Verwaltungsrechtes. §.7, S. 34. — R o s i n , Das Recht der Öffentlichen 
Genossenschaft. Freiburg i. B. 1886, §. 1. 

•)Bierling, Zur Kritik der juristischen Grundbegriffe. IX, S. 219, 
§§. 232, 234. 

') Siehe hier insbesondere Rosin, Das Recht der öffentlichen Genossen- 
schaft. §. 1. Kritik der bisherigen Ansichten. S. 1—16. 
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Man betonte andererseits 2. die öffentlichen Körperschaften 
seien von der Staatsgewalt mit gewissen Privilegien vor 
den privaten ausgestattet, so mit Gebühren- und Stempel- 
freiheit, Concursvorrecht gegenüber ihren Mitgliedern (Eccius). 

Sehr verbreitet ist die Anschauung, dass das entscheidende 
Moment zwischen öffentlicher und Privat-Corporation 3. in dem 
besonders gearteten Verhältnisse der öffentlichen 
Genossenschaft zu ihren Mitgliedern bestehe; so sei 
bei der öffentlichen Corporation die Mitgliedschaft unabhängig 
vom Willen der Mitglieder vorhanden (Gemeinde , Bezirk , Land- 
schaft, Zwangsgenossenschaft); oder: die öffentliche Corporation 
habe obrigkeitliche Befugnisse — Zwangsgewalt — gegenüber 
ihren Mitgliedern (G. Meyer, Hinschius, Sarwey); ihrstehe 
das Recht zu, die Beiträge ihrer Mitglieder im Verwaltungswege 
durch die competente Staats- (Gemeinde) Behörde einzutreiben 
(Verwaltungszwangsverfahren). 

Man erblickt das entscheidende Moment auch 4. in der 
Qualification des Zweckes der Gesammtpersönlichkeit. Hier- 
nach sollen diejenigen Genossenschaften als öffentliche erscheinen, 
welche öffentliche (staatliche) Angelegenheiten zum Gegenstande 
ihrer Thätigkeit machen, denen somit staatliche Aufgaben über- 
tragen sind (Stengel), während die Privatgenossenschaften nur 
Privatzwecke ihrer Mitglieder verfolgen. 

Dagegen erklärt neuestens Rosin^) als ausschlaggebendes 
Moment zwischen öffentlicher und Privatgenossenschaft 5. den 
Inhalt des staatlichen Aufsichtsrechtes über die Cor- 
poration. Dieser Inhalt bestimme sich durch das Interesse des Staates 
an der Genossenschaft. Als öffentliche Genossenschaft erscheine 
nämlich jene, welche dem Staate zur Erfüllung ihrer Geraeinschafts- 
zwecke durch das öffentliche Recht verpflichtet ist. Die öffent- 
liche Genossenschaft habe dem Staate gegenüber die öffentliche 
Pflicht, ihren Gemeinzweck zu erfüllen, sie werde daher vom 
Staate in der Erfüllung dieser Pflicht überwacht und eventuell dazu 
gezwungen. Das entscheidende Criterium liege sonach in der 
Besonderheit des Verhältnisses der Genossenschaft zum Staate. 

Diese Unterscheidung der Genossenschaften in öffentliche und 



^) S. 18: „Oelfentliche Genossenschaft ist diejenige Genossenschaft, welche 
kraft öffentlichen Rechtes dem Staate znr Erfüllung ihres Zweckes verpflichtet ist/' 
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private ist, falls sie überhaupt aufrecht erhalten werden kann*), jeden- 
falls von Bedeutung für die Staatsverwaltung, welche den öffent- 
lichen Corporationen gegenüber, da sie staatliche Verwaltungs- 
aufgaben zum Gemeinzwecke haben, viel weitergehende Rechte 
besitzen muss. Das Statut, die Ordnung der öffentlichen Corpora- 
tion, erscheint als staatliches Verwaltnngsrecht. (Die religiösen 
Genossenschaften, die ohne Zweifel öffentliche sind, würden nach 
dieser Anschauung allerdings noch nicht zu den öffentlichen zählen, 
da der Staat sie nicht zur Erfüllung ihres religiösen Zweckes rechtlich 
zwingen kann.) Für die Natur des Rechtes der Gesammt- 
persönlichkeiten aber ist diese Eintheilung irrelevant. Es darf 
nicht der Schluss gezogen werden, dass die sogenannten Privat- 
corporationen lediglich dem Privatrechte") unterstehen. Soweit 
das Recht die Beziehungen der sogenannten Privatcorporation 
als solcher zur Staatsgewalt regelt, und andererseits das Ver- 
hältniss der persönlichen Corporationsglieder zur Genossenschaft 
selbst, ist es ebenfalls öffentliches Recht. Gewiss ist z. B. das 
Recht des Vereines auf Anerkennung seines Bestandes seitens der 
Staatsgewalt^^), gewiss sind die statutenmässigen Rechte der Ver- 
einsorgane gegenüber den Vereinsgenossen, etwa auf Zahlung der 
Vereinsbeiträge, oder die Executionsrechte der Vereinsorgane etc., 
wie auch die Rechte der Vereinsglieder gegenüber dem Vereine (z. B. 
das Recht an der Bildung des Vereinswillens mitzuwirken) keine 
Privatrechte. Diese rechtlichen Beziehungen haben ja den Bestand 
einer Gesammtpersönlichkeit — des Vereines — zur absoluten 
Voraussetzung und können niemals zwischen zwei einzelnen Indi- 
viduen Platz greifen. Die Statuten der Vereine, die ja auch 

^) S. L e n i n g's Anfsatz in S c li m o 1 1 e r's Jahrbach fär Gesetzgebang etc., 
J. 1887: „Die constructive Methode auf dem Gebiete des Verwaltungsrechtes.** 

*^) Hier sei davon ganz abgesehen, dass der Verein, wie das Individuum, 
auch Inhaber politischer Rechte ist, so des activen Wahlrechtes, des Rechtes auf 
Schatz durch die Staatsorgane, des Rechtes der politischen ün verletzlichkeit 
seiner Persönlichkeit etc. 

") So das Vereinsgesetz der Reichsrathsl ander vom 15. November 1867, §.8: 
„lieber die erstattete Anzeige (der beabsichtigten Bildungeines Vereines unter Vorlage 
der Statuten) ist aufVerlangen sofort eine Bestätigung zu ertheilen. " §. 9 : „Die Landes- 
stelle hat auf Verlangen des Vereines demselben, wenn keine Untersagung erfolgt 
oder solche im Berufungswege wieder aufgehoben worden ist, seinen Bestand nach 
Inhalt der vorgelegten Statuten zu bescheinigen und es beweiset diese Bescheinigung 
die rechtUche Existenz des Vereines für den öffentlichen und bürgerlichen Verkehr.'' 
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(direct oder indirect) der Genehmigung der Staatsgewalt bedürfen, 
sind ebenfalls objectives öffentliches Recht, freilich nicht Staats- 
recht, oder Gemeinde- oder Landschaftsrecht. Sie sind eben nur 
öffentliches Vereinsrecht und haben für die Staatsgewalt weit 
geringere Bedeutung als die Statuten und Ordnungen derjenigen 
Genossenschaften, welche Gemeinzwecke verfolgen, an denen der 
Staat ein unmittelbares Interesse hat (Landschaft, Bezirk, Gemeinde, 
Zwangsgenossenschaft). Die Rechtsnormen aber über die Organi- 
sation des aus persönlichen Gliedern bestehenden Vereinsganzen, 
somit über die Rechte, welche die Vereinsorgane in Bethätignng 
der Vereinsgewalt gegenüber den Vereinsgenossen ausüben, ferner 
die Normen über die Rechte der Theile dieses persönlichen 
Organismus zum Ganzen etc. fallen ebenfalls unter den Begriff des 
öffentlichen Rechtes. Dasselbe ist, wie I bering") sagt, nicht auf 
Staat und Kirche zu beschränken, sondern auch auf alle Vereine 
auszudehnen. Auch das Vereinsrecht, das äussere wie das innere, 
ist ein Theil des öffentlichen Rechtes. So sagt Gierke^*): 

'*j I he ring, Der Zweck im Recht. Leipzig 1884, B. 1, S. 296— 308, 
S. 105: ^Der Verein gehört dem öffentlichen Rechte an, oder richtiger : Letzteres 
fallt ganz mit ihm zusammen, sowie das Privatrecht mit dem Individuum. Es ist in 
meinen Augen eine begriffliche WiUkür, wenn man den Begriff des öffentlichen 
Bechtes auf Staat nnd Kirche beschränkt. Es ist wahr, diese beiden schliessen 
«inen Lebensinhalt in sich von solchem Reichthum und solcher Bedeutung, dass 
ihnen gegenüber jeder andere Verein sich ausnimmt, wie eine Mans gegenüber 
einem Löwen. Aber Maus nnd Löwe sind beide Säugethiere und man mag sich 
drehen nnd wenden, wie man will, man kommt nicht dämm weg, dass Staat 
und Kirche zu den gemeinnützigen Vereinen gehören — der Unterschied zwischen 
den einzelnen Arten ist kein strnctnreller, sondern lediglich ein functioneller, 
d. h. er beruht nicht auf der Verschiedenheit ihres juristischen Mechanismus, 
sondern lediglich auf der ihres Zweckes, nicht der Form, sondern des Inhaltes." 

*^) Gierke, Deutsches Genossenschaftsrecht. B. 2, §.35. Der Genossen- 
schaftsbegriff. S. 889, auch S. 882. Die Genossenschaftstheorie und die deutsche 
Bechtssprechnng (Berlin 1887). I. Capitel, Die Entstehung der Körperschaften, 
S. 14—37, 77-97, 121. II. Capitel, Die Rechtsverhältnisse der Körperschaften. 
IV. Capitel, Körperschaftliches Wollen und Handeln, S. 77—97. — v. Stein, Hand- 
buch der Verwaltungslehre. Stuttgart 1876, II. Heft, III. Theil, S. 295, 296. Ver- 
waltungslehre, I. B., S. 5^^0—647, das Vereinswesen, v. Stein nennt insbesondere 
das Recht des Vereines gegenüber der Staatsgewalt „öffentliches Vereinsrecht" 
(S. 538). Aber er erklärt auch vom inneren Vereinsrechte: „Die Aufgabe des 
inneren Vereinsrechtes ist es, das Verhalten zwischen der Einheit und den 
Mitgliedern, die Grundsätze, nach welchen sich die Einheit derselben bildet 
und nach welchen sie thätig ist, zu ordnen" (auch S. 584). 
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^Ein bei jeder Genossenschaft vorhandenes, wenn auch 
an Umfang ungleiches Gebiet öffentlicher Rechte entsteht durch 
das innere Leben des genossenschaftlichen Organismus. Das Ver- 
hältniss einer Gesammtpersönlichkeit zu andern Personen, die ihr 
als Glieder eingefügt sind, erzeugt nothwendig für die von der 
Verbindung ergriflfeiie Lebenssphäre einen Kreis von Rechten und 
Pflichten, welche ein Analogon der in Staat und Gemeinde be- 
gründeten öffentlichen Rechte und Pflichten bilden. Diese Rechte 
haben daher selbst dann, wenn die Körperschaft im Ganzen nur 
fiir Privatrechtszwecke besteht, einen öffentlich-rechtlichen 
Charakter. Denn insoweit, als es sich um den Aufbau eines cor- 
porativen Organismus handelt, entstehen Verhältnisse einer Allge- 
meinheit und ihrer Glieder, mag auch zuletzt die constituirte 
Allgemeinheit nur Mittel für Individualzwecke sein." 

Die Gesammtpersönlichkeit tritt nun sowohl mit anderen 
Gesammtpersönlichkeiten in Verkehr — der Staat mit Staaten^ 
Kirchen, Gemeinden, Corporationen, Vereinen, Landschaften und 
diese untereinander — als auch mit ihren eigenen Angehörigen ; 
es bedarf daher des öffentlichen Rechtes sowohl für die Regelung 
der Beziehungen und des Verkehres der Gesammtpersönlichkeit als 
solcher nach Aussen wie nach Innen. Das öffentliche Recht 
theilt sich daher in das äussere und innere öffentliche Recht. 
Ersteres begreift das äussere Staatsrecht **) (Völkerrecht), Kirchen-, 
Landschafts-, Gemeinde-, Corporations-, Vereinsrecht, letzteres das 
innere Staatsrecht (Verfassungs- und Verwaltungsrecht), innere 
Kirchen-, Landschafts-, Gemeinde-, Corporations-, Vereinsrecht. 

Es gibt somit zwei Kategorien von Trägern öffentlicher 
Rechte. Subject des öffentlichen Rechtes ist der Mensch: 1. al» 
Organ") einer öffentlich rechtlichen Persönlichkeit, d.h. als ver- 
fassungsmässig für sie wollender und handelnder und 2. als TheiU 
Glied derselben (Staatsbürger, Kirchen-, Landes-, Gemeindeange- 

^*) Man unterscheidet wohl auch das äussere Staatsrecht vom 
Völkerrechte und begreift unter ersterem jene Bechtsbestimmungen , welche 
ein Staat — abweichend von den allgemeinen Normen des Völkerrechtes — im 
Verkehre mit anderen Staaten zur Anwendung bringt und sich gegenüber 
beobachtet wissen will. 

*^) Damit ist natürlich nicht gesagt, dass das Organ einer Genossenschaft 
immer nur Subject des öffentlichen Rechtes sei , da die Gesammtpersönlichkeit 
ja auch in Privatrechtsverhältnissen steht. 
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höriger, Vereinsmitglied). Das öffentliche Recht erscheint in einer 
bestimmten Form (Gesetz, Ordnung, Statut, Verordnung); seinen 
Inhalt und sein System schöpft es aus den natürlichen Lebensver- 
hältnissen, welche sich aus dem Zusammenleben der Menschen in 
einer persönlichen Gemeinschaft ergeben. Im Staate z. B., wie in 
jeder öffentlich-rechtlichen Persönlichkeit, muss ein Wille über 
alle Glieder herrschen, der ihnen gegenüber als übergeordneter, 
höchster (souveräner) Wille erscheint. Dasjenige Organ nun, 
dessen verfassungsmässig ausgesprochener Wille als höchster 
Wille erscheint und das den Staat repräsentirt, ist der Souverän, 
das Staatsoberhaupt. ^^) Aus dieser Thatsache, dass z. B. im monar- 
chischen Staate der verfassungsmässig geäusserte Wille einer 
Persönlichkeit — des Souveräns — der oberste Wille, und diese 
Persönlichkeit der Alleinherrscher, Monarch ist, ergibt sich der 
Inhalt der Verfassungsbestimmungen über die Rechte des Mon- 
archen. Dieses objective Verfassungsrecht bestimmt daher, dass 
der Monarch aus eigenem Rechte der alleinige Inhaber und 
Träger der Staatsgewalt ist, unverletzlich und unverantwortlich, 
dass er unter Mitwirkung bestimmter anderer Organe die Staats- 
gewalt ausübt, somit den souveränen Willen erzeugt und ausspricht ; 
er beruft daher die Kammern ein, vertagt, schliesst sie, er erhebt 
ihren Willen (den Volkswillen) durch seine freie ") Zustimmung 

^^ Die Begriffe Souverän nnd Staatsoberhaupt sind nicht identisch. 
Jeder Monarch ist Souverän und auch Staatsoberhaupt. Der Präsident der Republik 
ist Staatsoberhaupt, aber nicht Souverän. Souverän ist derjenige, welcher aus 
eigenem Rechte herrscht (dem die Gewalt nicht übertragen wird) und dessen 
WiUe der Staatswille ist. Das Staatsoberhaupt ist nur der Repräsentant des 
Staates. 

'^) Die Function der Willensbildung ist ihrer Natur nach eine 
freie, deshalb müssen die Organe, welche den constitutionell-monarchischen 
StaatswiUen bilden — Volksvertretungskörper und Krone — in dieser Function frei, 
unTerantwortlich und unverletzlich sein, a^ Freiheit. Daher das freie Sanctions- 
recht der Krone (absolutes Veto) und Freiheit in der Abstimmung für die Mitglieder 
der an der Gesetzgebung mitwirkenden Yolksvertretungskörper , Verbot der Er- 
theilnng von Instructionen an dieselben durch ihre Wähler (§. 16 des Gesetzes 
über die Reichsvertretung, §. 7 der Landesordnungen, §. 23 des Gesetzes über 
die gemeinsamen Angelegenheiten , Gesetzartikel XII, 1865/67, § 47, in Betreff 
der Delegirten). Jede , auch entfernte Einwirkung auf die Freiheit der Bildung 
des Volks willens muss daher hintangehalten werden. Deshalb darf, „während 
der Reichsrath oder ein Landtag versammelt ist^ (die Delegation ist hierbei 
nicht einbegriffen), „an dem Orte ihres Sitzes und in einem Umkreise von fünf 
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zum souveränen Staatswillen (Gesetz); er erzeugt den Staats- 
willen nach Aussen und spricht ihn aus, schafft die Organe der 

Meilen keine Versammlung unter freiem Himmel gestattet werden (§. 7 des Ge- 
setzes über das Versammlungsrecbt vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 135) ; 
daher das Verbot der Zulassung von Deputationen in die Sitzungen der Hänser 
des Reicbsrathes, deren Abtheilungen, Ausschüsse, desgleichen in den Landtag ; 
ebenso dürfen die Kammern und Landtage keine Deputationen an das aller- 
höchste Hoflager senden ohne vorherige kaiserliche Genehmigung (§§. 14, 15 
des Ges. v. 12. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 94 in Betreff der Geschäftsordnung des 
Beichsrathes, §.41 der Landesordnungen). Ausserdem ist die Freiheit der staat- 
lichen Willensbildung auch strafrechtlich geschützt, indem jede Handlung, wo- 
durch eine Verhinderung der Ausübung der Regiernngsrechte der Krone — also 
auch der Sanction — bewirkt werden soll, das Verbrechen des Hochverraths 
begründet (§. 58 lit. a Straf-G.) ; desgleichen begeht derjenige, der für sich allein 
oder in Verbindung mit Anderen eine von der Regierung zur Verhandlung öffent- 
licher Angelegenheiten berufene Versammlung in ihrem Zusammentritte , 

Bestände oder in ihrer Wirksamkeit gewaltthätig stört oder auf ihre Beschlüsse 
durch gefährliche Bedrohung einzuwirken sucht, insoferne die Handlung sich 
nicht als ein anderes schwereres Verbrechen darstellt, das Verbrechen der öffent- 
lichen Gewaltthätigkeit (§. 76, erster Fall). Ungarisches Strafgesetz, Gesetz- 
artikel V V. J. 1878, I. Hauptstück, Hochverrath, §. 1J>6, 3., 4. ; V. Hauptstück. 
Gewaltthätigkeit gegen Behörden, Mitglieder des Reichstages oder gegen be- 
hördliche Organe, §. 165; VI. Hauptstück, §. 173; VIIL Hauptatück, Ver- 
brechen und Vergehen gegen das Wahlrecht der Bürger, §§. 178 — 189. — Auch 
Artikel VI des Gesetzes vom 17. December 1862 , J. 1863 R. G. Bl. Nr. 8 , be- 
treffend einige Ergänzungen des allgemeinen und des Militärstrafgesetzes : „Wer 
bei Wahlen zur Ausübung politischer Rechte Wahlstimmen kauft oder verkauft, 
oder auf listige Weise die Abstimmung oder ihre Resultate fälscht, macht 
sich, insoweit sich darin nicht eine schwerer verpönte Handlung darstellt, eines 
Vergehens schuldig und ist mit strengem Arreste von einem bis zu sechs 
Monaten zu bestrafen." Die Förderung der freien Erzeugung des Volkswillens 
bezwecken auch die gesetzlichen Bestimmungen, dass die in das Haus der Ab- 
geordneten gewählten öffentlichen Beamten und Functionäre zur Ausübung 
ihres Mandates keines Urlaubes bedürfen (§.8 d. G. über die Reichs Vertretung), dass 
gewesene Abgeordnete wieder gewählt werden können (§. 18 d. G. über die Reichs- 
vertretung, §. 6 der Ländesordnungen, §. 10 d. G. über die gemeinsamen Ange- 
legenheiten, G. A. XII, 1865'67, §.30), femer „dass Versammlungen der Wähler 
zu Wahlbesprechungen, dann zu Besprechungen mit den gewählten Abgeordneten, 
wenn sie zur Zeit der ausgeschriebenen Wahlen und nicht unter freiem Himmel 
vorgenommen werden, von den Bestimmungen des Gesetzes (über das Versamm- 
lungsrecht) ausgenommen sind** f§. 4 dieses Gesetzes), also nicht der Anzeige etc. 
an die Behörde bedürfen. Besonders wichtig für die Bildung eines freien Volks- 
willens erscheint endlich das Recht der Initiative der Volksvertretungskörper 
(§. 13 d. G. über die Reichsvertretung, §. 17 der Landesordnungen, §. 14 d. 
G. über die gemeinsamen Angelegenheiten, G. A. XII, §.44). h) Unverant- 
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vollziehenden Gewalt nach Aussen und Innen, ernennt die Offi- 
eiere der Armee, übt das Lohnsystem aus, verleiht Auszeichnungen, 

wortlichkeit. Die Krone, wie die Volksvertreter können von keinem Organe 
(Behörde, Gericht) über ihre Willen serklärnng zur Rechenschaft gezogen werden 
(rechtliche ün Verantwortlichkeit), c) ünverletzlichkeit. Die Krone 
ist nach dem monarchischen Staatsrechte unverletzlich. Jede Handlung gegen 
die Person, das Leben, die Gesundheit oder Freiheit des Monarchen, jede Ver- 
letzung der ihm schuldigen Ehrfurcht begründet ein schweres Verbrechen (Hoch- 
verrath, Majestätsbeleidigung). Der Monarch untersteht auch nicht dem Straf- 
gesetze. Aber auch die Mitglieder des zweiten Factors für die Bildung des Staats- 
willens, die Vertreter des Volkes, sind in dieser Function na.ch allen modernen Ver- 
fassungen unverletzlich ; sie können wegen einer strafbaren Handlung während der 
Session nicht verhaftet, in Untersuchung gezogen oder verurtheilt werden (ausser 
die Kammern selbst gestatten dies), so dass selbst ein Abgeordneter, der bei 
Begehung eines Verbrechens ergriffen worden wäre, die ganze Session hindurch 
noch als Abgeordneter frei fanctionirt, wenn die Kammer es verlangt. Die Mitglieder 
des Parlamentes unterstehen also während der Session ebenfalls nicht dem Straf 
gesetze (§§. 1, 2 des Gesetzes vom 3. October 1861, R. G. Bl. Nr. 98, in Betreff 
der ünverletzlichkeit und Unverantwortlichkeit der Mitglieder des Reichsrathes 
und der Landtage; §. 16 des Gesetzes über de Reichsvertretung vom 21. De- 
cember 1867, R. G. BI. Nr. 141 ;. §. 15 des Gesetzes, betreffend die allen Ländern 
der österreichischen Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten und die ^rt ihrer 
Behandlung, vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 146, G. A. XII, 1865/67, §. 47. 
(Die Bestimmung des §. 47 wird in Ungarn auch analog auf die Mitglieder des 
Reichstages angewandt, da deren Immunitätsrechte nur auf Gewohnheit beruhen, 
nicht gesetzlich ausgesprochen sind.) Ausserdem ist die Verletzung der gebühren- 
den Achtung vor den Volksvertretungskörpem auch strafrechtlich geschützt darch 
das Gesetz vom 17. December 1862, R. G. Bl. Nr. 8, Art. III: „Wer öffentUch 
oder vor mehreren Leuten oder in Druckwerken, verbreiteten bildlichen Dar- 
stellungen oder Schriften durch Schmähungen, Verspottungen, unwahre Angaben 
oder Entstellungen von Thatsachen Andere zum Hasse oder zur Verachtung 
gegen eines der beiden Häuser des Reichsrathes oder wider eine Landtags Ver- 
sammlung aufzureizen sucht, macht sich des im §. 300 des allgemeinen Strafge- 
setzes (§. 556 M. St. G.) vorgesehenen Vergehens schuldig und ist mit Arrest von 
einem bis sechs Monaten zu bestrafen." Und Art. V : „Die in den §§. 487 — 491 des 
St G. (Ehrenbeleidigungen durch a> unbegründete Beschuldigung wegen eines 
Yerbrechens, Vergehens, einer Uebertretung, h) wegen unehrenhafter oder unsitt- 
licher Handlungen, c) Veröffentlichung von anderen ehrenrührigen, wenn auch 
wahren Thatsachen des Privat- und Familienlebens, d) andere Öffentliche 
Schmähungen), dann §.496 (öffentliche Beschimpfungen oder Misshandlungen) 
(auch §§. 760—764 und §. 769 des M. St. G. B.) bestimmten Vergehen 
und Uebertretungen gegen die Sicherheit der Ehre sind von amtswegen zu 
-verfolgen, wenn sie gegen eines der beiden Häuser des Reichsrathes, gegen einen 
Landtag begangen werden" (die Delegation ist nicht inbegriffen). 
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Würden, Titel und Orden, verhängt Strafe und übt Gnade etc. Da die 
positiven Staatsrechte der Staaten mit gleicher Ver- 
fassungsform denselben Inhalt haben, soweit die Natur 
dieserStaatsform es.verlangt, insoweit also z. B. der Begriff und 
das Princip der Monarchie in der positiven Gesetzgebung zum Aus- 
drucke gelangt, so erklärt es sich, dass man die allgemeine Lehre 
vom Staate , seinen Formen , Organen etc. , die den Inhalt des 
positiven Staatsrechtes bestimmen soll, als „allgemeines Staats- 
recht" bezeichnet. Man verwechselte die Lehre von dem Inhalte, 
welchen die positive Verfassungsgesetzgebung haben soll, und der, 
insoweit er durch die Natur des Staates und der besonderen Staats- 
form bedingt ist, eben für das Verfassungsrecht derselben Staats- 
formen identisch erscheint, mit dem positiven Staatsrechte selbst; 
so identificirte man fälschlich die „allgemeine Staatslehre^ mit einem 
„allgemeinen Staatsrechte" , welch letzteres gar nicht existirt. ^®) 
Die Thatsache, dass der einzelne Mensch als Staatsange- 
höriger dem Staatswillen unterworfen ist, andererseits aber auch 
sich des Staates als Mittel bedienen darf zur Erhaltung seiner 
Existenz und Erreichung seiner Zwecke, gibt den Inhalt des all- 
gemeinen Unterthan- und Staatsbürgerrechtes etc. Den Inhalt 
für das objective Staatsrecht erzeugt also die Natur der Lebens- 
verhältnisse des Staates, d. h. der souveränen menschlichen Ge- 
meinschaft, welche Lebensverhältnisse zu ordnen sind nach der 
Idee der Gerechtigkeit ") , der ünverletzlichkeit , Freiheit und 
Gleichheit der Persönlichkeit, soweit die individuelle Freiheit 
mit dem Bestände der Gemeinschaft vereinbar und die Gleichheit 
wirklich vorhanden ist. Diese Erkenntniss der menschlichen 
Lebensverhältnisse, geordnet nach der Idee der Gerechtigkeit, ver- 
mittelt uns die sogenannte Rechtsphilosophie. Sie lehrt kein 
Recht — denn es gibt nur positives Recht — , sie lässt uns nur 
den Inhalt erkennen, welchen das positive Recht haben soll. 
Wird diese Ordnung der menschlichen Gemeinschaft in Folge 
der Entwicklung bereits als eine andere erkannt, als sie in 
dem jeweiligen positiven Rechte noch dessen Inhalt bildet, 



*^) Daza kam , dass. auch die Rechtsphilosophie (insbesondere die Natar- 
rechtsschale) ihre aus der Natur des Staates und seiner persönlichen Glieder 
abgeleiteten Theorien über den Staat als „allgemeines Staatsrecht'' aufstellte. 

^^} Daher der Zusammenhang des Rechtes mit der Ethik. 
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dann entsteht natürlich die Forderung nach Aenderung des Rechtes 
selbst. Daraus erklären sich die unrichtigen Anschauungen, dass 
es ein höheres, ideales, absolutes Recht, ein Recht der Rechts- 
philosophie über dem positiven Rechte gäbe, das dem positiven 
Rechte derogire. Die Rechtsphilosophie gibt nur den Inhalt, 
welchen die Gesetzgebung nach der vorhandenen Stufe der 
Entwicklung in ihr positives Recht aufnehmen soll, der aller- 
dings, falls er ein durch die Idee der Gerechtigkeit geforderter 
ist, auch nach Anerkennung im Rechte und daher zur Aenderung 
des Gesetzes drängt. 

Unter den Begriff des öffentlichen Rechtes fällt 
somit nicht nur das Staatsrecht, sondern auch das Recht 
aller übrigen willens- und handlungsfähigen mensch- 
lichen Gemeinschaften, somit auch das Kirchen-, Land- 
schafts-, Gemeinde-, Corporations-, Vereinsrecht, wenn auch das 
Staatsrecht gewiss in Folge der hohen Bedeutung des Staates 
einen der wichtigsten Theile dieses öffentlichen Rechtes bildet. 

Das Verhältniss der Begriffe „politisches Recht" und „öffent- 
liches Recht" bestimmt sich nun zunächst dahin, dass das Gebiet 
der politischen Rechte gewiss nicht über das Gebiet des „staat- 
lichen Rechtes" hinausreicht. 

Wie erwähnt, ist in der Gesammtpersönlichkeit Subject des 
<)ffentlichen Rechtes derselben 1. das Organ und 2. der Einzelne in 
«einer Eigenschaft als Theil (Glied) der Gesammtheit. Die 
Rechte nun, welche 1. den Organen der Gesammtpersönlichkeiten 
gegeneinander und gegenüber den Angehörigen nach der Verfassung 
zukommen, fallen gewiss nicht unter den Begriff der „politischen 
Rechte" der Unterthanen. Die Rechte also, welche den kirchlichen 
Organen in ihrer Stellung gegeneinander und gegenüber den Gläu- 
bigen zustehen, in der katholischen Kirche z. B. die Rechte des 
Papstes, des Concils, der Bischöfe, Decane, Pfarrer, in der evan- 
gelischen Kirche die Rechte des Presbyteriums und der Gemeinde- 
vertretung, des Seniors mit dem Senioratsausschusse und der 
Senioratsversammlung, des Superintendenten mit dem Superinten- 
dentialsausschusse und der Superintendentialversammlung , die 
Rechte des Oberkirchenrathes und der Generalsynode sind keine 
politischen, sondern öffentliche kirchliche Rechte. Desgleichen 
wird man die verfassungsmässigen Rechte der Organe der Selbst- 
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verwaltiingskörper 20) gegeneinander und gegenüber den Ange- 
hörigen und Bewohnern derselben nicht als politische Rechte der 
ünterthanen qualificiren. Ein solcher Selbstverwaltungskörper von 
besonderer Wichtigkeit ist die Gemeinde, lieber der Gemeinde 
aber erhebt sich nicht unmittelbar der souveräne Staat, sondern 
schieben sich noch Mittelglieder als Selbstverwaltungskörper ein 
(Verwaltungsgemeinden , Bezirke, Kreise, Landschaften). Eines der 
wichtigsten ist die sogenannte Landschaft (Kronland) ; sie ist theili 
durch die geschichtliche Entwicklung, theils durch das Moment des 
Vorhandenseins verschiedener Stämme und Völkerschaften innerhalb 
des Staates gegeben. In Oesterreich-Ungarn z. B. bestehen in dem 
von den deutsch-slavi sehen Ländern gebildeten Staate sogenannte 
Kronländer als höhere Selbstverwaltungskörper über den Gemeinden. 
Diese Kronländer, auf historischer Entwicklung beruhend, erscheinen 
riicksichtlich der jedem derselben allein zukommen- 
den, nur den Landesbewohnern und Angehörigen ge- 
meinsamen Interessen und Angelegenheiten als wol- 
lende und handelnde Gesammtpersönlichkeiten (Selbstver- 
waltungskörper, Landschaften). Riicksichtlich der allen Ländern 
gemeinsamen Staatsangelegenheiten hingegen sind sie 
keine willens- und handlungsfähigen Organismen, sondern einfach 
Theile des Verwaltungsgebietes, Provinzen. Als Organe 
dieser Kronländer fungiren: der Landtag für die Bildung des 
Landeswillens, der Landesausschuss mit den ihm unterstehenden 
landschaftlichen Beamten als vollziehendes und verwaltendes Organ, 
während die Einheit des Landes in Landeshauptmann (Land- 
marschall, Oberstlandmarschall, Präsidenten) repräsentiii; erscheint. 
Allein die öffentlichen Rechte dieser Organe , d. i. die amtlichen 
Rechte des Landeshauptmannes , Landtages und Landesausschusses 
sind keine politischen Rechte der Ünterthanen. Desgleichen fallen 
die subjectiv-öfifentlichen Rechte der Gemeindeorgane gegen- 
einander und gegenüber den Gemeindebewohnern und Gemeinde- 
angehörigen nicht unter den Begriff der politischen Rechte, da 
der Begriff des politischen Rechtes im subjectiven Sinne jeden- 
falls das Vorhandensein einer rechtlichen Befngniss gegenüber der 

'^) Hier ist nur von dem eigenen, selbständigen Wirkungskreise der 
SelbstyerwaltongskÖrper die Rede, nnd nicht von ihrer SteUung als Staatsorgane 
in Folge des übertragenen Wirkungskreises. 
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ToXt;, d. i. gegenüber dem Staate, also der Staatsgewalt zn 
seinem wesentlichen Kriterium hat. Aus diesem Grunde sind 
auch die auf Grund der Verfassung einer Corporation ihren Or- 
ganen zukommenden rechtlichen Befugnisse keine politischen 
Rechte ; so nicht die Rechte der Vereinsorgane, d. h. also die öffent- 
lichen Rechte, welche der Vereinsversammlung, dem Vereinsaus- 
schusse und Vereinsvorstande gegeneinander und gegenüber den 
Vereinsangehörigen zustehen. ^ 

Sind nun die öffentlichen, verfassungsmässigen Rechte der 
Organe der verschiedenen Classen derGesammlpersönlichkeiten — 
vom Staate sei hier noch abgesehen — gegeneinander und gegen- 
über den Mitgliedern keine politischen Unterthanrechte, so ergibt 
sich in Betreff dieser Gesammtpersönlichkeiten noch die Frage, 
ob nicht 2. die subjectiv-öffentlichen Rechte der Mitglieder 
gegenüber der Gesammtheit und ihren Organen unter den Begriff 
der politischen Rechte der Unterthanen fallen. 

Die Mitglieder gebrauchen eben die Gemeinschaft, der sie 
angehören, als Mittel für die Erreichung ihrer individuellen Zwecke, 
insoferne andere, näher gelegene Mittel hierzu nicht ausreichen. 
Jedes Mitglied einer Gemeinschaft hat dieser gegenüber gewisse 
rechtliche Befugnisse (einen rechtlichen Anspruch auf eine Leistung 
seitens der Gesammtheit), es kann die Handlung der Gemeinschaft 
unter gewissen Bedingungen für sich in Anspruch nehmen. Die 
Befugnisse des einzelnen Gliedes gegenüber der Gemeinschaft 
werden durch deren objectives, inneres Recht festgestellt, sie sind 
die öffentlichen Rechte des einzelnen Gliedes. In der katholischen 
Kirche z. B. haben die einzelnen Gläubigen das Recht, an den 
gottesdienstlichen Functionen theilzunehmen , die Sacramente zu 
empfangen**), sie sind Inhaber von Patronatsrechten etc. 

=**) So V. Schulte, Katholisches Kirchenrecht (3. Auflage), Buch II. 
„Die Rechtsverhältnisse der Kircheoglieder", I. Abtheilung, II. Capitel. „Allge- 
meine Rechte und Pflichten der Individuen'' §. 126. Jeder Katholik hat 
das Recht, nach Massgabe der Kirchengesetze an allen öffentlichen rituellen und 
liturgischen Handlungen Theil zu nehmen , sowie die Vornahme bestimmter reli- 
giöser Acte in besonderer Intention , aher nur gegen Bezahlung zu verlangen 
(Note 6). §. 127. Der Empfang jedes Sacramentes ist bedingt durch die Vor- 
nahme dessen, wovon die Kirche die Ertheilung abhängig gemacht hat. Unter 
dieser Voraussetzung hat der Einzelne ein Recht, die Spendung zu verlangen. 
Um diesem zu genügen, sind gerade die Seelsorgegeistlichen bestellt. 
V. Dantscher. 4 
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Die Angehörigen eines Kronlandes (Landschaft) sind zur Be- 
nützung der Landesanstalten berechtigt, sie sind befugt, an der Bil- 
düng der Landesvertretung theilzunehmen etc. Auch den Angehörigen 
einer Gemeinde stehen subjective öflFentliche Rechte zu, so das Recht 
aaf Armenversorgung durch die Gemeinde (Heiniatsrecht), das Recht 
auf Ausstellung eines Heimatscheines, auf Benützung der Gemeinde- 
anstalten und Anlagen, das Recht, an der Bildung der Gemeinde- 
organe theilzunehmen , aus der Gemeinde nicht ausgewiesen (ab- 
geschafft) zu werden u. s. f. Desgleichen sind die Mitglieder 
eines Vereines Träger subjectiv-öflFentlicher Vereinsrechte, mögen 
diese Vereine politische , religiöse , wirthschaftliche , gesellige, 
künstlerische oder wissenschaftliche sein. Die Vereinsstatuten — 
das objectiv-öffentliche Recht des Vereines — bestimmen auch 
hier Umfang und Inhalt der öffentlichen Vereinsrechte des Ein- 
zelnen. So haben die Vereinsmitglieder das Recht, an der Vereins- 
versammlung theilzunehmen, die Berufung einer Vereinsver- 
sammlung zu verlangen, die Thätigkeit der Vereinsorgane zu über- 
wacheU) die Vereinsmittel in Anspruch zu nehmen, statutenmässig 
bestimmte Leistungen des Vereines zu verlangen etc. 

Aber der ganze Complex dieser subjectiv^öfientlichen Kirchen-, 
Landschafts-, Gemeinde-, Vereinsrechte, deren Träger die ein- 
zelnen Mitglieder (Theile) sind, fällt nicht unter den Begriff der 
politischen Rechte, da hier nirgends von einem Rechte des Ein- 
zelnen gegenüber der Staatsgewalt auf Duldung seiner Handlung 
(respective Nichthandlung) oder auf Leistung (Unterlassung) seitens 
der Staatsgewalt die Rede ist. - Sonach ergibt sich als Resultat 
der bisherigen Betrachtung, dass weder 1. die subjectiven 
Rechte der Organe der verschiedenen Classen der Gesammt- 
persönlich keiten — vom Staate immer noch abstrahirt — , 
noch 2. die subjectiv-öffentlichen Rechte der Mit- 
glieder derselben politische Rechte sind. 

Das Gebiet der politischen Rechte kann daher nur mehr inner- 
halb desjenigen Gebietes des öffentlichen Rechtes liegen, welches 
durch die Existenz des Staates erzeugt wird, d. h. die politi- 
schen Rechte liegen innerhalb des Gebietes der staatlichen 
Rechte. Und hier ergibt sich die Frage: Sind alle staatlichen 
Rechte politische Rechte? Auch hier beim Staate wird man, wie 
bei den übrigen öffentlich-rechtlichen Persönlichkeiten den Unter- 



51 

schied festhalten müssen zwischen den subjectiv-staatlichen Rechten, 
deren Träger 1. die Organe des Staates selbst sind, und den- 
jenigen, als deren Subjecte 2. die einzelnen Staatsange- 
hörigen und Staatsbewohner erscheinen. 

Was nun die subjectiv-öffentlichen Rechte der Staats- 
organe betrifft, d. h. die amtlichen Rechte, welche ihnen auf 
Grund des Verfassungs- und Verwaltungsrechtes, sowohl gegen- 
über der Gesellschaft (den Parteien), als auch innerhalb des 
Organismus der gesetzgebenden und vollziehenden Gewalt in ihrer 
Beziehung zu anderen Organen zukommen, so sind diese amt- 
lichen Rechte ebenfalls keine politischen Rechte der Unterthanen. 
Daher sind z. B. die amtlichen Rechte der Mitglieder der po- 
litischen Behörden I. Instanz (Bezirkshauptmannschaften, Städte 
mit eigenem Statute) keine politischen Rechte; desgleichen nicht 
die Rechte des Beamten auf Titel, Rang, Uniform, Gehalt, Pension, 
der Anspruch auf die Mittel, deren er zur Erfüllung seiner Dienst- 
pflichten, zur Erhaltung der Würde und des Ansehens des Amtes 
bedarf, sein Recht auf Gehorsam seitens seiner Untergebenen etc. ; 
nicht anders sein Recht der Beschwerde wider ein gegen ihn 
gefälltes Disciplinarerkenntniss ; oder das Recht der Richter, nur 
in bestimmten, vom Gesetze vorgeschriebenen Fällen und nur 
auf Grund eines richterlichen Erkenntnisses ihres Amtes entsetzt 
werden zu können. Denn alle diese Rechte stehen dem Beamten 
nicht als einzelnem Staatsgliede oder Staatsbewohner zu, sondern 
als Staatsorgane. Dies gilt sowohl von den amtlichen Rechten 
der Staatsorgane a) nach aussen, gegenüber der staatlichen 
Gesellschaft, also von den rechtlichen Befugnissen des Staates 
selbst, welche dieser durch das betreffende Organ ausübt; dies 
findet Anwendung auch b) innerhalb des Organismus der Staats- 
gewalt, und zwar rücksichtlich jener öffentlichen Rechte, welche 
dem Staatsorgane als persönlichem Theile dieses Organismus 
gegenüber anderen persönlichen Gliedern desselben (Vorgesetzten, 
Untergebenen) zukommen (innere Amtsrechte). 

Daher erscheinen auch die Rechte, welche den Gliedern 
des Organismus der gesetzgebenden Gewalt in der Function 
der freien Bildung des Staatswillens verfassungsmässig zustehen, 
nicht als politische Rechte der Unterthanen ; z. B. die Rechte der 
Mitglieder der Kammern, ihre Meinung frei zu äussern, persönlich 

4* 
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abzustimmen , Anträge , Interpellationen za stellen , Petitionen 
zu überreichen. Desgleichen gehören die aus der Immunität 
fliessenden Befugnisse der Abgeordneten") keineswegs zu den 
politischen Unterthanrechten, weil die Abgeordneten nicht als eine 
besondere Kategorie von Unterthanen Träger dieser Immunitäts- 
rechte gegenüber der Staatsgewalt sind. Diese Rechte charakte- 
risiren sich vielmehr gleichfalls als amtliche Rechte der Staats- 
organe selbst, denn die Abgeordneten erscheinen in der Aus- 
übung der ihnen zukommenden Functionen — der Mitwirkung an 
der Bildung des Gesetzes und der Controle der Verwaltung — als 
Theile des Organismus der gesetzgebenden Gewalt imd sind in 
dieser Eigenschaft Träger der Immunitätsrechte. Die Function des 
Organes, dessen Theile sie bilden, d. h. der Volksvertretung — 
besteht in der Erzeugung und Aussprechung des Volkswillens. 

Aus diesem Grunde sind auch die Rechte der Präsidenten 
der Kammern, sowohl gegenüber der Kammer, als nach Aussen 
keine politischen Rechte der Unterthanen , so z. B. das Recht, 
die Minister auf Wunsch der Ausschüsse um die Einleitung erforder- 

-^) Gesetz vom 3. October 1861 , R. G. Bl. Nr. 98, in Betreff der ünver- 
letzlichkeit nnd Unvei antwortlichkeit der Mitglieder des Reichsrathes und der 
Landtage. §. 1. Die Mitglieder des Reichsrathes und der Landtage können wegen der 
in Ansübung ihres Berufes geschehenen Abstimmungen niemals, wegen der in diesem 
Berufe gemachten Aeusserungen aber nur von dem Hause, dem sie angehören, zur 
Verantwortung gezogen werden, g. xi. Kein Mitglied des Reichsrathes oder der 
Landtage darf während der Daner der Session wegen einer strafbaren Handlung 

— den Fall der Ergreifung auf frischer That ausgenommen — ohne Zustimmung 
des Hauses verhaftet oder gerichtlich verfolgt werden. Selbst in dem Falle der 
Ergreifung auf frischer That hat das Gericht dem Präsidenten des Hauses so- 
gleich die geschehene Verhaftung bekannt zu geben. Wenn es das Hans verlangt, 
muss der Verhaft aufgehoben oder die Verfolgung fär die ganze Sitzungsperiode 
aufgeschoben werden. Dasselbe Recht hat das Haus in Betreff einer Verhaftung oder 
Untersuchung, welche über ein Mitglied desselben ausserhalb der Sitzungsperiode 
verhängt worden ist. — Vgl. auch Gesetz über die Reichsvertretung vom 2L De- 
cember 1667, R. G. Bl. Nr. 141, §. 16, in Betreff der Mitglieder des Reichsrathes. 

— Die Immunität der Delegirten ist ausdrücklich zugesichert im Gesetze vom 
21. December 1867, betreffend die allen Ländern der österreichischen Monarchie 
gemeinsamen Angelegenheiten und die Art ihrer Behandlung, R. G. Bl. Nr. 164, 
§. 15 ; Gesetzartikel XII, vom Jahre 1865—1867, g. 47. — Wenn daher ein Mitglied 
des Parlamentes gegen diese gesetzlichen Bestimmungen verhaftet würde, könnte er 
natürlich nicht beim Reichsgerichte die Beschwerde erheben wegen Verletzung eines 
durch die Verfassung dem Staatsbürger gewährleisteten politischen Rechtes, 
(Art. 3, lit. b des St^atsgrundgesetzes über die Einsetzung eines Reichsgerichtes). 
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licher Erhebungen anzugeben, Sacbverständige zur mündlichen 
Vernehmung vor den Ausschuss zu laden und Sachverständige zur 
Abgabe eines schriftlichen Gutachtens aufzufordern, desgleichen 
die ihnen zukommende Gebührenfreiheit etc. Auch die den Ge- 
schworenen nach der Strafprocessordnung zustehenden Rechte — 
so z. B. das Recht als Mitglied der Geschwornenbank über die 
Schuldfrage die Stimme abzugeben, das Recht, eine Abänderung 
oder Ergänzung der gestellten Fragen zu verlangen — qualificiren 
sich nicht als politische Unterthanrechte, weil auch die Geschwornen 
diese Rechte nicht als Staatsbürger, sondern als Staatsorgane — 
Richter — ausüben. Die amtlichen Rechte der Staatsorgane werden 
allerdings des Oeftern als „politische Rechte" bezeichnet; man 
spricht auch von den politischen Rechten der Krone, der Kammer etc. 
Fallen somit auch diese amtlichen Rechte der Staatsorgane 
(Beamte und gesetzgebende Organe) nicht unter den Begriff der 
politischen Rechte der Unterthanen, so können auf diesem Gebiete 
der „staatlichen Rechte" nur mehr jene subjectiv- öffent-. 
liehen Rechte politische Unterthanrechte sein, welche den 
Einzelnen in ihrer Eigenschaft als Gliedern oder Bewohnern 
des Staates diesem gegenüber zukommen. Wir sagen: die 
subjectiv- öffentlichen Rechte der Staatsglieder und Staatfl- 
bewohner gegenüber der Staatsgewalt können nur den Inhalt 
des BegriflFes „politisches Unterthanrecht" bilden; denn die De- 
finition des politischen Unterthanrechtes als eines „Rechtes des 
Einzelnen gegenüber dem Staate" wäre eine ungenügende; da- 
durch würden die Privatrechte der Einzelnen gegenüber dem 
Staate nicht aus dem Gebiete der politischen Rechte ausgeschieden. 



Oeffentliohes Recht und Privatreoht. ^^) 

Wie der Mensch in den verschiedenen Gemeinschaften eine 
doppelte Stellung einnimmt, einerseits 1. als Glied (Tbeil) der 
Gemeinschaft, ihrem Wollen und Handeln unterworfen und auf ein 
bestimmtes Handeln ihrerseits berechtigt, andererseits aber 2. als 
selbstständiges, der Gemeinschaft gegenüber unabhängiges Indivi- 
duum — daher er Subject des öflTentlichen Rechtes und des Privat- 
rechtes ist — , ebenso erscheint auch, die Gesammtpersönlichkeit selbst 
in einer doppelten Beziehung, a) als Einheit aller ihrer 
persönlichen Theile und b) als Einzelpersönlichkeit 
(Individuum). Sie ist daher durch ihr Organ 2*) ebenfalls Subject de» 



") Ueber die Eintheilang desBechtes in öffentliches und privates, Bierling» 
Zur Kritik der juristischen Grundbegriffe (II. Theil, Gotha 1883), S. 155. 16:d. 
S. Leuthold, Oeffentliches Interesse und öffentliche Klage im Yerwaltongsrechte» 
in WirlVs Annalen, J. 1884, S. 321-443, Abschnitt II, öffentliches Recht, §. 14. 

^*) Im vorigen Jahrhundert wurde das Yerhältniss des Beamten zum Staate 
als ein rein privatrechtliches aufgefasst; als dessen Rechtsgrund erschien ein 
privatrechtlicher Vertrag, bald eine locatio conductio operarumj bald ein Mandat 
oder precarium (woraus insbesondere das Recht des beliebigen Widerrufs Seitens 
des Verleihers deducirt wurde); oder man erklärte als rechtlichen Entstehungs- 
grund des Beamten Verhältnisses einen Innominat vertrag (do ut faciaa). Durch 
diese privatrechtliche Auffassung sollte insbesondere der Gehaltsanspruch dem 
Beamten gesichert werden. — Dann nahm man einen besonderen Dienstvertrag 
zwischen Staat und Beamten an ; am Ende des 18. Jahrhunderts wurde, nament- 
lich in Folge der reichskammerlichen Praxis, welche ein Recht des vorwurfsfreien 
landesherrlichen Beamten nur auf die ihm zugesicherte Besoldung anerkannte, 
nicht aber auch auf Beibehaltung des Amtes selbst, ein privatrechtlicher 
und öffentlichrechtlicher Inhalt des Staatsdienstes unterschieden. Der 
letztere wird geregelt durch den Haupt vertrag auf Verleihung (Uebertragung) des 
Amtes ; dazu tritt der privatrechtliche Nebenvertrag, der die Besoldung zum Gregen- 
Stande hat. (S e u f f e r t , „Von dem Verhältniss des Staats und der Diener des Staats. 
Würzburg 1793. § 83 behauptet dagegen schon die öffentlichrechtliche Natur 
des Dienstvertrages.) Im 19. Jahrhundert wird der privatrechtliche Charakter des 
Staatsdienstverhältnisses zuerst von Gönner (der Staatsdienst etc. [Landskut 1808]* 
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öffentlichen und des Privatrechtes. Denn auch bei der Gcsanimt- 
persönlichkeit sind, wie bei der Einzelpersünlichkcit, zwei ver- 

S. 56 folgd., S. 83 folgd.) bekämpft. Der Rechtsgrnnd des StaatsdienstverhältnisseR 
ist auch kein öffentlichreclitliclier Vertrag, sondern ein einseitiger Verwaltangs- 
act, und sind die Unterthanen znr Leistnag des Staatsdienstes verpflichtet. 
Diese Lehre vom „einseitigen Staatsacte'^ fand insbesondere Verbreitung in der 
Theorie, £eit anch Hegel in seiner Rechtsphilosophie erklärt hatte: „Das Amts- 
verhältnissist gleichfalls kein Vertragsverhältniss (§. 75), obgleich ein gedoppeltes 
Einwilligen nnd ein Leisten von beiden Seiten vorhanden ist. Der Bediensteto 
ist nicht für eine einzelne zufällige Dienstlei.stung bemfen, wieder Mandatarins, 
sondern legt das Hauptinteresse seiner geistigen und besonderen Existenz in 
dies Verhalt niss.'^ Nur wenige Schriftsteller ^ so z. B. Kl über (Oeffentliches 
Becht etr. i<. 492) halten am Dien st vertrage fest. — Heule sind die Anschau- 
ungen der Theorie sehr getheilt. Man erblickt wieder den Rechtsgrund des 
Staatsdienstverhältnisses in einem Vertrage (Anstellnngsvertrag) , der ein 
Gewaltverhältniss des Staates über den Beamten erzeugt. Einige Autoren nehmen 
für den ganzen Inhalt des Beamten Verhältnisses einen öffentlichrechtlichen Ver- 
trag an, so Löning, Lehrb. d. d. Verw. J^. 25, wohl auch Lab and, Staatsr., 
B..I, §. 43, S.476. — Seydel, Grundzüge einer allgem. Staat sl. S. 59—62. S. 62: 
„Der Anspruch auf den Beamtengehalt ist gerade so gut ein öffentlichrechtlicher 
wie der Entschädigungsanspruch aus der Enteignung. '^ — G a r e i s, Allgem. ä^taats- 
recht in Marquardsen's Handbuch. B. I, S. 164. — v. Mohl, Encyclopädie, 
S. 263, schwankt zwischen öffentlichem Vertrage und einseitigem Verwaltnngs- 
acte. — v. Stengel, Annalen d. deutschen Reiches. 1876, S. 897 ff. — Dagegen 
findet sich auch die Annahme eines gemischten Vertragsinhaltes : Die Vertrags- 
bestimmungen in Betreff der Amtsclbertragung seien öffentlichrechtlicher, jene 
über die BeFoldung und pecuniären Bezöge privatrechtlicher Natur; Georg 
Meyer, Lehrb. d. d. Staatsr. §. 143, S. 409—411. — Sehr vertreten ist in der 
Literatur heute die Anschauung, dass der Rechtsgrund des StaatsdienstverhftU- 
nisses ein einseitiger Verwaltungsact des Staates sei; Zöpfl, Grund- 
sätze etc. II, §. 515. — Zorn, Reich sstaat«r. B. I, S. 231, II, die Begründung 
des Beamtenverhältnisses. — v. Kirchenheim, Lehrb. d. Staatsr. S.212 — 214. — 
H. A.Zachariä, Deutsches Staats- und Bundesr. §§. 135, 136. ~ Bluntschli, 
Allgem. Staatslehre. S. 605. — Schulze, Lehrb. d. d. Staatsr. 2. Lieferung, S. 321. 
^Die Anstellung eines Beamten ist ein Verwaltnngsact der Regiernng, welcher 
unpassend als lex specialis, als lex collationis officii bezeichnet wird.^ Dieser 
Vfrwaltung.'act begründet nach Schulze auch die privatrechtliche — ver- 
mögensrechtliche — Seite des Staatsdienerverhältnisses. — v. Gerber, Grundzfige, 
§. 37. c) Begründung des Staatsdienstverhältnisses. (Dabei erklärt Gerber das 
Recht auf Besoldung ebenfalls als ein Privatrecht. §. 36, S. 113, Note 11.) — 
Clerk e, Zeitschrift für die gesammte Staatswispenschaft. B. XXX, S. 331. — 
V. Rönne, Staatsr. d. d. Reiches. §. 53- — U Ihr ich, Lehrbuch d. Österr. Staatsr. 
S. 186. — Meves, im Hol tzendorff sehen Rechtslexikon. B. II, S. 32, B. m, 
S. 747- Siehe die Literatur bei H. R e h m , die rechtliche Natur des Staatsdienstes 
nach deutschem Staatsrecht, L Theil, S. 566—643, 646-686 in Wirth's Annalen, 
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schiedenc (Willens-) Handlungsspliären zu unterscheiden. Die 
eine Sphäre nämlich besteht aus solchen persönlichen Functionen 
(Functionen mit einem solchen Inhalte), welche beiden Arten der 
Persönlichkeit — Einzelpersönlichkeit und Gesammtpersönlichkeit 
— gemeinsam sind. Wir nennen diese Sphäre die allgemeine 
Sphäre der Persönlichkeit. Das thatsachliche Verhältniss, welches 
durch die Acte der allgemeinen Sphäre der Persönlichkeit ge- 
schaffen wird und Acte der allgemeinen Sphäre zu seinem Inhalte 
hat, ist daher ein solches, welches zwischen je zwei beliebigen 
Persönlichkeiten, Gesammtpersönlichkeit und Gesammtpei'sünlich- 
keit, Einzelpersönlichkeit und Gesammtpersönlichkeit und somit 
auch zwischen Einzelpersönlichkeiten Platz greifen kann. So z. B. ist 
der Willcnsact (Handlung), welcher auf den Erwerb einer fremden 
Sache gegen Bezahlung eines bestimmten mit ihrem bisherigen 
Eigenthümer vereinbarten Preises gerichtet ist, ein solcher 
Willensact der allgemeinen Sphäre der Persönlichkeit. Staat 
wie Gemeinde, Kirche und Landschaft, Verein und Einzelindi- 
viduum können solche Willensacte äussern und daher ein solches 
Rechtsgeschäft — Kauf — eingehen. Dasselbe gilt von der 
Schenkung, Miethe, Darlehen ; die zur SchaflFung solcher Rechts- 
geschäfte nothwendigen Willenserklärungen sind nach Form 
und Inhalt solche, deren jede Persönlichkeit fähig ist. Diese 
Willensacte sind nicht bedingt durch den Bestand öffentlich- 
rechtlicher Personengemeinschaften, durch das besondere, 
nur dieser bestimmten Art von Persönlichkeiten zukommende Moment, 
«dass sie aus vielen Gliedern bestehende organisirte Einheiten sind. 

J. 1884; die dogmatische DarsteUnng, U. Theil, S. 64-211, J. 1885. Otto Mayer, 
die Lehre vom öffentlich-rechtlichen Vertrage, im Archiv für das öffentliche Recht, 
1887, S. 1 — 86. — Ich glanbe, dass der Rechtsgrnnd des Staatsdienstverhältnisses, 
und zwar für den ganzen Inhalt desselben, ein einseitiger Yerwaltnngsact der 
Regiemng ist ; auch die vermögensrechtlichen Ansprüche des Beamten und aller 
Organe sind öffentliche Recht«*. Die Bereitwilligkeit der Unterthanen, ja ihr 
'Streben, Staatsämter zu übernehmen, erscheint nicht schon als ein Yerti'ag. (Die 
Kategorie des Vertrages, als des Rethtsgrundes für die organischen Verhältnisse 
zwischen dem Staate und seinen Gliedern, ist so viel als möglich ans der Theorie 
zu eliminiren.) Würden sich nicht genügende Kräfte für die Staatsämter freiwiUig 
iflnden, so müsste der Staat eben eine öffentlichrechtliche Pflicht zur üeber- 
nähme des Staatsdienstes gesetzlich creiren. Die Schaffung der staatlichen Organe 
dst eine nothwendige Aeusserang der Lebensthätigkeit des staatlichen Organismus, 
«der iortwuüirend die absterbenden Organe wieder ersetzt oder neue bildet. 
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Die Gesammtpersönlichkeit erscheint, indem sie solche Handlungen 
der allgetneinen Sphäre durch ihre verfassangsmässigen Organe 
vornimmt und in derartige Rechtsgeschäfte und Rechtsverhältnisse 
eintritt, in der Relation zum anderen Träger desRechts- 
verhältnisses wie eine Einzelpersönlichkeit; sie erscheint im Rechts- 
geschäfte als Individuum. 

Die zweite Sphäre peraönlicher Acte hingegen begreift solche 
Acte des (Wollens) Handelns, deren nur eine bestimmte Art der 
Pei'sönlichkeit fähig ist, die also nicht allen Persönlichkeiten 
gemeinsam sind. Wir nennen diese Sphäre die besondere 
Sphäre der Gesammtpersönlichkeit. Der Grund liegt darin, dass 
die persönlichen Functionen dieser Sphäre einen solchen Inhalt 
halten, der durch ein besonderes, d. h. al&o nicht allen Person- 
lirl.keiten zukommendes Moment bedingt ist. So kann z. B. eine 
Einzelpersönlichkeit nicht einer anderen Persönlichkeit eine Steuer 
vorschreiben, sie kann nicht Persönlichkeiten in ihre Gemein- 
schaft aufnehmen ; sie kann nicht Andere zum Kriegsdienste ver- 
halten, keinen Heimatsschein ausstellen etc. 

Dieses besondere Moment nun, welches eine aus der allge- 
meinen Sphäre der persönlichen Acte ausgeschiedene, besondere 
Sphäre persönlicher Acte entstehen macht, ist eben der besondere 
Charakter der Gesammtpersönlichkeit. die Natur der Gemein- 
schaft. Die besondere Sphäre ergibt sich daher aus der Bestimmung 
(Definition)derGesammtpersönliehkeit. Dieses, allen Gesammtpersön- 
licbkeiten zukommende, besondere Moment besteht nun darin, dass 
die öffentlich-rechtlichen Genossenschaften aus persönlichen Gliedern 
bestehende, durch Organisation willens- und handlungsfähige Einheiten 
sind. So oft daher der Inhalt einer persönlichen Function ein solcher 
ist, wie er nur von einer Gemeinschaft gegenüber ihrem 
persönlichen Theile, oder gegenüber dem Gliede einer 
anderen Gemeinschaft, oder gegenüber einer anderen 
Gemeinschaft als s o 1 c h e r gesetzt werden kann, liegt ein Act 
der besonderen Sphäre vor. So oft also ein Verhältniss zwischen 
Persönlichkeiten diese organisirte Personeneinheit zur absoluten 
Voraussetzung hat, liegt ein solches besonderes Verhältniss 
vor, welches zwischen Einzelpersönlichkeiten unmöglich ist. 

Da wir innerhalb der Art: „Gesammtpersönlichkeit" ver- 
schiedene Classen derselben unterscheiden, Kirchen, Staaten, 
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Landschaften, Gemeinden, Vereine, so folgt, dass die besondere» 
Sphären der Gesammtpersönlichkeiten gleich oder verschieden**) 
sein können. Im ersteren Falle gehören die Genossenschaften der- 
selben Classe öffentlich-rechtlicher Persönlichkeiten an — zwei 
Kirchen, zwei Staaten, zwei Gemeinden; im letzteren Falle ver- 
schiedenen Classen, Staat und Kirche, Gemeinde und Verein. 

Der Mensch ist daher solcher Acte der besonderen Sphäre 
nur fähig 1 . als Theil einer Gemeinschaft (als Staatsangehöriger^ 
Kirchenangehöriger, Gemeindemitglied, Vereinsmitglied etc.) und 
i?. als Organ einer öffentlich-rechtlichen Persönlichkeit in Aus- 
übung der Gesammtgewalt , d. h. also in Ausübung der Staats- 
gewalt, Kirchengewalt, Gemeindegewalt, Vereinsgewalt, gegenüber 
einer anderen Persönlichkeit. 

Die Thatsache allein, dass ein Wollen oder Handeln der Wille 
oder die Handlung des r g a n e s einer Gcsammtpersönlichkeit ist^ 
genügt natürlich noch nicht, um die persönlichen Acte als Acte der 
besonderen Sphäre erscheinen zu lassen. Denn die öffentlich-recht- 
lichen Persönlichkeiten können ja überhaupt nur durch ihre Or- 
gane wollen und handeln, daher auch alle Acte des Wollens und 
Handelns der allgemeinen Sphäre, welche die Gesammtpersönlich- 
keit äussert, durch ihre Organe vollzogen werden. Der Staat kauft; 
Waffen von einem anderen Staate ^o) oder von einem Einzelnen, 
er kauft ein Grundstück, um ein Staatsgebäude aufzuführen. Hier 
spricht auch der Staat durch seine verfassungsmässigen Organe 
den Kaufwillen gegenüber dem Verkäufer aus, aber gewiss ist 
dieses Wollen kein Willensact der besonderen Sphäre. In dem Ver- 
hältnisse des Staatsorganes zum Verkäufer kann nicht 
von einer Ausübung der übergeordneten Staatsgewalt von 
Seite des staatlichen Organes gegenüber dem Verkäufer die Rede 
sein. Das Verhältniss gegenüber diesem Verkäufer ist nicht be- 
dingt durch die Natur des Staates als einer sesshaften, souveränen, 
menschlichen Gemeinschaft; dieses Verhältniss ist ja überhaupt . 

'^) Auch diH allgemefne Sphäre ist nicht für alle Einzelindividnen iden- 
tisch. Alter, Geschlecht etc. begründen hier Verschiedenheiten. 

'®) So sagt Art. 76 der deutschen Reichsverfassnng : „Streitigkeiten zwischen 
Yerschiedeoen Bundesstaaten, Fofern dieselben nicht privatrechtlicher Natur 
und daher von den Competenten Gerichtsbehörden zu entscheiden ^ind, werden auf 
Anrufen des einen Theiles von dem Bundesrathe erledigt.*^ Thon, Rechtsnorm 
und subjectives Recht (Weimar 1878), S. 143, anch Note 78. 
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zwischen je zwei Persönlichkeiten, daher auch Einzelpersönlich- 
keiten möglich. 

Die Oesammtpersönlichkeit kann femer auch in ihrer Eigen- 
schaft als Theil einer Gemeinschaft (wie die. Einzelpersönlichkeit) 
Snbject von persönlichen Acten der besonderen Sphäre (öfiFentlichen 
Rechten) sein ; eine Universität, ein Verein im Staate übt z. B. als 
Eigenthümer eines zur Wahl berechtigenden Gutes dasWahlrecht aus. 

Diejenigen Rechtsverhältnisse nun, deren Inhalt die per- 
sönlichen Acte (Handlungen) der allgemeinen Sphäre 
bilden, sind die Privatrechtsverhältnisse. Hier ist der 
Handlungsinhalt der Gesammtpersönlichkeit gleich dem Handlungs- 
inhalte einer Einzelpersönlichkeit, die Gesammtpersönlichkeit er- 
seheint daher im Rechtsverhältnisse wie ein Individuum. 

Diejenigen Rechtsverhältnisse hingegen, deren Inhalt die 
Willens- und Handlungsacte der besonderen Sphäre 
der Persönlichkeit brlden, sind Verhältnisse des öffentlichen 
Rechtes. Subjeet des öffentlichen Rechtes ist daher der Mensch 
in seiner Eigenschaft als Mitglied einer Gemeinschaft nnd die 
Gemeinschaft selbst, insoferne sie durch ihre Organe in dem Rechts- 
verhältnisse die Gesammtgewalt (Staatsgewalt , Kirchengewalt, 
Gemeinde- und Vereinsgewalt) gegenüber der anderen Persönlich- 
keit zum Ausdrucke bringt. Dies kann entweder so der Fall sein, 
dass das Organ die Gesammtgewalt (Amtsgewalt) als eine der 
anderen Persönlichkeit in dieser Beziehung tibergeordnete Macht 
ausübt, oder aber als eine in dieser einzelnen Beziehung ihr dienst- 
bare Gewalt bethätigt. 

Da die Subjecte des öffentlichen Rechtes sind: „Theil 
einer Gemeinschaft" und „Gemeinschaft" selbst, so reduciren 
sich alle Rechtsverhältnisse des öffentlichen Rechtes auf die drei 
möglichen Fälle: Rechtsverhältniss eines Theiles einer Gemein- 
schaft 1. zur eigenen Gemeinschaft, 2. zu einer fremden Genossen- 
schaft, 3. Rechtsverhältniss einer Gemeinschaft zu einer anderen 
Gemeinschaft (des Staates zur Gemeinde, Landschaft, Kirche, zum 
Vereine, zu einem anderen Staate — der Gemeinde zur Landschaft, 
zu einer anderen Gemeinde — der Kirche zu einer anderen Religions- 
genossenschaft etc.). 

Die Glieder einer Genossenschaft können mit den Theilen 
einer anderen Gemeinschaft nicht in einem öffentlich-rechtlichen 



CO 

Verhältnisse stehen ; es gibt keine öffentlichen Rechte der Staats- 
bürger des Staates A zu jenen des Staates B. 

Aus dem Gesagten folgt auch, dass ein Rechtsverhältniss fiir 
dessen beide Träger a und b nothwendig qualitativ dasselbe ist, 
d. h. es kann ein Rechtsverhältniss zwischen a und b nicht für a 
ein öffentlich-rechtliches und für b ein privatrechtliches sein. 

Das Rechtsverhältniss z. B. zwischen der Gemeinschaft A und 
dem Einzelnen b ist ja eben dadurch ein öffentlich rechtliches, dass 
die Beziehung der Gemeinschaft A zu b, in welcher die ünver- 
letzlichkeit beider TLeile durch das Recht aufrecht erhalten werden 
soll, eine solche ist, die allein durch die Natur der Gesammtpersön- 
lichkeit A gegenüber b möglich ist. Würde daher die Beziehung 
für b gleichzeitig eine solche sein, wie sie für b als Einzelpersön- 
lichkeit gegenüber der Einzelpersönlichkeit möglich ist, dann wäre 
damit die gemachte Voraussetzung auch für A aufgehoben, es würde 
auch für A kein Act und kein Verhältniss der besonderen Sphäre 
und somit überhaupt kein öffentlich-rechtliches Verhältniss vor- 
liegen. 

Nach dieser Auffassung erscheint somit als charakteristisches 
Moment, das die öffentlich-rechtlichen Verhältnisse von den 
privatrechtlichen unterscheidet, der Inhalt der rechtlichen Be- 
ziehung zwischen den Trägem des (Rechts-) Lebensverhältnisses. 
Weder die Art") der Persönlichkeit, welche Träger des Rechts- 
verhältnisses ist, noch der Zweck 3®) des Rechtsverhältnisses oder 
das in Frage stehende Interesse;") weder die Art der Normen *•>) 
(Entstehung, Inhalt, Unbedingtheit) , noch die Rechtsfolgen'^), 

*') Man wollte das unterscheidende Moment darin finden, ob die Einzel- 
persönlichkeit oder die Gesammtpersönlichkeit Snbject des Rechtsverhältnisses 
ist, so Kieral ff, Kunze, Keller. — S. Pfaff und Hofmann, Gommentar. 
S. 119, IJote 12. 

^^) Bruns InHolzendorffs Encyclopädie. S. 340 (3. Auflage). — Auch 
Pfaff und Hof mann, Commeutor. B. I, S. 120, 121. 

'^) Im Anschlüsse an die Definition des römischen Rechtes : „Publicum jus 
est, quod ad statum rei Bomanae apeclat, privatum, quod ad singulorum utili- 
tatem; sunt enim quaedam publice utilia , qutudam privatim*' (L, 1, §.2, 
D. de J, et J, 1. 1). 

") Binding, Die Normen. I, 1872, II, 1877. 

*^) Thon, Rechtsnorm und subjectives Recht. Weimar 1878, III. Oeffent- 
liche und private Rechte. S. 129 : „Es scheitern sonach alle Versuche, eine Ab* 
grenzung zu erlangen, wenn man diese nach der Entstehung der Normon be- 
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welche die Uebertretang einer Kechtsnorm nach sieh zieht, wie 
Thon glaubt, bilden das unterscheidende Moment für die beiden 
grossen Gruppen der subjectiven Bechte, für die öffentlichen und 
die Privatrechte. Denn die Gesammtpersönlichkeit, wie die Einzel- 
persönlichkeit können Subjecte des öffentlichen Rechtes und des 
Privatrechtes sein; Zweck und Interesse eines privatrechtlichen 
Verhältnisses können öffentlicher Natur sein; man denke an den 
Waffenkauf von Seite des Staates. Obwohl hier ein privatrecht- 
licher Vertrag vorliegt, aus welchem für die Contrahenten gegen- 
seitig Privatrechte entstehen, ist doch der Zweck — Widerstands- 
fähigkeit und Schutz des Staates — für den einen Contrahenten 
ein öffentlicher, und es ist das Staatsinteresse, welches hier für 
den einen Contrahenten in Frage kommt. Und wenn Thon die 
Möglichkeit eines vom Willen des einzelnen Interessenten aus- 
gehenden Rechtszwanges als entscheidendes Kriterium des Privat- 
rechtes (bürgerlichen Civilrechtes) gegenüber dem öffentlichen 
Rechte hinstellt : den sogenannten „Privatanspruch" (die Art, wie 
der Rechtsschutz gewährt wird), so ist auch dieser dispositive 
Charakter des Rechtszwanges kein das Privatrecht vom öffentlichen 
Rechte scheidendes Moment. 

Erscheint es überhaupt schon befremdend, dass der Unter- 
schied nicht in der Art des Rechtsverhältnisses begründet sein soll, 
sondern in einem ausserhalb desselben liegenden, ihm eventuell 
(nur im Falle der Normverletzung) nachfolgenden Momente, nämlich 
in der verschiedenen Art der Herbeiführung des Rechtszwanges^^), 

wirken will oder nach den Personen, an welche sie sich richten oder nach den 
Interessen, welche sie zu schützen bestimmt sind oder endlich nach dem Inhalte, 
je nachdem die Normen absolut lanten oder dem Willen eines Einzelnen nach- 
zukommen gebieten. So erübrigt nur, das unterscheidende Moment in den Rechts- 
folgen zu suchen, welche die Uebertretung der Norm nach sich zieht. ^ — S. 133 : 
Zum Privatrecht wird der den Interessen eines Einzelnen wider Einzelne ge- 
währte Normenschutz dadurch, dass dem Geschützten im Falle der Normüber- 
tretung ein Mittel zur Beseitigung der Normwidrigkeit von der Rechtsordnung 
gegeben und zu beliebigem Gebrauche überlassen wird. Der Privatanspruch 
ist das Kennzeichen des Privatrechtes. — S. 113: „Ein Privatinteresse, dem der 
Schutz bestimmt ist, macht letzteren noch nicht zum Privatrechte ; erst die Art, 
wie dieser Schutz gewährt wird, ist für die Qualification desselben entscheidend. 
»«) Siehe Binding's Kritik in der kritischen Viertel Jahresschrift. B. 21, 
S. 542. — Die Kritik Merkel's in der Zeitschrift für das Privat- und öifent- 
liche Recht der Gegenwart. VI. B., S. 367. — Bierling, Zur Kritik der juri- 
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so muss andererseits constatiii; werden, dass diese Ali; der Herbei- 
führung des Rechtszwanges, welche von Thon als charakteri- 
stisches Merkmal des Privatrechtes hingestellt wird (die Aufhebung 
der Normübertretung erst in Folge Verlangens des Verletzten), 
auch für ein grosses Gebiet öflentlicher Rechte Geltung hat. Denn 
das „Eintreten des Erfdllungszwanges im Falle der Normüber- 
tretung" findet nur bei einer Gruppe der inneren staatlichen Rechte 
statt; dies sind, neben den staatlichen Strafbefugnissen, jene öffent- 
lichen Rechte des Staates (der Staatsorgane), welche ihm gegen- 
über den Unterthanen zustehen und eine persönliche oder Sach- 
leistung derselben zu ihrem Inhalte haben. Die Erfüllung der 
Wehrpflicht, der Steuer-, Gebühren-, Zeugnisspflicht etc. wird der 
Staat natürlich von Amtswegen erzwingen. 

Allein ausser den Staatsorganen gibt es im Staat« noch eine 
Classe von Trägern öffentlicher Rechte, nämlich die Unterthanen 
selbst, welchen durch die staatliche Rechtsordnung öffentliche Rechte 
gegenüber der Staatsgewalt verliehen sind. Sie sind theils affirmative, 
theils negative. Hierher gehören z. B. die activen Wahlrechte, die 
Rechte auf Benützung staatlicher Anstalten und zum Gemeinbrauche 
dienender Sachen, das Auswanderungsrecht, die Rechte der Unter- 
thanen auf persönliche oder Sachleistungen Seitens der Staatsgewalt, 
desgleichen ihre rechtlichen Ansprüche auf Schutz und Hilfe Seitens 
der Verwaltungsorgane und der Gerichte , das Recht auf Armen- 
versorgung, wie auch die Militär-, Steuer-, Gebührenfreiheit. Bei 
der Uebertretung der öffentlich rechtlichen Normen nun , welche 
diese staatlichen Rechte der Unterthanen begründen und zu ihrem 
Schutze erlassen sind. Seitens der Staatsgewalt, liegt das zur Be- 
seitigung der Normübertretung dem Einzelnen gegebene Mittel 
gleichfalls im Belieben des Verletzten. Auch hier ist „dem 
Geschützten" im Falle der Norm Übertretung (Seitens der voU- 

stiachen Grundbegriffe. Gotha 1883 , II. Theil, S. 158 : „Denn dass eine Unter- 
scheidung von Privatrechts- und öffentlich-rechtlichen Normen oder Rechts- 
verhältnissen unannehmbar ist, welche sich gründet auf die Verschiedenartigkeit 
der Mittel, die gegen ihre Uebertretung, resp. Störung zulässig sind, dürfte wohl 

sehr Wenigen zweifelhaft erscheinen Macht sie doch genau den Eindruck, 

wie wenn Jemand die Anatomie oder die Physiologie des menschlichen Körpers 
statt nach dem eigenthümlichen Charakter der verschiedenen Organe des letzteren, 
vielmehr eintheilen wollte nach der Verschiedenartigkeit der Heilmittel, durch 
welche Störungen der Functionen der Organe beseitigt werden sollen," 
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ziehenden Staatsgewalt) „ein Mittel zur Beseitigung der Nomi- 
widrigkeit von der Rechtsordnung gegeben und zu beliebigem 
Oebrauche tiberlassen", nämlich die Berufung an die höhere Stelle 
und nach durchlaufenem Instanzenzuge die Klage (Beschwerde) 
vor dem Verwaltungsgerichte. 

Dasselbe ist der Fall bei der Verletzung des Rechtes der 
Persönlichkeit gegenüber der Verwaltung, d. h. des Rechtes der 
politischen (verwaltungsrechtlichen) Persönlichkeit ^s) durch posi- 
tive EingrifiFe der Staatsgewalt; so, wenn die Verwaltung die 
Freiheit der Pereon oder ihrer Handlungen verletzt, in ihr Eigen- 
thum rechtswidrig eingreift, wenn sie persönliche oder Sach- 
leistungen der Unterthanen gesetzwidrig verlangt oder in höherem 
Masse, als sie ihr gebühren, in Anspruch nimmt. Liegt es hier 
nicht ebenfalls im Belieben des Einzelnen, die Verwaltungs- 
beschwerde anzustellen oder nicht und somit die „Normübertretung** 
auf sich beruhen zu lassen, oder deren Sanirung zu bewirken? 
Ja, bei vielen öffentlichen Rechten der Unterthanen, wie z. B. bei 
den Rechten auf Benützung der öflFentiichen Gewässer, bei Steuer- 
restitutionen , bei dem Rechte der Militärfreiheit etc. wird die 
liöhere Behörde, wenn sie auch ohne Einschreiten des Verletzten 



'^) Bas allgemeine Recht der öffentlich-rechtlichen Persönlichkeit gegen- 
über der Staats verwaltuDg hat einen doppelten Inhalt, einen positiven und 
•einen negativen. Der positive Inhalt dieses Rechtes besteht in der Befugniss, 
<lie persönliche Handlungsfähigkeit frei zu bethätigen, soweit die Handlungen nicht 
den Staat afficiren. Insoferne die Handlungen der Persönlichkeit für den Staat nicht 
neutrale sind, sondern seinen Körper, seine Organisation oder eigene Handlungs- 
freiheit treffen, müssen sie den Einzelnen durch die staatliche Rechtsordnung 
ausdrücklich zuerkannt sein und erscheinen dann als einzelne selbstständige 
politische Rechte der Unterthanen. Solche, für den Staat neutrale Handlungen 
der Persönlichkeit sind auch die Yereinsbildung, Einberafong einer Versammlung, 
Theilnahme an derselben, Niederlassung an einem Orte, Verlassen desselben etc. 
Sie sind daher schon im positiven Inhalte des Rechtes der politischen Per- 
■sönlichkeit enthalten; eine Verletzung der freien Vereinsbildung, der Versamm- 
lungsfreiheit etc. erscheint daher als eine Verletzung des Rechtes der politischen 
Persönlichkeit. 

Der negative Inhalt des Rechtes der politischen Persönlichkeit aber 
liegt darin, dass jeder Eingriff der Verwaltung in die unverletzliche persön- 
liche Sphäre ausgeschlossen ist ; der Staat darf die Persönlichkeit gar nicht zum 
Objecto seiner Handlung nehmen, insoweit er nicht durch sein objectives Recht 
hierzu befugt ist. 
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zur Kenntniss der rechtswidrigen Entscheidung der Unterbehörde 
gelangt wäre, doch nur auf Verlangen des Betheiligten amthan- 
deln, da ja auch ein Verzicht desselben auf die Ausübung seines 
Rechtes nicht ausgeschlossen ist oder erworbene Rechte eines 
Dritten entgegenstehen. Ausserdem findet in der Regel, sobald 
die Frist zur Geltendmachung des Rechtsmittels ohne Gebrauch 
desselben abgelaufen ist, auch wenn die Behörde zur Kenntniss 
der Rechtsverletzung gelangt, eine Remedur überhaupt nicht mehr 
statt, so z. B. bei den Wahlrechten. Ueberhaupt wird die Behörde 
die Verletzung des öflFentlichen Rechtes eines Einzelnen nur dann 
von Amtswegen saniren, wenn sein Recht mit dem öflFentlichen 
Interesse zusammenfällt. 

Und die Verwaltungsklagc selbst? Auch in dem Gebiete der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit i.^t das zur Aufhebung der „Normüber- 
tretung" Seitens der vollziehenden Staatsgewalt dem Verletzten ein- 
geräumten Rechtsmittel , die Klage gegen die Staatsgewalt bei dem 
öflTentlichen Gerichtshofe, in das Belieben des Verletzten gestellt, s*) 

Ja dieser „Privatanspruch" Thon's selbst ist ein Beispiel 
für die Unhaltbarkeit seiner Anschauuüg. Denn dieses dem 
Einzelnen „zu beliebigem Gebrauche" überlassene Recht auf Ein- 
schreiten des Gerichtes in Folge seiner Klage — das Recht auf 



^*) So anch die Gerichtshöfe für das öffentliche Recht in den Reichs- 
rathsländern (Staatsgrundgesetz über die Einsetzang eines Reiclisgerichtes, Art. 3^ 
lit. b) : Dem Reichsgerichte steht ferners die endgiltige Entscheidung za 6) über 
Beschwerden der Staatsbürger wegen Verletzung der ihnen durch die Verfassung 
gewährleisteten politischen Rechte, nachdem die Angelegenheit im gesetzlich vor- 
geschriebenen administrativen Wege ausgetragen worden ist. Und §. II des Ge- 
setzes vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44, betreffend die Organisation des 
Reichsgerichtes, das Verfahren vor demselben und die Vollziehung seiner Er- 
kenntnisse: „Das Reichsgericht hat nur auf Antrag der Betheiligten 
nach Massgabe der folgenden Bestimmungen in Thätigkeit zu treten." Staats- 
grundgesetz über die richterliche Gewalt, Art. 15: „Wenn ausserdem Jemand 
behauptet, durch eine Entscheidung oder Verfügung einer Verwaltungsbehörde in 
seinen Rechten verletzt zu sein, so Hteht ihm frei, seine Ansprüche vor dem 
Vei waltungsgerichtshofe im öffentlichen mündlichen Verfahren wider einen Ver- 
treter der Verwaltungsbehörde geltend zu machen."^ Und §. 5 des Gesetzes vom 
22. October 1875, R. G. ßl. Nr. 36: „Der Verwaltungsgerichtshof hat nur auf 
Anrufung der Parteien vorzugehen. Die Beschwerde kann bei dem 
Verwaltungsgericht«hofe erst erhoben werden, wenn die Angelegenheit im ad- 
ministrativen Wege ausgei ragen ist.** 
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Schutz der Privatrechte — ist selbst ein öffentliches, dem Ein- 
zelnen der Staatsgewalt gegenüber zustehendes Recht. Und gegen 
eine Verletzung dieses seines öffentlichen Rechtes, d. h. gegen eine 
Justiz Verweigerung, ist ihm gleichfalls ein Rechtsmittel (im weiteren 
Sinne), die Extrajudicial Beschwerde, zum Gebrauche geboten. 

Die hier angeführten Rechtsverletzungen des Einzelnen durch 
die Verwaltung sind gewiss öffentlich-rechtliche Verletzungen, und 
es wurden dadurch Normen übertreten, welche öffentliche Rechte 
begründen. 

Nach Thon würden aber alle diese objectiven Rechtsnormen 
über die rechtlichen Befugnisse der Unterthanen gegenüber der 
vollziehenden Gewalt nicht dem öffentlichen Rechte angehören, 
„da ihre Verletzung keinen öffentlich-rechtlichen Anspruch begrün- 
det, der dann immer vorliegt, wenn ein staatliches Organ das 
Recht und die Pflicht hat, von Amtswegen einzuschreiten" (S. 134, 
135), da diejenigen Normen lediglich ein öffentliches Recht ver- 
leihen, „bei deren Uebertretung von Amtswegen Erfüllungszwang 
eintreten soll". 

Nach dem Gesagten kann also der dispositive Charakter des 
rechtlichen Anspruches in Folge der Normübertretung auch für das 
öffentliche Recht nicht in Abrede gestellt werden, namentlich in- 
goferne eben die Einzelnen Träger öffentlich-staatlicher Rechte 
gegenüber der Staatsverwaltung sind. 

Soll aber das Hauptmerkmal dieses, das Privatrecht an- 
geblich charakterisirenden „Privatanspruches" darin bestehen, 
dass im Privatrechte ein Anspruch eines Einzelnen gegenüber 
einem Einzelnen entstehe und vorliege, soll das entscheidende 
Kriterium somit nicht in dem dispositiven Charakter des Privat- 
anspruches gelegen sein, dann ist das ausschlaggebende Merkmal 
in die Natur desRechtsverhältnisses selbst verlegt ; dann 
ruht es nicht mehr in den Rechtsfolgen, welche bei der Ver- 
letzung einer Norm eintreten, welche Rechtsfolgen Thon ausser- 
dem für das objective Recht als unwesentlich erklärt, «ß) 



•*) Thon, S. 5: ^Ehe aber noch die verschiedenen Rechtsfolgender 
Normwidrigkeit in das Auge gefasst werden können, acheint es räthlich, sofort 
einigen möglichen Missverständnissen vorzubeugen. Einmal der Annahme, als 
ob das Wesen des Rechtes oder doch der alleinige praktische Werth desselben 
in den Rechtsfolgen zu finden sei.^ 

V. Dantschev. 5 
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Nach unserer Anschauung ist somit die Natur der vom 
Rechte geschützten Lebensverhältnisse und Beziehungen 
dasjenige Moment, welches öffentliches und Privatrecht scheidet. **) 

Die Entscheidung selbst nun, ob die den Inhalt des Rechts- 
verhältnisses bildenden rechtlichen Handlungen in die allgemeine 
Sphäre der Persönlichkeit fallen oder aber Acte der besonderen 
Sphäre sind, die Entscheidung somit, ob ein concretes Rechts- 
verhältniss ein privatrechtliches oder öffentlich-rechtliches sei, ist 
oft nicht auf den ersten Blick zu fällen, ja zuweilen mit nicht 
unbedeutenden Schwierigkeiten verbunden. — Man bedarf dazu 
mannigfacher Hilfsmittel. Vor Allem erscheint natürlich die genaue 
Präcisirung der das Rechtsverhältniss charakterisirenden Momente 
nothwendig, die genaue Qaalification seiner Träger, der Leistungen 
und Pflichten. So wird z. B. bei der Bestimmung der Natur des 
Rechtsverhältnisses zwischen einem Beamten und den seiner Gewalt 
Unterstehenden die Feststellung der „Qualität des Beamten" ent- 
scheidend sein, ob es sich um einen öffentlichen Beamten — 
Staats-, Kirchen-, Gemeinde-, Landschaftsbeamten — oder nur 
um einen die Einzelpersönlichkeit vertretenden Privatbeamten 
handelt. Das Rechtsverhältniss zwischen einem öffentlichen 
Beamten und den seiner Amtsgewalt Untergebenen ist ein öffentlich- 
rechtliches; die Rechte und Pflichten sowohl des Beamten gegenüber 
den Unterworfenen, als dieser gegenüber dem öffentlichen Beamten 
sind öffentliche Rechte und Pflichten ; desgleichen die Rechte und 
Pflichten des Beamten gegenüber der Gemeinschaft , deren Organ 
er ist. — Bei der Classificirung des Rechtes einer Wege- oder 
Brückenmauth wird entscheidend sein, ob der Weg ein öffentlicher, 
die Brücke eine öffentliche sei und die Gemeinschaft daher durch 
ihr Organ ein öffentliches Recht — Gebührenerhebung — ausübt, 
oder ob der Privateigenthümer eines Weges, einer Brücke für 
deren Benützung eine privatrechtliche Abgabe verlangt. 

Hilfsmittel zur Bestimmung der Qualität eines Rechtsver- 
hältnisses, ob es ein öffentliches oder privates sei, sind: 

••) Neuner, Wesen und Arten der Privatrechtsverhältnisse (Kiel 1866), 
S. 131 : „Kurz der Gegensatz von öffentlichen und Privatrechtsverhältnissen liegt 
in der objectiven Qualität der dahin gehörenden Verhältnisse und Interessen, nicht 
in der regelmässigen subjectiven Qualität ihrer Inhaber; erst durch die objec- 
tive Qualität des Interesses erhält auch die subjective Qualität des Inhabers 
ihren diesmaligen öffentlichen oder privaten Charakter.^ 
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1. Die UntersucbuDg der Träger des Rechtsverhältnisses, 

2. Die Prüfung der Stellung und Function der öffentlichen 
Organe im Bechtsverhältnisse, 

3. Die Substitution eines oder beider Träger des Rechtsver- 
hältniases durch Persönlichkeiten der anderen Art, 

4. Die Prüfung des Inhaltes der Leistung des Verpflichteten. 

1. Sie Träger des BechtSTerhältnissee. 

Setzt man zunächst einen solchen Träger eines Rechtsver- 
hältnisses voraus, der nicht Organ einer Gesammtpersönlichkeit 
ist, so kann die Qualität des Rechtsverhältnisses und die Rechte 
und Pflichten des Trägers aus der Eigenschaft erkannt werden, 
in welcher er eben Subject des fraglichen Rechtsverhältnisses ist. 
Das entscheidende Merkmal liegt hier darin, ob dieser Träger 
des Rechtsverhältnisses einzig und allein nur in seiner Eigen- 
schaft als Mitglied (Theil) einer organischen Gemeinschaft in dem- 
selben stehen kann — d. h. nur als Kirchen-, Staats-, Gemeinde- 
Angehöriger, Vereinsmitglied — oder ob er als (isolirtes) Indi- 
viduum Träger des fraglichen Rechtsverhältnisses ist. 

Wenn die Existenz einer organischen, menschlichen Gemein- 
schaft absolute Voraussetzung fttr das Rechtsverhältniss ist — so 
für das rechtliche Verhältniss des Unterthanen zur Staatsgewalt, 
des Katholiken zur Kirchengewalt, des Gemeindemitgliedes zur 
Gemeindegewalt (Magistrat, Gemeindevorstand) — , wenn der Ein- 
zelne somit nur als Theil einer Gemeinschaft die aus diesem 
Rechtsverhältnisse resultirenden Rechte und Pflichten haben kann, 
dann ist das Rechtsverhältniss nothwendig ein öffentlich-rechtliches, 
und die dem Einzelnen damit zukommenden Rechte und Pflichten 
sind öffentlicher Natur. Derartige Mitgliedschaftsrechte und Pflichten 
sind z. B. : Wahlrecht zur Volksvertretung , Auswanderungsrecht, 
Recht auf Hilfe Seitens der Staatsorgane, Recht auf Empfang der 
Sacramente, Recht auf Armenversorgung durch die Gemeinde 
(Heimatsrecht), Recht auf Ausstellung eines Heimatscheines Seitens 
der Gemeinde, Steuerpflicht, Wehrpflicht^ Zeugnisspflicht, Pflicht 
der Leistung der Pfarmmlagen , der Gemeindeumlagen etc. So 
auch das Recht des Vereiusmitgliedes auf Theilnahme an der 
Generalversammlung, Benützung der Vereinsmittel (Bibliothek), 
Besuch eines Vereinsconcertes. 

5* 
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Auch hier ist die Vereinsmitgliedschaft die nothwendige 
Voraussetzung und Quelle dieser Rechte. 

Man betrachte dagegen das Rechtsverhältniss zwischen Käufer 
und Verkäufer, Geschenkgeber und Geschenknehmer, Miether und 
Vermiether ; die aus diesen Rechtsverhältnissen entstehenden Rechte 
haben nicht die Mitgliedschaft in irgend einer Gemeinschaft zur 
Voraussetzung. Wenn ein Musikverein Karten verkauft und sich 
dagegen zur Abhaltung eines Concertes verpflichtet, so ist das 
Recht des Kartenkäufers, das Concert zu besuchen, kein öffent- 
liches Vereinsrecht, sondern ein durch den Kaufvertrag dem Vereine 
gegenüber entstandenes Privatrecbt; der Verein erscheint in der 
Beziehung zum Käufer der Karte wie ein Einzelner (Individuumj, 
der ein Concert gegen Geld veranstaltet. Dieses Recht des Käufers 
hat nicht seine Mitgliedschaft am Vereine zur Voraussetzung. 
Dagegen ist das Recht des Vereinsmitgliedes, als solches an 
dem Concerte theilzunehmen , ein inneres öffentliches Recht des- 
selben gegenüber dem Vereine. 

Vermöge des oben Gesagten, dass ein Rechtsverhältniss ftir 
alle seine Träger nothwendig gleich ist, somit nicht für den einen 
Träger A ein öffentlich-rechtliches, hingegen ftir den Anderen B 
ein privatrechtliches sein kann, folgt, dass mit der Erkenntniss, in 
welcher Eigenschaft der eine Träger im Rechtsverhältnisse er- 
scheint, die Natur des Rechtsverhältnisses als eines privatrechtlichen 
oder eines öffentlich-rechtlichen auch ftir den anderen Träger des- 
selben erkannt und bestimmt ist. 

2. Die Function des öffentlichen Organes im Bechtsverhältniss. 

Oft erscheinen öffentliche Organe als Träger im Rechtsver- 
hältnisse; der Staat kauft Pferde, Waffen, miethet ein Gebäude, 
gewährt einem Künstler eine Jahresrente, er assentirt im Kriegs- 
falle die conscribirten Pferde, quartiert seine Truppen bei den 
Bürgern ein, erhebt die Steuern. Als ein weiteres Hilfsmittel für 
die Bestimmung der Qualität des Rechtsverhältnisses erscheint 
» nun in diesemFalle die Prüfung der Stellung und Function 

des öffentlichen Organes gegenüber dem anderen 
Träger des Rechtsverhältnisses. 

Das für die Qualität des Rechtsverhältnisses entscheidende 
Moment liegt auf Seite des öffentlichen Organes darin, ob dasselbe 
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gegenüber dem anderen Theile des Eechtsverhältnisses 
die Gesammtgewalt ") der Gemeinschaft — somit seine Amts- 
gewalt — bethätigt; sei es nan, dass das Organ ein Recht 
der Gesammtheit an den anderen Träger des Rechtsverhältnisses 
von diesem fordert, ihm sonach übergeordnet erscheint, sei 
es, dass das Organ eine Pflicht der Gesammtheit ihm gegenüber 
erfüllt und ihm somit nach dieser Richtung unterworfen ist. 
Wesentlich anders liegt der Fall, wenn das öifentliche Organ 
gegenüber dem anderen Träger des Rechtsverhältnisses keine 
Amtsgewalt zur Geltung bringt. Hier wird das öffentliche 
Organ eine solche Handlung dem anderen Träger gegenüber 
bethätigen, wie sie auch ein Einzelindividuuro ihm gegenüber 
vollziehen kann, z. B. den Willensinhalt, ihm Pferde, Kanonen 
zu einem bestimmten Preise abzukaufen. Die Handlungen des 
Organes im letzteren Rechtsverhältnisse sind dann Acte der all- 
gemeinen Sphäre der Persönlichkeit und beide Träger des Rechts- 
verhältnisses stehen einander als gleiche und unabhängige Factoren 
gegenüber. 

Wenn z. B. die Staatsregierung einem (ausländischen oder 
einheimischen) Dichter oder Musiker wegen seiner hervorragenden 
Leistungen auf dem Gebiete der Kunst eine Jahresrente verleiht, 
dann ist durch diesen Act der Staatsregierung zwischen ihr und 
dem Künstler ein privatrechtliches Verhältniss geschaffen. Das 
Staatsorgan übt hier gegenüber dem Berechtigten keine 
Amtsgewalt, keinen Act der Staatsgewalt aus. Allerdings hat 
es in seiner amtlichen Stellung und kraft seiner amtlichen Befug- 
nisse gehandelt — sonst läge ja gar keine Handlung eines Staats- 
organes vor. Aber von einer Bethätigung der Amtsgewalt über 
den Berechtigten oder von einer persönlichen oder Sachleistung 
der Staatsgewalt an ihn ist hier nicht die Rede. — Der Staat 

hat hier durch sein Organ keinen solchen Act des WoUens und 

— f 

°^) Aehnlich Loening, Lehrbuch des dentscben Yerwaltangsrechtes, 
S. 9 : „Das öffentliche Becht enthält die Normen über die Organisation und die 
Ausübung der öffentlichen Gewalt, sowie die Normen über das Verhältniss der 
Beherrschten zu dem herrschenden Staate und seinen Organen. Insofeme der 
Staat mit anderen Personen — seien dieselben seiner Gewalt unterworfen oder 
nicht — nicht als herrschende Gewalt im Rechtsverhältnisse 
eintritt, gehören diese Rechtsverhältnisse nicht dem öffentlichen, sondern dem 
Privatrechte an." Und in der Note 1 : „Dies gilt ebenso für den Staat." 
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HaDdelns gegenüber dem Berechtigten vollführt, der nur unter 
der Voraussetzung der Existenz einer menschlichen Gemeinschaft 
und Gesammtgewalt möglich ist, sondern er hat für sich eine 
Verpflichtung geschaffen, die auch ein Mäcen gegenüber dem 
Künstler eingehen und erfüllen kann. Das Recht des Künstlers 
auf Erhaltung einer bestimmten jährlichen Rente Seitens der 
Regierung ist ein Privatrecht, die Leistung der Rente ist die 
Erfüllung einer privatrechtlichen Pflicht Wenn die Regierung von 
A Waffen kauft, erscheint sie ihm gegenüber ebenfalls nicht als 
vorgesetzte Behörde, A steht ihr in diesem Rechtsgeschäfte als 
vollständig gleicher und unabhängiger Contrahent gegenüber. 

Anders verhält es sich mit dem Rechte des Staates, das 
Pferd des Staatsbewohners zu conscribiren , zu assentiren, die 
Steuer von A zu erheben, ihn zur Erfüllung der Wehrpflicht her- 
anzuziehen; in allen diesen Acten bethätigt die Staatsverwaltung 
durch ihr Organ gegenüber dem Unterthan die übergeordnete 
Staatsgewalt; eine solche rechtliche Handlung kann unmöglich 
ein Einzelner gegenüber dem Unterthan vornehmen, alle diese 
Rechte sind daher öffentliche Rechte der Staatsverwaltung. Die 
Wegnahme des conscribirten Pferdes gegen Zahlung eines fest- 
gesetzten Preises ist darum kein Kauf. Dies führt noch zu einem 
besonders wichtigen Hilfsmittel für die Erkenntniss der privat- 
rechtlichen oder öffentlich-rechtlichen Natur eines Rechtsverhält- 
nisses, nämlich zur 

3. Substitution der Tr&^er eines Bechtsverhältnisses durch die 

Einzelpersönlichkeit. 

Sind nämlich einer oder beide Träger des in Frage stehen- 
den Rechtsverhältnisses Gesammtpersönlichkeiten, z. B. der Staat 
als Käufer eines der Gemeinde oder einem anderen Staate ge- 
hörigen Hauses oder Gioindes, dann hängt die Entscheidung über 
die Natur des Rechtsverhältnisses und der fraglichen subjectiven 
Rechte von der Möglichkeit ab, die Gesammtpersönlich- 
keiten, die Träger des Rechtsverhältnisses sind, durch Ein- 
zelpersönlichkeiten zu substituiren; denn wenn das 
fragliche Rechtsverhältniss als solches, wenn also dieselbe recht- 
liche Beziehung ebensogut zwischen Einzelpersönliehkeiten begriff- 
lich und factisch möglich ist, dann liegt darin der klare Beweis, 
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dass das Rechtsverhältniss nicht darch die Natur der Gemeinschaft 
bedingt und eharakterisirt ist, dass daher die Gesammtpersönlich- 
keiten in dieser rechtlichen Beziehung wie Einzelpersönlichkeiten, 
Individuen erscheinen und die gegenseitigen Rechte und Pflichten 
in Acten der allgemeinen Sphäre bestehen. Das Rechtsverhältniss 
ist somit ein Verhältniss des Privatrechtes. 

Wo aber die Substitution in der angegebenen Weise nicht 
möglich ist — man denke z. B. an das Recht des Landes Tirol 
auf Ersatz von Schüblingskosten Seitens des Landes Salzburg — 
dort ergibt sich die Folge, dass das rechtliche Verhältniss zwischen 
den Gesammtpersönlichkeiten ein solches ist, wie es zwischen 
Einzelpersönlichkeiten nicht bestehen kann, dass es vielmehr das 
Bestehen einer menschlichen Gemeinschaft zur absoluten Voraus- 
setzung, und rechtliche Acte der besonderen Sphäre zu seinem 
Inhalte hat, daher ein Verhältniss des öffentlichen Rechtes ist. 
Dieses Hilfsmittel der Substitution ist auch von grosser Wichtig- 
keit bei der Bestimmung des öffentlich-rechtlichen oder privat- 
rechtlichen Charakters von Verträgen, welche Gesammtpersönlich- 
keiten — die Staaten mit der Kirche, mit Staaten und Gemeinden 
— untereinander abschliessen. 

Hiemach wird man z. B. Friedensverträge, Concordate etc. als 
öffentlich-rechtliche Verträge qualificiren ; desgleichen das Ueber- 
einkommen zwischen dem Staate und der Stadtgemeinde, wodurch 
einer (geschlossenen) Stadt die Einhebung der Verzehrungssteuer 
übertragen und ein bestimmter jährlicher Pauschalbetrag als Er- 
trägniss dieser Steuer für den Staat vereinbart wird. 

4. Der Inhalt der Leistung. 

Die Qualität eines Rechtsverhältnisses kann endlich oft 
schon aus der Leistung des Verpflichteten erkannt w^erden. Wenn 
diese Leistung ihrem Inhalte nach der Art ist, dass sie nur von 
dem Gliede einer Gemeinschaft oder nur von einem öffentlichen 
Organe in Ausübung seiner Amtsgewalt gegenüber dem Berech- 
tigten prästirt werden kann, — z. B. Steuerzahlung, Erfüllung der 
Wehrpflicht, Zeugnissablegung vor dem Richter, Zahlung der 
Gemeindeumlagen, Schutz der Person Seitens der Polizei, grund- 
bficherliche Eintragung, Todfallsaufnahme etc. — , dann folgt 
nothwendig, dass das rechtliche Verhältniss zwischen Berechtigten 
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and Verpflichteten ein öffentliches ist. Eine solche Leistung kann 
niemals von dem Einzelnen an den Einzelnen prästirt werden. 

Bei der Scheidung der Rechtsverhältnisse in öffentliche 
und private ist noch eine besonders wichtige Thatsache im Auge 
zu behalten. Es darf nämlich nicht die Anschauung platzgreifen, 
dass jedes Sechtsverhältniss seiner Totalität nach, d. h. rück- 
sichtlich aller, seinen Inhalt bildenden Rechte und Pflichten 
gleichartig sei; dass es also für die Totalität seiner recht- 
lichen Beziehungen entweder durchaus dem öffentlichen 
oder rein demPrivat rechte angehöre und alle Rechtsverhält- 
nisse somit in rein öffentlich-rechtliche oder privatrechtliche 
zerfielen. Es gibt vielmehr viele Rechtsverhältnisse, welche theils 
öffentlich-rechtliche, theils privatrechtliche Beziehungen enthalten; 
so kann für den einen Träger des Rechtsverhältnisses eine öffent- 
liche Pflicht und ein Privatrecht, und demgemäss fiir den anderen 
Träger ein öffentliches Recht und eine privatrechtliche Pflicht 
bestehen. Dies ist z. B. der Fall beim Enteignungsrechte ^*) des 

*^) Das Enteignangsrecht des Staates, zufolge dessen er den Ein- 
zelnen das Eigenthnm (Privatrechte) an seiner nnbeweglichen oder beweglichen 
Sache ans öffentlichen Rücksichten gegen volle Entschädigung entzieht oder be- 
schränkt, ist ohne Zweifel ein öffentliches Recht. — (Randa, Das Eigen- 
thnm nach österreichischem Rechte. Leipzig 1884, S. 130 [die Literatur über 
die Enteignung, §. 7, Note 1]. — v. Stein, Handbuch der Verwaltungslehre. 
Stuttgart 1876, 2. Heft, S. 577— 58S, insb. S. 578, 581. — Grttnhut, Das 
Enteignungsrecht. Wien 1873 1 §. 9 : Die rechtliche Natur und die Perfection 
der Enteignung, insbes. S. 183). Die Construction dieses Rechtsverhältnisses 
als eines erzwungenen Kaufes ist gewiss unzulässig. Dem öffentlichen 
Enteignungsrechte des Staates steht gegenüber die öffentliche Pflicht des 
Unterthan, die Sache, das Recht an den Staat hinzugeben. Schwieriger 
und bestrittener ist die Frage, ob die Ent^chädigungspflicht des Staates und 
das Entschädigungsrecht des Enteigneten auch öffentlich-rechtlicher Natur 
sind? Grünhut, S. 184, erklärt diesfalls: „Die Entsi hädigungspflicht ist aber 
ihrer Natur nach eine öffentlich -rechtliche Pflicht, ebenso wie die 
ihr entsprechende Pflicht zur Abtretung." — Auch Seydel, Grundzüge der 
allgem. Staatslehre. S. 62: „Der Anspmch auf denselben (denClehalt) ist gerade 
so gut ein öffentlich-rechtlicher, wie der Entschädigungsanspruch aus der Ent- 
eignung.** — Es lässt sich aber wohl auch die Anschauung vertreten, dass der 
Einzelne, der auf Grund des öffentlichen Enteignungsrechtes des Staates nun- 
mehr das Recht auf Ersatz des vollen Werthes der enteigneten Sache hat , als 
Subject eines Privatrechtes dem Staate gegenüber tritt. In dieser Relation steht 
er jetzt dem Staate als ein gleicher, unabhängiger Factor gegenüber, er ist für die 
Beziehung der Entschädigung nicht seiner souveränen Gewalt unterworfen. Ent- 
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Staates; hier hat der Staat das öffentliche Recht, unter 
den gesetzlichen Bedingungen dem Unterthan sein (anbewegliches 
oder bewegliches) Vermögensobject (Sache) gegen Ersatz des 
Werthes zu entziehen. 

Die öffentlich-rechtliche Pflicht des ünterthanen 
besteht in der nothwendigen Hingabe des Objectes (Haus, Grund- 
stück) an den Staat. Dagegen hat der Eigenthiimer der Eealität 
das Hecht auf Zahlung ihres Werthes Seitens des Staates und 
der Staat die Pflicht dazu. Dies letztere Recht ist ein Privat- 
recht und wird der Preis, wenn ein Uebereinkommen nicht er- 
folgt, im Civilrechtswege durch das Gericht bestimmt. 

Das Gleiche findet statt in dem Verhältnisse des durch eine 
rechtswidrige amtliche Handlung eines Staatsorganes, z. B. eines 
Richters, in seinem Privatrechte Geschädigten**) gegenüber dem 

schädigungsrecht und Ergatzpflicbt des Werthes einer Sache — mag der vorher- 
gegangene Eechtsgrnnd ein öffentlicher oder ein privatrechtlicher sein — 
sind eine privatrechtliche Beziehung. Damit ist nicht gesagt, dass es nicht ein 
öffentlich-rechtliches Entschädignngsrecht des Einzelnen gegenüber dem Staate gebe 
nnd eine öffentlich-rechtliche Schädigung, so z. B. der Entschädigungsanspruch 
eines unschuldig Yerurtheilten. Einen solchen Schaden kann ein Einzelner dem 
Einzelnen nicht zufügen. Zum Ersätze des vollen Werthes einer Sache aber — 
aus dem rechtlichen Titel der Entschädigung darf hier nicht auch schon die 
Qualität des Entschädiguogsverhältnisses gefolgert werden — kann auch der 
Einzelne dem Einzelnen verpflichtet sein. Durch diese Auffassung wird die Ent- 
schädigungssumme keineswegs zu einem Kaufpreise gestempelt. (La band, im 
Archiv f. civil. Prax., B. 52, S. 179, fasst das Enteignungsverhältniss, so weit 
es die Entschädigung betrifft, ebenfalls als ein privatrechtliches auf.) 

^^ Die Frage, inwieweit der Staat selbst aus rechtswidrigen 
Amtshandlungen seiner Organe für einen vermögensrechtlichen Schaden 
haftet, ist heute von der Theorie noch keineswegs übereinstimmend beantwortet. 
Davon zu unterscheiden ist : 1. Die privatrechtliche Schädigung einzelner durch 
eine rechtmässige Amtshandlung der Staatsorgane. 2. Die Ersatzpflicht des 
Staates (Eiscus) als Subject von Privatrechtsverhältnissen ; in dieser Beziehung unter- 
steht der Staat, wie die übrigen Gesammtpersönlichkeiten, der Herrschaft des 
Privatrechtes. — Die Widerlegung der Anschauung, dass zur Schadenersatzpflicht 
ein Verschulden nothwendig sei, beim Staate und den Gesammtpersönlich- 
keiten aber von dolus und culpa keine Rede sein könne, siehe bei Pf äff, Zur 
Lehre vom Schadenersatz und Genugthuung nach Österreichischem Recht (Wien 
1880). S. 8 : „Hieraus ist das Eine klar : Wenn auch nicht ohne Schwanken 
fetitgehalten , wenn auch nicht in wissenschaftlicher Klarheit entwickelt und 
begrenzt, schon der Standpunkt der Redactoren lässt sich nicht anders bezeichnen 
als durch den Satz: Das Recht, die Gerechtigkeit fordert nicht überall. 
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staatlichen Organe und dem Staate ; die erfolgte Rechtsverletzung 
durch den Richter ist eine öflFentlich-rechtliche und der Verletzte 



wo eine Schadenersatzpflicht bestehen soll, das Vorhanden- 
Bein eines Yerschnldens, sondern es genügt unter umständen zur Be^ 
grftndung der Verantworlichkeit schon, dass Jemand die Ursache der Be- 
gründnng ist.^ S. 10, dann VI. „Von dem Schaden ans einer schuldlosen oder 
unwillklirlichen Handlung." — Heutzutage anerkennt die Theorie 1. Die Haft- 
pflicht der Staatsorgane selbst filr rechtswidrige amtliche Handlungen und 
Unterlassungen. Die Mehrheit der Schriftsteller spricht sich aber auch fttr 
2. die Haftpflicht (theilweise allerdings nur fiir die subsidiäre) des Staates selbst 
wegen rechtswidriger amtlicher Handlungen oder Unterlassungen seiner Beamten 
aus. (S. hierüber insbesondere Löning, Die Haftung des Staates aus rechtswidrigen 
Handlungen seiner Beamten nach deutschem Privat- und Staatsrechte. Frank- 
furt a. Main 1879.) Die Haftpflicht des staatlichen Organes, sowie des Staates 
selbst für einen, durch rechtswidrige Amtshandlung den Parteien zugefügten 
vermögensrechtlichen Schaden ist eine privatrechtliche, die denselben begrün- 
dende Rechtsverletzung eine öffentlich-rechtliche; das Recht des Beschädig- 
ten qualiflcirt sich als Privatrecht gegen das Organ wie gegen den Staat. (Wie 
erwähnt, gibt es natärlich auch einen öffentlich-rechtlichen Schaden und ein 
öffentliches Recht des Beschädigten — z. B. des unschuldig Verurtheilten — auf 
Entschädigung, Wiederherstellung seiner bürgerlichen Ehre etc.) Wenn z. B. 
das Staatsorgan die angesuchte Jntabulirung einer Schuldforderung gegen A 
ordnungswidrig nicht vornimmt und der Intabulationswerber in Folge dessen einen 
Schaden an seinem Vermögen erleidet, dann wäre der Beamte, eventuell (je nach der 
positiven Gesetzgebung) der Staat oder beide zur privatrechtlichen Ersatzleistung 
verpflichtet. — Nach der Gesetzgebung der Reichsrathsländer (Art. 9 d. St. Gr. G. 
V. d. richterlichen Gewalt „können der Staat oder dessen richterliche Beamte 
wegen der von den letzteren in Ausübung ihrer amtlichen Wirksamkeit ver- 
ursachten Rechtsverletzungen ausser den im gerichtlichen Verfahren vorgezeich- 
nelen Rechtsmitteln mittelst Klage belangt werdrn. Dieses Elagerecht wird dnrch 
ein besonderes Gesetz geregelt." (Dies ist das Gesetz vom 12- Juli 1872, R. G. 
Bl. Nr. 112.) — Ausserdem ist „die civilrechtliche Haftung sämmtlicher Staats- 
diener für die durch pflichtwidrige Verfügungen verursachten Rechtsverletzungen" 
in Aussicht gestellt, Art. 12, Alinea 3, des St. Gr. G. über die Ausübung der 
Regiemngs- und der Vollzugsgewalt. — Jeder Minister aber „kann vor den 
ordentlichen Gerichten auf Ersatz desjenigen Schadens belangt werden, den er 
durch eine von dem Gerichtshofe als gesetzwidrig erkannte Amtsfdhrung dem 
Staate oder einem Privaten zugefügt hat". „Der Staatsgerichtshof hat auf die 
Verpflichtung des Verurtheilten zur Ersatzleistung zu erkennen, wenn sowohl 
der Betrag derselben, als auch die Person, welcher dieselbe gebührt, mit Zuver- 
lässigkeit bestimmt werden kann. Ist das nicht möglich, so kann das Urtheil 
die Verpflichtung zur Ersatzleistung aussprechen und die Feststellung des Be- 
trages dem ordentlichen Rechtswege vorbehalten." (Gesetz vom 25. Juli 1867 
über die Ministerverantwortlichkeit, R. G. Bl. Nr. 101, §. 6, §. 24.) 
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hat daher das öffentliche Recht auf Aufhebung dieser rechts- 
widrigen Handlung; er hat ausserdem ein Privatrecht gegenüber 
dem Richter oder Staate, nämlich das Recht auf Schadenersatz 
für den Nachtheil, welchen er in Folge der rechtswidrigen Hand- 
lung des Richters erlitten hat. 

Je nachdem einer Oesetzgebnng die öffentlich-rechtliche oder 
privatrechtliche Seite eines solchen gemischten Rechtsver- 
hältnisses als überwiegend erscheint, wird sie dasselbe auch als 
ein öffentlich-rechtliches oder privatrechtliches gesetzlich normiren. 

Die Privatrechte also, welche dem Einzelnen oder der Ge- 
sammtpersönlichkeit gegenüber dem Staate zustehen, sind gleich- 
falls ans dem Inhalte des Begriffes „politisches Recht des Unter- 
thanen^ auszuscheiden. 

Auf dem grossen Gebiete der öffentlichen Rechte, deren 
Subjecte einerseits die Organe der Gesammtpersönlichkeiten, 
andererseits deren persönliche Glieder sind, fallen daher nur jene 
Rechte unter den Begriff der politischen Unterthanrechte, welche 
den Staatsgenossen und Staatsbewohnem gegenüber der Staats- 
gewalt — Verwaltung — zustehen. 



Begriff des politisclien Bechtes. 

Das politische Recht im subjectiven Sinne ist das 
öffentliche Recht des Einzelnen gegenüber dem 
Staate, der troXt^. Das politische Recht ist die vom objectiven 
Staatsrechte anerkannte Macht, Herrschaft des Einzelnen über die 
Staatsgewalt in einer bestimmten Richtung. Zufolge des politischen 
Rechtes hat nämlich der Einzelne die öffentlich-rechtliche Befug- 
niss gegenüber der Staatsgewalt, entweder selbst zu handeln 
(respective zu unterlassen) oder von der Staatsgewalt, d. h. 
deren Organen, ein bestimmtes Verhalten (Handeln, Leisten, 
Nichthandeln) zu fordern. Gegenüber dem politisch berech- 
tigten Einzelnen steht als verpflichtetes Subject die handlungs- 
fähige und handelnde Staatspersönlichkeit, um ihm zur Er- 
reichung seiner individuellen Zwecke und seiner menschlichen 
Bestimmung dienstbar zu sein. Die verpflichtete Person ist — 
wie überhaupt in der Regel bei den persönlichen Rechten — 
schon von vorneherein bestimmt, und kann hier immer nur eine 
und dieselbe sein, nämlich die Staatspersönlichkeit, ohne welche 
das politische Recht nicht gedacht werden kann. Es bedarf wohl 
kaum der Bemerkung, dass vermöge der politischen Rechte des 
Einzelnen, mögen ihrer noch so viele ihm zustehen, die Staats- 
persönlichkeit nicht etwa ihrer Totalität nach dem politisch Be- 
rechtigten unterworfen, somit ihm gegenüber unfrei wird; vielmehr 
verpflichtet das politische Recht des Staatsbürgers die Staatsgewalt 
immer nur zu einzelnen Handlungen oder Unterlassungen in 
bestimmter Beziehung, während der Staat andererseits stets als 
souveräne Persönlichkeit, welcher der Einzelne als Theil unter- 
worfen ist, ihm gegenüber bestehen bleibt. 

Die Quelle des politischen Rechtes der Unterthanen ist die 
organische Natur des Staates; zufolge dieser organischen Natur 
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erscheint die staatliche Einheit der persönlichen Glieder einerseits 
als Selbstzweck und die ihr Angehörigen sind nach dieser Richtung 
Object für den Willen und die Handlang des Staates. Daraus 
resultiren die öffentlichen Pflichten der Einzelnen für den Staat. 
Andererseits sind aber die Staatsangehörigen als persönliche Theile 
dieses ethischen Organismus ihm gegenüber auch Selbstzweck 
und müssen daher die Macht und Kräfte des Ganzen zur Er- 
reichung ihrer eigenen, individuellen Bestimmung und ihrer Sonder- 
zwecke in Ansprach nehmen können. Die Einzelnen müssen daher 
die (rechtliche) Befugniss haben, die Gewalten des Staates für 
sich in Wirkung setzen zu können. Diese rechtlichen Befugnisse 
auf ein bestimmtes Verhalten (Handeln, Unterlassen) der Staats- 
gewalt kommen daher dem Einzelnen vermöge seiner Eigen- 
schaft als persönlichem Theile des Staatsorganismus zu, und 
nicht etwa kraft besonderer rechtlicher Entstehungsgründe. Sie 
sind nicht die Wirkung besonderer facta obligatoria des Staates, 
sondern entspringen aus der Thatsache der Staatsangehörigkeit. 
Daraus erklärt es sich, dass die allgemeinen politischen Rechte, so 
z.B. das Recht auf Schutz durch die diplomatischen, richterlichen, 
polizeilichen, politischen Organe, das Recht der Persönlichkeit, 
die Rechte auf Benützung der staatlichen Unterrichts-, Communi- 
cations-, Versorgungsanstalten allen Staatsangehörigen in gleicher 
Weise zukommen. Daher rührt es, dass gewisse Kategorien von 
politischen Rechten der Unterthanen, so die politischen Rechte 
im engeren Sinne, das Recht der Mitwirkung an der Schaffung 
der Staatsorgane, 'grossen Glassen der staatlichen Gesellschaft 
gleichmässig zustehen, ja, dass von demokratischer und republi- 
kanischer Seite die Zuerkennung des activen Wahlrechtes an jeden 
grossjährigen und eigenberechtigten Staatsangehörigen als an ein 
persönliches Glied des Staatsorganismus gefordert wird. In den 
Verfassungen mancher Staaten (Deutschland, Frankreich, Italien, 
Schweiz) ist dies auch gewährt. Die allgemeinen politischen Rechte, 
die ihrer Zahl und ihrem Umfange nach mit der Herausbildung 
des Staatsbegriffes grossen Veränderungen unterworfen waren, 
sind eben für den Einzelnen eine Nothwendigkeit ; denn ohne 
Schutz und Förderung durch den Staat ist weder die Sicherheit 
seiner persönlichen Existenz und seiner Güter, noch Freiheit und 
Entwicklung möglich. Daher kann der Einzelne sich auch der 
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allgemeinen politischen Rechte nicht entäussern, er kann nicht 
auf sie verzichten, weder in der Art, dass sie auf einen Anderen 
übergehen , noch kann er sie so aufgeben , dass sie auf keinen 
Anderen übertragen werden (Verzicht im engeren Sinne). Die 
Nichtverzichtbarkeit — eine regelmässige Eigenschaft der öffent- 
lichen Rechte — charakterisirt daher auch die meisten politischen 
Rechte der Unterthanen im Gregensatze zu den Privatrechten, 
welchen regelmässig Yerzichtbarkeit eigenthümlich ist. 

Das politische Recht des Einzelnen hat nun, als ein subjec- 
tives Recht gegenüber der Staatsgewalt, einen bestimmten Inhalt, 
d. h. es gewährt dem berechtigten Staatsbürger gegenüber der 
verpflichteten Verwaltung gewisse Befugnisse.**^) Um daher den 
möglichen Inhalt der politischen Rechte, die möglichen rechtlichen 
Befiignisse des Einzelnen gegenüber der Staatsgewalt zu finden, 
ist es nothwendig, klarzulegen, worin möglicherweise die Herr- 
schaft des Willens des Einzelnen über die Handlung der Staats- 
gewalt bestehen könne, in welcher Art und Weise die vom Rechte 
ihm eingeräumte Macht über die Staatsgewalt sich bethätigen kann. 

Die flir den äusseren Verkehr der Persönlichkeiten und somit 
für das Rechtsgebiet in Betracht kommenden Aeusserungen des 
persönlichen Lebens sind einzig und allein die Handlungen, 



*^) Loening, Lehrbnch des YerwaltnngsrechteB. §. 3: Sabjective Rechte 
oder Rechte im subjectiven Sinne sind die Befugnisse, welche einer Person dem 
objectiyen Rechte (den Rechtsnormen) nach znsteheD. — A. Merkel, Juristische 
Encyclopädie. (Berlin nnd Leipzig 18S5), §§. 153, 195 nnd folgende : Das sub- 
jective Recht insbesondere. §. 163. Jedes snbjectiye Recht hat demgemäss eine 
Beziehung auf dritte, von welchen ein bestimmtes Handeln, Dulden oder unter- 
lassen gefordert wird. Dies ist der im subjectiven Rechte enthaltene Anspruch. — 
Stahl, II. Bd., §. 32. Das Recht im subjectiven Sinne oder die Rechte: „Auch 
ist das Recht im subjectiven Sinne nicht so viel als Wille, sondern vielmehr 
Macht, die ein WiUe (richtiger eine Persönlichkeit) über andere Willen hat." — 
U n g e r , System. I , §. 58 : „Das Privatrecht im subjectiven Sinne ist eine 
Macht, welche einer Person über Personen oder Sachen zusteht, eine Macht, 
welche der Wille über andere Willen hat." — Ebenso Puchta, Pandecten. §. 29. 

— Windscheid, B. I, S. 91, 4. Auflage. — Der Begriff des subjectiven Rechtes 
ist heute ein sehr bestrittener. Siehe Ih e ring , Der Zweck im Rechte. B. III, §. 60. 

— Thon, Rechtsnorm und subjectives Recht. (Abschnitt III: Oeffentliche und 
private Rechte. Abschnitt lY: Die einzelnen Privatrechte, insbesondere S. 151. 
Abschnitt V: Der Anspruch.) — Bierling, Zur Kritik der juristischen Grund- 
begriffe, n. Theil, S. 32—129. 
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d.- h. die in die Anssenwelt hervortretenden Willensacte der Per- 
sönlichkeit. Der rein interne Willensact (Wahlact), der actus 
elicitus, wie ihn die scholastische Philosophie nannte, d. h. die 
Wahl eines bestimmten Inhaltes für das einzelne concrete Wollen, 
ist als ein rein psychischer, in der Anssenwelt nicht erscheinender 
Vorgang, für das Rechtsgebiet nicht relevant. Für dieses kommt 
nnr der sogenannte actus imperatus ^ der durch die körperlichen 
Organe in der Anssenwelt bethätigte Wille in Betracht. Das Recht 
ist ja die Norm für das Handeln der in Gemeinschaft und Ver- 
kehr stehenden Persönlichkeiten. 

Die für das Rechtsgebiet relevanten möglichen Functionen 
der Persönlichkeit in der Anssenwelt und gegenüber anderen 
Persönlichkeiten sind daher Handeln und Nichthandeln (Unterlassen). 
Diese beiden Begriffe, Handeln und Unterlassen, sind complemen- 
täre Begriffe, d. h. sie erschöpfen das Gebiet der für das Recht 
möglichen Aeusserungen der Persönlichkeit. Die mögliche Ver- 
schiedenheit im Inhalte der politischen Rechte der Einzelnen er- 
gibt sieh daher aus der möglichen Verschiedenheit in der Bethäti- 
gung einer Herrschaft derselben über das Handeln und Nicht- 
ban4eln der Staatspersönlichkeit (Verwaltung) ; denn die politischen 
Rechte stehen ja dem Einzelnen gegenüber dem handelnden Staate 
zu, d. b. gegenüber der vollziehenden Gewalt zu. 

Es sind nun unter dem Gesichtspunkte der Berechtigung 
des Staatsbewohners a gegenüber der eigenen Staatspersönlichkeit 
A vier verschiedene Fälle möglich, aus welchen vier verschiedene 
Kategorien politischer Rechte der Staatsbürger resultiren. ") 

Der Staatsbürger a kann dem Staate A gegenüber berechtigt 
sein 1. zu einem positiven Handeln, 2. zu einem Nichthandeln 
(Unterlassen) ; er kann ferner rechtlich befiigt sein, von der Staats- 
persönlichkeit 3, ein positives Handeln und 4. ein Nichthandeln 
(Unterlassen) ihm gegenüber zu fordern. 

**) So Thöl, Einleitung in das deutsche Privatrecht. §. 36, S. 103: Die 
Eintheilang ist nach dem Inhalte des Rechtes, welches der berechtigende 

Rechtssatz gibt, zu machen „Durch den berechtigenden Rechtssatz hat 

der Berechtigte ein Recht entweder auf eine fremde positive Handlung oder auf 
eine fremde negative Handlung oder auf eine eigene (positive oder negative) 
Handlung, also entweder darauf, dass ein Anderer eine Handlung vornehme, oder 
darauf, dass ein Anderer eine Handlung unterlasse, oder darauf, dass er selber 
eine Handlung vornehme oder unterlasse. '^ 
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Auf den ersten Blick ergibt sich .eine besondere Voraus- 
setzung für die politischen Rechte der zweiten Kategorie, nämlich 
die Berechtigung des Staates, gemäss des organischen Verhält- 
nisses zwischen ihm und seinen ünterthanen, von denselben (inso- 
ferne sie diesfalls nicht besonders berechtigt sind) eben eine 
Leistung (persönliche oder sachliche) zu verlangen. Denn wenn 
die anderen Staatsbürger nicht zu jenen Leistungen für den Staat 
vei-pflichtet wären, von welchen die politisch-berechtigten dieser 
zweiten Kategorie eben befreit sind, so würde die Befreiung des a 
von diesen allgemeinen staatsbürgerlichen Pflichten und Leistungen 
sich niemals als ein subjectives Recht für ihn darstellen. 

Hätte der Staat nicht das Recht, von den Staatsangehörigen 
den Militärdienst, die Steuern etc. zu fordern, dann könnte in der 
Befreiung von der Wehrpflicht und in der Steuerfreiheit niemals 
ein subjectives öffentliches Recht des Einzelnen gegenüber der 
Staatsgewalt gelegen sein. 

Dass eine rechtliche Herrschaft des berechtigten Staatsbürgers 
a über die Staatspersönlichkeit A in allen vier Fällen vorliegt, 
ist evident. 

Durch die politischen Rechte des ersten Falles wird der 
Einzelne zu einem positiven Handeln gegenüber dem Staate befugt. 
Die Handlung des Einzelnen ist hier nicht ein für denStaat 
indifferentes, für ihn neutrales Handeln, welches 
inaerhalb der individuellen Sphäre der Einzelpersönlichkeit ver- 
läuft und endet. Der Inhalt des politischen Rechtes ist hier ^del- 
mehr ein solches Handeln, welches sich am Staate bethätigt, 
ihn zum Objecte hat, seinen Interessenkreis, seine Organisation, 
seinen Körper, seine Handlungsfreiheit triffst und aflficirt. Es muss 
eine Handlung sein, welche unter der Voraussetzung allein, dass 
Staat und Einzelner sich gegenseitig als freie, unabhängige Per- 
sönlichkeiten anerkennen, d. h. vom Gesichtspunkte der neutralen 
Coexistenz beider und des Nichteingreifens in die gegenseitigen 
Sphären, eben von Seite des Individuums nicht vorgenommen 
werden dürfte. Die Handlung muss somit eine directe Richtung 
und Wirkung auf den Staat haben , dann ist sie eine Handlung 
„gegenüber dem Staate", sie muss einen rechtlichen Eingriff 
in die staatliche Sphäre enthalten. Wenn z. B. der Einzelne — 
das NichtStaatsorgan — an der Bildung des Organismus der 
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Staatsgewalt mitwirkt oder wenn der Einzelne aus dem Staate 
auswandert, dann erfährt der Staat eine direete Einwirkung durch 
ein solches Handeln. Im ersten Falle wird Einfluss geübt auf den 
Organismus seines Wollens, auf den Inhalt des Gesetzes; im 
zweiten Falle wird durch die Handlung des Einzelnen der Staats- 
körper afficirt, verändert; der Staat wird eines seiner Theile ver- 
lustig, er verliert die Persönlichkeit, ihre geistige und physische 
Kraft, er verliert auch die Steuerkraft dieses Theiles., 

Da die Handlung der Einzelnen in dieser ersten Kategorie 
der politischen Rechte über den individuellen Dispositions- und 
Interessenkreis hinauslaufend in die staatliche Sphäre hinein- 
greift, so muss der Staat nothwendiger Weise sich rechtlich ver- 
pflichtet haben, diese einzelnen auf ihn rückwirkenden Hand- 
lungen, d. h. die rechtlichen Eingriffe der Einzelnen zu dulden. 
Die Verpflichtung der Staatspersönlichkeit be- 
steht daher hier in dem Duldenderpositiven Hand- 
lung seines persönlichen Theiles. In Betreff solcher 
Handlungen der Einzelpersönlichkeit, die für den Staat indifferent 
sind, wie Spazierengehen, Schlafen, Fahren, Reiten, kann daher 
nicht von einem rechtlichen Dulden des Staates und somit auch 
nicht von besonderen politischen Rechten die Rede sein ; dies sind 
keine Handlungen „gegenüber der Staatsgewalt ** und diese wird 
durch solche Handlungen auch zu Nichts verpflichtet. 

Im zweiten Falle, wo die rechtliche Befugniss des Berech- 
tigten a in einem Nichthandeln , Nichtleisten gegenüber der 
Staatsgewalt besteht, äusseii; sich die Herrschaft des Einzelnen 
über die Staatsgewalt darin, dass der Staat eben auf dessen 
persönliche oder Sachleistung verzichten muss. Auch hier im 
zweiten Falle liegt auf Sei'te des Staates ein recht- 
liches Dulden vor. Der Staat duldet hier die negative 
Einwirkung — Nichtleistung, während er bei den politischen 
Eechten der ersten Kategorie eine positive Handlung des Unter- 
than erleiden muss. Analog dem oben Gesagten bildet natürlich 
auch hier die Nichtvornahme einer für den Staat neutralen Hand- 
lung des Einzelnen — Nichtspazierenfahren, Nichtreiten — keines- 
wegs den Inhalt eines politischen Rechtes. Dass bei den politischen 
Rechten der dritten Kategorie, wo der berechtigte Staatsbürger 
vom Staate eine positive Handlung (persönliche oder Sachleistung) 

y. Dantscher. Q 
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rechtlich fordert, seinerseits eine Herrschaft über die Staatspersön- 
lichkeit ausgeübt werde, bedarf keiner näheren Begründang. Der 
Inhalt des Rechtes des Einzelnen ist hier die posi- 
tive Handlang des Staates. 

Im vierten Falle endlich äussert sich die Herrschaft des 
berechtigten Einzelnen über den Staat darin, dass der Staat ihm 
gegenüber keine Handlung vornehmen darf, ihm gegenüber also 
seine freie Selbstbestimmung beschränken muss. Der Staat darf den 
Einzelnen nicht zum Objecte seiner That machen. Der Staat muss 
sich aller jener Handlungen enthalten , wodurch er in die indivi- 
duelle Freiheits- und Dispositionssphäre des Einzelnen eingreifen 
würde. Den Inhalt der rechtlichen Herrschaft des Staatsbürgers über 
die Staatspersönlichkeit bildet hier daher ein Nichthandeln Seitens 
des Staates gegenüber der Einzelpersönlichkeit. Die Verpflichtung 
der Staatspersönlichkeit besteht somit bei den politischen Rechten 
der ersten und zweiten Kategorie in dem Dulden der positiven Hand- 
lungen und der Unterlassungen des berechtigten Unterthan ; im dritten 
Falle beruht sie in der nothwendigen Vornahme einer positiven 
Handlung, im vierten Falle aber in der gebotenen Unter- 
lassung einer Handlung von Seite des Staates. 

Die Verpflichtung der Staatspersönlichkeit kann im ersten, 
dritten und vierten Falle gegenüber allen Staatsbürgern (Staats- 
bewohnern) oder nur gegenüber bestimmten Kategorien von 
Personen oder auch nur gegenüber Einzelnen statthaben; innerhalb 
dieser drei Kategorien bestehen daher sowohl allgemeine, als auch 
besondere (singulare) Rechte der Unterthanen. Im zweiten Falle 
aber kann die Duldung des Nichtleistens (Nichthandeins) nicht 
gegenüber allen Staatsangehörigen Platz greifen, da sonst kein 
singuläres subjectives Recht der Einzelnen bestünde. Doch kann 
auch hier die rechtliche Duldung der Nichtleistung immerhin 
gegenüber grösseren Gruppen von Staatsangehörigen oder nur 
rücksichtlich Einzelner eintreten. 

Eine andere Art der rechtlichen Beherrschung der möglichen 
persönlichen Function: Handeln und Nichthandeln (Unterlassen) 
ist nicht denkbar; der Berechtigte fordert entweder ein Handeln 
oder Unterlassen von der verpflichteten Persönlichkeit, oder er 
nöthigt sie durch das Recht, sein eigenes Handeln oder Unterlassen 
ihr- gegenüber zu dulden. 
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Dies gilt daher auch von der möglichen Beherrschung der 
Staatspersönlichkeit A durch deren persönliche Glieder aj aa etc. 
Erblickt man nun das Wesen des politischen Rechtes der Staats- 
bewohner in der rechtlichen Beherrschung der Staatspersön- 
lichkeit in bestimmter Richtung durch deren persönliche 
Glieder, dann ist es nicht begründet, nur die eine oder andere 
der oben aufgeführten vier Kategorien der staatlichen Unter- 
thansrechte oder gar nur einzelne rechtliche Befugnisse in diesen 
Kategorien, -^e etwa die Wahl eines Volksvertreters, als 
politische Rechte zu erklären. Wenn ferner die Pflicht der 
Staatsgewalt, bestimmte Personen an der Bildung des Organismus 
der gesetzgebenden Gewalt theilnehmen zu lassen und sie in die 
Geschwornenliste aufzunehmen, ein politisches Recht dieser 
Personen schafft, dann ist nicht abzusehen, warum nicht auch 
die Verpflichtung der Staatsgewalt zu anderen Handlungen oder 
Unterlassungen für die Einzelnen, so etwa zur Klagsaufnahme, 
Ausstellung staatlicher Documente, weshalb nicht ebenso die Steuer-, 
Militär-Befreiung etc. den Inhalt eines politischen Rechtes der- 
selben bilden soll. 

Ein politisches Recht des Einzelnen wird vielmehr überall 
dort vorliegen, wo ein bestimmtes Verhalten der Staatsgewalt 
(Dulden, Handeln, Nichthandeln), das für den Einzelnen von recht- 
lichem Interesse ist, diesem gegenüber durch das objective Recht 
geboten erscheint. 

Aus dem Begriffe des politischen Unterthanrechtes folgt somit : 

1. Dasselbe kann immer nur einer Person — Einzel- oder 
Gesammtpersönlichkeit — zustehen. 

2. Das politische Unterthanrecht kommt dem Einzelnen oder 
der Corporation in ihrer Eigenschaft als der Staatsgewalt unter- 
worfenen persönlichen Theilen der Staatsgemeinschaft zu, als 
Staatsgliedern, eubdttis perpetuis^ oder auch subditis temporaneü^ 
subditia secundum quid ; daher sind die staatlichen Rechte, welche 
dem Einzelnen in einer anderen Eigenschaft, nämlich als Staatsorgan 
des eigenen oder eines fremden Staates, zustehen, keine politischen 
Unterthanrechte. So zählen z. B. die Rechte der Gesandten (Porto- 
freiheit), der Beamten überhaupt, der amtirenden Geschworenen, 
weiters die Rechte der Mitglieder der an der Gesetzgebung mit- 
wirkenden Volksvertretungskörper nicht zu den politischen Rechten 
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der ünterthanen (Immunitätsrechte, Rechte auf Diäten, Reisever- 
gUtung) ; desgleichen nicht die Rechte der Gemeindeorgane. Aus 
diesem Grunde sind auch die öflfentlichen Rechte einer souveränen 
Gesammtpersünlichkeit , wie dies die katholische Kirche ist, auf 
eine Handlung (Unterlassung) der Staatsgewalt, mögen sie im 
Wege des Vertrages (Concordates) zwischen Staat und Kirche 
geordnet, oder durch einseitig-staatliche Gesetzgebung geregelt 
sein, keine politischen Unterthanrechte ; denn die Kirche als 
Corporation ist nicht der Unterthan des Staates. Daher war z. B. 
das Recht der katholischen Kirche (der Bischöfe) auf Unterstützung 
Seitens der Staatsgewalt zum Behufe der Vollstreckung bischöf- 
licher Urtheile gegen pflichtvergessene Geistliche (Artikel XVI des 
Concordates vom 18. August 1855) nicht ein politisches Unter- 
thanrecht einer Corporation. Ebenso sind auch die Ehrenrechte, 
welche der Staat den hohen Kirchenorganen einräumt, keine 
Rechte eines Ünterthanen. Aus demselben Grunde erscheinen natür- 
lich auch die Rechte des einen Staates gegenüber dem anderen, 
wie sich solche aus dem Völkerrechte ergeben, so das Recht 
eines Staates A auf Anerkennung seiner Freiheit und Unverletz- 
lichkeit gegenüber dem anderen Staate B, wie auch z. B. völker- 
rechtliche Servituten, nicht als politische Unterthanrechte dieser 
staatlichen Gesammtpersönlichkeit A. weil kein Staat der Unter- 
than des anderen ist. 

3. Die politischen Rechte der Ünterthanen sind öffentliche 
Rechte, welche den der Staatsgewalt subjicirten Staatsgenossen 
zukommen. 

Alle Rechte daher, welche der Einzelne gegenüber der 
Staatsgewalt als eine ihr unabhängig und gleich gegenüber- 
stehende Persönlichkeit hat, d. h. die Privatrechte, sind aus dem 
Gebiete der politischen Rechte ausgeschlossen. 

4. Das politische Unterthanrecht ist ein Recht gegenüber 
der Staatsgewalt, d. h. der vollziehenden Gewalt (Ver- 
waltung), respective gegenüber ihren Organen. Gegenüber der 
Function der staatlichen Willensbildung gibt es kein 
Recht des Ünterthanen, weder auf Erlassung eines Gesetzes, 
noch auf Modificirung seines Inhaltes, oder Aufhebung desselben. 
Der Organismus der vollziehenden Gewalt besteht aber im mo- 
dernen Staate theils aus staatlichen Organen , theils aus auto- 
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nomen Selbstverwaltungskörpern. Darum sind die Rechte der 
Einzelnen gegenüber den Selbstverwaltungskörpem — Gemeinde, 
Handelskammer — insoferne diese rUcksichtlich der ihnen vom 
Staate übertragenen Agenden (übertragener Wirkungskreis) als 
Staatsorgane erseheinen, ebenfalls politische Rechte. So z. B. das 
active Wahlrecht zur Gemeindevertretung, zur Handelskammer. 
Andere öflFentliche Rechte, welche den Einzelnen als Gliedern anderer 
Gesammtpersönlichkeiten gegenüber deren Organen — Vereins-, 
Kirchenorganen — zukommen, sind daher keine politischen Rechte. 

5. Dem politischen Rechte des Unterthanen, als einem sub- 
jectiven , öffentlich - staatlichen Rechte, steht die rechtliche Ver- 
pflichtung der Staatsgewalt gegenüber; diese kann entweder in 
dem Dulden einer Handlung oder Unterlassung des Staatsbürgers 
bestehen, oder in der Nöthigung der Staatsgewalt selbst eine 
positive Handlung (Sachleistung) oder Unterlassung für den be- 
rechtigten Einzelnen vorzunehmen. 

Die Staatsgewalt wird also durch das politische Recht des 
Unterthanen zu einem bestimmten, in der Aussenwelt hervoiiiretenden 
Verhalten diesem gegenüber genöthigt. 

Daraus folgt, dass Handlungen oder Sachleistungen der 
Staatsgewalt für den Einzelnen, die in dem freien Ermessen der 
Verwaltung liegen und somit auch verweigert werden können, wie 
z. B. die Ausstellung eines Waffenpasses, Bewilligung einer Namens- 
änderung, nicht den Inhalt eines politischen Rechtes bilden können. 
Desgleichen sind blosse gesetzliche Eigenschaften, öffentlich-recht- 
liche Fähigkeiten, staatsrechtlich e Zustände der Staatsbewohner, 
wodurch ja keine Verpflichtung der Staatsgewalt erzeugt wFrd, 
keine politischen RecHte ; so nicht UTe' gesetzliche rahigkelf, em 
Staatsamt zu erhalten, zum Abgeordneten gewählt werden zu können 
(sogenanntes passives Wahlrecht), desgleichen die Sta atsbürger- 
schaft. Die Staatsbürgerschaft ist ein staatsrechtlicher Zustand 
(Sfaius), sie ist nur die Quelle staatlicher Rechte (und Pflichten), 
aber selbst kein Recht. Es gibt für den Einzelnen kein Recht auf 
die Staatsbürgerschaft. *2) Er ist entweder Staatsbürger oder nicht, 
eine Frage, deren Entscheidung der politischen Behörde zusteht. 

*') Dagegen kann allerdings ein Recht auf Wiederanfnahme in den Staats- 
yerband bestehen. So sagt §. 21 des deutschen Reichsgesetzes vom 1. Juni 1870 
Aber die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit 
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6. Der Inhalt des politischen Rechtes — die Verpflichtung 
der Staatsgewalt — ist durch das positive Recht des Staates 
genau bestimmt und kann weder durch den Willen des Einzelnen, 
noch den der Verwaltung abgeändert werden (jus publicum pactis 
mutari nequit), 

7. Das politische Recht des Unterthanen setzt, wie jedes sub- 
jective Recht, ein juristisches Interesse des Berechtigten voraus. 
Ein von Einzelnen rechtlich zu effectuirendes Verhalten der Staats- 
gewalt, welches für ihn ganz ohne Interesse wäre, wie z. B. wenn 
die Staatsgewalt sich verpflichten würde, ihre Beamten eine be- 
stimmte Zeit des Tages spazieren gehen zu lassen, ist kein poli- 
tisches Recht desselben. Das Interesse kann beim politischen 
Rechte ein mannigfaches sein, Schutz der Person, der Freiheit, 
der Güter, der Rechte, Förderung der geistigen und physischen 
Entwicklung der Persönlichkeit, Befreiung von einer staatsbürger- 
lichen Pflicht. Dieses Interesse kann auch ein vermögensrecht- 
liches sein, Freiheit von der Steuer, Gebühr, Recht auf Versorgung 
im Falle der Verarmung, Recht auf standesgemässen Unterhalt, 
auf Steuerrestitution. 

8. Das politische Unterthanrecht ist eine dem Berechtigten 
durch das objective Staatsrecht eingeräumte Macht über die Staats- 
verwaltung in bestimmter Richtung. Es kann daher kein politisches 
Recht geben , welches gegen das positive Staatsrecht Verstössen 
würde. 



(B. G. Bl. Nr. 510): Norddeutsche, welche ihre Staatsangehörigkeit durch zehn- 
jährigen Aufenthalt im Auslande verloren haben und demnächst in das Gebiet 
des Norddeutschen Bundes zurückkehren, erwerben die Staatsangehörigkeit in 
demjenigen Bundesstaate, in welchem sie sich niedergelassen haben, durch eine 
von der höheren Verwaltungsbehörde ausgefei'tigte Aufnahmsurkunde , welche 
auf Nachsuchen ihnen ertheilt werden muss. (Deutsches B.-Gesetz vom 8. Jan- 
4ier 1873, R. G. ßl. Nr. 913, Artikel 2.) 



Die Kategorien der politischen Beohte. 
1 Eategorie : Die positive Eandltmg gegenftber der Staatsgewalt. 

Die erste Kategorie der politischen Untertlianrechte umfasst 
die rechtlichen Befugnisse derselben, eine positive Handlung gegen- 
über der vollziehenden Gewalt vorzunehmen. Nur jene rechtlichen 
Handlungen der Unterthanen erscheinen, wie erwähnt, als politische 
Kechte, welche an der Staatspersönlichkeit bethätigt werden, den 
Staat zum Objecte nehmen. Die Handlung muss daher eine directe 
Einwirkung auf den Staat zur Folge haben, ihn treffen, also eine 
Veränderung seines Zustandes nach sich ziehen. Der Staat ist hier 
durch seine Rechtsordnung zur Duldung solcher Handlungen seiner 
Unterthanen verpflichtet. Daraus folgt, dass neutrale, für den 
Staat indifferente Handlungen der Unterthanen, wie etwa Spazieren- 
gehen oder Fahren, Verlassen des bisherigen Wohnortes, Nieder- 
lassung in einem anderen Theile des staatlichen Territoriums etc., 
keine besonderen selbständigen politischen Eechte der Unter- 
thanen bilden. Hier kann nicht die Rede sein von einem Dulden 
dieser Handlungen seitens des Staates, da dieselben ihn gar nicht 
afficiren. Wohl erhoben Theorie und Gesetzgebung einen Complex 
solcher neutraler Handlungen der Unteiiihanen zu selbstständigen 
politischen Rechten ; so die Religionsausübung, Vereinsbildung, Ein- 
berufung und Theilnahme an einer Versammlung, die Ausübung 
eines Gewerbes, Veröffentlichung der Meinung in Druck und Schrift, 
Ergreifung eines Berufes, Gründung von Erziehungs- und Unter- 
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richtganstalten , Niederlassung an einem Orte , den Ankaut von 
Liegenschaften etc. Aber alle diese Handlungen sind nur Be- 
tfaätigungen des individuellen Lebens der Persönlichkeit, welche 
gar kein besonderes Verhalten — Dulden — seitens der Staats- 
gewalt zur Folge haben; sie sind keine Handlungen ,,gegeniiber^ 
der Staatsgewalt. Wenn A das Apothekergewerbe ausübt, eine 
Kirche besucht, einen Artikel über Industrie, Literatur, Politik 
oder Verfassung veröffentlicht, dann sind dies persönliche Be- 
thätigungen, die den Staatsköi^per, seine Organisation, Freiheit 
und Dispositionssphäre factisch gar nicht berühren. Wohl mögen 
einzelne dieser Handlungen, wie z. B. die Bildung politischer 
Vereine, oder die Berufung und Abhaltung einer Volksversammlung 
eine entfernte Gefahr für den Staat involviren; er kann die Aus- 
übung anderer, wie etwa der concessionirten Gewerbe, an besondere 
Bedingungen knüpfen; dadurch werden diese Handlungen aber 
noch immer zu keinen besonderen rechtlichen Befugnissen gegen- 
über der Staatsgewalt. Der Staat wird sich nur in seinem öffent- 
lichen Rechte besondere Befugnisse gegenüber dieser Thätigkeit 
der Unterthanen verleihen, um der entstandenen Gefahr dann 
wirksam entgegen zu treten; so wird er sich das Recht der 
Ueberwachung der Vereine und Versammlungen, das Recht der 
Auflösung, Bestrafung etc. vorbehalten. Man kann nicht einwenden, 
die Verpflichtung der Staatsgewalt bestehe auch hier darin, diese — 
neutralen — Handlungen der Unterthanen zu dulden, den Einzelnen 
an der Vornahme derselben nicht zu hindern; denn sonst würde 
jede auch nothwendige Bethätigung der individuellen Freiheit, 
wie Essen, Trinken und freie Bewegung, zu einem besonderen 
Rechte gegenüber der Staatsgewalt gestempelt. Alle Handlungen 
der Menschen würden , gegenüber der Staatsgewalt betrachtet 
und zu ihr in Beziehung gebracht, in eine Unzahl politischer 
Rechte aufgelöst, eine Anschauung, die seiner Zeit vom Natur^^ 
rechte vertreten ward. 

Die Gründe, aus welchen diese hier angeführten Handlungen 
von der Theorie und Gesetzgebung (Grundrechte) bis in die 
neueste Zeit herauf als einzelne politische Rechte formulirt wurden^ 
sollen unten dargelegt werden. 

Die Einwirkung nun, welche durch positive Handlungen der 
Unterthanen auf die Staatspersönlichkeit ausgeübt werden kann, 
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ist mannigfacher Art; daraus ergeben sich die verschiedenen 
Gruppen von politischen Rechten der ersten Kategorie. 

Zunächst kann 1. durch die Handlung des Unterthanen der 
Staatskörper in einem Theile seines physischen Substrates, nämlich 
im Volke, eine Veränderung erleiden ; oder aber 2. der Unterthan 
übt durch seine Handlung eine Einwirkung auf die staatliche 
Organisation^ er nimmt durch sie Th eil an der Bildung des Organismus 
der gesetzgebenden und vollziehenden Gewalt ; der Einzelne kann 
femer 3. die öffentlichen Sachen des Staates, insoferne sie zum 
allgemeinen Gebrauche bestimmt sind, in Anspruch nehmen und 
benützen, endlich auch 4. sich der ihm verliehenen staatlichen 
Auszeichnungen (Ehrenzeichen, Orden, Titel, Wappen, Ehrenflagge) 
bedienen. 

I. Das Recht des Unterthanen, wodurch eine Veränderung 
(Verminderung) des Staat^^körpers (Staatsvolkes) bewirkt wird, 
ist das Auswanderungsrecht, die Befugniss, das Staatsgebiet zu 
verlassen, in der Absicht, die Staatsangehörigkeit aufzugeben. Der 
Staat erleidet dadurch den Verlust eines seiner organischen Glieder 
(Theile). Er verliert die geistige, physische, wirthschaftliche Kraft 
der Persönlichkeit. Eine rechtliche Handlung des Unterthanen, wo- 
durch eine Aenderung in dem anderen Factor der staatlichen Grund- 
macfat, im Territorium, herbeigeführt würde, ist nicht denkbar. 
Denn wenn auch der Einzelne sein Eigenthum an unbeweglichen 
Sachen — Grund und Boden — an einen fremden Staatsange- 
hörigen, ja selbst an einen anderen Staat veräussern wurde, so 
wäre dadurch natürlich keine Aenderung in der staatlichen Herr- 
schaft — Territorialhoheit — über das veräusserte Grundstück her- 
vorgerufen. Es bleibt nach wie vor ein untrennbarer Theil des 
Territoriums des Staates A, und ist seiner Souveränetät, seiner 
Gesetzgebung und Verordnung unterworfen. 

Die Freiheit der Auswanderung ist heute von den modernen 
Verfassungen der civilisirten Staaten den Unterthanen zuerkannt, 
ja sogar unter die Grundrechte derselben aufgenommen. Auch 
Staaten, in welchen eine formelle ausdrückliche Entlassung aus 
dem Staatsverbande besteht, müssen dieselbe in Friedenszeiten 
auf Ansuchen ertheilen. Die Auswanderung erstreckt ihre Wirkung 
auch auf die Ehefrau und minderjährigen Kinder. Im absoluten 
Staate hingegen bedurfte es zur Auswanderung der besonderen 
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Bewilligung 1) der Staatsgewalt; sie war ausserdem mannigfach 
erschwert, so insbesondere durch die staatliche Nachsteuer*) 
(Abfahrtsgeld, gabella emtgrattonis), wonach der Auswanderer einen 
bestimmten Percentsatz des mitzunehmenden Vermögens an die 
Staatsgewalt zu entrichten hatte. 

Die Auswanderungsfreiheit ist heute nur für bestimmte Classen 
von Personen durch besondere Pflichten, welche sie dem Staate 
gegenüber zu erfüllen haben, beschränkt, so namentlich durch die 
Wehrpflicht; ausserdem bedürfen diejenigen Unterthanen, welche 
in einem besonderen Dienstverhältnisse — Beamtenverhältnisse — 
zum Staate stehen, vorerst der Entlassung aus dem Staatsdienste. 



^) So war auch nach dem österreichischen Auswanderang^patente vom 
24. März 1832 (J. G. S. 2557, Beilage) zar Auswandemng die Bewilligung der 
politischen Landesstelle nothwendig, widrigenfalls die Auswanderung als eine 
unbefugte erschien. II. Hauptstück §. 2 : »Wer auswandern will , muss die Be- 
willigung um die Entlassung aus der österreichischen Staatsbürgerschaft durch 
die Ortsobrigkeit und das Kreisamt, oder die Delegation, wozu sein Wohnsitz 
gehört, bei der Landesstelle ansuchen.** Die unbefugt Ausgewanderten wurden der 
Staatsbürgerschaft, des Ranges und verschiedener Vorzüge verlustig, koanten kein 
Eigenthum mehr im Inlande erwerben ; ihre Testamente waren rucksichtlich des 
im Inlande befindlichen Vermögens ungiltig, sie verloren ihr Erbrecht, ihr Ver- 
mögen wurde confiscirt (§§. 10, 11) und erst nach ihrem Tode den gesetzlichen 
Erben hinausgegeben. 

*) Solche Abgaben bei dem Abzüge eines Vermögens aus einem bestimm- 
ten Gebiete (Grundherrschaft, Gemeinde, Staat) wurden früher nicht blos vom 
Staate erhoben, sondern auch von den Grandherren, den Gemeinden, Geriohts- 
obrigkeiten (grandherrliches, bürgerliches, landesforstliches Abfahrtsgeld). Erst 
seit dem 16. Jahrhunderte ward das Recht, eine Nachsteuer zu erheben, als ein 
Recht des Landesherrn (landesherrliches Regal) aufgefasst. Das 18. Jahrhundert 
beseitigte die staatliche Kachsteuer durch Verträge der Staaten untereinander. 
Im Artikel 18 der deutschen Bundesacte wurde den Unterthanen der deutschen 
Bundesstaaten unter c) „die Freiheit von aUer Nachsteuer (Jus detr actus ^ gahella 
emigrationis) zugesichert, insofeme das Vermögen in einen anderen deutschen 
Bundesstaat übergeht und mit diesem nicht besondere Verhältnisse durch Frei- 
zügigkeits- Vertrage bestehen.'' (Die gesetzlichen Bestimmungen über das Abfahrts- 
geld in den österreichischen Ländern s. Mayrhofer, Handbuch f. d. polit. 
Verwaltungsdienst, II, S. 36, 37.) Nach dem Patente vom 1. August 1783 J. G. S. 
Nr. 167, §. 8, „wurden von demjenigen Vermögen, welches zugleich einem 
grundherrlichen oder bürgerlichen Abfahrtsgelde unterliegt, nur 5Vo landesfürst- 
liches Abfahrtsgeld entrichtet, hingegen lO^/o oder 6 kr. vom Gulden von dem- 
jenigen Vermögen, welches vom grundherrlichen oder bürgerlichen Abfahrtsgelde 
befreyet ist". 
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Bei den Organen der gesetzgebenden Gewalt — den Abgeordneten 

— ist eine solche vorherige formelle Beendigung ihrer besonderen 
Stellung als Organe der Gesetzgebung wohl nicht gefordert. 
Ausserdem triflft die Gesetzgebung Vorsorge, um einem Missbrauche 
des Auswanderungsrechtes — einer blossen Scheinauswanderung 

— vorzubeugen. Der Unterthan soll sich nicht durch den Aus- 
tritt aus dem Staate den politischen Pflichten entziehen können, 
die Vortheile der Staatsgemeinschaft hingegen fortgeniessen. Die 
Auswanderungsgesetze derjenigen Staaten , welche eine formelle 
Entlassung aus dem Staatsverbande ertheilen, setzen daher eine 
Frist fest, innerhalb welcher der Entlassene entweder seinen 
AVohnsitz ausserhalb des Staatsgebietes nehmen oder aber die 
Staatsangehörigkeit in einem anderen Staate erwerben muss. ^) 

In der österreichisch -ungarischen Monarchie enthält die 
Reichsverfassung (Gesetz, betreffend die allen Ländern der öster- 
reichischen Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten und die Art 
ihrer Behandlung, Gesetzartikel XII, vom Jahre 1865/67) keine 
Bestimmungen über den Verlust der Keichsangehörigkeit ^) durch 
Auswanderung. Es muss angenommen werden, dass durch die 
Auswanderung im technischen Sinne aus einem der beiden Einzel- 
staaten auch die ReichsbUrgerschaft verloren geht. 



') Nach §. 1 des Österreichischen Auswanderangspatentes vom 24. März 1832, 
welches, soweit es nicht dnrch das Staatsgmndgesetz über die allg. Rechte der 
Staateb&rger abgeändert erscheint, noch als massgebend zu betrachten ist, gilt nur 
derjenige als ausgewandert, der in einem au>«wärtigen Staate seinen ordentlichen 
Wohnsitz aufgeschlagen oder eine fremde Staatsangehörigkeit erworben hat. So 
verordnet z. B. das deutsche Reichsgesetz über die Reichs- und Staatsangehörig- 
keit Tom 1. Juni 1870 im §. 18, Absatz 2, dass die Entlassung unwirksam 
wird, wenn der Entlassene nicht innerhalb 6 Monaten vom Tage der Einhändi- 
gung der Eotlassungsurkunde entweder seinen Wohnsitz ausserhalb des Bundes- 
gebietes verlegt, oder die Staatsangehörigkeit in einem anderen Einzelstaate 
«rwirbt. 

Ungarischer Ges. Art. L. v. J. 1879, §. 29. Die Entlassangsurkonde zieht 
vom Tage der Einhändigang den Verlust der ungarischen Staatsbürgerschaft 
nach sich. Doch wird die Entlassunz ungiltig, wenn der Entlassene binnen 
einem Jahre nach Behändigung der Entlassungsurkunde nicht auswandert. 

*) Siehe in Betreff des rechtlichen Nachweises der österreichisch-nngarischen 
Reichsburgerschah; Dantscher, der monarchische Bandesstaat Oesterreich- 
Ungam (Wien 1880), S. 313—326; Hye, Sammlung der Erkenntnisse des 
Reichsgerichtes Nr. 44. ' 
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Die Verfassung der Reichsrathsländer anerkennt ebenfalls 
das Princip der freien Auswanderung •*), indem Artikel 4 des 
Staatsgi'undgesetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
bestimmt, dass „die Freiheit der Auswanderung von Staatswegen 
nur durch die Wehrpflicht <*) beschränkt sei und Abfahrtsgelder 
nur in Anwendung der Reciprocität erhoben werden dürfen". 

^) Vgl. auch Ungarischer Ges. Art. L., §. 24: Die Entlassung aus dem Vor- 
hände des ungarischen Staates kann zur Friedenszeit ans anderen als den im 
§. 22 enthaltenen Gründen (wegen Erfüllung der Wehrpflicht) demjenigen nicht 
verweigert werden, der nachweist: 1. dass er zu Rechtshandlungen befähigt ist» 
oder dass seinem Ansuchen sein Vater, resp. sein Vormund oder Curator in 
vormundschaftlich approbirter Weise seine Zustimmung gibt; 2. dass er mit 
keiner staatlichen oder communalen Steuer im Rückstande ist; 3. dass er auf 
dem Gebiete der ungarischen Krone nicht unter strafgerichtlicher Untersuchung 
steht oder ein strafgerichtliches Urtheil gegen ihn gefällt worden, das noch 
nicht vollzogen wurde. §. 25. In Kriegszeiten entscheidet hinsichtlich der Ent* 
lassung aus dem ungarischen Staatsverbande in jedem einzelnen Falle auf Vor- 
trag des Ministeriums Se. Majestät. 

•) Der §. 54 des Wehrgesetzes vom 5. December 1868, R. G, Bl. Nr. 151 
bestimmte: Die Entlassung zum Zwecke der Auswanderung kann einem In der 
Linien- und Reservedienstpflicht stehenden Manne von dem Reichskriegsministerium» 
einem Landwehrmanne von dem betreffenden Landesvertheidigungsministerinm 
ertheilt werden ; dem Liniendienstpfiichtigen jedoch nur dann, wenn beide Eltern 
des um die Entlassung Bittenden, oder der eine überlebende Elterntheil aus- 
wandern. Unterbleibt die Auswanderung , so hat der Betreffende den Rest der 
durch seine Entlassung unterbrochenen Dienstpflicht nachzutragen. Währeml 
eines Krieges darf die Bewilligung zur Auswanderung keiner im Verbände des 
Heeres (Kriegsmarine) oder der Landwehr stehenden Person ertheilt werden. 
Ungar. Ges. Art. XL a. d. J. 1868, §. 55. 

Gesetz vom 13. Mai 1879, R. G. B. Nr. 68, §. 26: Zur Auswanderung 
bedürfen Landwehrmänner die Bewilligung vom Landes vertheidigungsminister« 
Unterbleibt die Aoswanderung, so hat der Betreffende den Rest der durch seine 
Entlassung unterbrochenen Land Wehrpflicht nachzutragen. Während eines Krieges 
darf die Bewilligung zur Auswanderung nicht ertheilt werden. (S. auch den Erlass 
des Ministeriums des Innern vom. 17. Juli 1870, Z. 3056: Im Einverständnisse mit 
dem k. k. Landesvertheidigungsministerium wird anlässlich eines concreten Falle» 
eröffnet: Wenn minderjährige Personen vor Erreichung des wehrpflichtigen Alters 
mit Zustimmung ihrer Eltern die Erkläiiing abgeben, aus dem österreichischen Staats- 
verbande treten zu wollen, so sind sie nur dann als wirkliche Auswanderer zu 
betrachten und als solche von der Erfüllung der Wehrpflicht in Oesterreich be- 
freit, wenn sich dieselben auch wirklich in einen auswärtigen Staat begeben etc.) 

Eine noch weitergehende Einschränkung der Auswandemngsfreiheit durch 
die Wehrpflicht erfolgte durch die Wehrgesetznovelle vom 2. October 1882, R. G. Bl. 
153, welche den §. 54 des Wehrgesetzes abänderte und nunmehr bestimmt : Die Aus- 
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2. Eine besonders wichtige Gruppe politischer Rechte der 
ersten Kategorie bilden ferner die rechtlichen Handlangen der 
Unterthanen, wodurch dieselben in den repräsentativen Staats- 
formen an der Bildung des Organismus der verschiedenen 
Functionen der Staatsgewalt, der Gesetzgebung und Vollziehung 
(Rechtssprechung) mitwirken. Die Verpflichtung des Staates 
besteht auch hier darin, diese Einwirkung der staatlichen Glieder 
— der NichtStaatsorgane — auf seine Organisation zu dulden; 
das rechtliche Interesse aber der Unterthanen ruht in der freien 
Bildung des Gesetzesinhaltes, und in der Mitwirkung bei dessen 
Verwirklichung. In den absoluten Staatsformen, in der absoluten 

Wanderung eines in der Linien-, Reserve- oder Ersatzreservedienstpflicht stehenden 
Mannes ist von der Entlassung des Reichskriegsministeriums, die Auswanderung 
von sonstigen Wehrpflichtigen, dann derjenigen, welche noch nicht in 
das Stellungspflichtige Alter getreten sind, von der Bewilligung des 
Ministeriums für Landesvertheidigung abhängig. Dem Liniendienstpflichtigen, dann 
demjenigen, welcher noch nicht stellungspflichtig ist, oder seiner 
Stellnngspflicht nicht vollkommen Genüge geleistet hat, kann die Auswanderungs- 
bewilligung nur in dem Falle ertheilt werden, wenn seine Eltern oder der eine 
aberlebende Eltemtheil mit ihm auswandern. Die Auswanderung ist nur dann als 
vollzogen zu betrachten, wenn der Betreifende aus dem Gebiete der österreichisch- 
ungarischen Monarchie in einen auswärtigen Staat, mit der Absicht, dort seinen 
bleibenden Aufenthalt zu nehmen, thatsächlich übersiedelt ist. Unterbleibt die Aus- 
wanderung, so hat der Betreifende den Rest der durch seine Entlassung aus dem 
Verbände des stehenden Heeres (Kriegsmarine), der Ersatzreserve oder Landwehr 
unterbrochenen Dienstpflicht nachzutragen. Bei dem Eintritte und während der 
Dauer einer Mobilisinmg darf einer im Verbände der bewaffneten Macht stehenden, 
dann einer bereits Stellungspflichtigen Person die Bewilligung zur Auswanderung 
nicht ertheilt werden. 

Ungar. G. A. XXXIX v. J. 1882, betreff'end die Modificirung einiger 
Paragraphe des G. A. XL, 1868 über die Wehrlcraft, §. 15: Eine zum Zwecke 
der Auswanderung erforderliche Entlassung kann für die zum Dienste in der 
Reserve oder Ersatzreserve der Linie Verpflichteten der gemeinsame Eriegs- 
minlster — für die Landwehrmannschaft, sowie für die bei der Reserve und 
bei der Landwehr in Evidenz gehaltenen Individuen jedoch der Minister für 
Landesvertheidigung bewilligen. Für die zum Dienste in der Linie Verpflichteten 
kann jedoch diese Entlassnngsbewillignng nur in dem FaUe ertheilt werden, 
wenn gleichzeitig mit ihnen auch ihre allenfalls noch lebenden Eltern aus- 
wandern. Unterbleibt die Auswanderung, so ist der Betreffende verpflichtet, 
den rückständigen Theil der durch die Entlassung unterbrochenen Dienstzeit 
abzuleisten. In Kriegszeiten kann einem in dem Verbände des Heeres (Kriegs- 
marine) , dann der Reserve und Landwehr stehenden Individuum keine Aus- 
wanderungsbewilligung ertheilt werden. 
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Monarchie, wie auch in der unmittelbaren Demokratie, bestehen 
dagegen solche politischen Rechte riicksichtlich der gesetzgebenden 
Gewalt nicht ; denn in der absoluten Monarchie ist der Wille des 
Monarchen allein schon das Gesetz; in der unmittelbaren Demokratie 
aber sind die männlichen, stimmberechtigten Staatsgenossen selbst 
schon die Organe der gesetzgebenden Gewalt. Die Rechte, die sie 
als Mitglieder der Landesversammlung ausüben, sind daher nicht 
Unterthanenrechte , sondern Rechte staatlicher Organe in der 
Function der Gesetzgebung, wie die Rechte der gewählten Ab- 
geordneten in den repräsentativen Staaten. Hier kann nicht ein 
Recht auf Mitgliedschaft an der Volksversammlung angenommen 
werden, denn die Einzelnen sind entweder Mitglieder des Or- 
ganismus der gesetzgebenden Gewalt, oder sie sind es nicht, und es 
gibt kein Recht der ünterthanen, Mitglieder der Volksversammlung 
zn werden. Auch die Annahme eines Unterthanenrechtes, in die 
Volksversammlung einberufen zu werden, ist unzulässig. Absehend 
davon, dass die Einberufung zur Landesversammlung nicht für 
jedes einzelne Mitglied besonders erfolgt, stünde ein solches Recht, 
wenn man es annehmen wollte, wieder nicht den Ünterthanen zu, 
sondern den Einzelnen in ihrer Eigenschaft als Theilen der gesetz- 
gebenden Gewalt. Und jedenfalls wäre es ausserdem nicht ein 
Recht der ersten, sondern der dritten Kategorie, indem dann die 
vollziehende Gewalt zu einer Handlung (Einberufung) verpflichtet 
erschiene. Man kann hier wohl nicht einwenden , dass strenge 
genommen auch in den repräsentativen Staatsformen — in der 
repräsentativen Demokratie oder gar in der constitutionellen Mon- 
archie — das Volk der Innehaber, respective ein Factor der gesetz- 
gebenden Gewalt sei; dass sonach die einzelnen Wahlberechtigten 
hier ebenfalls als Organe der gesetzgebenden Gewalt im weiteren 
Sinne und nicht als ünterthanen ihre Vertreter wählen, und dass 
somit das active Wahlrecht zu den Vertretungskörpern kein ünter- 
thanenrecht sei. Denn diese Behauptung würde auf einer falschen 
Personification der unorganisirten Masse der Staatsglieder — des 
Volkes — beruhen.^'') In der repräsentativen Republik ist das organi- 
s i r t e, willensrähige Volk ') — der Repräsentativkürper — der Inne- 

^*) Eine solche Verwechslung s. in L. 32, §. 1. D, de leg. 1. 3. 
^) Insoferne in repräsentativen Demokratien für bestimmte Angelegen- 
heiten der Gesetzgebung, insbesondere für Verfassungsänderungen, die Volks- 
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haber der gesetzgebenden Gewalt; desgleichen ersebeint r^Ghtlich 
und factisch auch in der constitutionellen Monarchie nur die 
Volksvertretung selbst als der eine Factor im Organismus der staat- 
lichen Willensbildung. 

In den repräsentativen Staatsformen nun, in der Republik 
(Aristokratie) sowohl als in der Monarchie, wirken die ünter- 
thanen an der Bildung des Organismus der gesetzgebenden Ge- 
walt mit, indem sie, unmittelbar oder mittelbar») den gesetzgebenden 

ab8ti]]imiing(Plebiscit, Beferendam) noth wendig ist, erscheint allerdings dieorga- 
ni 3 irte Einheit der stimmberechtigten männlichen Staatsgenossen als Innehaber 
der gesetzgebenden Gewalt; allein für diese Angelegenheiten zeigt die Verfassung 
auch nicht die Form einer repräsentativen, sondern einer absoluten (anmittel- 
baren) Demokratie. Hilty, Das Referendnm im schweizerischen Staatsrechte. 
Archiv für öffentliches Recht. Bd. II, S. 168—219. 

*) So werden nach der Verfassung der Reichsrathsländer, §. 7, C des Gesetzes 
vom 2. April 1873, R. G. Bl. Nr. 141 „die Abgeordneten in der Wählerclasse 
der Landgemeinden durch von den Wahlberechtigten gewählte Wahlmänner . . 
gewählt". Vgl. auch §. 10 der Reichsrathswahlordnung : „die Wahl der Abgeord- 
neten der Landgemeinden hat durch Wahlmänner zu geschehen, welche von den 
Wahlberechtigten der Gemeinden aus ihrer Mitte zn wählen sind. Jede Gemeinde 
des Wahlbezirkes hat auf je 500 Einwohner Einen Wahlmann zu wählen". Nach 
der Wahlnovelle vom 4. October 188'^ , R. G. Bl. Nr. 142, §. 9 „sind in der 
Wählerclasse der .... Landgemeinden ausser den, gemäss Absätz 3 dieses Para- 
graphen zur Wahl Berechtigten auch jene Gemeindeglieder zur Wahl der .... 
Wahlmänner berechtigt, welche eine Jahresschuldigkeit an landesfürstlichen 
directen Steuern von mindestens 5 Gulden zu entrichten haben und den sonstigen 
Bedingungen des Wahlrechtes zum Reichsratbe entsprechen". „. . . Jedem, wenn- 
gleich zur Gemeindevertretung nicht wahlberechtigten Staatsbürger gebührt in 
jener Gemeinde, in welcher er wohnt und von seinem Realbesitze, Erwerbe oder 
Einkommen Steuer entrichtet, das Wahlrecht unter denselben Bedingungen und 
in derselben Weise, wie den Gemeindeangehörigen." — Dagegen sind die Ab- 
geordneten der Handels- und Gewerbekammem, welche von denselben zum Reichs- 
ratbe und zu den Landtagen entsendet werden, d i r e c t und unmittelbar gewählt . 

Das Gesetz erklärt nämlich in Betreff der zur Handelskammer Wahl- 
berechtigten (§§.6 und 7 des Gesetzes vom 29. Juni 1868, betreffend die Organisirung 
der Handels- und Gewerbekammem, R. G. Bl. Nr. 85) nicht, wie bei den Wahl- 
berechtigten der Landgemeinden, dass diese Mitglieder des Handels- und Gowerbe- 
standes, die Grossindustriellen etc., zum Reichsrathe und zu den Landtagen 
wahlberechtigt seien und dieses ihr politisches Recht durch die von ihnen 
gewählten Handelskammern ausüben. Vielmehr sind esdieCorporationen der 
Handels- und Gewerbekammem selbst, welche vom Gesetze als Wählerclasse (§. 7c 
des Grundgesetzes über die Reichsvertretung) zum Reichsrathe und zu den Land- 
tagen bemfen sind (§. 7 A, c; §.3 für das Küstenland, §§. 4 der Landes- 
ordnnngen). Die Wahlberechtigten der Handels- und Gewerbekammem haben 
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Körper selbst und den an der monarchischen Gesetzgebung mit- 
wirkenden Factor der Volksvertretung (Reichsvertretung, Landes- 

daher nicht ein doppeltes politisches Wahlrecht znr Volksvertretung, ihr persön- 
liches Wahlrecht znm Reichsrathe nnd den Landtagen in ihrer Wählerolasse, 
und noch — als mittelbares politisches Wahlrecht — das Wahlrecht zur Handels- 
und Gewerbekammer. Dies stünde auch in Widerspruch mit §. 17 der Reichs- 
rathswahlordnung, wonach „jeder Wahlberechtigte in demselben Lande sein 
Wahlrecht nur einmal ausüben kann''. (Auch das den Mitgliedern der 
Handelskammern zustehende politische Recht, die Abgeordneten der Handels- 
kammer für den Reichsrath (die Landtage) zu wählen, ist kein persönliches 
Wahlrecht der Einzelnen, sondern steht ihnen nur als Corporationstheilen 
zu; es ist ein Antheil vom Corporationswahlrechte der Kammer. Hye, Samm- 
lung Nr. 246.) Die zur Handelskammer Wahlberechtigten üben durch die Wahl 
der Eammermitglieder, welche dann corporativ die von der Kammer zu ent- 
sendenden Reichsraths- und Landtagsabgeordneten zu wählen haben, allerdings 
factisch auch einen mittelbaren Einfluss auf die Wahl der Abgeordneten der 
Kammer; allein deshalb ist das Wahlrecht zur Handelskammer noch immer 
kein politisches Wahlrecht. Denn sonst müsste man z. B. auch bei den Genossen- 
schaften, welche in der Wählerclasse des grossen Grundbesitzes wahlberechtigt 
sind, das statutenmässig den Mitgliedern der juristischen Person (Corporation, 
Gesellschaft) zukommende Recht, die Vertretung der Genossenschaft zu wählen, 
als ein politisches Recht erklären. Denn nach §.13 der Reichsraths Wahlordnung 
„wird das Wahlrecht der io der Wählerclasse des grossen Grandbesitzes (der 
Höchstbesteuerten) wahlberechtigten Corporationen und Gesellschaften, dann 
von Stifttingen und juristischen Personen überhaupt, insoweit denselben in den 
Landtags Wahlordnungen einzelner Länder das Wahlrecht in dieser Wählerclasse 
ausdrücklich zugestanden ist, durch diejenige Person, welche sie nach den 
bestehenden gesetzlichen oder gesellschaftlichen Bestimmungen zu vertreten 

berufen ist ausgeübt. '^ Ein solcher, indirecter, zufälliger Einfluss auf die 

Wahl eines Abgeordneten oder die Abgabe einer politischen Wahlstimme ist 
nicht identisch mit dem vom Gesetze an bestimmte Personen ausdrücklich ver- 
liehenen Rechte, bei der Bildung eines Factors im Organismus der gesetzgeben- 
den Gewalt mitzuwirken. Dessenungeachtet nun ist das Wahlrecht zur Handels- 
kammer ein politisches Recht, aber aus einem anderen Grande : deshalb nämlich, 
weil die Handels- und Gewerbekammer auch ein Organ der vollziehenden Ge- 
walt ist. Die Regierung, welche die Zusammensetzung der Handelskammern und 
deren Competenzkreis bestimmt, besorgt durch dieselben auch Agenden der 
Handels- und Gewerbeverwaltung, welche sie sonst durch staatliche Verwaltungs- 
organe erledigen müsste (§§. 2, B, a-^e, 3, 7, 22). Die Wahlberechtigten zur 
Handels- und Gewerbekammer nehmen somit Theil an der Bildung eines Organes 
der staatlichen Verwaltung. Zu dieser Auffassung, dass das Wahlrecht zur Handels- 
und Gewerbekammer ein politisches (wenn auch nicht ein durch die Verfassung 
gewährleistetes) Recht sei, bekennt sich ausser dem Reichsgerichte noch ein 
zweiter, von der Verfassung gewährleisteter höchster Gerichtshof für die Reichs- 
rathsUnder, nämlich der oberste Gerichts- und Cassationshof. In der Entscheidung 
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Vertretung) durch Wahl aller Mitglieder oder eines Theiles der- 
selben erzeugen. Man nennt dieses Recht des Staatsbürgers das 
active Wahlrecht und unterscheidet es von dem sogenannten 
passiven Wahlrechte; letzteres ist übrigens gar kein subjectives 
Recht im technischen Sinne, sondern nur der Inbegriff derjenigen 
gesetzlichen Bedingungen, welche der Staatsbürger in sich ver- 
einigen muss, um gewählt werden zu können. Das passive Wahl- 
recht ist nur eine Fähigkeit. Auch in der constitutionellen Mon- 
archie ist gemäss des monarchischen Principes der Monarch 
originärer und ausschliesslicher Innehaber der gesetzgebenden 
wie der vollziehenden Gewalt, sein Wille ist das Gesetz. Allein 
der Monarch ist bei der Ausübung der gesetzgebenden Gewalt 
verfassungsmässig an die Mitwirkung der Volksvertretung gebunden, 
welche den Gesetzesinhalt erzeugt ; durch Zustimmung des Willens 
der Krone zum Wollen der Volksvertretung — Sanction — wird 
der Gesetzentwurf der Kammer zum souveränen Staatswillen er- 
hoben. In der Republik pflegt der Präsident nur das Recht zu haben, 
Einwendungen gegen den an ihn gelangenden Beschluss der 
Volksvertretung zu erheben, ein Vetorecht steht ihm nicht zu. •) 

vom 30. November 1885, Z. 10762 heisst es: „ .... da es im Staate 
ausser den bürgerlichen nnd politischen Rechten keine weitere Kategorie von 
Rechten gibt , da überdies im §. 14 des Gesetzes vom 21- December 1867» 
R. G. Bl. Nr. 142 über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger die bürgerlichen 
(privaten) Rechte den politischen Rechten entgegengehalten werden, endlich die 
im bezogenen organischen Gesetze einer Handels- nnd Gewerbekammer zuge- 
standenen Rechte an nnd für sich die Realisirung der politischen Zwecke der 
Staatsverwaltung zum Gegenstande haben, so gehören diese Rechte zu den 
politischen Rechten und da deshalb die in die Handels- und Gewerbekammer 
gewählten Vertreter zur Ausübung der politischen Rechte berufen sind, so ge- 
schieht die Wahl dieser Vertreter durch die Wahlberechtigten zur Ausübung der 
politischen Rechte. ** Als kein politisches Recht erklärt das Wahlrecht zur Handels- 
und Gewerbekammer Kar min ski in seiner Schrift : Zur Codification des öster- 
reichischen Staatsbürgerrechtes (Wien 1887), S. 16. 

*) So hat der Präsident der Vereinigten Staaten von Nordamerika nach 
Artikel I, 7, das Recht, eine BiU, die im Hause der Repräsentanten und im Senate 
durchgegangen ist, falls er sie nicht biUigt, nicht zu unterschreiben, sondern mit 
seinen Einwendungen an das Haus zurückzuleiten, von dem sie ausging. Wenn 
nach der zweiten Berathung zwei Dritttheile dieses Hauses für die Bill stimmen, 
so soll sie zugleich mit den Einwendungen an das andere Haus geschickt werden, 
welches dieselbe gleichfalls noch einmal in Erwägung nehmen soll ; wird sie auch 
hier von zwei Dritttheilen gebilligt, so soll sie Gesetzeskraft erhalten. Der 
V. Dantscher. 7 
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Dieses active Wahlrecht zu den Organen der Gesetzgebung 
ist das Medium, wodurch der Staatsbürger auch in dem Acte der 
Unterwerfung unter das Gesetz, dessen Inhalt er selbst aus- 
gesprochen hat, und das ihm nicht als fremder, absoluter Wille 
eines Anderen zwingend entgegentritt, noch freibleiben soll; es 
ist Voraussetzung und Folge der politischen Freiheit. Dem Staats- 
willen soll durch die Mitwirkung der besten geistigen Kräfte der 
politischen Nation und ihrer edelsten und beföhigsten Charaktere 
der objectiy richtigste Inhalt gegeben werden. Das Gesetz selbst 
erhält durch den freien ethischen Gehorsam der Bürger das 
festeste Fundament. Die Theilnahme aber an seiner Bildung soll 
im Einzelnen den Staatssinn erwecken, sie soll ihm der stärkste 
Ansporn sein zur Erreichung der höchsten Entwicklung seiner 
geistigen und materiellen Kräfte, namentlich zur Erlangung einer 
hohen öffentlich-rechtlichen Bildung, welche ihn befähigt zur Er- 
füllung seiner grossen Aufgabe, mitzuwirken an dem Wohle und 
der Entwicklung der staatlichen Gesammtheit. 

Man hat bei Abwägung der Vorzüge und Nachtheile einer 
politisch-freien Constitution gegenüber der absoluten Staatsver- 
fassung gerade in diesem Heranziehen der gesellschaftlichen 
Classen zur Theilnahme am Verfassungsleben, in dem Hinein- 
tragen des Staates in die Herzen und in das Verständniss seiner 
Bürger, wie auch in dem grossen volksbildenden Einflüsse einer 
solchen freien Verfassung diejenigen Momente erkannt, welche ihr 
den absoluten Vorzug einräumen, falls ein Volk für dieselbe reif ist. 

Dieses active Wahlrecht erscheint in der Regel nicht schon 
als ein Ausfluss der volljährigen Persönlichkeit, wie dies die An- 
hänger der reinen Republik und der socialen Demokratie, die 
Ersteren als Verfassungsideal, die Letzteren als Mittel zur Lösung 
der socialen Frage, übereinstimmend fordern (atomistisches Wahl- 
system). In manchen Staaten, so in Nordamerika, Deutschland, 
Frankreich, der Schweiz, besteht allerdings das allgemeine Stimm- 

Präsident der französischen Republik kann innerhalb der für die Verkündignng^ 
der Gesetze, die durch ihn erfolgt, festgesetzten Frist, mittelst Botschaft die 
nochmalige Abstimmung über das Gesetz in beiden Kammern (Senat und 
Deputirtenkammer) verlangen. Lei Constitutionelle sur les Rapports des Poq- 
▼oirs Publics, 16. Juillet 1871 (1), 7: Bans le d61ai fix6 pour la Promulga- 
tion, le President de la R^publique peut, par nn message motiv6, demander 
aux deux Chambres une nouvelle d^liberation, qui'ne peut ßtre refbs^e. 
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recht'*^) ; meist aber ist in den constitutionellen Verfassungen die 
Zuerkennung des activen Wahlrechtes neben gewissen allgemeinen 
Erfordernissen : Staatsangehörigkeit , Eigenberechtigung , Gross- 
jährigkeit, männliches Geschlecht, noch an besondere Bedingungen 
geknüpft, nämlich an ein bestimmtes Maass materiellen Besitzes 
(Capital, Steuerleistung, Haushalt), oder aber geistiger Güter (or- 
ganisches Wahlsystem). 

Das active Wahlrecht erscheint oft auch als ein politisches 
Realrecht. Bealrechte sind überhaupt diejenigen Rechte, welche 
mit einer unbeweglichen Sache derart verknüpft sind, dass dem 
jeweiligen Eigenthümer der Sache auch das Recht zusteht. Wenn 
daher ein politisches Recht in der angegebenen Weise an eine 
unbewegliche Sache gebunden ist, dann erscheint es als ein politi- 
sches Realreeht. Solche politische Realrechte sind z. B. die Steuer- 
freiheit der Eigenthümer gewisser Grundstücke von der landes- 
fürstlichen Grundsteuer, die Freiheit der Eigenthümer von Häusern, 
welche in der vom Gesetze bestimmten Zeit und in der vom 
Gesetze vorgeschriebenen Art und Weise (als Neubauten, Um-, 
Zubauten) aufgeführt worden sind, von der staatlichen Haus- 
zinssteuer (Gebäudesteuer}. Das dem Einzelnen gegenüber dem 
Staate zustehende Recht, keine Steuer von dem Ertrage dieser 
Objecte an ihn zu zahlen, kommt hier nicht einem bestimmten 
Individuum zu; vielmehr ist der jeweilige Eigenthümer der 
Sache auch der politisch Berechtigte. Dabei kann es vorkommen, 
dass zur Begründung des Realrechtes ausser dem bestimmten 
Realbesitze noch besondere persönliche Eigenschaften von dem 
Eigenthümer gesetzlich gefordert werden, so z. B. ein bestimmtes Alter, 
Eigenberechtigung, Staatsbürgerschaft, rechtliche Unbescholtenheit, 



' °) Art. 20 der dentschen Reichsverfassnng : Der Reichstag geht aus all- 
gemeinen und directen Wahlen mit geheimer Abstimmung hervor. Wahlgesetz 
far den deutschen Reichstag vom 3i. Mai 1869, R. 6. Bl. S. 145 und R. 6. Bl. 
1873, S. 161, §. 1. „Wähler für den deutschen Reichstag ist jeder Deutsche, 
welcher das 25. Lebensjahr zurückgelegt hat. — Französische Verfassung, loi con- 
stitutionelle relative a l'organisation des pouvoirs publics , 25. fevrier 1875, 1 : 
La Chambre des deput^d est nomm^e par le suffrage universell dans les condi- 
tiona d^termin^es par la loi ^lectorale (loi organique sur Telection des döput^s, 
30. novembre 1875). — Schweizer Verfassung vom 1^9. Mai 1874. Nach Art. 74 ist 
jeder 20jährige Schweizer wahlberechtigt, der nach der Oantonalgesetzgebung 
seines Wohnsitzes vom Wahlrechte nicht ausgeschlossen ist. 

1* 
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Adel.") Als politische Realrechte erscheinen insbesondere die 
activen Wahlrechte, welche den Besitzern nnbeweglicher Güter 
von bestimmter rechtlicher Qualität (land- oder lehentäflicher 
Güter mit bestimmter Steuerleistung an landesfurstlicher Real- 
steuer) nach den Verfassungen vieler Staaten zustehen, also 
namentlich die Wahlrechte in der Wählerclasse des grossen 
Grundbesitzes.*^) Der politisch Berechtigte ist auch hier der 
Eigenthümer des land- oder lehentäflichen Gutes, auf welches 
ein gesetzlicher Minimalbetrag der directen landesfürstlichen Real- 
steuer veranlagt ist, der Berechtigte ist die Person und nicht das 
land- oder lehentäfliche Gut. Allein mit dem Erwerbe eines solchen 
Gutes wird — die persönlichen Qualitäten vorausgesetzt — das 
politische Wahlrecht zur Landes-, Reichsvertretung selbst erlangt 
und übertragen. Liegt in der Person des Eigenthümers eines 

*^) In Tiiol ist für die Wähler des grossen Grundbesitzes der Adel allere 
dings eriorderlich. Nach §. 3 tind 9 der Landesordnnng haben in der Wähler- 
classe des adeligen grossen Grundbesitzes die grossjährigen, dem österreichischen 
Staatsverbande angehörigen adeligen Besitzer jener Güter, deren Jahresschnldig- 
keit an landesfürstlichen Realsteuern (mit Ausnahme des Kriegszuschlages) 
wenigstens 50 fl. beträgt, zehn Abgeordnete in den Landtag zu wählen. Nach 
§. 2 der Reichsrathswahlordnung bilden die Wahlberechtigten des adeligen grossen 
Grundbesitzes den zweiten Wahlkörper des grossen Grundbesitzes für die Reichs- 
rathswahl und haben vier Abgeordnete in den Reichsrath zu wählen. Allein das 
Wahlrecht im grossen Grundbesitze in Tirol ist nach der positiven Gesetzgebung 
kein politisches Realrecht, weil es dort keine Güter gibt, welche einen (Grund- 
buchs-) Landtafelkörper bilden; denn eine Landtafel besteht dort nicht. 

^^) Nach der Verfassung der Reichsrathsländer sind in der Wählerclasse 
des grossen Grundbesitzes wahlberechtigt zum Landtage : Die grossjährigen, dem 
österreichischen Staats verbände angehörigen Besitzer jener landtäflichen (in 
Böhmen, Mähren und Schlesien „land- oder lehentäflichen^) Güter (in Salzburg 
und Tirol ,.jener Güter''), deren Jahresschuldigkeit an landesfürstlichen Real- 
steuern (d. i. Grund- und Gebäudesteuer) mit Ausnahme des Kriegszuscblages in 
Böhmen, Mähren und Schlesien wenigstens 250 fl. (in Böhmen darunter an Grund- 
steuer wenigstens 200 fl.)> ^^ Niederösterreich mindestens 200 fl., in Oberösterreich, 
Steiermark, Galizien, Salzburg, Bukowina, Kärnten und Erain wenigstens 100 fl. (in 
Kärnten und Krain darunter mindestens *l^ an Grundsteuer), in Tirol 50 fl. beträgt. 

Die Besitzer dieser Güter sind auch wahlberechtigt zum Reichsrathe, nur 
ist hier nach §. 9 der Novelle vom 4. October 1882, R. G. Bl. Nr. 142 erforder- 
lich, „dass die Jahresschuldigkeit an Grundsteuer wenigstens *l^ dieses Mindest- 
betrages ausmacht^. Dieses Gesetz unterscheidet femer in Böhmen für die Reichs- 
rathswahl den mit dem Fideicommissbande behafteten und den nicht mit dem 
Fideicommissbande behafteten grossen Grundbesitz. 
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solchen Gutes ein Hinderniss für den üebergang des Wahlrechtes 
anf ihn, dann kann das Kealrecht während der Daner des Hinder- 
nisses nicht ausgeübt werden (jus domiiens) ; bei Behebung dieses 
persönlichen Hindernisses aber lebt es sogleich wieder auf. Meist 
ist das active Wahlrecht an einen bestimmten Census geknüpft:, d. h. 
an die Entrichtung eines jährlichen Minimalbetrages an directer 
landesfürstlicher Steuer von dem Besitze, Erwerbe, Einkommen. 

So ist in den Reichsrathsländern in der Wählerclasse der 
Städte und Landgemeinden zum Beichsrathe wahlberechtigt : Jeder 
österreichische eigenberechtigte Staatsbürger männlichen Ge- 
schlechtes, welcher das 24. Lebensjahr vollstreckt hat und nach 
der Landtagswahlordnung des betreifenden Landes das Wahlrecht 
zum Landtage (Triester Stadtrathe) in einer der Wählerclassen 
besitzt, wobei nach dem Gesetze vom 4. October 1882, E. G. Bl. 
Kr. 142 die Entrichtung einer Jahresschuldigkeit an landesfürst- 
lichen directen Steuern von mindestens 5 Gulden die Gemeinde- 
glieder zur Wahl der Reichsrathsabgeordneten , beziehungsweise 
der Wahlmänner berechtigt (§. 9). 

Das active Wahlrecht wird aber auch — ohne Rücksicht 
auf materiellen Besitz und Census — durch andere Momente 
begründet; so insbesondere durch eine höhere geistige Bildung 
und den Besitz geistiger Güter — Wissenschaft, Kunst — , durch 
besondere Verdienste um die Gemeinschaft, Staatsdienst. 

Der Besitz dieser geistigen Güter bietet eine hohe Garantie für 
die politische Einsicht und Befähigung derjenigen , welche deren 
Erwerbe, ihren Interessen und ihrer Verwerthung für die Gesammt- 
heit ihr Leben widmen. Daher rührt das Wahlrecht der Geistlichen, 
Doctoren, Professoren, Lehrer, Notare, Advocaten, Künstler, Aka- 
demiker, der Ehrenbürger, Staatsbeamten, pensionirten OfSciere etc. 

Durch das active Wahlrecht der Staatsgenossen zur Bildung 
der Volksvertretung kommt die politische Freiheit des staatlichen 
Volkes, respective der in der Majorität befindlichen politischen 
Partei, dem Staatsgesetze gegenüber zum Ausdrucke. Bei jeder 
Wahl zur Volksvertretung bethätigt der wahlberechtigte Staats- 
angehörige durch einen einmaligen Act (Wahlact) dieses sein 
politisches Recht. Damit ist juristisch der Inhalt des activen 
Wahlrechtes erschöpft. Eine weitere, über den Wahlact hinaus- 
gehende Einfiussnahme auf die Bildung des Volkswillens kommt 
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den Wählern nicht zu. Sie haben nur das Recht, durch die Wahl 
an der Bildung eines staatlichen Organes mitzuwirken. Die BegriflFe 
„Volksvertreter" und „Volksvertretung" entbehren im mo- 
dernen Staatsrechte jedes juristischen Inhaltes. Sie haben nur eine 
politische Bedeutung, dahin gehend, dass die Einheit der gewählten 
Vertreter als das willensfähige Staatsvolk erscheint, ihr Wille der 
Volkswille ist. Das Parlament ist das Organ, welches die Theil- 
nahme der Unterthanen an der Gesetzgebung und Controle der 
Verwaltung vermittelt. Juristisch ist der gewählte Abgeordnete 
weder Stellvertreter, noch Mandatar oder Bevollmächtigter; er ist 
es nicht gegenüber den Wählern seines Wahlkörpers und eben- 
sowenig rücksichtlich des gesammten Volkes, so dass etwa mittelst 
der Abgeordneten eine fortlaufende Einwirkung seitens der wahl- 
berechtigten Staatsbürger auf die Gesetzgebung ausgeübt werden 
könnte. Denn weder die Mitglieder des Wahlkörpers, noch die Ge- 
saramtheit der Wähler (Volk) sind neben dem Staate ein willens- 
und rechtsfähiges Snbject (Persönlichkeit), daher von einer Ver- 
tretung des nicht existirenden Subjectes nicht die Rede sein kann. 

Deshalb ist weder der Wahlkörper eines Abgeordneten, noch 
das „gesaramte Volk" berechtigt, ihm flir seine parlamentarische 
Thätigkeit in Rede und Abstimmung eine bestimmte Directive 
(Instruction) zu geben '3), oder nachträglich Rechenschaft hierüber 
zu verlangen. Ebenso haben die Zustimmungs- und Misstrauens- 
äusserungen keine rechtliche Bedeutung. 

Der Inhalt des activen Wahlrechtes besteht nur in dem 
Wahlacte. Das sogenannte passive Wahlrecht hingegen, d.h. die 
gesetzliche Fähigkeit, gewählt werden zu können, ist gar kein 
öffentliches Recht im technischen Sinne, obwohl es von der Literatur 
und Gesetzgebung fast unbestritten als solches aufgeführt wird. 

Es hat keinen Inhalt und existirt hierfür kein Verpflichteter. 
Es erscheint ebenso als eine Fähigkeit, wie die testamenti factio 

^^) §. 7 (1er Landesordnnngen : Die in den Landtag gewählteD Abgeordneten 
dürfen keine Instractionen annehmen nnd ihr Stimmrecht nur persönlich ans- 
tlben. §. 16 des Grundgesetzes über die Reichsvertretung: Die Mitglieder des 
Hauses der Abgeordneten haben von ihren Wählern keine Instructionen anzu- 
nehmen. §. 21 des Gesetzes über die gemeinsamen Angelegenheiten: Die Dele- 
girten des Reichsrathes haben ihr Stimmrecht persönlich auszuüben nnd von 
ihren Wählern keine Instructionen anzunehmen. G. A. XII v. J. 1865/67, §. 38: 
Diese Delegation kann durch vorgehende Instructionen nicht gebunden werden. 
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die Fähigkeit ist, ein rechtsgiltiges Testament zu errichten. Wollte 
man aber den Inhalt des sogenannten passiven Wahlrechtes in 
der Verpflichtung der Staatsgewalt erblicken, den Gewählten als 
Glied (Theil) des Organismus der gesetzgebenden Gewalt anzu- 
erkennen ^% dann würde dadurch ein Recht des bereits Gewählten 
verwechselt mit der gesetzlichen Fähigkeit, gewählt zu werden. 
Anch hätten dann eben nur die Gewählten ein passives Wahlrecht, 
während allen wählbaren, aber nicht gewählten Staatsbürgern ein 
solches nicht zustände. 

Das active Wahlrecht zu den staatlichen Vertretungskörpem 
erscheint vorwiegend unter dem Gesichtspunkte der Berechtigung 
des Einzelnen; eine rechtliche Pflicht, zu wählen, besteht nach 
den Verfassungen nicht. 

Aber nicht nur in die Bildung des Staatswillens und seiner 
Organe greifen die Unterthanen im modernen Staate ein, derselbe 
lässt sie auch mitwirken bei der Schaffung des Organismus 
der staatlichen Verwaltung und Rechtsprechung. 
Hieraus ergeben sich die politischen Wahl- und Präsentations- 
(Nominations-)Rechte der Unterthanen zu den staatlichen Ver- 
waltungsorganen. Diese sind theils direct staatliche, theils communale 
oder andere autonome Organe, wie z. B. die Handelskammern. 

Verschiedene Momente charakterisiren die Verwaltung des 
modernen Staates. Dieselbe wurde centralistisch organisirt, indem 
man die gleichen Gruppen staatlicher Angelegenheiten für das 
ganze Staatsgebiet einem höchsten Organe mit den betrefi^enden 
Mittel- und ünterbehörden unterstellte (Central- oder Realsystem). 

^*) §• 55 der Beicbsrathswahlordnimg vom 2. April 1873 : Der Landes- 
chef hat nach Einsichtnahme in die nach §. 51 nnd §. 52 an ihn gelangten 
Wahlacten jedem gewählten Abgeordneten , gegen den nicht einer der im §. 20 
festgesetzten Ansschliessnngsgr&nde von der Wählbarkeit vorliegt, ein Wahl- 
certificat auszufertigen nnd zusteUen zu lassen, welches Certificat den gewählten 
Abgeordneten zum Eintritte in das Hans der Abgeordneten berechtigr. Nach 
den Landtagswahlordnnngen §.51 (§• 50 Galizien, §. 52 Böhmen, Krain, Küsten- 
land, Mähren, Schlesien, §. 53 Niederosterreich, §. 41 Vorarlberg) hat der Statt* 
halter (Landeschef) nach Einsichtnahme der an ihn gelangten Wahlacten jedem 
gewählten Abgeordneten , gegen den nicht einer der durch §.17 (respective 
§. 18, §• 11) normirten Ausschliessungsgründe von der Wählbarkeit vorliegt, ein 
Wahlcertificat ausfertigen und zustellen zu lassen. Dieses Certificat berechtigt den 
gewählten Abgeordneten zum Eintritte in den Landtag und begründet insolange 
die Yennuthnog der Giltigkeit seiner Wahl , bis das Gegen tbeil erkannt isr.. 
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Für die verschiedenen Arten der ßtaatlichen Thätigkeit aber, fiir 
die Verwaltung und Rechtsprechung schuf man besondere Organe 
in allen Instanzen, man trennte Justiz und Verwaltung. Als 
Träger der höchsten Amtsgewalt in den einzelnen Verwaltungs- 
gebieten erscheint eine Person, der Minister; ihm allein gebührt 
das Entscheidungsrecht und er fuhrt die amtlichen Functionen 
durch das ihm beigegebene Hilfspersonale aus (Bureau- oder 
Ministerialsystem). Und diese Einzelträger der höchsten Amts- 
gewalt sind nicht nur gegenüber der Krone (administrativ) ver- 
antwortlich, sondern sie haften auch politisch, d« h. vor den Kammern 
wie rechtlich vor den Straf- und Civilgerichten des Staates für 
ihre Amtshandlungen; dadurch wird die Staatsvenvaltung selbst 
eine verantwortliche ! Dazu tritt ein ausgebildetes Verwaltungsrecht 
und der gerichtliche Schutz der Unterthanen mittelst der Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit, welche über Verletzungen ihrer öflfentlichen 
Rechte seitens der Verwaltung das Urtheil fallt. Ein besonderes 
Gharakteristicum des modernen Staates aber ist die Theilnahme 
der Unterthanen an der öflfentlichen Verwaltung, sowohl an der 
staatlichen als an jener der Communalverbände. Der constitutionelle 
Staat gab seinen Unterthanen die Besorgung ihrer eigensten 
öflfentlichen Angelegenheiten zurück , welche ihnen durch das 
Zusammenleben an demselben Orte in der Gemeinde entstehen, 
oder durch das Angehören an grössere Communalverbände, an 
die Bezirke, an das Land (Landschaft) erwachsen. Der absolute 
Staat hätte diese eigenen Angelegenheiten der verschiedenen Gebiets- 
genossenschaften vielfach durch seine staatlichen Organe selbst 
erledigt. Heute besorgen deren Verwaltung die Unterthanen selbst 
mittelst der frei gewählten Ehrenbeamten. Ja der Staat überträgt 
sogar diesen Communalverbänden , insbesondere der Gemeinde, 
noch bestimmte staatliche Angelegenheiten zur Besorgung für 
ihren Gebietsumfang, so dass z. B. die Gemeinde für diesen über- 
tragenen Wirkungskreis als staatliches Verwaltungsorgan, und zwar 
als Behörde, erscheint. 

Und hier bei der vollziehenden Gewalt wird man nun als 
Princip aufstellen müssen: Ueberall dort, wo die Unter- 
thanen an der Bildung staatlicher Verwaltungs- 
organe — seien dieselben unmittelbar staatliche oder communale 
oder Organe anderer autonomer Körperschaften mit übertragenem 
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staatlichen Wirkungskreise — durchWahloderPräsentation 
(Nomination) m i t w i r k e n , ttberall dort bestehen für die- 
selben politische Kechte. Dies gilt für die mannigfachen 
verschiedenen Verwaltungsorgane, die Behörden, die Äemter ohne 
imperium, Commissionen, Räthe, Ausschüsse, Collegien, Kammern, 
Gerichte etc. 

Diese Rechte müssen natürlich den Unterthanen als 
solchen zustehen. Wenn daher in der Republik dem Volke un- 
mittelbar die Wahl der Regierungsbehörden und Gerichte zukommt, 
wie dies in vielen Schweizer Cantonen ") der Fall ist, so sind diese 
Wahlrechte des Volkes keine politischen Unterthanenrechte, denn das 
in den verfassungsmässigen Versammlungen (in der Landesgemeinde), 

**) Verfassung von Zürich vom 18- April 1869, Art. 37 : „Die vollziehende 
und verwaltende Cantonalbehörde , Begienmgsrath , besteht ans 7 Mitgliedern, 
welche in einem cantonalen Wahlkreise gleichzeitig mit dem Cantonsrathe durch 
das Volk gewählt werden." 

Verfassung von Unterwaiden ob dem Wald von 1867, Art. 35 : „Die 
Landesgemeinde (d. h. die Versammlung aller nach Art. 32 stimmfähigen Cantons- 
einwohner) ist oberste Wahlbehörde und wählt als solche aj den Regiemngsrath 
für die verfassungsgemässe Amtsdauer, c) das Obergericht, dessen Ersatzmänner 
und jedes zweite Jahr den Präsidenten und Vicepräsidenten. 

Verfassung von Unterwaiden nid dem Wald §§. 37, 38, 49, wonach das 
Volk ebenfalls den Kegierungsrath wählt. 

Verfassung von Zug vom 14. 22. December 1873 und 15. Mai 1876, §. 29: 
Vom Volke direct werden in den politischen Gemeinden frei aus der Mitte der 
Stimmberechtigten gewählt : cj die Mitglieder des Regierungsrathes. §. 49 : „Der 
Begiemngsrath besteht aus 7 Mit-gliedem. Derselbe ist mit der Vollziehung der 
Gesetze, Verordnungen und Beschlüsse und mit der Staatsverwaltung in allen 
ihren Theilen beauftragt. — Verfassung von Basel-Landschaft vom 6. März 1863, 
§.58: Ein vom Volke frei aus der gesammten Bürgerschaft des Cantons er- 
wählter Regiemngsrath von 5 Mitgliedern ist die höchste Vollziehungs- und 
Verwaltungsbehörde." — Nach der Verfassung von Appenzell wählt das Volk in 
'der Landesgemeiode die Standescommission und das Cantonsgericht (Art. 20). — 
Verfassung von Graubünden vom 1. Februar 1854, Art. 31, 32, 33, wonach die 
Mitglieder des Kreisgerichtes und Bezirksgerichtes frei von den stimmfähigen 
Einwohnern eines jeden Kreises und Bezirkes aus ihrer Mitte gewählt werden. — 
Verfassung von Thurgau §. 37, 41 : Der Regiemngsrath und die Bezirksbehörde 
werden durch unmittelbare Volkswahl in den Municipalgemeinden gewählt. 

Verfassung von Luzern vom Jahre 1875, §. 83: „Jeder Bezirk hat ein 
Bezirksgericht von 7 bis 9 Mitgliedern, welche von den nach §. 27 der Staats- 
verfassung stimmfähigen Bürgern des Gerichtskreises in gemeindeweiser Ab- 
stimmung gewählt werden. In eben derselben Weise wird auch der Präsident 
des Gerichtes von den Bürgern gewählt. '^ 
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oder in der Gemeindeversammlnng organisirte Volk ist der Son- 
yerän und setzt als solcher die betreffenden Regiernngsorgane ein. 

Im concreten Falle nun muss der gesetzliche Competenzkreis 
und die Function jeder Figur dieser verschiedenen Organe unter- 
sucht werden, um zu bestimmen, ob das Wahlrecht zu derselben 
ein politisches Recht sei oder nicht. Dabei wird die Wahlbefugniss 
der Unterthanen zur Bildung dieser Organe für dieselben auch 
dann noch ein rechtliches Interesse enthalten, und daher noch 
als ein Recht erscheinen, wenn ihren gewählten Vertretern auch 
nur eine berathende Stimme zukommt. 

So ist das Wahlrecht zur Gemeinde ein politisches Unter- 
thanrecht^<^); denn die Gemeinde erscheint für den übertragenen 
Wirkungskreis als staatliches Verwaltungsorgan, und zwar als 
Behörde. Durch das Gemeindewahlrecht wird daher auch ein 
staatliches Organ der vollziehenden Gewalt geschaffen. 

Hierher zählt auch das Recht bestimmter Gemeindemitglieder, 
ohne Wahl in die Gemeindevertretung einzutreten (Virilstimme), 
wie dasselbe in einigen der Reichsrathsländer den Gemeinde- 
mitgliedem, welche einen bestimmten Theil der gesammten in 
der Gemeinde vorgeschriebenen Steuern entrichten, durch die 
Gemeindeordnungen zuerkannt ist. ^^ 

Dagegen dürfte das Wahlrecht zu den Bezirksvertre- 
tungen, wie solche innerhalb der Reichsrathsländer in Galizien, 

^*) Das Wahlrecht zur Gemeindevertretang wurde anch vom Reichsgerichte 
in zahlreichen Entscheidungen als politisches Recht erklärt, so Nr. 42, 90, 101, 
102, 106 etc. S. Hye, Sammlung, VIT. Theil, Einleitung S. XLVII. 

^^) Dies ist der Fall in Böhmen, wo §. 17 der Gemeindeordnung erklärt: 
Jedes wahlberechtigte Gemeindemitglied , welches an den gesammten , in der 
Gemeinde vorgeschriebenen Steuern wenigstens ein Sechstel entrichtet, hat das 
Recht, auch ohne Wahl Mitglied des Gemeindeausschusses zu sein; in Nieder- 
österreich, G. 0. §. 17, Schlesien §. 16, Kärnten §. 16, Krain §. 17, Bukowina 
§. 16, Galizien §. 16: Jedes Gemeindemitglied, welches wenigstens den sechsten 
Theil der gesammten in der Gemeinde zur Zahlung vorgeschriebenen directen 
Steuerquote entrichtet, wie auch der Besitzer eines der Gemeinde einverleibten^ 
in der Landtafel als ein besonderer Körper eingetragenen Grundbesitzes ist 
berechtigt, in den Gemeinderath einzutreten. Ebenso wird in Niederösterreich 
ein Ftlnftel, in Schlesien ein Sechstel, in Kärnten ein Zehntel der Gesammt- 
Steuer gefordert. In Krain ist eine Steuer von 100 fl. vom Besilze oder 200 fl. 
vom Gewerbe oder Erwerbe, in der Bukowina eine Steuer von mindestens 100 fl. 
oder der Besitz eines ehemals herrschaftlichen Gutes oder eines einen Landtafel- 
körper bildenden Gutsantheiles erforderlich. 



107 

• 

Böhmen und Steiermark bestehen, nicht als ein politisches Unterthan- 
recht aufzufassen sein. ^^) Zunächst kommt nach Artikel XIX des 
Gemeindegesetzes vom 5. März 1862, R. 6. Bl. Nr. 18 und den 
diesbezüglichen Landesgesetzen über die Bezirksvertretungen ^^) ein 
persönliches Wahlrecht zur Bezirksvertretung (in Galizien Bezirks- 
rath) überhaupt nur den grossen Grundbesitzern und den Höchst- 
besteuerten des Handels und der Industrie im Bezirke zu. Die 
Angehörigen der beiden übrigen zur Bezirksvertretung wahlberech- 
tigten Interessengruppen, nämlich der Städte (Märkte) und Land- 
gemeinden haben kein solches persönliches Wahlrecht, ^o) Denn 
die Mitglieder der ßezirksvertretung , welche auf diese Städte 
und Landgemeinden entfallen, werden von der Gemeindevertretung 
selbst gewählt (vom Gemeindevorsteher und von Wahlmännern, 
oder durch die Gemeindevertretung aus ihrer Mitte). Entscheidend 
nun für die Natur des Wahlrechtes zur Bezirksvertretung, welche 
durch den Bezirksausschuss die Verwaltung fuhrt, ist der Competenz- 
kreis derselben. Dieser begreift aber nach dem positiven 
Gesetze keine staatlichen Angelegenheiten. Er umfasst zunächst 
nach Artikel XVHl des Gemeindegesetzes und den Landesgesetzen 
über die Bezirksvertretungen die gemeinsamen innereYi Angelegen- 
heiten des Bezirkes und seiner Angehörigen, namentlich den 
Bezirkshaushalt und damit die Erhebung von Bezirksumlagen 



^*) Dagegen hat das Reichsgericht sowohl das Wahlrecht zur Bezirks- 
yertretnng, als anch das Reclamationsrecht als politische Recht erklärt. 

") Böhmen : Gesetz v. 25. JuU 1864, Ges. und Verord. Blatt Nr. 27, 
Gesetz v. Jahre 1868, Nr. 36, Nr. 37 ; Gesetz v. Jahre 1880, Nr. 74, Gesetz v. 
Jahre 1882. Nr. 62. — Galizien : Gesetz v. 12. August 1866, L. G. und V. Bl. 
Nr. 21, Gesetze v. Jahre 1874, Nr. 47, 51, 52; Gesetz v. Jahre 1884, Nr. 9. — 
Steiermark : Gesetz v. 14. Mai 1866, L. G. und V. Bl. Nr. 19, Gesetz v. Jahre 
1E68, Nr. 22, Gesetz v. Jahre 1874, Nr. 2, J. 1875, Gesetz v. Jahre 1882, Nr. 25. 
— Tirol: Gesetz v. 29. November 1868 G. und Verord. Bl. Nr. 56, Gesetz v. 
Jahre 1871, Nr. 57. In Tirol wurden jedoch die Bezirks Vertretungen nicht activirt. 

') Nur in Galizien sind in der Gruppe der Landgemeinden (nach §. 8 
des Gesetzes vom 26. Juli 1887, Land. G. Nr. 47, womit der §. 8 der Bezirks- 
wahlordnung vom 12. August 1866, L. G. Nr. 21 abgeändert wird) auch die- 
jenigen österreichischen Staatsbürger zur Wahl von Mitgliedern des Bezirks- 
rathes berechtigt, welche im Bezirke landtäfliche Güter besitzen und jährlich 
einen nicht unter 25 fl. ö. W. fallenden , die volle Höhe von 100 fl. ö. W. aber 
nicht erreichenden Betrag an directen Steuern entrichten. Bezüglich der Ana- 
übang dieses Rechtes haben die Bestimmungen des §. 2 in Anwendung zu kommen. 



108 

mittelst Zuschlages zu den directen Steuern; femer die Bezirks- 
anstalten für Landescultur , Gesundheitspflege, Armenversorgung 
und andere Wohlthätigkeitszwecke, insbesondere auch die Bezirks- 
strassen. 21) Ausserdem wurden den Bezirksvertretungen durch die 
Landesgesetze in Gemässheit des Artikels XVIII noch besondere 
Agenden rticksich tu ch der Gemeinden zugewiesen**), nämlich die 
Ueberwachung des Stammvermögens und der Anstalten der Ge- 
meinden, die Genehmigung wichtiger, insbesondere den Gemeinde- 
haushalt betreffender Acte, und endlich die Entscheidung über 
Berufungen gegen Beschlüsse der Gemeindeausschüsse in allen der 
Gemeinde nicht vom Staate übertragenen Angelegenheiten. 

") Galizien, Strasseogesetz v. 18. August 1866, L. G. Bl. Nr. 15, J. 1867, 
Gesetz v. 7. Juli 1885, 39, insbesondere §§. 26, 27. — Steiermark : Gesetz v. 
23. Juni 1866, L. G. Bl. Nr. 22, Gesetz v. 16. October 1869, L. G. Bl. Nr. 46, 
Gesetz v. 17. December 1875, betreffend die Behandlung der in den Gesetzen 
über nicbt ärarische Öffentliche Strassen einem Landesgesetz vorbehaltenen An- 
gelegenheiten, L. G. Bl. Nr. 1, Art. I. — Böhmen: Gesetz v. 12. August 1864, 
L. G. Bl. Nr. 46, betrefi'end die Vertheilung der Leistungen und die Competens 
bei öffentlichen nicht ärarischen Strassen und Wegen. 

") So hat die Bezirksvertretung z. B. zu bewilligen: Die Vereinigung 
mehrerer Gemeinden zu einer Ortsgemeinde, Aenderungen in den Grenzen der 
Gemeinde, die Auflagen von Gemeindezuschlägen über eine bestimmte Höhe 
(über 20Vo *^ ^öö directen oder zur Yerzehrungssteuer, in Böhmen 15**/o); ihr 
Einverständniss ist nothwendig bei der Vereinigung von Gemeinden desselben 
politischen Bezirkes über Genehmigung der politischen Landesstelle mit anderen 
oder mit Gutsgebieten zur gemeinschaftlichen Führung von Geschäften des 
eigenen oder übertragenen Wirkungskreises. Die Bezirksvertretung hat ferner 
zu genehmigen : die Veräusserung, Verpfändung, Vertauschung und Umgestaltung 
der zum Stammvermögen der Gemeinde gehörigen Sachen, die Aufnahme von 
Darlehen, welche die Jahreseinktinfte der Gemeinde übersteigen, Verpachtungen 
ausser dem Wege der öffentlichen Feilbietung oder auf eine sehr lange Zeit, über 
12 Jahre (in Galizien über 6 Jahre, §. 99 des Gesetzes v. 17. Juni 1874, Nr. 50), 
der Bezirksausschuss übt die Disciplinargewalt über den Gemeindevorsteher 
wegen Pflichtverletzung im eigenen Wirkungskreise durch Verhängung von 
Ordnungsstrafen. Siehe Gemeindeordnung für Galizien v. Jahre 1866, L. G. Bl. 
Nr. 19, §§. 2, 4, 36, 41, 80, 85, 95, 96, 98-103, 105, 107, 109. Gesetz v. 
12. August 1866 über die Gutsgebiete L. G. Bl. Nr. 20, §§. 11, 15, 17. 

Gemeindeordnung für Böhmen v. 16. April 1864, L. G. Bl. Nr. 7, §§. 2, 
3, 4, 83, 84, 87, 93, 94, 96— 101.— Für Steiermark bestimmt das Gesetz über 
die Bezirksvertretungen im §. 57 die Wirksamkeit der Bezirksvertretung in 
Gemeindeangelegenheiten, indem es anordnet, dass die in den §§. 2, 58; 74« 85 
(1, 2, 3) des Gemeindegesetzes v. 2. Mai 1864, L.G.Bl. Nr. 5 dem Landesausschusse 
zugewiesenen Amtshandlungen an die Bezirksvertretung übersogehen haben. 
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Gewiss nun enthält dieser Competenzkreis der Bezirks- 
yertretQDgen sehr wichtige öffentliche Angelegenheiten, eben die 
öffentlichen Bezirksangelegenheiten und Agenden des eigenen 
Wirkungskreises der Gemeinden. Diese autonomen Körperschaften, 
wie Bezirk und Gemeinde, sind auch für den Staat von höchster 
Bedeutung. Der Staat bestimmt daher auch ihre Organisation, 
überwacht ihre Geschäftsführung, leiht ihnen eventuell die staat- 
liche Hilfe zur Durchführung ihrer Aufgaben. Auch ist nicht zu ver- 
kennen, dass die Grenze zwischen den eigenen Angelegenheiten 
solcher autonomer Selbstverwaltungskörper und den allgemeinen 
staatlichen Angelegenheiten schwer zu ziehen ist 3«), daher 
auch in neuerer Zeit diese Unterscheidung zwischen dem eigenen 
Wirkungskreise solcher Communalverbände und dem staatlichen 
Competenzkreise von mancher Seite bekämpft wird."*) Aber 

*') Dies gilt namentlich von den Agenden der Ortspolisei, welche der 
Art. y des Gemeindegesetzes vom 5. März 1862 dem eigenen Wirknngskreise 
der Gemeinde überweist. Ja, der Art. Y erklärt selbst am Schlüsse, dass „ans 
höheren Staat^rücksicht^n bestimmte Geschäfte der Ortspolizei in einzelnen 
Gemeinden besonderen, landesf&rstlichen Organen im Wege des Gesetzes zu- 
gewiesen werden können**. Gemeindeordnung für Böhmen §. 28, Galizien §. 27, 
Steiermark §. 24, Tirol G. 0. 1866, L. G. Bl. Kr. 1, §. 27 etc. So wurde in 
Steiermark durch das Landesgesetz vom 1. April 1875, Nr. 24 die Entscheidung 
Aber Beschwerden gegen ortspolizeiliche Yerfdgungen des Gemeindeausschusses, 
respective Gemeindevorstehers der politischen Bezirksbehörde ttbertragen. Kund- 
machung des steierm. Landesausschusses vom 21. Mai 1875, Nr. 25, Verordnung 
des k. k. Statthalters in Steiermark vom 22. Mai 1875, Z. 1255, Nr. 26 wegen 
Durchführung des Landesgesetzes vom 1. April 1875, betreffend den Instanzenzug 
in ortspolizeilichen Angelegenheiten. 

**) Insbesondere von Loening, Lehrbuch des deutschen Yerwaltungs- 
rechtes §. 7, S. 31 — 33 : „Es gibt keine Aufgaben der Communalverbände , die 
nicht staatlicher Natur wären. Es lässt sich deshalb auch ein eigener und ein 
übertragener Wirkungskreis der Communalverbände nicht scheiden . . .^ Otto 
Major, Theorie des französischen Yerwaltungsrechtes (Strassburg 1886), dritter 
Abschnitt, die Selbstverwaltung, S. 427 : „die Angelegenheiten, welche der Selbst- 
verwaltung zugetheilt sind , hören deshalb nicht auf, zugleich Angelegenheiten 
des Staates zu sein**. Dagegen die herrschende Theorie : Gerber, Grundzüge §. 20, 
Georg Meyer, Lehrb. d. d. Staatsr. §§. 111—116, Bluntschli, Allg. Staats- 
recht (Stuttgart 1885), Buch Yin, Gierke, Genossenschaftsrecht,!, S. 762. 
H. Schulze, Lehrb. d. d. Staatsr., S. 409: „Es muss daher bei den Gemeinden 
ein doppelter Wirkungskreis, ein selbständiger und ein übertragener unter- 
schieden werden. ** V. Stein, Yerwaltung^slehre, I, 2, S. 320, II. Das Gemeinde- 
verwaltungsrecht. A. Begriff. Der innere (natürliche) und der amtliche (über- 



110 

dessenungeachtet bestehen doch solche autonome Gebietsgenossen- 
schaften, wie Bezirk und Gemeinde, als selbständige, auch dem 
Staate gegenüber berechtigte Gesammtpersönlichkeiten mit eigenem 
Lebensberuf (Gerber, Grundzüge, S. 58). Sie sind durch die 
Natur des Zusammenlebens der Menschen, in der Gemeinde z. B. 
durch die örtlichen Interessen, gegeben und nicht erst vom Staate 
geschaffen worden. Das Gebiet des Bezirkes , d. h. die Einheit 
der in demselben gelegenen Gemeinden und Gutsgebiete, ist kein 
staatliches Verwaltungsgebiet. Die Bezirksorgane sind öffentliche, 
aber darum noch keine staatlichen Organe und das Gesetz^^) 
spricht ihnen ausdrücklich einen staatlichen Wirkungskreis ab. 

Durch das Wahlrecht zur Bezirksvertretung wird wohl ein 
öffentliches Organ geschaffen, aber kein staatliches Verwaltungs- 
organ gebildet. Und das Wahlrecht zur Bezirksvertretung ist da- 
her ein inneres öffentliches Recht der Bezirksangehörigen — ein 
Bezirksrecht — aber kein staatliches, somit kein politisches 
Recht der Unterthanen. 

Dies ist die Entscheidung auf Grund des positiven Gesetzes. 
Denn dasselbe subsumirt auch die Ortspolizei den Angelegenheiten 
des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde, zu deren Entscheidung 
die Bezirksvertretung (Bezirksausschuss) als Recursinstanz durch 
das Landesgesetz berufen werden kann. Vom Standpunkte der 
Theorie aber wird man die Gegenstände der Ortspolizei vor- 
wiegend als allgemein staatliche Angelegenheiten betrachten, 
die sich nicht erst aus dem örtlichen Zusammenleben in der 
Gemeinde ergeben. Danach stünde dann der Bezirksvertretung, 
insofeme sie „über Berufungen gegen Beschlüsse der Gemeinde- 
ausschüsse in allen der Gemeinde nicht vom Staate übertragenen 
Angelegenheiten zu entscheiden^ hat, gleichfalls ein staatlicher, 
übertragener Wirkungskreis zu und das Wahlrecht zu der- 
selben erscheint als ein politisches Recht. 

tragene) Wirkungskreis. Stahl , Rechts- und Staatslehre, 2. Abtheilung, S. 26. 27. 
Ahrens, Rechtsphilosophie, II, S. 482. v. Hohl, Encyclopädie, S. 666— 671, 
Staatswörterbuch, Brat er, lY, Gemeinde, S. 143, 149. 

*^) Die österreichische , Gesetzgebung anerkennt den eigenen (natürlichen, 
selbständigen) Wirkungskreis der Gemeinde und den ihr vom Staate über- 
wiesenen staatlichen Competenzkreis schon im provisorischen Gemeindegeaetze 
vom 17. März 18 19, R. G. Bl. Nr. 170. II. „Der Wirkungskreis der freien 
Gemeinde ist a) der natürliche, b) ein übertragener". III. Der natürliche um- 
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Dagegen funetioniren z.B. die Landesculturräthe, wie 
solche in einigen Kronländern 2«) bestehen, so in Böhmen, Tirol, für 
einen Theil ihrer Agenden auch als staatliche Verwaltungsorgane. 
Dies ergibt sich sowohl aus ihrer Organisation 2'), wie aus ihrem 
Wirkungskreise. So gehören ausser den vom Kaiser ernannten 
ersten und zweiten Präsidenten auch staatliche Organe dem Landes- 
culturräthe an, wie der jeweilig mit der Landescultur betraute 
Referent bei der Stattbalterei , der k. k. Forstinspector und der 
k. k. Landesthierarzt, ferner drei (in Tirol zwei) vom Ackerbau- 

fasst Alles, was das Interesse der Gemeinde zunächst berührt nnd innerhalb 
ilirer Grenzen vollständig durchführbar ist. Der übertragene nmfasst die Be- 
sorgung bestimmter öffentlicher Geschäfte, welche der Gemeinde vom Staate im 
Delegationswege zugewiesen werden. I. Gapitel : „Von dem natürlichen Wirkungs- 
kreise" §§. 71—125. II. Gapitel: „Von dem übertragenen Wirkungskreise« §§. 126 
bis 141. Ebenso unterscheidet das Gemeindegesetz vom 24. April 1859 R. G. Bl., 
Vr. 58 im §. 1 : a) die inneren Gemeindeangelegenheiten, und b) diejenigen öffent- 
lichen Angelegenheiten , welche das Gesetz oder besondere Anordnungen der 
Gemeinde für den Umfang der GemeindemarkuDg übertragen , d. h. den ordent- 
lichen Geschäftskreis der Ortsgemeinden in öffentlichen Angelegenheiten (§. 89, 
y. Hauptstück). Hieher zählt das Gemeindegesetz auch die Handhabung der 
Ortspblizei (§. 91 d), die nach dem Gemeindegesetz vom 5. März 1862 zu dem 
eigenen Wirkungskreise der Gemeinde gehört (Artikel Y). Die Handhabung der 
Ortspolizei ist wohl nach der modernen Theorie und Gesetzgebnng als eine der 
Gemeinde von der Staatsgewalt übertragene Function, als eine Thätigkeit im 
staatlichen Wirkungskreise aufzufassen. 

^) Böhmen: Statut über die Zusammensetzung und den Wirkungskreis 
des Landesculturrathes vom 8. Jänner 1880, L. G. BI. Nr. 3. Abänderung der 
§§. 6, 7, 8 dieses Statutes durch allerh. Entschliessung vom 9. Mai 1880, 
L. G. Bl. Nr. 29. Neuerliche Abänderung des Statutes in Betreff der §§. 3, 5 
und 7 durch allerh. Entschliessung vom 10. April 1881, L. G. Bl. Nr. 23. — Tirol : 
Gesetz vom 8. November 1881, L. G. und V.Bl. Nr. 35, betreffend die Erx-ichtung 
von Bezirksgenossenschaften der Landwirthe nnd eines Landesculturrathes in der 
gefürsteten Grafschaft Tirol. Gesetz vom 23. September 1884, L. G. und V. Bl. 
Nr. 30, wodurch die §§. 13, 17 und 18 des Landesgesetzes vom 8. November 1881 
abgeändert werden. 

") Böhmen §. 3 des Statutes B. G. Bl. 1887, Nr. 23. In Böhmen gehören 
noch ein Landesausschuss-Beisitzer und der Vorstand des jeweilig bestehenden 
Bureau für land- und forstwirtb schaftliche Statistik dem Landesculturratbe an. 

In Tirol zerfällt der Landesculturrath in zwei Sectionen mit dem Sitze 
in Innsbruck und Trient §§. 14, 15- Hier sind auch die jeweiligen Obmänner 
der im Gebiete einer Section des Landesculturrathes bestehenden Bezirksgenossen- 
schaften der Landwirthe Mitglieder des Landesculturrathes, und gleichfaUs ein 
Landesausschuss-Beisitzer. 
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minister erDannte Fachmänner. Ans^er den vom Ijandesausscbasse 
ernannten Mitgliedern enthält der LandescultuiTath zum grösseren 
Theile auch gewählte Mitglieder, welche von den gesetzlich be- 
stimmten landwirthschaftlichen Vereinen ^^) des Landes unmittel* 
bar oder mittelst Wahlmännern entsendet werden. DerLandescultur- 
rath besorgt aber auch bestimmte staatliche Verwaltungsgeschäfte.'-*) 
Ihm obliegt die Mitwirkung bei der Durchfiihrung von Massregeln 
zur Förderung der Landescultur nach Massgabe der an ihn von 
der Regierung (oder von dem Landesausschusse) innerhalb ihres 
Wirkungskreises ergehenden Aufforderungen, desgleichen die Mit- 
wirkung bei der Durchführung von Massregeln, welche die För- 
derung des land- und forstwirthschaftlichen Statistik bezwecken. 
Er besorgt durch seinen Ansschuss die Vermittlung des geschäft- 
lichen Verkehres zwischen der Regierung (oder dem Landesaus- 
schusse) und jenen Vereinen des Landes, welche sich die Pflege 
und Förderung der Landescultur überhaupt oder einzelner land- 
wirthschaftlicher oder Industriezweige zur Aufgabe gestellt haben. 

Das Recht der gesetzlich berufenen landwirthschaftlichen 
Vereine, Mitglieder in den Landesculturrath zu wählen, muss da- 
her als ein politisches Recht dieser Vereine aufgefasst werden. 

Ein ähnliches Organ ist in Preussen derVo Ikswirthschafts- 
rath, welcher durch Verordnung vom 17. November 1880 einge- 
setzt wurde (Gesetzsammlung für die königlich preussischen Staaten, 
1880, Nr. 8741). 

Der Volkswirthschaftsrath hat in der Regel die Gesetze und 
Verordnungen zu begutachten, welche wichtigere Interessen von 
Handel, Gewerbe, Land- und Forstwirthschaft betreffen, bevor sie 
der königlichen Genehmigung unterbreitet werden. Diese Begut- 
achtung ist allerdings kein absolutes Erfordemiss ftlr die könig- 
liche Genehmigung, doch hat sie „in der RegeP stattzufinden. 
Bei wirthschaftlichen Vorlagen an den Landtag und bei der 
Unterbreitung der durch Landtagsbeschlüsse geschaffenen Gesetz- 
entwürfe , behufs Erwirkung der königlichen Sanction kann die 
Begutachtung verlangt werden. 

Der Volkswirthschaftsrath besteht aus keinen berufsmässigen 
Beamten, sondern aus Sachverständigen des wirthschaftlichen 

") Böhmen §. 3, i, k, §. 7. Wahlordnung §§. 2, 4, 9, Tirol §§. 14 g, 15 g, 19. 
") Böhmen Statut §. 2, Tirol §. 12. 
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Lebens. Er enthält 75 Mitglieder, welche vom Könige über Vor- 
schlag der drei Minister fiir Handel und Gewerbe, für öffentliche 
Arbeiten, und für Landwirthschaft auf 5 Jahre ernannt werden. 
In Betreff eines Theiles (nämlich 45) seiner Mitglieder üben nun 
die Handelskammern, die Vorstände der kaufmännischen Gorpora- 
tionen und die gesetzlich bestimmten landwirthschaftlichen Ver- 
eine in den 12 preussischen Provinzen ein Präsentationsrecht aus, 
indem die Handelskammern und kauimännischen Gorporationen 
zusammen 60, die landwirthschaftlichen Vereine aber 30 Per- 
sonen wählen, aus welchen der König dann über Vorschlag der 
drei Minister die 45 Mitglieder ernennt. Das Wahlrecht dieser 
Vereine und Gorporationen ist daher gleichfalls ein politisches Recht. 

Ebenso ist, wie oben erwähnt, das Wahlrecht zur H a n d e 1 s- 
k a m m e r ein politisches Recht der im Bezirke der Kammer Wahl- 
berechtigten. Denn auch diese autonomen Organe, welchen die 
Vertretung der Interessen des Handels, der Gewerbe und des 
Bergbaues zukommt, sind mit einem staatlichen Wirlcungskreise 
ausgerüstet. 

Sie sind verpflichtet, über Aufforderung der Regierung in 
Betreff der von derselben bestimmt bezeichneten Gegenstände mit 
einer oder mehreren Kammern in gemeinsame Berathung zu treten, 
sie registriren die Marken und Muster ^o) der Industrieerzeugnisse 
und führen die vorgeschriebenen Marken- und Musterarchive, so- 
wie fortlaufende Nachweisungen über die protokollirten Firmen 
und alle anderen Gewerbs-, Handels- und Verkehrsuntemehmungen, 
über Geld- und Creditinstitute in ihrem Kammerbezirke. Ferner 
ertheilen sie Zeugnisse über Markenprotokollirungen und vorge- 
legte Waarenmuster. Ja, sie unterstehen unmittelbar dem Handels- 
minister, dem sie jährlich über die Geschäftsverhältnisse Bericht 
erstatten müssen und haben dessen Anordnungen in den ihrem 
Wirkungskreise angeh()rigen Angelegenheiten zu vollziehen. Sie 
sind aber auch verpflichtet, den übrigen Ministerien, desgleichen 
den Behörden ihrer Bezirke auf Verlangen die gewünschten Aus- 
künfte innerhalb ihres Wirkungskreises zu erstatten. »«) 

^^ Die Gesetzgebnng über Marken- und Musterschutz tällt nach §. 11, lit. e 
des Gesetzes über die Reichsvertretung in den Competenzkreis des Reichsrathes. 

«) Gesetz vom 29. Juni 1868, R. G. Bl. Nr. 85, betreffend die Organi- 
simng der Handels- und Gewerbekammem §. 2. 

V. Dantscher. 8 
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Auch durch die Theilnahme der Unterthanen an der Bildung 
staatlicherCommissionen werden politische Rechte derselben 
bethätigt. So war z. B. nach dem Gesetze vom 24. Mai 1869 über 
die Regelung der Grundsteuer, R. G. Bl. Nr. 88, den Grundsteuer- 
trägern jedes Schätzungsbezirkes das Recht eingeräumt, ein Mit- 
glied der Bezirksschätzungscommission, welche aus 9 Mitgliedern 
mit entscheidender Stimme bestand, zu wählen. Als wahlberechtigt 
erschienen nach §. 9 jene höchstbesteuerten Grundsteuerträger, 
welche zusammen ^U der Grundsteuer im Schätzungsbezirke ent- 
richteten und falls die Anzahl derselben 20 überstieg, die ersten 
20 Höchstbesteuerten. Das rechtliche Interesse dieser Wähler be- 
stand hier darin, bei der Abschätzung der steuerbaren Grundstücke 
im Schätzungsbezirke Seitens der staatlichen Gommission durch 
ein selbstgewähltes Mitglied vertreten zu sein. 

Eine solche staatliche ^^) Gommission ist auch die Etschregu- 
lirungscommission in Tirol. In derselben sind die Etschregulirungs- 
genossenschaften der bezüglichen Sectionen, welche aus den Be- 



'^ Siehe die Eeiclisgesetze in Betreff der Etschregulimng : 1879 R. 6. Bl. 
Nr. 64, 1883 Nr. 45, 1886 Nr. 142. Ferner die Landesgtsetze vom 23. April 1879, 
Nr. 23, 24, 26, 26, vom 9. April 1883 Nr. 18, endlich Landesgesetz vom 
11. September 1886 Nr. 41. '§. 11 dieses Gesetzes sagt: „Die Ansführung der 
Regnlimngsarbeiten anf Grandlage des revidirten Projectes (§. 2) und die Ver- 
waltung der Begnlirungsfonde wird von der Staatsverwaltung besorgt unter Mit- 
wirkung von Vertretern des Landesausschusses, der Etschregolirungs-Genossen- 
schaften (§. 6) in den bezüglichen Sectionen und der im §. 7 dieses Gesetzes 
erwähnten Privatinteressenten in der sie berührenden Section. Die Vertretung 
des Etschregulirungs-Uutemehmens und der Etschregulirungs-Fonde nach Aussen 
übernimmt die Staatsverwaltung.^ Dazu die Durchführnngsverordnnng : Kund- 
machung der k. k. Statthalterei vom 22. November 1887, L. G. Bl. Nr. 48, 
mittelst welcher eine Vollzugs Vorschrift zum Landesgesetze vom 11. September 
1886, Nr. 41, betreffend die Ergänzung der Etschregiilirung von der Passer- 
mündung bisSacco erlassen wird, §§. 1, 18: Alljährlich tritt, über Veranlassung 
der Statthalterei, die Etschregnlirungs - Gommission zusammen, bestehend aus: 
a) einem Delegirten des Statthalterei-Baudepartement, b) dem Etschbauinspector, 
c) einem Delegirten des Landesausschusses , dj dem Banleiter der betreffenden 
Section, e) einem technischen Delegirten der Genossenschaft der betreffenden 
Section, fj zwei weiteren Mitgliedern der Genossenschaft, ff) einem Vertreter 
der betreffenden Eisenbahnuntemehmungen .... Stimmberechtigt sind alle vor- 
stehenden Gommissionsmitglieder , mit Ausnahme des Bauleiters und des Etsch- 
bauinspectors ; die sub fJ aufgeführten aber nur mit informativer oder berathender 
Stimme. 
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sitzern der anliegeDden Grandstücke und den übrigen Interessenten 
gebildet sind, durch zwei Mitglieder mit berathender Stimme ver- 
treten. 

Endlich können den Unterthanen auch politische Rechte da- 
durch erwachsen , dass ihnen eine Mitwirkung bei der Bildung 
von Gerichten eingeräumt ist. Die Verwirklichung des Rechtes 
ward immer als ein Hauptzweck des Staates anerkannt. Auch im 
modernen Staate bildet die Justizgesetzgebung, wie die Gerichts- 
organisation und Gerichtsbarkeit eine seiner wesentlichsten Auf- 
gaben. In früheren Zeiten bestanden wohl auch Präsentationsrechte 
privilegirter Unterthanen zu Anstellungen bei staatlichen Gerichten, 
wie die Präsentationsrechte der Reichsfttrsten zum Reichskammer- 
gerichte, der ständischen Kurien zu den landesherrlichen Gerichten. 
So wurden in Preussen noch einzelnen standesherrlichen Familien, 
als im Jahre 1849 die standesherrlichen Gerichte aufgehoben 
wurden, solche Präsentationsrechte zu Gerichtsstellen bei den Kreis- 
gerichten zugestanden. Heute finden sich derlei Rechte nicht mehr. 

Dagegen gewährt auch der moderne Staat einzelnen socialen 
Gruppen und Berufsclassen das Recht, von selbstgeschaffenen, aus 
den Berufsgenossen gebildeten Gerichten, welche die staatliche 
Function der Rechtssprechung ausüben. Recht zu erhalten. 

Die Competenz solcher autonomer Gerichte bezieht sich auf 
Rechtsstreitigkeiten, welche sich eben aus den Verhältnissen und 
Geschäften des Berufes ergeben. Der Staat bestimmt die Organi- 
sation wie die rechtlichen Befugnisse dieser Gerichte und über- 
wacht ihre Thätigkeit. Hierher gehören insbesondere die Gewerbe- 
und Börsengerichte s^), wie solche auch in den Reichsrathsländem 

'^) Die Yermittlungsämter in den Gemeinden, welche von ans der Gemeinde 
gewählten Vertrauensmännern gebildet werden, kommen hier nicht in Betracht ; 
denn die Mitglieder des Vermittlungsamtes, vor welchem Vergleiche mit der- 
selben Kraft, wie vor Gericht, abgeschlossen werden können, werden nicht von 
Gemeindebewohnem selbst, sondern von einem Gemeindeorgane — der Gemeinde- 
vertretung — aus den Mitgliedern der Gemeinde in einer nach Vorschrift 
der Gemeindeordnung einberufenen Versammlung gewählt. Solche Gemeinde- 
vermittlnngsämter zum Vergleichsversnche zwischen streitenden Parteien können 
in den Gemeinden durch Landesgesetz errichtet werden auf Grund des Artikel V, 
11 des Gemeindegesetzes vom 5. März 1862 und des Gesetzes vom 21. Sep- 
tember 1869, R. G. Bl. Nr. 150 „über die Erfordernisse der Executionsfähigkeit 
der vor Vertrauensmännern aus der Gemeinde abgeschlossenen Vergleiche und 
über die von denselben zu entrichtenden Gebühren^. Als Durchfuhr ungsgesetze 

8* 
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bestehen. Gewerbegerichte wnrden durch das Gesetz vom 
14. Mai 1869, R. 6. Bl. Nr. 63, s;e8cbaffen. Sie können mittelst 
Verordnung des Justizministeriums (im Einvernehmen mit dem 
Handelsministerium, nach eingeholtem Gutachten der Landtage) 
in Städten und Bezirken, in welchen gleiche oder verwandte Ge- 
werbe fabriksmässig betrieben werden, für bestimmte Rechtsstreitig- 
keiten zwischen Arbeitgebern oder ihren Stellvertretern und Arbeit- 
nehmern (Arbeitern oder Lehrlingen) oder zwischen Arbeitern 
untereinander errichtet werden. 

Der Cognition dieser Gewerbegerichte unterliegen Streitig- 
keiten über den Lohn, über die Auflösung des Dienst- Arbeits- 
oder Lehrverhältnisses. Sie entscheiden in Betreff der Entschädi- 
gungsansprüche aus dem Dienstaustritte und der Dienstesentlassung, 
wie auch rücksichtlich der Ersatzansprüche wegen Beschädigung 
von Fabriksgegenständen, ferners über Streitigkeiten, welche sich 
auf Pensions-, Kranken- und andere derartige Gassen der Arbeiter 
beziehen, insoferne zu diesen Gassen sowohl von den Arbeitgebern 
als auch von den Arbeitern Beiträge geleistet werden. Die ordent- 
lichen Gerichte müssen derlei Rechtssachen, wenn die belangte 
Partei die Einwendung erhebt, dass sie vor die Gewerbegerichte 
gehören, zurückweisen. Die Gewerbegerichte vermitteln Ver- 
gleiche und fällen rechtskräftige Uiiiheile. Die abgeschlossenen 
Vergleiche haben die Kraft gerichtlicher Vergleiche ; die vom Ge- 
werbegerichte darüber ausgestellten amtlichen Urkunden sind den 
ämtlichen Ausfertigungen gerichtlicher Vergleiche gleich zu achten. 
Die ürtheile des Gewerbegerichtes sind entweder von vornherein 
unanfechtbar«*), oder werden innerhalb einer 14tägigen Frist 

zu diesem Reichsgesetze erschienen: Gesetz für das Erzherzogthnm Oesterreich 
unter der Enns vom 14. April 1874, L. Gt. Bl. Nr. 23, enthaltend die näheren 
Bestimmungen in Ansehung der Vermittlungsämter zum Vergleichsversnche 
zwischen streitenden Parteien; Gesetz für das Königreich Dalmatien vom 
10. Februar 1873, L. G. Bl. Nr. 16; Gesetz für das Königreich Galizien vom 
6. März 1875, L. G. Bl. Nr. 27, nnd das Gesetz für das Herzogthum Krain 
vom 4. Mai 1873, L. G. BL Nr. 24. 

^) §. 68. Ürtheile des Gewerbegerichtes in Streitsachen über bestimmte 
Geldsummen, welche nach dem Begehren des Klägers in der Hauptsache ohne 
Zinsen und Nebenforderungen den Betrag von 50 fl. nicht übersteigen, können 
nicht angefochten werden. Dasselbe gilt von ürtheilen in Streitigkeiten über 
andere bewegliche Sachen, wenn der Kläger statt derselben einen 50 ü. nicht 
übersteigenden Geldbetrag anzunehmen in der Verhandlung erklärt hat; femer 
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rechtskräftig, wenn die Partei nnterdessen den ordentlichen Rechts- 
weg bei dem nach den allgemeinen Vorschriften zuständigen 
ordentlichen Gerichte nicht betreten hat, und sind dann Beschwer- 
den gegen solche Urtheile vom ordentlichen Gerichte von Amts- 
wegen zurückzuweisen. Das staatliche Gericht, das Bezirksgericht, 
in dessen Sprengel das Gewerbegericht seinen Sitz hat, ist ver- 
pflichtet, die vor dem Gewerbegerichte abgeschlossenen Vergleiche 
und gefällten Urtheile über Ansuchen der Partei nach den allge- 
meinen Vorschriften zu exequiren, desgleichen Eide, auf deren 
Zulassung das Gewerbegericht erkannte, abzunehmen, wie auch 
von demselben verhängte Geld- oder Einschliessungsstrafen zu 
vollstrecken. Die Aufsicht über die Gewerbegerichte steht den 
Oberlandesgerichten zu. Diese Gewerbegerichte üben sonach ohne 
Zweifel die staatliche Function der Rechtssprechung in ihrem 
Competenzkreise aus; der Staat hat sie ihnen durch sein Gesetz 
übertragen. Die Mitglieder des Gewerbegerichtes aber, deren 
Zahl durch Verordnung bestimmt wird, werden zur Hälfte von 
den Arbeitgebern aus den in ihrem Wahlkörper eingetragenen 
Personen und zur anderen Hälfte von den Arbeitern aus den 
Mitgliedern ihres Wahlkörpers gewählt. Das Wahlrecht zu den 
Gewerbegerichten erscheint sonach als ein politisches Recht der 
Arbeitgeber und Arbeiter. 

Dasselbe ist der Fall bei den Börsegerichten, welche durch 
die betreffenden Statute an der Wiener, Prager und Triester 
Börse als Schiedsgerichte für Streitigkeiten aus Börsegeschäften 
errichtet sind. Ja, die streitenden Parteien müssen ^0) gich sogar, 
wenn sie nichts anderes schriftlich vereinbart haben, an das 



von Urtheilen , durch welche über die Auflösung des Dienst- , Arbeits- oder 
Lohn Verhältnisses erkannt wurde, wenn nicht das Gewerbegericht in einem 
solchen Urtheile gleichzeitig über einen den Betrag oder Werth von 50 fl. 
übersteigenden Anspruch erkannt hat. (Die Partei kann in diesen Fällen 
die Aufhebung des gewerbegerichtlichen ürtheiles bei dem ordentlichen Richter 
nur aus dem Grunde der Unzuständigkeit, innerhalb acht Tagen begehren, §. 69.) 
§. 73. Die Beschwerde ist von dem ordentlichen Gerichte auch von Amts- 
wegen zurockzuweisen , wenn das angefochtene Urtheil des Gewerbegerichtes 
nach den Bestimmungen des §. 68 unanfechtbar, oder wenn die Frist zur Beschwerde 
versäumt worden ist. 

«*) Wiener Börsestatut: §. 53. Prager St.: §. 50, Triester: Parte II del 
giudizio arhitrametitale i. 
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Börsengericht behufs Austragunp^ ihrer Streitigkeiten wenden. 
Vor diesen Börsengeriehten werden rechtskräftige Vergleiche abge- 
schlossen, orter die Streitsachen durch Urtheile entschieden. Das 
^Schiedsgericht (in Wien ; der Effectenbranche und Waarenbranchc) 
kann Zeugen und Sachverständige zur Verhandlung einladen und 
vernehmen, Eide abnehmen, eventuell diese Functionen durch das 
ordentliche Gericht vornehmen lassen. Das Urtheil des Schieds- 
gerichtes ist 24 Stunden nach der Verkündigung (wenn es aber be- 
dingt lautete, 24 Stunden nach der Eidesabiegung, respective Nicht- 
ableguug) exequirbar. Wird dem abgeschlossenen Vergleiche oder 
gefällten Urtheile nicht Folge geleistet, so hat das zuständige 
ordentliche Gericht über Intervention des Schiedsgerichtes die 
Execution durchzuführen. Die Richter aber dieser Schiedsgerichte 
werden durch die Mitglieder der Börse (in Wien auch durch die 
nach §. 1 7 des Statutes wahlberechtigten Actiengesellschaften und 
Creditvereine) gewählt Die Börseraitglieder üben somit durch 
ihre Wahl gleichfalls ein politisches Recht aus. 

3. Die positiven Handlungen der LTnterthanen, welche gegen- 
über dem Staate bethätigt werden, können ferners darin bestehen, 
dass die Staatsbewohner diejenigen öffentlichen Sachen des Staates, 
welche zum allgemeinen Gebrauche bestimmt sind, nach den hiefür 
bestehenden Vorschriften (Reglements) benützen. Nicht alle öffent- 
lichen Sachen des Staates dienen dem gemeinen Gebrauche , so 
z. B. nicht die Gebäude der staatlichen Behörden, Festungen, die 
Waffen und anderen militärischen Ausrüstungsgegenstände etc. 
Die Staatsgenossen haben ein Recht auf Theilnahme am Gebrauche 
der öffentlichen Sachen, welche der Staat für die Gesammtheit 
derselben herstellt und erhält. Die Benützung dieser staatlichen 
Sachen kann unentgeltlich erfolgen oder gegen Entrichtung einer 
bestimmten öffentlichen Gebühr. Die rechtlichen Befugnisse der 
Unterthanen nun, die dem Gemeingebrauche gewidmeten Sachen 
des Staates in der von ihm geregelten Art und Weise zu benützen, 
erscheinen als eine weitere Gruppe politischer Rechte derselben. 
Dies sind vorzugsweise die Rechte auf Benützung staatlicher 
Strassen, Wege, Flüsse ^^j, Canäle, Häfen, Brücken, Anlagen und 

*'*) Gesetz vom 30. Mai 1869, K. G. Bl. Nr. 93, betreffend die der Reichs- 
gesetzgebiing vorbehalteuen Bestimmungen des Wasserrechtes. §. 2 : „Flösse nnd 
Ströme sind von der Stelle an, wo deren Benützong zur Fahrt mit Schiffen 
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solcher Anstalten, deren Gebrauch durch die Handlung des Unter- 
tbans selbst schon erfolgt, wie dies z. B. bei Galerien und Bibliotheken 
der Fall ist. Denn das rechtliche Interesse, welches jedem sub- 
jectiven Rechte anhaftet, muss nach dem Begriffe dieser ersten 
Kategorie politischer Unterthanrechte eben durch die Handlung 
des Einzelnen erreicht und befriedigt werden. Dies geschieht durch 
das Begehen der Strasse, Befahren des Flusses, durch den Besuch 
staatlicher Galerien. Die Verpflichtung der Staatsgewalt besteht 
hier in dem Dulden der Benützung und des Gebrauches ihrer 
staatlichen Sachen. Daher sind die Rechte der Staatsgenossen 
auf Benützung staatlichen Unterrichts, Communications- oder Ver- 
sorgungsanstalten nicht hieher zu zählen. Denn das rechtliche 
Interesse wird hier nicht schon durch die mitwirkende positive 
Handlung des Unterthanen — Besuch der Schule , Aufgabe eines 
Briefes, Telegi'ammes — verwirklicht ; der rechtliche Inhalt besteht 
hier vielmehr in einer Handlung (Leistung) des Staates, nämlich 
in der Ertheilung des Unterrichtes, Beförderung des Briefes, 
Telegrammes. Die Rechte auf Gebrauch solcher staatlicher Anstalten 
fallen daher in die dritte Kategorie der politischen Rechte, welche 
eine positive Handlung (Leistung) des Staates zu ihrem Inhalte 
haben. 

Den Unterthanen steht nun allerdings kein Recht zu aut 
Schaffung solcher öffentlicher Sachen oder auf deren Forterhaltung 
seitens des Staates. Eine willkürliche Ausschliessung oder Ver- 
hinderung des Einzelnen aber an dem Gebrauche dieser Sachen 
wäre eine Verletzung eines öffentlichen Rechtes desselben, welches 
mittelst Klage gegenüber der staatlichen Verwaltungsbehörde zu 
schützen ist. 

4. In diese erste Kategorie der politischen Rechte fallen 
endlich noch die sogenannten Ehrenrechte der Unterthanen. Sie 
bestehen in der rechtlichen Befugniss derselben, sich der vom 



oder gebundenen Flössen beginnt, mit ibren Seitenarmen öffentliches Gut, und 
behalten diese Eigenschaft auch dann , wenn diese Benützung zeitweise unter- 
brochen wird oder gänzlich aufhört. §. 3 : Auch die nicht zur Fahrt mit Schiffen 
oder gebundenen Flössen dienenden Strecken der Ströme, sowie Bäche und 
Seen und andere fliessende oder stehende Gewässer sind öffentliches Gut, insoweit 
sie nicht in Folge gesetzlicher Bestimmungen oder besonderer Privatrechtstitel 
Jemandem zugehören." Auf Grundlage dieses Gesetzes erflossen dann die Landes- 
Wassergesetze. 
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Staate ihnen verliehenen Titel, Würden, Auszeichnungen (Orden, 
Adelsprädicate, Führung des kaiserlichen Adlers, eines Landes- 
wappens, der Ehrenflagge etc.) zu bedienen. Der Staat verwehrt 
den hiezu nicht Kerechti^^ten den Gebraucli solcher Ehrenrechte, 
deren Charakter als wirklicher Rechte von mancher Seite auch 
bestritten wurde und bestraft deren Anmassung. 

Ueberblickt man diese politischen Rechte der ersten Kategorie, 
so zeigt sich, dass sie rücksichtlich ihrer Bedeutung für die Unter- 
thanen nicht gleichwertig sind. Von besonderer Wichtigkeit erscheinen 
die Rechte der dritten Gruppe, kraft welcher die Staatsgenossen 
an der Bildung der politischen Gewalten Theil nehmen, daher 
der Begriif „politische Unterthanrechte" vielfach auf sie allein 
angewendet wird. 

Die Rechte dieser ersten Kategorie sind theils allgemeine, 
so dass alle Staatsgenossen (ja auch die Fremden) derselben 
theilhaftig sind, wie z. B. das Auswanderungsrecht, die Rechte auf 
Benützung der oflfentlichen Sachen des Staates; andere hingegen, 
so insbesondere die politischen Rechte im engeren Sinne, des- 
gleichen die Ehrenrechte, sind singulärer Natur und kommen nur 
einem mehr minder ausgedehnten Personenkreise zu, sie erscheinen 
als Privilegium im weiteren Sinne. 

Bei den Rechten dieser ersten Kategorie ist die positive 
Handlung des Unterthanen gegenüber der Staatsgewalt Selbstzweck, 
da durch deren Ausübung das rechtliche Interesse befriedigt wird. 
Daraus folgt, dass die Wahlreclamationsrechte, Klage-, Berufungs- 
und Beschwerderechte"), wie auch das sogenannte Petitionsrecht, 
wenn man dasselbe auch als ein subjectives, öffentliches Recht 
im technischen Sinne auffassen wollte, nicht unter die erste Classe 
der politischen Rechte gehören. Denn die Handlungen : Erhebung 
einer Reclamation, Anstellung der Klage, Ueberreichung einer 
Petition, werden nicht um ihrer selbst willen vorgenommen. Sie 
sind vielmehr nur vom Rechte gebotene Mittel (Rechtsmittel), um 

^') Das Beschwerderecht wird oft gleichbedeatead mit Petitionsrecht 
geb^auch^ Die Beschwerde aber ist an die höhere Verwaltungsbehörde (Administrativ- 
justizstelle) gerichtet, wegen einer durch die Unterbehörde erlittenen Rechts- oder 
Interessenverletzung (Beschwerde im materiellen und formollen Sinne). Sie hat 
ihren bestimmten In stanzen gang, ihre vorgeschriebene Form, gesetzliche Frist» 
bedarf der Legitimation des Beschwerdeführeis und muss von der Behörde 
beschieden werden. 
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dadurch eine entsprechende Handlung der vollziehenden Gewalt 
zu erwirken, so: die Richtigstellung der Wählerliste und Zu- 
erkennung des Wahlrechtes, das richterliche ürtheil (eventuell die 
Execution), durch welches die privat- oder öflfentlichen Rechte der 
Unterthanen geschützt werden, ferner die Abänderung einer Ver- 
fügung, die SchaflFung neuer, Erhaltung oder Aenderung bestehender 
staatlicher Zustände und Institutionen. Das rechtliche Interesse 
der Unterthanen wird bei diesen Rechtsmitteln daher erst durch 
die staatliche Handlung (Leistung), zu welchen die Staatsgewalt 
verpflichtet ist, verwirklicht und befriedigt. Sie sind somit der 
dritten Kategorie der politischen Rechte zuzuzählen. 

Die Petition ist eine Bitte an die Staatsorgane — Monarch, 
Vollzugsbehörden, Vertretungskörper — in Betreff staatlicher An- 
gelegenheiten (um Verhütung zu besorgender Uebelstände , Ver- 
besserung mangelhafter Zustände , Schaffung staatlicher In- 
stitutionen), wodurch eine zukünftige EntSchliessung der Regierung 
oder ein Act der Gesetzgebung (Ablehnung von Gesetzentwürfen, 
Erlassung neuer, Abänderung, Aufhebung bestehender Gesetze), 
erstrebt wird. Die Theorie spricht — wohl nicht correct — 
von einem Petitionsrechte, und bezeichnet dasselbe auch als 
„formelles Grundrecht". Ebenso anerkennen die meisten modernen 
Verfassungen in ihren Grundrechten ausdrücklich das Petitions- 
recht der Unterthanen und beschränken dasselbe lediglich in 
Betreff der „Petitionen unter einem Gesammtnamen", die nur von 
gesetzlich anerkannten Körperschaften oder Vereinen ausgehen 
dürfen, -'^j Auch die Verfassung der Reichsrathsländcr sichert im 
Artikel 11 des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger das Petitionsrecht Jedermann — also auch den 
Ausländem — zu. 

Allein dieses sogenannte Petitionsrecht der Einzelnen ist 
kein Recht im.. technischen Sinne, aus dem einfachen Grunde, weil 
die Staatsgewalt dadurch zu Nichts verpflichtet wird. Die Staats- 
organe sind nicht einmal zu einer formellen Erledigung der Petition. 

'''^) St. G. G. über die aUg. Rechte der Staatsbürger Art. 11, Gesetz über 
das Vereinsrecht v. 15. Nov. 1867, R. G. Bl. Nr. 134, §. 23. G. über das Ver- 
sammlungsrecht V. 15. Nov. 1837, Nr. 105, §. 10; hiernach dürfen Petitionen, 
welche von Vereinen oder Versammlungen ausgehen, von nicht mehr als 10 Personen 
überbracht werden. 

V. Dantscher. 8** 
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zu einer Beantwortung ^o)^ geschweige denn zur Erfüllung derselben 
in materiellem Sinne verhalten, wenn auch aus Rücksichten der 
Klugheit oder Billigkeit eine Erledigung der eingereichten Petition 
erfolgen mag. Die Erhebung einer Bitte bei den Organen der 
öffentlichen Gewalt ist aber so wenig ein öffentliches Recht , als 
die Bitte an eine Privatperson ein subjectives Privatrecht des 
Bittstellers darstellt. 

Der Grund, dass die moderne constitutionelle Theorie und 
Verfassungsgesetzgebung in der Handlung des Unterthanen, eine 
schriftliche Bitte an die Staatsorgane zu stellen, ein förmliches 
Recht erblickte, liegt darin, dass im absoluten Staate und vor- 
übergehend auch in constitutionellen Verfassungen solche Petitionen 
der Unterthanen gänzlich verboten oder deren Anstellung wesentlich 
eingeschränkt war. In England erschien es seit dem Beginne der 
repräsentativen Einrichtungen selbstverständlich , dass sich die 
Unterthanen mit Bitten an den König und die beiden Häuser 
des Parlamentes wendeten. Unter den Stuarts jedoch suchte man 
namentlich das Recht, Petitionen an den Kimig zu richten, ein- 
zuschränken. *°) Und während die französischen Verfassungen vom 

"•') Nach §. 21 des Gesetzes über die Eeichsvertrelung können allerdings 
die beiden Häuser des Reichsrathes selbst „Auskünfte über eingehende Peti- 
tionen" von den Ministern verlangen. Preussische Verf. v. 31. Jänner 1850, Art. 81 : 
Jede Kammer hat das Recht, von den Ministem Auskunft über die Beschwerden 
zu verlangen, welche die ihnen zut^ewieseneu Petitionen enthalten. (Den Kammern, 
aber nicht den Unterthanen stellt ein solches Recht nach vielen Verfassungen zu ; 

***) Insbesondere unter den beiden letiLten Stuart's, Karl II. und Jacob IF. 
So wurde z. B. unter Karl II. der Richter A t k i n s verabschiedet , weil er der 
Meinung des Richters Scroggs entgegengetreten war, „dass das Petitioniren um 
Berufung eines Parlamentes Hochverrath sei und dass der König durch Ordonnanzen 
verordnen könne, was ihm beliebe". Bekannt ist das Verfahren, welches Jacob 11. 
den sieben Bischöfen der englischen Kirche angedeihen Hess, welche gegen seine 
Declaration der Gewissensfreiheit vom 27. April lüüd , und den Befehl , dieselbe 
während des Gottesdienstes in den Kirchen zu verlesen, eine Petition au ihn 
gerichtet hatten. Als sechs Bischöfe mit der vom Krzbischofe Sancrost eigen- 
händig verfassten Petition vor dem Könige erschienen, beschuldigte derselbe sio 
des Aufruhrs. Sie wurden in den Tower gesperrt und eine Kriminalklage wegen 
Aufruhrs gegen sie erhoben. Doch sprach die Jury sie frei. In der Declaration der 
Rechte vom Jcihre 1689 fand sich deshalb unter den 13 Sätzen derselben aucli 
die neuerliche Anerkennung der Petitionsfrei lieit als eines altenglischen Rechtes : 
5. „dass es das Recht der Untei-thanen ist, Petitionen an den König zu richten 
und dass alle Verhaftungen und Strafverfolgungen wegen solcher ungesetzlich sind" . 
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3. September 1791 und 24. Juni 1793 sogar die persönliche 
Ueberreichungvon Petitionen in der Nationalversammlung gewährten, 
wo ein Secretär sie an den Schranken abnahm, gestattete die 
Charte vom 4. Juni 1814 und die revidirte Charte constitutionelle 
vom 7. August 1830 nur „petitions individuelles" und verbot die 
persönliche Einreichung. *i) Nach Artikel 45 der Verfassung des 
Jahres 1852 aber durften Petitionen nur an den Senat, nicht aber 
an den gesetzgebenden Körper gerichtet werden. 

Auch in manchen dieutschen Verfassungen, so in der des 
Grosshcrzogthums Hessen*-) vom 17. December 182J, wie in dem 
preussischen Patente*-') vom 3. Februar 1847, finden sich Ein- 
schränkungen der Petitionsfreiheit , namentlich gegenüber den 
Kammern. Desgleichen erklärte die deutsche Bundesversammlung 
mit Beschluss **) vom 13. October 1831 „das Sammeln von Unter- 
schriften zu gemeinschaftlichen Vorstellungen oder Adressen über 
gemeinschaftliche Angelegenheiten des Bundes als einen die Autorität 
der Bundesregierung und die öffentliche Ruhe und Ordnung ge- 
fährdenden Versuch, auf gemeinsame Angelegenheiten und Ver- 
hältnisse Deutschlands einen ungesetzlichen, mit der Stellung der 
Unterthanen zu ihren Regierungen und dieser letzteren zum Bunde 
unvereinbaren Einfluss zu üben, daher alle dergleichen Adressen 
^Is unstatthaft zurückgewiesen werden." 

Als daher in den modernen constitutionellen Verfassungen 
seit dem Jahre 1848 die Petitionsfreiheit den Unter4;hanen wieder 
zugestanden ward, konnte dadurch die Vorstellung entstehen, als 
ob ein öffentliches Recht derselben gegenüber der Staatsgewalt 
erworben worden wäre. 

*') Die heutige französische Verfassung verbietet ebenfalls die persönliche 
Ueberreichung in der Kammer. (Loi relative au sihge du pouvoir exicutif et 
de^ chambres ä Paria, 22. juillet 1870, §. 6: Toute petition ä l'une ou Vautre 
des Chambres ne peut etre faite et prisentee que par ierit. II est interdi^ 
d'en apporter en j^^f^onne ou () la barre.J 

*^) §. 81, 3. Absatz: Ein Petitionsrecht der Einzelnen oder der Corporationen 
in Hinsicht allgemeiner politischer Interessen, welche zu wahren blos den 
Ständen gebührt, findet nicht statt ; und eine Vereinigung Einzelner oder ganzer 
Corporationen für einen solchen Zweck ist gesetzwidrig und strafbar. 

*^) §. 20 bestimmt, dass Bitten und Beschwerden bei dem vereinigten 
Landtage von anderen als Mitgliedern desselben weder eingebracht, noch zugelassen 
V'erden dürfen. 

**) Dieser Beschluss wurde unterm 3. April 1848 wieder aufgehoben. 
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Zum Schlüsse könnte hier noch die Frage aufgeworfen werden^ 
ob die ünterthanen anter bestimmten Voraussetzungen nicht rechtlich 
befugt seien, der Staatsgewalt entgegen zu treten und sich gegen 
deren Einwirkungen und Anforderungen durch positive Handlungen 
zu schützen? Gibt es nicht ausserordentliche Zustände im staat- 
lichen Leben, anomale Verhältnisse zwischen Staatsgewalt und 
Ünterthanen, wo dieselben des verfassungsmässigen Gehorsama 
gegen staatliches Wollen und Handeln entbunden sind? Und 
gehört somit zu diesen Rechten der ersten Kategorie nicht noch 
ein wichtiges Recht, das Recht des activen Widerstandes 
der Ünterthanen? 

Die heutige gemeinrechtliche Theorie erklärt wenigstens fast 
unbestritten den passiven Widerstand der Ünterthanen als er- 
laubt ; die Nichtvornahme einer von der Staatsgewalt geforderten 
persönlichen Handlung oder Sachleistung sei denselben gestattet, 
wenn sie sich nur den Folgen ihres passiven Verhaltens , der 
staatlichen Execution unterwerfen. 

Bei Beantwortung dieser Frage vnrd man vor Allem 
zwischen der Ausübung der Staatsgewalt und der Be- 
thätigung blosser staatlicher Gewalt gegenüber den 
Ünterthanen unterscheiden müssen. 

Zweifelsohne ist jeder Widerstand der ünterthanen gegen 
die rechtmässig ausgeübte Staatsgewalt, sei derselbe ein passiver 
oder aber activer, rechtswidrig. Dem Gesetze, d. h. dem ver- 
fassungsmässig erzeugten und verkündeten Willen des Staates, 
wie der auf ihm ruhenden Verordnung und Verfügung, sind dio 
llnterthancn unbedingt Gehorsam schuldig, widrigenfalls dia 
staatliche Ordnung aufgehoben würde. Dabei kann es immerhin 
der Fall sein, dass der Staat den rein passiven Wideretand gegen 
seine rechtmässigen Anforderungen in einem bestimmten Gebiete 
der Verwaltung — so z. B. die Nichtleistung der vorgeschriebenen 
Steuer — nicht besonders bestraft, sondern sich mit der gewalt- 
samen Durchführung seines Rechtes — mit der Execution — 
begnügt. Er wird aber in einem anderen Verwaltungszweige auch 
das blosse Nichthandeln des Verpflichteten gesetzlich ahnden 
können, so die Nichtmeldung, Nichtstellung des Wehrpflichtigen^ 
wo Arreststrafen, Dienstzeitverlängerung etc. verhängt werden. 
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Die Frage nach dem Widerstandsrechte der UnterthaneD 
wird sich somit dahin restringiren, ob dieselben rechtlich befugt 
seien, einer rechts- uQd gesetzwiclt;igen, willkürlichen Ausübung 
<l6r staatlichen Gewalt activ entgegen zu treten. Die Frage ist 
für den modernen constitutionellen Staat wohl auch kaum v^n 
praktischem Interesse. Denn derselbe war sorgsam bemüht, die 
verfassungsmässige Ausübung der Staatsgewalt auch gegenüber den 
Unterthanen durch rechliche Garantien, so viel als möglich, zu 
sichern. Sie liegen in der Mitwirkung des Volkes an der Bildung 
des Gesetzinhaltes und in dessen Theilnahme an der staatlichen 
Verwaltung mid Beehtsprechung, insbesondere in der rechtlichen 
Verantwortlichkeit der Minister auch für die Regierungsakte der 
Krone, in dem richterlichen Prüfungsrechte der formalen Giltig- 
keit der Gesetze wie der materiellen Giltigkeit der Verordnungen; 
dazu treten mannigfache ethische und parlamentarische Garantien, 
wie auch die ausdrückliche rechtliche Anerkennung der Unverletz- 
lichkeit der Staatsgenossen in den Grundrechten. Und die erforder- 
liche Bechtshilfe gegen Verletzungen ihrer öffentlichen staatlichen 
Bechte Seitens der verantwortlichen staatlichen Verwaltungsorgane 
gewährt der moderne Staat den Unterthanen durch die Institution 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 

Aber sollte — trotz aller dieser Garantien — dennoch eine 
rechtswidrige, die individuelle Sphäre der Unterthanen, ihre religiöse 
Ueberzeugung, ihre Familie, ihr Vermögen schwer verletzende Verwal- 
tung dennoch Platz greifen, — ein Becht des aktiven Widerstandes 
gegen die Staatsgewalt wird man, absehend von der Erhebung 
etwa positiven Widerspruches, Protestes, niemals anerkennen können. 
Die Geschichte des Staatsrechtes wie der Staatslehre zeigt aller- 
dings, dass auch die entgegengesetzte Anschauung zum Ausdrucke 
gelangte. Die Tribunen Boras, die Ephoren Spartas sollten einen 
rechtmässigen Widerstand gegen widerrechtliche Gewaltakte der 
Magistrate, der Könige zu Gunsten der Verletzten organisiren, das 
Mittelalter anerkannte das Becht der Fehde, ja im ständischen 
Staate bestand in vielen Territorien (so namentlich in Arragonien), 
•em Becht des bewaffneten Widerstandes der Stände gegen den 
Landesherren — zuweilen sogar der Entsetzung desselben — welches 
^ Becht der Waffen" erst gegen Ende des Mittelalters mit dem 
4»\vigen Landfrieden (1495) erlosch. 

V. Dantacber. S* 
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Die englische Volkssüperioritätstheorie aber erklärte den 
Widerstand des Volkes gegen den die Gesetze verletzenden König, 
-dessen Absetzung, Bestrafung, ja Hinrichtung ftlr ein unzweifel- 
haftes Beeht des Volkes, in dem der König seinen mit ihm ge- 
schlossenen Vertrag gebrochen und dadurch den Bechtsgrund seiner 
Gewalt selbst aufgehoben habe. Die Volkssouveränetätstheorie aber 
warf diese Frage nach dem Bechte des Widerstandes gegen die 
iStaatsgewalt und das Königthum gar nicht mehr auf; denn dem 
einzigen Souveräne in allen Staatsformen, dem Volke, gebührt 
selbstverständlich das Becht der Bestrafung und Entlassung der 
von ihm eingesetzten, ihm verantwortlichen und untergebenen 
obersten Verwaltungsorgane — in der Monarchie des Königs — , 
wie dem Vorgesetzten das Becht der Bestrafung und Entlassung- 
eines ITnterbeamten bei Amtsvergehen desselben zweifelsohne zusteht. 

Die Staatslehre unterscheidet den passiven und aktiven 
Widerstand der Unterthanen. Gewiss erscheint der sogenannte 
passive Widerstand — der blosse Ungehorsam — gegen wider- 
rechtliche Akte der Staatsgewalt gegenüber den unterthanen, d. h. 
die Nichtbefolgung der rechtswidrig an dieselben erlasseneu tstaat- 
lichen Gebote oder Verbote, insbesondere die Nichtleistung gesetz- 
widrig auferlegter persönlicher oder Sachleistungen Seitens der 
Unterthanen, rechtlich erlaubt, wobei dieselben sich schliesslich 
dem staatlichen Zwange fügen müssen. Denn der staatliche Ge- 
horsam ist kein absoluter, sondern ein verfassungsmässiger, daher 
die Unterthanen gegenüber offenbar verfassungs- und rechtswidrigen 
Verordnungen und Verfügungen der Staatsgewalt gar nicht zum 
Gehorsam rechtlich verpflichtet sind. Denn in solchen rechts- 
widrigen staatlichen Geboten und Verboten — hier erhebt sich 
allerdings die Schwierigkeit der Bestimmung einer sicheren Grenz- 
linie und die Gefahr und Verantwortlichkeit für die Einzelnen — 
tritt nicht mehr das staatliche Organ in seiner verwaltungsrecht- 
lichen Kompetenz den Unterthanen gegenüber, sondern nur mehr 
der Mensch, der als solcher gegenüber den Parteien keine Autorität 
und kein Imperium besitzt. 

Ein politisches Becht aber des aktiven Widerstandes, eine 
rechtliehe Befugniss liiezu wird kein moderner Staat verfassungs- 
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massig seinen Unterthanen zuerkennen ^^) und damit sich selbst 
zu einem Dulden solcher positiver Widerstandshandlungen seiner 
Unterthanen rechtlieh verpflichten. Doch folgt aus der Nichtexistenz 
eines aktiven Widerstandsrechtes noch keineswegs, dass eine solche 
positive Widerstandshandlung gegen eine unberechtigte staatliche 
Verfügung, wenn deren Rechtswidrigkeit von competenter Seiten 
anerkannt ist, als eine strafrechtlich zu ahndende Handlung erklärt 
werden müsse; so bestimmt z. B. das deutsche Reichsstrafgesetz- 
buch in §. 113, dass ein thätUcher Widerstand gegen einen Bc- 
umten nur dann strafbar ist, wenn sich derselbe in der recht- 
mässigen Ausübung seines Amtes befunden hat.*®) Die ganze 
Frage nach dem aktiven Widerstandsrechte der Unterthanen ist 
überhaupt keine Rechtsfrage mehr. 

Wenn ein solcher staatlicher Zustand eintritt, wo der Staat 
durch seine Organe nicht mehr seine verfassungsmässige, ethisch 
und rechtlich Gehorsam fordernde öffentliche, autoritative Gewalt 
gegenüber den Unterthanen zur Geltung bringt, sondern ihnen mit 
der blossen Gewalt entgegentritt, welcher die Bevölkerung ihrerseits 
oder ein Theil derselben — vielleicht getrageö von der Ueber- 
Zeugung der moralischen Verpflichtung hiezu — mit Gewalt erwidert, 
dann ist an die Stelle des Rechtsverhältnisses zwischen Staat und 
Unterthanen ein reines Gewalt verhältniss getreten, ein Verhältniss,. 
welches seine Entscheidung dann auch auf dem Boden der Gewalt 
und nicht mehr auf jenem des Staatsrechtes findet. 



*^) Die französische Verfassung vom 24. Juni 1793 erklärte allerdings im 
§. :-)5: Quand le gout'emement viole le droits dupeuple, VhMurrection estpour le 
peuple et pour clhoque portion du peuple le plus sacre et le plus indispe^isable 
fies devoirs. 

*^ John in Holtzendorffs Handbuch desStraf rechtes, B. III, S. 116 ff.; 
£. Loning, die Haftung des Staates aus rechtswidrigen Handlungen seiner 
Beamten (Frankfurt am Main 1879), S. 119 ff. ; v. Gerber, Grundzüge etc.^ 
S. 199; Bluntschli, Staatr. (6. Auflage), Kapitel X.; v. Stengel, Ver- 
waltungsr., S. 203; Zorn, Staatsr., S. 276; H. Schulze, Preussisches Staatsr.^ 
B. I, §. 109 ; Deutsches Staatsr., §. 142 ; G n e i s t, Das englische Verwaltungs- 
recht, (2. Auflage), B. II, §. 49, der Grundsatz des verfassungsmässigen Ge> 
horsams; Stahl, Rechtsphilosophie, B. II, Abtheilung 2, S.541; Zöpfl, Grund- 
sätze des deutschen Staatsr., Theil II, §. 282, 283 ; H e 1 d, System des Yerfassungsr., 
Theil II, S. 798 ; Schmitthenne r, Grundlinien des aUgem. oder idealen Staatsr.^ 
§. 115, S. 389; Dahlmann, Politik, VIII. Kapitel; Geyer, Geschichte und 
System der Rechtsphilosophie (Innsbruck 1865), II. Buch, Abschnitt 4, §. 11. 
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II. Kategorie: Die negative Handlung gegenüber der Staats- 
gewalt. 

Die zweite Kategorie der politischen Eechte ergibt sich «ns 
der Berechtigung des Einzelnen zu einem Nichthandeln, Nicht- 
leisten an die Staatsgewalt. Die Bechte dieser Kategorie sind 
durchwegs singulare Eechte, politische Privilegien, welche in der 
staatsrechtlichen Literatur bisher keine Berücksichtigung gefunden 
haben. Der Inhalt dieser Bechte besteht in der Befreiung der Be- 
rechtigten von einer staatlichen Pflicht, von einer persönHchen oder 
Sachleistung an die Staatsverwaltung, welche der Staat von seinen 
ünterthanen verlangt. Der Staat fordert von seinen Gliedern und 
zum Theile auch von den auf seinem Territorium wohnenden 
Fremden — ausser dem allgemeinen verfassungsmässigen Gehor- 
•sam gegenüber den Gesetzesbefehlen, Verordnungen und Ver- 
fugungen der mit Imperium ausgerüsteten Verwaltungsbehörden 
und Gerichte — positive Leistungen. Diese sind theils persön- 
liche — kann der Staat ja doch eventuell die Hingabe der 
ganzen Persönlichkeit der Staatsbürger, soweit sie dem staatlichen 
Gebiete anheimfallt, verlangen — theils wirthschaftliche Sach- 
leistungen. Die Gesammtheit dieser nothwendigen Leistungen 
der Einzelnen (juristischen Personen) an den Staat bilden die öflfent- 
llehen staathchen Lasten, deren Prästirung der Staat zu seinem 
Leben und zur Erfüllung seiner Aufgaben bedarf. Zu den persön- 
lichen Dienstleistungen der ünteii;hanen zählt in erster Linie die 
Leistung des Militärdienstes, ferner in der inneren Verwaltung die^ 
Pflicht der Uebernahme von Ehrenämtern der Selbstverwaltung, 
der Uebernahme der Vormundschaft, Kuratel. Zu diesen persön- 



licheD Dienstleistungan, die auch nicht auf einen wirthschaftlichen 
Werth reduzirt werden können, gehört ferner die politische Pflicht 
der Staatsbürger, bei der staatlichen Eechtsverwaltung mitzuwirken, 
vor Gericht Zeugschaft abzulegen, den Eid zu leisten, als Gerichtszeuge 
zufungiren, alsEichter, — Geschwomer, Gewerberichter, gewerblicher 
Schiedsrichter, Genossenschaftsschiedsrichter Börsenschiedsrichter. ^) 

Eücksichtlich der Uebernahme dieser Funktionen und Aemter 
besteht Hlr den Einzelnen die gesetzliehe Verpflichtung; es sind 
einzelne oder vorübergehende Dienstleistungen (munera publica), 
deren Uebernahme und ErjRillung der Staat fordert, während er 
eine Pflicht zur Uebernahme des Staatsdienstes selbst, welcher 
die ganze Persönlichkeit dauernd in Anspruch nimmt, nicht statu- 
irt, kein Zwangsbeamtenthum schafft. 

Die Einzelnen sind aber dem Staate auch zu mannigfachen 
Sachleistungen verpflichtet, die theils in Geld-, theils in Natural- 
leistungen bestehen. Zu den ersteren gehören namentlich die 
Steuern und Gebühren, Taxen, zu den letzteren die Einquartirung 
und Verpflegung der Truppen, Stellung des Vorspanns, die Ueber- 
lassung der conscribirten Pferde, Abtretung von Grundstücken zu 
militärischen Zwecken, endlich die Hingabe unbeweglicher wie be- 
weglicher Güter an den Staat, aus öffentlichem Interesse gegen 
Ersatz des Werthes. 

Alle diese politischen Pflichten sind allgemeine Pflichten in 
dem Sinne, dass diese Lasten von allen Personen zu prästiren 
und von allen Sachen (Rechtsgeschäften) zu entrichten sind, bei 
welchen eben die gesetzlichen Voraussetzungen der Prästirung 
dieser politischen Lasten vorliegen. 

Die politischen Eechte — Privilegien — der zweiten Kategorie 
entstehen nun dadurch, dass trotz des Vorhandenseins der die 
öffentliche Leistung an den Staat begründenden gesetzlichen Vor- 
aussetzungen, einzelne Personen oder Sachen, Gruppen oder Klassen 
derselben, dennoch von der staatlichen Leistung ganz befreit 



») Ges. V. 23. Mai 1873, R.-G.-Bl. Nr. 119, Kinfuhrungsgesetz art. VI^ 
XIX. Hauptstück; Gesetz v. 14. Mai 1869, R.-G.-Bl. Nr. 63, über die Er- 
richtung voD Gewerbegerichten, §. 7 ; Ges. v. 8. März 1886, R.-G.-Bl. Nr. 22, 
betr. die Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung, §. 87, 87 a, b, c; 
Ges. V. 15. März 1883, R.-G.-Bl. Nr. 39, betr. die Abänderung und Ergänzung 
der Gewerbeordnung, §. 122— §. 124. 
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oder zu einer geringeren Leistung verpflichtet sind. Obwohl rück- 
sichtlich dieser privilegirten Personen- und Sachgruppen, soweit es 
«ich um jene die staatlichen Leistungen begründenden Momente 
handelt, ganz dieselben objectiven Verhältnisse vorliegen, wie bei 
denjenigen, von welchen die Leistungen prästirt werden müssen, 
«ind sie dennoch aus verschiedenen Gründen hievon zeitlich oder 
dauernd befreit oder nur zu geringeren Leistungen verpflichtet. Die 
Befreiungsgründe sind mannigfache : Billigkeit, Bücksichten auf das 
lallgemeine Wohl, auf besonders ausgezeichnete sociale Stellung, auf 
die Familie, ferner wirthschaftliches Unvermögen, rein historische 
Gründe etc., so dass diese Befreiungen nicht als Ausfluss reinen 
Beliebens erseheinen. 

Die privilegirte Person oder Sache (Eechtsverhältniss) muss 
also von dem die persönliche Dienst- oder Sachleistung normiren- 
den Gesetze erfasst werden, damit von einem politischen Rechte 
auf Nichthandeln, Nichtleisten die Bede sein kann. So trifft die 
allgemeine Wehrpflicht nur die diensttauglichen Männer, daher 
man nicht von einem politischen Bechte der Militärfreiheit der 
Militäruntauglichen sprechen kann, dessgleichen nicht von einem 
solchen Bechte der Fremden. Hingegen gibt es z. B. ein Becht 
der Militärtaxbefreiung bei jenen UntaugUchen, welche aus be- 
sonderen Gründen von der Entrichtung der Militärtaxe befreit 
sind.*) So trifil z. B. die Einkommensteuer der Beichsrathsländer, 
das sogenannte Existenzminimum — in der IL Klasse ein den 
jährlichen Betrag von 630 fl., in der IIL Klasse von 315 fl. ö. W. 
(unter den im Gesetze näher bezeichneten Voraussetzungen ') nicht 
übersteigendes Einkommen — überhaupt nicht, solche Minimal- 
einkommen sind für alle sie beziehenden Personen einkommen- 



*) Ges. V. 13. Juni 1880, R.-G.-Bl. Kro. 70 betr. die Militärtaxe etc., §. 5: 
Von der Entrichtung der Militärtaxe sind befreit : 1) Jene, welche wegen körperli* 
eher oder geistiger Gebrechen ausser Stande sind, sich und jene Angehörigen zn 
«rhalten, deren Unterhalt ihnen gesetzlich obliegt, und welche auch kein hiezn 
ausreichendes Vermögen oder Einkommen haben ; 2) diejenigen, welche sich in 
•der Armenversorgung befinden; 3) die Wehrpflichtigen, welche vor dem Jahre 
1875 wehrpflichtig geworden sind ; 4) die Wehrpflichtigen nach §. 18 des Wehr- 
.^esetzes nnd die Landsturmangehörigen für dasjenige Jahr, in welchem sie zur 
Dienstleistung herangezogen würden. 

*) Einkommensteuerpatent vom 29. Oktober 1849, R.-G.-Bl. Nr. 439» 
S. 6, §. 7, §. 8. 



steuerfrei, daher man hier nicht von einem singulären Eechte 
der Einkommensteuerbefreiung solcher Personen sprechen kann. 
Sie sind frei von der Einkommensteuer, aber nicht von ihr be- 
freit. Ueberall dort aber, wo rechtlich eine gänzliche Befreiung^ 
oder Begünstigung in der Prästirung allgemeiner oder auch sin- 
gulärer politischer Lasten seitens bestimmter Gruppen oder Klassen 
von ünterthanen vorliegt, bestehen pohtische Eechte der II. Kate- 
gorie, negative politische Privilegien; auch das Privatrecht 
anerkennt ja negative Privilegien als subjective Eechte.*) 

Es bedarf wohl kaum der Erwähnung, dass es sich bei 
diesen politischen Eechten der II. Kategorie immer um rechtliche 
Befreiungen von für die Staatsverwaltung relevanten Handlungen 
handelt, also um ein Nichthandeln, Nichtleisten gegenüber der 
Staatsgewalt, das den Berechtigten zum Vortheile gereicht, daher 
die Staatsgewalt hier zu einem Dulden dieser Nichthandlungen, 
Nichtleistungen seitens der ünterthanen rechtlich verpflichtet ist. 
Die Wirkung dieser Befreiungen äussert sich für die Staats- 
gewalt dann allerdings auch dahin, dass dieselbe den Berech- 
tigten gegenüber gewisse Handlungen, wie Eekrutirung, Steuer- 
vorschreibung etc. nicht vornehmen darf; allein desshalb fallen 
diese politischen Privilegien dennoch nicht unter die IV. Kategorie 
der politischen Eechte, deren wesentlicher Inhalt in dem An- 
sprüche der ünterthanen auf ein Nichthandeln der Staatsverwal- 
tung ihnen gegenüber besteht. Denn der materielle Inhalt dieser sin- 
gulären politischen Eechte besteht nicht in dem die Staatsgewalt, 
treffenden Verbote, solche Handlungen gegenüber den berechtigten 
ünterthanen nicht vorzunehmen, sondern eben in der Befreiung 
von persönlichen oder Sachleistungen der ünterthanen; nicht das 
durch die gesetzUche Befreiung bedingte Verhalten der Staatsgewalt, 
der Militär- und Steuerbehörde ist das massgebende Moment, son- 
dern die rechtlich veränderte Stellung der Begünstigten, die Be- 
freiung vom Militärdienste, von der Steuerleistung. 

Die politischen Eechte dieser II. Kategorie sind entweder ftlr 
gewisse Gruppen oder Klassen von Personen bestimmt und er- 
lassen, privilegia personae oder aber sie treffen bestimmte Kate- 



*) Pf äff und Hofmann, Comraentar, B. I, Abth. 2, d) Privilegien, 
S. 297—362; Dernburg, Pandekten (3. Auflrge), B. I, §. 85, Note 2. 



goriea von Sachen, privilegia rei, mit welchen sie derart verknüpft 
sind, dass die Befreiung dem jeweiligen Eigenthümer der Sache 
— des steuerfreien Hauses, Grundstückes — zusteht, daher diese 
letzteren als politische Eealrechte erscheinen. 

Die negativen politischen Privilegien entstehen nicht — wie 
das Privilegium im engeren Sinne — unmittelbar aus der singulären 
Rechtsnorm, sondern bedürfen zu ihrer Existenz des Eintrittes der 
von der Rechtsnorm geforderten juristischen Thatbestände ; auch 
müssen sie in vielen Fällen, wie z. B. die Militärbefreiungen, 
Steuerbefreiungen dem Berechtigten über sein Ansuchen von der 
Verwaltungsbehörde formell durch Verwaltungsverfügung zuerkannt 
werden, und bedarf ihr Erwerb sonach noch eines formellen Aktes. 

Der Personenkreis der Berechtigten kann ein sehr verschie- 
dener sein, bald grösser, bald geringer, oft nur wenige Personen 
umfassend, wie bei dem Rechte der Portofreiheit oder bei den 
den Mitgliedern der regierenden Familien zustehenden Rechten dieser 
Kategorie. 

Während im absoluten Staate des 18. und der ersten De- 
zennien des 19. Jahrhundertes zahlreiche singulare politische Rechte 
und namentlich auch ganze Stände umfassende negative Privilegien 
bestanden, so die Steuerfreiheit der Geistlichkeit, des Adels, die 
Militärfreiheit des Adels, ist der moderne Rechtsstaat der Schaflfung 
solcher politischer Privilegien, solcher Ausnahmen vom regelmässigen 
Rechte abgeneigt; und können die negativen Privilegien auch, aller- 
dings nicht ohne zwingende Gründe — durch die Gesetzgebung 
aufgehoben und den bisher Berechtigten entzogen werden. 

Eine Detaildarstellung der verschiedenen negativen politischen 
Privilegien ist Aufgabe der einzelnen Gebiete des Verwaltungs- 
rechtes. Nach den beiden Hauptarten der öffentlich-staatlichen 
Lasten der Unterthanen, den persönlichen und den Sachleistungen 
scheiden sich die politischen Rechte der II. Kategorie in 

1. Befreiungen von persönlichen Dienstleistungen und in 

2. Befreiungen von Sachleistungen, und diese letzteren wieder 
in Befreiungen von 

a) Geldleistungen, von b) Naturralleistung^n. 
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I. Befreiungen von persönlichen Leistungen. 

Militärpflicht. 

Heutzutage, wo der Gedanke durchgedrungen ist, dass jeder 
wehrfähige Staatsangehörige in gleicher Weise den Staat ver- 
theidigen müsse, ist die Wehrpflicht eine allgemein staatsbürger- 
liche Pflicht geworden, die von jedem wehrfähigen Staatsangehörigen 
persönlich erfüllt werden muss. Jede Stellvertretung ist aus- 
geschlossen. Dagegen bestanden in früherer Zeit zahlreiche Be- 
freiungen, wie auch die Stellvertretung zulässig war. ^) Die Be- 



*) In Oesterreich waren — namentlich nach dem Conscriptions- und 
Regiernngspatente vom 25. Oktober 1804 (P. G. S. Band 28, S. 3) — viele 
Benifszweige und einzelne Stände, so z. B. der Adel bis zum Jahre 1848 
(Patent vom 6. Dezember 1848, Nro. 6, R.-G.-Bl. §. 1) vom Militärdienste 
befreit. §.14 des Conscriptions- und Regierungspatentes Kaiser Franz 11. 
sagt: „Alle bisher von a. — f. erwähnten Menschenklassen (a) Geistliche, 
b) Adeliche, c) Beamte und Honoratioren, d) Bürger, Gewerbsleute, Künstler, 
e) Bauern, f) Häusler^ Gürtler und vermischter Beschäftigung) sind vermöge 
ihres Standes von der MilitärsteUung befre3rt. Die noch übrigen Menschen 
werden nach ihrer Qualifikation und mit Beziehung auf den Militärdienst in 
den folgenden Rubriken abgetheilt: A. Unanwendbare, B. Anwendbare, 
C. Zeitlich Befreite.'' Und §. 9 bestimmt: „In die Rubrik des Adelichen 
wird jeder Edelmann eingetragen, er möge in landesfürstlichen oder anderen 
Bedienungen stehen. oder nicht, auch alle Söhne der Adelichen gehören, ohne 
Rücksicht auf Alter, in diese Rubrik. Jedoch sollen in Galizien in Ansehung 
derjenigen Individuen, über deren angeblichen Adel ein Zweifel besteht, die 
betreffenden Kreisämter den Beweis führen und hienach der Conscriptions- 
Commission eröffnen, wie ein solches Individuum bei der Conscription zu 
klassificiren sei.'' Diese dauernde Befreiung des Adels wurde auch durch das Hof- 
kanzleidekret vom 7. August 1827 (P. G. S. B. 55, S. 145) anerkannt: 

Absatz VI, 2: „Dem Adel haben Seine Majestät wie bisher, die Militärbe- 
freiung zuzugestehen geruhet." Erst das kaiserliche Patent vom 6. Dezember 1848 
(kundgemacht in allen Ländern, welche bisher zu den sogenannten militä- 
risch- konscribirten Provinzen gehörten), wodurch verschiedene Abänderungen 
in den bestehenden Rekrutirungsgesetzen vorgeschrieben werden, verordnet im 
§. 1: Die in dem provisorisch erlassenen Rekrutirungspatente vom Jahre 1827 
ausgesprochene Befreiung des Adels von der Militärwidmung hat von nun an 
aufzuhören. (R.-G.-Bl. Nro. 6.) Zeitlich befreit waren nach dem Conscrip- 
tions- und Regierungspatente §. 16: C. Zeitlich Befreite: „Hieher gehören 
von nachstehenden Menschenklassen nur jene, die unverheurathet sind und die 
persönlichen Eigenschaften zum Militärdienste besitzen; weil Andere keiner 
gesetzlichen Befreyung bedürfen. 
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freiung kann eine dauernde oder nur zeitliche sein. In Oester- 
reieh-üngarn z. B. ist heutzutage Niemand, der wehrfähig ist, vom 

1) Stvdirende; das ist diejenigen, die auf einer öffentlichen höheren 
Schulanstalt oder Real-Akademie, und Kunstzoglinge, die an der Akademie 
4er bildenden Künste sich verwenden, insofeme sie sich über Fortgang und 
Sitten durch Zeugnisse der ersten Klasse ausweisen. 

2) Bei dem Nfthrstande und bei verschiedenen Beschäftigungen Noth- 
wendige, als: 

a) Der einzige Sohn von Bürgern und Bauern, wenn sie sich dem Betriebe 
der Landwirtschaft oder des - väterlichen Gewerbes persönlich widmen . 
Als einzige Söhne sind auc^ jene zu betrachten, deren übrige Brüder alle 
Soldaten sind. 

b) Bei jeder Ortschaft der Schullehrer, bei grosseren Ortschaften auch ein 
geprüfter Gehilfe. 

c) Die Postschreiber. 

<i) Von jedem Advokaten, Agenten und Notar Ein Sollizitator. 

e) Von jedem Wechsler, Grosshändler, Niederläger, Kaufmann in Städten — 
Ein Buclilialter. 

f) Der erste Subjekt von jeder Apotheke, wie auch der Provisor, wo die 
Apotheke von diesem verwaltet wird. 

g) Bei Privat- Fabriken und Manufakturen die Direktoren, Kontroleure oder 
Buchhalter« Auch bei den Fabriken überhaupt diejenigen, deren Kennt- 
nisse schwer zu ersetzen sind, als: Coloristen, Sekretisten u. dgl. 

h) Bey dem Canal-, Wasser- und Strassenbaue, bei HoUflössen, die für be- 
ständig bestellten Aufseher und ersten Werkführer, 
i) Ebenso die ersten Werkführer und vorzüglichsten Arbeiter bey dem Berg- 

baue, bey Salz-, Salpeter-, Pulver-, Hammer- und Eisenwerken, 
k) Bey der Schiffahrt der Steuermann oder sogenannte Auffuhrer, die ersten 

Schiffsknechte und Vorreite r. 
1) Jene, welche laut Nummer 3 bey Widmung der Rubrik: Beamte und 
Honoratioren von dieser ausgeschlossen wurden, als: Haussekretäre, Haus- 
hofmeister, herrschaftliche Amtschreiber, Aufseher bei Privat-Gefallen u. dgl. 
Die Ursache der Befreiung muss bei jedem in der Qualifikation ersicht- 
lich gemacht werden. 

Durch das Kapitulationspatent vom 4 Mai 1802 (P. G. S. B. 17, S. 116) 
wurde von Kaiser Franz 11. der lebenslängliche Dienst bei dem Militär auf- 
gehoben, „und dafür den Unterthanen in sämmtlichen konscribirten Erblanden 
bei dem Militärdienste regelmässig eine Kapitulation auf eine bestimmte An- 
zahl von Jahren bewilligt. ,,In Folge dessen geruhen wir folgende Bestim- 
mungen festzusetzen: §. 1: „Für die künftig zu stellende Mannschaft soll bey 
den gesammten Infanterie-Regimentern der conscribirten Erblande, wie auch 
bei den Pon toniers- und dem Fuhr^vesens- Personale die Dienstzeit auf 10, bey 
den verschiedenen Kavallerieregimentern auf zwölf, bey den Artillerie- und 
den dem Genie-Corps untergeordneten Branchen auf 14 Jahre festgesetzt sein. 
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Militärdienste befreit, auch nicht die Mitglieder der kaiserlichen 
Familie. Es gibt nur zeitlich Befreite, d. h. solche, die fftr die 



Nach dieser Zeit wird es einem jeden Individuum freistehen, entweder unter 
Bedingnissen, welche weiter unten werden bestimmt werden, eine neue Kapi- 
tulation einzugehen, oder in's Civilleben zurückzutreten. Von denjenigen aber» 
welche nach vollbrachter Dienstzeit zu einem anderen Berufe übergehen, ver- 
sehen Wir Uns, dass sie sich in allen ihren künftigen Verhältnissen der 
ihnen hiermit erzeigten Wohlthat würdig beweisen und sich arbeitsam, fried- 
fertig, unterwürfig gegen ihre bürgerlichen Qbrigkeiten betragen werden ; indem 
alle diejenige, welche sich als Geschäftslose betreten lassen, überhaupt solche,, 
welche nach den bisherigen Vorschriften, um ihnen eine angemessene Beschäf- 
tigung zu geben, vorhinein von Amtswegen gestellet wurden, ohne Rücksicht 
auf ihre bereits vollendete Dienstzeit, aufs neue zum Grewehre würden aus- 
gehoben werden." So sagt auch das Hofdekret vom 11. Mai 1802 über die 
,,Einführung der Kapitulation bey dem Militärdienste" (P. G. S. 6. 17, S. 111, 
sub 3). „Vagabunden, Geschäftslose, Conscriptionsflüchtige und andere der- 
gleichen sind zwar zum vorhinein, aber nicht auf längere als die gewöhnliche 
Kapitulationszeit zu stellen; doch soll über das Verhalten dieser Leute vor- 
züglich gewacht, und im Falle eines bey dem Militär fortgesetzten üblen Be- 
tragens bey ihrem Abschiede den Civilobrigkeiten ein Wink wegen allfälliger 
Wiederstellung derselben von den Regimentskommandanten ertheilt werden." 
„In Betreff des Alters soll künftig nach erreichtem 18. Jahre jeder zu dienen 
verpflichtet, nach vollendetem 40. Jahre aber von der Aushebung befreyt sein. 
Jedoch sollen in Friedenszeiten, solange in hinlänglicher Anzahl Männer zwi- 
schen 18 und 26 Jahren vorhanden sind, solche vorzugsweise ausgehoben wer- 
den.'* Dieses politische Recht der Militärfreiheit wurde durch das Hofkanz- 
leidekret vom 7. August 1827 (P. G, S. B. 55, S. 145) „Provisorisch geltende 
Massregeln bey der Rekrutirung des Jahres 1827" rücksichtlich der Personen» 
die desselben zeitlich theilhaft sein sollten, bedeutend eingeschränkt. Unter 
VI, 1 — 14 sind namentlich die dauernden Militärbefreiungen bedeutend restrin- 
girt. Die Militärfreiheit der beiden Stände, der Geistlichkeit und des Adels 
wurde aufrecht erhalten: , 

„Erstens. Unter der Rubrik: „Geistlichkeit" sind auch künftig ganz 
befreyet: 

a) Die katholische und griechische Geistlichkeit mit höheren Weihen vom 
Subdiakonate aufwärts. 

b) Klostergeistliche mit Gelübden, einschlüssig der Laienbrüder, welche schon 
Profess abgelegt haben. 

c) Cleriker und Novizen der geistlichen Orden, jedoch gegen dem, dass sie» 
wenn sie vor abgelegter Profess, oder vor empfangenen höheren Weihen 
aus dem Orden treten, der Rekrutirung in jener Altersklasse unterliegen, 
in welcher sie wären beygezogen worden, wenn sie den geistlichen Stand 
nicht erwählt hätten. 



Dauer des Bestehens bestimmter, vom Gesetze aufgeführter Be- 
freiungstitel militärfrei sind, so z. B. wegen Erwerbsunfähigkeit 



d) Von allen übrigen Confessionen wurde den wirklichen Religionslehrem 
und den Seelsorgern die Militär-Befreynng zugestanden. 

Zweitens: Bern Adel haben Seine Majestät, wie bisher, die Militär- 
Befreyung zuzugestehen geruhet. 

Viertens: Unter der Rubrik „Honoratioren** haben die Militär-Be- 
freyung zu gemessen: 

a) Die Doktoren der Rechte, welche stallum ogendi haben. 

b) Doktoren der Medizin und Chirurgie, alle übrigen in dem Conscriptions- 
Systeme von dem Jahre 1804 unter der Rubrik „Honoratioren** aufge- 
führte Befreyungen haben von nun an aufzuhören; es bleibt jedoch dei> 
von der Befreyung neu Ausgeschlossenen frey, für den Fall sie die Be- 
stimmung zum Militär trifft, ihrer Pflicht gegen den Staat durch einen 
Stellvertreter Genüge zu leisten. 

Pünftens: Der Besitz eines Bürgerhauses, auch verbunden mit den» 
Bürgerrechte, befreyet künftig nicht mehr von der Widmung zum Militär, im 
Falle nicht etwa ein anderer Exemtions-Grund eintritt. 

Siebentes! Die Befreyung der Schauspieler hört von nun an gänzlich 
auf etc. 

B) Die zeitliche Befreyung haben zu gemessen: 

a) Der Militär- Pflichtige, welcher vom Vater und Mutter verwaiset ist und 
keine Brüder hat, aber einen Grossvater oder eine Grossmutter vom Vater 
her, oder beyde zu ernähren hat, jedoch nur für den Fall, wenn er keinen 
väterlichen Oheim hat. 

b) Der Militärpflichtige, welcher zwar Brüder hat, aber doch nur allein den 
Unterhalt eines, der Mittel zu seiner Erhaltung beraubten, siebzigjährigen 
Vaters zu besorgen hat. 

c) Der Militär-Pflichtige, der von beyden Aeltern verwaiset ist, der aber ganz 
allein^ auf eigene Kosten die Erhaltung eines oder mehrerer Brüder oder 
Schwestern von minderem Alter, als der Militär- Pflichtige selbst ist, zu 
versorgen hat, jedoch nur in dem einzigen FaUe, wenn diese Geschwister 
aus körperlicher Schwäche unfähig sind, selbst ihre Nahrung zu gewinnen. 

d) Der älteste Sohn eines Vaters oder einer Mutter, welche Wittwe ist, wenn 
diese unfähig sind, ihre tägliche Nahrung zu sichern, und der Sohn zugleich 
den Unterhalt von einem oder mehreren Geschwistern, welche noch nicht 
das fünfzehnte Jahr erreicht haben, oder welche aus körperlicher Schwäche- 
unfähig sind, die Mittel zur Erhaltung ihres Lebens zu gewinnen, zu be- 
sorgen hat. 

Bei den unter Nr. It3 angeführten zugestandenen, theils gänzlichen, theils 
zeytlichen Befreyungen wird jedoch erfordert, dass derjenige, dem sie zu Theil 
werden soll, auch im Stande sey, im bürgerlichen Leben die erwähnten Aeltern^ 
Grossältem oder Verwandten ernähren zu können. Die betreffende Obrigkeit ' 
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des Vaters, Schwiegervaters, oder Grossvaters, ferners wegen Ver- 
waistheit erwerbsunfähiger Geschwister, Wittwenthum der Mutter 
oder Grossmutter etc. Begünstigung in der Erfüllung der allge- 
meinen Wehrpflicht geniessen die einjährig Freiwilligen. ®) 

Im deutschen Reiche hingegen sind die Mitglieder der 
regierenden Fürstenhäuser,') dessgleichen die Mitglieder der media- 
tisirten vormals reichständischen Familien (standesherrliche Fa- 
milien), sowie die vor dem ersten Jänner 1851 geborenen An- 
gehörigen von Elsass-Lothringen von der Wehrpflicht befreit. ®) 
So waren nach Art. 14, al. 3 der Bundesakte vom 8. Juni 1815 
die standesherrlichen Familien in allen deutschen Staaten von aller 
Militärpflicht befreit; ^) in Oesterreich war der Adel bis zum 
Jahre 1848 gänzlich militärfrei. 



hat daher vor jeder Rekmtining dasjenige Individuum, welches unter diesem 
Titel befreyet sein soll, unter Darstellung der obwaltenden Umstände dem 
Kreisamte anzuzeigen und von demselben die Bestätigung dieser Befreyung 
«inzuholen. 

Vir. In dem Anbetrachte, dass manche bisherige Exemtionen wegfaUen, dass 
künftig auch Leute von besseren Vermögensumständen die Widmung zum 
Militär erhalten werden, haben Seine Majestät den Rekruten, ohne Ausnahme, 
künftig die Stellvertretung in Friedenszeiten zu gestatten und diesfalls folgende 
Bestimmungen gnädigst zu erlassen geruhet. 

') lieber die derzeitigen Militärbefreiungen und Begünstigungen in Oester- 
reich-Ungam, S. III. Lieferung, S. 45—48, 64 — 65. 

^ Als Mitglieder der regierenden Famüien erscheinen staatsrechtlich: Die 
Gemahlin, die Wittwe des regierenden Herren, sowie aUe Prinzen und Prin- 
zessinen, die aus einer ebenbürtigen (hausgesetzlichen) Ehe durch rechtmässige 
Geburt in männlicher Linie von dem ersten Erwerber der Krone abstammen^ 
sowie die ebenbürtigen Gemahlinen und Wittwen der Prinzen. Die Prinzessinen 
verlieren diese Mitgliedschaft des regierenden Hauses durch standesgemässe 
Vermählung mit Kichtmitgliedern des Hauses. 

■) Deutsches Gesetz, betr. die Verpflichtung zum Kriegsdienste vom 
9. November 1867 (Bundesges.-Bl. 1867, Nro. 22) §. 1, a., b.; Gesetz vom 
23. Jänner 1872, deutsch. R.-G.-Bl. S. 31, §. 2; Reichsgesetz vom 11. Fe- 
bruar 1888, betr. Aenderungen der Wehrpflicht, R.-G.-Bl. S. 11, §. 34 

*) Da der deutsche Bund ein souveräner Verein von Staaten war, ein 
Staatenbund zur „Erhaltung der äusseren und inneren Sicherheit Deutschlands 
und der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit der einzelnen deutschen Staaten'* 
{B. A. Art. 2), so waren die Beschlüsse der Bundesversammlung — als Ver- 
«insbeschlüsse — zunächst nur für die Vereinsglieder bindend, d. i. für die 
Bundesstaaten, beziehungsweise für die dieselben repräsentirenden Souveräne 
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Das politische Becht besteht in der gesetzlichen Befreiung 
bestimmter wehrfähiger Personen von der allgemeinen Beehtspflicht^ 
dem Staate den Militärdienst zu leisten. 

üerichtspflichtigkeiten. 

Die Staatsangehörigen sind nach heutigem Prozessrechte ver- 
pflichtet, sich der Gerichtsbarkeit ihres Staates sowohl rücksichtlicb 
ihrer Person, als ihres Vermögens zu unterwerfen, den gericht- 
lichen Verfügungen Folge zu leisten, vor Gericht zu erscheinen^ 
Zeugenschaft abzulegen,*®) den Eid zu leisten, sich als Gerichts- 



und Vertreter der freien Städte. Diese Bnndesbeschlüsse wurden in den ein* 
zelnen Staaten erst Gesetz und damit QueUen von Rechten und Pflichten der 
einzelnen Staatsbürger durch die Verkündigung in denselben. Denn der Staaten- 
▼erein hat, da er kein Staat ist, auch keine gesetzgebende Gewalt. In Oester-r 
reich, welches mit seinen yormals zum deutschen Reiche gehörigen Länden^ 
dem deutschen Bunde angehörte (Protok. Erklärung der kais. österr. Regierung 
vom 6. April 1818, Gor^, jur. Cofif. Germ. TheU II, S. 62), ist die Bundes- 
akte niemals in ihrer Totalität als Gesetz kund gemacht worden, es wurden 
vielmehr nur einzelne Bestimmungen derselben in Oesterreich publizirt, so- 
z. B. jene wegen Befreiung vom Abfahrtsgelde. — Die Bestimmung des 
Artikels 14, lit. c. 3 der Bundesakte« betreffend die Militärbefreiung der stan- 
desherrlichen Familien in allen Bundesstaaten wurde daher vom Reichsge- 
richte als in Oesterreich nicht in Gesetzeskraft stehend erklärt, Hye, S. Theil 11,. 
Nro. 55. 

*®) Ende mann. Das deutsche Civilprocessrecht (Heidelberg 1868),. 
§. 188: Die Zeugnisspflicht; Endemann, Der deutsche Civilprocess (Berlin 
1879, II. B., Die Beweislehre des Civilprozesses (Heidelberg 1860) §. 47; 
Civilprozessverfahren nach der kanonistischen Lehre (Berlin 1890) S. 83, Note 171. 

— Schrutka-Kechtenstamm, Zeugnisspflicht und Zeugnisszwang im öster- 
reichischen Civilprozesse (Wien 1879); §. 6: „Nach heutigem Prozess- 
rechte ist in der Regel Jedermann schuldig, über Aufforderung des Gerichtes- 
2^ugniss abzulegen. Diese allgemeine Zeugnisspflicht erscheint heutzutage als 
ein Ausfluss der Gerichtsherrlichkeit des Staates und ist eine allgemeine öffent- 
lich-rechtliche Pflicht für alle der Staatsgewalt unterworfenen Personen." Diese 
Zeugnisspflicht trifft auch die im Staate wohnenden Ausländer, sie ist daher 
nicht eine „staatsbürgerliche" Pflicht in dem Sinne, dass sie die Staatsange- 
hörigkeit zur Voraussetzung hätte. Der Staat ist, soweit sich die Unentbehr- 
lichkeit des Zeugnisses herausstellt, berechtigt, den Zeugen zur Abgabe de& 
Zeugnisses zwangsweise zu verhalten, 9ie pro defectu testium pereat justitia^ 

— Canstein, Lehrbuch der Geschichte und Theorie des österreichischen Ci- 
vilprozesses (Berlin 1882), §. 69, Die Zeugniss- und Editionspflicht: „Während 
im römischen und germanischen Prozesse die Zeugnisspflicht ebenso wie die 
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•zeugen verwenden zu lassen. (Unbeschränkte Geriehtspflichtigkeit, 
Apparations-, Zeugen-, Eidespflieht.) 

Auch von dieser allgemeinen Geriehtspflichtigkeit und Zeugen - 
pflicht bestehen Ausnahmen zu Gunsten bestimmter Kategorien von 
ünterthanen, welchen dadurch besondere politische Bechte zu- 
kommen; so das Recht der Exemption von der Gerichtsbarkeit der 
ordentlichen Gerichte, das Recht, nicht vor Gericht erscheinen zu 
müssen, das Recht keine Zeugenschaft ablegen, keinen Eid leiste« 
2u müssen. 



£ditioiispflicht wesentlich eine moralische und nur insoferne eine Rechtspflicht 
-war, als sie aiif Grund privatrechtlicher Verpflichtungsg^ünde erfüUt werden 
innsste, hat die italienische Doktrin und auf Grund derselben das kanonische 
Recht und die Dokttin und Praxis des gemeinen deutschen Civilprozessrechtes 
•die Zeugnisspflicht zu einer öflentlich-rechtlichen Pflicht gemacht, als welche 
sie auch in den österreichischen Territorien erklärt war. • . . Die Zeugnispflicht 
ist gegenwärtig, und zwar sowohl im Civil- wie im Strafprozesse eine allge- 
meine öffentliche Pflicht, deren Erfüllung das ordentliche Gericht in Ausübung 
«einer Exekutivgewalt über die in seinem Sprengel sich aufhaltenden Personen 
^on Amtswegen — in der Regel indirekt und soweit möglich direkt — zu er- 
zwingen hat." Dieser Satz von der öffentlich-rechtlichen Pflicht der Zeugniss- 
ablegung war im römischen und deutschen Rechte nicht anerkannt. Im rö- 
mischen Rechte bestand zunächst (schon nach den 12 Tafeln) nur eine pri- 
vatrechtliche Verbindlichkeit desjenigen, der sich als (freiwiUiger) Solenni- 
tätszeuge bei Rechtsgeschäften zuziehen Hess, gegenüber der Partei, ihr auch 
im Prozesse Zeuge zu sein. In Strafsachen (judiciis puhlicis) bestand aUer- 
•<lings aus öffentlichem Interesse die zwingende evocatio des Richters. Diese 
freiwillige Zeugnissleistung verwandelte sich dann mehr und mehr in eine 
privatrechtliche Verbindlichkeit, unter Jnstinian sogar in eine unbedingte Zeug- 
nisspflicht. Auch das deutsche Recht kennt nur eine privatrechtliche Ver- 
bindlichkeit der Zeugen gegenüber der sie ladenden Partei. (Nachbarzeuge 
«rwählte Zeugen.) Siehe: Rogge^ Gerichtswesen der Germanen. — Ueber diese 
privat! echtliche Verbindlichkeit der Zeugen im Civilprocesse auch Heinrich 
■Schuster, Wiener-Stadtrechtsbuch (Wien 1873), Art. 5: Er 8ol auch begern 
hetwanch semez zeugen, ob er leicht nicht für wolt, als die vierzechen tag 
4iu8choment, So sol er in vodem mit vrwipoten, daz si sagen vor gericht, 
•daz er den gezeug zue dem mal nicht für mag pritigen ufid ist doch hin 
haim. So soll er dem chlager ab legest allen schaden, den er nimpt von 
derselben sache, wnd dem richter zwen utid sibenzig zu wa/ndel, — Die Idee 
><ler allgemeinen Zeugenpflicht stammt aus dem kanonischen Recht^ welches 
fiamentlich in Civilrechtssachen Jeden zur Zeugen pflicht verhielt. Es entstand 
•die Idee der Zeugnisspflicht als eines mu/nus publicum gegenüber dem staat- 
lichen Gerichte. Diese Idee ging dann in den neuen deutschen Civilprozess 
über, quia publica interest, vei'itatem non occuUari, 
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So unterstehen in Oesterreich- Ungarn die Mitglieder des 
kaiserlichen Hauses nicht der Gerichtsbarkeit der ordentlichen 
Gerichte in allen blos persönlichen sti'eitigen und nichtstreitigen 
Givilrechtsangelegenheiten, ^') indem das Obersthofmarschallamt die 
alleinige Gerichtsbehörde für sie ist, wenn nicht Seine Majestät 
in einzelnen Fällen etwas Anderes anzuordnen findet. (Bei Beal- 
klagen in Bezug auf unbewegliche Güter schreiten aber die ge- 
wöhnlichen Gerichtsstellen ein, Hfd. v. 14. Juli 1815Nr. 1169 J. G. S.) 

In Deutschland sind die Mitglieder der regierenden Familien 
von der Gerichtsbarkeit der ordentlichen Gerichte befreit. Sie haben 
einen privilegirten Gerichtsstand sowohl in civilrechtlicher als straf- 
rechtlicher Beziehung, der durch die Haus- und Landesgesetze be- 
stimmt wird und auch von der Reichsjustizgesetzgebung anerkannt 
ist. ") Sie haben das Recht auf Austräge, d. h. auf ein Gericht von 
Slandesgenossen bei Streitigkeiten unter sich. Die Hausgesetze**) 



") Art. V. der Civ. Jur. N. ▼. 20. NoTcmber 1852: Das Obersthof- 
marschallamt wird in der Ausübung der Gerichtsbarkeit über die Mitglieder 
des kaiserlichen Hauses und über die Personen, welchen die Exteritorialität 
zusteht oder durch besondere Anordnungen eingeräumt wurde, erhalten. Nach 
§. 340 der deutschen Civilprozessordnung vom 30. Jänner 1877 sind die Mit- 
glieder der landesherrlichen Familien sowie die Mitglieder der fürstlichen Fa- 
milie HöhenzoUern durch ein Mitglied des Prozessgerichtes oder durch ein 
anderes Oericht in ihrer Wohnung zu yernehmen. 

«») Einfuhr-G. z. R.-G.-V.-G. §. 5, zur R.-Str.-P.-O. §. 4, zur R.-C- 
P.-O. §. ö. 

^') Hermann Schulze, „Bie Hausgesetze der regierenden deutschen 
Fürstenhäuser" (Jena 1862). XI. Königlich bayerisches Familienstatnt 
▼om 5. August 1819, Seite 312, I. Titel, §. 2: „Alle Glieder des königlichen 
Hauses sind der Hoheit und Gerichtsbarkeit des Monarchen untergeben, und 
Er übt als Haupt des Hauses eine besondere Aufsicht mit bestimmten Rechten \ 

über sie aus.^^ X. Titel: „Von der Gerichtsbarkeit über das königliche Haus 
und von dem Familienrathe." — Königliches Hausgesetz für das Königreich 
Hannover, S. 490, U. Capitel, gb 1: Alle Mitglieder des königlichen Hause.s 
sind der Staatshoheit und der Gerichtsbarkeit des Königs untergeben und Kr 
übt als Haupt des Hauses eine besondere Aufsicht mit bestimmten Rechten, 
nach Massgabe dieses Hausgesetzes, über sie aus. §. 6: Kein Mitglied des 
königlichen Hauses kann sich oder seine FamUie ohne besondere und aus- 
drückliche Zustimmung des Königs, der Königlichen Hoheit und Gerichtsbar- 
keit entziehen, auch wenn ihm im Auslande zu wohnen gestattet ist. Capitcl TX. 
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verleihen dem Paniilienhaupte der regierenden Familie das Eecht> 
in Strafsachen Ober die nichtregierenden Mitglieder des regierenden 
Hanses zu entscheiden. 

Die deutschen Standesherren haben in Kriminalsachen da& 
Becht der Austräge, soweit es bisher durch Landesgesetze gewährt 
war, auch nach der Keichsjustizgesetzgebung. **) Die Mitglieder 
des allerhöchsten Kaiserhauses sind ferners von der allgemeinen 
Pflicht, als Zeugen vor Gericht zu erscheinen (Apparitionspflicht) 
befreit. Sie können als Zeugen nur bei dem Obersthofmarschall- 
amte und von anderen Gerichtsbehörden nur in delegirter Gerichts- 
barkeit im Namen des Obersthofmarschallamtes in ihrer Wohnung 
vernommen werden, (J. M. Erl. v. 14. Mai 1854 Z. 8346). Auch 
im Strafverfahren werden die Mitglieder des kaiserlichen Hauses 
als Zeugen durch den ObersthofmarschaJl oder ausser Wien durch 
den Präsidenten des Gerichtshofes erster Instanz ihres Aufenthalts- 
ortes in ihrer Wohnung vernommen. (§. 155 St.-Pr.-O. vom 
23. Mai 1873); sie dürfen nicht vor Gericht geladen werden. 

Dasselbe Vorrecht gemessen die Mitglieder der landesherr- 
lichen Familien, und die Mitglieder der fürstlichen Familie Hohen- 
zoUern in Deutschland. 

Befreit von der Pflicht, Zeugschaft abzulegen vor dem Ge- 
richte sind ferner im concreten Falle Verwandte und Verschwägerte 



Vom Gerichtsstande der Mitglieder des Königlichen Hauses. §. 1, §.3: In 
FäUen, welche für das peinliche Verfahren geeignet sind, fällt, insoferne sie 
Mitglieder des Hauses persönlich betreffen und keine Königliche Abolition 
dazwischen tritt, die Untersuchung einem Familienrathe anheim^ welcher zu 
dem Ende aus denjenigen volljährigen Prinzen des Hauses, bei welchen kein 
rechtliches Hindemiss obwaltet, und den stimmführenden Mitgliedern des Mi- 
nisteriums gebildet wird, um als oberster Gerichtshof nach den Landesgesetzen 
zu untersuchen und zu erkennen. Wenn das in Untersuchung gezogene Mit- 
glied es verlangt, wird der Familienrath durch Mitglieder aus den höchsten 
Landesgerichten verstärkt. Der König leitet die Untersuchung persönlich oder 
durch Vollmacht, Ihm bleibt das Hecht der Bestätigung des Urtheiles und der 
Begnadigung. — Königl. Sächsisches Hausgesetz vom 30. Dezember 1837 
nebst Nachtrag vom 20. August 1879, III. Band, S. 253, §. 4, IX. Abschnitt: 
„Gerichtsbarkeit über das Königliche Haus*'. — Würtembergisches Hausge- 
setz vom 8. Juni 1828, ITI, Band, S. 512, IX. Abschnitt, S. 526, §. 66, §. 67. 

^*) Einf.-G. z. R.-G.-V.-G. §. 7. 
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des Beschuldigten ^*) bis zu eiuem bestimmten Grade, sein Ehe- 
gatte etc., Adoptiv- und Pflegeeltern, Adoptiv- und Pflegekinder, 
Vormund und Mündel. Diese Personen erwerben die Befreiung von 
der Zeugeupfliebt durch ihre Erklärung, sieh der Aussage zu ent- 
halten. Die Freiheit der Geistlichen von der Zeugnisspflicht in Betreff 
der ihnen in der Beichte mitgetheilten Thatsachen sowie der Staats- 
beamten rttcksichtlich der ihnen im Amte bekannt gewordenen 
Thatsachen kann nicht als eine Befreiung von einer allgemeinen 
staatlichen Pflicht der Unterthanen, und somit nicht als ein politi- 
sches Becht dieser zweiten Kategorie aufgefasst werden. Kein 
Staatsbeamter ist im Allgemeinen verpflichtet, über die unter dem 
Amtsgeheimnisse stehenden ihm bekannten amtlichen Thatsachen 
Zeugschaft abzulegen — so dass gewisse Gruppen von Beamten 
von dieser Pflicht befreit erscheinen könnten — ja es ist ihm dies 
geradezu verboten, solange er nicht von seinem Vorgesetzten von 
dem Amtsgeheimnisse entbunden ist (§ 151 St.-P.-O.). Dasselbe 
gilt vom Geistlichen für die Thatsachen des Beichtgeheimnisses. 
Die Befreiung käme hier auch nicht dem Unterthanen zu, sondern 
dem öfifentlichen Organe. Diese Kirchen- und Staatsorgane sind 
überhaupt frei von der Zeugnisspflicht, rticksichtlich der dem Amts- 
geheimniss unterliegenden Thatsachen. Hier ist daher weder von 
^inem singulären Rechte, noch von einem solchen der unterthanen 
die Bede. Nur ausnahmsweise erfasst die Zeugnisspflicht auch 
Staatsbeamte rücksichtlich der ihnen im Amte bekannt ge- 
wordenen Thatsachen. So sind z. B. die Beamten bei einem 
Prozesse, der über Antrag eines der beiden Häuser des Eeichs- 
rathes vor dem Staatsgerichtshofe gegen einen Minister geführt 
wird, der Pflicht der Amtsverschwiegenheit entbunden '*) und zur 



**) Str.-P.-O. §. 162. Nach §. 348 der deutschen Civilprozessordniing 
sind zur Verweigerung des Zeugnisses vor Gericht berechtigt: 1. der Verlobte 
•einer Partei, 2. der Ehegatte einer Partei, auch wenn die Ehe nicht mehr be- 
steht, 3. Diejenigen, welche mit einer Partei in gerader Linie verwandt, ver- 
schwägert oder durch Adoption verbunden oder in der Seitenlinie bis zum 
dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verschwägert sind, auch 
wenn die Ehe, durch welche die Schwägerschaft begründet ist, nicht mehr 
besteht. 

") Ges. V. 27. Juli 1867, R.-G.-Bl. Nr. 101 über die Verantworüichkeit 
der Minister für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, §. 17. 
V. Dan t sc her. 2 
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Aussage verpflichtet. Als ünterthanen aber unterliegen die Beamten 
sowie die Geistlichen der allgemeinen Zeugenpflicht. 

Ein weiteres politisches Recht auf diesem Gebiete besteht in 
der Befreiung Einzelner von der Pflicht der Eidesleistung. 

Die Mitglieder des allerhöchsten Kaiserhauses sind von der 
Pflicht, den Zeugeneid abzulegen, mögen sie in einem Civilprozesse 
oder Strafprozesse als Zeugen fungiren, gänzlich befreit und gilt 
nach §. 31 des Familienstatutes eine an Eidesstatt abgegebeno 
schriftliche Versicherung für die wirkliche Ablegung des Eides,. 
und hat alle rechtlichen Folgen derselben. (J. M. Erl. vom 14. Ma 
1854 Z. 8346 an alle Oberlandesgerichte.) Die Mitglieder der 
regierenden Familien in Deutschland, sowie die Mitglieder der 
fürstlichen Familie HohenzoUern unterzeichnen statt der Eides- 
ablegung die die Eidesnorm enthaltende Eidesformel. *') Von der 
allgemeinen Eidespflicht sind auch die Angehörigen derjenigen 
Religionsgenossenschaften befreit, bei welchen die Ablegung eines 
Eides als unerlaubt gilt, so die Mennoniten; bei diesen hat sich 
das Gericht nach vorläufiger Ermahnung, die Wahrheit zu sagen,, 
mit der durch einen Handschlag zu bestätigenden Versicherung zu 
begnügen, (Hfdk. vom 10. Jänner 1816, Nr. 1201 J. G. 8.) des- 
gleichen die Lippowaner. 

Hieher gehört auch die Freiheit von der Gerichtszeugnisspflicht» 
d. h. von der allgemeinen Pflicht, dem Gerichte bei strafrechtlichen 
Untersuchungshandlungen unentgeltlich als Zeuge zu dienen, um 



") Einfühningsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetze vom 27. Jänner 1877 
(Ges.-Nr. 1164), §. 6: In Ansehung der Landesherren und der Mitglieder der 
landesherrlichen Familien, sowie der Mitglieder der fürstlichen Familie Hohen- 
zoUern finden die Bestimmungen des Gerichtsverfassungsgesetzes nur in soweit 
Anwendung, als nicht besondere Vorschriften der Hausverfassungen oder der 
Landesgesetze abweichende Bestimmungen enthalten. Einfühningsgesetz zur 
Civilprocessordnung vom 30, Jänner 1877 (Ges.-Nr. 1167), §. 6. — E. G. zur 
Conc. O. vom 10. Februar 1877 (Ges.-Nr. 1873), §. 7. — E. G. zur Str. P. O. 
vom 1. Februar 1877 (Ges.-Nr, 1170), §. 4: „In Ansehung der Landesherren 
und der Mitglieder der landesherrlichen, sowie der Mitglieder der fürstlichen 
Familie HohenzoUern finden die Bestimmungen der Strafprozessordnung nur 
insoweit Anwendung, als nicht besondere Vorschriften der Hausverfassungen 
oder der Landesgesetze abweichende Bestimmungen enthalten. — E. Lowe: 
^Die Strafprozessordnung für das deutsche Reich (Berlin und Leipzig 1884)» 
-I. Lieferung, S. 30. 



19 

über die sich abspielenden Vorgange und Aussagen eventuell Zeug- 
sehaft ablegen zu können. 

Für die Angehörigen der Keiehsrathsländer besteht eine 
allgemeine Bürgerpflicht, als Gerichtszeugen zu dienen/®) welche 
zunächst die Bewohner derjenigen Genieinde trifft, in welcher die 
Untersuchungshandlung vorzunehmen ist. 

Die Befreiung einzelner Kategorien von Personen, welche die 
gesetzliche Qualifikation eines solchen Gerichtszeugen haben, von 
dieser Pflicht, begründet wieder ein singuläres politisches Kecht 
der Befreiten gegenüber der das Recht verwaltenden Staatsgewalt. 
Dieses Recht geniessen nach §. 103 der Strafprozessordnung die 
Seelsorger der gesetzUch anerkannten Religionsgenossenschaften, 
die Militär- und Landwehrpersonen in aktiver Dienstleistung und 
die wirklich dienenden öffentlichen Beamten und Diener, die öffent- 
lichen Lehrer, die ihren Beruf wirklich ausübenden Sanitätspersonen, 
Advokaten, Notare, bei Eisenbahnen und Dampfschifffahrten beschäf- 
tigte Personen, sowie alle, deren Berufsdienst ohne Verletzung des 
öffentlichen Interesses nicht unterbrochen werden kann und endlich 
Personen, welche vom Tag- oder Wochenlohn leben. Bei den 
hier genannten öffentlichen Organen ist die Amtsqualität der Grund 
des singulären politischen Unterthanenrechtes. 

Ehrenämter 
(Vormundschaft, Kuratel, Richteramt, Selbstverwaltung). 

Der Staat bedarf auch noch in mannigfacher Hinsicht der Mit- 
wirkung seiner Bürger, um die grossen Aufgaben der politischen, 
Justiz- und Finanz-Verwaltung zu erfüllen. So muss der Staat 
seine Glieder, die ihre Angelegenheiten selbst zu besorgen unfähig 
sind, sei es, dass sie, noch minderjährig der Sorge eines Vaters 
entbehren oder aus ü*gend einem anderen Grunde ihre Interessen 
und Rechte nicht wahrnehmen und besorgen können (Wahnsinnige, 
Blödsinnige, Abwesende, Ungeborene, Taubstumme, Verschwender), 
schützen; er vollzieht diese Aufgabe dadurch, dass er PersönUch- 
keiten, welche hiezu befähigt sind, zu ihrem Schutze und zu ihrer 
Vertretung sowohl gegenüber den Einzelnen als gegenüber dem 



*•) St.-?.-0., §, 103 : Es ist eine allgemeine Bürgerpflicht, sich bei Un- 
tersuchnngsbandltingen nnentgeldlich als Gerichtszeuge verwenden zu lassen. 

2* 
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Staate selbst bestellt und die Einzelnen verpflichtet, dieses Amt 
eines Vormundes, Curators anzunehmen und zu versehen. 

Der Staat zieht ferner seine Bürger heran zur Vornahme 
direkter Funktionen der Verwaltung, insbesondere zurEechtssprechung 
in dem richterlichen Ehrenamte der Schöflfen und Geschworenen, 
und zur Mitwirkung bei der inneren (politischen) Verwaltung in 
den Ehrenämtern der Provinzial-, Kreis- und Gemeinde- Verwaltung; 
er creirt alle diese Aemter als munera publica. Für die gesetzlich 
hiezii Befähigten und Berufenen besteht nach der Natur des politisch 
freien Staates und seinem öffentlichen Rechte die allgemeine staats- 
bürgerliche Pflicht zur Uebernahme solcher Ehrenämter, wodurch 
der Einzelne seine persönliche Kraft und seine Zeit dem öflfentlichen 
Interesse opfert. Weigert sich der Einzelne, diese öflFentlich-recht- 
lichen Pflichten zu erfüllen, so wird er durch die Staatsgewalt 
mittelst Ordnungsstrafen dazu zwangsweise verhalten, soferne er nicht 
durch einen gesetzlichen Befreiungsgrund sein singuläres poUtisches 
Eecht der Befreiung von der Uebernahmspflicht solcher 
Ehrenämter gegenüber der vollziehenden Gewalt nachweist. 

Durch die gesetzliche Befreiung gewisser — hiezu befähigter 
Personen — von der allgemeinen politischen Pflicht der Ueber- 
nahme solcher Ehrenämter ergibt sich eine weitere Gruppe singulärer 
politischer Eechte der Einzelnen, die Befreiungen von der Vormund- 
schafts-, Curatels- und Geschworenenpflicht, von der Uebernahmspflicht 
der Ehrenämter in der Gemeindeverwaltung und Finanzverwaltung. 

Der Inhalt dieser politischen Eechte besteht auch hier wneder 
in einem Nichthandeln des Einzelnen für die Staatsverwaltung, die 
ihrerseits auf die persönliche Dienstleistung dieser Berechtigten ver- 
zichten muss., 

Vormundschafts-, Curatelspflicht. 

Jeder, der nach dem Gesetze zur Führung einer Vormund- 
schaft oder Curatel tauglich ist, ist auch verpflichtet, wenn er vom 
Gerichte als Vormund oder Ourator bestellt wird, dieses Amt zu 
übernehmen, wofern ihm nicht ein gesetzlicher Befreiungsgrund zu- 
kommt. Nach dem bürgerlichen Gesetzbuche (§. 195 und §. 281) sind 
dauernd befreit: die Weltgeistlichen, dann diejenigen Personen, 
welche schon sechzig Jahre alt sind; zeitlich befreit erscheinen 
die wirklich dienenden Militärpersoneu und öffentlichen Beamten, 
ferner jene, denen die Obsorge über fünf Kinder oder Enkel obliegt. 
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endUch solche, die schon eine mühsame Vormundschaft, respektive 
Curatel, oder drei kleinere zu besorgen haben. 

Kichteramt (Geschworene, Gewerberichter, Börsenschiedsrichter). 

Es ist ferner eine allgemeine Bürgerpflicht des Einzelnen, 
der vom Staate hiezu berufen wird, mitzuwirken bei der Rechts- 
sprechung des Staates durch Uebernahme des Geschwornenamtes. 
Die Rechte und Pflichten der Geschwornen selbst sind nicht mehr 
Rechte und Pflichten des Einzelindividuums gegenüber der verwal- 
tenden Staatsgewalt, sondern erscheinen bereits als amtliche Rechte 
und Pflichten eines Staatsorganes. Nur die Pflicht, sich als rechts- 
sprechendes Organ des Staates auf dessen Berufung verwenden zu 
lassen, seine persönliche Thätigkeit für diese Punktion der Gemein- 
schaft zu widmen, ist eine persönliche Leistungspflicht des Einzelnen 
an den Staat, der diese Pflicht eventuell durch Ordnungsstrafen 
erzwingt.'^) Die dauernde oder zeitliche Befreiung hievon erzeugt 



") Gesetz vom 23. Mai 1873, R.-G.-Bl. Nro. 121, betr. die Bildung 
der Geschwomenlisten. §. 13: Jeder Geschwome, welcher ungeachtet der an 
ihn ergangenen Voriadnng, ohne ein unabwendbares Ilindemiss su bescheini- 
gen, ausbleibt, oder sich vor dem Ende der Schwurgerichtssitzung ohne Er- 
laubniss des Vorsitzenden des Schwurgerichtshofes entfernt, ist von dem Schwur- 
gerichtshofe in eine Strafe bis 50 fl., im Wiederholungsfalle aber bis 100 fl. 
zu verurtheilen. Gegen ein solches Erkenntnis kann der Verurtheilte nur bin- 
nen acht Tagen von Zustellung desselben bei dem Schwurgerichtshofe, oder 
falls dieser nicht mehr versammelt ist, bei dem Gerichtshofe erster Instanz 
Einspruch erheben und unter genügender Bescheinigung, dass ihm die Vor- 
ladung nicht gehörig zugestellt worden, oder dass ihn ein unvorhergesehenes 
und unabwendbares Hinderniss vom Erscheinen abgehalten habe, oder dass die 
ausgesprochene Strafe nicht im Verhältnisse zu seinem Versäumnisse stehe, uro 
Aufhebung oder Milderung der ihm auferlegten Strafe bitten. Gegen die hier- 
auf erfolgte Entscheidung findet kein Rechtsmittel statt. — So deutsches Ge- 
richtsverfassungsgesetz vom 27. Jänner 1877. (Ges. Nro. 1163, Titel IV, Schöf- 
fengerichte, §. 31: ,»Das Amt eines Schöffen ist ein Ehrenamt. §. 56: Schöffen 
und Vertrauensmänner des Ausschusses, welche ohne genügende Entschuldigung 
zu den Sitzungen nicht rechtzeitig sich einfinden oder ihren Obliegenheiten 
in anderer Weise sich entziehen, sind zu einer Ordnungsstrafe von fünf bis 
zu Eintausend Mark, sowie in die verursachten Kosten zu verurtheilen. §. 96: 
Die Bestimmungen der §§. 55, 56 finden auch auf Geschworene Anwendung. 
Die §. 33 — 35 enthalten die gesetzlichen Befreiungen vom Schöffenamte, die 
nach §. 85 auch auf das Geschwornenamt Anwendung finden und das politi- 
sche Recht der Freiheit von der Geschwornenpflicht begründen. 
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wieder ein singuläres politisches Recht des Einzelnen gegenüber 
der Staatsgewalt: der Inhalt dieses politischen Bechtes besteht 
wieder in der Befreiung von einer persönlichen Dienstleistung an 
den Staat, welche die Nichtberechtigten prästiren müssen. 

So sind nach dem Gesetze vom 23. Mai 1873, JR. G. Bl. 
Nr. 121, betreffend die Bildung der Geschwomenlisten von den 
zum Geschwornenamte gesetzlich (§§. 1 und 2) befähigten Staats- 
angehörigen in den Beichsrathsländern dauernd befreit (§. 3): 

1) Die Geistlichen der gesetzlich anerkannten Kirchen und 
Beligionsgenossenschaften und diejenigen, welche das sechzigste Le- 
bensjahr bereits überschritten haben. Zeitlich befreit sind hingegen 
nach §. 3 al. 1 und §. 4) die wirklich dienenden Staatsbeamten 
mit Ausnahme der Professoren und Lehrer an Hoch- und Mittel- 
schulen. 2) Die in aktiver Dienstleistung stehenden oder mit Warte- 
gebühr beurlaubten Personen des stehenden Heeres, der Kriegs- 
marine oder der Landwehr, und die im §. 1, Z. 2 des Gesetzes 
über den Wirkungskreis der Militärgerichte vom 20. Mai 1869 
(B. G. Bl. Kr. 78) bezeichneten Personen der Militärverwaltung, 
Militärgeistliche, Auditore, Militärärzte, MiUtärverpflegsbeamte etc. 
3) Die Volksschullehrer. 4) Die Mitglieder der Landtage, des 
Beichsrathes und der Delegationen ftir die Dauer der Sitzungs- 
periode. 5) Die nicht im aktiven Dienste stehenden, jedoch wehr- 
pflichtigen Personen während der Dauer ihrer Einberufung ?ur 
militärischen Dienstleistung. 6) Die im kaiseriichen Hofdienste 
stehenden Personen, die öffentlichen Professoren und Lehrer, die 
Heil- und Wundärzte, wie auch die Apotheker, insoferne die ün- 
entbehrlichkeit dieser Personen in ihrem Berufe von dem Amts- 
oder Gemeindevorsteher bestätigt wird, für das folgende Jahr. 
7) Die bei dem Post-, Eisenbiihn-, Telegraphen- und Dampfschiff- 
fahrtsbetriebe beschäftigten Personen und endlich 8) Jeder, welcher 
der an ihn ergangenen Aufforderung in einer Schwurgerichtsperiode 
als Haupt- oder Ergänzungsgeschworener Genüge geleistet hat, bis 
zum Schlüsse des nächstfolgenden Kalenderjahres. 

Bei den Staatsbeamten und den in aktiver Dienstleistung 
stehenden Personen der gemeinsamen Armee, der Kriegsmarine 
oder der Landwehr besteht die Befreiung für die Zeit der wirk- 
lichen aktiven Dienstleistung. 
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Ebenso ist der zum Gewerberichter Gewählte verpflichtet, 
sein Amt anzunehmen (§. 18 des Gesetzes vom 14. Mai 1869^ 
B. G. Bi. Nr. 63, über die Errichtung von Gewerbegerichten), 
und besteht ein Befreiungsgrund nur fbr diejenigen, welche durch 
drei aufeinanderfolgende Jahre als Mitglied des Gewerbegerichtes 
fungirt haben, dann bei Personen, welche das sechzigste Lebensjahr 
überschritten haben oder welche an einem die Amtsführung hin- 
dernden Gebrechen leiden. 

Auch die in die Börsenschiedsgerichte gewählten Schieds- 
richter sind verpflichtet, ihr Amt auszuüben und ist die Ablehnung 
•der Funktion nur aus erheblichen Gründen gestattet, über deren 
2ulässigkeit der Präsident des SehiedsrichterkoUegiums entscheidet 
(Statut für die Wiener Börse vom 7. Jänner 1887, §. 63, för die 
Prager Börse §.40.) 

Selbstverwaltungskörper, Hilfsorgane der Gemeinde. 

Endlich ist auch die Uebernahme von Ehrenämtern der Selbst- 
verwaltungskörper für die hiezu gesetzlich Befähigten eine allgemeine 
staatsbürgerliche Pflicht, ohne welche die Vollziehung der Selbstver- 
waltung nicht gesichert wäre; der Einzelne wird eventuell durch 
Ordnungsstrafen zur Erfüllung dieser Pflicht zwangweise verhalten. 

So bestimmen z. B. in den Reichsratlisländern die -:— in 
Ausführung des Gesetzes vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, 
über die grundsätzlichen Bestimmungen *^) zur Begelung des 



*°) Heute können die Landtage — zufolge der Aenderung des Prin- 
2ipes der Kompetenzbestimmung zwischen Reichsrath und Landtagen in der 
Verfassung vom 21. Dezember 1867, R.-G.-Bl. Nro. 141 gegenüber dem Fe- 
bruarpatente — dieses allgemeine Gemeindegesetz abändern ; denn heute 
föllt die Regelung des Gemeindewesens — soweit hierin dem Reichsrathe nicht 
ausdrücklich (taxativ) noch eine Kompetenz zuerkannt ist (so das Heimatsrecht 
•§. 11, lit. g.) oder staatsgrundgesetzliche Bestimmungen darüber bestehen (so 
Art. 4 des Staatsgr.-G. u. d. aUg. R. d. Staatsbürger in Betreff des Gemeinde- 
wahlrechtes der Gemeindegenossen), in die Kompetenz der Landtage, da nach 
^. 12 des Grundgesetzes über die Reichsvertretung „alle übrigen Gegenstände 
der Gesetzgebung, welche in diesem Gesetze dem Reichsrathe nicht ausdrück- 
lich vorbehalten sind, in den Wirkungskreis der Landtage gehören.*' Das Februar- 
patent aber (§. 11, al. 2), wies dem engeren Reichsrathe alle Gegenstände der 
Gesetzgebung zu, welche nicht ausdrücklich dem weiteren Reichsrathe und 
-den Landtagen durch die Landesordnungen vorbehalten sind. Nun hatte der 
weitere Reichsrath aber in Gemeindeangelegenheiten gar keine Kompetenz; 
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Geraeindewesens in den Jahren 186S — 1866 erflossenen — Landes- 
Gemeindeordnungen ausdrücklich, dass „jedes wählbare und ord- 
nungsmässig gewählte Gemeindemitglied verpflichtet ist, die Wahl 
zum Ausschuss oder Ersatzmann oder zum Mitglied des Gemeinde- 
vorstandes anzunehmen, und dass derjenige, der ohne einen gesetz- 
lichen Entschuldigungsgrund sich weigert, die Wahl anzunehmen 
oder das angenommene Amt fortzuführen, in eine Geldbusse bis 
zu hundert Gulden verfallt werde. *0 

Viele Gemeindeordnungen enthalten ferners die Bestimmung» 
dass in der Gemeinde wohnende, wählbare Gemeindeglieder vom 
Gemeindeausschusse erforderlichen Falles zur Unterstützung des 
Gemeindevorstehers bei Besorgung der ortspolizeilichen und anderen 
örtlichen Geschäfte für einzelne Theile der Gemeinde auf die Dauer 
der Wahlperiode als Hilfsorgane bestellt werden können. 2*) Im 
Falle als diese zur Unterstützung des Gemeindevorstehers bestellten 
Personen sich ohne gesetzlichen Entschuldigungsgrund weigera, 
die ihnen aufgetragenen Geschäfte zu führen, kann gegen dieselben 
vom Gemeindeausschusse mit denselben Ordnungsstrafen bis zu 
hundert Gulden vorgegangen werden. 

Nach der preussischen Kreisordnung vom 13. December 1872 
sind die Kreisangehörigen verpflichtet, unbesoldete Aemter in der 
Verwaltung und Vertretung des Kreises zu übernehmen, insofern 
sie nicht gesetzliche Befreiungsgründe geltend machen können. 
Weigern sieh Kreisangehörige ohne einen gesetzlichen EntschuN 
digungsgrund, ein solches unbesoldetes Ehrenamt in der Verwaltung 
oder Vertretung des Kreises zu übernehmen oder das über- 
nommene Amt während der vorgeschriebenen regelmässigen Amts- 



den Landtagen aber stand nach §. 19, II der Landesordnungen in Gemeinde- 
angelegenheiten nnr die Detailgesetzgebung, die Erlassung „der näheren An- 
ordnungen inner den Grenzen der allgemeinen Gesetze*' zu. Nach der 
Februarverfassung fiel somit die allgemeine Gesetzgebung über Genieindean- 
gelegenheiten in die Kompetenz des (engeren) Reichsrathes, während sie heute 
den Landtagen zukommt. — Hier kann somit ein allgemeines Staatsge- 
setz durch ein Landesgesetz abgeändert werden. 

") Landesgemeindeordnungen §. 19, Dalmatien §. 16, Ober^Oest., Steierm. 
§. 17p Böhmen, Galizien, Krain, Mähren, Salzburg §. 20, Nied.-Oest. W. O. §. 41. 

") Landesgemeindeordnungen §. 51, Nted.-Oesterr. §. 31, Steierm. §. 48, 
Ober-Oesterr. §. 49, Salzburg, Krain §. 52, Galiz. §. 53, Böhmen §. 54, Dal- 
matien kennt diese Bestimmung nicht. 
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dauer zu versehen, oder entziehen sie sieh thatsächlieh, trotz vor- 
hergegangener Aufforderung Seitens des Ereisausschusses der Ver- 
waltung solcher Aemter, so können gegen sie Ehren- und Geld- 
strafen vom Kreisausschusse verhängt werden, sie können für einea 
Zeitraum von 3 — 6 Jahren der Ausübung ihres Rechtes auf Theil- 
nähme an der Vertretung und Verwaltung des Kreises fftr verlustig- 
erklärt und um ein Achtel bis ein Viertel stärker als die übrigen 
Kreisangehörigen zu den Kreisabgaben herangezogen werden. 

In Baiern sind nach dem Gesetze vom 31. Mai 1856 be- 
treffend die Einkommensteuer, die im Bentamtsbezirke ansässigeo 
(unbescholtenen) Staatsangehörigen verpflichtet, die Wahl in den 
Aus8ehuss anzunehmen, welcher zur Prüfung und Peststellung der 
dem Bentamte von den einzelnen Gemeindebewohnern überreichten 
Bekenntnisse ihres steuerbaren Einkommens gebildet wird. Dieselbe 
Verpflichtung besteht nach dem Gesetze gleichen Datums „be- 
treffend die Capitalrentensteuer" fiir den Eintritt in den Kapital- 
rentensteuerausschuss, welcher zur Prüfung der einbekannten Be- 
träge der gesammten Kapitalrenten der Steuerpflichtigen berufen 
ist. Niemand, der als Ausschuss oder Ersatzmann in den Steuer- 
ausschuss gewählt ist, kann ohne triftige Gründe die auf ihn ge- 
fallene Wahl ablehnen. Die vorgebrachten Ablehnungsgründe werden 
von der einschlägigen Distriktspolizeibehörde und in letzter Instan^^ 
von der Begierungskammer des Innern geprüft und beschieden. 

Wer, ohne Ablehnungsgründe geltend zu machen, oder wenn 
diese verworfen wurden, dennoch der erhaltenen Aufforderung zura 
Eintritte in die Sitzungen des Ausschusses nicht entspricht, ver- 
fallt in eine Strafe von 10 — 25 Gulden zu Gunsten des Armen- 
fondes jenes Ortes, wo derselbe seinen Wohnsitz hat. 

In den Beichsrathsländern nun sind von der Pflicht, die Wahl 
zum Mitgliede oder Ersatzmanne des Gemeindeausschusses oder zum 
Mitgliede des Gemeindevorstandes anzunehmen, nach den Gemeinde- 
ordnungen und Gemeindewahlordnungen (Nieder-Oesterr. §41) befreit: 

1) Geistliche aller Gonfessionen und öffentliche Lehrer, 

2) Hof-, Staats-, Landes- und öffentliche Pondsbeamte und Diener, 

3) Militärpersonen, welche nicht in aktiver Dienstleistung stehen^ 

4) Personen, die über 60 Jahre alt sind, 

5) diejenigen, welche eine Stelle im Gemeindevorstande durch 
eine volle Wahlperiode bekleidet haben, für die nächste Wahlperiode, 
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6) Perso^ien, welche in drei aufeinanderfolgenden Wahl- 
perioden als Ausschüsse wirksam waren, fllr die nächste Wahl- 
periode, 

7) diejenigen, die an einem die Ausübung ihrer Amtspflich- 
ten hinderlichen körperiichen Gebrechen oder an einer anhaltenden 
bedeutenden Störung ihrer Gesundheit leiden, 

8) Personen, ivelche vermöge ihrer ordentlichen Beschäftigung 
häufig oder durch lange Zeit in jedem Jahre aus der Gemeinde 
abwesend sind, 

9) diejenigen, welche nach §. 17 der Gemeindeordnungen **) 
zum Eintritte in den Gemeindeausschuss ohne Wahl berechtigt sind, 

10) diejenigen, welche in einem Privatdienste stehen, insoweit 
es sich um eine Wahl in den Gemeindevorstäud handelt. 

Ausserdem kann der Gemeindeausschuss (Gemeinderath). in- 
soferne es zur leichteren Versehung der oiispolizeilichen und an- 
deren örtlichen Geschäften erforderlich ist, für einzelne Theile der 
Gemeinde dort w^ohnende, wählbare Gemeindeglieder zur Unter- 
stützung des Gemeindevorstehers (Bürgermeisters) zur Besorgung 
dieser Geschäfte bestellen. Die Bestellten, die sich bei Besorgung 
dieser Geschäfte den Weisungen des Gemeindevorstehers zu fögen 
haben, sind gleichfalls zur üebernahme dieser Punktionen ver- 
pflichtet. Doch steht den sub 1 — 10 genannten Personen das Eecht 
zu,. eine solche Bestellung abzulehnen. 

II. Befreiungen von Sachleistungen. 
A. Geldleistungen (Steuern, Gebühren, Taxen). 

Die zweite Hauptaii; der politischen negativen Privilegien ent- 
steht durch die Befreiung von Sachleistungen an den Staat. 



") Ueber das Recht derjenigen in den Gemeindeausschuss wählbaren 
Gemeindemitglieder, welche von den gesammten in der Gemeinde vorgeschrie- 
benen direkten Steuern wenigstens den sechsten (in Kärnten den zehnten, 
in Niederösterreich den fünfjten) Theil (in der Bukowina von dem 'einver- 
leibten Gutsbesitze wenigstens 100 Gulden Realsteuer ohne Zuschläge, in Krain 
mindestens 100 fl. von dem in der Gemeinde gelegenen Realbesitze, oder 200 fl. 
von dem in derselben betriebenen Gewerbe) entrichten, auch ohne Wahl in 
den Gemeindeausschuss als Mitglieder einzutreten, s. §. 17 G. O. (Bukowina, Gali- 
zien^ Kärnten, Schlesien, §. 16); in Dalmatien, Görz, Istrien, Oberosterreich, Salz* 
bürg, Steiermark, Tirol ufid Vorarlberg fehlt diese Bestimmung. 
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1. Steuern. 

Unter diesen Sachleistungen nehmen die zwangsweisen Bei- 
träge der Einzelnen flir die allgemeinen **) Bedürfnisse des Staates 
4ie erste Stelle ein, d. h. die Steuern, d. i. Abgaben, die ohne Be- 
ziehung auf eine besondere Staatsthätigkeit zur Einhebung gelangen. 
Die Quelle des staatlichen Hechtes, Steuern von den Unterthanen 
zu fordern und eventuell zu erzwingen, ist die Nothwendigkeit der 
staatlichen Verwaltung; die Steuer tritt daher erst mit der staat- 
lichen Verwaltung auf, fiir welche Alle leisten müssen, da die 
Verwaltung auch für alle Staatsbewohner leistet. Voraussetzung 
des politischen Bechtes der Steuerfreiheit ist daher die Erfassung 
aller Staatsangehörigen als Steuersubjekte seitens der Verwaltung, 
d. h. die im Bechte des Staates verwirklichte Idee der allgemeinen 
Steuerpflicht. Die Stände hatten keine Pflicht der Steuerleistung, 
sie hatten dem Könige Steuern bewilligt meist gegen Ertheilung 
mannigfacher Privilegien. Mit der Herausbildung des Staatsbegriffes 
und der Staatsangehörigkeit im 17. Jahrhundert entsteht auch die 
Verpflichtung jedes Theiles der Staatsgemeinschaft, als Gegenleistung 
l\lr die Leistungen der staatlichen Verwaltung Geldbeträge zu prästiren. 

Heutzutage ist die Idee der allgemeinen Steuerpflicht der 
Staatsangehörigen (Staatsbewohner) anerkannt; sie gründet sich 
lediglich auf die Thatsache der Staatsgenossenschaft im weitesten 
Sinne und bedarf keiner speziellen Bechtstitel. Diese Idee der all- 
gemeinen Steuerpflieht in Verbindung mit der Idee der politischen 
Gleichheit der Einzelnen, d. h. der Zuerkennung gleicher staat- 
licher Bechte und Pflichten an die Einzelnen unter gleichen Vor- 
uussetzungen fordert die relativ gleiche und allgemeine Besteuerung 
der Staatsangehörigen. Unsere Zeit ist daher, allen Begünstigungen 
oder Exemptionen einzelner Kategorien von Personen, wie solche 
z. B. der Eitterschaft, **) der Geistlichkeit in früheren Jahr- 
hunderten rücksichtlich der damals allein erhobenen Grundsteuer 
zukamen, durchaus abgeneigt; ja manche Verfassungen verbieten 
sogar ausdrücklich die Bewilligung neuer Steuerbefreiungen. 

•*) AUerding^s gibt es Steuern, wie z. B. die Wehrsteuer (Militartaxe), 
deren Ertrag nicht dem Staatsbedürfnisse im AUgemeineo, sondern einem be- 
stimmten Verwendungszwecke zufliesst, sogenannte Zweckstcuem. 

*^) „Der Klerus zahlt dem Staat seinen Tribut mit den Gebeten, der 
Adel mit seinem Degen, der dritte Stand mit seinem Gelde.** 
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Dessenungeachtet bestehen auch heute noch mannigfache 
Steuerprivilegien. Sie sind erzeugt entweder durch das persönliche 
Moment — heute in geringer Zahl — in der Steuer, indem ge- 
wisse Kategorien von Personen von einer bestimmten Steuer be- 
freit sind (persönliche Rechte) , so die Mitglieder regierender 
Familien, die deutschen Standesherren nach Art. 14, lit. b der 
Bundesakte; oder diese Steuerbefreiungen und Steuerfreiheiten gelten 
für bestimmt qualificierte Sachen (neugebaute Häuser, urbar ge- 
machte Grundstücke), die entweder von der Steu erpflicht über- 
haupt eximirt sind (steuerfrei) oder als steuerpflichtig nur von 
der Entrichtung der Steuer auf eine Beihe von Jahren befreit 
sind (steuerbefreit). Das dem jeweiligen Besitzer dieser steuerfreien 
Sachen zukommende öffentHche Recht der Steuerfreiheit ist dann 
ein politisches Realrecht (steuerfreie Werthpapiere). 

a. In Betreff der direkten Steuern. 

Grundsteuer. 

In den Reichsrathsländern kommen nach dem Gesetze vom 
18. Mai 1883 (R.-G.-Bl. Nr. 83) §. 30—33 nur zeitliche Befreiungen 
von der Grundsteuer 2^) vor und zwar sind die Grundbesitzer öder 
oder unproduktiver wie auch durch aussergewöhnliche Elementar- 
ereignisse zeitweihg ausser Cultur gesetzter Gnmdstücke (zeitweilige 
Objektsänderungen), ferner die Besitzer der durch Urbarmachung^ 
produktiv gewordenen Grundstücke auf die Dauer von 10 Jahren 
(von dem der vollendeten Urbarmachung nachfolgenden Jahre an) von 
der Grundsteuer befreit. Bei der Neuanlage von Hochwäldern jedoch 
dauert dieses Recht der Grundbesitzer auf Befreiung von der 
Grundsteuer 25 Jahre, (Ges. vom 24. Mai 1869 (R.-G.-Bl. Nr, 88). 
Bei durch aussergewöhnliche Elementarereignisse erfolgter zeit- 
weiliger Ausserkultursetzung tritt die Gnindsteuerbefreiung für die 
Zeitperiode ein, welche nach dem bei der Mehrzahl der geschadig- 
ten Grundbesitzer vorhandenen Verwüstungszustande zur Wieder- 
herstellung der Ertragsfähigkeit der Gnmdstücke nothwendig er- 



«•) §. 1 des Gesetzes vom 24. Mai 1869, R.-G.-Bl. Nr. 88 bestimmt: 
„Der Grundsteuer unterliegen alle Grundoberflächen , welche im Wege der 
landwirthschaftlichen Bodenkultur benutzbar sind und zwar auch dann, wenn 
sie dieser Benützung durch eine die Steuerfreiheit nicht begründende Widmung^ 
entzogen sind. 
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«eheint; bei Ackerland, Wiesen, Gärten und Weingärten aberfindet 
noch über diese Jahre hinaus — deren Zähhmg mit 
dem auf das Elementarereigniss folgende Jahr beginnt — eine 
zweijährige Steuerbefreiung statt. Nach dem Gesetze vom 
27. Juni 1885 E.-G.-Bl. Nr. 3 ex 1886, § 7 gemessen die nach 
Vertilgung der Reblaus über behördliche Genehmigung mit neuen 
Eeben wiederhergestellten Weinpflanzungen eine von der voll- 
endeten Wiederherstellung an laufende achtjährige Grundsteuer- 
freiheit. 

In Preussen sind die standesherrlichen Familien (in den 
neuen Provinzen nach Massgabe der fiüheren Gesetzgebung) für 
ihre Domanialgrundstücke von der Grundsteuer befreit (Ges. betr. 
die anderweitige Regelung der Grundsteuer v. 21. Mai 1861, § 4, 
«es. V. 11. Februar 1870, § 3.) 

Gebäudesteuer. 

Auch bezüglich der Gebäudesteuer*') bestehen sowohl dauernde 
als zeitliche Befreiungen, wodurch fftr bestimmte Categorien von 
Personen oder flir die jeweiligen Eigenthümer steuerfreier Ge- 
bäude öflFentliche Rechte gegenüber der Staatsgewalt begründet 
werden. 

So sind z. B. die Mitglieder der regierenden Familien in 
Deutschland theil weise von den Gebäudesteuern befreit, 2®) in 
Preusen die Standesherren für die zu ihren Standesherrschaften 
gehörigen Gebäude, in Württemberg von der Wohnsteuer, wenn 
sie sich auf ihren Gütern aufhalten, in Baiern von der Häuser- 
steuer für ihre Schlossgebäude ^^) in den vormals reichsständischen 
Besitzungen. 



«') Nach §. 1 des Patentes vom 23. Februar 1820 (P.-G. S. B. 47, 
Anhang Nr. 7) unterliegen der Gebäudesteuer alle Wohngebäude, sie mögen 
in geschlossenen Ortschaften oder einzeln liegen; Ges. v. 9. Februar 1882, 
R.-G.-Bl. Nr. 17 (Gebäudesteuernovelle.) 

*«) Georg Meyer, deutsches Verwaltungsrecht, B. II, S. 216, 238. 

*^) Preuss. Gesetz v. 21. Mai 1861 betreffend die Einführung einer 
ungemeinen Gebäudesteuer, §. 4; v. Mohl, Staatsr. d. Königreichs Würtemb., 
B. I, S. 479; Baiern, Verf. BeU. IV, § 53. In Baden und Hessen besteht 
keine Steuerfreiheit der Standesherren. 
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In den Eeicbsrathsländern sind nach § 1 und § 2 des Ge- 
setzes vom 21. März 1880 B.-G.-Bl. Nr. 39 die Eigenthümer eines 
Neu-, Zu- oder Umbaues durch 12 Jahre vom Zeitpunkte der be- 
hördlich bewilligten oder früheren thatsächliehen Benützung von 
der Hauszins- und Hausklassensteuer sammt Staatszuschlägen 
befreit*^) (aus dem Titel der Bauführung). 

Ferner sind (aus dem Titel der Widmung) die zu wohlthätigen 
Anstalten gewidmeten Privatgebäude (Spitäler, Armenhäuser, Klein- 
kinderbewahranstaJten) von der Gebäudesteuer befreit, •^) die Pfarr- 
gebäude, bischöflichen Kesidenzen, Klostergebäude der Mendikanten- 
orden (mit Ausschluss der Dominikaner) und anderer geistlicher 
Orden, insoferne dieselben nach ihrer eigentlichen Bestimmung 
verwendet, und nicht vermiethet werden, *2) endlich die von einer 
Gemeinde, einem Lande, Bezirke oder Privaten zu Militär-Bequar- 



•0) Nach §. 2 des Ges. v. 18. Mära 1874, R.-G.-Bl. Nr. 18 kam den Eigen- 
thümern von Neu-, Um- und Zubauten, wenn dieselben in den Jahren 1874 — 187^ 
begonnen und bis Ende des Jahres 1876 planmässig voUendet waren, eine 
25jährige Steuerfreiheit zu. Bei Neu-, Um- und Zubauten, wenn solche vor 
dem Jahre 1874 begonnen wurden und bis Ende 1876 planmässig ToUendet 
und benutzbar gemacht worden, galt eine Steuerfreiheit von 15 Jahren für 
Neubauten und von 12 Jahren für Um- und Zubauten, — Solche Steuerbe- 
freiungen von der staatlichen Gebändesteuer und Hausklassensteuer sammt 
SUatszuschlägen enthalten die Gesetze v. 16. August 1865, R.-G.-B. Nr. 74; 
Ges. V. 14. November 1867, R.-G.-Bl. Nr. 137, betr. die Steuerfreiheit bei Neu-^ 
Um- und Zubauten ; Ges. v. 3. März 1868, R.-G.-Bl. Nr. 16 betreffend die Aus- 
dehnung der Bestimmungen der Allerh, Entschliessung vom 10. Februar 1835 
(Pol.-G. S. B. 63, Nr. 19) wegen Bewilligung von Steuerfreijahren bei Neu-, 
Um- u. Zubauten auf aUe Orte; Ges. v. 24. Dezember 1869, R.-G.-Bl. Nr. 188; 
Ges. V. 15. Juni 1871, R.-G.-Bl. Nr. 57 : Ges. v. 15. März 1876, R.-G.-Bl. Nr. 31. 

"^) (Allerh. Entschliessung vom 12. Oktober 1820.) Hofkanzleidekret 
vom 22. Oktober 1820, Z. 1842, R.-G.-S. Band 48, Nro. 122: „Mit A. h. 
Entschliessung vom 12. Oktober 1820 haben Seine Majestät anzuordnen ge- 
ruht: dass jene Privatgebäude, welche von ihren Eigenthümern zu Spitälern,. 
Armenhäusern oder anderen wohlthätigen Anstalten gewidmet werden, inso- 
lange als sie dieser Widmung gemäss verwendet bleiben, von der Entrichtung 
der Gebäudesteuer enthoben sein sollen. Der AUerh. Entschliessung vom 
11. Jänner 1853 sind auch die Kleinkinderbewahranstalten als Wohlthätigkeits- 
anstalten anzusehen, daher die für dieselben gemietheten Gebäude, wenn kein 
Miethzins entrichtet wird^ ebenfalls die Steuerfreiheit geniessen. 

■*) Hofkanzleidekret vom 27. Oktober 1829 (AUerh. Entschliessung vom 
10. Oktober 1829) Z. 3980, P.-G.-S. B. 57/11, Nro. 129. 
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tirungszwecken bleibend gewidmeten Gebäude,'*) wenn hieftir nur 
die im Gesetze vom 11. Juni 1879 Nr. 93 für Militär-Bequartirung 
bestimmte Vergütung vom Militär -Aerar enti-ichtet wird, fllr die 
Dauer der Widmung. 

Endlich findet auch bei den durch ausserordentliche Elemen- 
tarereignisse beschädigten Gebäuden — absehend vom Eechte (der 
ni. Kategorie) des Steuernachlasses — eine zeitliche Steuerfreiheit 
(von der Hauszins- und Hausklassensteuer) statt, wenn das ganze 
Haus oder Stockwerke neu hergesteUt werden müssen. 

Erwerbsteuer. 

Weiters unterliegen nach dem österreichischen Erwerbsteuer- 
patente vom 31. December 1812**) der Erwerbsteuer alle Personen, 
welche sich den Gewerben, Fabriken und Handlungsunternehmungea 
oder anderen gewinnbringenden Beschäftigungen dieser Art wid- 
men. Jede Unternehmung oj^er Beschäftigung, die im Allgemeinen 
auf Erwerb gerichtet ist, begründet somit die Erwerbsteuerpflicht. 
Die Befreiungen sind hier aus öffentlichen Eücksichten zahlreiche. 



") Schon mit der AUerh. Entschliessung vom 29. Oktober 1836 (Hof- 
kanrieidekret vom 2. November 1836, Z. 4099, Pol.-G.-S. B. 64, Nro. 143> 
haben Seine Majestät die zu Qnasicasemen in Verwendung befindlichen, nicht 
zum Staatseigenthum gehörigen Gebäude insolange und insofeme von der Ge- 
bäudesteuer zu befreien befunden, als sie der gedachten Bestimmung als Quasi- 
casernen entweder gang unentgeldlich oder bloss gegen Bezug des Schlafkreu- 
zers oder eines seine SteUe vertretenden Pauschalbetrages, insoweit dieser nur 
als eine Bedeckung für die Kosten des gestellten Services zu betrachten ist^ 
gewidmet werden. 

*♦) Erwerbssteuerpatent vom 31. Dezember 1812, P.-G.-S. B. 39, Nr. 77^ 
zuerst nur für Niederösterreich, Steiermark, Klagenfurterkreis, Böhmen, Mäh- 
ren, Schlesien, Galizien und Bukowina. — Wir, Franz der Erste, von Gottes 
Gnaden Kaiser von Oesterreich etc. ,,Zur dauernden Wiederherstellung der 
Ordnung in den Staatsfinanzen, ... ist es nothwendig, dass ein Theil der öffent- 
lichen Abgaben, welche bis nun in Unseren Staaten nur von den Grundbe- 
sitzern oder im indirekten Wege von den Capitalsbesitzern und der verzehren- 
den Klasse eingehoben wurden, auf jene Staatsbürger gelegt werde, welche 
sich den Gewerben, Fabriken und Handlungsunternehmungen oder anderen 
gewinnbringenden Beschäftigungen dieser Art widmen.*' — In den Jahren 1816,. 
1817 (Tirol und Vorarlberg), 1825, 1852 (Krakau und Gebiet) wurde die Er- 
werbssteuer successive in allen Kronländern eingeführt, zuletzt in Dalmatien 
(Kaiserl. Verordn. vom 9. Dezember 1851, R.-G.-Bl. Nro. 156). 
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Das öffentliche Eeeht der Befreiung von der Erwerbsteuer ge- 
öiessen nach §. 2 des Patentes alle Schriftsteller oder freien Künstler, 
«nd zwar aus besonderer Kücksicht auf die grossen Vortheile, 
welche diese Beschäftigungen der bürgerlichen Gesellschaft brin- 
gen; auch alle Aerzte, Wundärzte, Hebammen; überhaupt alle 
Beschäftigungen, welche die innere und äussere Heilung der 
Menschen und Thiere zum Zwecke haben; ferner gemessen Alle, 
welche sich mit der landwii*thschaftlichen Industrie, insoferne sie 
sich auf die Erzeugung roher Producte und deren Veräusserung 
bezieht, beschäftigen, die Freiheit von der Erwerbsteuer, indem 
-diese Producenten schon der Grundsteuer unterzogen sind. Ebenso 
4)ind in Orten mit weniger als 4000 Einwohnern alle Lehrer, auch 
Lehr- und Hofmeister in der Familie, (in Privatinstituten angestellte 
Lehrer), überhaupt alle Personen, deren Beschäftigung im unter- 
richte besteht, von der Erwerbssteuer befreit, „indem", wie die 
Instruction für die Ortsobrigkeiten sagt, „die Lehrer daselbst zu 
unterstützen sind, und sie daher nicht durch eine Stcuerbelegung 
2urückgescheut werden dürfen." Endlich sind auch alle Hilfsarbei- 
ter, d. i. solche, welche unter dem Namen Knechte, Gesellen, Diener, 
Subjecte etc. gegen einen bestimmten Lohn nach Zeitperioden oder 
verfertigten Arbeitsstöcken für einen Gewerbsmann oder Unter- 
nehmer arbeiten, sowie alle Taglöhner von der Erwerbsteuer be- 
freit. Nach der allerh. Entschliessung vem 2. Februai- 1823 kommt 
die Freiheit von der Erwerbssteuer auch den Apotheken der barm- 
heraigen Brüder zu.^*) 

Das Gesetz vom 9. April 1873 (R.-G.-Bl. Nr. 70) eximirt 
ferner die im Genossenschaftsregister registrirten, und auch die 
sonstigen auf dem Principe der Selbsthilfe beruhenden nicht regi- 
strirten selbstständigen Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften 
(Vorschuss- und Creditvereine, Oonsum-, EohstofiF- und Magazins- 
vereine, Bau-, Wohnungs- und Werksgenossenschaften u. dgl.), welche 



"^) Hofkanzleidekret vom 6. Februar 1823 an sämmtliche Länderstellen, 
P.-G.-S. B, 51, Nro. 16. Mit dem Hofkanzleidekrete vom 1. Februar 1831 
^P.-G.-S B. 58, Nro. 6) war, um der Runkelrüben-Zuckerzeugung eine staat- 
liche Begünstigung zuzuwenden, jenen industriellen Unternehmungen, welche 
■auf die Erzeugung des Zuckers aus inländischen Urprodukten gerichtet sind, 
-eine 10jährige Freiheit von der Erwerbssteuer zugestanden worden, ebenso für 
<lie Erzeugung des Syrup ans Kartoffeln. 
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ihrea Genossenschaftsbetrieb auf die eigenen Mitglieder beschränken 
(auch wenn sie von Xichtmitgliedern Darlehen aufnehmen oder 
Waaven kaufen) von der Erwerbsteuer ; ebenso die auf Grund beson- 
derer Landesgesetze aus den Contributions- oder Steuergeld-Fonden 
^entstandenen Vorschusskassen und die Gemeindevorschusskassen.^'^) 
Auch Sparkassen (F. M. E. v. 28. Juni 1875, Z. 11 .771), wechselseitige 
Unterstützungsvereine etc. erscheinen von der Erwerbsteuer befreit. 
Nach dem Hofdecrete vom 9. October 1813) sind alle jene 
montanistischen Werke, welche der borggerichtlichen Jurisdiktion 
zugewiesen sind, von der Erwerbssteuer frei zu lassen. 

Einkommensteuer. 

Endlich bestehen auch rücksichtlich der Einkommensteuer 
für bestimmte Kategorien von Porsonrn und für bestimmte Arten 
des Einkommens Befreiungen. 

In Deutschland stehen den Mitgliedern der regierenden Häuser 
Befreiungen von den (Zoll-) und Einkommensteuern zu, in manchen 
deutschen Staaten, wie z. B. in Preussen, Baiern, auch den Standes- 
herren doch nicht von den indirekten Steuern. Ferner sind in der 
Regel gewisse Kategorien besonders dürftiger Personen von der 
Einkommensteuer eximirt. 

Nach dem österreichischen Einkommensteuer-Gesetze vom 
29. Oktober 1849,*^) welches alle Arten des durch die übrigen 

8') S. auch das Gesetz vom 27. Dezember 1B80, R.-G.-Bl. Nro. 151, 
betr. Abänderungen der Erwerb- und Einkommensteuergesetze und Vorschrif- 
ten in ihrer Anwendung auf Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften §. l u. 4. 

»') Das Anerh. Patent vom 10. Oktober 1849, R.-G.Bl. Nr. 412, 
führte die Einkommensteuer bei Grundstücken und Gebäuden in der Form 
ein, dass 5) „für das Verwaltungsjahr 1850 zur Grundsteuer mit Ausnahme des 
dieselbe vertretenden Zehenls in Dalmaiien und zur Gebäudesteuer ein ausser- 
ordentlicher Zuschlag mit Einem Drittheile der ordentlichen Gebühr zu ent- 
richten ist." In diesem Patente vom 10. Oktober 1849 wird in Folge „der 
schweren Bedrängnisse, von denen der österreichische Staat im Laufe der 
Jahre 1848 und 1849 heimgesucht worden ist, die eine ausserordentliche An- 
strengung der Kräfte nothwendig gemacht und eine namhafte Vermehrung des 
Staatsaufwandes verursacht haben"*, die Einführung der Einkommensteuer an- 
gekündigt. Die Einkommensteuer wurde dann durch das Patent vom 29. Ok- 
tober 1849, R.-G.-Bl. Nr. 439, für sämmtliche Kronländer, für welche die 
Erwerbsteuer galt, dann durch Patent vom 4. Oktober 1851, U.-G.-B. Nr. 218, 
in Krakau, endlich durch Verordnung vom 9. Dezember 1851, Nr. 25ö, R.-G.- 
Bl., in Dalmatien und durch Verordnung vom 14. Jänner 1851 in Triest eingeführt. 
V. Da nt. scher. •"» 
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direkten Steuern noch nicht getroffenen reinen Einkommens der 
Staatsbewohner der Einkommensteuer unterwirft, und diese Arten 
des Einkommens (mit Ausnahme des der Grund- und Gebäude- 
steuer unterliegenden Einkommens) in drei Klassen **) einreiht, sind 
z. B. nach §. 3 diejenigen Personen von der Einkommensteuer 
befreit, welche von Künsten, Gewerben, Privatunterricht oder Be- 
förderung von Personen und Sachen von einem Orte zum andern 
ein Einkommen haben, rticksichtlich dessen sie in die erste (unterste) 
Erwerbsteuerklasse gereiht sind. ^^) Ebenso ist das Einkommen 
aus kleinen Grundpachtungen (Finanz.-M.-Erlass vom 13. Mai 1850). 
bei welchen 5 Percent des Gewinnes, welchen diese Pachtung dem 
Pächter abwirft, den für den Ort dieser Pachtung geltenden Betrag 
der Erwerbsteuer nach dem in der untersten (I.) Klasse für Künste 
und Gewerbe festgesetzten Ausmasse nicht überschreitet, einkora- 
mensteuerfrei, insofeme der Pächter kein anderes der Einkommen- 
steuer unterliegendes Einkommen bezieht. Desgleichen das Ein- 
kommen der auf Wechselseitigkeit beruhenden Arbeiterversicher- 
ungsvereino, Arbeiterkrankenkassen (Ges. vom 15. April 1885, R. 
G. Bl. Nr. 51) etc., die Pensionen der Mitglieder des Maria Theresien- 
Ordens etc. 

Auch die Hilfsarbeiter, Taglöhner und Arbeiter, welche die 
gemeinsten Arbeiten um einen Taglohn entrichten , unterliegen 
nach § 4, II, 4 des Patentes*®) nicht der Einkommensteuer. Ein- 

^^) Diese Eintheilung des Einkommens in verschiedene Klassen ruht 
auf dem Principe, dass in die erste Klasse aUe erwerbsteuerpflichtigen 
Unternehmungen und Erwerbsgattungen fallen (§. 4, al. 1, E.-Patent Nr. 439), 
wozu noch das Einkommen aus dem Berg- und Hüttenbetriebe und von Pach- 
tungen kommt; die zweite Klasse umfasst alle Einkommen aus entgeltlichen 
Dienstleistungen an eine im Inlande sesshafte physische oder juristische Person ; 
die dritte Klasse endlich bildet das Einkommen aus den Interessen oder H enten 
des im Inlande verwendeten Kapitals. 

") §. 1» III a, b, c, d, e und IV a und c des Erwerbsteuerpatentes 
vom 31. Dezember 1812. 

*°) §. 4, II. 4 des Einkommensteuerpatentes verordnet im zweiten Ab- 
sätze: „Die im Erwerbsteuer-Patente §. 2 unter a, b, c aufgeführten Beschäf- 
tigungen fallen dagegen nicht unter die Einkommensteuer. 

Erwerbsteuer- Patent § 2: Von der Erwerbsteuer sind ausgenommen: 
a) Alle, welche sich mit der landwirthschaftlichen Industrie, insofeme sie 
sich auf die Erzeugung roher Produkte und deren Veräusserungen bezieht, 
beschäftigen ; 
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Ifommensteuerfrei sind ferner (§§. 6, 2) die Mendikantenklöster, dann 
<iie dem Unterrichte, der Erziehung oder Krankenpflege obliegen- 
den geistlichen Orden, and die Wohlthätigkeitsanstalten rücksicht- 
lieh der Bezüge, welche ihnen aus dem Staatsschatze, öffentlichen 
Fonden oder von Gemeinden bewilligt sind. 

Die Pensionen der Mitgheder des Maria Theresien - Ordens 
und ihrer Angehörigen und die mit der Tapferkeitsmedaille ver- 
bundenen Zulagen *i) (F. M. V. v. 12. Mai 1851, E.-G.-Bl. Nr. 129) 
sind gleichfalls von der Einkommensteuer befreit. 

In der dritten Klasse des Einkommens endlieh ist nach § 7 
•des Patentes — zur Beförderung der Sparsamkeit — das Ein- 
kommen steuerfrei, welches auf Grund einer in eine Sparkasse er- 
folgten Einlage von der Sparkasse bezogen wird; ebenso die 
Winsen von Spareinlagen in die Postsparkassen.^*) 

b) In Betreff der indirecten Steuern. 

Befreiungen von den indirecten Steuern, sowohl persönliche, 
^Is sachliche kommen nur in äusserst beschränktem Umfange vor. 

So ist z. B. nach § 2 des Gesetzes vom 27. Juni 1878, 
R.-G.-BL Nr. 72**) die Branntweinerzeugung aus selbsterzeugten 

b) AUe Hilfsarbeiter, das sind solche, welche unter dem Namen Knechte, 
Gesellen, Diener, Subjekte u. s. w. gegen einen bestimmten Lohn nach 
Zeitperioden oder verfertigten Arbeitsstücken für einen Gewerbsmann oder 
Unternehmer arbeiten; 

c) Alle Taglöhner und Arbeiter, welche die gemeinsten Arbeiten um einen 
Taglohn verrichten. 

**) Verordnung des Finanz-Ministeriums vom 23. Februar 1851, R.-G,- 
Bl. Xr. 50 (Allerh. Entschl. vom 10. November 1860) in Betreff der Befreiung 
<ier Pensionen der Mitglieder des Maria-Theresien-Ordens und ihrer Angehö- 
rigen von der Erwerbsteuer. 

*•) Gesetz vom 28. Mai 1882, betreffend die Einführung von Postspar- 
kassen in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern, R.-G.- 
Bl. No. 56. Art. 21. „Die an das Postsparrkassenamt, die Postbehorden und 
ihre Organe gerichteten Eingaben der Einleger, ihrer gesetzlichen Vertreter 
oder Bevollmächtigten in Angelegenheiten des Postsparkassendienstes, sowie 
die im Art. 6 erwähnten Uebertragungsakte sind Stempel- und gebührenfrei, 
•ebenso sind die Zinsen von Spareinlagen von der Entrichtung der Einkommen- 
steuer und jeder in der Folge an deren Stelle tretenden Steuer befreit. 

♦') Das Gesetz vom 27. Juni 1878 wie das Gesetz vom 19. Mai 188A, 
H.-G.-Bl. Nr. 63, bestimmt ganz allgemein im §. 1: „Gebrannte geistige Flüs* 

3* 
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StofiFen zum eigenen Hausbedarf im Maximalbetrage von 56 Litern 
(für Tirol und Vorarlberg 112 Liter) innerhalb eines Jahres voa 
der Branntweinsteuer frei, während sonst auch für solche Quanti- 
täten die Verzehrungssteuer gezahlt werden muss. 

Auch bei den sogenannten Zwecksteuern, deren Ertrag nicht 
dem Staatsbedürfnisse im Allgemeinen, sondern einem bestimmten 
Verwendungszwecke dienen soll, können Befreiungen bestehen, sa 
z. B. bei der Wehrsteuer (Militärtaxe). Nach dem Gesetze der Keichs- 
rathsländer vom 13. Juni 1880, K.-G.-Bl. Nr. 70, betreffend die- 
Militärtaxe sind gewisse Kategorien von Untauglichen, so die in 
Ai-menversorgung befindlichen, die vor dem Jahre 1875 wehr- 
pflichtig Gewordenen von der Entrichtung der Militärtaxe befreit. 

2.) Gebtihrenprivilegien, Taxbefreiungeu. 

Die vom Staate festgesetzten Gebühren**) sind Abgaben, die 
vom Einzelnen anlässlich einer im öffentlichen Interesse vorge- 
nommenen Staatsthätigkcit erhoben werden, die ihm zu gute konmit„ 
oder ihn sonst wie besonders besonders berührt. Befreiungen ein- 
zelner Kategorien von Personen oder Sachen von der allgemeineni 
Gebührenpflicht begründen wieder öffentliche Kechte dieser Be- 
freiten gegenüber der Staatsgewalt, deren Inhalt in der Nicht- 
leistung (Nichtzahluug) an die Staatsverwaltung besteht. Die Ge- 

sigkeit unterliegt bei der Erzeugung der Verzehrungssteuer von eilf Kreuzeri> 
für jeden Hektoliter und jeden Alkoholgrad nach dem vorgeschriebenen hun- 
derttheiligen Alkoholmeter (Hektolitergrad, Liter Alkohol). In Betreff dieser 
steuerfreien Branntweinerzeugung s. Hofkammerdekret vom 24. August 1885» 
§. f», Z. 1; für Tirol und Vorarlberg F.-M.-Erl. vom 23. Juli 1856 K.-G.-ßl. 
Nr. 142, ferner den in Vollziehung des Gesetzes v. J, 1884 im Einveruehmea 
mit dem königl. ungarischen Finanz-Ministerium erflossenen Erlasse v. 14. Juli 
1884, R.-G.-Bl. Xr. 114. 

**) Für die Gebühr nach österreichischem Finanzrechte dürfte, eine sach» 
liehe Definition wohl kaum aufzustellen sein, da die verschiedenartigsten Ab- 
gaben und Abgabsformen als „ Gebühr ** bezeichnet werden, wie Eingaben- 
stempel, Zollgebühr, Uebertragungsgebühr, worunter echte Gebühren allerdings 
enthalten sind, aber auch Verkehrssteuern, Aufwandssteuern; ebenso wird der 
Ausdruck „Taxe" (die entweder Gebühr oder Steuer ist) willkürlich gebraucht. 
Adelsverleihungs- , Depositen- , Prüfungstaxen etc. Nach österreichischem 
Rechte ist Gebühr eben Alles, was die Gesetze Gebühr heissen. 



37 

fetihrenbefreiungen erscheinen somit theils als persönliche, theils 
als sachliche. 

So sind in den Reichsrathsländern z. B. die Mitglieder des 
«. h. Kaiserhauses hinsichtlich der Urkunden und Schriften, welche 
voo Höchstdenselben eigenhändig ausgestellt oder gefertigt sind, 
von der auf solche Urkunden entfallenden Gebühr befreit; ferners 
-die Armen, deren Armuth durch ein gesetzlich ausgestelltes Zeug- 
niss bestätigt ist, im gerichtlichen Verfahren über ihre eigenen 
Streitsachen ; ebenso arme , unter Vormundschaft oder Kuratel 
stehende Personen, rücksichtlich der Eingaben (und Beilagen) die 
von ihnen oder für sie bei der Vormundschafts- oder Kuratels-Be- 
tiörde überreicht werden müssen.*^) 

Nach dem Gesetze vom 21. Mai 1873 (R.-G.-Bl. Nr. 87) ge- 
niessen Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften (im Sinne des 
Oesetzes vom 9. April 1873, R.-G.-Bl. Nr. 70) besondere Be- 
günstigungen bezüglich der Stempel und unmittelbaren Gebühren 
(§§. 2, 3, 6, 7, 8, 9) (Gesetz vom 27. December 1^80 R.-G.-Bl. 
m 1, J. 1881.) 

Hieher fallen ferner die Befreiungen vom Schulgelde, von 
der staatlichen Mauthgebühr, vom Postporto. So sind die Mitglieder 
-der kaiserlichen Familie vom Briefporto, der Reccommandations- 
gebühr der Briefpost, unter gewissen Bedingungen auch der Fahr- 
post befreit*®), dann sind die Mitglieder der heute gräflichen (früher 
freiherrlichen) Familie Thurn und Taxis und der fürstlichen Familie 
Paar, welche in vielen deutschen Staaten die Post als Erblandpost- 
meister verwaltet hatten,*') vom Postporto flir Briefe für inmier befreit; 
ferner Gebührenbefreiungen von Stiftungen, Eisenbahnen etc. 

Zu den sachlichen (objectiven) Gebührenprivilegien ***) ge- 
hören z. B. die Gebührenfreiheit der Rechtsgeschäfte bei der Ar- 



**) Siehe Gebührengesetze vom 13. Dezember 1862, R.-G.-Bl. Kr. 89, 
Tarif-Post 75. 

*«) Gesetz vom 2. Oktober 1865, R.-G -Bl. Nr. 108, über die gebühren- 
freie Benützung der k. k. Postanstalt, Art. I. 

*^ S. II r. Lieferung dieses Buches, Seite 41, Note 4(). Gesetz vom 
2. Oktober 1865, Nr. 108, Art. I /. 

**) Gebührenprivilegien enthalten ferner das Gesetz vom 15. Mai 1874, 
R.-G.-Bl. Nr. 61, über die den Aktiengesellschaften im Falle ihrer Fusion zu 
gewährenden Gebührenerleichterungen, das Gesetz vom 31. März 1875, R.-G.- 
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rondirung von tirundstticken (Gesetz vom 3. März 1868 E.-G.-BL 
Nr. 17)*®), wo durch Tausch von Grundstücken, die der land- 
wirthschaftlichen Benützung gewidmet sind, eine Arrondirung des- 
Besitzes des einen oder anderen tauschenden Theiles bewirkt wird ; 
die zur Durchführung der Arrondirung erforderUchen Urkunden, 
Protokolle, Eingaben sind stempelfrei (Art. 4); femer die Befrei-^ 
uDgen der aus Anlass der Convertirung von Hypothekarforderungea 
auszustellenden Schuld- und Cessions - Urkunden von den Scala- 
Gebühren (Gesetz vom 11. Juni 1881, E.-G.-Bl. Nr. 59). 

Auch Taxbefreiungen finden sich vielfach in den besonderen 
Gesetzen; sie erscheinen theils als Gebühren-, theils als Steuerbefrei- 
ungen, je nachdem die Taxen selbst als Gebühren (z. B. bei Adels- 
Privilegienverleihung) oder als Abgaben, welche der Staat an da» 
bestimmte Vorkommniss knüpft, erscheinen. Auch das alte Taxgesetz, 
vom Jahre 1840 kannte solche Befreiungen. 

b) Naturalleistungen. 

Zu den öflFentlichen Lasten, die die Unterthanen dem Staate- 
prästiren müssen, gehören endlich auch noch die sogenannten 
Naturralleistungen, d. h. die Leistung von Quartier, Verpflegung, 
Vorspann für die bewaffnete Macht im Kriege, wie in Friedens- 
zeiten, sowie die üeberlassung der kriegsdiensttauglichen Pferde- 
bei einer Mobilisirung seitens der Pferdebesitzer an den Staat 
gegen angemessene Entschädigung^®) (Militärlasteu). Auch hier hat 



ßl. Nr. 52 über die Stempel- und Gebührenbefreiung bei den die Löschung 
kleiner Satzposten bezweckenden Verhandlungen, das Gesetz vom 11. Juni 1880^ 
R.-G.-Bl. Nr. 81, über die Gebührenerleicbterungen anlässlich der Convertirung 
von Eisenbahn- Prioritäts- Obligationen; ferner die Gesetze über die Stempel- 
und Gebührenbefreiung bei Durchführung der Grundentlastung etc. 

*») Ges. V. J. 1873, R.-G.-Bl. Nr. 58; v. J. 1879, R.-G.-Bl. Nr. 143^ 
T. J. 1885, H.-G.-Bl. Nr. 159. 

''°) Diese Entschädigung wird von der Militärverwaltung im administra- 
tiven Wege festgesetzt; in der österr.-ungarischen Armee durch den Landes- 
▼ertheidigungsminister im Einvernehmen mit dem Finanz- und Reichskriegs- 
minister. Einquartirungsgesetz vom 11. Juni 1879, K.-G.-Bl. Nro. 93, §§. 19^ 
30, 31: Reichsnormale über den Vorspann vom 11. August 1782, V. Absatz. 
Deutsches Gesetz betreffend die Quartiersleistung vom 25. Juni 1868, §.3; 
die Bestimmung der Vergütung für den Vorspann erfolgt in Deutschland von 
Zeit zu Zeit durch den Bundesrath (§. 17 des Kriegsleistungsgesetzes) mittels 
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das Princip der politischen Gleichheit der Persönlichkeit die dies- 
bezüglich früher bestandenen Vorrechte einzelner Stände *^) ver- 
schwinden lassen und ist die Idee der allgemeinen gleichen Pflicht 
der Staatsbürger zur gleichen Theilnahme an der Tragung dieser 
Lasten**) zum Durchbruche gelangt. 

Die Verpflichtung zur Naturalquatierleistung und Beistellung 
der Nebenerfordemisse haftet auf dem Besitze des Hauses *') be- 
ziehungsweise auf dem Besitze der übrigen beizustellenden Räum- 
lichkeiten; zum Vorspann sind die Staatsbürger, die sich im Be- 
sitze von Zug- und Lastthieren befinden, verpflichtet ; **) und die 
Pferdebesitzer trifft im Mobilisiningsfalle der bewaflFneten Macht 
oder eines Theiles derselben die allgemeine Pflicht, ihre kriegs- 
diensttauglichen Pferde dem Staate zu überlassen. **) 



Tarifes, — Pferde-Conscriptionsgesetz vom 16. April 1873, R.»G.-B1. Xro, 77, 
§. 9: Der Rest der classilizirten Pferde (d. i, die nicht vom Pferdebesitzer 
um den festgesetzten Remontenpreis freiwillig überlassenen Pferde) wird ohne 
Rücksicht auf den festgesetzten Remontenpreis oder durch die Mobilisirung 
etwa momentan erhöhten Preis durch die der Aushebungskommission beige- 
gebenen Schätzleute abgeschätzt. 

^*) So waren in Oesterreich bis zum Jahre 1849 die herrschaftlichen 
Gebäude und geistlichen Wohnungen von der Militärbequartierung befreit, 
dessgleichen die Besitzer der ehemaligen Dominicalgründe von der Vorspann - 
leistung. S. Erlass des Ministeriums des Innern vom 15. Jänner 1849, R.- 
G,-Bl. Xro. 88, an alle Länder-Chefs, womit die Aufhebung der bisher be- 
standenen Ausnahmen von der Verpflichtung der Militär-Bequartiruug und der 
Leistung der Vorspann angeordnet wird. S. auch Erlass d. Minist, d. Innern 
vom 11. Februar 1849, Nro. 125, R.-G.-Bl. 

^') Zu diesen Militärlasten gehört auch die Pflicht der Staatsbürger, der 
Militärverwaltung die nothwendigen Grundflächen zur unbehinderten Benützung 
(gegen Schadenvergütung) zu überlassen, femer die Grundeigenthumsbeschrän- 
kungen im Festungsrayon. Siehe über die rechtliche Natur dieser Militärlasten 
Laband, Staatsrecht, IT. B., 2. Abtheilung, §§. 108-111. 

") Gesetz vom 11. Juni 1879, R.-G.-Bl. Xro. 93, §. 8, womit für die 
im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder die Beistellnng der während 
des Friedenszustandes von dem stehenden Heere, der Kriegsmarine und der 
Landwehr benöthigten Unterkünfte und Xebenerfordernisse geregelt wird. Das 
im Artikel II angekündigte Gesetz über die Beistellung der Militärunter- 
künfte und Xebenerfordernisse im Falle eines Krieges ist noch nicht erflosser. 

»*) Erlass d. Minist, d. Innern vom 19. Jänner 1849. 

") Gesetz vom 16. April 1873 betreff"end die Deckung des Bedarfes an 
Pferden bei einer Mobilisirung für das stehende Heer und die Landwehr, R - 
G.-Bl. Xro. 77, §. 1. 
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Und die Befreiungen von dieser staatsbürgerlichen Pflicht 
der Naturralleistungen. wodurch wieder politische Rechte bestimmter 
Katogorien von Unterthanen oder von Besitzern bestimmter Sachen 
erzeugt werden, sind heute durch den Grundsatz der Gleichheit 
der Staatsbürger vor dem Gesetze auf ein sehr geringes Mass 
roduzirt. 

Nur die Mitglieder des kaiserlichen Hauses sind rücksichtlich 
aller Gebäude, welche für immer oder zeitweilig zu ihrem Auf- 
enthalte dienen, von der Einquartierung befreit:^®) ferner dic^ 
Frauenklöster gänzlich, die Männerklöster rücksichtlich der durcli 
die innere Olausur abgeschlossenen Räume ; die Privat-Wohlthätig- 
keits- und Heilanstalten, desgleichen die Locomotiv-Eisenbahn und 
Dampfschiflffahrtsgesellschaften in Betreif der nach dem Urtheilo 
der vorgesetzten Staatsbehörde zum Dienste und Betriebe unbedingt 
erforderlichen eigenen oder gemietheten Räumlichkeiten. In Deutsclj.- 
land sind die Mitglieder der regierenden Häuser bezüglich der 
ihnen gehörigen Wohngebäude von der Einquartirungslast in) 
Frieden befreit, ebenso von der Vorspannspflicht bezüghch der 
ftlr ihren Hofhalt bestimmten Pferde und deren uothwendigc» 
Fouragc, ebenso die Standesherren für ihre Wohngebäude. ^'^) 

Von der Stellung des Vorspanns sind in Deutschland eben- 
falls die Mitglieder der regierenden Familien bezüglich der fiir 
ihren Hofstaat bestimmten Wagen und Pferde befreit; die Seel- 
sorger, Aerzte und Thierärzte rücksichtlich der zur Ausübung ihres 
Dienstes- oder Berufes nothwcndigen Pferde; endlich auch dii^ 
Privatgostüte hinsichtlich ihrer Zuchtthiere. 

In Oesterreich-Ungarn sind von der Stellungspflicht der 
kriegsdiensttaugliehen Pferde befreit:*^®) 

Die Mitglieder des kaiserlichen Hauses für die zu ihrem 
Hofhalte bestimmten Pferde, die praktischen Aerzte auf dem flachen 
Lande für je ein Pferd zur Ausübung ihres Berufes; ferners Private 



'^®) Das Einquartirungsgesetz vom 11. Juni 1879, H.-G.-Bl. Nr. 93. 

*') Reichsgesetz vom. 25. Juni 1868 betreffend die Ouartirleistung für 
die bewaffnete Macht während des Friedenszustandes, §. 4. Reichsgeset/. 
über die XaturaUeistungen für die bewaffnete Macht im Frieden vom 13. Fe- 
bruar 1875. §§. 3 und 5. 

*®) §. 8 des Pferde- Conscriptions-Gesetzes vom 16. April 1873, R.-G.- 
Bl. Nro. 77. 
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wio Gemeindeu für die in ihrem Besitze befindlichen lieenzirten 
{geköhrten) Hengste ; die Besitzer von Stuten nnter den gesetzlichen 
Voraussetzungen. 

Auch in Deutsehland sind die Mitglieder der regierenden 
deutschen Familien, für die Pferde ihres Hofstaates, und die Aeratc 
und Thierärate fi\r die zur Ausübung ihres Benifes nothwendigen 
Pferde von der Stellungspflieht eximinirt. ^^) 

Der juristische Charakter dieser „Ueberlassung" der Pferd(^ 
nn den Staat gegen Entschädigung ist natOrUch kein privatrecht- 
licher Kauf Seitens des Staates respektive Verkauf Seitens des 
Pferdebesitzers, sondern Expropriation. Die Bestimmungen der 
<jesetze über Gewährleistung beim Kaufe und Schadloshaltung 
wegen Verletzung über die Hälfte etc. (§§. 922—1)28, 931—935. 
u. b. ü. B.) finden daher hier keine Anwendung; die Pferde- 
besitzer haften nicht für die Kriegsbrauchbarkeit der abgestellten 
Pferde, noch für heimliche Mängel, und sie sind nicht verpflichtet, 
wenn innerhalb d^r gesetzlichen Frist solche Krankheiten an ihren 
Pferden zu Tage treten, welche zur Auflösung des Kaufvertrages 
berechtigen würden, die kranken Pferde gegen Rückzahlung des 
-erhaltenen Preises zurückzunehmen. 

Diese Abstellung der Pferde Seitens der politischen Behörd<» 
ist eben ein öflfentlicher Verwaltungsakt, die Realisirung eines sub- 
jektiven ufi'entliclien Rechtes der Staatsgewalt gegenüber den Un- 
terthanen rücksichtlich dieser bestimmten Objekte (Pferde), wodurch 
dem F]igenthümer das Eigenthum gegen Ersatz des Werthes ent- 
zogen wird. Der Rechtsgrund liegt im öifentlichen Rechte, und 
<]ieses bestimmt auch die V^oraussetzungen, den Inhalt und Durch- 
fühi-ungsmodus dieses staatlichen Rechtes. 

Die hier betrachteten singulären politischen Unterthanenrechtc 
bestellen alle in einer gesetzlichen Befreiung von einzelnen per- 
sönlichen oder Sachleistungen an die Staatsgewalt. Gibt es aber 
auch eine Exemption von der allgemeinen, dem ganzen staatlichen 
Verhalten des Individuums zu Grunde liegenden Pflicht der Unter- 
werfung unter das Gesetz? Gibt es eine rechtliche Befreiung vom 
Oesetzesgehorsam? Dass ein solches Recht für Einzelne oder 
Personenkategorien als politisches Privileg unvereinbar ist mit der 



&ii , 



Keichsgesetz über die Kriegsleistungen vom 13. Juni 1873, §. 25. 
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staatlichen Existenz, welctie die gleiche unmittelbare Subjektion 
aller Staatsglioder unter den herrschenden Staatswillen verlangt, 
dass ein solches politisches Privileg unvereinbar wäre mit dem 
HegriflFe eines ünterthanen, bedarf keiner Widerlegung. 

Aber kann nicht eine Exemption von der staatlichen Oe- 
horsamspflicht im konkreten Falle — bei offenbar rechtswidrigen 
Verhalten der staatlichen Organe — nach fruchtlosem Gebrauche 
<ler gebotenen Rechtsmittel rechtlich begründet sein ? Gibt es nicht 
ein Recht, die rechtswidrigen Gebote und Verbote der Staats- 
verwaltung nicht zu befolgen, ein politisches Recht des passiven 
Widerstandes? 

Auch ein solches Recht — im technischen Sinne existirt 
nicht. Denn entweder handeln die staatlichen Organe gegenüber 
den Ünterthanen in rechtmässiger Ausübung ihres Amtes — und 
dann sind diese letzteren zum Gehorsam verpflichtet; oder aber 
die Staatsorgane handeln gesetz- und kompetenzwidrig, dann bringen 
sie nicht mehr die Staatsgewalt zum Ausdrucke, sie stehen nach 
Ueberschreitung der ihnen vom Staate verliehenen Competenz nicht 
mehr als Träger der öffentlichen Gewalt, als Staatsorgane, sondern 
als Menschen den Menschen gegenüber. Die ünterthanen haben 
aber nur dem durch die Organe vollzogenen Staatswillen — nicht 
dem Willen der Individuen zu gehorchen, ihr Gehorsam ist kein 
absoluter, sondern ein verfassungsmässiger. Da sie somit den rechts- 
widrigen Handlungen der staatlichen Organe keinen Gehorsam 
schulden, derlei Gebote oder Verbote für sie rechtlich nicht vei- 
bindlich sind, so kann in dem „Ungehorsam" gegen solche Ema- 
nationen der staatlichen Organe — in dem passiven Verhalten 
der Ünterthanen — keine Exemption von der allgemeinen Pflicht 
des staatlichen Gehorsams zu Tage treten. 



»!<• 



m. Eategorie : Beoht auf positive Handlung der Staatsgewalt. 

Während bei den Unterthanenrechten der I. und II. Kategorie 
die — positive oder negative — Handlung der Einzelnen den In- 
halt ihres subjektiv-öflfentlichen Rechtes gegenüber der Staatsgewalt 
ausmacht, ist es bei den Eechten der III. und IV. Kategorie die 
— positive oder negative — Handlung des Staates selbst, 
in welcher die subjektive Berechtigung der Einzelnen gegenüber 
dem Staate zum Ausdrucke gelangt, das politische Recht der Unter- 
thanen seinen materiellen Inhalt findet. Wie die Rechte der I. 
und IL Kategorie in einen für den Staat relevanten, ihn zum 
Objekte habenden, positiven oder negativen Handeln der Unter- 
thanen bestehen, in einem Handeln oder Nichthandeln gegenüber 
dem Staate, so haben die Rechte der III. und IV. Kategorie ein 
für den Einzelnen relevantes, ihn zum Objekte nehmendes posi- 
tives oder negatives Handeln des Staates zur Voraussetzung, ein 
Handeln oder Nichthandeln des Staates gegenüber dem Einzelnen, 
d. i. für ihn. 

Die politischen Rechte der III. Kategorien bestehen in dem 
rechtlichen Ansprüche der Staatsangehörigen (zum Theile auch der 
Fremden) auf eine positive Handlung des Staates, deren Inhalt ent- 
weder eine persönliche Dienstleistung desselben oder eine Sach- 
leistung bildet. In ihnen kommt die organische Natur des Staates, 
zufolge welcher die Einzelnen nicht bloss Pflichtsubjekte, Mittel 
für den Staat, sondern auch ihm gegenüber Rechtssubjekte sind, 
am klarsten zum Ausdrucke und sie haben mit den Rechten der 
IV, Kategorie das gemeinsam, dass sie ihrer Mehrzahl nach wesent- 
liche und allgemeine Rechte sind, die, wie das Recht auf Schutz 
der Privat- und öifentlichen Rechte durch den Staat, aus dem Be- 
griffe der Persönlichkeit folgen. Die gemeinrechtliche Theorie 
pflegt diese Rechte, da sie dem Menschen nicht von Natur aus 
zukommen, sondern nur als Mitgliedern des Staates, als Bürgern, 
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oben auch bürgerliche^) Eeehte zu nennen, droits eivils, und sie von 
den „politischen Eechten'' zu unterscheiden. Sie bilden, alle staat- 
lichen Verwaltungsgebiete umfassend, die zahlreichste Kategorie 
der politischen Eeehte und zeigen die grösste Mannigfaltigkeit des 
Inhaltes — von der einfachen Beurkundung bis zur Krhaltung des 
staatlichen Gliedes in der Armenversorgnng. 

Durch sie verleiht der Staat seinen Gliedern die Möglichkeit, 
die grossen Mittel der Gesammtheit, deren der Einzelne zu seiner 
allseitigen Entwicklung bedarf, und die er sich durch seine per- 
sönliche Kraft nicht verschaffen kann, zur Eealisirung seiner eigenen 
Interessen in Anspruch zu nehmen. Die Bechtsordnung muss daher 
dem Einzelnen die Macht verleihen, in seinem Interesse bestimmte 
Thütigkeiten, Handlungen, Leistungen des Staates begehren zu 
können und sie muss die staatlichen Organe somit zur Vornahme 
solcher im Interesse der Einzelnen gelegenen und über sein Be- 
gehren erfolgenden positiven Handlungen und Leistungen ver- 
pflichten. Hier ist es der Staat, der mit seiner öffentlichen Ge- 
walt und seinen grossen Mitteln dem Einzelnen in bestimmten 
Eichtungen dienstbar ist, ihn schützt und fördert, entwickelt und 
erhält. 

Bei den politischen Eechten der III. Kategorie verleiht somit 
die Bechtsordnung dem Einzelnen in dessen Interesse einen — 
in der Eegel auch durch Eechtsmittel realisirbaren — Anspruch auf 
eine bestimmte staatliche Handlung, welche das kompetente» 
staatliche Organ über sein Begehren vornehmen muss, ihm nicht 
verweigern darf. Die Vornahme des staatlichen Verwaltuno:saktes 
unterliegt somit dem Willen des Berechtigten. 

Die Bechtsordnung lokalisirt im Individuum in dessen Inter- 
esse eine Macht über die staatliche Gewalt nach bestimmten Bich- 
tungen hin; gegenüber dem politischen Eeehte des IJntorthanen 
steht die politische Verpflichtung des Staates, d. i. des in seinem 
Kompetenzkreise die Staatsgewalt ausübenden Organs. Denn jedenj 



*) S. die Literatur, I. Lief., .*=i. 8, Note 1. — Diese Benennung ist ebenso 
impassend und verwirrend als unbegründet; denn meistens gebraucht man die 
Ausdrücke „bürgerliche Rechte** und „Privatrechte" als identische Begriffe 
und weiters haben die Rechte dieser Kategorie durchaus nicht die Staatsan- 
gehörigkeit zur Voraussetzung, sie sind keineswegs Rechte, welche nur dem 
IJürjji'»» — Stantsburjjer — zustehen, keine staatsbürgerlichen Rechte. 
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subjektiven Rechte sieht nothwendig eine rechtlieh verpflichtete 
Persönlichkeit gegenüber. 

Allein umgekehrt entspricht nicht jeder öffentlichen staat- 
lichen Verpflichtung auch ein politisches Eecht der Unterthanen. 
Das objektive staatliehe Verwaltungsrecht verpflichtet im öffent- 
lichen iHteresse vielfach die Staatsorgane zur Vornahme von Amts- 
handlungen, deren Rückwirkung ^) allerdings dem Einzelnen auch zu 
(iute kommt, auf deren Bethätigung er aber keinen rechtlichen An- 
spnich hat. 

So sichert ja das Strafrecht ganz besonders das Leben, die 
(iesundheit, Ehre, die Vermögen aller Staatsbewohner, die Aus- 
übung der Strafrechtspflege kommt allen Staatsbewohnern in hohem 
ilrade zu gute, und sind die Straf behörden zu gewissenhafter Am ts- 
IViliruug strenge verpflichtet; aber weder der Verletzte, noch der 
Privatbctheiligte oder Anzeiger eines Verbrechens hat ein politi- 
sches Recht etwa auf Vornahme von Vorerhebungen, Einleitung 
einer Untersuchung, ürtheilsfällung ; der Anzeiger eines Verbrechens 
hat lediglich das Recht, die Protokollirung seiner Anzeige zu ver- 
langen. Anders ist nach der gegenwärtigen Strafprozessordnung die 
Stellung des Privatanklägers (§§ 4G, 49, 50 St.-P.-O.), der aller- 
dings ein Recht auf Durchführung der Strafverhandlung hat. Ebenso 
sind die Polizeibehörden zur genauen Durchführung der bestehenden 
Polizei Vorschriften — Sicherheits-, (iesundheits-, Marktpolizei etc. 
— verhalten. 

So ist die Polizeibehörde gewiss amtlich verpflichtet, über An- 
zeige des A, dass sein Haus einem Angriffe ausgesetzt sei, die nöthigeu 
Vorkehrungen zu dessen Schutze wie zur Erhaltung der öff^entlichen 
Ordnung zu treffen, allein A hat nach der positiven Gesetzgebung 
der Reichsrathsländer keinen Rechtsanspruch auf Vornahme eines be- 
stimmten Aktes der Polizeibehörde zum Schutze seines Hauses. Hin- 
gegen ist der Civilrichter verpflichtet, über Klage des A wegenVerletzung 
seines Privatrechtes ihm den staathcheu Rechtsschutz durch Urtheil 
und Exekution zu gewähren, die Gewerbebehörde muss bei der 
Anmeldung freier Gewerbe, wenn kein gesetzliches Hinderniss ob- 



*) V, Jhering, Die Reflexwirkungen oder Rückwirkung rechtlicher 
Thatsachen auf dritte Personen, Jahrbücher für Dogmatik, B. X, S. 245—354; 
Geist des röm. Rechtes (1. Auflage), IIT, 1, S. 327. 
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waltet, dem Bewerber einen Gewerbeschein ausfertigen (§. 13 der 
Gewerbenovelle vom 15. März 1883, E.-G.-B1. Nr. 39), die poli- 
tische Behörde muss — im Falle der Eheschliessung vor ihrem 
Forum — das Aufgebot vornehmen, sie muss einem Vereine auf 
dessen Verlangen, wenn keine gesetzlich begründete Untersagung 
.seiner Bildung erfolgt ist, seinen Bestand nach Inhalt der vorge- 
legton Statuten bescheinigen, womit dessen rechtliche Existenz füi 
den öffentlichen und bürgerlichen Verkehr geschaffen ist (Vereins- 
^^esetz vom 15. November 1867, R.-G.Bl. Nr. 130, §. 4, 5, 9), 
das Patentamt muss beim Vorhandensein des vom Gesetze gefor- 
-derten Thatbestandes, im Falle es die Thatsache einer gewerblich 
verwendbaren Erfindung konstatiert, die Patentertheilung**) vollziehen 
{Gesetz v. 15. August 1852, E.-G.-Bl. Nr. 184, §§. 13, 14, 27). 
Dasselbe gilt von Sachleistungen der Staatsgewalt über Verlangen 
der politisch Berechtigten; die Finanzbeliörde ist verpflichtet, eine 
unter Voraussetzungen, Avelche nicht eingetreten sind, gezahlte 
Steuern zu restituiren, die Steuerabschreibungen bei Elementar- 
unfällen unter gewissen Voraussetzungen zu bewilligen, der Staat 
muss die Armenversorgung entweder selbst oder durch die Gemeinde, 
Armen pflegschaftskörper etc. leisten. / 

In der Regel ist das politische Recht des UnterthanAiuch 
rechtlich geschützt, indem den durch die Verwaltungsbehörde Ver- 
letzten Rechtsmittel zum Schutze ihrer Rechte von der Rechts- 
ordnung verliehen sind, insbesondere die Verwaltungs-Rechtsbo- 
schwerde und die Verwaltungsklage. Das erstere Rechtsmittel 
gewährt einen weit unvollkommeneren Rechtsschutz. 

Die an die Staatsgewalt gerichtete Verwaltungs- Rechtsbe- 
schwerde zum Schutze politischer Untcrthanenrechte ist die an die 
höhere Verwaltungsbehörde gerichtete Bitte um Abänderung oder 
Aufhebung der Verfügung, durch welche sich der Beschwerdeführer 
in seinen politischen Rechten — zumeist in dem Rechte der poli- 
tischen Persönlichkeit — verletzt erachtet; ihre Voraussetzung ist 
daher immer eine vorausgegangene Verfügung. Hier fällt nun die 
Verwaltungsbehörde, einerseits selbst nicht unabhängig gegenülier 
der höheren Instanz, andererseits der beschwerdeführenden PartÄei 

*») S, Schanz, Die Patentertheilung, Archiv, für ofientl. Recht, IX,. 
2, S. 173. 
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nicht gleich, sondern übergeordnet gegenüberstehend, in dem Ver- 
waltungsrechtsstreite zwischen Staat und Unterthan die Entschei- 
dung, sie ist Parthei und Richter zugleich. 

Ihrer P.'utscheidung kommt daher — abgesehen von der un - 
willkürlichen Beeinflussung durch Bücksichton auf das Gemeininter- 
esse und öflFentliche Wohl — nicht die Autorität eines lediglich 
als Ausdruck uubeeinflusster Rechtsübei-zeugung erscheinenden öffent- 
lichen Kichterspruches zu. Und so führte das Bedürfniss nach 
erhöhtem Rechtsschutze der politischen Rechte der Unterthanon 
•den modernen Rechtsstaat zur Schaffung unabhängiger öffentlicher 
Gerichtshöfe für öffentliche Rechtsstreite zwischen Verwaltung und 
l^nterthanen — zur Einführung der Verwaltungsgerichtshöfe. 

Jedoch erscheint die Klagbarkeit des politischen Unterthanen- 
rechtes nicht als begriffliches Erforderniss des Rechtes, daher os 
auch klaglose politische Rechte gibt. Die gesetzliche Verpflichtung 
des staatlichen Organes zu einem, über Begehren des Berechtigten 
in seinem Interesse vorzunehmenden Verwaltungsakte kann dess- 
halb doch bestehen — gab es ja doch auch im absoluten Staaten 
politische Rechte der ünterthanen. In den Reichsrathsländern 
fuhrt das Gesetz über die Emchtung eines Verwaltungsgerichts- 
hofes selbst im § 3 Ht. c. d, i eine Reihe von Angelegenheiten 
fin, auf deren Gebiete die Verwaltungsklage (Beschwerde § 5) wegen 
Rechtsverletzungen politischer Rechte der Ünterthanen durch die 
Verwaltungsbehörden ausgeschlossen ist. 

Die Klagbarkeit des politischen Rechtes, so wichtig sie für 
dessen praktischen Werth ist und so sehr sie von der Idee des 
Rechtsstaates gefordert und mehr und mehr zur Geltung gebracht 
wird, ist dennoch kein absolutes Erforderniss seiner Existenz. 



*) Geseu vom 22. Oktober 187.5, K.-G.-Bl. Nro. 36 ex 1876 betr. die 
Errichtung eines Verwaltungerichtshofes §. 3: Von der Zuständigkeit des Ver- 
waltungsgerichtshofes sind ausgeschlossen: c) Angelegenheiten, welche nach 
Massgabe des Gesetzes vom 21. Dezember 1867, R.-G.-Bl. Nro. 146 in beiden 
Reichshälften gemeinsam verwaltet werden; d) Angelegenheiten, welche nach 
Massgabe des Gesetzes vom 21, Dezember 1867, R.-G.-Bl. Nro, 146 in beiden 
Reichshälften nach gleichen Grundsätzen verwaltet werden, dafern die ange- 
fochtene Entscheidung oder Verfügung kraft gesetzlicher Vorschrift im Ein- 
vernehmen mit einer gemeinsamen Verwaltungsbehörde der anderen Roich^- 
hälfte getroffen worden ist oder auf einer im gleichen Wege vereinbarten 
Verordnung beruht; d) Beschwerden wegen Entscheidungen und Verfügungen 
«der Steuereinschatzunsrskommisjiioner, 
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Hingegen besteht kein politisches Recht des Staatsbürgers 
auf Berücksichtigung seiner faktischen aber rechtlich nicht an- 
erkannten Interessen, bei welchen Fällen der Inhalt der staatlichen 
Entscheidung im discretionären Ermessen der Verwaltungsbehörden 
liegt; wenn auch hier die behördliche Entscheidung unter mög- 
lichster Berücksichtigung dieser faktischen Einzelinteressen erfolgen 
soll, so ist doch von einem politischen Eechte z. B. auf Be- 
willigung einer angesuchten Namensänderung, *) Aufnahme in den 
Staatsyerband, ^) Entlassung aus demselben (in Staaten, welche kein 
Auswanderungsrecht anerkennen) nicht die Rede; in diesem Gebiete 
fler freien (ungebundenen) Verwaltung hat der Einzelne wohl ein 
Recht auf formale Erledigung seines Ansuchens, nicht aber auf 
eine gesetzlich vorgeschriebene Meritalentscheidung gewährenden 
Inhaltes. Die Interessenbeschwerde, mittelst welcher sich der ab- 
schlägig Beschiedene an die höhere Behörde wendet^r enthält daher 
— im Gegensätze zur Vorwal tungsrechtsbesch werde — niemals 
einen öffentlichen Rechtsanspruch gegenüber der Verwaltungsbehörde, 
sondern lediglich die Bitte um Berücksichtigung des faktischen 
Interesses des Beschwerdeführers, daher hier von einer Verwaltungs- 
klage nicht die Rede sein kann. 

Die positiven Handlungeji nun, auf deren Vornahme die Unter- 
thanen ein politisches Recht haben, sind auf allen Gebieten der 
Staatsverwaltung zahlreiche und mannigfache, gemäss der Idee des 



*) Nur ausnahmsweise besteht ein solches Recht auf BewiUigung der 
Namensänderung beim Uebertritte zur christlichen Religion (Hof kanzleid ekret 
V. 5. Juni 1820, P. G. S. B. 64, Xr 3«). 

*) Während die Naturalisation ein Akt des freien Ermessens der poli- 
tischen Behörde ist, besteht doch ausnahmsweise ein Recht auf Verleihung 
der Staatsbürgerschaft bei Personen, die sich in den Staat durch lange Zeit 
eingelebt oder ihm früher angehört haben. So wurde in Oesterreich bis zum 
Jahre 1833 in den Ländern, wo das bürgerliche Gesetzbuch Geltung hat, die 
Staatsbürgerschaft durch einen zehnjährigen bestimmt qualificirten Wohnsitz in 
den österreichischen Staaten ipso facto erworben. Gegenwärtig bedarf es noch 
dem Hofdekrete v. 1. März 1833 (J. G. S. Xr, 2597) in diesem Falle nach der 
ausdrücklichen formellen Aufnahme, die aber über Ansuchen nicht verweigert 
werden darf. — In Deutschland haben Personen, welche durch Aufenthalt im 
y Auslände^ der Staatsangehörigkeit verlustig geworden sind, wenn sie nach 
Deutschland zurückkehren, ein Recht auf Aufnahme — über ihr Ansuchen — 
Seitens desjenigen Bundesstaates, in dem sie sich niederlassen. 
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Staates, die höchste allseitige Entwicklung seiner persönlichen 
(flieder — und damit seiner selbst — anzustreben, ihr körperliches, 
geistiges, wirthschaftliches, sociales Wohl auf die höchst mögliche 
Stufe zu erheben, und ihnen die hiefur nöthigen Mittel zu bieten. 

Man kann die politischen Rechte dieser Kategorie eintheilen 
nach den beiden grossen Klassen von staatlichen Vollzugsorganen 
im weitesten Sinne, welche den Unterthanen gegenüber politisch Ver- 
pflichteterscheinen, in Rechte gegenüber den Verwaltungsbehörden, und 
in solche gegenüber den Gerichten; man kann sie unterscheiden nach 
dem Systeme der Verfögimgen in Beurkundungen, Entscheidungen 
(Urtheile), Befehle und Ermächtigungen, man kann sie klassifiziren 
nach ihrem Inhalte in politische Rechte auf persönliche Dienst- 
leistungen des Staates und in solche auf Sachleistungen, oder nach 
den Hauptverwaltungsgebieten, wonach sich politische Rechte gegen- 
über der Verwaltung des Auswärtigen, der inneren, Justiz-, Unter- 
richts-, Finanz-, Handels- und Militärverwaltung ergeben 

So gibt es Rechte auf Beurkundung, d. i. auf Ausstellung von 
Geburts-, Tauf-, Trauungs-, Todtenscheinen, Prüfungszeugnissen, 
Auswanderungsbescheinigungen, Bescheinigung des Bestandes von 
Vereinen, Militärabschiede etc.; ferner Rechte auf Vornahme kon- 
stitutiver Verwaltungsverfügungen, so auf Ertheilung von Baubewilli- 
gungen, Erfindungspatenten, Ausstellung von Gewerbescheinen, Legiti- 
mationskarten, Registrirung von Marken und Mustern, Verleihung von 
Freischurfen und Grubenmassen, von Stiftungen, Stipendien (an die 
nach dem Stiftsbriefe Berechtigten), des Adels, ^ auf Aufnahme in 
staatliche Unterrichtsanstalten, Akademien etc., ferner Rechte auf 
Erlassung eines Befehles Seitens der Verwaltungsbehörden. 

Ausserdem haben die Staatsbürger Rechte mehr formeller 
Natur gegenüber den Verwaltuagsbehörden, wie das Recht auf 
Ertheilung von amtlichen Auskünften, Aufnahme des amtlichen 
Protokolles (Instruktion an die Bezirksämter v. 17. März 1855 



•| Die Adelsverleihung ist reine Gnadensache, doch gibt es auch ein 
Recht auf Adelsverleihung; so hatten früher in Oesserreich- Ungarn die Be- 
sitzer gewisser Orden, nämlich des St. Stefan-Ordens, Leopold-Ordens und des 
Ordens der Eisernen Krone das Recht auf Verleihung des Adels — Ritterstandes, 
Freiherrnstandes — über ihre Bitte. Durch AHerh. Handschreiben v. 18. Juli 
1884 wurde dieses Recht aufgehoben. — In Oesterreich-Ungarn haben die 
Offiziere nach dreissigjähriger tadelloser Dienstzeit mit dem Degen vor dem 
Feinde das Recht auf Erhebung in den Adelsstand. 

▼. Dantieher. ^ 
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E.-G.-BU Nr. 52) , formelle Erledigung von Eingaben (auch der 
Interegsenbeschwerde) , auf Vornahme einer kommissionellen Ver- 
handlung (Wasserrechtsgesetz V. 30. Mai 1869, B,-G.-Bl. Nr. 93, bei 
Betriebsanlagen, Bauführungen) etc. 

Eines der wichtigsten Rechte aber ist das Repht auf 
Abänderung, beziehungsweise Aufhebung einer ein politisches 
Becht verletzenden Verwaltungsverfügung und Entscheidung der 
Sache nach den Normen des Verwaltungsrechtes, welches Becht 
mittelst der Bechtsbeschwerde geltend gemacht, schliesslich den 
Schutz der Verwaltungsgerichte erfahrt. 

Ebenso wird man wohl auch ein politisches Becht der 
Staatsangehörigen auf völkerrechtlichen Schutz') durch die [aus- 
wärtigen Organe seines Heimatsstaates (Botschafter, Gesandten, 
Gonsuln) anerkennen müssen, und darin nicht lediglich eine Bück- 
wirkung der Normen des Völkerrechtes zu Gunsten der Einzelnen 
erblicken, wenn auch die Schutzpflicht diesen Organen schon im 
Interesse des Staates, seiner Würde auferlegt ist. Soweit es sich 
um Schutz des Einzelnen durch die Gonsulargerichtsbarkeit handelt, 
besteht wohl kein Zweifel, dass der Staatsangehörige einen Rechts- 
anspruch auf diesen richterlichen Schutz, analog jenem gegenüber den 
inländischen Gerichten, geniesst. Aber auch der Botsehafter wird 
dem Einzelnen über Verlangen seinen Schutz bei Vorhandensein der 
positiv- oder gewohnheitsrechtlichen Voraussetzungen des Völker- 
rechtes angedeihen lassen müssen und nicht verweigern dürfen, so 
z. B. im Falle widerrechtlicher Verhaftung, Hausdurchsuchung. Die 
Durchführung dieser Pflicht wird hier bis zu einem gewissen Grade 
allerdings im Ermessen des staatlichen Organes liegen, so dass 
man sicherlich nicht, wie Seydel*) einwendet, von einem Rechte 
des Einzdnen auf Absendung eines Kriegsschiffes sprechen kann, 

') Laband, Staatsr., B. l, S. 143, Kote 2; H. Schulze, DeutscHes 
Staatsr., S. 865; prenssisches Staatsr., S. 366; Georg Meyer, Staatsr. (3. Auf- 
lage)» S. 660. — Dagegen Jellinek, der den Bestand dieses Rechtes leugnet, 
da dem im Auslande befindlichen Inländer „nicht Rechtsmittel zu seiner 
Keaiisirung gegeben sind/' (System der subjektiven öffentl. Rechte, S. 114); 
aber — nach Seite 101 — „kann aus dem Fehlen eines Rechtsmittels nicht 
der stringente Schluss auf das Fehlen eines subjektiv-rechtlichen Anspruches 
gezogen werden?" 

•) Seydel, Baier. Staatsr., B. 1, S. 670, Note 2. 
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ebensowenig, als dem Einzelnen im Inland ein Recht auf Auf- 
bietung der Militärassistenz zusteht, sondern dies im ErmesseD 
der politischen Behörde gelegen ist, welche Mittel sie zur Durch- 
führung ihrer Schutzpflicht fdr die Einzelnen im konkreten Falle 
in Anwendung zu bringen habe. 

Ebenso bestehen mannigfache politische Rechte auf finanzielle 
Leistungen der Staatsgewalt, so die Rechte auf Steuerabschreibung ^) 
(Steuernachlass), Steuerrestitution, ferner die singulären Rechte der 
Mitglieder regierender Familien, der Prinzen auf Bezug ihrer Apanagen, 
der Prinzessinen auf standesgemässen Unterhalt, Aussteuer, Wittum. 

Strittig ist auch die Frage nach dem Bestände öffentlicher 
Rechte auf Benützung der staatlichen Kommunikations- und Ver- 
kehrsanstalten, der Posten, Telegraphen, Telephone, Eisenbahnen. 
Die Unterthanen haben natürlich kein Recht auf Errichtung solcher 
Anstalten, ebensowenig als der Staat im Allgemeinen '^) zur Er- 
richtung von staatlichen Unterrichtsanstalten verpflichtet ist. 

Doch haben die Staatsbewohner unter den gesetzlichen Vor- 
aussetzungen das Recht der Benützung solcher staatlicher Kom- 
munikations- und Verkehrsanstalten und legt der Staat ja audi 
derartigen Privatunternehmungen, den Privateisenbahnen, Privat- 
telegraphen die öffentliche Verpflichtung der Besorgung des Per- 
sonen- und Frachtenverkehres, der Depeschen etc. in den Kon- 
zessionaurkunden auf. Dass die hier in Frage kommenden Rechts- 
geschäfte, die Verträge zur Beförderung der Personen, Frachten, 
Depeschen, Briefe, nicht öffentlich-rechtlicher Natur sind, bedarf 
keines Beweises. Das staatliche Organ bringt hier gegenüber dem 
Publikum nicht die öffentliche Gewalt zum Ausdrucke, sondern 
schliesst Rechtsgeschäfte ab, die als solche ebenso zwischen Einzel- 
persönlichkeiten abgeschlossen werden können. Allein es besteht 
hier f&r alle diese Anstalten die öffentliche Pflicht zum Ab<- 
schlusse des Privatrechtsgeschäftes. Man will darin auch nur eine 
Rückwirkung der diessbezügliehen Verwaltungsrechtsnormen (Kon- 
zessionen, Reglements, Normale) erblicken, welche die öffentliche 
Verpflichtung dieser Anstalten begründen, ohne das? d'^^rselben ein 



•) S. III. Lieferung, S. 61; Ges. v. 6. Juni 1888, R.-G.-B1. Nro. 81. 

^^) Inwiefeme die Nationalität bei Anerkennung der Gleichberechtigung 
der natürlichen Nationen eines Staates politische Rechte der Staatsbürger be- 
gründen kann s. III. Lieferung, S. 22—28. 

4* 
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Recht der Unterthanen gegenüberstünde. Allein die Einzelnen 
haben doch ein Eecht auf Beförderung ihrer Personen und Sachen 
und können gegen eine widerrechtliche Verweigerung auch die Be- 
schwerde an die höheren Instanzen erheben. 

Und sonach dürfte hier doch ein öffentUches Recht der Staats- 
bewohner auf Abschluss des Privatrechtsgeschäftes vorliegen ' *). 

Unter den Rechten gegenüber der Verwaltung finden sich 
der Mehrzahl nach allgemeine, doch auch singulare politische Rechte, 
so namentlich der Mitglieder regierender FamiUen z. B. auf mili- 
tärische Ehrenbezeugungen. Ein besonderes singuläres Recht gegen- 
über der Regierung ist jenes der hochadeligen Häuser, von der 
Regierung zu verlangen, dass dieselbe ihre Hausgesetze als Re- 
gierungsvorlagen in den Kammern einbringe, damit dieselben dar- 
über Beschluss fassen. 

Was nun die politischen Rechte gegenüber den Gerichtsbe- 
hörden anbelangt, so erscheint hier als das wichtigste Recht der An- 
spruch auf richterlichen Schutz, die Erhebung der Klage zum Schutze 
von Privat- wie auch von öflfentlichen Rechten, sowie deren Erledi- 
gung durch deklaratorisches Urtheil und Exekution. 

Heutzutage tritt die Ueberzeugung immer klarer hervor, dass 
die Anstellung der privatrechtlichen Klage, beziehungsweise der 
Anspruch auf richterliche Hilfe zum Schutze des Privatrechtes ein 
öffentlich-rechtlicher Anspruch des Einzelnen ist*^); er bildet 
ein öffentliches Recht desselben, dessen Ausübung sogar im Belieben 
des Berechtigten gelegen ist. Ein Rechtsverhältniss, wie es zwi- 
schen den Rechtsschutz suchenden Unterthanen und dem denselben 
gewährenden Staate — zwischen Kläger und Richter — besteht, kann 
ja zwischen Einzelpersönlichkeiten niemals stattfinden. „Der Rechts- 
grund des Klagerechtes — sagt Laband — ist das Unter- 
thanverhältniss und die ihm entsprechende Herrschaft und 
Schutzpflicht des Staates, die sich ja unter Umständen auch auf 
Ausländer erstreckt und zu ihren Gunsten gehandhabt wird. Das 
privatrechtliche Verhältniss, aus welchem ein Anspruch erhoben 



»') Zorn, Staatsrecht, II, §. 25, S. 27 ff., §. 26; Laband. Staatsr. 
B. II, Abth. 2, §. 73, S. 55, 5R. 

") H. A. Zachariae, Staatsr. B. I, S. 464 „formeUe Rechte"; über 
die Literatur s. insbesondere Laband, Staatsr. (2. Aufl.), B. II, Abth. 1, §. 82. 
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wird, ist nicht die „Quelle" des Klagerechtes, wie die ältere Lehre 
annahm, sondern die rechtlich noth wendige Voraussetzung zur 
Gewährung des Kechtsschutzes." ^^) 

Auch im Verfahren ausser Streitsachen bestehen politische 
Eechte, so z. B. die Bechte auf Intabulation, Pränotation, Bestel- 
lung eines Vormundes, **) Kurators, u. dgl. 

Diesem wichtigsten, aus dem Wesen der Persönlichkeit fliessen- 
den Bechte auf Bechtsschutz scheint sich aber am Ende des Jahr- 
hunderts ein politisches Becht zur Seite stellen zu wollen, welches 
die Sieherstellung der Persönlichkeit als solcher auf wirthschaftli- 
chem Gebiete verwirklichen soll. Die Idee des Socialismus erhebt 
im Namen der gleichen und freien Persönlichkeit die Forderung 
nach Anerkennung eines allgemeinen staatlichen Bechtes der Unter- 
thanen auf Sicherung ihrer Existenz in wirthschaftlicher 
Beziehung. In zwei Hauptforraen wird die rechtliche Verwirk- 
lichung der Idee des Socialismus angestrebt, entweder durch Oreirurig 
eines allgemeinen politischen Bechtes auf Arbeit — droit au 
travail — oder eines allgemeinen politischen B echtes' auf Erhal- 
tung der nothwendigen Existenzmittel durch den Staat, 
droit ä Texistence;**) die socialen Aenderungen aber, welche die 
Anerkennung dieses Bechtes in der Organisation der gegenwärtigen 
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung zur Folge hätte, dürften gewiss 
nicht minder weittragende und nachhaltige sein, als jene politischen 
Umgestaltungen es waren, welche unser Jahrhundert in seinen ersten 
Dezennien in der Organisation der politischen Gewalten durch die 
Verwirklichung der politischen Freiheit und Ünverletzlichkeit der 
Unterthanen gesehen hat. 



«») Lab and, a. O., S. 339, Note 1. 

^*) Die staatliche Handlung der VormandschaftsbesteUung erfolgt in 
der Regel allerdings nicht erst über Verlangen des Minderjährigen oder der 
hiezu berechtigten Personen, da die staatliche Verpflichtung unabhängig hievon 
besteht, und zwar als Ausfluss der mittelalterlichen Doktrin vom officium nor 
bile des Staates, für die sogenannten persofiae miserabiles Sorge zu tragen. 

") S. irr. Lieferung, S. 28—32. 



IV. Kategorie : Beoht auf negative Eandlnng der Staatsgewalt. 

Die vierte und letzte Möglichkeit der Ausübung einer recht- 
lichen Herrschaft Seitens einer Person über die andere in einer 
bestimmten Richtung besteht nun in der Befugniss des Berechtigten 
auf ein Nichthandeln der anderen Persönlichkeit ihm gegenüber. 
Die verpflichtete Persönlichkeit darf ihre Handlungsfreiheit gegen- 
über dem Berechtigton nicht bethätigen, sie darf also den Berech- 
tigten nicht zum Objekte ihrer Handlung nehmen, weder dadurch, 
dass sie, mit einem Gebot oder Verbot an seinen Willen sich wen- 
dend, ihm eine Handlung (Leistung) gebietet oder verbietet, noch 
in der Weise, dass sie seine Person oder seine Bechtsgüter un- 
mittelbar zum Objekte ihrer Handlung nimmt — für sie besteht dem 
Berechtigten gegenüber die Unterlassungspflicht« 

Daraus ergibt sich die vierte Kategorie der poUtischen Rechte 
der Unterthanen, die Rechte der Unterthanen auf ein Nicht- 
handeln der Staatsgewalt ihnen gegenüber, der Anspruch 
der Unterthanen an die Staatsgewalt auf Anerkennung ihrer 
freien, unverletzlichen Persönlichkeit. Das wichtigste Recht dieser 
vierten Kategorie ist daher dieses Recht der politischen Persönlich- 
keit. Zufolge dieses Rechtes darf der Staat weder an den Willen 
des Unterthan sich wendend demselben eine Handlung gebieten 
oder verbieten, noch auch selbst einen unmittelbaren Eingriff 
gegen ihn odor seine Rechtsgüter begehen, soferne er nicht kraft 
des öffentlichen Rechtes hiezu ausdrücklich berechtigt ist; er darf 
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also den Einzelnen nicht verhaften, einsperren, intemiren, ausweisen, 
nicht sein Haus, seine Briefe durchsuchen, ihn ezpropriiren etc. Der 
Staat muss die staatsfreie Sphäre der Persönlichkeit als eine unver- 
letzliche rechtlich anerkennen. Das Beeht der politischen Persön- 
lichkeit hat daher eine doppelte Seite, eine positive und nega- 
tive. Zufolge der positiven Seite dieses Bechtes darf der Einzelne 
daher seine Handlungsfähigkeit, soweit dieselbe nicht den Staat 
oder den Einzelnen sich zum Objekte nimmt, frei bethätigen. Er 
darf, wenn man die Belation zum Staat ins Auge fasst, alle für 
den Staat neutralen Handlungen ausüben. Theoretisch wird man 
daher sagen müssen: Alle der Staatsgewalt gegenüber neutralen 
Handlungen der Persönlichkeit bilden den positiven Inhalt des 
öffentlich -staatlichen Bechtes der politischen Persönlichkeit. Wird 
der Einzelne vom Staate rechtswidrig in der Bethätigung einer 
solchen neutralen Handlung gehindert, so liegt eine Verletzung des 
einen und einheitlichen Bechtes der politischen Persönlichkeit, 
und nicht eines selbstständigen besonderen politischen Bechtes vor. 

Die Herrschaft des berechtigten Einzelnen über den Staat 
äussert sich daher bei den Bechten der IV. Kategorie darin, dass 
der Staat ihm gegenüber keine Handlung vornehmen darf, ihm 
gegenüber seine Selbstbestimmung beschränken muss, der ünter- 
lassungspflicht unterliegt. Da aber auch der berechtigte Einzelne 
zufolge des Bechtes der politischen Persönlichkeit nach seiner 
positiven Seite nur für den Staat neutrale Handlungen ausüben, 
den Staat selbst aber nicht zum Objekte seiner Handlungsfähigkeit 
machen darf, so kann hier von einem Dulden dieser rein indivi- 
duellen, neutralen Handlungen der Einzelnen Seitens der Staatsge- 
walt nicht die Bede sein ; denn die Einzelnen begehen keine recht- 
lichen Eingriffe in die staatliche Sphäre. 

Daraus ergibt sich auch der Unterschied zwischen dem 
Bechte der IV. Kategorie, dem Bechte der politischen Persön- 
lichkeit nach seiner positiven Seite, — d. h. dem Complexe alier von 
der Persönlichkeit vollzogenen neutralen Handlungen — und den 
politischen Bechten der I. Kategorie, welche in einem positiven 
Handeln der Einzelnen gegenüber dem Staate bestehen und daher 
ein Dulden dieser den Staat zum Objekte nehmenden positiven 
Handlungen der Einzelnen Seitens des Staates zur Folge haben. 
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Alle positiven Hand- 
lungen somit, welche als 
blosse — für den Staat neu- 
trale — Aeusserungen der 
menschlichen Handlungs- 
freiheit erscheinen, welche 
— gleich den Radien a — i 
— nicht in die staatliche 
Sphäre hineingreifen, den Staat nicht zum Objekte haben, fallen 
unter den positiven Inhalt des Rechtes der freien politischen 
Porsönlidikeit. 

Sobald hingegen di« — rechtlich erlaubte — Handlung dos 
Einzelnen — gleich dem Radius « — in die staatliche Sphäre 
hineingreift, den Staatskörper, dessen Verfassung afficirt. an dessen 
zum Geraeingebrauch bestimmten Sachen bethätigt wird etc., er- 
scheint diese Handlung, welche der Staat dulden muss, als ein 
selbstständiges poHtisches Recht der I. Kategorie, es liegt nicht 
mehr ein für den Staat neutrales Handeln, sondern ein Handeln 
gegenüber dem Staate vor. So z. B. die Handlungen, durch 
welche die Einzelnen Einfluss üben auf die Bildung der Organe 
der gesetzs:ebenden oder vollziehenden Gewalt, die Wahlen ^) zu den 



^) Nach der Ansicht Bernatzck*s («^Kritische Studien über den Begriff 
der juristischen Person und über die juristische Persönlichkeit der Behörden 
insbesondere'S Archiv für öffentliches Recht von Laband und Störk, J. 1890, 
S. 310) — und ihm folget Jellinek (System der subjektiven öffentlichen Rechte 
[Freiburg i. B. 1892] S. 151 ff.) -^ sind die zur Wahl staatlicher Vertretungs- 
korper Berechtigten in der Ausübung dieser Thatigkeit — im Augenblicke der 
Stimmabgabe — Staatsorgane. Dieses Wahlrecht würde sonach nicht als Recht 
des Einzelnen erscheinen, auf die Bildung des Organismus der gesetzgebenden 
Gewalt Einfluss zu nehmen, sondern es wäre ein Organrecht. — Bei Beurtheilung 
dieser Anschauung kommt es natürlich darauf an, wie man den Begriff „Staats- 
organ** deflnirt. Versteht man unter Staatsorgan jedes persönliche Staatsglied 
(oder eine Mehrheit von Personen) deren Wille verfassungsrechtlich als Staats- 
wille und deren Handlung als Handlung des Staates erscheint, dann sind 
die Wähler gewiss nicht Organe des Staatswillens, ihr Wille ist nicht Staats- 
wüle, er ist nicht einmal, wie der WiUe des Parlamentes (VolkswUle) ein 
Faktor, ein Element des Staatswillens. Die Wahlstimme hat ja zu ihrem Inhalte 
gar nicht die Regelung der öffentlichen Angelegenheit; vielmehr schafft der 
Wähler in der konstitutionellen Monarchie durch die Wahl der Volksvertretung 
nur einen Faktor für die Bildung des Staatswillent, welcher Faktor — gan^ 
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gesetzgebenden Körperschaften, xur Gemeindevertretung, zu öflfent- 
lichen Gerichten: so ist die Auswanderung, das Verlassen des 
Staatsgebietes unter Aufgebung der Staatsangehörigkeit ein selbst- 
ständiges Kecht der L Kategorie; diese Handlung ist keine fftr 
den Staat neutrale, irrelevante, sondern bewirkt den Verlust eines 
staatlichen Mitgliedes, und muss der Staat diese Handlung kraft 
seines selbstgesetzten Rechtes ertragen. Bei dem Rechte der poli- 
tischen Persönlichkeit besteht hingegen die Verpflichtung des Staates 
darin, dass seine Handlungsfreiheit vor der individuellen Sphäre 
Halt machen muss, in dieselbe nicht eingreifen darf. 

Die Unverletzlichkeit der politischen Persönlichkeit, ihrer 
Handlungsfreiheit, wie auch die Unverletzlichkeit der Sach- (Rechts-) 
guter der Persönlichkeit, insbesondere ihres Eigenthums gegenüber 
der staatlichen Verwaltung sind die wichtigsten Rechte dieser 
IV. Kategorie. Sie sind allgemeine politische Rechte, d. h. solche, 
welche der Idee und Regel nach jeder Persönlichkeit als solcher 
zukommen. 

Doch ist der positive Inhalt dieses Rechtes der politischen 
Persönlichkeit nicht flir alle Staatsbewohner derselbe; objektive 
Verschiedenheiten, begründet durch Geschlecht, Alter, Staatsange- 
hörigkeit, Beruf, erzeugen einen Unterschied im Inhalte dieses 
Rechtes, auch das Religionsbekenntniss kann einen solchen be- 
wirken. So ist die rechtliche Handlungsfähigkeit der Frauen, der 
Minderjährigen, der Fremden, der Staatsbeamten, Militärpersonen 

unabhängig von den Wählern — den Volks willen^ der den politischen An- 
schauungen der Wähler entgegengesetzt sein kann, erzeugt, und erst durch die 
Sanktion der Krone Staatswille wird. Staatswille ist der WiUe des unmittel- 
bare n, sei bstständ igen Organes: Monarch. Aber auch in der Republick schafil 
der Wähler nur das Organ, dessen Wille dann -— unabhängig in seinem Inhalte 
vom Willen der Wähler — Staatswille ist. Die Volksvertretung ist ja nicht 
der juristische Stellvertreter der Wähler, sodass ihr Wille rechtlich als Wille 
der Wähler erschiene. Wohl übt der Wähler sein Wahlrecht im eigenen In- 
teresse wie im Interesse des Staates aus, aber desshalb ist sein Wille nicht 
Staatswille, noch ein den Staatswillen im Vereine mit andern erzeugender 
Faktor. Der Wähler ist kein Organtheil eines den Staatswillea erzeugenden 
Organganzen. — Jellinek selbst detinirt den Begriff „Staatsorgan" dahin: 
„Die ihren Willen der Staatspersönlichkeit zu Erreichung ihrer Zwecke leihende 
menschliche Persönlichkeit wird zu einem Organ des Staates." [Gesetz und 
Verordnung (Freiburg i. B. 1887) S. 20d]. Leiht aber der Wähler wirklich 
«meinen WiMen der Staatspersönlichkeit? 
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eine geminderte. In Bassland t. B. ist den Juden in den meisten 
Gouvernements die Niederlassung verwehrt, sie dürfen keine liegen- 
den Güter erwerben und sind in der Wahl des Berufes und der 
Ausübung von Gewerben beschränkt. 

Es kann aber auch eine Aenderung des Bechtes der poli- 
tischen Persönlichkeit, c le Erweiterung oder Minderung des- 
selben eintreten. 

Die Erweiterung kann fDr alle Staatsbewohner, oder fQr be- 
stimmte Kategorien derselben durch die Gesetzgebung erfolgen oder 
aber für den einzelnen durch mannigfache Thatsachen bewirkt werden. 

So hat der moderne Bechtsstaat die freie Ausübung einer 
Beihe von f&r die Staatsgewalt neutralen Handlungen der ünter- 
thanen, deren Vornahme der absolute Staat entweder gänzlich ver- 
boten oder von seiner Bewilligung abhängig gemacht hatte, recht- 
lich anerkannt, so : Verlassen eines Ortes (insofeme natürlich nicht 
eine besondere Besidenzpflicht besteht), Niederlassung an einem 
beliebigen Orte des Staatsgebietes, Erwerb von Liegenschaften jeder 
Art, Ausübung freier Gewerbe, Wahl des Berufes, Bildung von 
Vereinen, auch politischen, Abhaltung einer Versammlung, Ver- 
öffentlichung der Meinung in der Presse innerhalb der gesetzlichen 
Schranken etc. So wurde durch die Aufhebung der gesetzlichen 
Beschränkungen über die Freizügigkeit und Gommerzfahigkeit der 
Juden, namentlich anch rücksichtlich des Erwerbes von Liegen- 
schaften der positive Inhalt des Bechtes der politischen Persönlich- 
keit fftr dieselben erweitert. Die Erweiterung dieses Bechtes kann 
aber auch für den Einzelnen durch mannigfache Thatsachen er- 
folgen, so durch Erwerb der Staatsangehörigkeit, Erlangung der 
Grossjährigkeit, Aufhebung der Curatel, Beligionswechsel (in Staaten, 
wo die Gleichberechtigung der Beligionen nicht anerkannt ist), 
Austritt aus gewissen Berufständeh (Beamten-, Militärstande, Orden), 
wie insbesondere auch durch Verwaltungsverfllgung: Verleihung 
von Berechtigungen, Conzessionen, Waffenpässen, Jagdkarten. 

Aber auch eine Minderung des Bechtes der politischen Per- 
sönlichkeit, eine dauernde wie vorübergehende kann den Einzelnen, 
wie die Bewohner eines bestimmten Gebietes treffen. Sie erfolgt 
durch strafrechtiiche Verurtheilung, Stellung unter Polizeiaufsicht, *) 

*) Für die Reichsrathsl&nder Ges. ▼. 10. Mai 1878, R. G. B. Nr. 108, 
S 4-11. 
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düreh Yerlüst der Staatsbürgerschaft, Guratelsyerhftngung, Ent-- 
siehimg yon Goncessionen, Berechtigungen, Eintritt in gewisse Beruf- 
stfinde (Militär-Beamtenstand, geistliehen Stand); sie greift nament- 
lich vorübergehend Platz durch die Verhängung des Belagerungs- 
zustandes, Suspension von die politische Handlungsfreiheit garan- 
tirenden Verfassungsbestimmungen (Grundrechten), wie auch durch 
den Erlass von Ausnahmsverordnungen zur Handhabung der Polizei- 
und Strafgewalt. •) 

Die Minderung des Rechtes der politischen Persönlichkeit 
kann aber auch nach der negativen Seite dieses Sechtes hin ein- 
treten, indem die Staatsgewalt nunmehr weitergehende, unmittel- 
bare Eingriffe gegenüber der Persönlichkeit rechtlich vornehmen 
kann, so die gänzliche Entziehung der persönlichen Freiheit durch 
die verhängte Freiheitsstrafe, die lätemirung einer Persönlichkeit 
an einem bestimmten Orte zufolge der von der politischen Be- 
hörde auf Grund des strafrechtlichen Erkenntnisses verhängten 
Stellung unter Polizeiaufsicht, die Abschiebung, polizeiliche Ab- 
schafiung^) aus einem oder mehreren Orten bei Eintritt der ge- 
setzlichen Voraussetzungen, die Abgabe in ein Zwangsarbeitshaus, 
in eine Besserungsanstalt^) (bei Personen unter 18 Jahren) durch 
Verfügung der politischen Landesbehörden auf Grund des straf- 
riehterlichen Urtbeiles, die Ausweisung von Staatsbewohnem aus 
dem Staatsgebiete, Auslieferung derselben an den requirirenden 
Staat, wenn dieselben ihre bisherige Staatsbürgerschaft aufgegeben 
haben. Auch durch die Suspension der Grundrechte — in den 
Beichsrathsländem des Artikels 9 des Staatsgrundgesetzes über die 
allgemeinen Bechte der Staatsbürger — erweitem sich die Be- 
fugnisse der Staatsgewalt zur Beschränkung der persönlichen Freiheit 
in Betreff der Verhaftung, Ausweisung und Intemirung der Per- 
sonen im Suspensionsgebiete; dadurch erfährt aucfh das politische 
Becht der Unverletzlichheit der Sachgüter eine Verminderung nach 
seiner negativen Seite hin rücksichtlich einzelner Objekte, so des 
Hauses, der Briefschaften, indem die Staatsbehörden die Eröfihung 
und Beschlagnahme von Briefen wie auch die Durchsuchung des 

•) Siehe das DeUil, in. Liefrg. dieses Buche«, S. 7 ff, 187, 166, 154, 1 61— 152. 
*) Ges. ▼. 27. Juli 1871, R. G. Bl. Kr. 88, §. 1, 2. 
») Ges. V. 10. Mai 1878, R. G. Bl. Nr. 108. §. 14-17, 19; Ges. ▼. 
24. Mai 1886, R. G. Bl. Nr. 89, §. 7—9. 
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Hanses zum Zwecke der Strafgpriohtspflege (in Betreff der im Ge- 
setze bezeichneten strafbaren Handlungen) jederzeit und ohne richter- 
lichen Befehl vornehmen können.*) 

Aus dem positiven Inhalte des Rechtes der politischen Per- 
sönlichkeit, welcher in der rechtlichen Möglichkeit der Ausübung 
aller för den Staat neutralen Handlungen der Persönlichkeit be- 
steht, folgt natürlich nicht, dass der Staat die Ausübung einzelner 
solcher neutraler Handlungen nicht im öffentlichen Interesse be- 
schränken und regnliren dürfe; der Einzelne darf daher seine 
Handlungsfreiheit rücksichtlich der för den Staat neutralen Hand- 
lungen nur innerhalb der gesetzlichen Schranken bethätigen. So 
sind z. B. die Handlungen : Holzabtreibung Seitens des Waldeigen- 
thums, Verwendung des Waldgrundes zu anderen Zwecken als 
zur Holzzucht, Ausübung der Jagdberechtigung, Abhaltung einer 
Tanzunterhaltung etc., gewiss für den Staat neutrale Handlungen, 
welche aber dennoch nur in Gemässheit der Forst-, Jagdgesetze 
und Polizeivorschriften angenommen werden dürfen. 

Es sind nun verschiedene staatsrechtliche Theorien und Be- 
griffe in der Geschichte der politischen Entwicklung, welche die 
Idee der Unverletzlichkeit der Persönlichkeit gegenüber der staat- 
lichen Verwaltung zu ihrem Inhalte haben und — zum Theile in 
Verbindung mit der Idee der politischen Freiheit — zur An- 
erkennung bringen wollen. Für die Idee der politischen Un- 
verletzlichkeit kämpfte die Vertragstheorie, die Lehre Montes- 
quieu's von der Trennung der einheitlichen Staatsgewalt, und diese 
Idee fand insbesondere ihren gesetzlichen Ausdruck in den Grund- 
rechten der Völker; die Theorie des allgemeinen Stimmrechtes 
aber ward lediglich im Namen der politischen Freiheit der 
Einzelnen erhoben. Durch die Verwircklichung beider Ideen aber 
im Verfassungs rechte des Staates entstand der konstitHtionelle 
Eechtsstaat. 



•) St. Gr. G. über das aUg. R. d, Staatsbürger, Nr. 142, J. 1867, Art. 
8—10. 12, 13 ii. Art. 20 u. dessen Anhang: Ges. v. 27. Oktober 1862, R. G. Bl. 
Nr. 87 u. 88, zum Schutze der persönlichen Freiheit und des Hansrechtes: 
femer Ges. v. 6. April 1870, K. G. Bl. Nr. 42, zum Schutze des Brief- und 
Schriftengeheimnisses ((res. \, 26. Mai 1879 Nr. 79, R. G. Bl.); Ges. v. 5. Mai 
1869, R. G. Bl. Nr. 66, womit . . . die Befugnisse der verantwortlichen Re- 
gierungsgewalt zur Veirfügung zeitweiliger und örtlicher Ausnahmen Ton den 
bestehenden besetzen bestimmt werden. 
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1) Die Vertragslohre. 

Die Vertrap:stheorie war dem Alterthum bekannt. ^ sie lebt 
fort, trotz des theokratischen Gharaktei's der christlieh-germanischen 
Staatslehre, mit der sie auf den ersten Blick unvereinbar erscheint,, 
in den Schriften der Kirchenväter (Augustinus, 354 — 41)0. de 
civitate dei) *) und Scholastiker (Thomas von Aquin, 1224 — 1274, 
de regimine principum), *) ja es findet sich im späteren Mittel- 
alter sogar ein Bepräsentant der Volkssouveränetätstheorie, Marsi- 
lius von Padua (t 1328, defensor pacis (1324) adversus usurpatam 
Bomani pontificis jurisdictionem) *®) — der Rousseau seiner Zeit. 

Die Yertragstheorie mit ihrer Tendenz, das Individuum au& 
der Stellung eines gegenüber der Gesetzgebung unfreien, und ge- 
genüber der Verwaltung fast rechtlosen Objektes der Staatsgewalt 
zu erlösen, tritt am Ende des 16. Jahrhunderts herrschend auf, 
sie wird durch Hugo Grotius (de jure belli ac pacis 1625) zur politi- 
schen Lehre ftir das 17. und 18. Jahrhundert. 



*) Die Epikuräer und ein Theil der Sophisten bekannten sich zur Lehre,, 
dass der Staat durch den Vertrag der Schwachem entstanden sei. Plato, 
Po], II.> c. 2: cüai' ^nttJnv allriXovg ddiittaai li xai ä^ixdiv xa\ df4(poTtQ<av 
yivürmat, toig fArj ^vva^ivotg t6 fikv ixtftvytiv^ x6 ^l alQttv Soxuv XvaireXftv 
^vv9-io9-ai ullriloig fÄi^t* d^ixuv utjt' ä^txfia&ai, xal ivT(v&(v cfi) aQ^aa&at 
vofiovs rl&iO&ai xai ^vvd-rjxas aviotv xttl dvofiaacii rd vno rov vofiov (nCrayfia* 
vofAifAOV rf xai ifCxuiov, So tritt im V. Jahrhunderte \wa Christus, mehr als 
2000 Jahre vor Rousseau die Yertragstheorie auf als Reaction gegen die un- 
natürliche Verkennung des Individuums im altklassischen griechischen Staate- 
und der antiken Staatslehre. 

«) Üb. XV, c. 8, XIX, c. 24. 

•) I, 6, 10; in, 11. 

*°) Dictio J, 12: Nos autem dicamus secundum veritatem atque conr- 
silium Aristotelis III politicae caput VI, legislatorem seu causam legis^ 
effectivam primam et propriam esse populum seu civium wiiversitatetn aut 
ejus valentiorem partem per suam electiofiem seu voluntatem in generali 
civium congregatiofie per sermonem expressam, praecipientem seu determi- 
nantem aliquid fieri vel omitti . .'.'. redeamus demonstrare scilicet, legum- 
latoris auctoritatem humanam ad solam civium universitatem aut ejus va- 
lentiarem partem pertinere .... nam quia civitas est comunitas liberorum, 
ut scribitur III politicae c, IV, quilibet dvis liber esse dehet, fiec alterius. 
ferre, despotiam id est, servile dominiuvi. Hoc autem fWfi contingeretf si unus 
aliquis aut pauciores civium legem ferrefit autoritate propria supra civium uni- 
versitatem; sie enim legem ferentes aliorum despotes essent. Auch. 

dictio I, c. 8, 9, 11, 14, 18, 



62 

Man hat diesen Fundamentalsatz der naturrechtlichen Staats- 
lehre, dass der Staat primär durch den übereinstimmenden Willen 
der Einzelnen gegründet worden sei, oft ein Sophisma, einen 
Trugschluss genannt, der seinem Inhalte nach zur Irreführung 
geeignet, von seinen hervorragendsten Vertretern selbst wie z. B. 
Rousseau") nicht flir wahr gehalten worden sei. Man erklärte 
ihn zum Mindesten für einen Fehlschluss, einen Paralogismus. da 
die historisch und philosophisch unrichtige Behauptung der primären 
Entstehung des Staates durch bewussten Willensakt der einzelnen 
freien Menschen nur zu leicht Glauben linde. 

Allein diese Vertragstheorie, ausgehend von dem ausser der 
Gemeinschaft stehenden, freien Einzel-Menschen und daher schon 
principiell die Einheit dieser freien Einzelnen — das souveräne 
Volk — über Königthum und Obrigkeit stellend, erhielt sich zwei 
Jahrhunderte als theoretisches Fundament für Staat und Verfassung; 
ja sie hat in England und Frankreich ihre streng logische Fort- 
entwicklung zur Volkssuperioritätstheorie und zuletzt zur 
Lehre der Volkssouveränetät gefunden. Und dieser lange Be- 
stand scheint darauf hinzudeuten, dass ihr ein richtiger Kern inne- 
gewohnt habe. 

Im deutschen Naturrechte, sowohl im vorkantischen — 
Hugo Grotius, Pufendorf, Thomasius, Wolf — , als in der 
eigentlich rationalistischen Doktrin — Kant, Fichte und den 
späteren Naturrechtslehrem — bleibt die Vertragslehre reine 
Theorie; sie ist der wissenschaftliche Versuch, vom isolirten 



^^) Der Hauptvertreter der Vertracrstheorie, Rousseau, habe diess selbst 
«ingfestanden cofUrat social I, 6: du pacte social: Les clauses de ce contrat 
sont tellement determinies par la thature de Vacte^ que la moindre modifi- 
4:atioH Us rendrait vaines et de nul effet; en sorte que, bien qu'elles u'ataut 
peut-etre jamais iti fermelleinent enoncies, eile sout partout les nUmes, par- 
tout tadtemetit admises et reconnues, ... Kant: Staatsrecht. Allgemeine 
Anmerkung von den rechtlichen Wirkungen aus der Natur des bürgerlichen 
Vereines A. „Ob ursprünglich ein wirklicher Vertrag der Unterwerfung unter 
denselben (den allgemein gesetzgebenden Willen) (pactum subjectiouis civilis) 
als ein Factum vorhergegangen, oder ob die Gewalt vorherging und das Gesetz 
nur hintennach gekommen sei, oder auch in dieser Ordnung sich habe folgen 
«ollen, das sind für das Volk, das nun schon unter dem bürgerlichen Gesetze 
«teht, gans zwcckleere, und doch den Staat mit Gefahr bedrohende Ver- 
fiiinfteleien.*' 
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Einzelmenscheii, als dessen wesentliches Kriterium später die 
Freiheit erkannt wird, auf logischem Wege zum Staate zu ge- 
langen. Sie findet keine Anwendung auf das praktische Staats- 
leben; keine Verfassung — auch nicht die absoluteste — ist durch 
die deutsche Tertragslehre in ihrem rechtlichen oder faktischen 
Bestände bedroht — deon bei jeder rauss der stillschweigende 
Vertrag, '^ die Zustimmung der Unterjochten, angenommen werden. 

Wie die Einzelnen von Natur frei und gleich, sich durch 
ihren Willen in Privatsklaverei begeben können, **) so kann auch 
ein selbstständiges Volk Einem oder Mehreren das Recht über- 
tragen, es unbedingt und absolut zu regieren. ^^) 



*0 Hugo Grotius, de jure belli €tc pacis 1625, Frolegomena: Nam 
qui 9e eoetui alicui aggregaverant, aut homini homtnibusve etibjieerant, hi 
(mt expresse pramiserant aut ex negotii natura tacite promisisse dehehant 
intelligi, secuturos se id, quod aut coetus pars major, aut hi, quibu» delata 
potestas erat, constüuissent, Hb, II, e, 4, XIV. 

*■) II, c. Ä8, XI, Nam libertas, cum natura competere hominibus aut 
populis dicitur, id intelligendum est de jure naturae praecedente factum 
omne humanum, et de libertate xard a^Qffiiv, non de ea quae est xai ^vavTiotrjTa^ 
hoc est, ut natura quis servus non sit, non ut jus habeat tte unquam ser- 
viat: nam hoc sefisu nemo liber est, 

Pufendorf de officio Jummis 0t civis Ut. II, c. 2, §. 8: de jure na- 
turae et gentium VII, c. 3, §, i. 

Wolf, Institutiones juris naturae et gentium (1754) Pars III, Sectio I, 
cap, VI, §, 948: — si guis non habet nisi operas, quarum praestatione sibi 
comparare valet ea, quae ad vitae necessitatem faciunt, eidem jus est sese 
äUeri m servitutem dandi. §. 947: Quoniam igitur ex pacto tunc oritur 
servitus, quae vohmtaria dicitur, in Servitute voluntaria ex pacto metienda 
sunt jura atque obligationes. 

^^) I, cap. 3, VIII: Licet h&mini cuique se in privatam servitutem 
cui velit addicere, ut et ex lege Hebraea et Romafia apparet, quidni ergo 
populo sui juris Uceat se uni cuipiam, aut pluribus ita addicere, ut regendi 
sui jus in eum plane transcribat nulUt ejus juris parte retenta? I, c, 3, XII. 
. Pufendorf de jure naturae et gentium lib, VII, c. 3, §. 1. 
K«ch Kant kann allerdings die gesetzgebende Grewalt nur dem Volke 
zukommen. Staatsrecht §.41. §.46. „Der Akt, wodurch sich das Volk selbst 
zu einem Staate konstituirt, eigentlich aber nur die Idee desselben, nach der 
die Rechtmfissigkeit desselben aUein gedacht werden kann, ist der uxsprflngliche 
Contrakt, nach welchem aUe (omnes et singuli) im Volke ihre äussere Freiheit 
aufgeben, um sie als Glieder eines gemeinen Wesens, d. i. des Volkes als 
Staat betrachtet (universi) sofort wieder aufzunehmen." 



64 

Die deutsche Doktrin erbftit daher den Becrriflf des König- 
thnms, zu Folge dessen die Könige aus eigenem Rechte, unabhängig 
vom Volkswillen,*^) originäre Inhaber der Staatsgewalt sind, und 
verbietet die Empörung, **) die Erhebung des Volkes gegen den 
Herrscher. 



§. 49. „Der Regent des Staates (rex princeps) ist diejenige (moralische 
oder physische) Person, welcher die ausübende Gewalt (potestas executiva) zu- 
kommt. — Siehe auch I. Abschnitt, das Staatsrecht, Allgemeine Anmerkung A. 
,,Die Veränderung der fehlerhaften Staatsverfassung, die wohl bisweilen nöthig 
sein mag, kann also nur vom Souverän selbst durch Reform, aber nicht vom Volk, 
mithin durch Revolution verrichtet werden, und wenn sie geschieht, so kann 
jene nur die ausübende Gewalt, nicht die gesetzgebende treffen,'' §. 52. 

Johann Gottlieb Fichte, Grundlage des Naturrechtes nach Prinzipien 
der Wissenschaftslehre Theil II, Angewandtes Katurrecht §. 17. „Vom Staats- 
bürgervertrage. B. Parteien des Vertrages sind: der Einzelne und aUe übrigen 
Einzelnen, (Eigenthumsvertrag, Civilvertrag), welche darüber einig werden, was 
Jeder an Eigenthum, Rechte und Freiheiten haben soll und was er den an- 
deren lassen muss. Der zweite Vertrag ist der Schutzvertrag. Jeder sagt allen 
Anderen seinen Schutz zu unter der Bedingung, dass die Anderen ihn gleich- 
falls schützen. Dritter Vertrag: Vereinigungsvertrag. Endlich der Unterwerf- 
ungsvertrag, der nur hypothetisch ist. Zwischen dem Inhaber — den Inhabern 
— der exekutiven Gewalt und dem Volke wurde der Uebertragungsvertrag ge- 
schlossen. III. Abschnitt der Staatsrechtslehre „Ueber die Constitution" §. 21. c, 

*") Hugo Grotius de jure belli ac pacis I, c. 3 VI IL Hific factum, 
ut reges, qui populo suhsunt, non, niai improprie, reges appellari dicantur 
I, c, 3 VII, 

Pufendorf de jure uaturae et getUium VII, c. 6, §§, 2, 3, 6: Sed 
quatidoque ah initio quidem ultroneae voluntatis est, quem velis constituerey 
cmistüuticyne semel facta C07istitutum ferre iiecessitatis est. Nach Kant und 
Fichte ist allerdings das Volk immer Innehaber der gesetzgebenden Gewalt 
und überträgt dem Könige nur die ausübende. 

") Grotius I, c. 3 IX, XX et Samuel, jus regum describens, satis 
ostendit, adversus regis injurias nullam in populo relictam potestatem. i. 
c. 3, VIII: Atque hoc loco primum rejicienda est eoruni opinio, qui ubique 
et sine exceptioue summam potestatem esse volunt populij ita ut ei reges, 
quoiies imperio suö male utuntur, et coercere et punire liceat. 

Pufendorf, de jure n. et g, VII, c. 6, §. 6, 17, c. 8, ß§, 1, 5: Quin, 
etsi fugae via fton datur, moriendum poiius quam occidendum est, non tarn 
propter ipsius principis personam, quam propter totam rempublicam, quue 
tali occasiofie gravibus ferire turbis solet inintlvi. VII, c. 6, §. 6 ita Uli saue 
ferendi fWfi sunt, qui ita crude jactent: regem, ubi in tyrannum degeuera- 
verit, posse a populo exui imperio et puniri. De officiis hominis et cicvi 
Hb. II, e. 9, §. 4. 
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In Schottlnnd und England dagegen erfuhr die Vertrags- 
theorie durch die sogenannten Monarchomachen Buch an an, 
Hubert Languet, Milton, Algernon Sidnej tkud John 
Locke eine gefthrliche theoretische Fortbildung; sie wird auch 
bereits praktisch rerwerthet, um die Kämpfe des schottischen und 
englischen Volkes g^gen seine Könige, die Vertreibung derselben 
— Jacob n. 1685 durch die glorreiche Eevolution — * und Hin- 
richtung -- Maria Stnart f 15S7, Karl L f 1649 zu rechtfertigen, 
ils rechtliche Akte EU erweisen. 



Wo If, InsiitutumeB juris naturae et gentium Pars III, $eetio II, e $, 
§, 1007: Cumque tmpmttm trawtferri negueat ea lege, ut populus univerims 
rede imperanti partre deheat, male autem iinperanii resistere eumque eoercere 
poBBit, populue reetori cttntatis in tu, tu quibu» summitatetii in^erii habet, 
obligatur ad obedieiUiam, cum patientia $eu nou modo heue, itd etiam male 
regeuti Rempubheam ohedire tenetur; anch Pars III, Sectio It, c 1. §. 986. 
Nar wenn der Regent liegen die Gnadgeeetse ▼entösst oder in des Recht der 
Vornehmtten oder das Volliea eingreift, i»t et erlaubt, sich an widertetaen. 
TiM-s 211, S0eao H eap. 6, §. 1079. 

Kaat, Staatsrecht, AUgemeine Anmerkung A* ^Denn wollte der Untere 

thaa, der dea letsterea Urspmng nnn ergrübelt hätte, sich jetter jetzt herr- 

ichenden Antoritit Irld^rsetsen, so wfirde er nach den Gesotten dersdben, 

d. i. mit aUem Reehtt bestraft, vertilgt oder (als yogelfrei, exlei) ansgestossea 

#erden « . . Hieran! fol^ nnn der Sats: Der Herrscher im Staate hat gegen 

den Unterthaft Unter Richte und keine (Zwangs) Pflichten. ^*> Femer, wenn 

das Organ des Herrschers, der Regent, auch den Gesetzen tnwider verführe, 

s. &• mit Auflagen, Rekrutirnngen n. dgl. wider das Gesetz der Gleichheit in 

Vertheilung der Staatslasten, so darf der Unterthan dieser Ungerechtigkeit zwar 

Beschwerden {gravamiua) aber keinen Widerstand entgegensetzen. Wider das 

gesetzgebende Oberhaupt des Staates gibt es also keinen rechtmässigen 

Widerstand des Volkes; denn nur durch Unterwerfung unter seinen aUge- 

meinen gesetzgebenden Willen ist ein rechtlicher Zustand möglich; also 

kein Recht des Aufstandes (seditio), noch weniger des Aufruhrs (rebeUio), an 

allerwenigsten gegen ihn, als einzelne Person (Monarch) unter dem Vorwande 

des Missbrauchs seiner Gewalt (tyrannis), Vergreifung an seiner Person, ja an 

seinem Leben (monarchotnachismus sub specie tt^annicidii). Der geringste 

Versuch ist Hochverrath (proditio emiueus) und der Verräther dieser Art kann 

Als einer, der sein Vaterland umzubringen yersucht (parricida)^ nicht minder 

»1t mit dem Tode bestraft werden. Insbesondere aiich §. 52: „Diese Kach- 

l^tachnng (nach der ursprünglichen SU%tsbildung) aber in der Absicht ansu- 

Mrilen, um allenfalls die jetzt bestehende Verfassung mit Gewalt abzuändern, 

ht scräflich.« 

▼. Dantathex. ^ 
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Das Näturrecht und die Vertragstheorie Hessen die bisher 
isolirten Vielen durch den ersten Vertrag zur willensf&higen Ein- 
heit, zur politischen Nationalität werden. Darin war schon ent- 
halten und ergab sich folgerichtig als staatsrechtliches Grund- 
prinzip, dass dieses Volk in Betreff seiner öffentlichen Angelegen- 
heiten nothwendig sieh selbst bestimmt, d. h. den höchsten irdischen 
Willen erzeugt und f)lr dessen Verwirklichung sorgt, somit immer 
und in jeder Staatsform der. originäre Inhaber ^^ der Staats- 



*^ Georg Buchanan (1606 — 1682) „ds jure regni apud Seotos, 
Didhgus (editio secunda Edinbttrgi MDLXXX). Er hatte in seiner detectio 
Mariae regmae gegen Maria' von Schottland geschrieben. Gegen ihn trat der 
katholische Schotte Barclai anf (1543 — 1605) y,de regno et regali potestute' 
cidüersus Buchanam et reliquos Mofuirchomachos (1600); p. 17 n^populo enim 
jus est, ut imperium cui velit, deferat. p. 73 nos autem id cofitendimus 
populum, a quo reges nostri hahetit quidquid juris stbi vindicant, regibus 
esse potentiorem: jusque idem in eos habere tnultitudinemt quod Uli in 
smgulos e muUitudine habeHt p. 76, ^j^opulo igitur, cujus est in legibus 
ferundis summa potestas, nan est, qw>d succenseamus, 

Hnbert Langnet (1518—1681). Vi$idiciae contra tyrannos (Edin- 
burgi' afino MDLXKIX) unter dem Pseudonym Stsfwno JwMß Bruto Celta 
auctore. In diesem Werke ,,Die l'yrannen vor Gericht* ' ist besonders wichtig: 
Tertia quaestio: An et quatenus Prineipi, rempublieam aut opprimenti, aut 
perdenti, resistere liceat. Item quibus id, et quo modo et quo jure permissum 
Sit (pag. 74-^219). p. 76 questio III dicimus jam^ populum reges constituerCj 
regna tradere, eUctianem suo suffragio comprobare. p, 79: quo semper reeor- 
dentur reges, se a Deo quidem, sed per populum. et propter populum regnare. 
p,193: Deinde prohammus, reges omnem regiam dignitatem apopulo aecipere, 

Joannis Miltoni, Angli (1609—1674), Defensio pro populo AngUeano 
Contra Claudii Anonimi, äUas Salmasii Befensionem regiam (1651) (Londini, 
anno domini 1651) p, 29 . . . , tarnen affirmare non dubito, omnen* Magir 
stratus authoritatem a populo proficisci. p. 26 A. Deo igitur est magistror 
tuam institutio, ut eorum administratione gens humana sub legibus vioeret. 
Haue autem vel ülam administrationis formam, hos vei iUos magistratM 
eligefidi optio proeul dubio penes liberas homitmm nationes semper fuU. 

Algernon Sidney (1622 — 1683) discourses concemitig govemement by 
Algemon Sidney tn two volumes (Edinburghi MDCCL). Das Buch ist eine 
abermalige Bekämpfung der absoluten königlichen Gewalt gegen Filmers 
Platriarca 1666, chap. I, sect. 20, chap. II, sect. 6. 

John Loche (1632—1704) two treatises on govemement (1690), gegen 
Fi Im er, insbesondere in der ersten Abhandlung, chap. XIII, §, 149. And 
thus the Community may be said m this respeet to be always the 
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gewalt ist. Und dieses Prinzip wird nun von der englischen Superiori- 
tätstheorie in den Vordergrund gestellt ; das Volk schliesst dann mit 
dem Fürsten einen bedingten Vertrags durch welchen es ihm die 
Staatsgewalt überträgt unter der Bedingung, dass er gerecht und 
nach den Gesetzen zum allgemeinen Wohle regiere, *•) die ihm ver- 
tragsmässig eingeräumten Rechte in der Verwaltung nicht über- 
schreite, in welchem Falle es ihm Gehorsam verspricht. In diesem 
Vertrage ist der Contrahent „Volk" als Quelle und Inhaber der sou- 
veränen Gewalt der höhere Theil,*®) — populusrege superior — 



supreme power hut not as eonsideredunder any form of govemmeHt hocause 
this power of the people ean never tiake place tili the govemment me dis- 
solved, eh. VUI, §. 112, X, §. 132, [XU, §§. 242, 243. ' 

**) BuchananuB p.86: Mutua igitur regt cum civifms estpcuAio..,. 
QMf prior a eonvetitia recedit contraque, quam paetus est, faeit, nowne ü 
pacta et eonventa solvü? Soluto igüur vinculo, qtwd regem cum popülo 
eontifiebat, quicquid juris ex paetione ad eum, qui pacta solvit^ pertinehat, 
id reor, amittittir. 

Languet, questio I, pag. 12: duplex autem foedus in regum iMaugu- 
ratione legimus; primum inter deum et regem et populum, ut esset populus 
dei populus. Secundum vero inter regem et populum, ut hetu imperanti 
hene ohtemperaretur ; auch p. 152, questio III, p. 160-^170, 196: Itaque non 
dubium est, quin populus stipularetur, rex promitteret . . . itaque promit- 
tehat rex pure, populus suh conditiofie, qv.ae si non impleretur, populus ipso 
jure omni obligatione solutus censeretur. 

Müton p. 64: „Cum satis constet, omnes fere ubique gentium reges 
sub eertis conditionib%M traditum sibi regnum a populo accipere; p. 74: 
Ostende tu potestatem absolutam remissam, ctsine; p. 28: a- propter tHud 
repetam, quid supra dixi: quandoquidem subjectio haec non simpliciter, sed 
cum adjuneta ratione a nobis requiritur, Uta profecto ratio, quae adjungitur, 
subjectionis nostrae vera norma erit: cum ista ratiofu non subjecti rebeUes, 
sme ista ratione sul^ecti servi erimus et socordes. 

Sidney ehap. III, sect. XLI. 

Loche chap. XI, § 137: Absolute arbitrary power or governing with — 
auf settled starding laws cau tieiiher of them consist with the ends of So- 
ciety and govemment. . §§. 135, 138. 

»•) Buchanan p. 76, 78^82. so pag. 79 Buchan: Populus igitur ret/e 
praestantior. Maet.: Necesse est. Buch,: Si praestantior est etiam et major. 
Rex igitur, cum ad populi Judicium vocatur^ miftor ad majorem in jus vocatur. 

Languet, quaest. III, p. 85, 88: jam vero cum reges a populo consti- 
tuantur, omnino sequi videtur, populum Universum rege potiorem esse. p. 193: 
Deinde probavimus, reges omties regiam digtntatem a populo accipere; po- 
pulum Universum rege potiorem et superiorem esse; regem regni, imperatorer.i 
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auch der Zeit nach früher vorhanden als der Fürst, der überhaupt 
nur des Volkes wegen eingesetzt wird. Es gibt keine Könige von 
Geburt.*^) Verletzt der König durch ungerechte und willkürliche 
Regierung das Gesetz, so ist die Folge dieses Vertragsbruches, 
dass das Volk die übertragene Gewalt zurücknimmt, den König 
zur Bechenschafl; zieht, ^0 bestraft, absetzt, eventuell hinrichtet. Dies 



imperti supremum tantum ministrum et actorem esse; populum vero vere 
dominum existere; p, 48: Uli (nämlich das Volk) ver ut singüli regt inferiores 
9unt ita universi superiores . . . cum denique^ qui ab aliquo eoeiu authori- 
totem accepitf eo coetu inferiorem esse, etsi singulis superiorem. . . . 

Milton p. 47, est itaque rex propter populum, populus ergo rege po- 
tior et superior. 

Sidney chap, III sect, XLL 

Loche chap, XIX, §. 242. 

■•) Buchanan p, 47. 

Languet quaest, III, p, 82: Omnino, cum nemo rex nascitur, nemo 
per se rex esse nemo absque populo regtuire possit, Populus vero contra et 
per se esse queat et rege prior tempore sit. . . 

Milton p, 47, '48: Jus igitur successiotiis futtura nuüum, nullus no- 
tnra rex, . . p, 15: ceteros omnes (sdlicet reges) — ausser DaTid — übieu^- 
que gentium a populo tantum cofistitutos esse affirmo; tu ostende, cofutitutos 
esse a deo, nisi ea solum ratione, qua omnia cum maxima tum minima a 
deo fieri et constitui dicuntur. . . 

Sidney I, section XVII: He ought to haveproved, there hadbeena 
man in tfie world, who had the right in himself. . • 

Locke chap, X, §. 132, 

*') Buchanan l,e.p,55: Nee minus ülud eonstat, multos (scüicet 
primdpes), qui crudeliter et flagitiose eum mctgistratum gesserunt, a civibus 
in jus vocatos; quosdam perpetuis carceribus damnatos, dlios partim exüio^ 
partim morte multatos: quorum cum vel filü vel propinqui in eorum loeum 
assumerefUur nulla unquam quaestio adversus interfectores decreta fuiU At 
qui bonos vioh^sent reges, nusquam gentium in eos severius vindicatum est. 
p, 73: Omnes natiof^es, quae regtbus a se electis parent, hoc eommuniter 
sentiunt, quicquid juris alicui populus dederit, idem eum justis d9 cauiis 
posse reposcere, p, 87, 

Languet quaestio III, p, 206, 222, 144: mülto enim aequius curator 
reipublicae qui rem publicam in publicam pemiciem cotivertit, aut funditus 
evertit, ab iis, quorum interest, quibusque ex officiis convenit, omni admini- 
stratione ni admofUtus desifiat, spoliare poterit, p. 193: Quod si vero eo 
progressus fuerit (nämlich der Tyrann) ut non absque vi armata expetlipos^ 
sit, tum sane licebit Ulis populum ad arma vocare, exercitum conscribere et 
tamquam adversus hostem patriae reique publicae judieatum vim dolum, 
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ist nur das aus dem Vertrage ifliessende heilige Recht des Volkes. 
Aber die Volks-Superioritätstheorie anerkennt noch wenigstens eine 
selbstst&ndige königliehe Gewalt des gerecht und nach den 
Gesetzen regierenden Königs; wenn sie auch ein wesentliches 
Merkmal derselbeu — die Unabhängigkeit vom Volkswillen rück- 
sichtlich der Existenz — verloren hatte ; die Theorie hat noch den 
Begriflf der Empörung, des gewaltsamen Widerstandes des Volkes 
gttgen den Forsten. 

Die letzte logische Entwicklungsphase erreicht die Vertrags- 
theorie in Frankreich, durch die Lehre Bousseau's von der Sou- 
veränetät des Volkes (contrat social 1762). Die Freiheit der durch 
Vertrag zum Volke verbundenen Einzelnen ist unveräuserlich. ^*) 

üfMiemque machinam experiri . . fiof» ineident propterea regni officiarU in 
crUnen seditionis, 

Milton pag, 15, 35, 47, 82, pag. 15 :popülu$ übicwique sine Deo manifesto 
regem creavit polest eodem jure suo regem rejicerc. . . p, 82: quanto justtus 
est quantaque magis necessarium, ei rex in uniiversoe peccaverit, ut hdbeat, 
qui eum non refrc^enare solum et coereere, sed judicare et punire possint . . . 

Sidney, chap. III, seit. XXXVI (vol. II). Äs impostors seldom make 
lies to pass in the world, without ptUting false names upon things, stt^ as 
our author endeavours to persuctde the people they ought not to defend 
their Uberties, hg giving the name of rebellion to the most juste €md honon^- 
rabU actions that have been performed for the preservation of them, . . But 
those ioho seek after truth, wiü eitsUy find, that there ,can be no such thing 
in the voorld as ihe rebellion of » naUon agaifist its otmi magistrates and 
that rebellion is twt älways evü. 

Locke, chapter XVI, §. 196: Whence it is piain that shaking off a 
power which force and not right JMth set over any one, though is hath 
the nafne of rebeüion, yet is no offence before god, but is that, which he 
allows aful eountenances though even promises and covenants when obtaind 
by force, have vntervened . . andacting (nämlich der Tyrannen) without authority, 
may Tu apposed as ony other man, who by force invades the right of a/nother. 

**) Discours sttr Vorigine de Vinigalite parmi les hommes: II est donc 
incontestable et e^est la mctxime fondamentale de tout le droit politique, 
que les peuples se sont dofine des chefs ponr defendre Uur Uberte et non 
pour les asservir. — Contrat soical I, c. 4: Benoncer ä sa liberti, c*est renoncer 
ä sa qualiti d'homme, aux droits de Vhumaniti, mime ä ses devoirs, üne 
teile renondatum est incompatibU avec la nature de Vhomme, II, chap. I,: 
Je dis donCf q%te la sowoerainete, n^etant que Vexereice de la volonti genitale, 
ne peut jamais s* aliener, et que le souverain, qui n'est quun etre ooüectif, 
ne peut etre reprisenti que par lui-tnefne. III, chap. 15, La souveraineti ne 
peut itre repr^enti, par la mime raiso^i qu'elle ne peut etre Minie eüe 
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Das Volk kann daher sein Becht der höchsten Selbstbestimmung und 
Verwirklichung derselben niemals und auf Niemanden übertragen, 
es kann darin von Niemanden — auch nicht von selbstgewählten 
Eepräsentanten **) — vertreten werden. Die einzige rechtliche Ver- 
fassungsform ist die allgemeine unmittelbare Demokratie '*), in welcher 
jedes Staatsglied — sonst wäre dasselbe, unfrei — an der Schaffung 
des Gesetzesinhaltes mitwirkt. Zwischen dem Volke und dem so- 
genannten Könige besteht daher kein Vertrag.**) Die Aufrichtung 
einer monarchischen Segierungsform ist vielmehr ein Akt der 



consiste essentiellemefU dans la voUmti ghUrcUe, et la volanti ne se repri- 
sente point: elU est la mepie ou eile est autre; ü n*y a pomt de müieu . . . 
taute hi, que le peuple en personne n^apas ratifUe, estnuUe; cen* est point 
une loi: — La loi, n'etant que la diclaration de la volonti ginirale, ü est 
claiTf que, dans la puissance Vegtslative, le peupU ne peut etre reprSsenti; 
mais ü peut et doit Vetre d<ms la puissance executive, qui n'est que la force 
appUquie d la loi, Ceci fait voir, qu*en exami/nant bien les choses, ou trou- 
verait, que tre^eu de natians ont des lois. 

*') C, 8, I, 4, U, 7: et le peuple meme ne peut, quand ü le votMlraU, 
se dSpouiUer de ce droit ineommunicahle (droit Ugislatif), parceque, sehn 
le paete fondamefitäl, il n'y a que la volonti ghUraU, qui oblige les parti- 
euliers, et qu'on ne peut jamais s'assurer, qu'tme volanti particulüre est 
eonfarme ä la volanti giniräle, qu'dpres Vavoir saumise aux suffrages lihres 
du peuple. 

*^) C. S, III^ 15: des diputis ou reprisentants. Quai qu*ü en sait, 
ä Vinstant, qu'un peuple se donne des reprisentans^ ü n'est plus libre; ü 
n'est plus, C. S. II, 6: Tout gauvemement legitime est repuhlicain, . . . 

") C, 8. III, 16: Flusiewrs ont pritendu, que Vacte de cet etaiblisse^ 
ment itait un contrat entre le peuple et les chefs qu'il se donne, cantrat, 
pa/r U quel on stipulait entre les deux parties les cofiditions, saus lesqueUes 
Vune s'ohUgait ä Commander et Vautre ä ohiir, Chi cofwiendra, je m'assure, 
que voilä une itrange maniere de contracter. Mais voyons, si cette opinion 
est soutenable. -^ H n'y a qu'un cantrat dans Vitat\ c^est celui de Vassoeio' 
tion; et celui-lä seul en exclut taut autre, C. S. I, 4. Acht Jahre Torher, 
im diseaurs sur Vorigine et Us fondements de Vinegaliti parmi les hammes 
(1754) sec, part, hatte Rousseau noch einen Vertrag zwischen dem Fürsten 
und dem Volke angenommen : Sans entrer aujourd*hui dans les recherches, 
qui sont enccre ä faire sur la nature du pacte fondamentaU de tout gouver- 
nement je me harne, en suivant Vopinion commwte ä considerer ici Vitäblis- 
sement du eorps politique camme un vrai contrat entre le peuple et 
les ehefg, qu*ü se ehoisit; cantrat, par le quel les deux parties s'obligent 
ä Vohservatian des lais, qui y sofU stipuUes et qui formefit les liens de leur 
ffüfon. Hier steht Ron SS ean noch auf dem Standpunkte der Volkssuperiorität. 



71 

Gesetzgebung,*^ durchweichen das. souveräne Volk die Ausübung 
der Yollziehenden Gewalt einem Einzelnen aufzutragen beschliesst, 
die Ernennung (Wahl) des Königs selbst ein Verwaltungsakt des 
Volkes. Die Könige — die geborenen Feinde*') der Freiheit — 
sind Verwaltungsbeamte des souveränen Volkes, die sich dann ihre 
ünterbeamten ernennen: diese Könige können daher, wie alle 
Beamten, von dem Vorgesetzten — dem Volke — zur Eechen- 
schaflk gezogen, bestraft und entlassen (entsetzt)**) werden. 

Nach der Lehre der Volkssouveränetät gibt es keine könig- 
liche Gewalt mehr, es gibt keine Empörung des Volkes, 
denn dieses ist ja der Souverän, der König sein Untergebener. 
Das staatsrechtliche Verhältniss von Fürst und Volk, Obrigkeit und 
ünterthan, ist umgekehrt — es ist die Lehre der Revolution. 

Die grosse Bedeutung nun der Vertragslehre liegt nicht etwa in 
der Entdeckung eines allgemeinen, durch die menschliche Natur — 
Freiheit — geforderten und historisch erwiesenen Entstehungs- 
prozesses der primären Staatenbildung. Vielmehr hat die Vertrags- 
theorie — in Eeaktion gegen die absolute Staatsgewalt — das Wesen 
der Persönlichkeit, Freiheit **) und Unverletzlichkeit im Staate, ge- 

••) G S, Uly 16, 17: de Vinstitutüm du gauvemement III, 18: De 
ces iclairciesements ü rSsulte, en confirmation du chapitre XVI, que Vacte, 
qui institue le gouvemement, h'est point un cofUrat, mais une loi; que les 
dSpoeitaires de la puissance exScutive ne sotU point les maitres du peuple, 
mais ses officiers; qu*il peut les etahlir et les destituer, quand ü lui platt; 
qu'ü n'est point question pour eux de contracter^ mais d*obiir; et qu^en se 
chargeant des fonctions, que VHat leur impose, üs ne fönt que rempltr leur 
devoirs de citoyens, sans avoir en aucune sorte le droit de dispüter sur les 
eonditions, 

'*) Crouv, de Pologne eh. 8, du roi: CT est wn grand mal, que, le chef 
d'une nation soit Vennemi ni de la Itberti, dont ü devrait etre le defenseur 

'^) Oouv. de Foloque, VII: Reste ä parier du roi, qui priside ä la 
düte et qui doit etre, par sa place, U supreme administrateur des lots, 
C, S. III, 1: Amsi ceux, qui pritendent, que Vacte, par Uquel t«n peuple 
se soumet ä des chefs, n'est point un contrat, ont grande raison, Ce n'est 
absolument qu^une commissiofi, u«i emploi, dans lequel, simples officiers du 
souveratn, iis exercetht en son nomle pouvoir dont ü les a faits dipositaires, 
et qu^ü peut limiter, modifier et reprendre, quatid il lui plait 

^*) Die Unveräusserlichkeit der Freiheit hatte schon Locke gelehrt: 
two treatises on gov, ch, IV, §. 23: This freedom from absolute aßrhiira/ry 
power is so necessary to a/nd closely joined wits a man's preservation, that 
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gmther.4ai beiden Fnnktbaen der Staatsgewalt zum Ausdracke 
«nd sor Ait^eniroiig ux bringeD gesucht: die politische Frei- 
heit der USazdperBöolichkeit dmdi eine soldie Organisation der 
^p w riig dl>epden G»wiilt, kraft w^her der Wille der Einzelnen — 
des Volkes — zum Gesetze (Oesetzesinhalte) wird; die politi- 
Bche ünTerletzlichkeit aber der Persönlichkeit, ihre Unr 
verletzlichkeit als Tr&ger politischer Bechte, insbesondere auofi 
des allgemeinen Rechtes der politischen Persönlichkeit sollte gie- 
sichert werden gegenüber der Willkür der absoluten Verwaltung 
durch die Qualificirung der gegenseitigen öffentlichen Bechte yon 
Staat und Unterthanen als Vertrags rechte. Durch eine — yer- 
tragswidrige — Verletzung der politischen Bechte der Unterthiinen 
Seitens der vollziehenden Gewalt, durch eine rechtswidrige Ver- 
waltung des Eönigtbums erlischt der Bechtsgrund der staatlichen 
Obrigkeit, des Königthums, der konkreten königlichen Gewalt und 
wird der König selbst dem Volke rechtlich verantwortlich. Nach 
der Souveranetätslehre Bousseau's aber — der keine königliche 
Gewalt und Fürstensouveränetät kennt — verwaltet das Volk ent- 



he eaimot pari toith ü, hut hy what forfeits kis preaervtUion and life toge- 
iher far a man not having the power of his ovm life eannot hy compact, 
or his onon consent insla/oe himself to any one, nor put himself under the 
absolute arbitrary power of another to tdke away his life when he pUases 
§, 24t. In der £oonomie politique (1755) hatte Roucseau noch die Volks- 
vertretung anerkannt. In den considirations sur le gotwemements de Pologne 
(1772) spricht er sich wieder für die Nothwendigkeit der Volksrepräsentation 
ans, nnd gibt die Mittel an, die Corruption des gesetzgebenden Körpers zu 
▼erhindem. ün des plus grands inconvinients des gra/nds itats, celui de 
tous, qui y rend la liberti le plus difficüe ä conserver, est, que la puissance 
Ugislative ne peut s*y montrer eUe meme et ne peut agir que par diputor 
tion. . . . Xe ligislateur en corps est impossible ä corrompre, mais facüe ä 
tromper. Les reprisentants sont diffieHement trompis, mais aisiment cor- 
rompus et ü arrive rarement, qu*ils ne le soient paSi ... Ja, dieses Prinsip 
der nnmittelbaren Ausübung der gesetzgebenden Gewidt durch das Volk, die 
These von der Unmöglichkeit einer Volksrepräsentation nothigte Rousseau 
schliesslich sur Anerkennung der Nothwendigkeit und Berechtigung der Skla- 
verei! C, 8. III, 15: QuoiJ la Uberti ne se mamiimii qu'ä Vappui de la 
sermhtde? Pm^tre, Ttr rfmir rnmh tr iomehent, Tout ce, qui n'est point 
dans la natare, a ses inconvinients, et la sociSU doHe plus que tout le re- 
ste, H y a telles positions malhe%ireuseSf oü Von ne peut conserver sa liberti 
qu'aux dipens de ceUe d^autrui^ et ou le dtoyeu ne peut etre parfaitement 
Ubre que VescUwe ne soit extremement escla/ve, 

8* 
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weder selbst (zum Mindesten die Majorität der Bürger, Demokratie) 
oder durch von ihm eingesetzte, und ihm verantwcMrtliche oberste 
YerwaltangBOigane, bestehend ans einer kleinen Zahl von Borgern 
(Aristokratie) oder einem ]^agen (Königthnm) '^ die selbst er- 
Ufugb&a Gesetie, welche in der Intention geschaffen sind, das Wohl 
aller — in gleichen Veiiiältnissen sich befindenden — Borger zu 
erzielen und deren Inhalt auch objeetiv der richtige ist, da der 
allgemeine Wille nicht irren kann. *^ Das wirksamste Mittel aber 
fbr eine gesetzmfissige Verwaltung sind die periodisch — aus 
eigtoem Bechte und nicht nur zufolge Begierungsberufung — 
erfolgenden Yersanunlungen des souveränen YoUces. Während dieser 
Sessionen des Souveräns ist die Gewalt der Begierungsorgane 
«nspendirt — der letzte Bürger ist als Gesetzgeber so geheiligt 
und unverleti^lich als der oberste Yerwaltungsbeamte — die Be- 
gierungsorgane fUüen die unmittelbare Einwirkung ihres Vor- 
gesetzten, des souveränen Volkes, welches bei Eröfinnng jeder 
nenen Session sich die Frage beantworten soll, ob die jetzige 
Begierungsfotm beizubehalten sei ukL die Personen, die gegen- 
wärtig mit der Administration belravt sind, in ihren Aemtem ver- 
bleiben sollen. •■) 

2) Die Lehre von der Trennung der Staatsgewalt. 
Auch die Lehre Montesquieu 's von der Theilung der Ge- 
walten, *^ welche so sehr gegen das organische Wesen des per- 



••) a S. III eh. 3. 

»O C. S. II, eh. 3- 

•«) a S. Uly eh. 14, 18. 

**) Esprit des Ms 1748, libre XI, chap. 6. (Siehe Eotvos, der 
Einflnss der herrschenden Ideen des 19. Jahrhunderts anf den Staat. II. Theil, 
Kapitel 7. Das Prinzip der Theilnng der Gewalten. ,Jn einer Zeit, wo aUe 
Gewalten in der Hand eines Einzigen vereinigt waren nnd man besonders in 
Frankreich nnter dem Namen einer Monarchie alle Leiden einer despotischen 
Macht erduldete, hatte der Grundsatz, dass man die Gewalten theilen müsse, 
keine andere praktische Bedeutung als jene, dass man einen Theil der Gewal- 
ten, welche das absolute Königthum besass — und besonders in Frankreich 
oft missbrancht hatte, — demselben entziehen müsse. Der Gedanke, dass die 
Staatsgewalt dadurch, dass man sie theilt, und auf diese Art Gegensätze in 
ihr selbst erzeugt, geschwächt werde, musste denjenigen, die immer nur die 
bitteren Folgen einer zu starken Staatsgewalt erfhhren hatten, nur anziehend 
erscheinen." — In der franzosischen Constituante von 1788 versuchte man das 
Prinzip der Theilung der Gewalten zu verwirklichen und die gesetzgebende 
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sönlichen Staates verstösst, ist nur ein theoretischer Versuch, die 

• 

staatliche Freiheit der Staatsbürger und ihre politische Unverletz- 
lichkeit zu begründen. Danach kann die politische Freiheit der 
Einzelnen, wie auch ihre Unabhängigkeit und Sicherheit — in 
der vom selbstgeschafFenen Gesetze eingeräumten Sphäre ^*) — 
nur bestehen, wenn die drei Staatsgewalten rücksichtlich ihrer 
Innehabung getrennt sind, d. h. verschiedenen (Einzel- oder Ge- 
sammt-) Personen originär zukommen. Nur bei dieser Trennunjg 
des staatlichen Wollens vom staatlichen Handeln hindern die ein- 
zelnen Funktionen der Staatsgewalt sich gegenseitig an einer 
Ueberschreitung ihrer organischen Stellung und Befugnisse gegen- 
über den Bürgern und diese ^bleiben staatlich frei und politisch 
unverletzUch. Das Volk muss daher Inhaber der gesetzgebenden 
Gewalt sein, ^^), welche es durch seine instruirten Bepräsentanten 
(gewählte Kammer und erbliche Kammer der durch Geburt, 
Eeichthum und Würden Ausgezeichneten) ausübt; die vollziehende 
Gewalt kommt einem geheiligten und unverantwortlichen Könige 
zu, "^ der ein absolutes Vetorecht hat in der Funktion der Gesetz- 
gebung. 



Gewalt von der vollziehenden xu trennen, dessgleichen in der Verfassung von 
1791 nnd 1848.) Lorsque dans la nieme persowne ou dcms le meme corps 
de magisiratwre la puissance Ugislative est reunie ä lapuissance executrice, 
ü n'y a point de Itberti, ... 21 n^y a pomt encore de libertij si 2a puissance 
de juger West pas siparee de la puissance Ugislative et de V^xicutrice. Tout 
serait perdu, si le meme komme ou le meme corps'des principaux, ou des 
nobles ou du peuple exercait ces trois pouvoirs: celui de faire des lois, ce- 
lui d^exicuter les resolutions puhliques, et celui de juger les crimes ou les 
difßrenäs des particuliers. 

'^) l, c. La liberti politiqtief dans un dtoyen, est cette tranquüliti 
d^espritj qui provient de Vopinion, que chacun a de sa sureti» 

^^) h e. Comme dan» un etat libre tout honime, qui est censi avoir 
une dme Zi&r«, doit etre gouvenU par lui meme, ü faudrait, que le peuple 
en Corps eut la puissofice Ugislative, mais comme cela est impossibU dans 
les grands itats, ^ est sujet ä beaucoup dHncmivinients dans les petits', ü 
faut que U peuple fasse par ses reprisentwUs tout ce, qu^ü ne peut faire 
par lui^meme. 

**) 1. c. La puissance exicutrice doit etre entre Us mai^is d'un monarque^ 
parce-que cette partie du gouvemement, qui a presque toujours hesoin d'une 
aetion momentwUe est mietue administrie par un que par plusieurs. . ,. Sa 
personne doit etre sacrie, parce qu*itay%t necessaire ä Vitat pour que le corp$ 
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Die richterliche (jtewidt endKch hat keine ständigen Organe, 
sie wird von d^i hiezu'. henifenen Gliedern des Volkes zu be- 
stimmten Zeiten des Jahres periodisch in der gesetzlich vor- 
geschriebenen Weise ausgeübt. 

Wenn die richterliehe Gewalt mit der gesetzgebenden ver- 
einigt veäre, ^^) dann hätte der Staat eine willkürliche Gewalt über 
Leben und Freiheit seiner Bürger, denn der Richter wäre zugleich 
der Gesetzgeber; hätte der Inhaber der vollziehenden Gewalt auch 
die richterliche Gewalt, dann würde der Siebter leicht zu einem 
Unterdrücker des Volkes, da er jeden Akt der Verwaltung in seiner 
Eigenschaft als Siebter fllr einen gesetzlichen erklären könnte- 
Wenn aber das Volk, welches die Gesetze gibt, auch die voll- 
ziehende Gewalt innehätte, dann könnte die dadurch unbeschränkt 
gewordene gesetzgebende Gewalt — es stände ihr ja kein regu- 
lierendes Veto des Königs gegenüber — tyrannische Gesetze geben 
und dieselben auch tyrannisch ausitlhren und die anderen Gewalten 
vernichten ; wäre aber der unverletzliche König (oder ein die voll- 
ziehende Gewalt innehabendes Gollegium) auch im Besitze der 
gesetzgebenden Gewalt, dann könnte jeder Gewaltakt der Verwaltung 
zu einem gesetzlichen gemacht werden und die vollziehende Gewalt 
würde sich als Gesetzgeberin schrankenlose Sechte zuweisen. 
Durch die Vereinigimg der gesetzgebenden und vollziehenden Ge- 
walt in derselben Persönlichkeit würde somit immer die Freiheit 
und ünverletzlichkeit der Bürger vernichtet. Wenn aber die Staats- 
gewalten einander beschränken,*®) wenn innerhalb des Organismus 



Ugislatif Wy devienfie p<M tyranniquey des le momefUj qWil serait accuse, 
<^ i^9^} ^ Wy aurait plus de libertd, 

"') Dieses Prinzip der Trennung dieser beiden Gewalten erleidet 3 Aas- 
nahmen im Interesse derjenigen, über welche geurtheilt werden soU: 1) Die 
Vornehmen nnd Grossen sollen nicht vom Yolksgerichte gerichtet werden, 
sondern von ihres Gleichen^ d. h. von der ersten Kammer. 2) Diese erste 
Kammer soll überhaupt das Recht der Milderung und Begnadigung haben. 
3) Verbrechen einzelner in Staatsangelegenheiten gegen das Volk soUen eben- 
faUs von der ersten Kammer abgeurtheilt werden, bei welcher die zweite 
Kammer (der gewählten Volksvertreter) die Anklage zn erheben hat. In diesen 
Fällen kommt den Organen der gesetzgebenden Gewalt auch die richterliche 
Gewalt zn. 

•*) l. c. XI, chap, 4: Pour gu'on iie puisse abuser du pouvoir, il faut 
^, par la dispositwn^ des choses, le pouvoir arrete le pouvoir, üi%e cwtsti- 
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der gesetzgebeDden Gewalt selbst die erste und zweite Kammer 
mit ihren verschiedenen Interessen und Anschauungen sich gegen- 
seitig reguliren, wenn femer die gesetzgebende Gewalt die voll- 
ziehende überwacht und controllirt, die voUziehende Gewalt aber 
ihrerseits mittelst des absoluten Vetorechtes des unverantwortlichen 
Königs jede Gompetenzüberschreitung der Gesetzgebung und jede 
Schaffung despotischer Gesetze verwehrt, *^) dann ist durch dieses 
schöne konstitutionelle System, durch das Gleichgewicht und die 
noth wendig harmonisch wirkende Thätigkeit aller Funktionen dieser 
derart getheilten Staatsgewalt die politische Freiheit und die politi- 
sche Unverletzlichkeit der Bürger geschaffen und garantirt: Freiheit 
und Unverletzlichkeit wären unbedingt verloren, wenn den Staats- 
bürgern die überwuchtende Macht einer Staatsgewalt gegenüber- 
stünde, deren Funktionen alle in Einer (Einzel- oder Gesanmit)- 
Persönlichkeit vereinigt sind. 

3) Die Grundrechte. 

Es ist besonders ein Complex von Bechtsnormen und auf 
deren Grund nunmehr gewährter Handlungen der Einzelnen, welche 
ganz vorzugsweise zu den politischen Rechten der Staatsbewohner 
gerechnet werden, die sogenannten Grundrechte, Volksrechte , nega- 
tiven Freiheitsrechte, Menschenrechte, staatsbürgerlichen und po- 
litischen Bechte der Staatsbürger, wie sie auch genannt werden. Man 
theilte sie — analog der Eintheilung der staatlichen „ Hoheitsrechte *" 
— in materielle und formelle (Beschwerde-, Petitionsreeht), je 
nachdem man in ihrem Inhalte oder in der Form der gestatteten Hand, 
lung das Moment der subjektiven Berechtigung erblickte. Diese Grund- 
rechte gestatten theils dem Einzelnen positive Handlungen, wie öffent- 
liche Beligionsausübung, Niederlassung an einem beliebigen Orte des 
Staatsgebietes, Verlassen eines Ortes, Berufswahl, Vereinsbildung, 

tutioH peut etre teile, que personne ne eera cantramt de faire les diOseSf 
atixgtuües la loi ne Vobblige pas et ä ne ponU faire eeües, qyne 2a Zoi Im 
permet, 

^)h c. ZI, chap. VI: Void donc la constitutiofi fondamentaU du 
fjouvemementj dant notis parlans, Le corps Ugislatif y itant compos^ de 
deux partiesy Vune etichainera Vautre par sa faculte mutueUe d'empicher. 
Tautes lea deux seront lües par la puissance exicutrice, qui le sera elU- 
«lerne par la Ugülatwe, 
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Yersammluiig etc., theils verbieten sie der vollziehenden Staats- 
gewalt die Vornahme gewisser Handlungen gegenüber den ünter- 
thanen, so willkürliehe Verhafhing derselben, Hausdurchsuchung, 
Eröffnung, Beschlagnahme von Briefen, Erhebung von Abfahrtsr 
geldem etc. Wenn nun durch diese letzteren verbietenden R^chts*- 
sätze der Orundrechte wirklich einzelne politißche Rechte der Un*- 
terthanen im technischen Sinne geschaffen würden, dann fielen 
dieselben eben unter die lY. Kategorie der politischen Rechte, bei 
welchen die Befugniss auf ein Nichthandeln der Staatsgewalt den 
rechtlichen Inhalt ausmacht. 

Eine solche Zusammenstellung nun objektiver Rechtssätze des 
Yerwaltungsrechtes über das Grundverhältniss der Einzelnen 
zur souveränen Staatsgewalt, ein Gomplez von „Grundrechten** der 
Staatsbürger und zum Theile auch der Fremden findet sich gegen- 
wärtig fast in allen modernen „Yerfassungen** der politisch freien 
Staaten. Die Yerfassung des deutschen Reiches vom 19. April 1871 
kennt allerdings solche Grundrechte nicht. 

England. 

Die erste Yerbriefung von Grundrechten erscheint in England 
schon im 13. Jahrhunderte, in der magna Charta vom 15. Juni 1215, 
welche von den Prälaten, Baronen, der Ritterschaft und den Städten 
dem Könige Johann ohne Land (1199 — 1216) abgerungen worden, 
deren Bestätigung bis zum Ende des Mittelalters 38mal verlangt 
und ebenso oft ertheilt wurde. 

Die erste Gruppe von Artikeln dieser magna Charta stellt 
Rechtsschranken auf für die Lehenskriegshoheit, die zweite für 
die richterliche Gewalt des Staates (Civil- und StraQustiz) zum 
Schutze der Person und des Yermögens des Einzelnen , die dritte 
Gruppe von Artikeln gewährt dem Einzelnen Schutz gegen die 
Polizei; die Polizeibussen — amerciaments — sollen der Grösse 
der üebertretung entsprechen und eine Yerurtheilung zu solchen 
Bussen nur unter Mitwirkung der Gemeindegenossen erfolgen, 
deren Exekution endlich nur mit dem beneficium competentiae 
stattfinden, so dass jedem über homo das zu seinem Unterhalte 
Nöthige verbleibt. Der Artikel 42 dann garantirt den Staatsbürgern 
die Freizügigkeit. 
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Die magna Charta libertatum erhielt durch die feierliche 
BeschwöriiBig sowohl von Seite des Königs als auch der aufstän- 
dischen Barone den Charakter eines förmlichen Friedensvertrages; 
zur UeberwacBung ihrer genauen Befolgung Seitens des Königs 
wurde ein Widerstandscomite — bestehend aus 26 Baronen — 
eingesetzt (Art. 61), welches bei einer Verletzung der Charte durch 
den König gegen denselben eventuell Gewalt anwenden durfte. Zur 
Vorsorge verbreiteten die Barone Abschriften des Freiheitsbriefes 
über das Land, und hinterlegten dieselben in Kirchen und Klöstern. 

Eine zweite feierliche Verbriefung der persönlichen Freiheit 
gegen Verletzungen durch die Staatsgewalt erfolgte unter König 
Karl I. (1625 — 49), welcher am 7. Juni 1828 die petition of rights 
genehmigte *^) und als Gesetz erklärte, Kraft welches fortan Niemand 
ohne Angabe des Grundes und Beobachtung der gesetzlichen Formen 
verhaftet oder anders gerichtet werden sollte, als vor seinem ordent- 
Uchen Gerichtshofe. 

Die Veranlassung dieses zweiten grossen englischen Freiheits- 
briefes waren insbesondere die willkürlichen Verhaftungen, welche 
das jure divino Königthum unter Karl L, der nach Beseitigung des 
Subsidien-Bewilligungsrechtes des Parlamentes strebte, gegen viele 
reiche und vornehme Persönlichkeiten vorgenommen hatte, welche 
eben die Leistung der ohne Bewilligung des Parlamentes verlangten 
und durch königliche Gomissarien eingetriebenen Subsidien grund- 
sätzlich verweigerten. In dem im März 1828 behufs Steuerbewilligung 
zusammenberufenen Parlamente stellte Franz Seymour den Antrag: 
„Da die altherkömmlichen Gesetze tibertreten, die Freiheiten des 
englischen Volkes verletzt, die Personen misshandelt, die Besitz- 
thtimer, mit denen man den König unterstützen konnte, erschöpft 
worden, die von den Altvordern überkommenen Rechte, Freiheiten 
und Gesetze (those rights, laws and liberties, wich our wise ancestors 
have left us) durch eine Petition an den König sicher zu stellen." 

Fast 50 Jahre später, am 27. Mai 1679, genehmigte Karl IL, 
da wieder häufige Besch;verden wegen willkürlicher Verhaftungen 



*®) Der König erschien, nach mannigfachen Versuchen, die BiU zu ver- 
hindern, am 7. Juni zum zweiten Male im Oberhause^ wo auch die commons 
versammelt waren, und sprach nach Verlesung der petition of rigths die da- 
mals für alle Ge««etze üblihc Formel; Lei it he law, a« w desired. 
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nnd langer ungesetzlicher Gcfangenhaltung sieh kiindgegelDen hatten, 
einen dritten Freiheitsbrief, die für die persönliche Freiheit und Sicher- 
heit der Engländer so wichtige Habeas-Corpus-Bill, welche das Ver- 
fahren gegen den Verhafteten genau regelte. **) Danach soll jeder 
Gefangene innerhalb 24 Stunden nach seiner Verhaftung vor den 
Bichter gebracht werden, damit dort über die Gesetzmässigkeit 
der Verhaftung entschieden und eventuell der Prozess eingeleitet 
werde. Wenn der Verhaftete kein Kapitalverbrechen begangen — 
treason ox felony — so soll er gegen Oaution oder Bürgschaft 
freigelassen werden. 

Endlich erfolgte eine neuerliche gesetzliche Normirung und 
Anerkennung der Befugnisse der Staatsgewalt — königlichen Ge- 
walt — wie auch der Rechte und Freiheiten des englischen Par- 
lamentes und Volkes durch Wilhelm von Oranien. An dem Tage, 
an welchem er die ihm angetragene Krone aus den Händen der 
Lords und Gommons annahm, am 13. Februar 1689, genehmigte 
der König auch die 13 Artikel der bill and declaration of right 
and liberties of subjects *2) gleichsam die Bedingung, unter welcher 
ihm die Krone übertragen worden. Der vertragsmässige Charakter 
der Rechte des Königs, des Parlamentes und des Volkes tritt hier 
besonders deutlich hervor. Die Bill enthielt ausser der Normirung 
der königlichen Prärogative, namentlich insoferne dieselben in der 
Kriegs-, Kirchen-, Finanz-, Gerichts- und Polizei- Verwaltung etwa 
noch zweifelhaft erschienen und in der letzten Zeit überschritten 



^^) Kein Richter darf bei schwerer Strafe dem Gefangenen die Erthei- 
Inng eines sogenannten Habeas-Corpns-Befehles — writ of hdbe<i8 corpus — 
▼erweigem, wonach der Verhaftete vor Gericht gesteUt und ihm die Ursache 
seiner Verhaftung bekannt gegeben werden mnss. 

^^ Wilhelm von Oranien nahm die Erklärung der Rechte mit dem 
Beifügen vor: >,Die Nation könne sich versichert halten, dass er sich alle 
Mühe geben werde, um ihre Religion, ihre Gesetze und Freiheiten aufrecht zu 
erhalten und dass er jeder Zeit bereit sein werde, in Verbindung mit dem 
Parlamente Alles zu thun, was das Wohl des Staates und das Glück und die 
Ehre der Nation befördern könnte/* Ein königlicher Clerk verlas die Dekla- 
ration: yyWir fordern die vorstehenden Punkte*' — hiess es — n^nd bestehen 
darauf als auf unsem unzweifelhaften Rechten und Freiheiten; durch die De- 
klaration Sr. Hoheit des Prinzen ermuthigt, vertrauen wir, dass derselbe das 
Werk der Befreiung, das er begonnen hat, voUenden und unsere Rechte gegen 
aUe fernere Verletzung schützen wird.*' 
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worden waren, auch einige Bestimmungen, die sieh später in den 
Codices der Grund- oder Volksrechte finden; so die Zusicherung 
des Sehwurgerichses, die gesetzliche Erklärung, dass es ein Becht der 
Unterthanen sei, Petitionen an den König zu richten, und dass 
Niemand deshalb verhaftet oder strafweise verfolgt werden dUrfe! 
femer dass die üeberlassung konfiszirter Güter von Angeklagten 
an andere Personen vor deren gerichtlicher üeberftkhrung gesetz- 
widrig oder ungiltig sei. 

Die beiden grossen politischen Parteien Englands, die Tories 
und Wihgs, hatten sieh in der „glorreichen Bevolution** vereinigt, 
um die durch Willkür der Könige aus den Häusern Tudor und 
Stuart vielfach erschütterten und verletzten Yerfassungsgesetze wieder 
herzustellen, welche die politische und sittliche Freiheit des eng- 
lischen Volkes begründen sollten. 

Amerika. 

Dem Beispiele Englands und den Ideen der bill of right 
folgend, nahmen auch die Amerikaner eine urkundliche Verbriefung 
der Bechte des Einzelnen gegenüber der Staatsgewalt in die Ver- 
fassung des Jahres 1787 auf. Zwölf Jahre nach der Trennung der 
13 englischen Golonien von England uad der Erklärung ihrer staat- 
lichen Unabhängigkeit vom 4. Juli 1776, nach mannigfachen 
Prüfungen und Versuchen war diese Verfassung beschlossen und 
dem Volke zur Genehmigung vorgelegt worden. Sie erschoint als 
das Besultat der Entwicklung der Vereinigten Staaten aus dem Staaten- 
bunde zum Bundesstaate und trat am 4. März des Jahres 1789 mit 
der Eröfihung des ersten Congresses und der Präsidentschaft Wash- 
hington's in Wirksamkeit. 

Zwei Einwände waren es namentlich gewesen, welche man 
gegen diese Verfassung erhoben hatte: 1) Sie wahre die Bechte 
der Einzelstaaten nicht genügend und 2) es fehle ihr eine Er- 
klärung der Menschenrechte, wie sich dieselbe in der englischen 
Verfassung durch das natürliche Bedürfniss und die Erfahrung 
herausgebildet habe. Daher beantragte der erste Gongress in |0 
Zusatzartikeln (amendements), von welchen neun die Feststellung 
der Menschenrechte enthielten, eine Ergänzung der Verfassung, die 
auch im Jahre 1791 angenommen wurde. Der I. Artikel garantirt 
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den Amerikanern vor Allem die kirchliche und religiöse Freiheit, 
ferner die Press-, Versammlungs- und Petitionsfreiheit. Er sichert 
diese Freiheit sogar gegenüber der gesetzgebenden Gewalt, deren 
Willensbestimmung für die Zukunft bindend, indem der „Kongress 
nie ein Gesetz geben soll, wodurch eine Religion zur herrschenden 
erklärt, oder die freie Ausübung einer anderen verboten, oder 
wodurch die Freiheit im Beden und die Pressfreiheit, oder das 
Becht des Volkes, sich friedlich zu versammeln und der Begierung 
Petitionen wegen Abstellung von Missbräuchen zu überreichen, ver- 
mindert würde." Die Artikel III — IX garantiren die Freiheit der 
Person, *•) des Hauses, der Papiere, EfiFekten, wobei Artikel IX 
noch insbesondere hervorhebt, dass „die Benennung gewisser Bechte 
in der Konstitution nicht als eine Verneinung oder Vernachlässigung: 
anderer dem Volke beibehaltener Bechte gedeutet werden soll." 

Hienach darf also z. B. aus der Thatsache, dass in der 
Konstitution von dem sogenannten Vereinsrechte nicht die Bede 
st, nicht der Schluss gezogen werden, als ob den Amerikanern 
die freie Vereinsbildüng gesetzlich und verfassungsmässig unter- 
sagt SPl. 

Frankreich. 

Auch Frankreich hat eine feierliche Verbriefung der Bechte 
der Staatsbürger, die declaration des droits, de Thomrae et du 
citoyen du 26 aoüt 1789. Sie ist kein originäres Produkt des 
französischen Geistes, sondern eine Nachwirkung der bill of rights 
und der amerikanischen Uuabhängigkeitserklärung, welche beide in 
Frankreich wohl bekannt waren. Allein der Charakter der fran- 
zösischen Menschenrechte ist wesentlich verschieden von dem der 
englisch -amerikanischen Deklarationen. Während der Inhalt der 
letzteren erzeugt ward durch die politische Plrfahrung und das 
praktische Bedtirfniss, die individuelle Freiheit, namentlich nach 
denjenigen Bichtungen hin zu schützen, in welchen sie von der 
Begierung am häufigsten verletzt worden, sind die französischen 
Menschenrechte das Produkt abstrakt-philosophischer Spekulation. 



*^) Namentlich werden die sogenannten gefieral Warrants — die nn- 
ansgefüUten , allgemeinen Verbaftsbefehle — die keine Ursache der Ver- 
haftung» noch die genaue Bezeichnung der zu verhaftenden Person oder des 
zu durchsuchenden Ortes enthielten, im Artikel IV verboten. 

V. Dantscher. 6 
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Die Nationalversammlung des Jahres 1789 wollte den Inbegriff 
der Eeehte festsetzen, wie sie mit logischer Nothwendigkeit aus 
dem Begriffe des Mensehen folgen, von welchem Menschen 
De Maistre in seinen considerations sur la Fran9e gesagt hatte, 
dass er ihn niemals gefunden habe, sondern immer nur den Eng- 
länder, Franzosen, Holländer, Perser. Eine Erklärung der Menschen- 
rechte ward beabsichtigt für alle Völker, alle Zeiten und alle 
Länder, welche der Welt zum Muster dienen sollte. In 17 Artikeln 
wurde die Erklärung der Menschenrechte von der Nationalversammlung 
nach Mirabeau's Bericht beschlossen, von Ludwig XVI. auf des 
Präsidenten Mounier Andrängen am 5. Oktober genehmigt und 
der republikanischen Verfassung vom 3. September 1791 **) voran- 
gestellt. 

Die zweite republikanische Verfassung Frankreichs vom 
24. Juni 1793, die niemals in Wirksamheit getreten, gibt die 
Menschenrechte noch erweitert, in 35 Artikeln wieder, und erklärt 
im Eingange, dass die Quelle aller Uebel, unter welchen die 
Menschheit seufze, die ünkenntniss und Geringschätzung dieser 
Menschenrechte sei. *^) 

Allein bald zeigte sich die grosse Gefährlichkeit dieser staats- 
rechtlichen Deklarationen fllr jede Eegierungsform, die Unvereinbar- 
keit ihres Inhaltes mit der staatlichen Ordnung und ihre praktische 
Undurchführbarkeit in der Verwaltung. Daher suchte die Ver- 
fassung vom 22. August 1795 (vom Jahre III), welche der Konvent 
ausgearbeitet und das Volk durch seine Abstimmung genehmigt 
hatte, die Erklärung der Menschenrechte abzuschwächen; siereduzirte 
dieselben auf 22 Artikel, setzte an Stelle der droits de l'homme 



**) S. Helle, Les Constitutians de la France (Paria 1880), 

**) Cofistitutmi de la Bep^ihlique frangaise du 24Juinl793: Decla- 
ratioH des droits de Vhomme et du citoyen: Le peuple frangais, canvaincu, 
que Voubli et le mipris des droits naturels de rhomme smit les seules caiAses 
des malheurs du mofide, a resolu d*exposer dans une declaration solemhellej 
ces droits sacris ifialiinäbles, afii%que tous les citoyefis, pouvant comparer 
Sans cesse les actes du gouvememefit' avec le hut de taute Institution sociale^ 
ne se laisse7ht jamais oppriiner et avilir par la tyrannie ; afifique le peuple 
ait toujours devant les yeux les hases de sa liherte et de son botüieur, le 
magistrat la rigle de ses devoirs, le Ugislateur Vobjet de sa missiofL 
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die ^droits de rhomme en societe* und liess in 8 Artikeln eine 
Erklärung der staatsbürgerlichen Pflichten folgen.*®) 

Die Konstitution vom 13. Dezember 1799 (vom Jahre VIII), 
welche Sieyes entworfen hatte, hebt dann die Erklärung der 
Menschenrechte als überflüssig auf; nur im Schlusstitel (VU) finden 
sich einige Bestimmungen in Betreff des Hausrechtes, Petitions- 
rechtes und der persönlichen Freiheit. *'') 

Von den monarchischen Verfassungen Frankreichs enthalten 
die Charte constitutionelle vom 4. Juni 1814, sowie die revidirte 
Charte constitutionelle vom 7. August 1830 **) (Louis Philippe 
d'Orleans) grundrechtliche Bestimmungen über die Freiheit und 
Unverletzlichkeit des französischen Bürgers gegenüber der voU- 
mhenden Gewalt (droit public des Franfais). Die Verfassung des 
ersten Kaiserreichs, Senatus Consulte organique du 18 mai 1804 
(28 floreal an Xu), hat keine gesetzliehen Bestimmungen über die 
politischen Eechte der Staatsbürger, jene vom 14. Jänner 1852 
hingegen — gleichfalls der Volksabstimmung unterworfen — welche 



*•) Constitution de la Repuhlique franqaise du 22 aout 1795 (5 fructidor 
an III) Art. I: Les droits de Vhomme eft societe sofit la Uberte^ Viga- 
lite, la sürete, la propriite, Devoirs (Art, 1 — 9), Art. 1,: La diclaration 
des droits tuntient les ohligations des legislateurs : U maintien de la societe 
demande, que ceux, qui la composent, connai^sent et remplissefit igalement 
Uurs devoirs. Art, 3: Les ohligations de chacun efivers la socUte consistent 
d la defefidre, d la servir, ä rivre soumis aux lots et ä respecter ceux, qui en 
sont les orgaius, Art, 4 : Nul n^est bon citoyen, sHl n*est bon fUst bon pere, 
hon frere, bon ami, bon epoux. 

*'') Cofistüution de la Republique fran^aise du 22. dicetnber 1799 (22 
frimaire {an VIII) Titre VII. dispositions generales. Art, 76: La maison 
de toute personiie habitant le territoire fran^ais est uu asil invioläble. Pen- 
dent la nuit, nul n^a le droit d^y entrer que dans le cas d'incendie, d*ino7i- 
dation ou de reclamation faite de Vinterieur de la maiso^i. Pendent U jour 
on peut y entrer pour nn objet special, dStermine ou par une loi ou pur 
un ordre imane d-une autoriti publique. In Betreff der persönlichen Frei- 
heit Art. 77 — 83. Art. 83: Toute personne a le droit d^ adresser des petitums 
individuelles ä toute autorite constituee et specialement au Tribunat, Diese 
Verfassung erfloss schon unter dem massgebenden Einflüsse Napoleons und 
ward der Nation zur Genehmigung vorgelegt. 

*•) Charte constitutionelle du 4. juin 1844, droit public des FVangais, 
article 1 — ö, 8 — 10; Charte const, du 9. aout 1830 (angenommen von beiden 
Kammern am 7. August), droit public des Franqais art. 1—6^ 7, 8, 9 fast 
gleichlautend mit den Artikeln des Jahres 1814. 

6* 
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die Begierungsgewalt flir 10 Jahre dem Präsidenten der Bepublik 
Ludwig Napoleon überträgt, erklärt nur, dass die Konstitution 
die grossen Prinzipien des Jahres 1789 anerkenne und garantire. *®) 
Die zweite Eepublik gewährte in ihrer Verfassung vom 
4. November 1848 wieder in 17 respektive 13 Artikeln ßechte 
der Bürger ; ^®) die Verfassung der dritten Bepublik jedoch vom 
Jahre 1875*') hat keine Grundrechte aufgenommen. 

Deutschland. 

Dieser abstraktrphilosophische. apriorische Charakter der fran- 
zösichen Menschenrechte, durch welche man eine neue staatliche 
Gesellschcft zu gründen geglaubt hatte, ging auch in die deutschen 
Verfassungsurkunden über, welche im zweiten Dezennium des 19. Jahr- 
hunderts fllr einige Mittelstaaten, wie Bayern, Württemberg, Baden, 
Sachsen- Weimar erflossen. 

Insbesondere weisen dann die nach der französischen Juli- 
revolution des Jahres 1830 neu erlassenen oder revidirten deutschen 
Verfassungsurkunden solche abstrakt formulirte, von dem Gleich- 
heitsprinzipe ausgehende Unterthanenrechte auf. Den Höhepunkt aber 
erreichte die theoretisirende Verbriefung von „Grundrechten der Staats- 
bürger" — wie man die Volksrechte seit dem Jahre 1848 bezeichnet — 
durch die politischen Bewegungen der Jahre 1848 und 1849 in den 
„Grundrechten des deutschen Volkes" vom l. Dezember 1848. 



*•) Constitution du 14 janvier 165J2. Türe premier Art. 1 : La Con- 
stitution recontw.it j cott firme et garantit les grands principes proclames en 
1789^ et qui sont Ut base du droit public des Frangais, (Diese Verfassung 
ging ans der Initiative des Königs (Ludwig XVIII) hervor; die provisorische 
Regierung hatte eine „Constitution frangaise**, welche die Wiederherstellung 
der Monarchie auf Grundlage der Volkssouverenetät enthielt, dem Senate am 
5. April vorgelegt, der sie am 6. April genehmigte; am 7. April war deren 
Annahme durch den gesetzpebenden Körper erfolgt). 

*^) Coiistitution de la Republique frangaise du 4, Norembre 1848, 
chapitre II: Droits des citoyens garanties jjur la Qinstitutions, art. 1 — 14. 

'*) Siehe auch Dareste, Tome premier : Les Constitutions Modernes etc. 
(Paris 1883) p. 9—30. — 24 fevrier 1875: Loi Comtitut ioneile sur V Organi- 
sation du Senat; 25 fevrier 1875: Loi Const. sur V Organisation des Fouvoirs 
puhlics; 16 Juillet 1875: Loi Const. sur les rapports des Pomwirs publics; 
2 Äoüt 1875: Loi organique sur les electitms des Senateurs; 30 Norembre 1875 
Loi organique sur Vileciion des deputes. 
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Die auf den 18. Mai 1848 nach Frankfurt berufene kon- 
stitoirende deutsehe Nationalversammlung, welche eine einheitliche 
bundesstaatliche Verfassung für Deutschland ausarbeiten sollte, be- 
gann, noch ehe eine begründete Aussicht anf Konstituirung einer 
einheitlichen deutschen Beiehsgewalt durch Verständigung mit den 
Eegierungen der Einzelstaaten vorhanden war, die Berathung der 
(xrundrechte des deutschen Volkes. Diese Grundrechte, uach langen 
Mühen und Debatten in 60 §§ ;XIV Artikeln) abgefasst, wurden 
von der Nationalversammlung am 21. Dezember 1848 angenommen, 
vom Reichsverweser am 27. Dezember als Reichsgesetze publizirt 
und dann in die deutsche Eeichsverfassung vom 28. März 1849 
(als Abschnitt VI, §§ 131—190) aufgenommen. 

Dabei bestimmte der § 130 der Verfassung : Die nachstehenden, 
dem deutschen Volke gewährleisteten Grundrechte „sollen den Ver- 
fassungen der deutschen Einzelstaaten zur Norm dienen, und keine 
Verfassung oder Gesetzgebung eines deutschen Einzelstaates soll 
dieselben je aufheben oder beschriinken können." 

War hienach jede Abänderung dieser Grundrechte, welche 
Bestimmungen wie : Unbedingte Auswanderungsfreiheit, Bildung 
neuer Religionsgesellschaften ohne irgend eine staatliche Anerken- 
nung, Unentgeltlichkeit des Unterrichtes ftlr Unbemittelte an allen 
öflFentlichen Unterrichtsanstalten, Abschaffung des Adels etc. ent- 
hielten, für die Einzelstaaten unmöglich, so wurde auch eine Modifi- 
kation derselben durch die Reichsgewalt selbst nach § 196 sehr 
erschwert. Man verlieh diesen Grundrechten erhöhte formelle Ge- 
setzeskraft, denn es bedurfte zu ihrer Abänderung ausser der Ge- 
nehmigung des Reichsoberhauptes, des „Kaisers der Deutschen" 
{§ 70) einer zweimaligen Zustimmung beider Häuser des Reichs- 
tages (des Staatenhauses und des Volkshauses) und zwar mussten 
in jedem Hause zwei Drittel aller Mitglieder anwesend sein und zwei 
Drittel der Anwesenden lür die Abändeiiing der Verfassung stimmen. 
Allein schon im Berliner Entwürfe einer deutschen Reiehs- 
verfassung vom 26. Mai 1849, der in Folge des Drei-Königsbünd- 
nisses (Preussen, Sachsen, Hannover), und der Berliner Konferenzen 
ausgearbeitet worden und grösstentheils die Bestimmungen der 
Märzverfassung enthielt, erschienen diese Grundrechte mannigfach 
modifizirt; noch mehr wurden sie reduzirt durch die Beschlüsse 
des Erfurter Unionsparlamentes vom 27. April 1850, welches zur 
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i^erathung des Berliner Entwurfes und der deutsehen Reichsver- 
fassung auf den 20. März 1850 nach Erfurt einberufen worden 
war und dort bis zum 29. April getagt hatte. 

Ein Theil der Grundrechte der Märzyerfassnng war in weit 
gemässigterer Form als preussische „Grundrechte'' in die preussisch» 
Verfassung vom 31. Jänner 1850 übergegangen. 

Ah endlich die deutsche Bundesversammlung und der Bundes- 
tag durch Oesterreichs Initiative im Mai (10.) des Jahres 1850 zu 
Frankfurt wieder eröffnet worden, erfolgte bald die gänzliche Auf- 
hebung der Grundrechte des deutschen Volkes. Ein Bundesbeschluss 
vom 23. August 1851 erklärte, dass „die in Frankfurt unterm 
27. Dezember 1848 erlassenen, in dem Entwürfe einer Verfassung^ 
des deutschen Reiches vom 28. März 1849 wiederholten sogenannten 
Grundrechte des deutschen Volkes weder als Beichsgesetze, 
noch, soweit sie nur auf Grund des Einfdhrungsgesetzes vom 
27. Dezember 1848, oder als Theile der Eeichsverfassung in den 
einzelnen Staaten fllr verbindlich erklärt sind, für rechtsgiltig 
gehalten werden können. Sie sind deshalb insoweit in allen 
Bundesstaaten als aufgehoben zu erklären. Die Regierungen der- 
jenigen Staaten, in denen Bestimmungen der Grundrechte durch 
besondere Gesetze ins Leben gerufen sind, sind verpflichtet, sofort 
die erforderliehen Einleitungen zu treffen, um diese Bestimmungen 
ausser Wirkung zu setzen, insofern sie mit den Bundesgesetzen 
oder den ausgesprochenen Bundeszwecken in Widerspruch stehen." 

Infolge dessen wurden in den meisten Bundesstaaten die be- 
treffenden gesetzlichen Bestimmungen sofort aufgehoben und die^ 
Anzeige hierüber an die Bundesversammlung erstattet. Einzelne 
Staaten erhielten von der Bundesversammlung die besondere Auf- 
forderung, ihre Verfassungen entsprechend abzuändern. 

Oesterreich- Ungarn. 

Auch der österreichische Kaiserstaat, in Folge der politischen 
Bewegungen des Jahres 1848 in die konstitutionelle Staatsfona 
eintretend, sicherte seinen Bürgern die Freiheit und Unverletzlich- 
keit ihrer Person und ihres Eigenthumes gegenüber der voll- 
ziehenden Staatsgewalt durch objektive Rechtsnormen zu. Dreimal ^^^) 

^'«) Die vom konstituirenden Reichstage zu Kremsier zugleich mit dem 
Verfassungsentwurfe ausgearbeiteten Grundrechte erhielten nicht die allerhöchste 
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verkünden die österreichischen Verfassungsurknnden Grundrechte 
der Staatsbürger. In den beiden ersten konstitutionellen Verfassungen 
vom 25. April 1848 und 4. März 1849 erflossen dieselben ein- 
seitig aus der Initiative der Krone; in der Verfassung vom 
31. Dezember 1867 aber entstanden die „allgemeinen Bechte der 
Staatsbürger" durch das Zusammenwirken beider Paktoren der 
Gesetzgebung in konstitutionell-monarchischen Staaten, durch die 
Krone und den Beichsrath. 

Die Verfassungsgeschichte Oesterreichs ist die Geschichte der 
Herausbüdung der Idee des Bundesstaates für die unter dem habs- 
burgischen Scepter vereinigten deutsch-slavischen und ungarischen 
Länder. Neben den Verfassungsurkunden für den Gesammtstaat 
bestehen daher die Verfassungen der Einzelstaaten flir die deutsch- 
slavischen Länder und für Ungarn. Das Streben, aus allen König- 
reichen und Ländern einen politisch-freien Einheitsstaat zu bilden, 
war namentlich durch den Widerstand Ungarns zu keinem Erfolge 
gelangt. Die erste Verfassungsurkunde, welche alle Königreiche 
und Länder für den Gompetenzkreis der ihnen allen gemeinsamen 
Angelegenheiten zu einer emheitlichen konstitutionellen Monarchie 
organisiren sollte, „zur freien, selbstständigen, untheilbaren und un- 
auflösbaren konstitutionellen, österreichischen Erbmonarchie'' (§. 2 
des Patentes vom 4. März 1849, B.-G.-Bl. Nr. 150), ist die soge- 
nannte oktroirte *^) Verfassung vom 4. März 1849 B.-G.-Bl. Nr. 1J50). 
Sie war aus eigener Macht des Kaisers erflossen, gleichzeitig mit 
der Auflösung des ersten konstituirenden Beichstages Oesterreichs, 
der in Wien am 10« Juli zusammentretend, nach Abhaltung einiger 



Sanktion. Der Keichsrath war noch Tor der Beendigung seiner Berathungen 
über die Grundrechte aufgelost worden. 

^') Manifest vom 4. März 1849: «Wir haben daher beschlossen, für 
4ie Gesammtheit des Reiches: Unseren Völkern diejenigen Rechte, Freiheiten 
und politischen Institutionen aus freier Bewegung und eigener kaiserUcher 
Macht zu verleihen, welche Unser erhabener Oheim und Vorfahr Kaiser Fer- 
dinand I. und Wir selbst ihnen zugesagt, und die Wir nach Unserem besten 
Wissen und Gewissen als die heilsamsten und förderlichsten für das Wohl 
Oesterreichs erkannt haben. Wir verkündigen demnach unter heutigem Tage 
die Verfassnngs-Urkunde für das einige und untheilbare Kaiserthum Oester- 
reich| schliessen hiedurch die Versammlung des Reichstages zu Kremsier, 
lösen denselben auf und verordnen, dass dessen Mitglieder sofort nach Ver- 
öffenüichung dieses Beschlusses auseinandergehen. 
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vorberathender Sitzungen am 22. Juli feierlich eröffnet worden 
war und daselbst bis zum 1. November 1848 getagt hatte; hierauf 
ward er nach Kremsier verlegt, **) und hatte dort vom 22. November 
bis 6. März 1849 seine Berathungen über eine Verfassung für 
einen Theil der Monarchie — nämlich für die deutsch-slavisehen 
Länder — fortgesetzt. 

Die MärzverfassuDg enthielt formell keine Grundrechte; sie 
proklamirte aber die Gleichberechtigung aller Volksstärarae und deren 
unverletzliches Eecht auf Wahrung und Pflege ihrer Nationalitiit und 
Sprache (§ 5), und garantirte allen österreichischen Staatsbürgern 
im Abschnitt III ^von dem Eeichsbürgerrechte" : Freizügigkeit der 
Person (§ 25) und des Vermögens (§ 31) innerhalb der Reichsgrenzen, 
Auswanderungsfreiheit (§ 25), Aufhebung jeder Art von Leibeigen- 
schaft, ünterthänigkeit oder Hörigkeit (§ 26), Ablösbarkeit der daraus 
fliessenden Leistungen oder Schuldigkeiten (§ 32), Gleichheit vor dem 
Gesetze (§. 27), gleiche Zugänglichkeit aller öffentlichen Aemter und 
Staatsdienste für die hiezu Befähigten (§ 28), sowie die ünver- 
letzlichkeit des Eigenthumes (§ 29). Nur für einen Theil des öster- 
reichischen Beichsvolkes, ftlr die Bewohner der deutsch-slavischen 
Länder wurden durch das AUh. Patent vom 4. März 1849 B.-G.-Bl. 
Nr, 151 „über die durch die constitutionelle Staatsform gewähr- 
leisteten politischen Rechte" noch überdies die sogenannten Olmützer 
Grundrechte (§§ 1 — 11) erlassen. 

Dieses Patent sicherte den Bewohnern dieser Länder die volle 
Glaubensfreiheit und häusliche Ausübung des Beligionsbekenntnisses, 
öffentliche Eeligionsausübung jeder gesetzlich anerkannten Kirche, 
Freiheit der Wissenschaft und der Gründung von Erziehungs- und 
Unterrichtsanstalten, Pressfreiheit, Vereins-, Versammlungs- und 
Petitionsrecht, Freiheit und ünverletzlichkeit der Person, des Hauses, 
und Wahrung des Briefgeheimnisses zu. 

Allein durch das Allerh. Patent vom 31. December 1851 
R.-G.-Bl. Nr. 2 (J. 1852) ward die Märzverfassung ausser Gesetzes- 
kraft erklärt, und durch das kaiserliche Patent vom 31, Dezember 1851 
K..G.-B1. (J. 1852) Nr. 3 wurden die ftlr die deutsch-slavischen 



^^) AUerh. Patent vom 22. Oktober 1848, Pol. G.-S^ B. 76, Nro. 132: 
Berufung des Reichstages nach der Stadt Kremsier, und Patent vom 10. No- 
vember 1848, 1. c. B. 76, Nro. 185: Vertagung der Eröffnung des Reichs- 
tages in Kremsier bis znm 22. November 1848. 
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Kronländer verkündeten Grondreehte wieder aufgehoben. Nur die 
Bestimmungen der §§ 26, 27 und 32 **) der Märzverfassung blieben 
von all den im Abschnitte III aufgezählten Beichsbürgerreehten 
erhalten, indem da« Patent vom 31. Dezember 18Ö1 Nr. 2 „die 
Gleichheit aller Staatsangehörigen vor dem Gesetze, sowie die ünzu- 
lässigkeit und die durch besondere Gesetze gegen billige Ent- 
schädigung der früher Berechtigten erfolgte Abstellung jedes bäuer- 
lichen ünterthänigkeits- oder Hörigkeitsverbandes und der damit 
verbundenen Leistungen ausdrücklich bestätigt". Von den Olmützer 
Grundrechten wurde nur der § 2 auch fQr die absolute Periode 
erhalten, wonach „Jede gesetzlich anerkannte Kirche und Beligions- 
gesellschaft das Becht der gemeinsamen öffentlichen Beligionsübung 
hat, ihre Angelegenheiten selbstständig ordnet und verwaltet, im 
Besitze und Genüsse der für ihre Cultus-, Unterrichts- und Wohl- 
thätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonde bleibt, 
aber wie jede Gesellschaft den allgemeinen Staatsgesetzen unter- 
worfen ist." **) 

Das kaiserliche Diplom vom 20. Oktober 1860 (B.-G.-R 
Nr. 226), sowie das kaiserliche Patent vom 26. Pebniar 1861 mit 
dem Grundgesetze über die Beichsvertretung (B.-G.-Bl. Nr. 20), 
insofeme dieselben hier als Verfassungen für alle Länder *•) mit 



»*) Patent, R.-G.-Bl. Nro. 160, §. 26: „Jede Art von Leibeigenschaft, 
jeder Ünterthänigkeits- oder Hörigkeits verband ist für immer aufgehoben. Die 
Betretung des ätterreichischen Bodens oder eines österreichischen Schiffes 
macht jedtn Sklaven frei.*" (Schon das a. b. Gesetzbuch, §. 16). §. 27. »Alle 
österreichischen Staatsbüiger sind vor dem Gesetze gleich und unterstehen einem 
gleichen persönlichen Gerichtsstande.*' §. 32: „Jede aus dem UnterthSnigkeits- 
oder Hörigkeitsverband^ oder aus dem Titel des getheilten Eigenthums auf 
Liegenschaften haftende Schuldigkeit oder Leistung ist ablösbar und es darf 
für die Zukunft bei Theilung des Eigenthums keine Liegenschaft mit einer un- 
lösbaren Leistung belastet werden." 

**) Patent vom 31. Dezember 1851, R.-G.-Bl. Nro. 8, Absatz 4. 

**) Oktoberdiplom II: n^s sollen alle Gegenstände der Gesetzgebung, 
welche sich auf Pflichten, Rechte und Interessen beziehen, die allen Unseren 
Königreichen und Landern gemeinschaftlich sind .... in Zukunft in und mit 
dem Reichsrathe verhandelt und unter seiner Mitwirkung verfassungsmassig 
erledigt werden" (Gesamrotreichsrath, IIL d. Patentes). II: y,Alle anderen 
Gegenstände der Gesetzgebung, welche in den vorhergehenden Punkten nicht 
enthalten sind, werden in und mit den betreffenden Landtagen, und zwar in 
den zur ungarischen Krone gehörigen Königreichen und Ländern im Sinne 
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Einschluss Ungarns in Betracht kommen, enthielten keine Grund- 
rechte. 

Auch die gegenwärtige österreichisch -ungarische Reichsver- 
fassung, das deutsche (lesttz vom 21. Dezember 1867, (K.-G.-Bl. 
Nr. 136), „betreffend die allen Ländern der österreichischen Monar- 
chie gemeinsamen Angelegenheiten und die Art ihrer Behandlung" 
(ungar. Gesetz-Artikel XU vom Jahre 1861/67 „über die zwischen 
den Ländern der ungarischen Krone und den übrigen unter der 
Eegierung Sr. Majestät stehenden Ländern obschwebenden gemein- 
samen Angelegenheiten und über den Modus ihrer Behandlung") 
enthält keine Normen, w^odurch die Freiheit und Unverletzlich keit 
der österreichisch-ungarischen Reichsangehörigen und ihrer Güter 
gegenüber der vollziehenden Reichsgewalt gesetzlich geschützt 
würden. 

Die Reichsrathsländer. 

Anlangend die Verfassungen der beiden Einzelstaate n^ 
welche für den Bereich der Ungarn und den deutsch - slavischen 
Ländern nicht gemeinsamen Angelegenheiten im Jahre 1867 aner- 
kannt und geschaffen wurden, so enthält die erste Verfassungs- 
urkunde des österreichischen Kaiserstaates vom 25. April 1848, — 
die in dem allerh. Patente vom 15. März verheissene „Constitution 
des Vaterlandes" — sub HI. „die staatsbürgerUchen und politischen 
Rechte der Staatseinwohner ^ (§§. 17 — 32). Hiedurch wird den 
Staatsbürgern und Fremden (§ 21) Glaubens- und Gewissensfreiheit, 
Freiheit der Rede und Presse, persönliche Freiheit und Unverletz- 
lichkeit des Briefgeheimnisses gewährleistet, ausserdem allen Staats- 
angehörigen das Vereins- und Petitionsrecht, Auswanderungsfreiheit, 
Gleichheit vor dem Gesetze, gleiche Fähigkeit zu allen Aemtern 
und Würden, zum Erwerbe von Grundbesitz und zur Ausübung 
der Gewerbe garantirt ; ferner wurde die Unabsetzbarkeit der Richter, 
Rechtssprechung durch Schwurgerichte in der Strafgerichtspflege, 

ihrer früheren Verfassungen, in Unseren übrigen Königreichen nnd Ländern 
aber im Sinne und in Gemässheit ihrer Landesordnungen verfassungsmässig 
erledigt werden." Februar- Patent, §. 10: „Der Wirkungskreis des gesamm- 
ten Keichsraths umfasst nach dem Art. II des Diploms vom 20. Oktober 
1860 alle Gegenstände der Gesetzgebung, welche sich auf Rechte, Pflichten 
und Interessen beziehen, die allen Königreichen und Ländern gemeinschaftlich 
sind (weiterer Reichsrath)." 
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Oeflfentlichkeit und Mündlichkeit der Reclitspllege, endlich freie Aus- 
übung des Gottesdienstes für alle gesetzlieh anerkannten christ- 
lichen Glaubensbekenntnisse und filr die Juden zugesichert. 

Die Aprilverfassung und die in ihr enthaltenen Grundrechter 
traten aber nicht in Wirksamkeit; denn durch die Proclamation 
vom 16. Mai „sollte die Verfassung vorläufig der Berathung des- 
Reichstages unterzogen und die Anordnungen des Wahlgesetzes, 
welche Bedenken hervorgerufen haben, in einer neuerlichen Prüfung 
orwogen werden." 

Der Reichstag zu Kremsier hingegen arbeitete selbst eine- 
„Constitutions- Urkunde für die deutsch-slavischen Kronländer" aus. 
welche in 27 Paragraphen die „staatsbürgerlichen Grundrechte" 
aufstellte, aber nicht zur allerh. Sanction gelangte. 

Im Oktoberdiplome und im Februarpatente finden 
sich, soweit dieselben eine konstitutionelle Verfassung für die 
deutsch-slavischen Länder allein '^') enthalten, keine Grund- oder 
Volksrechte. 

Erst die Dezemberverfassung des Jahres 1867 brachte den 
Staatsbewohnern der «im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder" wieder politische Preiheitsrechte. 

Im Staatsgrundgesetze vom 21. Dezember 1867 (R.-G.-Bl. 
Nr. 142) wurden die m der Märzverfassung und im Olmützer- 
Patente über die politischen Rechte der Staatsbürger enthaltenen 



»') Kaiserliches Diplom vom 20. Oktober 1860 (R.-G.-Bl. Nro. 226;, 
II[, Absatz 8: „Nachdem jedoch mit Ausnahme der Länder der ungarischen 
Krone auch in Betreff solcher Gegenstände der Gesetzgebung, welche nicht 
der ausschliesslichen Kompetenz des gesammten Reichsrathes zukommen, seit 
einer langen Reihe Ton Jahren für Unsere übrigen Länder eine gemeinsame 
Behandlung und Entscheidung stattgefunden hat, behalten Wir Uns vor, auch 
solche Gegenstände mit verfassungsmässiger Mitwirkung des Reichsrathes unter 
Zuziehung der Reichsrathe dieser Länder behandeln zu lassen.*' Grund- 
gesetz über die Reichs Vertretung vom 26. Februar 1861, §. 11: „Gegenstände 
der Gesetzgebung, welche allen Königreichen und Ländern, mit Ausnahme 
der Länder der ungarischen Krone, gemeinsam sind, gehören nach dem III. Ar- 
tikel des Diplomes vom 20. Oktober 1860 zum verfassungsmässigen Wirkungs- 
kreise des Reichsrathes ohne Zuziehung der Mitglieder aus den Ländern der 
ungarischen Krone." Zu diesem engeren Reichsrath gehören demnach, mit 
Ausnahme der im §, 10 aufgezählten Angelegenheiten, alle Gegenstände der 
Gesetzgebung, welche nicht ausdrücklich durch die Landesordnungen den ein- 
zelnen im engern Reichsrath vertretenen Landtagen vorbehalten sind." 
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Normen betreffs der Freiheit und ünverletzlichkeit der Einzelnen 
gegenüber der Staatsverwaltung wieder aufgenommen ''^) und als 
„allgemeine Sechte der Staatsbürger f&r die im Beichsratbe ver- 
tretenen Königreiche und Länder" hingestellt. 

Ungarn. 

Das Verfassungsrecht des Königreichs Ungarn kennt keine 
Grundrechte als Aufzählung formeller Verfassungsbestimmungen, 
als Gesetze mit erhöhter formeller Gesetzeskraft. Die Normirung 
des Verhältnisses der Einzelpersönlichkeit zur Staatsgewalt nach 
denjenigen Sichtungen hin, nach welchen die Grundrechte es meist 
regeln, ist in Ungarn im Laufe der historischen Entwicklung durch 
specielle Gesetze erfolgt. 

So erklärt, analog dem Artikel 1 des Staat«grundgesetzes der 
ßeichsrathsländer über die allgemeinen Rechte der Stastsbürger der 
L. Gesetzartikel vom Jahre 1879 „über den Erwerb und Ver- 
lust der ungarischen Staatsbürgerschaft"" im §. 1 : „In sämmtlichen 
Ländern der ungarischen Krone ist die Staatsbürgerschaft ein und 
dieselbe.** 

In Betreff der Gleichheit der Staatsbürger vor dem Gesetze 
sprechen die Artikel V und VI vom Jahre 1843/44 die gleiche 
Fähigkeit der Adeligen und Unadeligen zur Erlangung aller Staats- 
ämter, sowie zum Erwerbe der adeligen Güter aus,*') während die 



^') So entsprechen die Ariikel 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7 den Staatsgrundge- 
setzes über die aUgemeinen Rechte der Staatsbürger den §§. 2-^, 37, 28, 25 
und 31, 29, 30, 26 und 32 des Abschnittes III („Von dem ReicUsbürgerrechte*') 
der Märzverfassung, ferner die Artikel 8, 9, 10» 11, 12, 13, 14, 15, 17, 19 des 
Staatsgrundgesetzes den §§. 8 und 9, 10, 11, 6, 7, 5, 1, 2, 3, 4 des Olmützer 
Patentes über die politischen Rechte, R.-G.-Bl. Nro. 151. 

*') G. A. IV, ▼. J. 1843/44: Von der Ausdehnung der Besitzfähigkeit ade- 
liger Güter auf Unadeligt, Die im Königreiche und seinen verbundenen Theilen 
geborenen, beständig wohnenden und zu welcher immer der gesetzlich einge- 
führten Religionen gehörenden unadeligen Landsleute können hinsichtlich der 
durch sie unter welch immer einen Titel bisher erworbenen oder künliighin zu 
erwerbenden adeligen Güter mit einem aus Besitauniahigkeit gegen sie einzu- 
leitenden Prozessinstitute darum, weil sie unadelich sind, von nun an nicht 
mehr gestört werden. G. A. V, ▼. J. 1843/44 : Von der Anstellungsfähigkeit der 
Unadeligen auf alle öffentlichen Aemter. Den im Königreiche und den ver- 
bundenen Theilen gebomen oder einheimisch gewordenen und zu welcher 
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Artikel XX vom Jahre 1847/48 und IVn 1865/67 die vollkommene 
Gleichberechtigung der Angehörigen der verschiedenen, im Lande 
gesetzlich anerkannten Beligionsgenossenschaften ^®) in dem Genüsse 
und der Ausübung der bürgerlichen und politischen Sechte fest- 
setzen. 

Das Auswanderungsrecht *^) aus dem ungarischen Staate ist 
nur durch die Wehrpflicht beschrankt. Nach § 24 des G. A. L. 



immer der gesetzlich eingeführten Religionen gehörenden Einwohnern kann in 
der auf alle oiTentlichen Aemter stattzufindenden Anstellung, mögen diese von 
der Ernennung oder von der Wahl abhängen, das, weil sie zur adeligen Klasse 
nicht gehören, als Hinderniss nicht in den Weg treten. 

•«) Theüs schon G. A. XXVI und XXVII v. J. 1790/91 ; XX. G. A. 
▼. J. 1847/48 über die Religionsfreiheit, §. 1: Die unitarische Religion wird für 
gesetzlich anerkannt ausgesprochen. §. 2: Hinsichtlich der Bekenner sämmt- 
licher in diesem Lande gesetzlich anerkannten Religionen wird ohne Unter« 
schied eine vollkommene Gleichheit und Reciprocität festgesteUt. XVII. G. 
A., ▼. J. 1865/ri7: Ueber die Gleichberechtigung der Israeliten hinsichtlich der 
bürgerlichen und politischen Rechte, §. 1 : Die israelitischen Bewohner des Landes 
werden zur Ausübung aller bürgerlichen und politischen Rechte mit den christ- 
licheB Bewohnern für gleichmässig berechtigt erklärt. §. 2: Jedes Gesetz, je- 
der Usus oder jede Verordnung, die mit diesem in Widerspruch steht, wird 
hiemit aufgehoben. 

•») G. A. XL, ▼. J. 1868 über die Wehrkraft, §. 56: Die EnÜassungsbe- 
willigung zur Auswanderung kann für die in der Linien- oder Reserve-Dienst* 
Verpflichtung stehenden Individuen der gemeinsame Kriegsminister, für Land- 
wehrmänner aber der betreffende Landesvertheidigungsminister ertheilen. Für 
den zum Liniendienst Verpflichteten aber nur so, wenn auch seine allfällig 
noch lebenden Elltern auswandern. G. A. L, v. J. 1879, §. 22 : Individuen, welche 
unter der Verpflichtung der Dienstleistung in der Linie (Marine), in der Re- 
serve oder Ersatzreserve stehen, können nur in dem Falle aus dem Verbände 
des ungarischen Staates entlassen werden, wenn sie vom gemeinsamen Kriegs- 
minister, Honveds aber dann, wenn sie vom Landesvertheidigungsminister ein 
Dokument über ihre Entlassung aus dem Verbände der Wehrkraft erhalten 
haben. Individuen, welche der oberwähnten Wehrpflicht nicht unterliegen, 
derselben aber nicht definitiv enthoben sind, können, wenn sie ihr 17. Lebens- 
jahr schon beschlossen haben, nur in dem Falle aus dem Verbände des unga- 
rischen Staates entlassen werden, wenn sie mit einem Zeugnisse der betreffen- 
den Jurisdiction nachweisen, dass sie nicht aus dem Grunde, um sich der Wehr- 
pflicht zu eBtziehen, ihre Entlassung nachsuchen. §. 25: In Kriegszeiten ent- 
scheidet hiasichllich der Entlassung aus dem ungarischen Staatsverbande in 
jedem einzelnen Falle auf Vortrag des Ministeriums Seine Majestät. G. A. 
XXXIX, V. J. 1882 betreffend die Modifizirung einiger Paragraphe des G. A. XL 
vim Jahre 18B8 über die Wehrkraft. SUtt §. 65 des erwähnten GesetzartikeU 
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vom Jahre 1879 kann die Entlassung aas dem Verbände det> 
ungarischen Staates zur Friedenszeit aus anderen als den im § 22 
•enthaltenen Gründen demjenigen nicht verweigert werben, der 
nachweist: 1.) dass er zu Bechtshandlungen befugt ist, oder dass 
seinem Ansuchen sein Vater, respective sein Vormund oder Kurator 
in vormundschaftsbehördlich approbirter Weise seine Zustimmung 
gibt, 2.) dass er mit keiner staatlichen oder communalen Steuer im 
Bückstande ist, 3.) dass er auf dem Gebiete der Länder der un- 
garischen Krone nicht unter strafgerichtlicher Untersuchung steht, 
oder ein strafgerichtliches Urtheil gegen ihn gefällt worden ist, das 
noch nicht vollzogen wurde. 

Die Unverletzlichkeit des Eigenthums ®*) ist schon in der 
goldenen Bulle Königs Andreas vom Jahre 1222 ausgesprochen, 
^owie in den neueren Gesetzen über die Expropriation.®*) 

Jeder ungarische Staatsbürger darf ferner in jeder Gemeinde 
sich niederlassen und daselbst seinen Wohnsitz nehmen,**) — voraus- 



§. 16: „Eine zum Zwecke der Auswanderung erforderUche Entlassung kann 
für die zum Dienste in der Reserve oder Ersatzreserve Verpflichteten der ge- 
meinsame Kriegsminister, für die Landwehrmannschaft sowie für die bei der 
Reserve und bei der Landwehr in Evidenz gehaltenen Individuen jedoch der 
Minister für Landesvertheidigung bewiUigen. Für die zum Dienste in der 
Linie Verpflichteten kann jedoch diese Entlassungsbewilligung nur in dem 
Ealle ^rtheilt werden, wenn gleichzeitig mit ihnen auch ihre allenfalls noch 
lebenden Eltern auswandern. Unterbleibt die Auswanderung^ so ist der Be- 
trefiende verpflichtet, den rückständigen Theil der durch die Entlassung unter- 
brochenen Dienstzeit abzuleisten. In Kriegszeiten kann einem in dem Ver- 
bände des Heeres (Kriegsmarine), dann der Reserve und der Landwehr tte- 
henden Individuum keine Auswanderungsbewilligung ertheilt werden.*' 

'*) Decretum (Afvni 1222) Äfidreae Secundi Begis Hierosolymitam 
dicti, Ärticulus 3. De lihertate praediorumy Servientium atque Eccle- 
siarum: Item, nullam coUectam, nee librcut denariorum colliyi faeiemus supra 
praedia Servie^itium: § 1, Nee in domos, nee ViUas descetidemus nisi vocati. 
§ 2, Super populos etiam Ecclesiarum ipsarum nullam penitus collectavi 
faciemus. Ärticulus 17: Quod possessionibus acquisitis nemo privetur. 
Possessionibus etiam, quas quis justo servitio ohtif^uerit ; aliquo tempore tum 
privetur. Tripartitum (Verböczy), pars. I^ titulus 9, de quatuor privüegiatis 
'et praedpuis Nohilium libertatibus § 5. 

••) LV. G. A. V. J. 1868: Von der Expropriation (LVI insbesondere 
^.Ueber die Expropriation im Weichbilde der Städte Ofen und Pest"); G. A. 
XLI V. J. 1881: „Ueber die Enteignung." 

•») G. A. XVIII V. J. 1871 über die Regelung der Gemeinde. §. 19' 
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gesetzt, dass er sich selbst erhalten kann und nicht in gerichtlieher 
üntersuchung oder Strafe steht, — sowie auch jedweden Erwerbs- 
zweig, den Handel mitinbegrififen, selbsständig und frei ausüben •'^. 
Die Artikel IX und XIII verordnen die Aufhebung des Eobot 
und geistlichen Zehents.®^ Desgleichen ist dem ungarischen Staats- 
bürger die Freiheit der Person,®^) die ünverletzlichkeit des Hauses*®) 



»» 



Jeder Staatsbürger hat das Recht, sich in einer anderen Gemeinde anzusiedeln. 
Der Ansiedler zeigt seine dies fällige Absicht der Gemeinde, wo er sich nieder- 
lassen will, an, nnd die Gemeinde kann die Ansiedlnng nur in dem Falle ver- 
wehren: a) Wenn gegen den sich Ansiedelnden bewiesen wird, dass er unter 
einer Kriminalanklage oder Strafe steht; h) wenn er, ohne der Gemeinde zur 
Last zu fallen, sich zu erhalten nicht im Stande ist. G. A. V v. J. 1876, 
womit der Gesetzartikel XVIII ▼. J. 1871 über die Regelung der Gemeinden 
modifizirt und ergänzt wird. §.5: Jeder Staatsbürger ist berechtigt, sich in 
«iner anderen Gemeinde niederzulassen. Der Ansiedler hat seine diesbezügliche 
Absicht derjenigen Gemeinde anzuzeigen, in welcher er sich niederlassen will 
und die Ansiedlung kann Seitens der Gemeinde nur in dem Falle verweigert 
werden: a) Wenn nachgewiesen wird, dass der sich Niederlassende in einer 
strafgerichilichen Untersuchung oder Strafe steht; h) wenn er sich, ohne der 
Gemeinde zur Last zu fallen, nicht erhalten kann. — Ueber die Freizügigkeit 
IV, G. A, V. J. 1836: „Von der Weise und Ordnung, welche in Fällen des Wegz- 
zieheni der Unterthanen zu beobachten ist und von der Folge dieser Freizügigkeit.** 

•*) G. A. Vni V. J. 1872. Gewerbegesetz. §. 1: Auf dem Gebiete der 
ungarischen Krone darf jeder Grossjährige oder für grossjährig Erklarte, ohne 
Unterschied des Geschlechtes, jedweden Erwerbszweig, den Handel mitbegrifTen, 
innerhalb der Grenzen des gegenwärtigen Gesetzes wo immer selbstständig und 
frei ausüben. §. 2: Auch Minderjährige können mit Einwilligung ihres Vaters, 
Vormundes oder der Vormundschaftsbehorde ein selbstständiges Gewerbe be- 
treiben und in diesem Falle über ihr Vermögen frei verfügen. §. 3 : Juristische 
Personen können ebenfalls frei Gewerbe betreiben, wenn sie Geschäftsleiter 
besieUen, §§. 27—32; G. A. XVII. v. J. 1884. 

••) G. A. IX V. J. 1847/48. Von der Aufhebung der auf Grund des 
Urbariums und der dieses ergänzenden Verträge bis jetzt üblichen Dienst- 
leistungen (Robot) des Zehents und Geldabgaben. G. A. XIII. v. J. 1847/48. 
Von der Aufhebung des geistlichen Zehnten. 

*^) Goldene Bulle (1222). Artikel XIX, de libertate rusticorum et hos- 
pitum. Johagio7ie8 castrorum tetieantur secundum lihertatem a Sancto Bege 
Stephano i^istitutam. §, 1 : Similiter et hospites cuiuscumque natumis secundum 
libertatem ab initio eis ccyncessam teneantur. In Betreff der Adeligen Trip. Pars. I, 
tit. 9, §§. 1 ~5. G. A. II v. J. 1630 ; G. A. X 1836, §. 5 ; G. A.V v. J. 1878. Das un- 
garische Strafgesetzbuch über Verbrechen und Vergehen, X. Hauptstück, §. 193: 
Derjenige öffentliche Beamte (§. 460), welcher seine Amtsgewalt missbraucht, 
Jemanden gesetzwidrig verhaften lässt, verhaftet oder in Haft behält, begeht 
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und Briefgeheimnisses, ••) das Petitions-, ^•) Vereins- und Versamm- 
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das Vergehen gegen die personliche Freiheit und ist mit Gefängniss bis m 
einem Jahre xn bestrafen. §§. 194 — 199. 

•^ G.A. V T. j: 18t8, §.199: Derjenige offenüiche Beamte, welcher 
seine Amtsgewalt missbraucht nnd gesetzwidrig in eine Wohnung, in ein Ge- 
^chäftslokal oder dazugehörige oder damit zusammenhängende Räumlichkeiten 
oder in einen befriedeten Raum wider den Willen des daselbst Wohnenden 
oder über die Wohnung Verfugenden eindringt oder daselbst verweilt, begeht 
das Verbrechen der Verletzung des Hausrechtes und ist mit Gefängniss bis zu 
6 Monaten zu bestrafen. Wenn er aber nicht nur unberechtigt eingedrungen 
ist, sondern überdiess auch eine Hausdurchsuchung vorgenommen hat, so ist 
er mit Gefängniss bis zu einem Jahre zu bestrafen. 

**) Ärticulus 59 v, J. 17 23 de Poena Interceptoribus, detentoribus, 
SuppressoribiM et Violatoribus Literarum Missilium irroganda. Quando- 
quidem Correspot^denteae in iide publica rodicarefitur et earuiidem retardatio 
persaepe Correspofidentibus plurimum derogaret. §, i: Ideo Sua Majeatas 
Sacratissivia benigne admisit, ut alienarum Literarum Misselium Intercep- 
tores, Violatores, Detethtores aut Suppressores in poetta florenorum 100 instar 
liquiäi Debiti desumenda puniantur, G. A.V, ▼. J. 1878, §. 200: Derjenige Post- 
beamte oder Diener, welcher der Post übergebene Briefe oder Packete ausser 
den im Gesetze bestimmten Fällen eröffnet, zurückhält oder vernichtet, oder 
einem Andern eine solche Handlung gestattet oder dabei Vorschub leistet, 
begeht das Verbrechen der Verletzung des Briefgeheimnisses und ist mit Ge- 
fängniss bis zu 6 Monaten zu bestrafen. §. 201 : Derjenige Telegraphenbeamte 
oder Diener, welcher eine der Telegraphenanstalt anvertraute Depesche ver- 
fälscht, gesetzwidrig eröffnet, zurückhält oder vernichtet, oder deren Inhalt 
unberechtigt einem Andern mittheilt, oder einem Andern eine solche Handlung 
gestattet oder dabei Vorschub leistet, begeht das Vergehen der Verletzung des 
Depeschengeheimnisses vnd ist mit Gefängniss bis zu % Monaten zu bestrafen. 

*^) Das sogenannte Petitionsrecht ist seit der goldenen Bulle (Eingang 
und Artikel I) in fortwährender Uebung und rücksichtlich der an eines der 
Häuser des Reichstages zu richtenden Petitionen durch die Hausregeln der 
beiden Häuser normirt. Goldene Bulle: In Nomine S. Trinitatia et Indivir 
duae ünitatis, §, 1: Quoniam libertär tarn Nöbüium Regni nostri, quam 
etiam aliorum, ifistituta a Sancto Stephano Rege, per aliquorum Eegum 
potentiam, ulciscentium aliqtMfido iram propriam, aliqtiando etiam atten- 
dentium c&nsilia falsa hominum iniquorum, vel sectantium propria lucra, 
fuerat itiquam plurimis partibus diminuta; Multoties ipsi NobHes fwstri 
Serenitatem fwstram et praedecessorum Twstrorum, Regum suorum aures, 
precibus et instantiis multis pulsaverunt, super reformatuyne Regni nostri, 
§, 3: Nos igitur eorum petitium satisfacere cupientes in omnihus^ uti tenemur. 



97 

Inogsrecht,^*) sowie die PresrfrerbeTt''*) gpsetzlich zugesichert. 
Endlieh ist auch in Ungarn durch Artikel XLIV vom Jahrs 
1868 die Gleichberechtigung der Terschiedenen das Staatsgebiet 
bewohnenden (natürlichen) Nationen") feierlich anerkannt. 



^') Das Vereinswesen ist nicht durch ein all^^emeines Gesetz geregelt; 
O.A. XXXI V. J. 1716 verbietet bei Strafe Congregaüonen, Synoden und andere 
Zusammenkünfte, zu welchen nicht die königliche Bewilligung erwirkt wurde. 
O. A. X Vril V. J. 1840 von den Erwerbsgesellschaften ; G. A. XIX von den Han- 
delsgremien und Sensalen ; G. A. VIII v. J. 1872. Gewerbegesetz, IV. Kapitel: Von 
den Erwerbsgenossenschaften ; G. A. VI ▼. J. 1868 : Von den Handels- und Gewerbe- 
kammern; G. A. XXXVII ▼. J. J876, Handelsgesetzbuch, Xitel VIII: Von den 
* ffenen Handelsgesellschaften; Titel X: Von den Aktiengesellschaften; Titel XI: 
Von den Genossenschaften. Das Vereinsrecht ist hauptsächlich durch Ministerial- 
Krlasse geordnet. Laut Regierungsdekreten sind die Staatsbürger berechtigt, 
bei Aufrechterhaltung der staatlichen Oberaufsicht, Vereine zu gründen. Die 
Statuten sind im Wege der kompetenten Municipalbehörde dem königlichen 
Ministerium vorzulegen. Erfolgt innerhalb 40 Tagen vom Ministerium keine Er- 
ledigung, so kann der Verein provisorisch seine Wirksamkeit beginnen, endgiltig 
konstituirt erscheint er erst, wenn die Statuten vom Ministerium des Innern 
guigeheissen wurden. Nach einer neueren Ministcrialverordnung wird allen 
Statuten die Clause! beigesetzt, dass die Regierung das Recht habe, im Falle 
der Verein seinen statutenmässigen Wirkungskreis überschreitet, dessen Wirk- 
samkeit sofort zu sistiren, und je nach dem Ergebnisse der Untersuchung ihn 
aufzulösen. Die Abhaltung einer Versammlung ist vorher der Verwaltungs- 
(Polizei)- Behörde anzuzeigen. Rücksichtlich der Vereinsversammlungen, die 
nach den genehmigten Statuten zu bestimmten Zeiten abgehalten werden, bedarf 
es keiner solchen vorherigen Anmeldung. Die Verordnung des Ministeriums 
des Innern vom Jahre 1S78 bestimmt als unumgänglich nothwendig zur Ab- 
haltung einer Volksversammlung, dass 6 — 10 angesehene Bürger die Garantie 
übernehmen, dass die Ordnung aufrecht erhalten werde. (Diese Verordnung, 
welche das Parlament genehmigend zur Kenntntss genommen, wiudc dann vom 
Minister des Innern wieder zurückgezogen.) 

'■) G. A. XVIII V. J. 1847/48. Pressgesetz. Indem die Präventivcensur für 
immer aufgehoben und die Pressfreiheit wieder hergestellt wird, wird zu deren 
Sicherstellung provisorisch verordnet. §. 1 : Seine Gedanken darf Jedermann 
im Wege der Presse frei mittheilen und frei verbreiten. §. 2: Unter der Mit- 
iheilung im Wege der Presse versteht man jede solche Mittheilung, die ent- 
weder in Worten oder Abbildungen mittelst der Presse, des Steindruckes oder 
des Stiches bewerkstelligt wird und deren Veröffentlichung, sei es durch un- 
entgeldliche Austheilung oder durch Verkauf der Exemplare bereits begon- 
nen hat. 

'») G. A. XLIV V. J. 1868: Ueber die Gleichberechtigung der Nationali- 
täten. Nachdem sämmtliche Landesbürger Ungarns auch nach den Grund- 

7 
V. Dantscher. ' 
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Man hat die (i rundrechte in Theorie und Gesetzgebung lang> 
Zeit als die wichtigsten Bestimmungen der geschriebenen „Ver- 
fassungen" betrachtet, als Palladium des konstitutionellen Bechts- 
staates, da sie eine feste gesetzliche Schranke nicht nur gegen die 
EingriflFe der vollziehenden Staatsgewalt (Verwaltung und Bichter), 
in die individuelle Sphäre der Einzelnen bilden, sondern auch ge- 
gentiber der gesetzgebenden (lewalt deren Verengerung oder Auf- 
hebung, soweit dies möglich ist, sehr erschweren und zwar in Folge 
der erhöhten formellen Gesetzeskraft, '*) die diesen Grundgesetzen in 



Prinzipien der Verfassung in politischer Hinsicht eine Nation bilden, die un- 
theilbare, einheitliche, ungarische Nation, deren gleichberechtigtes Mitglied ein 
jeder Bürger des Vaterlandes, zu welch' immer für einer Nationalität er auch 
gehörig ist; nachdem ferner diese Gleichberechtigung allein hinsichtlich des 
amtlichen Gebrauches der im Lande üblichen verschiedenen Sprachen und nur 
insoferne besonderen Vorschriften unterliegen kann, als diess die Einheit des 
Landes, die praktische Möglichkeit der Regierung und Verwaltung und die 
pünktliche Justizpflege nothwendiger Weise erheischt: Ist die volle Gleich- 
berechtigung der Landesbürger hinsichtlich aller übrigen Verhältnisse unbe- 
rührt zu lassen und wird hinsichtlich des amtlichen Gebrauches der verschie- 
denen Sprachen folgende Vorschrift zur Richtschnur dienen . . . S. auch die II L 
Lieferung dieses Buches, Seite 20, Note 18. 

« 

^^) Diese erhöhte Gesetzeskraft findet ihren Ausdruck in verschiedenen 
Formen; so in dem gesetzlichen Erfordernisse einer grösseren Stimme n- 
majorität in den gesetzgebenden Körperschaften zur Abänderung von Ver- 
fassungsgesetzen — daher auch der Grundrechte — im formellen Sinne; oder 
in der Nothwendigkeit einer mehrmaligen Abstimmung der Kanim^m 
über einen, ein formelles Verfassungsgesetz abändernden Gesetzentwurf, oder 
in einer aus beiden Prinzipien kombinirten Art der Verfassungsänderung. 
So können im Staate der Reichsrathsländer Aenderungen im Grundgesetze 
über die Reichsvertretung (R.-G.-Bl. Nro. 141 v. J. 1867), sowie in de i 
vier Staatsgrundgesetzen (R.-G.-Bl. Nro. 142 — 145) nur mit einer Mehr- 
heit von wenigstens zwei Dritteln der Stimmen der Anwesenden, und im Ab- 
geordneten hause nur bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglie- 
der giltig beschlossen werden, während sonst zu einem giltigen Beschlüsse des 
Reichsrathes in dem Hause der Abgeordneten die Anwesenheit von hundert, 
im Herrenhause von vierzig Mitgliedern und in beiden die absolute Stimmen- 
mehrheit der Anwesenden genügt (§. 15 d. Grundg. über d. Reichsvertretung). 
Ebenso bedarf es zu einer Abänderung der Landesgrundgesetze (Landes- 
ordnungen) der Gegenwart von mindestens drei Viertheilen aller Landtags- 
mitglieder und der Zustimmung von mindestens zwei Drittheilen der Anwesen- 
den, während im Allgemeinen zur giltigen Beschluss Fassung im Landtage nur 
die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gesammtzahl aller Mitglieder 
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den Verfassungen verliehen wurde. Sie sollen die Gesetzgebung 
selbst binden und zwar in negativer und positiver Richtung; 



und die absolute Stimmenmehrheit der Anwesenden nothwendig erscheint {j§. 38^, 
Bukowina^ Dalmatien, Salzburg, Vorarlberg §. 37 der Landesordnnngen)« Eine 
Abändemng schliesslich der Landtagswahlordnnngen konnte nach §. 53 
L.-W.-O. in der Bukowina, Dalmatieo, Kärnten, Küstenland, Oberösterreich, 
Salzburg, Schlesien (jetzt §. 57, ursprünglich §. 54), Steiermark, Mähren (jetzt 
§.54^ ursprünglich §. 53) während der Dauer der ersten Landtagswahlperiode, 
dagegen in Niederösterreich (§. 66), Krain (§. 54), Tirol (§. 53), Vorarlberg 
(§. 54) während der Dauer der zwei ersten sechsjährigen Landtagsperioden^ 
endlich in Böhmen (§. 54) „bis Ende des Jahres 1876", und in Galizien wäh- 
rend der ersten Landtagsperiode und der auf diese erste Periode folgenden 
sechs Landtagssessionen*', durch absolute Stimmenmehrheit der nach diesen 
Landesordnungen beschlussfähigen Landtage beschlossen werden, während nacli 
Ablauf dieser Zeitbestimmungen — : somit heute — zu Beschlüssen der Land- 
tage über beantragte Abänderungen der Wahlordnungen die Gegen^ 
wart Ton mindestens drei Viertheilen aller Landtagsmitglieder und die Zustim- 
mung von mindestens zwei Drittheilen der Anwesenden in allen Landtagen 
erforderlich ist. Die königl. sächsische Verf. vom 4. September 1832, (VlJf. 
Gewähr der Verfassung), §. 152 bestimmt dieselbe qualificirte Majorität — ■' 
Anwesenheit von drei Viertheilen der Mitglieder und Zustimmung von '/, der 
Anwesenden bei Verfassungsänderungen, welche von der Krone beantragt 
werden; ebenso Baierische Verf. vom 26. Mai 1818 (Titel X, Von der 
Gewähr der Verfassung) §. 1, wonach bei vom Könige ausgehenden Vor- 
schlägen zu einer Verfassungsänderung die Gegenwart von drei Viertheileii 
der anwesenden Mitglieder in jeder Kammer und eine Mehrheit voA 
zwei Drittheilen nothwendig ist. — Die preussische Verf. vom 31. Jänner 
1850 verwirklicht die erhöhte formeUe Gesetzeskraft der Verfassung bloss 
durch die geforderte zweimalige Abstimmung in jeder Kammer — zwi- 
schen welchen Abstimmungen ein Zeitraum von 21 Tagen, liegen muss, ohne 
irgend eine grössere Majorität, Tit6l X, §. 7. — Mehrmalige Abstimmung und 
erhöhte Majorität fordern z. B. die Verfassungen!' des Grossherzogtüums Ol' 
denburg vom 22. Kov. 1852,. Abschnitt XT, Art. 212 (Annahme des eine 
Abänderung des Staatsgrundgesetzes enthaltenden Gesetzentwurfes durch zwe 
aufeinander folgende Landtage, zwischen dentfn eine neue Abgeordne- 
tenwahl stattgefunden hat, und Theilnahme von wenigstens drei Viertheilen 
der einberufenen Abgeordneten an der Abstimmung), des Fürstenthums Reuss 
.fi. L. vom 28. März 1867, Abschnitt Vllf, §. 90 (zwei Abstimmungen mit 
einem dazwischen liegenden Zeitraum von wenigstens acht Tagen und Stim- 
menmehrheit von wenigstens zwei Drittheilen der anwesenden Abgeordneten), 
«uch Sachsens (§. 162) und Baierns (Ges. betr. die ständische Ihitiative 
vom 1. Juni 1848, Art, 6), im Falle die Verfassungsänderung nicht vom Kö- 
nige, sondern von dem Kammern (Ständen) vorgeschlagen wird (wo dann 
in Sachsen die Stände einen solchen Antrag in zwei ordentlichen unmittel- 

"7* 
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ersteres, indem sie dieselbe an einer — über die Grundrechte — 
hinausgehenden gesetzliehen Erweiterung der staatlichen Befugnisse 
zur Vornahme rechtlicher Eingriffe in die persönliche Sphäre ver- 
hindetm, letzteres, indem die Gesetzgebiiing die in den Grundrechten 
enthaltenen positiven Prinzipien zur Bichtschnur ihrer künftigen Thä^ 
tigkeit nehmen müsse. 

Heutzutage jedoch hat diese hohe Wertschätzung der Grund*- 
rechte eine bedeutende Bestriktion erfahren, von Seite der Praxis 
vie der Theorie. Erstere betont namentlich die Unzweckmässigkeit 
der gesetzlichen Aufstellung derartiger allgemeiner Prinzipien und 
theoretisirenden Pundamentalsätze, welche sofort nach ihrer Pro- 
klamirung in den Grundrechten selbst eine vielfache Durchbrechung 
und Einschränkung erleiden, in ihrer Abstraktheit und Allgemeinheit 
aber ohne klare und konkretisirende Spezialgesetzgebung undurchfllbr- 
bar, ja sogar nicht ohne Gefahr ftkr die staatliche Ordnung sind, indem 
sie immerhin einen Bechtsgrund zur Erhebung unerfüllbarer An- 
sprüche der. Staatsbürger an die Verwaltung zu bieten vermögen. Die 
Theorie aber hat in hervorragenden Vertretern — Gerber, La- 
band, Seydel, H. A. Zachariae, Leuthold'^) — den Charakter 
dieser Grundrechte als objektiver Bechtssätze, auf deren Grund 
politische Bechte der Einzelnen bestehen — geläugnet, sie hat die 
Freiheitsrechte lediglich als von der Staatsgewalt sich selbst ge- 
setzte Schranken für ihre rechtlichen Befugnisse gegenüber den 
ünterthanen erklärt: „Die Grundrechte — sagt Laband — be- 
gründen nicht subjective Bechte der Staatsbürger. Sie sind keine 
Bechte, denn sie haben kein Objekt." In der That, betrachtet man 
den Inhalt dieser Grundrechte, dieser „Monologe der Gesetzgeber, "" 
so ist derselbe vorerst in den verschiedenen Staaten durchaus kein 



bar aufoinand^r folgenden Versammlungen mit '/, Majorität bei Anwesenheit 
von wenigstens '/^ der Mitglieder jeder Kammer, in Baiem nach dreimali- 
ger, in Zwischenräumen von wenigstens 8 Tagen erfolgender At>stimmung 
mit */3 ^Aajorität in Gegenwart von wenigstens '/^ der in der Kammersitzutig 
anwesenden Mitglieder annehmen müssen)» 

") Gerber, Ueber öffentliche Kechte (Tübingen 1852) S. 76 ff.; Grund- 
züge des Staatsrechtes (Leipzig 1865), §. 11, Note 2; Laband, Staatsr., B. I, 
§. 16. S. 141 ff.; Seydel, Baierisches Staatsr., B. I„ S. 67; Grundzüge einer 
allgem. Staatslehre, S. 49; H.A. Zachariae, Deutsches Staats- u. Bundesr., 
B. I, S. 443, Note I; Leuthold, Annalen d. deuUchen Reiches, J. 1884, S. 365. 
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gleicher, in allen aber ein sehr bunter. Die Verschiedenheit dieser 
Freibeitsrechte i*Qhrt ddier, dass man in den einzelnen Staaten die 
Unverletzliciil^eit der PorsGnliehkeit gerade nach denjenigen Bich- 
tungen hin gniiHiiipclUiich anzuerkennen und zu schützen suchte, 
nach welchen die Willkür der absoluten Staatsverwaltung bisher 
ihre Hauptangriffe gerichtet hatte, woraus sich dann neben einen) 
gewissen Gomplexe gleicher Bestimmungen in den Grundrechten 
such eine Besonderheit ihres Inhaltes zufolge der eigenthürolichen 
und speciellen Verhaltnisse ergab. 

Innerhalb des Babinens dieser Freiheitsrechte aber liegt bei 
iJlen ein staatsrechtlich sehr mannigfaltiger Inhalt. Sie enthalten 
zum Theile 1.) gans allgemeine Prinzipien, wie, dass die Wissen- 
schaft und ihre Lehre frei Bei, Jedermann volle Glaubens- und 
Oewissensfreiheit habe, die Menschen gleich und frei, und alle 
Volksstämme gleichberechtigt sind, vor dem Gesetze kein Unter- 
schied der Stände gelte; ferner 2.) die Gonstatirung staatsrechtlicher 
Zustände, so dass ftlr die Staatsangehörigen ein allgemeines Staats- 
bürgerrecht bestehe, alle Gerichtsbarkeit vom Staate ausgehe, jeder 
Untertbänigkeits- oder Hörigkeitsverband ftlr immer aufgehoben sei, 
«die öffentlichen Aemter für alle Staatsbürger gleich zugänglich 
seien; weiter 3.) die Verheissung künftiger Gesetze, Anflihrung 
legislativer Prinzipien ftlr dieselben; dann wohl auch 4.) die Auf- 
-zahlung einzelner politischer Bechte der Staatsbürger, so nament- 
lich des Bechtes der politischen Persönlichkeit, des öffentlicheii 
Eigenthumsrechtes, Auswanderungsrechtes etc.; aber ebenso auch 
5.) die rechtliche Normirung und Aufzählung politischer Bechte der 
Staatsgewalt gegenüber dem Einzelnen, so des Verhaftungs-, Haus- 
durchsuchungs-, Brieferöffnungs-, Expropriationsrechtes der Staatsbe- 
hörden ; endlich sprechen die Grundrechte noch 6.) politische Wünsch«- 
aus, wie dass die Justiz und Verwaltung getrennt sein, Ausnahms- 
gerichte nie stattfinden, Unbemittelte auf allen öffentlichen ünter- 
richtsaristalten freien Unterricht gemessen sollen; sie koustatiren 
auch 7.) gesetzliche Möglichkeiten, so z. B., dass fllr die todte Hand 
Beschriinknngen des Bechtes, Liegenschaften zu erwerben und über 
sie zu verfllgen, im Wege des Gesetzes aus Gründen des öffent- 
lichen Wohles zulässig seien, und bieten schliesslich noch 8.) rechtlich 
inhaltslose Phrasen, worin namentlich die französischen Menschen- 
rechte mit ihrem hohlen Doktrinarismus hervorleuchten, wenn sie 
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erklären, „dass die MenBchen frei und einander gleich an Beehten 
geboren werden, der Staatszweci in dem Gemeinwohle, und die- 
Freiheit darin bestehe, Alles thun zu können, was Anderen nicht 
schadet, dass das Gesetz der Ausdruck des allgemeinen Willens- 
ist, welchen p<»rsönlieh oder durch Stellvertreter zu erzeugen "alle 
Bürger das Recht haben, dass die Staatsgewalt zum Vortheile Aller 
eingesetzt sei und nicht für das Sonderinteresse der jeweiligen 
Innehaber etc. (Constit. fran9. Sept. 1791, art. I, IV, VI; const. 
fran?. 24. Juin 1793, art. I). 

So zeigt sich, dass die Zahl der den Einzelnen durch die Grund- 
rechte zuerkannten politischen Rechte eine geringe ist. Gewiss, 
ist es richtig, dass es keine allgemeinen' negativen politischen Rechte 
der Staatsbürger gibt, des Inhaltes, dass dieselben nicht verhaftet, 
nicht expropriirt, nicht intemirt, ihr Haus nicht durchsucht, ihre- 
Briefschaften behufs Xenntnissnahme d^s Inhaltes nicht eröffnet, 
nicht mit Beschlag belegt werden dürfen. Denn diese angeblichen 
negativen politischen Rechte könnten dies im technischen Sinne^ 
nur sein als singulare Rechte Einzelner, als Privilegien, nur 
unter der Voraussetzung, dass einzelne Staatsbewohner oder Kate- 
gorien von Staatsbürgern nicht verhaftet werden dürfen, während 
ein solches Verhaftungsrecht eben der Staatsgewalt gegen die^ 
Mehrheit der Staatsbürger unter denselben objektiven Verhältnissen 
zustünde. Ebenso ist es unzweifelhaft, dass eine Reihe positiver Hand- 
lungen, wie Verlassen eines Ortes, Niederlassung an einem anderen. 
Verehelichung, Berufswahl, Religionsausübung, Gewerbeausübung,. 
Vereinsbildung, Versammlung, Meinungsäusseiiing in Druck, Wort 
und Schrift, Erwerb von Liegenschaften, Bitte an die Staatsver- 
waltung, Errichtung von Privatunten'ichtsanstalten, deren freie Aus- 
übung unter den gesetzlichen Bedingungen den Staatsbürgern durch 
die Grundrechte garantirt ist, keine selbstständigen politischen 
Rechte der I. Kategorie — , keine Handlungen gegenüber der 
Staatsgewalt sind; vielmehr fallen alle diese Handlungen, als für 
die Staatsgewalt neutrale, unter den positiven Inhalt des all- 
gemeinen Rechtes der politischen Persönlichkeit. Hieran ändert auch 
die Thatsache Nichts, dass manche dieser Handlungen, wie nament- 
lich die Bildung politischer, grosser Vereine, Meinungsäusserung 
über staatliche Angelegenheiten, die Abhaltung grosser Volksversamm- 
lungen etc. für den Staat von erhöhter Bedeutung sind oder werden 
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können; wird doch in Vereinen oder Volksyersaminlungen eine- 
Art elementarer Gewalt geschaffen. Denn deshalb qualificiren sich 
diese Handlungen noch immer nicht als Handlungen gegenüber 
der Staatsgewalt, als rechtliehe Eingriffe in deren Sphäre und 
Handlungsfreiheit, und überdies sind iem Staate ausser seiner 
gesetzüchen Eegelung dieser Handlungen noch besondere Bechte 
gegenüber ihrer Bethätigung, so der üeberwachung, Auflösung,. 
Bestrafung der Vorstände, Einberufer etc. eingeräumt. 

Die Thatsache aber, dass diese positiven Handlungen in den 
Grundrechten als besondere politische Bechte qualificirt werden 
und dass die, über Verletzungen der freien Vornahme solcher 
„staatsbürgerlichen'' Handlungen Seitens der Staatsgewalt judi- 
cirenden Verwaltungsgerichtshöfe — so auch das Beichsgericht '®) 
der Beichsrathsländer — dieselben als „politische Bechte der Staats- 
bürger" auffassen, — während es sich thatsächlich hier immer nur 
um dieselbe eine Frage handelt, ob das politische Becht der Per- 
sönlichkeit durch die Verwaltungsverfügung verletzt worden sei — 
erklärt sich historisch, aus dem Verhältnisse, dem Gontraste des 
modernen Beehtsstaates gegenüber dem absoluten Staate. Wenn der 
absolute Staat die Handlungsfreiheit der Unterthanen nach diesen 
Bichtungen hin nicht rechtlich anerkannte; wenn er diese Hand- 
lungen entweder ganz verbot, wie die Bildung politischer Vereine^ 
oder sie von seiner ausdrücklichen Bewilligung abhängig machte, 
wie die Bildung anderer Vereine, die Abhaltung einer Versammlung 
und die gegen diese Verbote erfolgten Vereinsbildungen, Versamm- 
lungen als geheime Gesellschaften, Empörung, Zusammenrottung 
durch Polizei- und Strafgesetze strenge ahndete; wenn der freie 
Zug von einem Orte zum anderen auf der .Grundherrschaft der 
Bewilligung der Patrimonialherren, in den Städten des Magistrate» 
bedurfte und ausserdem durch Abfahrtsgelder an Grundherrn, Stad^ 
und Staat erschwert war; wenn kein Gedankenerzeugniss gedruckt oder 
durch die Presse veröffentlicht werden durfte ohne obrigkeitliche 
Correctur und Bewilligung — dann ist es juristisch zu begreifen, 
dass zufolge der rechtlichen Anerkennung der persönlichen Hand- 
lungsfreiheit in all diesen Bichtungen durch den modernen Bechts- 
staat die Vorstellung erzeugt werden konnte, als ob jetzt besondere 
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politische Rechte der freien Vereinsbiidung, Versammlang, Prei^ 
2ügigkeit, Meinungsäusserung in der Presse etc. emingen und 
rechtlich geschaffen worden seien. Und ebenso erklärt sich auch 
historisch die Anschauung von der Existenz politischer negativer 
Preiheits rechte in den Grundrechten. Gegenüber der schranken- 
losen Willkür des absoluten Staates in der Verhaftung der ünter- 
thanen (gebeimer Prozess), Durchsuchung ihres Hauses, Eröffnung 
und Beschlagnahme ihrer Briefschaften «to«, entstand durch die 
strenge gesetzliche Regelung der Voraussetzungen und Durch- 
führung dieser staatlichen Befugnisse im modernen Verwaltungs- 
rechte — das man wegen der grossen Wichtigkeit seines Inhaltes 
in die „Verfassung" (Grundrechte) aufnahm — vielfach die An- 
schauung, als ob nunmehr ein selbsstäntiiges politisches Recht 
•des Unterthanen, „nicht verhaftet werden zu dürfen" etc. begründet 
worden sei. Die Einschränkung des im absoluten Staate nach dis* 
i'retionärem Ermessen ausgeübten Verhaftungs-, Haussuchungs- und 
Brieferöffimngsrechtes erschien nun — vom Standpunkte des Staats- 
bürgers aus betrachtet und qualificirt — als „das Recht auf Nicht* 
Verhaftung, Nichtdurchsuchung des Hauses, Nichteröffnung von 
Briefen." 

Juristisch betrachtet sind die hier angeftlhrten, in den Grund* 
rechten anerkannten positiven Handlungen der Einzelnen, wie auch 
<lie Verbote an die Staatsgewalt Verhaftungen, Haussuchungen, 
Brieferöffnungen etc. — ausser in den gesetzlich bestimmten 
Pällen — vorzunehmen, nur Consequenzen der Anerkennung 
des Einen politischen Rechtes der Persönlichkeit und des Rechtes 
der Unverletzlichkeit der Sachgüter; die ersteren — positiven — Hand- 
lungen sind Consequenzen der positiven Seite des Rechtes der politi- 
schen Persönlichkeit, letztere aber der negativen Seite dieser beiden 
so wichtigen allgemeinen politischen Rechte. Und von diesem Gesichts- 
punkte aus begreift sieh auch, dass man bei der gesetzlichen Normirung 
der negativen Seite dieser beiden Rechte gleich auch die Befug- 
nisse der Staatsgewalt zu rechtlichen Eingriffen in die persönliche 
Sphäre und in die Unverletzliclikeit der Sachgüter der Unterthanen 
durch Verhaftung, Haussuchung, Brieferöffnnng, Expropriation regelte 
und dass man somit politische Rechte der staatlichen Organe 
in die Grundrechte der Staatsbürger aufnahm, wie dies auch im 
Staats^undgesetze der Reichsrathsländer über die allgemeinen Rechte 
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der Staatsbürger (Art. 5, 8, 9, 10, Gesßtz v. 27. Oktober 1862, 
Nr. 87 und 88 B.^.-Bl. zam Schutze der persönlichen Freiheit 
und des Hausreehtes) ^^ der Fall ist. Und in dieser gesetzUchen 
Anerkennung deir beiden wichtigsten Bechte der lY. Kategorie, des 
Beehtes der politischen PenBönlichkeit wie auch des Bechtes der 
UnverletsdicU^eit ihrer Sach- (Bechts)-Güter und der Detailirung 
nainentlieh des ersteren nach seiüer positiven und negativen Seite m 
den Grundrechten li^gt auch deren Wert und Bedeutung f&r den 
Bechtsstaat. Denn indem die Grundrechte — nebst einigen anderen 
politischen Bechten — diese beiden wichtigsten Bechte gesetzUch 
4inerkennen, gesetzlich aussprechen, dass der Mensch nicht im 
Bürger aufgehe, bringen sie die durch das Wesen der Persönlich- 
keit geforderte öflfentliche Eechtsstellung derselben zur Staatsgewalt 
s m Ausdrucke, sie nehmen das Grundprinzip des Bechtsstaates 
zum festen und sicheren Fundamente, das dann allerdings in den 
einzelnen Gebieten des staatlichen Verwaltung^rechtes, im Straf* 
prozessrechte, inneren Yerwaltungs- ^ Finanz- und Polizeirechte 
t>eine consequente Durchführung und Speziaüsirung finden muss. ^•) 
Und so findet sich in den Grund- und Preiheitsrechten — insoweit 
sie überhaupt objektive Beehtssätze enthalten — allerdings ein 



") Die beides GeseUe Nro. 87 und Nro. 88 sind Bestand thelle des 
Staatsgnindgesetzes aber die aUgemeinen Rechte der Staatsburger, Art. 8» 
■alin. 2, Art. 9, alin. 2. Die Unverletzlichkeit des Briefgeheimnisses gegenüber 
Privaten^ wie gegenüber der Staatsverwaltung regeln ausser Artikel 10 des 
Staatfigrundgesetzes — das Gesetz vom 6. AprU 1870, Nro. 42, R.-G.-Bl. zum 
Schutze des Brief- und Schriftengeheimnisses. (Gesetz vom 26. Mai 1879, 
Nro. 79, R.-G.-Bl.) 

'*) lieber die Frage, welche Bestimmungen der Staatsgrundgesetze vom 
21. Dezember 1867, R.-G.-Bl. Nro. 142, 143, 144 und 147 unmittelbare Rechts- 
wirksamkeit besitzen und welche hiezu erst der Durchfuhrungsgesetze (Ver 
Ordnungen)' bedürfen, beziehungsweise, ob und welche gesetzlichen Bestimmungen 
durch die Staatsgruudgesetze aufgehoben oder abgeändert worden sind, s. : Oester- 
reichische Zeitschrift für Verwaltung J. 1868, Nro. 23, 24, ^Die Verhandlungen 
<ler juristischen GeseUschaft in Wien über die Staatsgrundsetze** ; Entscheidun- 
gen des Reichsgerichtes vom 24. April 1873, vom 16. Juli 1875 und 26. April 
1876, Hye, Sammlung Theil I, Nro. 42, Theil U, Nro. 90, Theü III, Nro. 106; 
ferner die Erkenntnisse Nro. 343 — 349, Theil VlI; Erkenntniss des Verwal- 
tungsgerichtshofes vom 13. Dezember 1893; Allgemeine österreichische Ge- 
richtszeitung, J. 1868, Nro. 16, 18 — 20, Bericht der von der juristischen Ge- 
sellschaft zur Erläuterung der Staatsgrundgesetze niedergesetzten Kommission. 
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Theil von Rechtsnorm en , auf deren Gnind sich politische- 
Rechte der Unterthanen'®) erheben. 

Auch das Staatsgrundgesetz der Reichsrathsländer über die^ 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger garantirt den Staatsangehörigem 
dieser Länder und theilweise auch den Fremden eine Anzahl politi- 
scher Rechte der L, III. und IV. Kategorie. Diese sind: 

1) Das Recht der politischen Persönlichkeit der Staatsbürger 
(Ai-t. 8), und zwar (in einzelnen Richtungen) nach dessen positiver ®®> 
wie negativer ® ') Seite, — und der anerkannten Kirche und Religions-^ 
gesellschaften, ^^) 

2) das Auswanderungsrecht,*') 

3) das Recht der politischen Unverletzlichkeit der Sachgüter ®*) 
(insbesondere des Eigenthuras, des Hauses, der Briefschaften), 



'•) Georg Meyer, Staatsr. (3. Auflage) S. 652; H. Schulze, Das 
preussische Staatsrecht (2. Auflage) B. I, S. 367; Deutsches Staatsr. Lieferung 
II, S. 366, 367; Gneist, englisches Verwaltungsrecht (2. Auflage), B. IF, 
S. 707, 711; Gierke in Schmollers Jahrbuch, J. VIT, 4. Heft, S. 1132«; 
1133: Allein die Grundrechte sind wirklich Rechte von staatsrechtlichem In- 
halte. . . . Die Grundrechte enthalten eine konkrete und positivrech tlicbe Aus- 
gestaltung des grossen Gedankens, dass der Mensch nicht im Bürger aufgeht,, 
dass der Staatsverband nur einen Theil der Persönlichkeit absorbirt, dass es 
ein auch für die höchste Allgemeinheit unantastbares Reich der Individual* 
freibeit gibt. Sarwey, Württembergisches Staatsrecht, B, I, §. 37, S. 174; 
E. Löning, Deutsches Verwaltungsrecht, S. 12 — 14; v. Kirchenheim^ 
Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes, S. 142; v. Stengel, Lehrb. d. deutsch 
Verwaltungsr., S. 36, 36; v. Mohl, Encyklopädie, S. 225, 226; Bluntschli 
aUg. Staatsrecht (6. Auflage), IX. Buch . . . Freiheitsrechte, Seite 616—679); 
Thudichum, Verfassungsrecht etc.; S. 517 ff. „Freiheitsrechte der Bundes- 
angehörigen"; Zöpfl, Grundsätze etc.« Theil II, S. 22 ff.; Zorn, Staatsr.^ 
B. I, S. 273 ff.; Merkel, Encyklopädie, §. 433—437; (Bornhak, Preussi- 
sches Staatsrecht, B. I. S. 274 — 279, leugnet die Existenz subjektiver Rechte 
der Unterthanen gegenüber der Staatsgewalt, §.46, B. I); Ulbrich, Ueber 
öffentliche Rechte etc., S. 21 ff., bezeichnet einerseits Religionsübung, Press- 
freiheit, Versammlungs- und Vereinsrecht als subjektiv-öffentliche Freiheits- 
rechte" (S. 25), nicht aber z. B. die Unverletzlichkeit des Eigenthums gegen- 
über der Staatsgewalt (S. 23); Gumplowicz, „Oesterr. Staatsr.«' S. 244—247^ 

«0) Art. 4, al. 1; Art. 6, al. 1; Art. 11, 12, 13, 14, al. 1; Art. 16, 17> 
al. 1, 2; Art. 18. 

") Art. a ") Art. 15. ") Art. 4, al. 3, 4. 

"') Art. 5, 9, 10. In Betreff des Artikels 5 hat das Reichsgericht al- 
lerdings in mehreren Erkenntnissen das Eigenthumsreeht als ein durch die 
Verfassung gewährleistetes, aber als kein politisches Recht erklärt, S. I. Lie- 
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4) das aktive Wahlrecht der GemeiDdegenossen zur Gemeinde- 
vertretung, ®^) 

5) das Beeht der Angehörigen verschiedener, in einem Lande 
wohnender natürlicher Nationen auf nationale Einrichtung öffent- 
licher Unterrichtsanstalten. ®®) 

Die übrigen Artikel des Staatsgrundgesetzes konstatiren danii 
-staatsrechtliche Zustände, so Art. 1, aliri. 1, Art. 7, 14 alin. 2, 
Art. 17, alin. 3 und 4, oder sprechen allgemeine Prinzipien aus, 
wie Art. 17, alin. 1, Art. 19, alin. 1. 

Ausser diesen beiden allgemeinen Rechten der IV. Kategorie, 
^em politischen Eechte der Unverletzlichkeit der Person und ihrer 
Güter, finden sich aber auch singulare Rechte in dieser Kategorie. 
H\e liegen dann vor, wenn die Staatsgewalt eine Handlung, wie z. B. 
Verhaftung, die sie unter den gesetzlichen Voraussetzungen 
Torzunehmen befugt ist, eben unter den gleichen Voraussetzungen 
gegen bestimmte Personen oder Kategorien von Personen nicht 
vornehmen darf. Hieher gehören jedoch nicht jene Fälle, wo die 
Staatsgewalt zufolge des Bestehens von Rechten der H. Kategorie 
— also bei Befreiungen der Staatsbürger von allgemeinen persön- 
lichen oder Sachleistungen — gewisse HandFungen, wie Steuer- 
vorschreibung, Einquartierung etc. nur als Oonsequenz eben der 
gesetzlichen Befreiungen nicht vornehmen darf. 

Man kann daher z. B. nicht sagen fllr die Mitglieder der 
kaiserlichen Familie, welche von der Einquartierungspflicht für 
alle Gebäude, die für immer oder zeitweilig zu ihrem Auf- 
enthalte bestimmt sind, befreit erscheinen, bestehe das singulare 
Rocht auf Nichterlassung einer Einquartierungsbollette gegen sie, 



fening dieses Buches^ S. 25, Note 30. — S. dagegen H. Schulze, Lehrb. des 
deutsch. Staatsr., §. 151, S. 390; v. Stengel, Lehrb. d. deutsch. Verwaltungsr. 
•§. 7, S. 36: „Das Recht auf Unverletzlichkeit und Freiheit der Person und 
•des Eigenthums gewinnt aber die Eigenschaft eines öffentlichen Rechtes 
dann, wenn es sich darum handelt, ob und inwieweit, beziehungsweise unter 
welchen Voraussetzungen die öffentlichen Verwaltungsorgane in diese Unver- 
•etzli chkeit und Freiheit eingreifen und dieselbe beschränken dürfen." 

") Art. 4, al. 2. 

••) Art. 19, al. 3; S. auch III. Lief. d. Buches S. 18—28; Bericht der 
juristischen Blätter (21. Jahrgang, 1892), Nro. 49, S. 583—584. über A. Ex- 
ner's Vortrag „Subjektive Rechte aus Artikel 19 des Staatsgr. über d. allg. 
Rechte d. Staatsbürger**. 



108 

oder für die Besitzer steuerfreier Häuser und Grundstücke bestehe 
das Privilegium, dass die Staatsgewalt die Handlung: Steuervor- 
Schreibung gegen sie nicht vornehmen dürfe. Denn der wesentliehe 
Inhalt dieser politischen Bechte der ü. Kategorie besteht in dem 
Nichtleistenmtissen Seitens der Berechtigten, iti dem Befreitsein von 
der allgemeinen Einquartierungspflicht, von der politischen Pflicht, 
die Steuer zu entrichten. n 

Hingegen ist z. B. das Recht der Mitglieder regierender 
Familien, nicht verhaftet werden zu dürfen, ein singnläres Recht 
der IV. Kategorie, ebenso das Recht de^;;. Studirenden an Univer- 
sitäten mit eigener Gerichtsbarkeit, von der Polizei nicht verhaftet 
werden zu dürfen: So konnte früher in Ungarn ein ungarischer 
Edelmann auf wessen Bitte oder Verlangen immer in seiner Person 
nicht gefangen genommen, aufgehalten oder im Besitze seiner Güter 
gestört werden,*') isondem er musste " immer gerichtlich vorgerufen 
und auf dem ordentlichen Rechtswege verurtheilt werden. Ebenso 
konnte nach Artikel 28 der Rheinbundsakte vom 12. Juli 1806 
das Vermögen der deutschen Standesherren nicht konfiszirt ®®) werden, 
während andererseits eine Vermögenskonfiskation gegen Verurtheilte 
stattfinden konnte. 

'') Dieses Recht ist schon im Freiheitsbriefe König; Andreas II. (gol- 
dene BuUe), Gesetzartikel II vom J. 1222 ausgesprochen, dann G. A. XVI 
V. J. 1567, Vm V. J. 1715, V, VI, XIV V. J. 1723. Eine Ausnahme be- 
stand nur für den FaU, wenn sich der ungarische Edelmann des Hochverrathes^ 
oder der öffentlichen Untreue schuldig gemacht oder ein anderes Kriminal- 
verbrechen begangen hatte, und bei der That ergriffen wird, ebenso im Falle 
der Desertion. 

•■) Corpus juris cot^f, Germ, von G. v. Meyer (3. Auflage), Theil I, 
S. 79; art, XXVIII: En matiere criminelle les princes et les comtes actuel- 
leme^it regnans et leurs Mretiers jouiratit des droits d^austrhgues c. a, d. 
d^etre jugis par leurs pairs, et daiis aucun cas la confiscatiof^ de leurs 
hiefM ne pourra etre profwncee, ni avoir lieu, mais les reve^ius pourrmU 
etre sequestris pendant la vie des cofidamnes. 
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Alle Bechte vorbehalten. 



VORWORT. 



Die vorliegende dritte Lieferung der „politischen Rechte der 
Unterthanen" behandelt deren Entstehen und Erlöschen. Sie schliesst 
nicht unmittelbar an die vor nahezu Tier Jahren erschienene 
— erste — Lieferung an und bedarf daher die Thatsache einer 
solch sprang weisen Publication einer Entschuldigung und Er- 
klärung. Mancherlei andere Arbeiten und Berafsgeschäffce , ins- 
besondere aber das Anschwellen der Bearbeitung des schwierigen 
Themas über den ursprünglich beabsichtigten Umfang hinaus, 
gestatteten es mir leider nicht, heute schon das ganze Werk er- 
scheinen zu lassen. So entschloss ich mich denn, die hier vor- 
liegenden, bereits abgeschlossenen Materien zu veröffentlichen, in 
der sicheren Hoffnung, den noch fehlenden Theil, welcher die 
Detaildarstellung der zweiten, dritten und vierten Kategorie der 
politischen Rechte, ihre Eigenschaften, Eintheilung, Subjecte und 
rechtlichen Schutz enthalten wird, demnächst folgen lassen zu 
können. 

Innsbruck, im April 1892. 



Dr. Theodor v. Dantscher. 



Entstehung der politisohen Beohte. 

Die politischen Unterthanenrechte bedürfen, wie die Privat- 
rechte, zu ihrer Entstehung 1. eines Rechtssatzes, der an einen 
bestimmten Thatbestand ihre Entstehung und Existenz knüpft, 
und 2. des Vorhandenseins dieses Thatbestandes. Viele dieser 
Rechte aber, und sehr wichtige, sind schon mit der Existenz der 
Persönlichkeit selbst gegeben , und bedürfen somit ausser dieser 
keiner anderen rechtserzeugenden Thatsache. 

Der Erwerb der politischen Rechte ist in der Regel auch 
ihre Entstehung, d. h. er ist meist ein constitutiver, und jedenfalls 
immer ein originärer; das politische Recht, als ein höchst per- 
sönliches, entsteht in der Person des Erwerbers, auf Grund der 
rücksichtlich dieser Person eingetretenen Thatsachen, ohne von 
einem Anderen hergeleitet zu werden. Bei einigen politischen 
Rechten allerdings, so bei den politischen Realrechten, existirt 
das Recht schon vor der Erwerbung durch den jetzt Berechtigten, 
der Erwerb ist ein translativer, allein auch hier ist er immer ein 
originärer. Der Käufer eines steuerfreien Gutes, eines land- oder 
lehentäflichen Gutes, mit dem ein politisches Wahlrecht verknüpft 
ist, erlangt mit dem Gute zugleich die Steuerfreiheit, das Wahl- 
recht ; allein auch hier ist der Erwerb des Wahlrechtes kein deri- 
vativer, das Wahlrecht des jetzigen Gutsbesitzers A gründet sich 
nicht auf das Stimmrecht des früheren Eigenthümers B, ist nicht 
von diesem erworben, sondern lediglich auf Grund des Erwerbes 
des Gutes durch A ftir diesen (originär) entstanden« Eine Rechtsnach- 
folge, ein Eintreten in die politischen Rechte eines Anderen findet 
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überhaupt nicht statt, weder eine Singalar-, noch eine Universal- 
Snccession, weder unter Lebenden, noch gegenüber einem Ver- 
storbenen. Die politischen Rechte sind auch nicht vererblich ; der 
privatrechtliche Erbe eines solchen zur Wahl berechtigenden 
unbeweglichen Gutes erwirbt das Wahlrecht originär, es ist nicht 
etwa das Wahlrecht des Erblassers, das er nunmehr mit dem Eigen- 
thum am Gute erlangt. 

Man hat wohl , allerdings als Ausnahme von der allgemein 
anerkannten Unvererblichkeit politischer Unterthanrechte, auf den 
Fall der Vererbung i) von Gewerberechten auf die minderjährigen 
Kinder des Verstorbenen oder auf dessen (erbende) Witwe bis zur 
Wiederverheiratung verwiesen. Allein die Ausübung eines Gewerbes, 
eines freien wie eines concessionirten , ist überhaupt kein politi- 
sches Recht, sondern nur eine unter bestimmten Voraussetzungen 
— Anmeldung, Concession — erfolgende Bethätigung der natür- 
lichen Handlungsfreiheit; worin t)esttinde auch die Verpflichtung 
der Staatsgewalt rücksichtlich dieser für sie neutralen Hand- 
lungen? Wenn man daher auch die Richtigkeit der nicht unbe- 
strittenen Interpretation anerkennt , welche in dieser „FortftLhrung^ 
des Gewerbes dessen Fortbetrieb nunmehr im Namen der Witwe 
oder der minderjährigen Erben ^), somit als deren Gewerbe mittelst 



^) In den Keichsrathsländern, Gewerbeordnung vom Jahre 1859, R. G. Bl. 
Nr. 227, §. 59, NoveUe vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, §. 56 : „Nach dem Tode 
eines Gewerbetreibenden hat der Erbe oder Legatar, wenn er das Gewerbe fort* 
fahren will, dasselbe auf eigenen Namen nen anzumelden. Desgleichen hat eine 
neue Anmeldung stattzufinden, wenn ein Gewerbsetablissement durch Acte unter 
Lebenden auf einen Anderen übertragen wird. Ist das Gewerbe ein concessionirtes, 
so bedarf es in beiden Fällen einer neuen Concession. Nur für Rechnung der 
Witwe tVa die Dauer ihres Witwenstandes oder der mindeijährigen Erben bis 
zur erreichten Grossjährigkeit kann ein concessionirtes oder handwerksmässiges 
Gewerbe auf Grundlage der alten Concession, beziehungsweise des alten Gewerbe- 
scheines fortgeführt werden. Zur Fortführung eines Gewerbes auf Rechnung 
der Masse während einer Concurs- oder Verlassenschaftsabhandlung bedarf es 
weder einer neuen Anmeldung, noch Concession. In diesem, wie im vorhergehenden 
FaUe ist, wenn die Natur des Gewerbes es fordert, ein nach §.55 geeigneter 
Stellvertreter (Geschäftsfahrer) zu bestellen.'' — Gewerbeordnung für den nord- 
deutschen Bund vom 21. Juni 1869, R. G. Bl. S. 245, §. 46. 

*) Dafür H. Rehm in seiner scharfsinnigen Untersuchung: „Die recht- 
liche Natur der Gewerbeconcession (München 1889), S. 46—49. Auch Seydel, 
Annalenl878) Gewerbepolizeirecht, S. 541. Löning, Yerwaltungsrecht, S. 17 



qnalificirten Stellvertreters erblickt, so erscheint durch dieses 
„Erben" der Coneession, die mit der Wiederrerheiratung der 
Witwe, der Erreichung der Volljährigkeit erlischt, das Princip 
der Unvererblichkeit der politischen Unterthan rechte nicht wider- 
legt oder durchbrochen. Ebenso ist — im Gegensatze zu den Privat- 
rechten — die Entstehung politischer Unterthanrechte durch zwei- 
seitige Rechtsgeschäfte — Verträge — zwischen Staat und Unter- 
than ausgeschlossen; dies ergibt sich schon aus der Natur des 
organischen Verhältnisses zwischen Staat und Unterthan , als eines 
Verhältnisses zwischen organischem Ganzen und dessen Theile, 
welches rücksichtlich seines Inhaltes in seiner Regelung nicht der 
Dispositionsfreiheit beider überlassen sein kann; es folgt aber 
auch aus der Ueberordnung des Staates über die Unterthanen, 
zufolge welcher der Staat aus eigener Macht, d. h. durch seinen 
Willen allein, das Verhältniss der Unterthanen ihm gegenüber, 
also ihre politischen Rechte und Pflichten bestimmt. Der Vertrag 
aber setzt zwei sich gleich gegenüberstehende Persönlichkeiten 
voraus, bei welchen daher eine bestimmende Willensmacht der 
einen über die andere nur durch den Willen der bestimmten 
Persönlichkeit selbst erlangt werden kann. Das vertrags- 
mässig entstandene subjective Recht des Einen hat eben seinen 
Rechtsgrund in dem Willen des Verpflichteten selbst. 

Ausser dem Erbgang und dem Vertrage finden auch andere 
wichtige Entstehung»- und Erwerbsarten der Privatrechte, wie 
richterliches Urtheil , Uebergabe , Occupation , Ersitzung, auf die 
politischen Unterthanrechte keine Anwendung. 

Desgleichen entstehen dieselben niemals entgeltlich; man 
kann natürlich die politischen Pflichten der Unterthanen, etwa 
Wehr- und Steuerpflicht, nicht als Gegenleistung für die denselben 
durch die politischen Rechte gewährten Vortheile auffassen, weder 



und Note 2, deflnirt diesen Fall ebenfalls als Rechtsnachfolge in ein schon be- 
stehendes Recht, w&hrend er auf S. 12 den Gewerbebetrieb als kein Recht 
erklärt! Engelmann, Die deutsche Gewerbeordnung in Bezold's Gesetagebnng 
des deutschen Reiches mit Erläuterungen (Erlangen 1885), Theil II, Bd. II, 
Heftl, S. 167. — Für einen SteUvertreter des verstorbenen Gewerbetrei- 
benden erklärte den qnalificirten Stellvertreter des §. 46 der deutschen Gewerbe- 
ordnung Schicker, Commentar zur Reichsgewerbeordnung, S. 94; ebenso Selt- 
sam und Posselt, Die Österreichische Gewerbeordnung, erläutert etc., 2. Aufl. 
(Wien 1885), S. 178, rftcksichtlich des §. 56 der östeir. Gewerbeordnung. 

1* 



im AUgemeineii , noch auf einem einzelnen Verwaltungsgebiete, 
wie z. B. der Rechtsverwaltung, so dass man argumentiren würde : 
Als Gegenleistung für das politische Recht der Unterthanen auf 
Schutz ihrer Privat- und öffentlichen Rechte durch den staatlichen 
Richter erscheint die politische Pflicht der Mitwirkung bei der staat- 
lichen Justizverwaltung, nämlich Zeugnisspflicht, Geschwomenpflicht, 
Pflicht, sich als Gerichtszeuge gebrauchen zu lassen etc. Ein 
solcher Connex von politischen Unterthanrechten und Pflichten 
besteht durchaus nicht und könnte höchstens von der Vertrags- 
theorie, jener längst überwundenen Lehre, dass der Rechtsgrund 
des Verhältnisses zwischen Obrigkeit und Staatsvolk in einem 
Vertrage dieser beiden bestehe , aufgestellt werden. Auch die 
Gebühr ist kein Entgelt fdr die Leistung des Staates an die 
Einzelnen, sondern nur ein Ersatz für die dem Staate bei diesem 
Anlasse erwachsenden Kosten ; würden diese durch die Höhe der 
Gebühr weit überstiegen , dann erschiene die Gebühr für den 
Mehrbetrag eben als Steuer, als allgemeiner Beitrag für die 
Leistung der staatlichen Erfordernisse. 

Die politischen Rechte können ferner fiir Staatsangehörige 
und Fremde, Männer wie Frauen, Grossjährige und Minderjährige, 
für physische und Gesamrotpersönlichkeiten entstehen, auf Lebens- 
dauer der Persönlichkeit, oder nur für eine bestimmte Zeit, so 
z. B. die zeitlichen Steuerfreiheiten; ihre Ausübung kann auch, 
wie bei dem Rechte der Freiheit von Einfuhrzöllen, nur an be- 
stimmten Orten — im Zollausschlussgebiete — möglich sein; sie 
können endlich durch einen Act der Staatsverwaltung für eine 
grosse Zahl von Unterthanen zugleich geschaffen oder nur von 
Einzelnen erworben werden. 

Das objective Recht, in welchem das organische Verhältniss 
der persönlichen Staatsglieder zum Ganzen seinen Ausdruck findet, 
ist das Verfassungs- und Verwaltungsrecht des Staates. Das innere 
Staatsrecht ist somit die Rechtsquelle der politischen Unterthanen- 
rechte gegenüber der eigenen Staatsgewalt. Aber auch Fremde, 
die im Staatsgebiete wohnen und sich daselbst aufhalten, sind 
Subjecte politischer Rechte, wenn ihnen auch in der Regel keine 
staatsbürgerlichen Rechte im engeren Sinne, d. h. solche, die die 
Staatsbürgerschaft zur Voraussetzung haben, zukommen. Hier treten 
daher auch da« Gewohnheitsrecht der civilisirten Staaten, wie 



insbesondere Staatsverträge über Behandlang der gegenseitigen 
Unterthanen als Bechtsquelle ergänzend hinzu. 

Die politischen Rechte bedürfen dann zn ihrer Entstehung 
meist bestimmter Thatsachen, — juristischer Thatsachen, an 
welche eben das objective Recht ihr Bestehen knüpft, mit deren 
Eintritt sie daher zur Existenz gelangen. Es gibt allerdings 
manche politische Rechte, und sehr wichtige, wie das Recht der 
politischen Persönlichkeit, das Recht auf Schutz und Hilfe durch 
die Staatsorgane, auf Benätzung der zum Gemeingebrauch be- 
stimmten staatlichen Sachen etc., welche der moderne Rechtsstaat 
der Persönlichkeit als solcher zuerkennt, die daher keines anderen 
Thatbestandes, als eben der Existenz der Persönlichkeit bedürfen. 
Der Bestand dieser allgemeinen politischen Rechte ist eben die 
Wirkung der Thatsache, dass jeder Staatsbewohner zufolge der 
organischen Natur des Staates in einem öffentlich-rechtlichen Ver* 
hältnisse zur Staatsgewalt steht, welches daher auch bis zu einem 
gewissen Grade einen identischen Inhalt an Rechten und Pflichten 
aufweist. 

Die juristischen Thatsachen nun, welche bei vielen anderen 
politischen Rechten, und zwar aller vier Kategorien, für deren 
Entstehung gesetzlich noth wendig erscheinen, sind mannigfachster 
Art, sowohl öffentlich-rechtliche als privatrechtliche. Man kann 
diese rechtserzeugenden Thatsachen in solche scheiden, welche 
unabhängig vom Willen der Betheiligten , also des ver- 
pflichteten Staates und der berechtigten Unterthanen, eintreten, 
zufällige, sonstige juristische Thatsachen genannt 
und in juristische Handlungen, die eben durch den 
Willen der Betheiligten erzeugt werden. Unter den ersteren 
Thatsachen, zu welchen man auch die Handlungen dritter Personen 
rechnet und insbesondere natürliche Ereignisse, sind die wichtigsten : 
Geburt, Staatsangehörigkeit, Nationalität ^ Existenzbedürfniss der 
Persönlichkeit, Zeit, Alter, Krankheit, Angehören an bestimmte 
Familien, an Geburts- und Berufsstände, Volksstämme, Tod, Ele- 
mentarereignisse, wirthschaftliche Thatsachen, Wahl, Besitz, Er- 
sitzung, Entstehung neuer Staaten; die juristischen Hand- 
lungen aber sind auf Seite der Staatsgewalt : einseitige 
obrigkeitliche Handlungen, einseitige Rechtsgeschäfte, wenn man 
diesen im Privatrechte heute viel umstrittenen Begriff „Rechts- 
geschäft" analog im Staatsrechte anwenden will, dann Rechtsver- 



letzungen and sonstige juristische Handlangen ; aaf Seite der Unter- 
thanen aber solche Handlangen, wodarch sie die Voraassetzangen 
der politischen Rechte schaffen, wie Erwerb materieller oder 
geistiger Güter. 

I. Zufällige juristiBolie Thatsachen. 
Gebart (Existenz der Persönlichkeit). 

Da die politischen Rechte der Unterthanen eben Gliedschafts- 
rechte sind, welche der freien and anverletzlichen Persönlichkeit, in- 
sofern sie im Staate als Selbstzweck erscheint, gegenüber der Staats- 
verwaltang zastehen, so folgt, dass die Staatsangehörigkeit, die That- 
sache der staatlichen Mitgliedschaft, der YorzUglichste Entstehangs- 
grand der politischen Rechte ist. Aber noch mehr, im modernen 
Staate genügt schon die blosse Existenz der menschlichen 
Persönlichkeit, am politische Rechte für sie za begründen. Die 
Persönlichkeit als solche, ohne Hinzatritt weiterer rechtserzeugender 
Thatsachen , ist im modernen Rechtsstaate nothwendig Sabject 
politischer Rechte, and von dieser Gruppe der politischen Rechte 
kann man somit behaupten, dass sie „unmittelbar aus dem 
Gesetze" entstehen. So ist zunächst das Recht der politischen 
Persönlichkeit mit der Existenz des Menschen gegeben, der 
moderne Staat anerkennt in seinem öffentlichen Rechte jeden 
Menschen als unverletzlich gegenüber der Verwaltung. Zu Folge 
dieses Rechtes kann Jedermann einerseits seine Handlungsfreiheit 
ungehindert bethätigen, d. h. alle Handlungen vornehmen, welche 
fUr den Staat neutral sind, ihn nicht zum Objecto haben — (denn 
positive Handlungen der Unterthanen, welche am Staate be- 
thätigt werden, wie Auswanderung, Wahl von Staatsorganen, 
Anwohnen einer Gerichtsverhandlung etc., sind eben einzelne 
politische Rechte der I. Kategorie) ; andererseits — zu Folge der 
negativen Seite des Rechtes der politischen Persönlichkeit — darf 
die Staatsverwaltung die Persönlichkeit nicht zum Objecto ihrer 
Handlung nehmen, z. B. sie nicht verhaftien, interniren, aus- 
weisen etc., ausser insofern sie durch das objective Recht hiezu 
befagt ist. In Russland kann heute noch eine blos zeitweilige 
Verhaftung, Wegweisung aus einem Orte des Staatsgebietes, Ver- 
weisung an einen anderen, Stellung unter Polizeiaufsicht nach 



Ennessen der Administrativbeliörde yerfttgt werden (Str. P. 0. 
Art. I) ; auch kann der Kaiser die Yermögensconfiscation bei 
politischen Verbrechern anbefehlen. Allerdings bat dieses Recht 
der politischen Persönlichkeit in allen Staaten nach seiner posi- 
tiven wie negativen Seite für die Staatsangehörigen einen 
reicheren Inhalt (grösseren Umfang) als für die Fremden. Im 
Staate der Reichsrathsländer z. B. können Aasländer nicht an 
politischen Vereinen Theil nehmen, nicht Unternehmer, Ordner 
oder Leiter*) einer Versammlung zur Verhandlung öffentlicher 
Angelegenheiten sein, die Advocatur, auch die ärztliche Praxis*) 
nicht ausüben, selbst wenn sie an einer inländischen Universität 
zu Doctoren promovirt wurden , ebenso nicht als verantwortliche 
Redacteure einer periodischen Druckschrift fungiren, freie Gewerbe 
nur gegen Nachweis der formellen Reciprocität Seitens ihres 
Heimatstaates gegenüber den Oesterreicher-Ungarn ausüben, widri- 
genfalls sie einer förmlichen Zulassung Seitens der politischen 
Landesbehörde bedürfen.^) 

Aber auch nach der negativen Seite des Rechtes der 
politischen Persönlichkeit besteht ein Unterschied zwischen Staats- 
angehörigen und Fremden. Denn die Staatsgewalt darf rechtliche 
Eingriffe in die persönliche Sphäre der Fremden vornehmen, sie 
hat den Fremden gegenüber öffentliche Rechte, die ihr gegenüber 
den eigenen Staatsangehörigen nie zustehen. Sie ist namentlich 
befugt. Fremde 



•) Gesetz vom 15. November 1867 über das Vereinsrecht, B. G. Bl. Nr. 134, 
§. 30 ; Gesetz über das Versammlangsreclit vom gleichen Tage , B. G. Bl. 
Nr. 135, §. 8. 

^) Advocatenordnung, Gesetz vom 6. Juli 1868, B. G. Bl. Nr. 96, §. 1 a ; 
Erlass des Ministerinms für Cnltns und Unterricht vom 31. October 1852, Z. 10.761 , 
insbesondere vom 24. September 1854, Z. 13.567. 

Pressgesetz vom 17. December 1862, J. 1863, B. G. Bl. Nr. 6, §.12; 
NoveUe vom 15. October 1868, B. G. Bl. Nr. 142, Art. I; Gewerbeordnung vom 
20. December 1859, B.G.B1. Nr. 227, §.10; Gewerbenovelle vom 16. März 1883, 
B. G. Bl. Nr. 39, §• 8 : Ausländer sind gegen Nachweisnng der formellen Beci- 
procität seitens des Staates, dem sie angehören, in Bezng anf den Antritt nnd 
den Betrieb eines Gewerbes den Inländern gleichgesteUt. Im Falle die Beciprocität 
nicht nachgewiesen wird, bedürfen sie einer förmlichen Zulassung von Seite der 
politischen Behörde. (Ueber Beciprocität: Anton Meng er, System des österr. 
Civilprocesses, S. 130 ff.;LammaschinHoltzendorff8 Handbuch d. Yölkerr. 
lU, S. 905, A. 2.) 
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1. aus dem Staatsgebiete auszuweisen ^), oder schon an der 
Grenze zurückzuweisen) ihnen somit den Aufenthalt im Staate 
— und zwar ohne an bestimmte Voraussetzungen gebunden zu 
sein — zu verbieten; und sie darf und muss unter gewissen 
völkerrechtlichen Voraussetzungen 

2. Fremde , welche im Auslande ein Verbrechen begangen 
haben und im Inlande ergriffen werden, auf Ansuchen des zur 
Bestrafung des Delictes gleichfalls competenten Staates an den- 
selben ausliefern.^) Dieses Auslieferungsrecht (-Pflicht) ist durch 
die Auslieferungsverträge geregelt. Die Theorie pflegt heute gerade 
als wesentlichen öffentlich-rechtlichen Inhalt der 
Staatsangehörigkeit — ausser dem Rechte auf Schutz im 
Auslande und auf hoher See — zwei „Rechte" anzuführen, 



®) Für die Reichsrathsländer : Wegen begangener Verbrechen , Str. G. B. 
§. 19, lit. f, §. 25, 40, wegen Vergeben nnd Uebertretangen, §. 240, Ut. h, 249 (294> 
300, 305, 320, 322, 344, 355, 470, 472, 481, 514, 522) und GefÄUastrafgeBetz 
vom 11. Juli 1835, §. 75, aus B&ckgichten der öffentlichen Ordnung und Sicher- 
heit, Gesetz vom 27. Juli 1871, K. G. Bl. Nr. 88, §. 1, 2 ; für Ungarn G. A. V. vom 
Jahre 1878, ungarisches Strafgesetzbuch über Verbrechen und Vergehen, §. 64. 

Für die Reichsrathsländer : Str. G. B. §.39,41, Str. P. 0. §. 59 j 
Ungarn G. A. V. 1878, §17; der einheimiscHe Verbrecher wird von seiner 
Heimatsstaatsgewalt bestraft, Str. G. §. 36, ungar. Ges. A. V. 1878, §. 8. J. M. E. 
vom 28. Jänner 1877, Z. 966 : „Aus Anlass eines vorgekommenen FaUes wird 
hiemit in Erinnerung gebracht, dass die österreichische und ungarische Staats- 
bürgerschaft, entsprechend der international-einheitlichen Stellung der Öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie, wie solche durch das Gesetz vom 21. De- 
cember 1867, B. G. Bl. Nr. 146, betreffend die allen Ländern der österreichischen 
Monarchie gemeinsajnen Angelegenheiten und namentlich durch dessen §. 1, lit. a 
gegeben ist, im Verkehre mit dem Auslande als eine einheitliche Staats- 
angehörigkeit aufzufassen sind, und dass daher Angehörige der ungarischen 
Reichshälfte, welche ausserhalb der Österreichisch-ungarischen Monarchie eine 
strafbare Handlung begangen haben, und im Gebiete der im Reichsrathe ver- 
tretenen Länder betreten werden, niemals an das Ausland ausgeliefert 
werden können. In derartigen Fällen ist, insofeme es sich um ein Verbrechen 
oder Vergehen handelt, im Sinne der mit dem Justizministerialerlasse vom 26. Mai 
1875, Z. 6742 kundgemachten Vereinbarung mit dem königl. ungarischen Justiz^ 
ministerium das im §. 59 Strafprocessordnung voi^ezeichnete Verfahren durch 
Verhandlung mit dem königl. ungarischen Gerichte des Heimatsortes einzuleiten" ^ 

In einzelnen Staaten, wie in Frankreich, Belgien, den Niederlanden, kann 
der Zufluchtsstaat seine Angehörigen dann ausliefern, wenn sie selbst ihrer 
Auslieferung an den requirirenden Staat zustimmen. S. Lammasch, Aus^ 
lieferungspflicht und Asylrecht (Leipzig 1887), S. 381. 



wodurch sich die öfifentlich-rechtlicbe Stellung der Einheimischen 
Ton jener der Fremden unterscheidet, nämlich 

1. das Wohnrecht''), Aufnahmsrecht der Einheimischen, 
d. h. das Recht, niemals aus dem Staatsgebiete verwiesen (rück- 
gewiesen) werden zu können, und 

'*) V. Martitz, „Das Recht der Staatsangehörigkeit im intemationalen 
Verkehr« inHirth's Annalen, J. 1875. S. 794 ff., insbesondere 800 und 1114 ff.; 
Goltdammer, Archiv für prenssisches Staatsrecht, BA. XVI, S. 453; Zöpfl, 
Grundsätze etc. II, §. 298; H. Schulze, Lehrb. d. d. Stoatsr., IL Lief., §. 136; 
GeorgMeyer, Staatsr., §. 215; Laband, Staatsr. (Freiburg i. B. 1888), I, §. 16; 
V. Bar, Internationales Privat- und Strafrecht, §.30; Bluntsch li, Staatsr. 
II. Buch, 21. Capitel: „Volksgenossen und Fremde«; H. A. Zachariae, Staats- 
und Bundesrecht, I, §. 92; Seydel, Bayerisches Staatsr., I. Bd., S. 646 ff. ; Zorn, 
Reichsstaatsr., §. 17 ; S. 287, 288. 

Dieses völkerrechtliche Princip der Nichtauslleferung von Inländern — 
der „Landeskinder« — ist übrigena erst im gegenwärtigen Jahrhunderte (seit 
dem letzten Viertel des vorigen Jahrhundertes) allgemein anerkannt. Auch die 
Landesverweisung konnte früher, als Strafe für Inländer von den Gerichten zu- 
erkannt werden. Ausnahmen sowohl vom. Principe der Nichtausweisung wie 
auch der Nichtauslieferung von Staatsangehörigen finden sich heute in der Reichs- 
gesetzgebung BeutschlandA.' So kann 1. die Ausweia^nng von Staats- 
angehörigen der Jlinzelstaaten aus ihrem Heimatsstaate erfolgen: 
a/ Auf Grund des Gesetzes vom 6. Juni 1870 Aber den Unterstützungs- 
Wohnsitz, B. G. Bl. Nr. 511, §§. 31, 55, und des Freizügigkeitsgesetzes vom 1. No- 
vember 1867, §. 5, wonach der Angehörige eines Einzelstaates , der in einem 
anderen deutschen Staate den Untersttttzungswohnsitz erworben hat und hilfs- 
bedärftig in seinen Heimatsstaat znrfickkehrt, aus diesem in den Staat des Unter- 
stützungswohnsitzes behufs seiner Verpflegung verwiesen werden kann (dies gilt 
nicht für Bayern und Elsass-Lothriilgen) ; bj den- Angehörigen des Ordens der 
GeseUschaft Jesu oder der ihm verwandten Orden oder Ordenscongregationen, . . . 
wenn sie Inländer sind, darf der Aufenthalt in einem bestimmten Bezirke oder 
Orte — also auch im Heimatsstaate — versagt oder angewiesen werden, K. G. 
vom 4. Juli 1872, B. G. Bl. Nr. 854, betr. d. Orden d. Gesellschaft Jesu, §. 2 ; 
vj dasselbe Recht stand der Landespolizeibehörde gegen Geistliche oder andere 
Religionsdiener zu, welche durch gerichtliches Urtheil aus ihrem Amte entlassen 
worden sind und hierauf eine Handlung vornehmen, aus welcher hervorgeht, 
dass sie die Fortdauer des ihnen entzogenen Amtes beanspruchen, Gesetz vom 
4. Mai 1874, B. G. Bl. Nr. 1001, betr. d. unbefugte Ausübung von Kirchenämtem, 
§. 1 ; dj ebenso konnte den wegen Zuwiderhandelns gegen die §§. 17 — 20 des 
— nicht mehr erneuerten — Socialistengesetzes vom 21. October 1878, B. G. Bl. 
Nr. 1271 verortheilten Personen das Wohnrecht.im Heimatsstaate von der Landes- 
polizeibehörde auf Grand der §§. 22 und 28 (3) dieses Gesetzes versagt werden ; 
ej Im Falle des §. 3, Abs. 2 des Freizügigkeitsgesetzes (über die sich wider« 
sprechenden Auslegungen dieses Paragraphen s. La band, Staatsr. I, S. 150, 
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2. das Recht ,der Landeskinder^ , an eine fremde Staats- 
gewalt nicht ausgeliefert werden zu dtlrfen.^) 

Allein diese beiden, so zu sagen negativen Befognisse der 
Untertbanen sind keine selbstständigen politischen Rechte der- 
selben; sie erscheinen vielmehr nur als Wirkungen des Einen 
Rechtei) der Unverletzlichkeit der politischen Persönlichkeit, und 
zwar der negativen Seite desselben, welche in der Ausschliessung 
jedes positiven staatlichen Eingriffes in die Sphäre der Einzelper- 
sönlichkeit besteht. 



151t Note 1), wonach „Personen, welche derartigen Anfentbaltsbeschränkongen 
(durch die Polizeibehörde in Folge erlittener Bestraf^mg) an einem bestimmten 
Orte nnterliegen, oder welche in einem Bnndestaate innerhalb der letzten 
12 Monate wegen wiederholten Betteins oder wegen wiederholter Landstreicherei 
bestraft worden slndi der Aufenthalt in jedem anderen Bundesstaate von 
der Polizeibehörde verweigert werden kann^. 

In Betreff 2. der Auslieferung von Staatsangehörigen müssen 
die deutschen Einzelstaaten auch ihre eigenen Staatsangehörigen wegen 
im Gebiete eines anderen Bundesstaates verttbter strafbarer Handlungen den 
Gerichten des requirirenden Bundesstaates behufii gerichtlicher Verfolgung und 
Bestrafnng ausliefern. Die Wirkung der Einzelstaatsbürgerachaft ist hier im 
Interesse einer einheitlichen Strafrechtspflege des Reiches gänzlich aufgehoben, 
Gesetz betreffend die Gewährung der Bechtshilfe vom 21. Juni 1869, B. G. Bl. 
Nr. 323, §.21: „Die Gerichte eines Bundesstaates sind verpflichtet, Personen, 
welche von den (Berichten eines anderen Bundesstaates wegen einer strafbaren 
Handlung verfolgt werden oder verurtheilt sind, diesen Gerichten auf Ersuchen 
auszuliefern, wenn die strafbare Handlung, wegen welcher die Auslieferung be- 
antragt wird, in dem Gebiete des Bundesstaates veräbt ist, welchem das er- 
suchende Gericht angehört^; auch §.22, §. 23: nDie Bestimmungen der §§. 21 
und 2d finden auch dann Anwendung, wenn die Personen, deren Auslieferung 
verlangt wird, dem Staate angehören, dessen Gericht um Auslieferung er- 
sucht ist.** (Gerichtsverfassungsgesetz vom 27. Jänner 1877, §. 161.) 

^ Die modernen Verfassungen bestimmen auch staatsrechtlich, dass Nie- 
mand seinem ordentlichen Bichter entzogen werden dürfe ; so auch ffir die Beichs- 
rathsländer das als Theil des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen Rechte 
der SUatsbürger erklärte Gesetz vom 27. October 1862, R. G. Bl. Nr. 87 zum 
Schutze der persönlichen Freiheit, §. 1. (Auch in Rnssland gilt f&r die finnisdien 
Staatsbürger dieses Prinoip nach der [noch aus schwedischer Zeit stammenden] 
Regierungaform, §.16: Alle richterlichen Commissionen und Deputationen oder 
ausserordentlichen Gerichte, sei es vom Könige oder von den Ständen eingesetzt, 
sind für die Zukunft abgeschafft, weil Autokratie und Tyrannei fordernd ; sondern 
es soll Jedermann das Recht gemessen, von dem Gerichte, unter welches er 
nach dem Gesetze gehört, gerichtet zu werden.) 



11 

Die Staaten erkennen sich eben mit Rücksicht auf nationale 
Ehre nnd Schatzpflicht für die eigenen Staatsangehörigen in ihren 
Gesetzgebungen nicht das öffentliche Recht za, den eigenen Staats- 
gliedern, mögen sie dem Staate nnd der Gesellschaft noch so 
gefährlich sein, den Anfenthalt im Staatsgebiete zn verwehren 
oder dieselben behufs Bestraftmg von Verbrechen an fremde 
Staaten auszuliefern. Könnten doch solche von der eigenen Staats- 
gewalt ausgewiesene Unterthanen nii^nds in der Welt mehr 
ruhig existiren, da die anderen, fremden Staaten sie wegen ihrer 
Gemeingefährlichkeit natürlich gleichfalls und mit vollem Rechte 
aus ihren Gebieten verweisen würden. Die Nichtauslieferung 
aber eigener Staatsangehöriger wegen im Auslande verübter Ver- 
brechen begründet man principiell mit der rechtlichen Thatsache, 
dass die Staatsangehörigen auch im Aaslande und daher auch für 
die dort verübten strafbaren Handlungen den Gesetzen ihres 
Heimatsstaates unterliegen, und somit nach ihrer Rückkehr von 
ihrem ordentlichen Richter zu richten und zu strafen seien ; ander- 
seits aber ist jeder Staat verpflichtet, seine Angehörigen vor Ver- 
gewaltigung durch ausländische Behörden zu schützen. Dazu treten 
noch praktische Bedenken, wie etwa die ungünstige Lage des Ausge- 
lieferten im fremden Lande, insbesondere die grössere Strenge 
des ausländischen Strafsystemes oder Mangelhaftigkeit des fremden 
Strafverfahrens, geringes Vertrauen in die Objectivität und Unab- 
hängigkeit der ausländischen Richter etc. 

Allein man kann nicht diese Wirkung der Nichtexistenz 
eines staatlichen Ausweisungs- und Auslieferungsrechtes gegenüber 
den eigenen Staatsgliedem , indem man sie von der Seite der 
Staatsangehörigen aus betrachtet, als zwei selbstständige politische 
Rechte der Unterthanen constrniren, des Inhaltes: a) Nicht aus- 
gewiesen und h) nicht ausgeliefert werden zu dürfen. Analog 
könnte man eine beliebig grosse Reihe von Handlungen aufzählen, 
welche die Staatsgewalt den Staatsangehörigen gegenüber eben 
zu Folge des Rechtes (der Unverletzlichkeit) der politischen Per- 
sönlichkeit nicht vornehmen darf, und indem man wieder den 
Staatsbürger zumSubjecte der Construction nähme, 
eine Unzahl einzelner negativer politischer Rechte aufstellen, so etwa 
die Rechte : Nicht verhaftet , nicht verletzt , nicht internirt , nicht 
ausgewiesen, nicht ausgeliefert, nicht expropriirt, rücksichtlich des 
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Baases, der Briefschaften nicht untersucht werden zu dflrfen etc. 
Alle diese angeblichen rechtlichen Befugnisse aber sind keine 
einzelnen, politischen Unterthanenrechte ; sie sind 1. keine be- 
sonderen Befugnisse gegenüber der Verwaltung und haben daher 
auch 2. keine besondere Verpflichtung derselben -^ zu einem 
speciellen Nichthandelnd iirfen — gegenüber den Unterthanen zur 
Folge. Die Verpflichtung der Staatsgewalt ist vielmehr rücksicht- 
lich aller dieser angeblichen „Rechte" jene Eine, welche dem 
allgemeinen politischen Rechte der IV. Kategorie , dem Rechte 
der politischen Persönlichkeit, und zwar nach dessen negativer 
Seite, entspricht, und darin beruht, dass die Staatsgewalt auch durch 
positive Handlungen ihrerseits keinen Eingriff in die persönliche 
Sphäre begehen darf, wie sie, zu Folge der positiven Seite 
dieses Rechtes der IV. Kategorie, der Persönlichkeit keine neutrale 
Handlung verbieten oder verwehren darf. Das Wohnen im Staats- 
gebiete aber besteht in einer fortdauernden, für die Staatsgewalt 
neutralen Handlung ihrer Unterthanen; es ist keine Handlung 
„gegenüber der Staatsgewalt", so d&ss diese zu einem speciellen 
Dulden dieser Handlung — wie bei den Rechten der I. Kategorie 
— verpflichtet wäre, und somit der Terminus „Recht, nicht aus- 
gewiesen zu werden" nur das selbstständige politische „Recht, 
im Staate zu wohnen" in negativer Form ausdrücken würde. 

Es gibt daher nicht ein Recht der Staatsbürger, 
nicht ausgewiesen und nicht ausgeliefert zu werden, sondern die 
Staatsgewalt hat — juristisch richtig ausgedrückt — nicht 
das Recht, Staatsangehörige auszuweisen (rückzuweisen) und 
auszuliefern. Nur wenn die Staatsgewalt diese Rechte gegenüber 
ihren eigenen Unterthanen hätte, einzelne derselben oder bestimmte 
Kategorien aber von diesen staatlichen Einwirkungen eximirt 
wären, dann könnte man rücksichtlich dieser Eximirten von poli- 
tischen Privilegien der IV. Kategorie, von ihren besonderen Rechten, 
nicht ausgewiesen und nicht ausgeliefert werden zu dürfen, in 
juristisch-technischem Sinne sprechen ; analog ist z. B. das Hecht, 
nicht verhaftet werden zu dürfen, wie es den Mitgliedern der 
regierenden Familien zukommt, ein solches politisches Vorrecht 
der IV. Kategorie , oder das Recht der Studirenden an Universitäten 
mit eigener Gerichtsbarkeit, nicht von den ordentlichen Staats- 
organen verhaftet oder bestraft werden zu dürfen. 
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Weil nmi die Staatsgewalt nur Fremde ausweisen nnd 
behnfs Verartheilung wegen im Aaslande verübter Verbrechen 
oder Abbüssnng der Strafe (oder eines Restes derselben) an den 
reqnirirenden Staat ausliefern darf, so mochte dnrch die G e g e n- 
äberstellnng von Einheimischen nnd Fremden in dieser 
Beziehung die Vorstellung erweckt werden, als ob die Staatsange- 
hörigen gegenüber ihrer Heimatstaatsgewalt die besonderen poli- 
tischen Rechte (Privilegien) besässen, „nicht ausgewiesen" und 
„nicht ausgeliefert werden zu dürfen**. In neuerer Zeit wird 
übrigens von fachmännischer Seite') dieser allgemeine Grundsatz 
der ausnahmslosen NichtausUeferung von Staatsangehörigen 
immer mehr angefochten. Man kämpft mit gewichtigen Gründen 
dafür, dem Staate auch rücksichtlich seiner Angehörigen das öffent- 
liche Recht zuzuerkennen, dieselben, wenn auch nicht principiell 
nnd in dem Maasse wie die Ausländer, so doch wenigstens in 
einzelnen Fällen, nach genauer Prüfung derselben, an den Ersuchs- 
staat ausliefern zu dürfen. Uebrigens kann ein bedingtes Wohnrecht 
auch Fremden durch Staatsvertrag ^®) eingeräumt werden, das 



^) So insbesondere Lammasch, „Anslieferongspflicht nnd Asylrecbt*' 
(Leipzig 1887)t Bnch IV, ^^Bescliränknngen nnd Bedingnngen der Anslieferongs- 
pflicht'', §§. 2 — 13. Die entgegengesetzte Anschannng vertritt nenestens F. 
y.Martitz, „Internationale Rechtshilfe in Strafsachen" (Leipzig 1888), S. 135 ff., 
namentlich S.213. 

^") Solche Niederlassnngsverträge hat z. B. in nenester Zeit das deutsche 
Beich mit der Schweiz abgeschlossen (Vertrag vom 27. April 1876, Beichsgesetzbl. 
1877, S. 3, Art. 7), mit Tonga (vom 1. November 1876, Beichsgesetzbl. 1877, 
S. 520. Art. 6), mit Hawai (vom 25. März nnd 19. September 1879, Beichs- 
gesetzbl. 1880, S. 122, Art. 11, in, IX), mit Samoa (vom 24. Jänner 1879, Beichs- 
gesetzbl. 1881, S. 31, Art. 6). So heisst es im Vertrage mit dem Königreiche der 
Hawaiischen Inseln, Art. II: „Die Angehörigen nnd Bürger jedes der ver- 
tragenden Theile sollen in den Gebieten des anderen in Bezng anf die Bechte 
des Wohnsitzes, den Besitz von Gmndeigenthnm, Gütern nnd Effecten aller Art 
die nämlichen Vortheile, Freiheiten nnd Bechte geniessen nnd nnr denselben 
Gebühren nnd Abgaben in genannten Beziehungen unterworfen sein, wie die ein* 
geborenen Angehörigen nnd Bürger" ; nnd Art. IX : „Zur grösseren Sicherheit 
des Handels zwischen den beiderseitigen Angehörigen ist vereinbart, dass, wenn 
unerwarteter Weise einmal eine ITnterbrechnng des firenndschafüichen Einver- 
nehmens zwischen den beiden vertragenden Theilen Platz greifen sollte, den 
Angehörigen jedes derselben eine einjährige Frist gewährt werden soll, nm 
ihre geschäftlichen Beziehungen abznschliessen . . . Alle Angehörigen jedes der 
beiden vertragenden Theile, welche im Gebiete des anderen Theils mit einem 
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Answeisnngsrecht des Staates also an bestimmte Voranssetznngen 
geknüpft, somit eventaell ausgeschlossen sein ; dies erscheint dann 
als ein politisches Privilegium der IV. Kategorie ; zu Folge desselben 
darf der Staat eine Handlang — Ausweisen — die er gegenüber 
den Fremden im Allgemeinen vorzunehmen befugt ist, gegenüber 
diesen Fremden nur unter den im Vertrage festgesetzten Bedin- 
gungen vornehmen. 

Ausser dem Rechte der politischen Persönlichkeit — wenn 
auch mit vermindertem Inhalte — stehen den Fremdenim Staats- 
gebiete auch noch andere politische Rechte zu, so das Recht 
der Unverletzlichkeit ihrer sachlichen Grüterrechte — ins- 
besondere des Eigenthums — gegenüber der souveränen Staats- 
gewalt, femer die Rechte auf Benützung der staatlichen Verkehrs- 
Communicationsanstalten, der staatiichen Bildungs- und Unterrichts- 
anstalten, insofeme letztere nicht etwa ausdrücklich nur für Inländer 
bestimmt sind ; sie gemessen ebenso Steuer- und Oebührenfreiheiten ; 
sie haben die Rechte auf richterliche, polizeiliche Hilfe, auf 
Bestellung eines Vormundes, Curators, allerdings aber nicht auf 
Schutz im Auslande seitens der Organe des Aufenthaltsstaates, 
ausser es wäre ein solches Schutzrecht durch Staatsverträge oder 
besondere Verleihung mittelst Ausstellung von Schutzbriefen be- 
gründet. Ja die Fremden erscheinen nicht einmal von den poli- 
tischen Rechten im engeren Sinne, namentlich von Wahlrechten 
zu staatlichen Vertretungs- und Verwaltungskörpern, absolut aus- 
geschlossen. In den Reichsrathsländem sind z. B. Ausländer, wenn 
die gesetzlichen Voraussetzungen des Wahlrechtes bei ihnen zu- 
treffen, wahlberechtigt zur Handelskammer ^^), und da die Handels- 



Handelsgesch&ft oder einer bestimmten Thätigkeit ansässig sind, sollen in einem 
solchen FaUe das Vorrecht haben, zn bleiben nnd ihr Geschäft nnd ihre 
Thätigkeit ohne Unterbrechung nnd im vollen Gennsse ihrer Freiheit nnd ihres 
Eigenthums fortzusetzen, so lange sie sich friedlich verhalten und 
die Gesetze nicht verletzen. 

") Gesetz vom 29. Juni 1868, betreffend die Organisirung der Handels- 
und Gewerbekammeni, B. G. Bl. Hr. 85, §. 7. Nur in Triest können Ausländer, 
wenn sie die übrigen Erfordernisse fUr die Wahlfähigkeit besitzen, auch sn wirk- 
lichen Mitgliedern der Handels- und Gewerbekammer gewählt werden (bis »u 
einem Drittheil der Zahl der wirklichen Hitglieder); doch dürfen diese Kamm•^ 
mitglieder, welche nicht Staatsangehörige der Beichsrathsländer sind, bei der 
Ausflbung des Corporationswahlrechtes der Handelskammer zum Reichsrathe nicht 
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kammem auch als Organe der staatlichen Verwaltung fangiren, 
üben somit die Ausländer das Recht der Mitwirkung bei der 
Bildung staatlicher Verwaltungsorgane aus; in Triest sind dort 
ansässige Ausländer unter bestimmten Voraussetzungen auch wahl- 
berechtigt (aber nicht wählbar) zum Stadtrathe ^^), und da derselbe 
auch als Landesvertretung fungirt (Landesordnung für das Küsten- 
land §. 1, allerh. Patent vom 26. Februar 1861, Absatz III), somit 
auch wahlberechtigt zum Landtage. In einigen Einzelstaaten der 
United-States steht die dectoral franchiae^ daher auch das Wahl- 
recht zum Gongresse ^>), auch solchen Personen zu, die nicht im 

mitwählen, denn „das Erfordemias der österreichischen Staatsbürgerschaft gilt 
anch für die Wahlen der Triester Handels- und Gewerbekammer", §. 9 der 
Beichsrathswahlordnnng . 

»«) Kaiserl. Patent vom 12. April 1850, R. G. Bl. Nr. 139, wodurch die Ver- 
fassnng für die reichsnnmittelbare Stadt Triest erlassen nnd verkündet wird, 
§. 7, 23, 24, 25 : Die Fremden , selbst wenn sie Ausländer sind , haben in der 
Stadt Triest Ansprach 3. auf Theilnahme am activen Wahlrechte unter den 
Beschränkungen des §. 34. (§. 34: Ausnahmsweise sind in der unmittelbaren 
Stadt Triest auch Fremde, selbst wenn sie die österreichische Beichsbürgerschaft 
nicht besitEen, nach mindestens fünfjähriger Ansässigkeit wahlberechtigt, wenn 
sie einen solchen Besitz an liegenden Gründen oder die Innehabung einer solchen 
Handlung oder Fabrik nachweisen, wodurch die Einreihung der Gemeindeglieder 
in den ersten oder zweiten Wahlkörper [§. 39] begründet wird.) 

^') Bas active Wahlrecht für das Repräsentantenhaus ist nicht durch die 
Bundesverfassung für die Union gleichmässig geregelt , sondern nach Art. I, 
Sect. 2, §. 1 „sollen die Mitglieder des Repräsentantenhauses vom Volke der 
Einzelstaaten gewählt werden. Die Wähler (zum Repräsentantenhause) in jedem 
Staate sollen dieselben Qualiflcationen haben, die von den Wählern des zahl- 
reichsten Zweiges der Staateüegislatur gefordert werden^ ; die Verfassung macht 
daher die zur Legislatur des Einzelstaates Wahlberechtigten zu Wählern für das 
Repräsentantenhaus. Bas Wahlrecht zum Repräsentantenhause kann daher in den 
einzelnen Staaten an verschiedene Bedingungen geknüpft sein. In manchen Einzel- 
staaten steht zu Folge der thatsächlichen Verhältnisse das Wahlrecht zur Einzel- 
staatslegislatur nicht naturalisirten Eingewanderten zu, diese besitzen somit auch 
nach der Bundesverfassung das Wahlrecht zum Repräsentantenhause. Hingegen 
können andererseits volljährige (21 Jahre alte) männliche nordamerikanische Bürger 
das Wahlrecht zum Repiäsentantenhause auch nicht haben. Bie Staatsmitgliedschaft 
ist also keine Voraussetzung des Stimmrechtes. 

Nach dem Bürgerkriege suchte man eine grössere Gleichförmigkeit in der 
Begehmg des activen Wahlrechtes der Bevölkerung der Einzelstaaten zum Gon- 
gresse zu enielen und namentlich die Rinfflhmng des allgemeinen Stimmrechtes 
mittelst Pression auf die Binzelstaaten zu erwirken. Das XTV. Amendement, 
2. Section (erste Session des 39. Congresses 1866) bestimmte, daaa die Staaten 
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Besitze der national ctttzenship sind. Ebenso erscheinen in der 
Schweiz ") nach der revidirten Verfassung vom 29. Mai 1874 und 
dem Gesetze vom 24. December 1874 cantonsfremde, im Cantone 
niedergelassene Schweizerbürger nach einem dreimonatlichen 
Aufenthalte im Canton wahlberechtigt in betreff der Gantonal- 
wie auch der Gemeindeangelegenheiten der Niederlassungsgemeinde. 

Staatsbürgerschaft. 

Sind so im modernen Rechtstaate schon mit der Existenz 
der Persönlichkeit mannigfache politische Rechte gegeben, so 
erscheint die Staatsangehörigkeit dann als ein weiterer Ent- 
stehungsgrund solcher Rechte. Sie begründet die staatsbürger- 
lichen Rechte, d. i. jene politischen Rechte, welche die Staats- 
bürgerschaft zur Voraussetzung haben, den Fremden daher niemals 
zukommen, wie das Auswanderungs- (Options-) Recht , oder nur 
ausnahmsweise zufolge von Staatsverträgen oder specieller Ver- 

im RepTftsentantenhaiise nach dem Verhältnisse ihrer absoluten Bevölkerangszahl 

— mit Ausnahme der nicht besteuerten Indianer — vertreten sein sollen. „Wenn 
aber das Stimmrecht bei irgend einer Wahl von Wahlmännern fär die Wahl des 
PxiLsidenten und Yicepräsidenten der Vereinigten Staaten, von Repräsentanten 
im Congress, der Ezecutiv- oder richterlichen Beamteten eines Staates, oder von 
Kitgliedem der Legislatur desselben, irgend welchen männlichen Ein* 
wohnern dieses Staates, die 21 Jahre alt und Bürger der Vereinigten 
Staaten sind, vorenthalten oder in irgend einer Weise verkürzt wird — 
ausser wegen Betheiligung an einer Bebellion oder wegen eines anderen Ver- 
brechens — , dann soll die Grundlage für seine Vertretung in dem 
Verhältniss herabgesetzt werden, in welchem die Zahl solcher ausge- 
schlossenen männlicher Bürger zu der Gesammtzahl der 21 Jahre alten männlichen 
Büi^er in diesem Staate steht." (Geschichte der Vereinigten Staaten von Amerika 
von E. Laboulaye, deutsch von Bluntschli [Heidelberg 1773], Bd. m.) 

^^) Art. 43 der revid. Verfassung vom Jahre 1874 : Der niedeigelassene 
Schweizer Bürger geniesst an seinem Wohnsitze aUe Rechte der Cantonsbürger 
und mit diesen auch alle Rechte der Gremeindebürger. Der Mitantheil an Bürger- 
und Corporationsgütem , sowie das Stimmrecht in rein bürgerlichen Angelegen- 
heiten sind jedoch hievon ausgenommen; es wäre denn, dass die Cantonalgesetz- 
gebung etwas Anderes bestimmen würde. 

In cantonalen und Gremeindeangelegenheiten erwirbt er das Stimmrecht 
nach einer Niederlassung von 3 Monaten. (Nach Art. 42 der Verfassung vom 
Jahre 1848 erwarb der cantonsfremde, niedergelassene Schweizer Bürger das 
Stimmrecht in Gantonangelegenheiten erst nach längerem Aufenthailte im Cantone 

— eventuell .bis zu zwei Jahren, während er vom Stimmrecht in Gemeinde- 
angelegenheiten ganz ausgeschlossen war.) 
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leihnng seitens des Staates, wie z. B. das Becht auf Schntz im 
Auslände durch Ausstellung von Schutzbriefen. Die staatsbürger- 
lichen Rechte kommen theils allen Staatsangehörigen, zum Theil 
aber nur bestimmten Kategorien derselben, wie den grossjährigen 
Männern, zu. Abgesehen von der grosseren öffentlich-rechtlichen 
Rechtsfähigkeit ^^) der Staatsbürger — denn hier handelt es sich nur 
um ihre Rechte — fallen hierher: das Auswanderungsrecht, die 
Rechte auf Schutz und Hilfe im Auslande durch die auswärtigen 
Verwaltungsorgane des Heimatsstaates, in Staaten mit allge- 
meinem Stimmrechte die Wahlrechte der männlichen Staats- 
angehörigen bestimmten Alters zu den politischen Vertretongs- 



^*) Die Ausländer sind im Allgemeinen rechtUch nnfahig, Mitglieder des 
Organismus der gesetzgebenden nnd vollziehenden Gewalt — Staatsorgane — zn 
werden, wie aach Organe der kirchlichen Gewalten im Staate, oder gewisse 
Gewerbeberechtigungen zn erlangen. (Die Ausnahmen, dass z. B. Ausländer in 
der ersten Kammer Sitz und Stimme haben, als Bischöfe Mitglieder des Land- 
tages sind, mit Bewilligung der Krone in der Armee dienen etc., sind nur ver- 
einzelt.) So wird im Staate der Reichsrathsländer nach Art. 3 des Staatsgrundges. 
ü. d. allgem. R. d. Staatsbürger „der Eintritt in die öffentlichen Aemter von der 
Erwerbung des österreichischen Staatsbärgerrechtes (soll staatsrechtlich richtig 
heissen : des Staatsbüigerrechtes der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder) abhängig gemacht^; die Ausländer können daher auch nicht Notare 
werden (Ges. vom 25. Juli 1871t betreffend die Einfiihmng einer neuen Notariats- 
ordnung , R. G. Bl. Nr. 75, §. 6 a, §. 19 c), noch Volksschullehrer (Ges. vom 
14. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 62 , §.48, Schulnovelle vom 2. Mai 1883, R. G. Bl. 
Nr. 53, §. 48), Sensale, Handelsmäkler (Ges. vom 4. April 1875, R. G. Bl. Nr. 68, 
§. 84 a), wirkliche Mitglieder der Handelskammern mit Ausnahme jener von Triest 
(Ges. vom 29. Juni 1868, B. G. Bl. Nr. 85, §. 7, Z. 1), in der Regel auch das Amt 
eines Vormundes nicht erhalten (a. b. G. §. 192), noch kirchliche Aemter oder 
Pfründen erlangen (Ges. vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, §. 2); femer können 
sie den Hausirhandel nicht betreiben (Ges. vom 4- September 1852, über den 
Hausirhandel, R. G. Bl. Nr. 252, §. 3), noch die Advocatur (Ges. vom 6. Juli 1868, 
R. G. Bl. Nr. 96, §. 1 a), nicht Bezirksärzte werden und überhaupt die ärztliche 
Praxis nicht ausüben, selbst wenn sie an inländischen Universitäten zu Doctoren 
der Medicin promovirt worden (Erlass des Ministeriums für Oultus und Unterricht 
vom 24. September 1854, Z. 13.567) ; desgleichen dürfen Ausländer in die Land- 
wehr der Reichsrathsländer nicht eintreten (Ges. vom 24. Mai 1883, R. G. Bl. 
Nr. 87, §. 3) und können in die österreichisch-ungarische Reichsarmee und Kriegs- 
marine nur mit Bewilligung Sr. Majestät auf die gesetzliche Liniendienstzeit 
ausnahmsweise aufgenommen werden, wenn sie sich mit der unbedingten 
Erlaubniss ihrer Regierung hierzu ausweisen (§. 22 d. Ges. vom 11. April 1889, 
R. G. Bl. Nr. 41, betreffend die Einführung eines neuen Wehrgesetzes) etc. 
V. Dantscher. ni. 2 
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körpem, Reclamationsrechte, das Recht der politischen Persön- 
lichkeit mit vermehrtem positiven Inhalte und nach der negativen 
Seite hin mit Ausschliessang eines staatlichen Answeisungs- und 
Aaslieferungsrechtes, endlich das Recht auf Armenversorgung, sei 
es auf Grund der Gemeindeangehörigkeit (Heimatsrecht) oder des 
Untersttttzungswohnsitzes , wie auch das Recht der Nationalität. 
Der Socialismus hingegen stellt insbesondere noch zwei öfFentliche 
Rechte der Staatsangehörigen dem Staate gegenüber auf, nämlich 
das Recht auf Arbeit, droit au travail und das Recht auf Existenz, 
droit ä Vexütancej droit ä la vie. 

Nationalität. 

Die „Nationalität^ gelangte insbesondere seit der Mitte dieses 
Jahrhunderts zu grosser Bedeutung, als man die natürliche Natio- 
nalität als Staaten bildenden Factor proclamirte und die Forderung 
erhob, die „natürlichen Nationen" müssten auch „politische Na- 
tionen" werden, d. h. es sollen nur nationale Staaten existiren. 
Die staatsrechtliche Rückwirkung dieser in ihrer Bedeutung weit 
überschätzten und in solcher Allgemeinheit undurchführbaren 
Nationalitätsidee auf die nichtnationalen Staaten war die Auf- 
stellung von „Rechten der Nationalität", welche dann auch unter 
die Grundrechte aufgenommen wurden.^«) Hierbei zeigt sich ein 



*•) Belgische Verfassung vom 7. Februar 183 1| titre II, des Beiges et de 
leurs droits, 23: L'emploi des lafigues usities en Belgique est facultaiif; il ne 
peut Hre r4gU que par la loi, et seulement pour les actes de VatUoriti pub- 
lique et pour les affaires judiciaires, (Demnach kann das Gesetz den Gebranch 
der beiden Sprachen, der französischen und der flamländischen, für die Acte der 
Verwaltnngs- und Gerichtsbehörden einschränken.) Schweizerische Bundesver- 
fassung vom 12. September 1848, §. 109, revidirte Verfassung vom 29. Mai 1874, 
Art. 107, 116, »die drei Hauptsprachen der Schweiz, die deutsche, französische 
und italienische, sind Nationalsprachen des Bundes^. Verfassung des Grossherzog- 
thums Luxemburg vom 9. Juli 1848, Art. 30; Verf. vom 18. October 1868. 
ckap, II, des Luxenibourgeois et de leurs droits, 29: Uemploi de la langue 
allemande et frangaise est facultatif, Vusage n'en peut etre limiU, Auch die 
Verfassung des deutschen Reiches vom 28. März 1849, welche im VI. Abschnitt 
in 59 Paragraphen „die Grundrechte des deutschen Volkes" aufzählte, bestimmte 
im Art. 12, §. 188 : »Den nicht deutsch redenden Volksstämmen Deutschlands ist 
ihre volksthtLmliche Entwicklung gewährleistet, namentUch die Gleichberechtigung 
ihrer Sprachen, soweit deren Gebiete reichen, in dem Eirchenwesen, dem Unter- 
richte, der inneren Verwaltung und der Rechtspflege*^ (dies war namentlich f&r 
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gewisses Fortschreiten in der Forderung der nationalen Rechte 
insofeme, als ursprünglich nur die Unverletzlichkeit der Natio- 
nalität, lediglich der Schutz der nationalen Minoritäten garantirt 
erscheint, während später die „Gleichberechtigung" der verschie- 
denen Volksstämme, ja die directe „Wahrung und Pflege" der 
Nationalität vom Staate zuerkannt ist. So war insbesondere in 
Oesterreich in der ersten constitutionellen Verfassung vom 
25. April 1848 „allen Volksstämmen die Unverletzlichkeit 
ihrer Nationalität und Sprache gewährleistet" (§. 4). 

Aber schon der Kremsierer Entwurf hatte in seinen Grund- 
rechten, in denen alles Mögliche als Grundrecht erscheint, so 
z. B. die „NichtVerleihung noch Anerkennung von Adelsbezeich- 
nungen jeder Art seitens des Staates", die „allgemeine Wehr- und 
Steuerpflicht" etc. im §. 21 (der im Reichstage allerdings nicht 
mehr zur Berathung gelangte) die „Gleichberechtigung 
aller Volksstämme des Reiches", die Gleichberechtigung aller 
landesüblichen Sprachen in Schule, Amt und öffentlichem Leben, 
wie auch das „unverletzliche Recht jedes Volksstammes auf Wah- 
rung und Pflege seiner Nationalität überhaupt und seiner Sprache 
insbesondere" anerkannt. Von da an verschwindet auch in Oester- 
reich das allgemein hingestellte Princip „der Gleichberechti- 
gungaller Volksstämme" wie auch das „unverletzliche Recht auf 
Wahrung und Pflege der Nationalität und Sprache" nicht mehr 
ans den Grundrechten. Es findet sich wieder im §. 5 ^') der 
octroyirten Verfassung vom 4. März 1849, wobei das kaiserliche 
Patent vom gleichen Tage „über die durch die constitutionelle 
Staatsform gewährleisteten politischen Rechte", R. G. Bl. Nr. 151, 



Oesterreich wichtig, welches in Gemässheit des Art. I der deutschen Bnndesacte 
vom 8. Jnni 1815 am 6. April 1818 in der XY. Sitzung der Bundesversammlung 
die Erklärung zu Protokoll gab, ^dass des Kaisers von Oesterreich Majestät für 
ihre gesammten vormals zum deutschen Beiche gehörigen Besitzungen (mit Aus- 
nahme der Lombardei) dem deutschen Bunde beitreten^. Von den gemischt- 
sprachigen Ländern waren sonach Böhmen, Mähren, Schlesien, Steiermark, 
Kärnten, Krain, das Küstenland, Tirol, die Herzogthnmer Auschwitz und Zator 
Theile des Bundesgebietes. {Corpus juris ConfoedercUionia Gei'tn. von G. 
V. Meyer, Theil ü, S. 62.) 

^^ §. 5. Alle Volksstämme sind gleichberechtigt und jeder Volksstamm 
hat ein unverletzliches Becht auf Wahrung und Pflege seiner Nationalität und 
Sprache. 

2* 
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im §. 4 noch ergänzend bestimmt , dass „flir allgemeine Volks- 
bildung durch öffentliche Anstalten, und zwar in den Landes* 
theilen, in denen eine gemischte Bevölkerung wohnt, derart ge- 
sorgt werden soll, dass auch die Volksstämme, welche die Minder- 
heit ausmachen, die erforderlichen Mittel zur Pflege ihrer Sprache 
und zur Ausbildung in derselben erhalten^. 

Das Octoberdiplom gedenkt der „Landessprachen" nur im 
Art. IV; auch das Februarpatent enthält keine gesetzlichen Be- 
stimmungen über die Rechte der Nationalität, nur die Wiener 
Zeitung vom 27. Februar 1861 erklärt in ihrer Commentirung der 
Februarverfassung , dass das in allen Eronländem einzuführende 
Princip der Selbstverwaltung in Kreisen und Bezirken es sei, „was 
in consequenter Durchführung auch jene Minoritäten vor der Ge- 
fahr, von den Majoritäten unbilligen Druck zu erleiden, bewahren 
und unter dem Schutz der Regierung in die Lage setzen wird, 
innerhalb ihres Gebietes sich in deijenigen Selbständigkeit zu 
bewegen, welche der wahren Gleichberechtigung entspricht". 

Erst die Decemberverfassung des Jahres 1867, für den Staat 
der Reichsrathsländer erflossen, garantirte in ihrem Staatsgrundge- 
setze über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger auch das 
Recht der Nationalität : Unverletzlichkeit des Rechtes auf Wahrung 
und Pflege der Nationalität und Sprache, Gleichberechtigung aller 
landesüblichen Sprachen in Schule, Amt und öffentlichem Leben 
und Schaffung nationaler öffentlicher Unterrichtsanstalten zur Aus- 
bildung für jeden Volksstamm in den gemischtsprachigen Ländern 
(Art. 19). Für Ungarn proclamirte der XL IV. Gesetzartikel vom 
6. December 1868 gleichfalls „die Gleichberechtigung der Natio- 
nalitäten ".i^) Jedoch „erstrecken sich die Bestimmungen dieses Ge- 



^^) Der Gesetzartikel XLIY stellt jedoch nicht, wie Art. 19, ein aUge« 
meines theoretisirendes Princip anf nnd spricht keine aUgemeinen Yerheissnngen 
aus, sondern enthält die positiven Bestimmnngen über den Gebranch der nngari- 
schen „Staatssprache" (§. 1), wie anch der übrigen Landessprachen, sowohl für 
die Organe der gesetzgebenden nnd vollziehenden Gewalt (staatliche, autonome) 
und die Gerichte, als auch von Seite der Landesbürger. Das Princip der „Gleich- 
berechtigung aller Bürger des Vaterlandes welch' immer für einer Nationalität** 
anerkennt Art. XLIY unter gewissen — allerdings in sehr dehnbaren und unbe- 
stimmten Ausdrücken formulirten — Einschränkungen, indem er erklärt : „Nach- 
dem sämmtliche Landesbürger Ungarns auch nach den Grundprincipien der Ver- 
fassung in politischer Hinsicht eine Nation bilden, die untheilbare, einheitliche 
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setzes nicht aaf die ein besonderes Gebiet besitzenden und aach 
in politischer Hinsicht eine besondere Nation bildenden Länder 
Croatien, Slavonien nnd Dalmatien, sondern es hat hinsichtlich 
dieser Länder anch bezüglich der Sprache jene Convention ^^) als 
Norm zu dienen, welche zwischen dem ungarischen Reichstag 
einerseits und dem croatisch-slavonischen Landtage andererseits zu 
Stande gekommen ist, und nach welcher die Repräsentanten dieser 



ungarische Nation, deren gleichberechtigtes Mitglied ein jeder Bürger des Vater- 
landes, zn welch' immer für einer Nationalität er 'auch gehöre, ist; nachdem 
femer diese Gleichberechtigung allein hinsichtlich des amtlichen Gebrauches der 
im Lande üblichen verschiedenen Sprachen, und nur insofeme besonderen Vor. 
Schriften unterliegen kann, als dies die Einheit des Landes, die praktische 
Möglichkeit der Begienmg und Verwaltung und die pünktliche Justispflege 
noth wendigerweise erheischt: ist die voUe Gleichberechtigung der Landesbürger 
hinsichtlich aller übrigen Verhältnisse unberührt zu belassen und werden hin- 
sichtlich des ämtlichen Gebrauches der verschiedenen Sprachen folgende Vorschriften 
zur Richtschnur dienen . . .^ In Betreff dieses ungarischen Nationalitätengesetzes 
vgl. H. J. Biderman: la lai hongroise sur lea nationalitSs dans sea rap- 
ports avec le pasai et U prdsent de la Hangrie in der Revue de droit inter- 
national, tarne If 1869^ pag. 513 — 549, insbesondere tom« IT; 1870^ pag. 20 — 36, 
la loi du 6. decembre 1868. Das Gesetz räumt in Wirklichkeit der magyarischen 
Sprache eine herrschende Stellung ein (§§. 1, 2, 4, 5, 12, 13, 19) ; sie ist die 
Staatssprache, nämlich die ausschliessliche Berathungs- und Verhandlungssprache 
des ungarischen Beichstages (nur die Repräsentanten Croatiens dürfen im Reichs- 
tage croatisch sprechen), „die Gesetze werden in ungarischer Spache geschaffen" 
(authentischer Text); die Amtssprache der Regiernng des Landes ist in aUen 
Zweigen der Verwaltung die ungarische, die Protokolle der Jurisdictionen werden 
in dieser ämtlichen Sprache des Staates geführt, wie auch die innere Geschäfts- 
fühmng; die Bescheide, Beschlüsse und ürtheile wird das Appellationsgericht 
immer in der Amtssprache des Staates fällen (§. 12), die Amtssprache der durch 
die Staatsregierung ernannten sämmtlichen Gerichte ist ausschliesslich die unga- 
rische (§. 13), wie auch die Unterrichtssprache in der Landesuniversität die 
ungarische ist (§. 19). * 

Eine besonders berechtigte Stellung i^umten der ungarischen Sprache die 
Gesetzartikel des Jahres 1848 ein, so Ges.- Art. V , §.3, naoih welchem „die 
diplomatische Sprache einzig und aUein die ungarische ist^ , Ges.-Art. XVI e , 
ebenso Ges.-Art. II, 1843, „von der ungarischen Sprache und Nationalität", 
Ges.- Art. VI, 1840, „von der ungarischen Sprache". 

^*) G. A. XXX vom Jahre 1868, über die Inarticulirung der wegen 
Schlichtang der zwischen Ungarn und Croatien, Slavonien und Dalmatien be- 
standenen staatsrechtlichen Fragen zu Stande gekommenen Conventionen (§§. 56, 
57, 58, 59, 60). In diesen Gesetzartikeln erscheint Dalmatien immer als ein der 
ungarischen Staatsgewalt unterworfener Theil des ungarischen Staatsterritoriums I 
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Länder am gemeinsamen nngarisch-croatischen Reichstage auch in 
ihrer Muttersprache reden können** (§. 29). 

Die Forderungen nun, welche man unter dem Namen der 
,, nationalen Rechte^ erhebt, erscheinen, welch bedeutende Rolle 
sie auch im politischen Kampfe der Parteien spielen mögen, nur 
zum geringen Theile als „Rechte^ im technischen 
Sinne des Wortes. 

Was zunächst die „Rechte" : „Unverletzlichkeit der Natio- 
nalität und Sprache" und „Wahrung und Pflege der Nationalität 
und Sprache" seitens der Nationalen betrifift, welche ein rein 
negatives Verhalten des Staates zur Folge haben, so bestehen die- 
selben theils in Handlungen der Nationalen, welche die Persön- 
lichkeit ohnedies nach dem Rechte der lY. Kategorie, näm- 
lich nach dem Rechte der politischen Persönlichkeit vornehmen 
darf, so: Gebrauch der Muttersprache im socialen, geschäftlichen 
Leben, in Vereinen, in der Presse, Pflege der Literatur, Gründung 
von nationalen Privatunterrichtsanstalten etc. ; theils enthalten diese 
„nationalen Rechte" dann für die Staatsgewalt das Verbot, in die Be- 
thätigung nationaler Sitten und den Gebrauch der nationalen Sprache 
seitens der einzelnen Nationalen hemmend einzugreifen, ein Verbot, 
welches für die Staatsverwaltung ohnedies zu Folge der negativen Seite 
des Rechtes der politischen Persönlichkeit besteht. Subjecte dieser 
„nationalen Rechte" sind natürlich die einzelnen dem Staate ange- 
hörigen Nationalen und nicht etwa die verschiedenen Volks- 
stämme***), da dieselben nicht als organisirte — und dadurch rechts- 
fähige — Gesammtpersönlichkeiten erscheinen. Der moderne 
Rechts- und Culturstaat wird also den Angehörigen seiner ver- 
schiedenen Stämme den freien Gebrauch ihrer Sprache (Stammes-, 
Mutter-, Umgangssprache) in Wort und Schrift (Gebrauch der 

") S. auch die Entscheidimgen des Reichsgerichtes, Hye, TheU ETI, 
Nr. 129, V, Nr. 203, 219, VI, Nr. 251, 257, 265, 269, VII, Nr. 322, VIII, 
Nr. 416, 423, 424, 440, 441, 444. Die österreischischen Verfassungsurkimden, wie 
auch der Art. 19 des Staatsgmndgesetzes über d. allgem. R. d. Staatsbürger 
sprechen allerdings von den Rechten der „Volksstämme" ! S. auch Hngelmann, 
Das Recht der Nationalitäten in Oesterreich etc. (Graz 1880), S. 21, 22; Gnm- 
plowicz, Das Recht der Nationalitäten und Sprachen in Oesterreich-Üngarn 
(Innsbruck 1879); S. 180 ff., v. Eötvös, Die Nationalitätenfrage (tibersetzt von 
Dr. Max Falk), Pest 1865, S. 94, XIII, insbesondere S. 155 ff.; Bluntschli, 
Allgemeine Staatslehre (Stuttgart 1875), I. Theil, S. 99—118. 
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nationalen Schriftzeichen ^^), im socialen und geschäftlichen Leben, 
wie aach im Verkehre mit seinen Behörden nicht verbieten oder 
beschränken; desgleichen wird er die Bethätigung ihrer Natio- 
nalität in Sitte und Gewohnheit, Tracht, profanen oder kirchlichen 
Festen etc. nicht verwehren, soweit nicht die Moralgesetze ^*) oder 
das staatliche Recht 3^) durch die Ausübung solcher nationaler 
Sitten verletzt werden. Allein diese im natürlichen und unverletz- 
lichen Freiheitskreise der Persönlichkeit gelegenen Handlungen t 
Gebrauch der Muttersprache, Pflege ihrer Literatur, Bethätigung 
der nationalen Sitten etc. sind keine selbständigen öffentlichen 
Rechte der Unterthanen gegenüber der Staatsverwaltung. Sie sind 
vielmehr der Staatsgewalt gegenüber neutrale Handlungen, 
welche innerhalb des individuellen Freiheitskreises der Persönlich- 
keit verlaufen, den Staat nicht zum Objecte ihrer Bethätigung 

*^) So z. B. der cyrillischen SchriftKeichen bei der ruthenischen Sprache. 
So wnrde schon vor dem Erscheinen des Staatsgnindgesetzes über die allgem. 
Rechte der Staatsbürger mit Erlass des Staatsministeriums vom 10. April 1861, 
Z. 2325, den sämmtlichen Behörden Galiziens und der Bukowina die allerhöchste 
Yorschrift vom gleichen Tage bekannt gegeben , wodurch dieselben verpflichtet 
werden, ruthenische Eingaben auch mit cyrillischen Lettern anzunehmen, und 
ihnen gestattet wird, bei Aufnahme von ruthenischen VerhandlangsprotokoUen 
oder bei Hinausgabe von ruthenischen Erledigungen an die Parteien sich auch 
der cyrillischen Lettern (statt der lateinischen) zu bedienen, und „sich mit Be- 
schleunigung die Eenntniss der cyrillischen Schriftzeichen wenigstens insoweit 
anzueignen, um dieaelben lesen zu können*'. Durch Art. 19 des Staatsgrund- 
gesetzes ist der Gebrauch dieser Lettern im amtlichen Verkehre der Parteien mit 
den Behörden den Ruthenen verfassungsmässig gesichert worden, eben als eine 
nationale Eigenthümlichkeit der ruthenischen Sprache. Entsch. d. Reichsger. vom 
25. April 1882, Hy e, Theü VI, Nr. 257, 269. 

*') So die Sitte der indischen Frauen,, zur Todtenfeier ihrer verstorbenen 
Männer sich selbst dem Tode zu weihen. Die Engländer verboten daher diese 
Todtenopfer. Die Sitte, die Frau und Sclaven des Verstorbenen bei seiner Todten- 
feier hinzuopfern, herrschte bei vielen Völkern. S. Alfred von Krem er, Die 
Nationalitätsidee und der Staat (Wien 1855), S. 33. 

*') Dagegen gibt es natürlich kein Öffentliches Recht der einer bestimmten 
Nationalität angehörigen staatlichen Unterthanen — oder etwa der Mitglieder 
eines dem Staate neu zugewachsenen Volksstammes — auf Beibehaltung natio- 
naler Rechtsinstitutionen, nationalen Rechtes und Ausübung desselben. Die 
gesetzgebende Staatsgewalt ist selbstverständlich berechtigt, ihr einheimisches 
Recht unter Modification oder Aufhebung des nationalen Rechtes einzuführen. 
Gegenüber der gesetzgebenden Staatsgewalt gibt es überhaupt keine poli- 
tischen Rechte der Unterthanen. 
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haben ; es sind Handlangen, welche in die staatliche Sphäre gar 
nicht hineingreifen, daher den Staat nicht zu einem besonderen 
Dolden derselben yerpflichten. Dass man aber die vom Staate an- 
erkannte individnelle Handlmigsfreiheit rttcksichtlich der Mutter- 
sprache und Nationalität als besondere politische Rechte — „natio- 
nale Rechte^ — auffasste und in die Grundrechte aufnahm, erklärt 
sich nur historisch, eben gegenüber einem rechtlichen Zustande, 
wo der Staat den freien Gebrauch der Stammessprache und die 
Bethätigung der Nationalität einschränkte oder gänzlich unter- 
drückte; analog der Erscheinung, dass man auch andere, für die 
Staatsgewalt neutrale Handlungen der Persönlichkeit, wie Vereins- 
bildung. Verlassen eines Ortes, Niederlassung an einem anderen, Ab- 
haltung einer Versammlung etc. als politische Grundrechte erklärte 
gegenüber der Verfassung des absoluten Staates, der die Vornahme 
solcher Handlungen entweder von seiner speciellen Bewilligung 
abhängig machte oder gänzlich verbot. So sind auch die „un- 
verletzlichen" Rechte auf „Wahrung der Nationalität und Sprache" 
und auf „Pflege der Nationalität und Sprache" nichts Anderes, 
als die Anerkennung des Rechtes der politischen Persönlichkeit 
auf dem Gebiete der Sprache und Nationalität ; sie erscheinen als 
Anerkennung und Anwendung des Principes der Freiheit, welches, 
wie es als Glaubensfreiheit die einstigen coufessionellen Kämpfe zur 
Ruhe brachte, so auch als nationale Freiheit — in Verbindung 
mit der möglichen Gleichberechtigung^*) der staatlichen Volks- 
stämme — den Frieden der Nationalitäten untereinander, wie ins- 
besondere mit der Staatsgewalt, herbeiftihren wird. 



'*) Eine voUkommene Gleichberechtigimg der verschiedenen Sprachen im 
Nationalitätenstaate ist natfirlich nicht durchführbar, nnd auch durch den be- 
rechtigten Anspruch einer freien und culturellen Entwicklung aller im Staate 
lebenden Nationen nicht geboten. Die Gleichberechtigung kann vorwiegend nur 
bestehen: In Betreff des freien Gebrauches der Muttersprache (Umgangssprache) 
im socialen Leben, im äusseren Verkehre der Staatsorgane mit den ünterthanen 
(äussere Dienstsprache), sowie rücksichtlich der Anwendung der yerschiedenen 
einheimischen Stammessprachen als Unterrichtssprachen, namentlich in den Volks- 
schulen. Eine Sprache aber wird immer -^ als innere Amtssprache der Staats- 
organe, als Sprache der Armee, als authentische Textsprache der Gesetze wie 
der Verordnungen der centralen Verwaltungsorgane — im Staate, in dieser ein- 
heitlichen politischen Gesammtpersönlichkeit, nothwendig eine bevorzugte Stellcmg 
nach gewissen Richtungen einnehmen. 
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Aber auch der amtliche Verkehr (Erlassang von Verord- 
nungen, Verfügungen) der staatlichen Verwaltungsorgane — ins- 
besondere der Justiz- und politischen Behörden — mit den Unter- 
thanen in deren nationaler Sprache, wie auch die Beibringung von 
Urkunden oder anderen Schriftstücken in dieser Sprache seitens 
der Unterthanen erscheint nicht als ein besonderes politisches Recht 
derselben; desgleichen auch nicht die Ertheilnng des öffentlichen 
Volksschulunterrichtes in der Muttersprache der Kinder. Hier liegen 
allerdings politische Rechte der lU. Kategorie vor, welche eine 
Leistung (Handlung) der Staatsgewalt zu ihrem Inhalte haben, 
nämlich das Recht der Unterthanen auf Schutz und Hilfe seitens 
der staatlichen Verwaltungsorgane, sowie auch das Recht auf Er- 
halt des öffentlichen Unterrichtes durch die bestehende Schule ; 
allein die rechtliche Thatsache, dass der amtliche Verkehr der 
staatlichen Behörden mit der Bevölkerung des Amtsbezirkes, wie auch 
der Unterricht der Kinder in deren nationaler Sprache erfolgt, 
involvirt kein besonderes, selbständiges politisches Recht der 
Unterthanen. Man kann daher nicht neben dem politischen Rechte 
auf Hilfe des Gerichtes noch ein zweites politisches Recht auf 
Gewährung dieser Hilfe — des richterlichen Urtheiles, der Exe- 
cution — in der Muttersprache der Staatsangehörigen construiren, 
nicht neben dem Rechte auf Benützung der öffentlichen Schule 
ein weiteres politisches Recht auf Erhaltung des öffentlichen Unter- 
richtes in der nationalen Sprache der Schulbesucher unterscheiden. 
Es ist nur eine Consequenz des politischen Rechtes auf Schutz und 
Hilfe seitens der staatlichen Organe, dass dieses Recht in einer dem 
Unterthan zugänglichen, von ihm benutzbaren Form 2*^) verwirklicht 
werde ; es ist ein natürliches, mit einer vernünftigen und praktischen 
Organisation der Behörden schon gegebenes Attribut derselben, 
dass sie die Bevölkerung verstehen und von ihr in ihren amtlichen 
Emanationen verstanden werden. Darin liegt keine besondere 

'^ Wenn daher eine staatliche Behörde, z. B. ein Grericht, gegen die Be- 
stimnmngen des positiven Rechtes, wonach im amtlichen Verkehre mit den 
Parteien deren Muttersprache anzuwenden ist, die amtliche Enuntiation — das 
Urtheil — nicht in der nationalen Sprache der Partei erlassen würde, so hätte 
dadurch eine Verletzung des Rechtes des Unterthan auf Schutz und Hilfe seitens 
der Staatsverwaltung — des Gerichtes — in formaler Beziehung statt- 
geftmden. 
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Leistung oder Duldung der Staatsgewalt, keine Herrschaftsaas- 
übung der Unterthanen über die Staatsgewalt. Denn die staat- 
lichen Verwaltungsbehörden bestehen nicht blos zur Bealisirung 
der staatlichen Pflichten seitens der Bevölkerung, sondern ihnen 
obliegt auch die Erfüllung der staatlichen Pflichten gegenüber 
dieser Bevölkerung, sie sind nicht nur des Staates, sondern auch 
des Volkes wegen da. Es ist daher auch nur eine natürliche 
Einrichtung der Volksschule, dass der öffentliche obligatorische 
Unterricht den Kindern in ihrer Muttersprache zu Theil werde. 
Oder sollte der Nationalitätenstaat bestimmen, dass seine Organe 
im amtlichen Verkehre mit der Bevölkerung überall dieselbe 
Sprache — etwa die der zahlreichsten seiner natürlichen Nationen 
— gebrauchen, also auch gegenüber Volksstämmen, die diese 
Sprache nicht verstehen ? Und «wie entspräche dies dem Principe 
der Freiheit und Gleichheit der Staatsangehörigen vor der staat- 
lichen Gewalt? Oder erscheint etwa eine derartige Bestimmung 
zweifellos gefordert von der staatlichen Einheit? Gewiss nicht! 
Eine solche Organisation liesse vielmehr die eigene Staatsgewalt 
gegenüber den anderssprachigen Volksstämmen fast wie eine 
fremde Gewalt erscheinen; sie würde die Angehörigen dieser 
Stämme zwingen, nur mittelst Dolmetsch oder Stellvertretern, die 
der amtlichen Sprache kundig sind, mit den Staatsorganen zu ver- 
kehren, sie würde die wichtigen politischen Rechte auf Schutz 
und Hilfe seitens der Staatsorgane ausserordentlich schmälern, ja 
fast illusorisch machen. In Staaten daher, in welchen mehrere 
natürliche Nationen die politische Nation bilden^ insbesondere, 
wenn die verschiedenen Volksstämme einander an Zahl, histori- 
scher oder cultureller Bedeutung nahe kommen, wird die Staats- 
verwaltung, wie auch die Volksschule national sein müssen. 
Wie weit die Nationalisirung des Amtes zu gehen habe, bestimmt 
sich nach dem Bedürfnisse. Dies gilt aber nur für den äusseren 
Verkehr der Staatsorgane mit der Bevölkerung; für 
den inneren anglichen Verkehr aller Staatsbehörden und Staats- 
organe unter einander und daher auch für die Armee muss natür- 
lich eine einheitliche Dienstsprache — innere Amtssprache, Com- 
mandosprache — bestehen. Ausserdem wird der Staat trachten, dieser 
seiner allgemeinen Amtssprache namentlich durch die Schule etc. 
die grösste Ausbreitung unter seiner Bevölkerung zu erwirken. 
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Wollte man aber diese organisatorische Eigenschaft der 
staatlichen Behörden in Nationalitätstaaten, zu Folge welcher sie 
den verschiedenen Nationalitäten im Staate Schatz and Hilfe in 
deren nationaler Sprache angedeihen lassen, als ein besonderes 
politisches Recht der Nationalität — neben dem politischen Rechte 
anf Schatz and Hilfe seitens der Staatsorgane — aafifassen , so 
müsste man die besondere Verpflichtang der Staatsgewalt eben 
darin erblicken, dass dieselbe rechtlich verhalten ist, ihren Ange- 
hörigen die amtlichen Dienste ihrer Organe nicht in der alige- 
meinen Dienstsprache — wohl aach Staatssprache genannt — za 
gewähren, sondern eben in der besonderen nationalen Sprache 
des einzelnen Volksstammes oder nationalen Brachtheiles der staat- 
lichen Bevölkerang. 

Was feroer die Frage der Berechtigung der Mitglieder der 
gesetzgebenden Körperschaften, wie aach der staatlichen and 
aatonomen Verwaltungsorgane betrifft, sich in denselben ihrer 
Muttersprache (Umgangssprache) bedienen zu dürfen, so fällt diese 
Frage nicht in das Gebiet der nationalen Rechte der Unterthanen ; 
denn dieses Recht würde eben den Mitgliedern dieser staatlichen 
autonomen Organe zukommen, es erscheint als ein amtliches 
Recht dieser Organe und nicht als ein Recht der Unterthanen. 

Dagegen kann die Nationalität, das Angehören an eine 
natürliche Nation allerdings auch Entstehungsgrund besonderer 
politischer Rechte der Unterthanen sein. Dies ist insbesondere 
dann der Fall, wenn der Nationalitätsstaat, das Princip der Gleich- 
berechtigung seiner natürlichen Volksstämme adoptirend, 
sich dadurch zu bestimmten Leistungen gegenüber den einzelnen 
Volksstämmen, namentlich zur Schaffung nationaler Schulen oder 
nationaler (utraquistischer) Organisation schon bestehender Unter- 
richtsanstalten verpflichtet. Dadurch wird für die Nationalen ein 
wirkliches Recht der HI. Kategorie auf Errichtung staatlicher 
Lehranstalten erzeugt. Die Unterthanen haben im Allgemeinen 
kein Recht im technischen Sinne ^uf Schaflang solcher An- 
stalten durch den Staat, sondern nur auf Benützung der vor- 
handenen unter den gesetzlichen Bedingungen. Wenn aber die natür- 
liche Nation A solche staatliche Lehranstalten besitzt, welche 
der N^^tionalität B trotz des Vorhandenseins der geforderten 
gesetzlichen Voraussetzungen für deren Bestand fehlen, dann haben 
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die Angehörigen der letzteren ein politisches Recht auf Errichtang 
solcher Schulen. So prodamirt z. B. der Artikel 19 des Staats- 
gnmdgesetzes der Reichsrathsländer über die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger die Gleichberechtigung aller Volksstämme und 
insbesondere die Gleichberechtigung allerlandesüblichen^^) 
Sprachen in Schule, Amt und öffentlichem Leben und ver- 
ordnet in seinem letzten Alinea noch speciell, „dass in den 
Ländern, in denen mehrere Volksstämme wohnen, die öffent- 
lichen Unterrichtsanstalten derart eingerichtet sein sollen, dass, 
ohne Anwendung eines Zwanges zur Erlernung einer zweiten 
Landessprache, jeder dieser Volksstämme die erforderlichen 
Mittel zur Ausbildung in seiner Sprache erhält^. Dadurch schafft 
das Staatsgrundgesetz wirkliche Rechte der Nationalen — ab- 
sehend von der Grösse und culturellen Entwicklung einer ein- 
heimischen Nationalität — auf Errichtung^^ nationaler, respective auf 
entsprechende Umgestaltung bereits bestehender Unterrichtsanstalten. 

Existenzbedürfniss. 

Erzeugt sonach die Nationalität selbst im Nationalitäten- 
staate nur wenige selbständige politische Rechte der Staatsbürger, 

'*) Eine „landesübliche Sprache^ — zu unterscheiden von der „Landes- 
sprache ** als einer im ganzen Lande üblichen und verbreiteten Sprache — ist 
eine Sprache, welche in einem grösseren oder Ueineren Gebiete, Bezirke, ge- 
schlossenen Districte oder auch einzelnen Orte des Landes üblich ist, eine Sprache, 
welche von irgend einer grösseren daselbst vereinigten Zahl von Landesbewohnem 
im täglichen Umgange gesprochen wird. S. Entscheid, d. Reichsgerichtes, H y e, 
m. Nr. 129, V, Nr. 219. 

'^ Auch das k. k. Reichsgericht anerkannte ein politisches Recht der 
Unterthanen auf Errichtung nationaler Schulen; es erklärt die Nichterrichtung 
solcher nationaler Schulen, für welche die gesetzlichen Voraussetzungen bestehen, 
als Verletzung eines politischen Rechtes. So das Urtheil Nr. 203, 219 (Hye, 
Sammlung, TheilV): „Durch den Erlass des k. k. Ministeriums für Cultus und 
Unterricht vom 15. October 1879, Z. 11.299, und durch die mit demselben be- 
stätigte Entscheidung des galizischen Landesschulrathes vom 25. Februar 1878, 
Z. 441, hat insofeme eine Verletzung des durch den Art. 19 des Staatsgrund- 
gesetzes Nr. 142 R. G. Bl. verfassungsmässig gewährleisteten politischen Rechtes 
der Beschwerde führenden Stadtgemeinde Brody (respective deren deutscher Be- 
wohner) stattgeftinden , als durch diese administrativen Verfügungen die Er- 
richtung neuer öffentlicher Volksschulen mit deutscher Unter- 
richtssprache in Brody verweigert worden isf So auch Urtheil 
Nr. 203 wegen Verweigerung der Errichtung einer Volksschule mit ruthenischer 
Unterrichtssprache in Lemberg. 
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80 ist es hentzutage eine andere moderne Idee unseres Jahr- 
hunderts, die seit dessen Beginn mehr und mehr die Geister 
beschäftigt und Gewalt über sie gewinnt — es ist die eine neue 
wirthschaftliche Ordnung verkündende Idee desSocialismus, 
welche weitere politische Rechte aus der blossen Existenz 
der Persönlichkeit im Staate ableitet und deren Aner- 
kennung und Verwirklichung von ihm fordert. Die socialistischen 
Systeme proclamiren die Verpflichtung des Staates, die Existenz 
seinen persönlichen Gliedern auch in wirthschaft lieber 
Beziehung zu gewährleisten. Diese öffentliche Pflicht des Staates 
erftillt sich nach den socialistischen Doctrinen insbesondere in 
zwei Hauptformen, entweder mittelst des politischen Rechtes auf 
Arbeit oder durch das öffentlich-staatliche Recht der Staats- 
bürger auf Erhalt der nothwendigen Existenzmittel — Rechtauf 
E X i s t e n z. ^^) Beide Rechte sind Rechte der III. Kategorie und 
haben zu ihrem Inhalte materielle und persönliche Leistungen 
der Staatsgewalt; beide Rechte, auch das Recht auf Existenz, 
wenn dessen Verwirklichung in einem gewissen, beschränkten 
Umfange erfolgt, lassen das Privateigenthum noch fortbestehen. 

Das Recht auf Arbeit, droit au travail, besteht in der Befugniss 
des arbeitsfähigen Staatsbürgers, im Falle er vom Privatunternehmer 
keine Arbeit erhalten kann, solche (Taglohnsarbeit) gegen Erhalt 
des Taglohnes vom Staate (oder staatlichen Selbstverwaltungs- 
körpem) zugetheilt zu erhalten. Dieses politische Recht auf Arbeit 
hat zur Bedingung seiner Ausübung den Nachweis , dass der 
arbeitsfähige Staatsbürger vom Privaten keine Arbeit bekommen 
konnte. Es ist ein allgemeines Recht nur für die Arbeitsfähigen ; 
die Arbeitsunfähigen, wie Kinder, Greise, Kranke, Krüppel, 
besitzen dasselbe nicht. Unter den Socialisten vertrat dieses Recht 
auf Arbeit am Beginne des 19. Jahrhunderts zuerst Fourier^») 



'^ S. hierüber insbesondere A. Menger, Das Recht anf den vollen 
Arbeitsertrag in geschichtlicher Darstellnng (Stattgart 1886) . der eine anf genaner 
Kenntniss der Originalwerke ruhende Darstellnng der Grundideen des Socialismns 
vom juristischen Standpunkte aus gibt. 

") Fourier, TraiU de Vassodaiion domestique-agricole 1822 (4 Bd.), 
Bd. I, S. 116 ff. ; Josef Garnier, Le droit au travail ä Vassemhlie nationale 
(Paris 1848). 
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und dessen Schale, insbesondere Considörant'^) nnd wurde 
es als eines der „ökonomischen Grundrechte^, die eben eine 
positive wirthschaftliche Leistung des Staates für den Unterthan 
zu ihrem Inhalte haben, den anderen Grundrechten, die vorwiegend 
nur die Unverletzlichkeit der Persönlichkeit, ihrer Freiheit and 
ihrer Sachgüter gegenüber der Verwaltung garantiren, an die 
Seite gestellt. 

In der französischen Nationalversammlung des Jahres 1848 
ward auch die Aufnahme des Rechtes auf Arbeit anter die Grund- 
rechte (Menschenrechte) beantragt (Marrast,Mathieu, Felix 
Fyat), desgleichen in der deutschen Nationalveraammlung za 
Frankfart anlässlich der Berathang der Grandrechte (Nanwerk, 
Ludwig Simon); allein die Aafstellung eines solchen positiven 
Rechtes wurde von diesen gesetzgebenden Körperschaften ab- 
gelehnt. In der neuesten Zeit hat dieses Recht auf Arbeit wieder 
einzelne theoretische Vorkämpfer (Franz Stopel, Franz Hitze, 
Otto Hahn) gefanden , wie es auch von einem hervorragenden prak- 
tischen Staatsmanne, dem Fürsten B i s m a r c k '^), vertreten wurde. 



'^) Considörant, ThSorie du droit de propriiti et du droit au travaÜ 
(Paris 1848). Die provisorisclie Begierüng Frankreichs anerkannte nnter dem 
Drucke der arbeitenden Classen mittelst der Proclamation vom 25. Februar 1848 
das Becht des Arbeiters auf Arbeit und verpflichtete sich, allen Bürgern Arbeit 
zu garantiren. Auch ein Versuch zur praktischen Verwirklichung dieses Bechtes 
auf Arbeit wurde in Paris und Umgebung gemacht, indem auf Grund des 
Decretes der provisorischen Begierung vom 26» Februar 1848 (vom 27. April ft&r 
die Colonien) Nationalwerkstätten errichtet wurden , in welchen am 19. Mai 1848 
schon 87.942 Personen aufgenommen waren. Mit der Niederwerfung der furcht- 
baren Insurrection vom 23. bis 26. Juni 1848 war der Sodalismus selbst aufs 
Haupt geschlagen. 

^^) In der Beichstag8sit2sung vom 9. Mai 1884 erklärte der deutsche 
Beichskanzler anlässlich der Berathung über die Verlängerung der Wirksamkeit des 
Gesetzes vom 21. October 1878, B. G. Bl. Nr. 1271, gegen die gemeingefährlichen 
Bestrebungen der Socialdemokratie : „Ich will mich nun dahin resumiren: 
Geben Sie dem Arbeiter das Becht auf Arbeit, so lange er ge- 
sund ist, geben Sie ihm Arbeit, so lange er gesund ist, sichern Sie ihm 
Pflege, wenn er krank ist, sichern Sie ihm Versorgung, wenn 
er alt ist.^ Und in seiner Autwort auf eine Bede des Abgeordneten Eugen 
Bichter in derselben Sitzung: „Ich will zunächst die wichtigste Frage beant- 
worten, die er (der Abgeordnete Bichter) Überhaupt berührt hat, das Becht 
auf Arbeit Ja, ich erkenne ein Becht auf Arbeit unbedingt an und 
stehe dafür ein, so lange ich auf diesem Platze sein werde. Ich befinde mich 
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Das zweite Recht, welches der Socialismus jedem Staatsange- 
hörigen zuerkennt, ist das Recht auf Existenz, droit ä Pexistence, 
droit ä la vie. Es ist eine Consequenz des Grundgedankens so vieler 
socialistischer Systeme, dass die Güter nach den Bedärfnissen 
der Menschen vertheilt sein sollen ; vorerst bedürfen aber Alle der 
zu ihrer Existenz nothwendigen Güter und Dienstleistungen; vor 
Allem muss daher Jeder die zur Befriedigung der Existenzbedürfnisse 
nothwendigen Güter erhalten, bevor Anderen nützliche 
oder nur angenehme Sachgüter zur Befriedigung minder wich- 
tiger Bedürfnisse zugewiesen werden. Jeder Staatsangehörige hat 
daher die rechtliche Befugniss, vom Staate die zur Erhaltung 
seiner Existenz nothwendigen Sachgüter (Kleidung, Wohnung, 
Nahrung) und Dienstleistungen (Erziehung) gegen Arbeitsleistung 
seinerseits zu erhalten. 

Das Recht auf Existenz ist ein allgemeines Recht der 
in. Kategorie und kommt daher auch den Arbeitsunfähigen 
(Kindern, Greisen, Kranken, Krüppeln) — ohne Arbeitsleistung 
ihrerseits — zu. Alter und Arbeitsfähigkeit modificiren theilweise 
den Inhalt dieses Rechtes: bei den Minderjährigen besteht es in 
der staatlichen Erhaltung und Erziehung, bei den erwachsenen, 
arbeitsfähigen Personen in der Erhaltung gegen Arbeitsleistung, 
bei den Arbeitsunfähigen in der blossen Versorgung (Erhaltung 
ohne Gegenleistung). Auch dieses Recht wurde, wie das sociali- 
stische Recht des Arbeiters auf den vollen Arbeitsertrag, als ein 
ökonomisches Grundrecht erklärt. 

Nach der Lehre des Socialismus wären sonach mit der That- 
sache des Angehörens der Persönlichkeit an den Staat noch 
weitere politische Rechte im technischen Sinne, nämlich die 
Rechte auf Arbeit und auf Existenz, gegeben. 



dabei nicht auf dem Boden des Socialismus, der erst mit dem Ministerium 
Bismarck seinen Anfang genommen liaben soU, sondern auf dem Boden des 
preussischen Landrechtes. ^ Kach theil weiser Citirung der §§. 1 und 2 des preus- 
sischen Landrechtes (Theil II, Titel 19) : . . . „Ist nicht das Recht auf Arbeit zur 
Zeit der Publication des Landrechtes offen proclamirt? Ist es nicht in unseren 
ganzen sittlichen Verhältnissen begründet, dass der Mann, der vor seine Mit- 
bürger tritt und sagt : Ich bin gesund, arbeitslustig, finde aber keine Arbeit — 
berechtigt ist zu sagen: „Gebt mir Arbeit und dass der Staat verpflichtet ist, 
ihm Arbeit zu geben?" (Stenogr. Berichte über d. Verhandlungen d. Beichstages ; 
Session 1884, Bd. 1, S. 481, 500.) 
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Zeit, Alter (Krankheit, Abwesenheit). 



Auch die Zeit bewirkt die Entstehung öffentlicher Rechte 
gegenüber der Staatsverwaltung, indem sie die juristischen Voraus- 
setzungen des Rechtes erzeugt. 

Wie schon die Existenz der Persönlichkeit im Staate poli- 
tische Rechte begründet, so sind es dann die verschiedenen Alters- 
stufen derselben, welche das Gesetz bestimmt und die Zeit er- 
reichen macht, mit deren Eintritt und Dauer politische Rechte 
verknüpft erscheinen. 

Zunächst ist es die J u g e n d , welcher der fürsorgende Staat 
besondere politische Rechte verleiht, indem diejenigen Personen, 
welche aus diesem Grunde ihre eigenen Geschäfte zu besorgen 
noch unfähig sind — Kinder, Unmündige, Minderjährige — den 
besonderen Schutz des Staates gemessen. Dies gilt sowohl für 
die unter väterlicher Gewalt stehenden Personen, als auch ins- 
besondere für diejenigen Minderjährigen, denen die Sorge eines 
Vaters nicht zu Statten kommt. So haben auch erstere ^^) ein 
öffentliches Recht auf Ueberwachung der väterlichen Verwaltung 
ihres Vermögens durch den Staat (Gericht) oder auf Bestellung 
eines eigenen Vermögensverwalters, wenn der Vater hierzu unfähig 
oder sonst ausgeschlossen ist; ferner auf Schutz ihrer freien 
Standeswahl gegenüber dem Vater. Insbesondere aber besitzen 
Minderjährige, welche der Sorge eines Vaters entbehren, meist 
auch als Ausländer »s) ^ desgleichen die unehelichen und Findel- 
kinder ein Recht auf Bestellung eines Vormundes (in Frankreich 
auch Gegenvormundes), Leitung ihrer Erziehung und Besorgung 



") So in den Reicharathsländem, g§. 21, 148, 149, 150 a. b. G. (Code 
civil, titre dix, §. 389,) 

") Kaiserl. Patent vom 9. August 1854, R. G. Bl. Nr. 208, über das ge- 
richtliche Verfahren in Bechtsangelegenheiten ausser Streitsachen §. 183 (219 
wegen Bestellung eines Ourators): „Hinterlässt ein Ausländer ein in dem öster- 
reichischen Staate befindliches minderjähriges Kind, so hat das Gericht demselben 
einen Vormund für so lange zu besteUen, bis von der zuständigen ausländischen 
Behörde eine andere Verfügung getrofPen wird.'' Dies gilt auch rücksichtlich der 
Bestellung eines Curators für grossjährige, hierlands befindliche Ausländer, wenn 
der Fall zur Bestellung einer Guratel eintritt, und zwar ohne Rücksicht daranf, 
ob der betreffende Staat in Bezug auf Oesterreich-Üngam ebenso vorgeht oder 
nicht. J. M. E. vom 10. October 1860, Z. 14.939 an das 0. L. G. Wien. 



J 
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ihrer Vermügensverwaltang durch den Staat s*), der diese öflfent- 
lichen Pflichten durch seine Organe — Vonnund, vormundschaft- 
liches Gericht — erfüllt. Diese Rechte der Minderjährigen sind 
Rechte der IIL Kategorie, auf positive Handluogen des Staates, 
die ihnen als Gliedern der Staatsgemeinschaft dieser gegenüber 
wegen Mangels genügend selbständiger Willensbestimmung zu- 
stehen. Der Staat übt auch auf diesem Gebiete^**) des Pflegschafts- 
wesens natürlich nicht privatrechtliche Pflichten — etwa die 
privatrechtlichen des Vaters — aus ; er hat auch nicht die Pflicht, 
den Unterhalt des Kindes zu bestreiten, sondern, weil diejenige 
Persönlichkeit fehlt , welcher als natürlichem Erzeuger aus physi- 
schen und ethischen Gründen die Erhaltung und Erziehung des 
Kindes zukommt, so tritt nunmehr die Gemeinschaft ein, um die 
Erhaltung und Entwicklung ihres hilfsbedürftigen Gliedes zu 
schützen und zu leiten. Das Rechtsverhältniss zwischen Mündel 
und Vormund — Staat — ist ein öffentlich-rechtliches. 

Femer bewirkt auch das herannahende Mannesalter, die 
erreichte öfl^entlich-rechtliche Volljährigkeit — mit der privat- 
rechtlichen nicht immer zusammenfallend — die Entstehung poli- 
tischer Rechte, so z. B. bei den männlichen Mitgliedern regierender 
Familien das Recht der Führung eines Hofstaates, Recht auf 
Apanage; insbesondere aber bewirkt es den Erwerb politischer 
Wahlrechte in Staaten mit allgemeinem Stimmrechte; ein be- 
stimmtes Alter bildet hier eben den das Recht erzeugenden juristi- 
schen Thatbestand. Nach deutschem Reichsstaatsrechte (§. 1, 
Wahlgesetz) erwirbt jeder männliche deutsche Staatsangehörige 
mit zurückgelegtem 25. Lebensjahre das Wahlrecht zum Reichs- 
tage, in Frankreich wird das active Wahlrecht ^ß) zur Volks- 



^) §§. 166, 187, 189, 190 • (in Betreff der Findelkinder Hofdecret vom 
17. August 1822, Nr. 1888 J. G. S., Min. Vdg. vom 21. August 1856, R. G. Bl. 
Nr. 150), 216, 222—242, 262, 263. Das vormundschaftliche Gericht haftet subsi- 
diarisch für den dem Minderjährigen durch Verletzung seiner Amtspflichten ver- 
ursachten Schaden §. 265 a. b. G., §. 4 des Ges. vom 12. Juli 1872, R. G. Bl. Nr. 112, 
über die Haftung der richterlichen Beamten für rechtswidrige Amtshandlungen. 

^**) lieber die öffentlich-rechtliche Natur der Vormundschaft: Bruns, 
Vormundschaftsrecht S. 538, §§• 83 — 85 in Holtzendorffs Encyklopädie 
(5. Aufl. 1890). 

*^) Loi constitutionelle relative ä V Organisation des pouvoirs publics 
du 25 fevrier 1875, art. 1: . . . La chambre des deputes est nommee par le 
V. Dan 1 9 eher. III. 3 
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Vertretung mit dem vollendeten 21. Lebensjahre, in der Schweiz 
schon mit zurückgelegtem 20. Lebensjahre erlangt (Art. 47). 

Endlich äussert das beginnende Alter gleichfalls seine Wirkung 
in Betreff des Erwerbes politischer Rechte , namentlich der zweiten 
Kategorie, indem es als Befreiungstitel von derUebemahme mancher 
politischer Pflichten erscheint. In den Reichsrathsländern z. B. ist 
Derjenige, welcher 60 Jahre zählt, befreit von der Pflicht der Ueber- 
nahme des Amtes eines Vormundes (nach dem cod. ciu. §. 433 mit 
65 Jahren), Curators , Geschworenen, eines Gewerberichters, Aus- 
schusses oder Ersatzmannes der Gemeinde, eines Mitgliedes des 
Gemeindevorstandes, desgleichen von der Verpflichtung, über Be- 
stellung durch den Gemeindeausschuss den Gemeindevorsteher 
in der Ausübung der Ortspolizei oder anderer öff'entlicher Ge- 
schäfte zu unterstützen, sö) 

Dieselben Rechte auf Verwaltung ihrer Vermögensangelegen- 
heiten oder auf Sorge flir ihre Person durch den Staat (Curator, 
Curatelsgericht) geniessen Geisteskranke — Rasende, Wahnsinnige, 
Blödsinnige — zuweilen auch Taubstumme, Abwesende, gerichtlich 
erklärte Verschwender, endlich Minderjährige rücksichtlich ihrer 
Geschäfte mit den Eltern oder dem Vormunde, und Ungeborene. 

Endlich bewirkt die Zeit auch den Wiedererwerb politischer 
Unterthanenrechte, welche für eine bestimmte Zeit, sei es in Folge 
richterlichen Urtheiles oder gesetzlicher Bestimmung, für den Be- 
treffenden erloschen waren. Mit dem Ablaufe des entsprechenden 
Zeitraumes entsteht — den unveränderten Fortbestand des übrigen 
Thatbestandes vorausgesetzt — nothwendig ein dem verlorenen 
gleiches Recht. 



suffrage universell datis les conditions diter minies ^yar la loi ilectorale (v, 
ci-dess. la loi organique du 30 novembre 1875 sur VÜection des diputes). Und 
ergänzend : La loi du 7 juillet relative ä Vilectorat municipalj du 5 avril 1884 ; 
decret organique du 2 fivrier 1852 sur VHection des diputis. 

") A. b. G. §§. 195, 281, Ges. vom 23. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 121, betr. 
die Bildung der Geschwornenlisten §. 4, Ges. über die Errichtung von Gewerbe- 
gericbten, R. G. Bl. Nr. 63, J. 1869, §. 18, Gemeindeordnungen §. 19 (Böhmen, 
Galizien, Erain, Mähren, Salzburg §.20, Dalmatien §. 16, Steiermark, Ober- 
österreich §.17, Niederösterr. Gemeindewahlordnong §41), §.51 „Hilfsorgane 
des Gemeindevorstehers" (Niederösterreich §§.31,50, Steiermark §.48, Ober- 
österreich §. 49, Erain, Salzbui^ §. 52, Galizien §. 53, Böhmen §. 54; Dalmatien 
kennt diese Bestimmung nicht.) 
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Angehörigkeit an bestimmte Familien. 

Politische Privilegien geniessen heute im modernen Rechts- 
staate, der das Princip der politischen Gleichheit — die Zuer- 
kenn ung gleicher öifentlich-staatlicher Lasten und Rechte an die 
Staatsangehörigen — zu verwirklichen strebt, nur noch die Mit- 
glieder der regierenden Familien in den monarchischen Staaten, 
ferner die Mitglieder der mediatisirten Familien ; endlich finden 
sich ganz vereinzelt einige Adelsfamilien, denen insbesondere aus 
historischen Gründen politische Vorrechte zukommen. 

Regierende Familien. Die Mitglieder der regierenden 
Familien sind — mit Ausnalmie des Monarchen — Unterthanen ; 
doch stehen ihnen wegen ihrer Verwandtschaft mit dem Kron- 
träger, der Anwartschaft auf den Thron und der dadurch erzeugten 
hohen socialen Stellung mannigfache und bedeutende politische 
Vorrechte aller vier Kategorien zu. 

Die Mitglieder der regierenden Familien besitzen : 

1. Gewisse Ehrenrechte, so das Recht der Führung eines 
Hofstaates , weiter des kaiserlichen , königlichen , herzoglichen 
Familien Wappens des Monarchen; sie führen besondere Titula- 
turen , wie kaiserliche , königliche Hoheit , Hoheit , Majestät 
(Gemahlinnen, Witwen der Regenten), Kronprinz, Grossfürst 
(Cäsarewicz), Prinz von Wales, Prinz von Asturien, Erbprinz (in 
Bayern der Sohn des Kronprinzen) ; sie sind in manchen Staaten 
geborene Ritter erster Classe einzelner Orden, so des nassauischen 
Hausordens vom goldenen Löwen, oder haben ein Recht auf Ver- 
leihung gewisser Orden, wie in Russland.") 

Die Mitglieder der regierenden Familien geniessen ferner 

2. Befreiungen von allgemeinen politischen Unterthanpflichten : 
Freiheit von der Wehrpflicht — in Oesterreich-Ungarn nicht, wohl 
aber in Deutschland *®), — Freiheit von Militärlasten *») im Frieden, 

") Die russischen Grossfürsten erhalten bei der Taufe die Orden des hl. 
Andreas, Alexander Newski, des weissen Adlers und der hl. Anna, die Gross- 
fürstinnen hingegen den Orden der hl. Katharina. Dieselben Orden werden den 
Fürsten und Fürstinnen von kaiserlichem Geblüt (dritter Descendenzgrad der männ- 
lichen Linie eines Kaisers, Urenkeln) bei Erlangung der Volljährigkeit verliehen. 

*®) Deutsches Keichsgesetz, betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienste, 
vom 9. November 1867, §. 1. 

"^) Einquartierungsgesetz für die Reichsrathsländer, 1879, R. G. Bl. Nr. 93, 
§. 10, deutsches Gesetz , betreffend die Quartierleistung für die bewaffnete Macht 

3* 
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so von der Einquartierung (in Betreff aller Wohngebäude, welche 
zeitweilig oder für immer zu ihrem Aufenthalte bestimmt sind), 
desgleichen von der Vorspann- und Fourage-Leistung (bezüglich 
der zu ihrem Hofstaate bestimmten Pferde und der für dieselben 
dienenden Fouragebestände) , weiter Befreiuung von der Pferde- 
stellung bezüglich der zu ihrem Hofstaate bestimmten Pferde (auch 
im Kriegsfalle). 

Ebenso stehen ihnen Steuer- (Zoll-) und Gebühren-Befreiungen 
(Begünstigungen) zu, namentlich von den persönlichen Steuern 
und Abgaben, wie der Einkommensteuer für ihre Apanagen, auch 
von Realsteuem, wie der Gebäudesteuer in Deutschland; in den 
Reichsrathsländern z. B. sind die Mitglieder des Allerhöchsten 
Kaiserhauses in Betreff der Urkunden und Schriften, welche sie 
eigenhändig ausstellen oder unterfertigen, von der auf solche Ur- 
kunden fallenden Gebühr befreit, sie geniessen die Befreiung 
vom Porto und der Recommandationsgebühr der Briefpost, unter 
gewissen Bedingungen auch der Fahrpost *o) ; sie erscheinen privi- 
legirt in Betreff der Ablcgung des Eides in Civil- und Straf- 
sachen, indem sie statt des Eides nur eine schriftliche Versiche- 
rung mit derselben Rechtswirkung abgeben (§. 31 des Familieii- 
statutes, J. M.E. vom 14. Mai 1854, Z. 8346), oder, wie in Deutsch- 
land, die Eidesformel unterschreiben. Ausserdem sind ihnen gewisse 
processualistische Privilegien zuerkannt; sie sind befreit von der 
Apparitiouspflicht*^), von der Pflicht, vor Gericht zu erscheinen, 
indem sie von bestimmten Hofämtern — in Oesterreich-Ungaru 
vom Obersthofmarschallamte — oder über deren Delegation von den 
Gerichtsvorstehern in ihren Wohnungen vernommen werden (österr, 
Jurisdictionsnorm, Kundmachungspatent Art. 5, Str. P. 0. §. 155. 
§. 30 des Allerh. Familienstatuts). 



während des Friedensstandes, vom 2b. Juni 18<)8 (ergänzt durch Art. I des Reichs- 
gesetzes vom 21. Juni 1887, R. G. Bl. S. 245) ; Gesetz vom 16- April 1873, be- 
trefl'end die Deckung des Bedarfes an Pferden bei einer Mobilisirung für das 
stehende Heer und die Landwehr, R. G. Bl. Nr. 77, §. S, deutsches Kriegsleistungs- 
gesetz vom IH. Juni 1873, R. G. Bl S. 1^9, §. 2b. 

*'') (besetz vom 2. October 1805, R. G. Bl. Nr. 108, Art. I. 

***) In Italien mit Aunnahme sehr wichtiger Fälle, in denen es sich nicht 
blos um Tlpbertrfttungen handelt und der Untersuchungsrichter das persönliche 
Ersrlieinen für absolut nothwendig hält. 
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3. Sie haben Anspruch auf bestimmte, nur ihnen zukommende 
Ehrenbezeugungen, namentlich seitens des Militärs. Das wichtigste 
Recht der dritten Kategorie aber ist ihr Anspruch auf Bezug 
bestimmter, gesetzlich festgestellter Geldbeträge — Apanagen*^) 
der Prinzen, Sustentationsgelder der Prinzessinnen , Aussteuer und 
Witwengehalte — entweder gegen den Monarchen, wie in Oester- 
reich-Ungarn, Preussen, oder gegen die Staatscasse, wie z. B. in 
den übrigen deutschen Staaten. 

Endlich besitzen die Mitglieder der regierenden Familien noch 

4. politische Vorrechte der vierten Kategorie, indem die 
Staatsgewalt gewisse Handlungen gegen sie nicht vornehmen darf, 
zu welchen dieselbe anderen Unterthanen gegenüber berechtigt 
erscheint. So dürfen sie von den Gerichten nicht vorgeladen, nicht 
verhaftet werden; ja, die ordentlichen Gerichte, auch die Ci^il- 
gerichte, besitzen den Mitgliedern der regierenden Familien gegen- 
über überhaupt keine Competenz, oder nur eine sehr beschränkte, 
rücksichtlich einzelner Materien, wie etwa über Realklagen in 
Bezug auf unbewegliche Güter, Miethstreitigkeiten (Oesterreich). 
Sie sind als Beklagte auf Grund der Hausgesetze von der Gerichts- 
barkeit der ordentlichen Gerichte eximirt, sie sollen und dürfen 
keinem Unterrichter verantwortlich sein; es kommt ihnen daher 
in Civilrechtstreiten mit dritten Personen ein besonderer Gerichts- 
stand zu — in Oesterreich-Ungarn der des Obersthofmarschall- 
amtes, in Preussen des geheimen Justizrathes des Kammer- 
gerichtes in Berlin für die zwei ersten Instanzen, in Hessen des 
Oberlandesgerichtes in Darmstadt etc. ; bei Rechtsstreiten unter Mit- 
gliedern der regierenden Familie selbst fungiren Austrägalgerichte. 
In Strafsachen hingegen unterstehen sie in den meisten Staaten 
nur der Gerichtsbarkeit des regierenden Familienoberhauptes oder 
jener Person, welche vom Monarchen dazu besonders ernannt 
wird (Dänemark). 

Standesherrliche Familien. Auch die Mitglieder der 
standesherrlichen Familien sind als solche Inhaber gewisser poli- 



**) Diese öffentlich-rechtlichen Einkünfte s^ind oft auch an Bepchränkungen 
gebunden, so namentlich, dass sie nicht ohne Einwilligung des Königs (Würtem- 
berg) oder der Volksvertretung (Dänemark, re^id. Verfassung vom 28. Juli 1866, 
§. 10) im Auslande genossen werden dürfen. 
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tiscber Vorrechte, zum Theile derselben Privilegien, die den Mit- 
gliedern der regierenden Familien zukommen. 

Sie gemessen die Freiheit von der Wehrpflicht, Befreiung 
ihrer Wohngebäude von der Einquartierungslast im Frieden, ferner 
in vielen deutschen Staaten Steuerfreiheiten rücksichtlich der 
persönlichen Steuern (Einkommensteuer), und auch der Realsteuern 
(Grund- und Gebäudesteuer), je nach den Bestimmungen der 
Landesgesetzgebung in verschiedenem Maasse und Umfange. In 
Preussen z. B. besteht diese Steuerfreiheit der daselbst begüterten 
standesherrlichen Familienglieder rücksichtlich aller ordentlichen 
Personalsteuern, femer Betreffs der Grundsteuer für alle schon 
vor der Auflösung des deutscheu Reiches zu ihren gegenwärtigen 
standesherrlichen Famliengütern gehörigen Domanialgrundstücke, 
und die Freiheit von der Gebäudesteuer fiir die zu den Standes- 
herrschaften gehörigen Gebäude (Gesetz, betreffend die anderweitige 
Regelung der Grundsteuer vom 21. Mai 1861, §. 4, Gesetz, be- 
treffend die Einführung einer allgemeinen Gebäudesteuer vom 
21. Mai 1861, §. 3); in Bayern sind die Standesherren von den 
persönlichen Steuern und von der Gebäudesteuer für ihre Schloss- 
gebäude, welche sie bewohnen, befreit, und gemessen eine aller- 
dings beschränkte Befreiung von den Ortsgemeindeumlagen ; in 
Würtemberg gemessen sie Befreiung von der Wohnsteuer, wenn 
sie sich auf ihren Gütern aufhalten; in Baden und Hessen aber 
besteht keine Steuerfreiheit der Standesherren. 

Sie haben femer das Recht der Autonomie gegenüber 
der deutschen Landes- (nicht der Reichs) Gesetzgebung, d. h. das 
Recht, über ihre Güter und Familienverhältnisse verbindliche Ver- 
fügungen zu treffen, welche vom Souverän genehmigt, als Gesetze 
(Hausgesetze) erscheinen. 

Auch in den Reichsrathsländem ist den vormals reichsstän- 
dischen oder reichsunmittelharen Familien, welche in den ehe- 
mals zum deutschen Bunde gehörigen Königreichen und Ländern 
ihren Wohnsitz haben, dieses Recht auf Grund des Art. XIV der 
deutschen Bundesacte laut Hofdeeretes vom 19. September 1836 
(J. G. S. Nr. 156) zuerkannt.*^) Sollen aber diese (über die ge- 



*^) S. hierüber insbesondere Pfaff und Hof mann, Commentar. I. Bd., 
S. 271-276. 
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wohnliche Privatautonomie hinausgehenden) Familiendispositionen 
als yerbindliche Rechtsnormen erscheinen, dann müssen sie von 
der gesetzgebenden Gewalt angenommen, also zu Gesetzen erhoben 
und als solche publicirt werden. **) 

Das Recht der Autonomie ist sonach ein politisches Recht 
der III. Kategorie, eine Handlung der Staatsgewalt zu seinem 
Inhalte habend, und besteht darin, dass das Ministerium ver- 
pflichtet ist, die Familienstatute in den Volksvertretungen einzu- 
bringen , damit diese — ohne Abänderung ihres Inhaltes — über 
dieselben Beschluss fassen, sie genehmigen oder ablehnen, und im 
ersteren Falle dann diese Hausbestimmungen weiters der Krone 
behufs Beschlussfassung zu unterbreiten. Wenn man sich zur An- 
schauung bekennt, dass in deutschen Staaten die gesetzgebende 
Gewalt solche Familienstatute standesherrlicher Familien, inso- 
feme sie Nichts gegen die Verfassung enthalten , genehmigen, 
also zu Gesetzen erheben müsse, dann würde hier — im Wider- 
spruche mit der Freiheit des souveränen Staatswillens — ein 
Recht auf Willensbestimmung des Staates nach bestimmter 
Richtung hin, also ein Recht auf Zustimmung zum Inhalte der 
Statuten vorliegen. Danach wären diese standesherrlichen Familien 
innerhalb der landesgesetzlichen Schranken für das Gebiet ihrer 
Familiengüter und Familienverhältnisse mittelbar Gesetzgeber; 
denn die Genehmigung der gesetzgebenden Gewalt wäre eine 
blosse Formalität, die vorgenommen werden müsste. Krone und 
Parlament müssten dem ganzen Inhalte zustimmen, wenn 



**) So das Gesetz vom 30. April 1873, R. G. Bl. Nr. 95, womit Bestim- 
mungen in Ansehung des im Inlande abzuhandelnden Nachlasses des jeweiligen 
Hauptes des herzoglich Nassau'schen Hauses festgesetzt werden. Mit Zustimmung 
beider Häuser des Reichsrathes finde Ich anzuordnen wie folgt: §. 1. Bei der 
Abhandlang des beweglichen und unbeweglichen Nachlasses des jeweiligen 
Hauptes des herzoglich Nassau'schen Hauses haben die hierzu nach den allge- 
meinen Gesetzen berufenen Gerichte die Erbfolgerechte und die sonstigen An- 
sprüche von Todeswegen in Ansehung des der Nachlassabhandlung unterliegenden 
Vermögens nach denjenigen Bestimmungen zu beurtheilen, welche hierüber in 
dem mit der kaiserlichen Bestätigung ddo. 29. September 1786 versehenen und 
nach erfolgter Einholung der Zustimmung der Agnaten in dem Verordnungsblatte 
des Herzogthums Nassau vom 2. Februar 1861 kundgemachten, dem gegen- 
wärtigen Gesetze angeschlossenen Erbvertrage des fürstlichen Gesammt- 
hauses Nassau festgesetzt sind. 
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die der Regiernng überreicbten Familienstatute Nichts gegen die 
Landesgesetze enthalten. Mit der Anfstellung solcher Familien- 
Statuten darch die standesherrliche Familie innerhalb der ver- 
fassungsmässigen Grenzen wäre auch ihr Gesetzwerden eine Noth- 
wendigkeit, diese Wirkung wäre nur kurze Zeit hinausgeschoben. 

Manchen standesherrlichen Familien steht in einzelnen Staaten, 
wie in Prenssen , auch ein Recht der Mitwirkung bei Ernennung 
der Gemeindevorsteher des standesherrlichen Bezirkes zu. 

Ausserdem geniessen die Mitglieder dieser Familien, insbe- 
sondere deren Häupter gewisse Ehrenrechte, so auf ein bestimmtes 
Ceremoniell, die Häupter der fürstlichen Familien iFÜhren den Titel 
„Durchlaucht** , jene der gräflichen den Titel „Erlaucht* ; sie 
dürfen sich in Baiem in allen nicht an den König oder die könig- 
lichen Behörden gerichteten Schriftstücken „Herr" nennen — 
Fürst (Graf) und Herr — , sowie auch des Titels „Wir" bedienen. 

Auch haben die standesherrlichen Familien in vielen Staaten 
einen privilegirten Gerichtsstand in nicht streitigen Rechtsange- 
legenheiten, sowie die Häupter derselben in Strafsachen das 
Recht der Austräge, d. h. durch ein Gericht von Standesgenossen 
nach den Landesgesetzen gerichtet zu werden, so dass die ordent- 
lichen Strafgerichte gegen sie nicht einschreiten dürfen (Einftth- 
rungsgesetz zum Reichgerichts-Verfassungsgesetze §. 7). 

Sonstige privilegirte Familien. Einzelne Familien 
erscheinen , sei es in Folge besonderer Verleihung durch den 
Monarchen oder auf Grund historischer Thatsachen, wie der ehe- 
maligen Innehabung von Reichsämtern, gleichfalls im Besitze 
politischer Privilegien. Hierher können natürlich nur solche gezählt 
werden, denen derartige politische Vorrechte erblich verliehen 
sind, so dass sie den legitimen Nachkommen zukommen; nicht 
aber fallen hierher Familien, wo nur einzelnen Mitgliedern der- 
selben oder etwa einer oder zwei Generationen derlei Rechte 
ausdrücklich zuerkannt sind, wie dies z. B. in Oesterreich-Ungarn 
bei der gräflich Meran'schen Familie der Fall ist; die kaiser- 
liche Verordnung vom 6. Juli 1850, R. G. Bl. Nr. 314 bestimmt, 
dass der Gemahlin und dem Sohne des Erzherzogs Johann , der 
Gräfin und dem Grafen von Meran, der Gerichtsstand der Mit- 
glieder des kaiserlichen Hauses, also des Obersthofmarschallamtes, 
zukomme. 
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Hingegeu ist die obersthofmarschallämtliche Gerichtsbarkeit 
als Personalinstanz zuerkannt dem Herzog Philipp von Würtem- 
berg (dritte herzogliche Linie), dessen Gemahlin, Erzherzogin 
Maria Theresia und der Nachkommenschaft aus dieser Ehe 
(J. M. V. V. 19. Jänner 1865 , R. G. Bl. Nr. 7). So geniessen in 
Preussen die Fürstenhäuser Hohenzollem-Sigmaringen und Hohen- 
zollem-Hechingen (ausgestorben mit dem Fürsten Friedrich Wil- 
helm Constantin am 3. September 1869) politische Vorrechte, 
welche keiner anderen, nicht zum königlichen Hause gehörigen 
Familie zukommen; die Mitglieder des Hauses Hohenzollem- 
Sigmaringen haben den gleichen Gerichtsstand — geheimen Justiz- 
rath des Kammergerichtes — wie die Mitglieder des Königshauses, 
sie sind denselben rücksichtlich der Steuer- und Abgabenfreiheit 
gleichgestellt, das Haupt der Familie bezieht eine jährliche Apanage 
aus der Staatscasse; bei Recht^streitigkeiten unter sich, sowie 
rücksichtlich der Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
unterstehen sie dem Ministerium des königlichen Hauses. 

Aus historischen Gründen besitzen in den Reichsrathsländem 
die Mitglieder der heute gräflichen Familie Thurn und Taxis *'^) 
als Nachkommen des ehemaligen Postlehensträgers Ton Bozen 
und Trient, Egid Freiherm von Taxis, das Recht der Portofrei- 
heit bei der Briefpost, und zwar sowohl in ihrem wechselseitigen 
Verkehre als auch im Verkehre mit ihren Wirthschaftsämtem ; 
desgleichen die JMitglieder der Familie des General-Erbland-Post- 
meisters Fürsten von Paar. *«) 

**) Der Postlehensträger von Bozen und Trient, Egid Freiherr von Taxis, 
wnrde im Jahre 1839 in den österreichischen Grafenstand erhoben mit dem 
Prädicate „Taxis-Bordogna und Yalnigra'' , daher anch dieser gräflichen Familie 
als seinen directen Nachkommen die Portofreiheit zukommt (F. M. E. vom 

15. April 1877). 

*«) Der Oberstjägermeister Kaiser Friedrich III. (1440—1493) von Oester- 
reich, Herr Roger von Taxis, Hess auf den Hauptstrassen in Tirol und Steier- 
mark in gewissen Entfernungen Stationen mit Pferdewechsel errichten, die aber 
nur für den kaiserlichen Hof und die amtlichen Organe bestimmt waren. Der 
Sohn Kaiser Friedrichs, Maximilian I. schuf 1516 eine Post von Wien nach 
Brüssel, die bald (1519) auch von Privaten benutzt werden durfte, und übertrug 
deren Leitung und Beaufsichtigung dem Neffen des Roger von Taxis, Franz von 
Taxis. Neben der Taxischen Post Hess der Kaiser aber in den österreichischen 
Erbländern noch andere Posten, die „Landesposten" durch Peter Freiherm von 
Paar errichten und übergab diesem deren Leitung. Kaiser Ferdinand IL unter- 
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Geburts- und Berufsstände.^^) 

Die namhaften politischen Vorrechte, welche einst den An- 
gehörigen der einzelnen Stände, insbesondere dem Adel und der 
Geistlichkeit, noch zur Zeit der Herausbildung der absoluten 
Staatsgewalt zustanden, sind seit dem Anfange des 19. Jahrhunderts 
mit der Anerkennung eines freien, gleichen Staatsbürgerthums 
fast überall aufgehoben oder auf ein Minimum reducirt worden. 
Dies gilt selbst von jenen europäischen Staaten, die wie Russland, 
Finnland, Schweden, Mecklenburg, heute noch eine ständische 
Gliederung der Gesellschaft aufweisen, oder, wie die letzteren 
drei, eine ständisch-organisirte Volksvertretung besitzen. Wohl 
geniesst der Adel in Schweden noch Abgabenfreiheit für die alten, 
in seinem Besitze befindlichen Adelssitze, und kommen ihm in 
Finnland fiir die städtischen Grundstücke, auf welchen er wohnt, 
Befreiungen rücksichtlich einiger öffentlichen Lasten zu. Die 
Steuerfreiheit der adeligen Residenzgüter besteht in Finnland 
ebenfalls noch, allein dieses politische Realrecht ist heute kein 
Privileg des Adels mehr, da nach dem Gesetze vom 2. April 1864 

steUte aUe landesherrlichen Posten in den österreichischen Erbländem einer ein- 
heitlichen Leitnng, vereinig;te das General -Erbland-Postmeisteramt in Steiermark 
mit dem Obersthofpostamte in Wien and übertrug die vereinigten Aemter im 
Jahre 1624 als Manneslehen dem Freiherrn von Paar, der zugleich den Titel 
eines „k. k. Obrist-Hof- und General-Erbland- Postmeisters in Oesterreich" erhielt. 
Unter Paar erfolgte eine rasche Entwicklung des Postwesens ; in Schlesien (1626), 
Ober- und Niederösterreich, Mähren, Böhmen wurden Poststationen geschaffen. 
Kaiser Karl VI. erklärte 1722 die Post als „landesfürstliches Regal^' and deren 
Verwaltung ging nunmehr an den Staat über. (Nur in Tirol und den vorder- 
österreichischen Landen hatte die Familie Taxis das Postwesen als Erblehen.) 
Die Familie Paar wurde mittelst einer Rente von jährlich 66.000 fl. ent- 
schädigt und Graf Joachim Adam Paar zum „Obrist-Reichs-Hof- und General- 
Erbland-Postmeister'' ernannt. Im Jahre 1769 ward dann auch das Postwesen 
in Tirol und den vorderösterreichischen Ländern in die Staatsverwaltung über- 
nommen, die Familie Taxis mit einer Rente von jährlich- 20.000 fl. entschädigt, 
und die Post an Josef Grafen von Thum-Valsassina und Taxis als Mannespost- 
lehen verliehen. Die fürstliche Familie Paar entsagte im Jahre 1813 den ihr im 
Recesse des Jahres 1722 zugesicherten Rechten mit Ausnahme des jährlichen 
Aequivalentes , Fürst Paar behielt den Titel eines „Obrist-Hof- und General- 
Erbland-Postmeisters" und erhielt das Recht der Portofreiheit auf immerwährende 
Zeiten als ein Mannespostlehen nach der Ordnung der Erstgeburt (Gesetz vom 
2. October 1865, R. G. Bl. Nr. K 8, Art. III). 

**•) Das Angehören an die Bemfsstände beruht natürlich auch grossentheils 
auf juristischen Handlungen, sowohl des Staates als auch der Unterthanen. 
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jeder finnische Staatsbürger solche adelige Residenzgüter erwerben 
kann. In Russland bildet der Adel jedes Gouvernements eine 
Corporation, welcher das Recht der Wahl des Gouvernements- 
Adelsmarschalls und der Kreismarschälle, die als Staatsorgane 
erscheinen, zusteht, sowie das weitere Recht der Immediateingabe 
an den Kaiser, wovon die anderen Stände ausgeschlossen sind. 
Auch ist der Adel von der Körperstrafe eximirt. Der Adel bildet 
aber heute keinen Stand mehr; die Rechte, welche den Adeligen 
beute im Allgemeinen noch zustehen, sind — wenn man von den 
mediatisirten Familien absieht — nur mehr Ehrenrechte, nämlich 
Führung des adeligen Namens und Wappens. 

Die heutige staatsbürgerliche Gesellschaft umfasst eben 
Stände des freien ciflFentlichen und privaten Berufes. Diesen Beruf- 
ständen , namentlich jenen des öffentlichen — staatlichen^ kirch- 
lichen — Berufes, sind mit Rücksicht auf .ihre hohe Bedeutung 
ftir den Staat und ihre geisti<re Bildung mannigfache politische 
Rechte, namentlich der I. und II. Kategorie zuerkannt, welche 
die Vertreter der verschiedenen Berufsstände mit dem Eintritte 
in dieselben erwerben. Das öfiFentliche Amt ist der Titel des 
politischen Unterthanenrechtes. 

Hierher gehört vor Allem das Wahlrecht zu staatlichen 
Vertretungs- und Verwaltungskörpern, welches in vielen Staaten, 
in denen eben nicht das allgemeine Wahlrecht besteht, den 
öffentlichen Hof-, Staats-, Landes-, Fondsbeamten zukommt, wie 
auch im definitiven Ruhestande befindlichen OflScieren und Militär- 
parteien mit Officierstitel, dann dienenden und pensionirten Militär- 
beamten; ferner den Geistlichen der anerkannten Religions- 
genossenschaften , insbesondere der christlichen Confessionen 
und den Rabbinern; ausserdem dem Lehrpersonale der Volks- 
schulen und höheren Lehranstalten ; den Doctoren der inländischen 
Universitäten , Aerzten , Advocaten , Ingenieuren , akademischen 
Künstlern, Apothekern (Ungarischer Gesetzartikel XXXIII, J. 1874, 
§. 9). In den Reichsrathsländern, besitzen die Angehörigen dieser 
Berufstände, öffentliche Beamte, Geistliche, Officiere im Ruhestande, 
Militärbeamte, Militärparteien ohne Officierstitel, Doctoren aller 
inländischen Facultäten, Lehrer und Professoren der öffentlichen 
Schulen — ohne Rücksicht auf eine Steuerleistung — das Wahl- 
recht zur Gemeinde (§. 1 der Gemeindewahlordnungen), zum Land- 
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tage (Landtagswahlordnungen §§. 12 und 14, Böhmen, Krain, 
Küstenland, Mähren, Schlesien §§. 13, 15, Galizien §§. 11, 13, Vor- 
arlberg, §§. 6, 8) und — beim Vorhandensein der allgemeinen 
Bedingungen — auch zum Reichsrathe (§. 9 der Reichsrathswahl- 
ordnung). In Italien sind nach dem Gesetze vom 24. September 1882, 
Art. 14, auch die activen Officiere und die nicht unter den WaflTen 
stehenden UnterofBciere*^), sowie die mit diesem Grade aus dem 
Landheere und der Marine Ausgetretenen zur Deputirtenkammer 
wahlberechtigt ; dieses Gesetz hat überhaupt in sehr ausgedehntem 
Masse den öffentlichen und privaten Bernfständen — ohne Rück- 
sicht auf Steuerleistung — das Wahlrecht zur zweiten Kammer 
zuerkannt; daneben tritt die Bedeutung des Minimalcensus von 
19 Lire 80 Cent, directer Steuer sehr zurück. 

Auch andere politische Rechte der I. Kategorie, namentlich 
Ehrenrechte, können mit dem Angehören an einen bestimmten Beruf- 
stand erworben werden; in Russland z. B. erhalten Diejenigen, 
welche im Militärdienste die VI. , im Civildienste die IV. Raug- 
classe (wirklicher Staatsrath) erreichen, den Adel und dessen 
Ehrenrechte. In Dänemark erwerben nach dem Gesetzbuche König 
Christian V. (1670—1699) vom Jahre 1683 ausländische Edel- 
leute den dänischen Erbadel durch Ernennung in ein mit einem 
Range verbundenes Amt. 

Ferners geniessen diese Berufsstände vielfach Befreiungen 
von staatsbürgerlichen Pflichten, welche in persönlichen Dienst- 
leistungen bestehen ; in den Reichsrathsländern sind die Geistlichen, 
activen öffentlichen Beamten, activen Militärpersonen, öffentlichen 
Lehrer befreit von der Pflicht der Uebernahme des Amtes eines 
Gemeindeausschusses, Gemeindevorstandes (§.21 der Gemeinde- 
ordnungen), Geschworenen (§. 3, 4 des Ges. v. 23. Mai 1873, R. G. 
Bl. Nr. 121), Gerichtszeugen (§. 103 Str. P.O.), Vormundes, Curators 
(§§. 195, 281 a. b. G.) und können auch nicht zur Besorgung orts- 
])olizeilicher oder anderer örtlicher Gemeindegeschäfte bestellt 
werden (§. 54 der Gemeindeordnungen). 

*^) Legge eletlorale politica d. 22. gennajo 1882, Nr. 593. R. L. D. Sono 
elettori indipetidentamente dalla indicata prova : . g) gli ufßciali e sottonfficiali 
in servizio e quelli, che uscirono con tat grado daW esera'to o dalV armata 
nazionale, colla limitazione di cui alV articolo 14: J soldati e sottoufßciali 
delV eaercito e delV armata nazionale non possono efiercitare il diriito elettorale 
finchk 81 trovano sotto Je armi. 
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Hingegen kann die Befreiung der im activen Dienste stehenden 
österreichisch-ungarischen Soldaten und OfBciere von der Ein- 
kommensteuer rücksichtlich ihrer Dienstbezüge (§. 6, sub 1 des 
Einkommensteuerpatentes v. 29. October 1849, R. 6. Bl. Nr. 439) 
natürlich nicht hierher gerechnet werden; denn diese Steuerbe- 
befreiung gemessen diese Personen nicht als Unter t hauen für ihr 
Privateinkommen, sondern als Staatsorgane für ihre staat- 
lichen, öffentlichen Bezüge. Dasselbe gilt betreffend die den Personen 
der bewaffneten Macht nach dem Gesetze vom 7. Juni 1881, 
R. G. Bl. Nr. 68 (uugar. Ges. Art. LIII, 1881) im Mobilisirungsfalle 
zukommende Stempel-, Tax- und Einkommensteuerbefreiung. Aus 
demselben Grunde ist die Gebäudesteuerfreiheit der kirchlichen 
Amtsgebände — bischöflichen Residenzen, Pfarrgebäude — kein 
ünterthanenrecht. Ferners verleihen die Militärgesetzgebungen 
der Staaten — auch der Schweiz, wo das Milizsystem auf Grund 
der allgemeinen Wehrpflicht *®) seit 1874 besteht — einzelnen Be- 
rnfständen Begünstigungen rücksichtlich der Erfüllung der 
allgemeinen Wehrpflicht, wie kürzere Dauer der 
activen Dienstzeit, gänzliche Befreiung vom activen 
Dienste, auch gänzliche Befreiung von der Wehr- 
pflicht. 

So sind in Russland, dessen Armee nach dem Gesetze vom 
Jahre 1874 (ergänzt durch das Gesetz vom 14. Juni 1888) auf 
der allgemeinen Wehrpflicht beruht, die Geistlichen aller christlichen 
Confessionen , die Psalmensänger der rechtgläubigen Kirche, die 
in der Organistenschule zu Minsk ausgebildeten Organisten der 
römisch-katholischen Kirche' auf Grund ihres Berufes von der 
Wehrpflicht gänzlich befreit. 

In der österreichisch-ungarischen Armee sind die Candidaten 
des geistlichen Standes jeder gesetzlich anerkannten Kirche und 
Religionsgesellsehaft in die Ersatzreserve einzutheilen , zur Fort- 
setzung ihrer theologischen Studien im Frieden und im Kriege 
von jedem Präsenzdienste, von der militärischen Ausbildung, den 
periodischen Waffenübungen und von den Controlversammlungen 
befreit; ebenso die Novizen eines geistlichen Ordens. Die ausge- 
weihten Priester und übrigen angestellten Seelsorger sind nur 



*') Verf. V. 1874. §. 13, 18, 19. 
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während ihrer Dienstpflicht in der Evidenz der Ersatzreserve za 
fuhren und können nur im Mobilisirungsfalle zum Seelsorgedienst 
für die bewaffnete Macht verwendet werden. Desgleichen haben 
Lehrer und Unterlehrer an allgemeinen Volksschulen, Bürger- 
schulen und Lehrerbildungsanstalten, an öiFentlichen Taubstummen- 
und Blindenanstalten das Recht auf sofortige Versetzung in die 
Ersatzreserve, und sind, wenn sie bei regelmässigem Studienfort- 
gange ihre Studien mit gutem Erfolge beendet und eine systemi- 
sirte Lehrstelle an Volks- und Bürgerschulen erhalten haben, 
dauernd zu beurlauben, vorbehaltlich ihrer Einberufung im Mobili- 
sirungsfalle (§. 32, G. A. VI, §. 32). Ebenso haben die Besitzer 
ererbter Landwirthschaften*^) unter bestimmten Voraussetzungen das 
Recht auf sofortige Eintheilung in die Ersatzreserve, in welcher 
sie im Frieden nur durch 8 Wochen militärisch ausgebildet und 
während der 10jährigen Ersatzreservedienstpflicht zu drei-, längstens 
vierwöchentlichen Waffenübungen einberufen werden (§. 54) ; auch 
können alle diese Berufskategorien, falls auf Grund besonderer 
Verhältnisse nach dem Gesetze vom 31. Mai 18S8, R. G. Bl. Nr. 77 
(ungar. G. A. XVIII, 1 888) eine Einberufung der drei jüngsten 
Assentjahrgänge der Ersatzreserve zur activen Dienstleistung auch 
im Frieden erfolgt (Wehrges. §. 12), zur Dienstleistung nicht 
herangezogen werden. 

Aehnlich sind z. B. in der russischen Armee vom activen 
Dienste befreit: Pensionäre der Akademie der Künste, Lehrer 
aller Kronschulen und solcher Communal- wie Privatlehranstalten, 
denen die Rechte des Staatsdienstes verliehen sind, femer Volks- 

*^) Gesetz vom 11. April 1889 betreffend die Einführung eines neuen 
Wehrgesetzes, R. G. Bl. Nr. 41, §§. 31—33. Ungar. Ges. Art. VI. vom Jahre 1889, 
sanctionirt am 11. April 1889, §§. 31, 32 33: Besitzer ererbter Landwirthschaften, 
wenn sie auf denselben den ordentlichen Wohnsitz haben, die Bewirthschaftong 
selbst besorgen, und wenn das Gmnderträgniss der Wirthschaft zur selbständigen 
Erhaltung einer Familie von fünf Personen ausreicht, ohne das Vierfache eines 
solchen Betrages zu überschreiten, sind in die Ersatzreserve einzntheilen. — 
Deutsches Reichsmilitärgesetz vom 2- Mai 1874, §• 51 ; in Betreff der deutschen 
Militärpflichtigen römisch-katholischer Oonfession, welche sich dem Studium der 
Theologie widmen, bestimmt das Reichsgesetz vom 8- Februar 1890, S. 23, dass 
sie in Friedenszeiten während der Dauer dieses Studiums bis zum 1. April des 
siebenten Militäijahres zurückzustellen, und wenn sie während dieser Zeit die 
Subdiaconsweihe empfangen haben, in die Ersatzreserve zu überweisen sind und 
von Uebungen befreit bleiben. 



i 
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schuUehrer, und erscheinen dieselben auf 18 Jahre nur in der Evidenz 
der Reserve ; ebenso Aerzte, Veterinäre und Magister der Pharmaeie, 
die der Reserve auf 18 Jahre zugezählt, nur in Kriegszeiten in 
ihrem Fache dienen; desgleichen werden auch Schiffer . Steuer- 
leute und Lootsen im Frieden nach der Assentirung vom activen 
Dienste befreit und auf 10 Jahre in der Evidenz der Reserve 
gehalten. 

Endlich gemessen diejenigen Unterthanen, welche sich Beruf- 
ständen von höherer Bildung widmen und hierfür eine bestimmte 
Vorbildung nachweisen, unter gewissen Voraussetzungen — Ab- 
legung einer Prüfung, Anmeldung des Rechtes — , das politische 
Vorrecht eines küraeren, meist nur einjährigen, Präsenzdienstes 
im Frieden, vorausgesetzt, dass sie nicht etwa in Folge strafrecht- 
licher Verurtheilung dieses Rechtes verlustig geworden sind. 
In der österreichisch - ungarischen Armee kommt dieses Recht 
des einjährigen Präsenzdienstes '^^) jenen Assentirten zu, die ein 

^ö) Wehrgesetz vom 11. Aprill889, R. G. Bl. Nr. 41, §§.24,25,26,27, 
28, 29, Verordnung des Landesvertheidigungsmmisteriams vom 10. Juni 1890, 
R. G. Bl. Nr. 111 , betreffend die Ausdehnung der Begünstigung des einjährigen 
Präsenzdienstes auf sämmtliche Schüler der Akademie der bildenden Künste in 
Wien; Ges. Art. VI. vom Jahre 1889, §§. 24, 25, 26, 27, 28, 29. — Deutsches Gesetz, 
betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienst v. 9. Nov. 1867, §§. 10, 11, 13, 14, 
Reichsmilitärgesetz v. 2. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 1002, §§. 19, 20, 21. — Das 
russische Wehrgesetz, welches eine 18jährige Dienstzeit normirt, 5 Jahre unter 
den Fahnen und ] 3 Jahre in der Reserve, kennt 2 Kategorien von FreiwiUigen. 
In die I. Kategorie mit einem Jahre Präsenzdienst und zwölf Jahren Reserve 
faUen diejenigen wehrpflichtigen, mindestens 17 Jahre alten, dienstfähigen Per- 
sonen, welche wenigstens 6 Classen von Lehranstalten IL Olasse, oder eine Lehr- 
anstalt I. oder IL Classe absolvirt und das Examen abgelegt haben. In die 
IL Kategorie — mit zweijährigem Präsenzdienste und 12 Jahren Reserve — ge- 
hören jene Wehrpflichtigen, die sich der hierzu festgesetzten Prüfung unterziehen. 
(Ausserdem bewirkt ein gewisser Bildungsgrad überhaupt eine Verkürzung der 
activen Dienstzeit mit entsprechender Verlängerung der Reservezeit; so dienen 
Personen mit den oben erwähnten Studien nur 2 Jahre, solche, welche eine 
Lehranstalt III. Kategorie absolvirt haben, 3 Jahre, endlich Diejenigen, welche 
eine Elementarschule absolvirt haben, 4 Jahre activ.) Aehnliche Begünstigungen 
gemessen die Studirenden der höheren Schalen in Finnland, wo die active Dienst- 
zeit in der Regel 3 Jahre, die Reservedienstzeit 2 Jahre beträgt, worauf der 
Uebertritt in die Landwehr erfolgt, der die Wehrpflichtigen bis zum 40> Jahre 
angehören. Die active Dienstzeit der Universitätsstudirenden beträgt hier nämlich 
gleichfalls nur 1 Jahr, jene der Abiturienten der höheren Mittelschulen (Lyceen) 
und höheren gewerblichen Anstalten ein und ein halbes Jahr, und die active 
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öffentliches oder mit dem Oeffentlichkeitsrecbte auBgestattetes in- 
ländisches Obergymnasium, Oberrealschule oder eine diesen gleich- 
gestellte Lehranstalt mit £rfolg absolvirt haben, Pharmaceaten 
mit sechs Gymnasial- oder Realschulclassen und abgelegter Tiro- 
cinialprüfung , oder auch mit vier Gymnasialclassen und bereits 
begonnenen Universitätsstudien, wie auch Studirenden der Thier- 
arzneikunde; in der Kriegsmarine steht dieses Recht Jenen zu, 
welche Capitäne oder Lieutenants der Handelsmarine mit Brevet 
sind, ferner Berufsseeleuten, welche das Schlussprüfungszeugniss 
einer (inländischen oder ausländischen) nautischen Schule besitzen 
und mindestens ein Jahr auf Schiffen lani^er Fahrt oder der 
grossen Ktistenschifffahrt in Ausübung ihres Berufes eingeschifft 
waren, endlich ordentlichen Hörern an einer technischen Hoch- 
schule, welche sich dem Maschinenwesen widmen, wie auch ab- 
solvirten Hörern der mechanisch -technischen Abtheilung einer 
höheren Gewerbeschule (mit erlangtem Reifezeugniss) oder des 
Schiffsbaueurses an der k. k. Triester Handels- und nautischen 
Akademie mit dem Zeugnisse der Befähigung zum Schiffbau. 

Der Berufsstand kann auch Befreiungen von Militärlasten 
bewirken ; so sind beispielsweise die praktischen Aerzte am Lande 
für je ein Pferd von der Pferdestellungspflicht befreit (Ges. v. 
16. April 1873, R. G. Bl. Nr. 77, §. 8). Auch eine Erweiterung des 
Rechtes der IV. Kategorie, der ünverletzlichkeit der politischen 
Persönlichkeit kann durch das Angehören an einen bestimmten 
Berufsstand erfolgen, allerdings wohl nicht im modernen Rechts- 
staatc, der die gleiche Handlungsfreiheit seiner Glieder, wie den 
gleichen Umfang für ihre unverletzliche Sphäre gegenüber der 
Staatsgewalt rechtlich garantirt hat und einen Unterschied in 
Inhalt und Umfang des Rechtes der politischen X^ersönlichkeit 
nur zwischen Einheimischen und Fremden bestehen lässt. In 
Russland z. B., wo die Handlungsfreiheit der Juden , namentlich 
rücksichtlich des Erwerbes und der Arrondirung unbeweglicher 
Güter selbst in denjenigen Gouvernements aufgehoben ist, in 



Dienstzeit der abaolvirt^n Hörer einer höheren Volksschule zwei Jahre. — Auch 
die französische Armee kennt das Institut der Einjährigfreiwilligen auf Grund 
der Absolvirung bestimmter Staatsschulen oder eines abgelegten Examens, wenn 
die Betreflfenden 1500 Francs erlegen und nach Verlauf des Jahres die Abgangs- 
prüfung bestehen. 
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welchen sie heimatberechtigt sind und sein können, und ihnen in 
den übrigen die Niederlassung ganz verwehrt und nur ein zeit- 
weiliges Aufhalten gestattet ist, steht den Eaufleuten der ersten 
Gilde, Handwerkern und solchen, die einen gelehrten oder medi- 
cinischen Grad erworben haben, auch in den anderen Gouvernements 
die Niederlassungsfreiheit zu. Auch darf gegen Geistliche, Kirchen- 
diener, Kaufleute und alle Jene, die eine Kreis- oder Ackerbau- 
schule absolvirt oder auf einer höheren Lehranstalt studirt haben, 
die Körperstrafe nicht verhängt werden. 

Stammes an gehörigkeit. 

Es können auch einzelnen (natürlichen) Volksstämmen poli- 
tische Vorrechte im Staate eingeräumt sein, namentlich mit 
Rücksicht auf ihre Stammesgewohnheiten. Im modernen Rechts- 
staate allerdings, der weder die Nationalität, noch die Confession 
als Ursache einer ungleichen Rechtsstellung seiner Glieder an- 
erkennt, kann dies kaum der Fall sein, namentlich bei gleicher 
cultureller Entwicklung seiner natürlichen Nationen. In Russland 
hingegen findet namentlich rücksichtlich der aussereuropäischen 
Volksstämme (inorodzy)^ die noch nach ihren Stammessitten leben, 
in mancher Beziehung eine solche Ungleichheit ihrer öffentlich- 
rechtlichen Stellung statt; so sind die Bewohner Turkestans und 
Transk^spiens , wie auch die noch nicht völlig sesshaft gewor- 
denen Stämme im äussersten Norden Asiens von der allgemeinen 
Wehrpflicht befreit oder geniessen wesentliche Begünstigungen, 
desgleichen von der Stempel- und Kopfsteuer und zahlen statt 
der ersteren einen Tribut in Fellen (jasaakj, Hieher fallen auch 
mannigfache politische Privilegien des donischen Kosakenheeres. 

Tod. 

Die politischen Unterthanenrechte sind, als höchst persön- 
liche Befugnisse, allerdings unvererblich; die gesetzlichen Erfor- 
dernisse ihres Bestandes müssen eben in der Person des Berechtigten 
zusammentreffen, daher von einem Eintreten des privatrechtlichen 
Erben auch in die politischen Rechte des Erblassers, von einem 
öffentlichrechtlichen Erbgange nicht die Rede sein kann. Allein 
der Tod kann immerhin einen juristischen Thatbestand erzeugen, 
mit dessen Vorhandensein politische Rechte verknüpft sind. 

y. Dants eher. III. 4 
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So haben die Erben des Verstorbenen ein Recht auf Ab- 
handlung der Verlassenscbaft und Einantwortung der Erbschaft; 
Minderjährige erwerben durch den Tod des Vaters das Recht auf 
Bestellung eines Vormundes und alle jene öffentlichen Recht«, 
die Pflegebefohlenen gegenüber dem staatlichen Vormunde (Ge- 
richte) zukommen. Ferner erwachsen durch den Tod des Hauptes 
einer standesherrlichen Familie fUr das nunmehrige Familienhaupt 
diejenigen politischen Privilegien, welche speciell den Häuptern 
mediatisirter Familien zuerkannt sind. Stirbt ein Vater, der seine 
Familie durch seine Arbeit ernährte, so wird dadurch für dessen 
einzigen Sohn, oder — in Ermanglung eines solchen — einzigen 
Schwiegersohn, wenn derselbe nunmehr seine Mutter, beziehungs- 
weise Schwiegermutter, oder seinen erwerbsunfähigen Grossvater, 
verwitwete Grossmutter oder seine verwaisten Geschwister etc. 
erhält, das Recht der zeitlichen Militärfreiheit geschaffen. Weiters 
bewirkt der Tod von Inhabern concessionirter Gewerbe eine 
Erweiterung des positiven Inhaltes des Rechtes der politischen 
Persönlichkeit für die minderjährigen Kinder oder Frauen der- 
selben, welche als deren Erben erscheinen und das Gewerbe 
mittelst qualificirten Stellvertreters fortführen, mag man den Rechts- 
grund der Fortführung des Gewerbes in einem „Erben" der Con- 
cession erblicken oder anderweitig construiren. Dagegen fallen 
nicht hierher die öffentlich-rechtlichen Anspräche der Witwen und 
Kinder verstorbener staatlicher Civil- und Militärorgane, nämlich ihre 
Rechte auf Pensionen, Erziehungsbeiträge, die Versorgungsansprüche 
der Witwen und Waisen der Officiere und der Mannschaft ^0 ^i^f 
Grund entsprechender Dienstzeit der Verstorbenen oder einer Dienst- 
beschädigung derselben, insbesondere des Todes vor dem Feinde 
oder in Folge des Krieges; denn alle diese öffentlichen Rechte 



") Ges. vom 27. April 1887, R. G. Bl. Nr. 41, betreffend die MUitärver- 
sorgung der Witwen und Waisen von Officieren und von Mannschaft des Heeres, 
der Kriegsmarine, der Landwehr nnd des Landsturmes ; ungar. 6. A. XX, 1887. — 
Deutsches Beichsgesetz , betr. d. Pensionirung und Yeraoigung der MUitarper- 
sonen des Beichsheeres und der kaiserlichen Marine, sowie die Bewilligungen für 
die Hinterbliebenen solcher Personen v. 27. Juni 1871, B. G. Bl. S. 275 (ergänzt 
durch das Reichsgesetz v. 4. April 1874, B. G. Bl. S. 25 und vom 21. April 1886. 
B. G. Bl. S. 78) und Beichsgesetz vom 17. Juni 1887, B. G. Bl. S. 237, betr. die 
Fürsorge für die Witwen und Waisen von Angehörigen des Beichsheeres und der 
kaiserlichen Marine. 
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stehen den Betreffenden nur in ihrer Eigenschaft als Familien- 
angehörigen von Staatsorganen zu. 

Elementarereignisse, andere Zufälle. 

Aussergewöhnliche Elementarereignisse , Ueherschwemmung, 
Hagel , Erdbeben , Feuersbrunst , Insectenschwärme , begründen 
unter bestimmten Voraussetzungen für die davon betroffenen Grund- 
nnd Hausbesitzer die politischen Rechte des Steuernachlasses 
(Steuerabschreibung) und der zeitlichen Steuerfreiheit. 

Das Recht auf Steuernachlass ist ein politisches Recht 
der HL Kategorie und hat zu seinem Inhalte eine materielle Leistung 
der Staatsgewalt, nämlich den Xachlass eines entsprechenden 
Betrages oder der ganzen vorgeschriebenen Steuer in Folge der 
Beschädigung (Minderung), beziehungsweise Vernichtung des Natural- 
ertrages (Zinsertrages). Die juristische Thatsache, welche das Recht 
des Grundsteuernachlasses erzeugt, muss eine Beschädigung des 
Naturalertrages bewirthschafteter Grundstücke durch ein ausser- 
ordentliches Elementarereigniss sein; denn Naturalschäden , die 
durch nicht ungewöhnlich eintretende Witterungsverhältnisse, wie 
Trockenheit, Nässe, Frost, Auswinterung, herbeigeführt werden, 
sind ohnedies schon bei Ermittlung des Katastral-Reinerträgnisses 
der Grundstücke in Rechnung gezogen und bogründen das Recht 
des Steuernachlasses nicht. Auf Grund des über die rechtzeitige 
Anmeldung des geschehenen Elementarereignisses behördlich fest- 
gentellten Schadens am Naturalertrage — des Schadenerhebungs- 
ausweises — erscheint die Staatsverwaltung dann verpflichtet, 
den gesetzlich entfallenden Steuernachlass zu gewähren, entweder 
nur für das Steuerjahr des Elementarereignisses oder für die Zahl 
der Jahre, welche für die Behebung der Ursache der Ertrags- 
losigkeit nothwendig ist. Nach der Gesetzgebung der Reichsraths- 
länder '^^) ist für je ein Drittel des am Naturalertrage der Grund- 
parcelle erlittenen Schadens auch je ein Drittel der auf die 
Parcelle entfallenden jährlichen Grundsteuer abzuschreiben. Hin- 
gegen liegt die Gewährung eines theilweisen oder gänzlichen 
Nachlasses der Grundsteuer im Falle einer grossen Ausdehnung 

") AUerh. Patent vom 23. December 1817, §§. 18, 19, P. G. S., B. 14 (39) ; 
Hofkanzleidecret vom 6. November 1843 , Z. 15.642 nnd vom 26. Angnst 1844, 
Z. 17.391, F. M. E. V. 16. Juli 1881, Z. 20.891. 

4* 
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der durch Insecten erfolgten Schäden im Ermessen der centralen 
Verwaltungsbehörde (Finanzministerium), daher das Recht hier 
nicht schon durch die behördlich constatirte Thatsache der Be- 
schädigung des Naturalertrages durch grosse Insecteninvasionen 
entsteht, sondern durch juristische Handlung des Staates, 
durch constitutive Verfiigung der Verwaltungsbehörde. Diese Grund- 
sätze finden ihre analoge Anwendung bei Elementarunfällen, 
welche Gebäude *8) treffen, für das Jahr der Beschädigung; bei 
der Hauszinssteuer ist nach Maass der Verminderung des steuer- 
baren Zinses auch die Hauszinsstener für das Jahr des Elementar- 
ereignisses abzuschreiben ; die Hausclassensteuer aber hat f&r 
dieses Jahr ganz zu entfallen, wenn das Wohngebäude ganz oder 
zum grössten Theile durch das Elementarereigniss unbewohnbar 
geworden ist. 

Verschieden von dem Rechte auf Steuernachlass ist das poli- 
tische Recht der zeitlichen Steuer fr eiheit der Grundstücke und 
Gebäude. Es erscheint als ein politisches Recht der zweiten 
Kategorie und besteht in der Befreiung des steuerpflichtigen 
Grundstückes, Gebäudes, ohne Rücksicht auf den Natural-Zins- 
ertrag, von der Entrichtung der Ertragssteuer für eine Reihe von 
Jahren. Das Grundstück, Haus ist hier nicht von der Steuer- 
pflicht eximirt, sondern nur von der Entrichtung der Steuer 
für eine Reihe von Jahren befreit. Die juristische Thatsache, 
welche das Recht der Steuerfreiheit hier erzeugt, besteht in der 
zeitweiligen Aussercultursetzung des Grundstückes oder Theile 
desselben durch das Elementarereigniss (zeitweilige Objectsver- 
änderung). Aehnlich ist der Fall der Wiederherstellung von — 
freiwillig oder über behördlichen Auftrag — wegen Reblaus oder 
drohender Reblausgefahr zerstörten Weinpflanzungen. 

Nach der Gesetzgebung der Reichsrathsländer hat sich die 
zeitliche Grundsteuerbefreiung **) wegen der durch ausserordentliche 



") AUerh. Entschliessung v. 28. November 1821, P. ö. S., B. 49, Nr. 175; 
F. M. E. V. 27. Jänner 1862, Z. 63.548. 

^) Ges. V. 23. Mai 1883, R. G. Bl. Nr. 83 , über die Eyidenzhaltnng des 
Gnmdstenerkatasters, §§. 31—33 ; Ges. v. 27. Juni 1885, R. G. BI. Nr. 3 ex 1886, 
womit das Gesetz vom 3. April 1875 (R. G. Bl. Nr. 61) , betreffend die Mass- 
regeln gegen die Verbreitung der Reblans (Phylloxera vastairix) theilweise ab- 
geändert und ergänzt wird, §. 7. 
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Elementarereignisse bewirkten zeitweiligen Aussercultursetzung 
beim Aekerlande , bei Wiesen , Gäilen und Weingärten auf zwei 
Jahre (bei Hutweiden auf ein Jahr) über jenen Zeitraum hinaus 
zu erstrecken, welcher erforderlich ist, um die Ursache der 
Ertragslosigkeit zu beseitigen und wieder einen landwirthschaft- 
lichen Ertrag zu erzielen; für die nach Vertilgung der Reblaus 
über behördliche Genehmigung mit neuen R^ben wieder herge- 
stellten Weinpflanzungen aber gewährt das Gesetz (§. 7) eine von 
der vollendeten Wiederherstellung an laufende achtjährige Grund- 
steuerfreiheit. 

Auch bei den durch ausserordentliche Elementarereignisse 
beschädigten Gebäuden tritt — ausser dem Rechte des Steuer- 
nachlasses — eine zeitliche Steuerfreiheit von der Gebäudesteuer 
(Hauszins- und Hausclassensteuer) ein, wenn das ganze Haus oder 
Stockwerke neu hergestellt werden müssen; denn nach §. 1, 2 des 
Ges. V. .25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, findet ganz allgemein auch 
bei Um- und Zubauten eine 12jährige Steuerbefreiung vom Zeit- 
punkte der behördlich bewilligten oder früheren thatsächlichen 
Benützung statt. 

Endlich begründet bei den hauszinssteuerpflichtigen Gebäuden 
auch die Leerstehung ^^) einer Wohnung, wenn dieselbe vom Haus- 
eigenthümer in keiner Weise benützt wird, das öflFentliche Recht 
auf Steuer restitution, d. h. auf Rückgabe der für den ein- 
bekannten Wohnungszins des Steuerjahres gezahlten Steuer nach 
Massgabe der Zeit der Leerstehung. 

Hieher fallen auch manche andere, die Persönlichkeit selbst 
treffenden Zufälle, wie Krankheiten des Geistes und des Körpers, 
körperliche Beschädigung , Verstümmlung durch Unglücksfälle, 
welche die Erwerbsunfähigkeit besitzloser Personen zur Folge 
haben und somit deren Recht auf Erhaltung durch die Gemeinde, 
den Staat, staatlichen Armenverband erzeugen. 

Wirthschaftliche Thatsachen. 

Der Erwerb wie der Verlust materiellen Besitzes erscheint 
als recbtserzeugende Thatsache politischer Rechte; namentlich 



") Gebäudesteuerpatent vom 23. Februar 1820, P. G. S., B. 48, Nr. 28, Hof- 
kanzleidecret v. 18. Juni 1821, Z. 1058. P. G. S., B. 49, Nr. 88. 
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haben die politischen Wahlrechte zu den Volksvertretungen nnd 
Verwaltungsorganen (Gemeinden , Handelskammern , Gewerbe- 
kammern) in vielen Staaten ein gewisses Minimum materiellen 
Besitzes, beziehungsweise Einkommens zu ihrer Voraussetzung. 
Der Anfall eines entsprechenden materiellen Besitzes durch 
Gewinnst, gesetzliche Erbschaft — hier ist nicht von dessen Erwerb 
durch Handlungen der Persönlichkeit die Rede — schafft somit 
die Voraussetzung für das politische Wahlrecht. 

Aber auch der Verlust materiellen Besitzes, wie dessen Nicht- 
vorhandensein überhaupt kann die Entstehung politischer Rechte 
bewirken; so z. B. bei arbeitsunfähigen Personen, welche durch 
Vermögensverlust, mit der eintretenden Armuth das Recht auf 
ArmenunterstUtzuDg erwerben. Die wirthschaftliche Armuth erzeugt 
auch das Recht der zeitlichen Befreiung von der Erflillung der 
Wehrpflicht für jene wehrpflichtigen Familienglieder, welche die 
Familie erhalten. Der Staat wird natürlich der Familie den 
einzigen Ernährer, der moralisch und theilweise auch rechtlich 
— wie der Sohn gegenüber seinen dürftigen Eltern (§. 154 
a. b. G.) — zu ihrer Erhaltung zunächst verpflichtet ist , nicht 
entziehen, so .dass dieselbe der öffentlichen Armenpflege anheim- 
fallen müsste. Aus diesem Grunde bestimmen die Heeresgesetze, 
dass die einzigen Söhne erwerbsunfähiger Väter, verwitweter 
Mütter oder — in Ermanglung von Söhnen — die einzigen 
Schwiegersöhne, desgleichen — nach dem Tode des Vaters — 
die einzigen Enkel erwerbsunfähiger Grossväter oder verwitweter 
Grossmtitter, welche keine Söhne haben, wie auch die einzigen 
Brüder oder Halbbrüder ganz verwaister Geschwister, oder die 
einzigen Halbbrüder vaterloser Geschwister, solange diese Personen 
die Erhaltung der Familie besorgen, im Frieden von der Wehr- 
pflicht befreit sind, oder wenigstens vom Präsenzdienste '^®), oder 

") Wehrgesetz vom 11. April 1889, §. 34; ungar. G. Art. VI, 1889. §. 34. 
Nach §. 17 des früheren Wehrgesetzes vom 5. December 1868, R. G. Bl. Nr. 151, 
nngar. G. Art. XL, 1868 waren diese Personen von der Wehrpflicht überhaupt 
zeitlich befreit. — Deutsches Reichsmilitärgesetz, §§. 19 — 22. — In Russ- 
land sind diese Stellungspflichtigen, von welchen die Ernährung der Familie ab- 
hängt, in 3 Classen getheilt. Die I. Classe bilden : Einzige Söhne, auch Adoptiv- 
söhne (wenn sie vor dem 16. Jahre adoptirt wurden), einzige Enkel, deren 
Grosseltem keine arbeitsfähigen Söhne haben, einzige arbeitsfähige Brüder neben 
verwaisten, arbeitsunfähigen Brüdern und Schwestern; in die 11. Classe fUlen 
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überhaupt nur suppletorisch herangezogen oder durch Stellvertreter 
ersetzt werden können. Dieselben Begünstigungen treffen unter den 
gleichen Voraussetzungen auch Denjenigen, dessen einziger Bruder 
oder übrigen Brüder, beziehungsweise Schwäger in der Linien- 
oder activen Landwehrdienstpflicht stehen oder das arbeitsfähige 
Alter — meist mit 18 Jahren angenommen — noch nicht erreicht 
haben oder wegen unheilbarer geistiger oder körperlicher Ge- 
brechen erwerbsunfähig sind. 

Handlungen dritter Personen, insbesondere Wahl. 

Auch durch Handlungen dritter Personen, die also weder 
vom Staate ausgehen, noch von dem das politische Recht er- 
werbenden Unterthan, können fehlende Voraussetzungen politischer 
Unterthanenrechte ergänzt und rechtserzeugende Zustände ge- 
schaffen werden. So entstehen durch Vermächtniss, Erbeinsetzung, 
entsprechende Schenkung, Vermögens verzieht zu Gunsten des A, 
Legitimation, Adoption desselben, insoferne ihm dadurch ein 
entsprechender materieller Besitz zugewendet wird, politische Wahl- 
rechte für ihn ; die Legitimation durch nachfolgende Ehe bewirkt 
für den Legitimirten auch den Erwerb staatsbürgerlicher Rechte ; 
durch die Adoption — wobei allerdings auch die Mitwirkung 
des Adoptirten nothwendig ist — können auch Befreiungen oder 
Begünstigungen rticksichtlich der Erfüllung der Wehrpflicht be- 
gründet werden; so ist in Russland der einzige Adoptivsohn 
arbeitsunfähiger Eltern, welche von ihm erhalten werden, wenn 
er vor dem 16. Jahr adoptirt wurde, rücksichtlich der Erfüllung 
der Wehrpflicht begünstigt; er fällt in die erste Classe der aus 
dem Titel der Ernährung einer Familie privilegirten Personen, 
welche nur über Allerhöchsten Befehl, wenn die Zahl der dienst- 



die einzigen arbeitsfähigen Söhne neben nicht arbeitsfähigen; in die III. Classe 
endlich Brüder, welche unmittelbar auf einen in Dienst stehenden, im Dienste 
verstorbenen oder im Kriege verschoUenen Bruder folgen. Alle 3 Classen ge- 
messen das Privilegium, erst dann zur Losung herangezogen werden zu dürfen, 
wenn die Zahl der dienstfähigen Nichtprivilegirten das Erfordemiss des Stellnngs- 
bezirkes nicht deckt; dabei darf die I. Classe nur über kaiserlichen Befehl von 
der Wehrpfiichtsbehörde zur Losung berufen werden. — Nach manchen Heeres- 
gesetzen, so nach dem spanischen, russischen, können aus Rücksicht der Er- 
nähning der Familie auch Brüder und Verwandte unter gewissen Bedingungen 
für einander eintreten. 
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fähigen NichtprivilegirteD im einzelnen Ergänznngsbezirke den 
nothwendigen Recrutenbedarf nicht ergibt, zur Ableistung der 
Wehrpflicht herangezogen werden dürfen. Wo die Adoption nach 
den Hausgesetzen einer regierenden Familie eine staatsrechtliche 
Wirkung äussert, die leibliche Descendenz unter bestimmten Vor- 
aussetzungen zu ersetzen vermag und der Adoptirte successions- 
fähig ist, wie z. B. nach den Napoleonischen Hausgesetzen, dort 
werden durch dieselbe auch die politischen Vorrechte eines Mit- 
gliedes dieser Familie für den Adoptirten erworben. 

Unter die Handlungen Dritter, welche politische Rechte er- 
zeugen, fallen auch solche von Gesammtpersönlichkeiten, wie die 
Ernennung zu geistlichen Organen seitens der Kirche und der 
Religionsgenossenschaften, insoferne diese Organqualität politische 
Unterthanenrechte , wie z. B. Wahlrechte , zur Folge hat ; ferner 
die Aufnahme von Mitgliedern seitens eines Vereines (Corporation), 
dessen Angehörigen als solchen politische Rechte zustehen, wie 
z. B. in Italien den Mitgliedern der Ackerbaugenossenschaften und 
Agrarvereine , welche das Wahlrecht zur Deputirtenkammer be- 
sitzen (Wahlgesetz v. 22. Jänner 1882). 

Wahlen sind im Allgemeinen kein Entstehungsgrund politischer 
Unterthansrechte. In der Regel werden durch die Wahl zu staatlichen 
Organen oder Mitgliedern eines staatlichen CoUectivorganes oder zu 
Organen oder Mitgliedern einer Corporation nur amtliche Organ- und 
Corporationsrechte, nicht aber politische Unterthanrechte erworben. 
So sind die Rechte der Rede, Abstimmung, Antragstellung etc. seitens 
der Mitglieder der Gemeindevertretungen und politischen Volksver- 
tretungskörper , sowie die Privilegien der letzteren, wegen straf- 
barer Handlungen ohne Zustimmung der Kammern während der 
Sessionen nicht verhaftet oder gerichtlich verfolgt werden zu 
dürfen, durchwegs Organrechte. Steht hingegen den gewählten 
staatlichen oder Corporationsorganen oder den Mitgliedern einer 
Genossenschaft, diese mag einen staatlichen Competenzkreis haben 
oder nicht, ein politisches Unterthanrecht zu, dann ist die Wahl 
Entstehungsgrund desselben. So besitzen beispielsweise die Mit- 
glieder der ungarischen Akademie der Wissenschaften das persön? 
liehe Wahlrecht zum Reichstage; ebenso ist der Präsident der 
«. r. accademia degli agiati in Roveredo wahlberechtigt zur 
Gemeindevertretung, zum Landtage und Reichsrathe; in Italien 
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sind die wirklichen Mitglieder der Akademien der Wissenschaften, 
Literatur und Kunst, welche seit 10 Jahren bestehen, wie auch die Mit- 
glieder der Handelskammern wahlberechtigt zur Deputirtenkammer. 

Dagegen zählt natürlich nicht hieher das Wahlrecht, welches 
die statutenmässig gewählten Vertreter wahlberechtigter Corpo- 
rationen, Vereine, Gesellschaften bei der Wahl der Gemeinde-, 
Landes- , Reichsvolksvertretung fiir die Gesammtpersönlichkeit 
auszuüben haben. Denn hier ist die statutenmässige Wahl nicht 
Entstehungsginind des Rechtes, sondern nur Mittel zur Bestimmung 
des ständigen Hauptes der Gesammtpersönlichkeit, dem dann 
allerdings kraft gesetzlicher Bestimmung auch die Ausübung ihres 
Wahlrechtes zufällt ; oder aber die Wahl dient zur Bestellung eines 
speciellen Vertreters behufs Bethätiguug des Coi-porationswahlrechtes 
(Reichsrathswahlordnung §. 13, Landtagswahlordnungen §. 11, 
Galizien §. 10, Krain, Küstenland, Mähren, Schlesien §. 12). 

Auch die politischen Wahlrechte, welche den Ehrenbürgern 
einer Gemeinde zustehen, finden ihren Entstehungsgrund nicht in 
der Wahl: denn der Ehrenbürger wird von der Gemeindever- 
tretung nicht gewählt, sondern das Ehrenbürgerrecht wird Jemandem 
mittelst Beschlusses der Gemeindevertretung verliehen. ^'^) Diese 
Verleihung aber, von der autonomen Gemeinde ausgehend, er- 

*^) Der Wahlact seitens eines Collectivorganes unterscheidet sich von 
einem Beschlüsse desselben dadurch, dass bei der Wahl jedes stimmberechtigte 
Mitglied ans mehreren, nach dem objectiven Rechte wahlfähigen Persönlichkeiten 
eine erst bestimmt, auswählt, bei einem Beschlüsse (einer Abstimmung) hingegen 
jeder Abstimmende hinsichtlich einer und derselben, schon bestimmten Persön- 
lichkeit oder Sache seine Willensäusserung abgeben muss. Bei einem Beschlüsse 
besteht nothwendig die Einheit des Objectes der Willensäusserung für Alle, 
während bei der Wahl Jeder möglicherweise eine andere Persönlichkeit zum 
Inhalte seiner Willensbethätigung nimmt. Beim Beschlüsse kann daher nur der 
WiUensinhalt der rticksichtlich desselben bestimmten Objectes Beschliessenden 
ein verschiedener sein; die Freiheit liegt hier nur in der Setzung eines be- 
liebigen Willensinhaltes, bei der Wahl hingegen besteht sie in der Setzung eines 
beliebigen (qualificirten) Objectes des WoUens, in der Auswahl der Persönlich- 
keit. Ein Beschluss eines Gesammtorganea kann daher immer nur auf Grund 
eines Antrages, der das Object der Abstimmung und dessen vorgeschlagene Re- 
gelung den Votanten zur Eenntniss bringt, erfolgen. Auch bei der Wahl gilt 
dann die Mehrheit der dieselbe Persönlichkeit bezeichnenden Wahlstimmen als 
Wahlwille des Collectivorganes: die von der Mehrheit der Mitglieder des Abge- 
ordnetenhauses aus ihrer Mitte zum Präsidenten ausgewählte Persönlichkeit er- 
scheint als der vom Abgeordnetenhause gewählte Präsident. 
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scheint immerhin als eine Handlung, wodurch für den Betreffenden 
politische Rechte erzeugt werden. 

Besitz, Ersitzung. 

Der blosse Besitz ist als Erwerbsgrund politischer Rechte 
wohl nur von geringer Bedeutung. In einzebien Fällen allerdings 
wird durch den Besitz einer Sache, an welche ein politisches 
Recht geknüpft ist, auch das Recht erworben. So macht beispiels- 
weise der Besitz eines steuerfreien Werthpapieres den Besitzer 
zum Gläubiger und steht dem jeweiligen Gläubiger das Recht 
der Einkomniensteuerfreiheit zu. 

Von weit grösserer Bedeutung dagegen erscheint die Frage : 
Ist die Ersitzung ein unmittelbarer Entstehungsgrund poli- 
tischer Rechte, können dieselben ersessen werden? 

Das moderne Staatsrecht kennt die Ersitzung als allge- 
meinen Entstehungsgrund politischer Unterthanrechte nicht. Nach 
gemeinem Rechte allerdings begründete die Ausübung eines öffent- 
lichen Rechtes durch unvordenkliche Zeit die Vermuthung für 
dessen Existenz. Wenn Jemand z. B. durch unvordenkliche Zeit 
keine Steuer gezahlt hatte, so bestand die juristische Vermuthung, 
dass er das Recht der Steuerfreiheit besitze. Aber auch nach 
gemeinem Rechte würde der Nachweis, dass diese Steuerfreiheit 
rechtlich nicht bestehe, die Steuerpflicht sofort wieder begründen. 

Die Gründe, aus welchen das Staatsrecht die Entstehung 
politischer Unterthanrechte durch Ausübung der entsprechenden 
Handlung (Unterlassung) während einer bestimmten Zeit nur aus- 
nahmsweise kraft besonderer positiver Vorschrift zulässt, sind klar. 

Vorerst steht eine grosse Anzahl politischer Unterthanrechte, 
und zwar gerade die wichtigsten, der Persönlichkeit als solcher 
unmittelbar durch Rechtssatz zu, ohne dass dieselben weiterer 
juristischer Thatsachen für ihre Existenz bedürfen; so das Recht 
der Unverletzlichkeit der politischen Persönlichkeit, die Rechte auf 
Hilfe und Schutz seitens der Staatsorgane, das Auswanderungs- 
recht, Optionsrecht, die Rechte auf Benützung der staatlichen 
Unterrichts-, Verkehrs- und Communicationsanstalten, der staat- 
lichen Strassen, Flüsse, Häfen, Plätze, in Staaten mit allgemeinem 
Stimmrechte — das entsprechende Alter vorausgesetzt — auch 
das Wahlrecht zu den politischen Vertretungskörpern. Bei all 
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diesen Rechten, welche jedem Staatsangehörigen und ihrer Mehrzahl 
nach auch den im Staate lebenden Fremden zukommen, entfällt 
natürlich deren specieller Erwerb durch Rechtsgeschäft und daher 
auch durch Ersitzung. Dies gilt für alle mit der blossen Existenz 
der Persönlichkeit verknüpften politischen Rechte und betriffi auch 
manche weniger wesentliche, aus besonderen Gründen vom Staate 
eingeräumten Rechte, wie z. B. das Recht der steuerfreien (zollfreien) 
Einfuhr von Waaren in das Zollausschlussgebiet, die dauernde 
Militärfreiheit der bis zu einem bestimmten Jahre oder überhaupt vor 
der Erwerbung eines neuen Landgebietes in demselben geborenen 
Personen*®) gegenüber der neuen Staatsgewalt, desgleichen das 
Rechtauf Ausstellung staatlicher Beurkundungen (Geburts-, Todten- 
schein), das Recht, öffentlichen Gerichtsverhandlungen beizuwohnen. 
Bei den übrigen politischen Rechten aber, welche die Existenz 
besonderer juristischer Thatsachen zu ihrem Bestände verlangen, 
werden die Voraussetzungen der Ersitzung überhaupt nur sehr 
schwer Platz greifen. Diese Voraussetzungen sind , absehend von 
der Erwerbsfähigkeit der Person und der Sache (Rechte): Der 
Besitz des (vermeintlichen) Rechtes, seine Ausübung durch die 



^^) So bestimmt neuestens das englisch-deutsche Ueberein kommen vom 
1. Juli 1890 in Betreff Afrikas und Helgolands, welch letzteres von England an 
Deutschland abgetreten wurde, im Artikel 12, sub 3: „Die aus dem abgetretenen 
Gebiete herstammenden Personen und ihre vor dem Tage der Unterzeichnung 
dieser Uebereinkunft geborenen Kinder bleiben von der Erfüllung der Wehrpflicht 
im Eriegsheere und in der Flotte befreit. '^ Und das deutsche Gesetz vom 
2H. Jänner 1872, R. G. Bl. S. 31 bestimmt im §. 2, „dass das in der Anlage bei- 
gefügte Reichsgesetz vom 9. November 1867, die Verpflichtung zum Kriegsdienst 
betreffend, hiedurch in EIsass-Lothringen eingeführt werde, jedoch auf die vor 
dem 1. Jänner 1851 geborenen Angehörigen von EIsass-Lothringen keine An- 
wenduns; flnde'^. Reichsgesetz vom 11. Februar 1888, betreffend Aenderungen 
der Wehrpflicht, R. G. Bl. S. 11, §. 34. — Die Gründe, aus welchen diese Militär- 
befreiungen verliehen werden, sind verschiedene, insbesondere die Vermeidung 
mannigfacher Complicationen , welche sich durch Anwendung des Wehrgesetzes 
des erwerbenden Staates auf die zur Zeit der Abtretung der Armee des abtre- 
tenden Staates angehörigen Personen ergeben, femer die Einschränkung der 
Option zu Gunsten der friiheren Staatsgewalt ; desgleichen auch ethische Momente, 
so die UnZweckmässigkeit der unmittelbaren Uebersetzung activer Soldaten des 
früheren Heimatsstaates in die Armee des neuen Staates etc. Falls daher der 
erwerbende Staat die vor der Erwerbung geborenen neuen Staatsangehörigen 
nicht überhaupt befreit, beginnt er die Recrutirung erst bei derjenigen Alters- 
classe, die auf Grund seines Wehrgesetzes nach der Erwerbung wehrpflichtig wird. 
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gesetzlich vorgeschriebene Zeit , ferner die bona fides des Aus- 
übenden, d. i. sein guter Glaube , dass ihm dieses Recht wirklich 
zustehe und endlich ein Titel (juristischer Erwerbsgrund), welcher 
an und für sich geeignet wäre, das Recht für ihn entstehen zu 
machen. 

Es wird nun überhaupt nicht leicht geschehen, dass die 
Unterthanen Handlungen (Unterlassungen), welche den Inhalt 
eines politischen Rechtes bilden, gegenüber der Staatsgewalt 
factisch ausüben, oder dass sie solche Sach- oder persönliche 
Leistungen von derselben in Anspruch nehmen, ohne dass der 
juristische Thatbestand, welcher zur Existenz dieser politischen 
Rechte gesetzlich gefordert wird, für sie auch wirklich vor- 
handen ist. Denn der juristische Thatbestand wird schon bei 
vielen Rechten anlässlich ihrer formellen Zuerkennung 
durch die Verwaltungsbehörde selbst constatirt und fort 
in Evidenz gehalten, so bei Gewährung von Steuerfreiheiten, 
Steuernachlässen, bei der Militärbefreiung, dem Rechte der Minder- 
jährigen auf besonderen Schutz etc. ; oder der juristische That- 
bestand ist ohnedies zurGenüge bekannt, wie das Angehören 
an bestimmte Familien (regierende, mediatisirte) , an Beiiifstände 
(Militär-, Beamten-, geistlicher Stand), Corporationen ; oder dieser 
juristische Thatbestand muss von dem Berechtigten bei Aus- 
übung seines Rechtes nachgewiesen werden, so z. B. die 
Ablehnungsgrtinde der Uebernahme von munera publica (Gemeinde- 
ämter, Amt eines Geschworenen, Vormundschaft), die Erwerbs- 
unfähigkeit bei dem Rechte auf Armenunterstützung; oder aber 
die gesetzlichen Voraussetzungen werden von der Verwaltungs- 
behörde selbst anlässlich der Ausübung des Rechtes 
amtlich constatirt; dies geschieht z. B. in Betreff des politischen 
Wahlrechtes ^^) zur Gemeindevertretung und zu den politischen 
Vertretungskörpern durch amtliche Anfertigung der Wählerlisten, 
der Geschwornenlisten und deren Berichtigung über erfolgte 
Reclamationen der hiezu Berechtigten 0«) , ferner bei den Steuer- 



^^) Nach Lab and sind die Wahlrechte keine subjectiven Rechte, sondern 
nur „ein Reflex des Verfassnngsrechtes". Staatsrecht, Freiburg 1888, B. I, S. 308. 

^°) So steht in den Reichsrathsländem rücksichtlich der Wahlen zur 
Gemeindevertretung Jedermann das Reclamationsrecht sowohl in Betreff 
a) der Wählerliste als b) des Wahl Verfahrens zu, §. 17 (Bölunen, Dalmatien §. 18, 
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restitutionen ; oder die Staatsgewalt nimmt bei Ansübung ihrer 
Kechte die von der entsprechenden staatlichen Pflicht Befreiten 
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Oalizien, Steiermark §. 16, Niederösterreich §§. 15, 22 — 25) und §. H2 (Balmatien, 
Krain, Mähren §. 38, Galizien, Steiermark §. 31, Niederösterreich §. 46) der Ge- 
meindewahlordnungen. 

Bei den Landtagswahlen bestehen im Allgemeinen Beclamations- 
rechte (Reclamationsverfahren) gegen: 

a) Die Wählerliste; hier nnr beim grossen Grundbesitze (den Höchst- 
besteuerten in Dalmatien) und müssen dieselben innerhalb 14 Tagen vom Tage 
der Kundmachung dieser Wählerliste in den Landeszeitungen geltend gemacht 
werden , §§. 22, 23 (Böhmen , Bukowina , Krain , Görz-Gradiska , Istrien, Mähren, 
Schlesien §. 23, 24) der Landtagswahlordnungen. Diese Reclamationsrechte stehen 
Jedermann zu. 

Gegen die Wählerliste der Städte können Reclamationsrechte nur in Böhmen, 
Galizien, Mähren, und zwar gleichfalls von Jedermann geltend gemacht werden 
(Böhmen, Mähren §. 26, Galizien §. 25 L. W. 0.). 

Dasselbe gilt für Böhmen (§. 6 des Gesetzes v. 17. Jänner 1870, L. G. 
Bl. Nr. 8) auch für die Wählerclasse der Landgemeinden, nämlich in Betreif der 
Liste der zur Wahl von Wahlmännern berechtigten Gemeindeglieder. 

In Vorarlberg findet weder gegen die Liste der städtischen Wähler, noch 
gegen jene der Landgemeindenwähler ein Reclamationsverfahren statt (§§. 16, 17, 

18 L. W. 0.). 

h) Den Wahlact (Stimmabgabe); hier bestimmt §. 39 der Landtagswahl- 
ordnungen (Böhmen §. 23 , c des Gesetzes vom 9. Jänner 1873 Nr. 1 L. G. Bl., 
Krain , Görz-Gradiska , Istrien , Mähren , Schlesien §. 40 , Galizien §. 38, Vorarl- 
berg §■ 29) : Wenn Jemand vor dem Beginne der Abstimmung gegen die Wahl- 
berechtigung einer in der Wählerliste aufgeführten Person Einsprache erhebt 
und behauptet, dass bei ihr seit der Anfertigung der Wählerliste ein Erfordemiss 
des Wahlrechtes weggefallen sei, so wird darüber von der Wahlcommission so- 
gleich und ohne Zulassung eines Recurses entschieden. (Andererseits bestimmt 
allerdings §. 36 [Böhmen, Krain, Küstenland, Mähren, Schlesien §. 37, Galizien 
§. 35, Vorarlberg §. 26] der Landtagswahlordnung: die den Wählern und be- 
ziehungsweise Wahlmännem erfolgten Legitimationskarten berechtigen zum Ein- 
tritte in das bestimmte Wahllocal.) 

Anlangend dieReichsrathswahlen stehen die Reclamationsrechte gegen : 

1. Die Wählerliste a) des grossen Grundbesitzes (Höchstbesteuerten), ß) der 
Städte, i) der Landgemeinden, 8) der nach §.11 zur Theilnahme an der Wahl 
der Abgeordneten der Landgemeiden in der Eigenschaft von Wahlmännem be- 
rufenen Gutsbesitzern nur den Wahlberechtigten des betreffenden Wahl- 
körpers zu (§. 26, R. R. W. 0.). 

2. Beim Wahlacte selbst kann Jedermann sein Einspruchsrecht gegen 
die Wahlberechtigung einer in die Wählerclasse eingetragenen Person, gegen die 
Giltigkeit oder üngiltigkeit abgegebener Stimmen, Vollmachten oder Widerrufe 
gegenüber der Wahlcommission geltend machen (§.36). (Auch hier erklärt anderer- 
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ex offo schon aus, z. B. bei dem Rechte der Einquartirangs- 
Freiheit. Die Unterthanen werden also nicht leicht solche politische 
Rechte, zu deren Existenz ein besonderer juristischer Thatbestand 
erfordert wird, ohne dessen Vorhandensein „besitzen*, factiscfa 
ausüben. 

Aber selbst, wenn Jemand in gutem Glauben, aus Irrthum, 
zu Folge Versehens der Verwaltungsbehörden etc. solche Hand- 
lungen, die den Inhalt eines politischen Rechtes bilden, gegen- 
über der Staatsgewalt durch noch so lange Zeit unberechtigt 
ausgeübt oder von ihr geleistet erhalten hätte, so würde hiedureh 
keine Ersitzung der fraglichen Rechte — auch nicht für die 
Erben — begründet, der Betreflfende hätte kein politisches Recht 
erworben. So wie die Rechtswidrigkeit des bisherigen Zustandes 
constatirt wäre, würde der Staat die rechtswidrige Handlung 
(Unterlassung) sich gegenüber nicht mehr ausüben lassen, respec- 
tive die betreffende Leistung (Handlung) seinerseits nicht mehr 
prästiren; denn der entsprechende juristische Thatbestand wird 
aus öffentlichem Interesse gefordert und muss eben zur Zeit der 
Ausübung des Rechtes vorhanden sein. Oder sollte Jemand gegen 
die Bestimmungen des Gesetzes, trotz des Fehlens von gesetz- 
lichen Voraussetzungen für die Existenz eines politischen Rechtes, 
dennoch Inhaber eines solchen sein? 

Und die Zwecke, die Motive des Rechtsinstitutes 
der Ersitzung? Die Sicherheit des rechtlichen Verkehres, die 



seits der §. 38, dass die den Wählern und beziehungsweise Wahlmännem erfolgten 
Legitimationen zum Eintritte in das bestimmte Wahllocal ermächtigen.) 

Endlich können Wahlanfechtungen und Proteste gegen 

3. Die vollzogene Wahl innerhalb 3 Tagen nach feierlicher Eröffnung des 
Reichsrathes (gegen Ergänzungswahlen während der Session binnen 14 Tagen 
nach der Wahl) beim Präsidium des Abgeordnetenhauses von Jedermann erhoben 
werden (§. 3 des Gesetzes vom 12. Mai 1873, R. 6. Bl. Nr. 94 in Betreff der Ge- 
schäftsordnung des Reichsrathes). — Auch in Deutschland steht Jedermann, sogar 
Nichtdentschen das Red amat ionsrecht gegen die Wählerlisten für die Reichstags- 
wahlen zu (Wahlgesetz §. 8, Wahlreglement §. 3). 

Diese weitgehenden Redamationsrechte erklären sich eben aus dem Streben, 
die grösstmögUche Correctheit der Wählerlisten zu erzielen. 

Das Einspruchsrecht gegen die Urliste der Geschworenen steht in den 
Reichsrathsländem jedem Betheiligten innerhalb 8 Tagen vom Zeitpunkte der 
Auflegung der Liste zu (Gesetz v. 23. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 121, betreffend die 
Bildung der Geschwornenlisten). 
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Schwierigkeit des Beweises der Niefatexistenz des Rechtes seitens des 
Verpflichteten, die Vermeidung zweifelhafter Rechtsstreite ? Entfallen 
sie nicht für die politischen Unterthanrechte, deren Voraussetzungen 
in öffentlicher Evidenz gehalten werden und leicht nachweisbar 
sind? So entfällt bei den öffentlich - staatlichen Rechten der 
Unterthanen auch der Vortheil, welchen die Ersitzung im Privat- 
rechte gewährt, nämlich als Erwerbstitel geltend gemacht werden 
zu können, wenn der in seinem Privatrechte Angegriffene dieses 
sein Recht nicht beweisen kann. 

Die Ersitzung ist sonach im Allgemeinen kein Entstehungs- 
grund der staatlichen Rechte der Unterthanen ; sie kann nur ganz 
ausnahmsweise, insoferne das positive Staatsrecht dies rück- 
sichtlich eines politischen Rechtes besonders vorschreibt, Platz 
greifen. So wird z. B. in Preussen das Recht, ein adeliges 
Prädicat zu führen, durch Gebrauch eines solchen während 
44 Jahren erworben, ebenso die Steuerfreiheit durch fünfzig- 
jährige Nichtzahlung der Steuer. •*) 

Auch die Staatsangehörigkeit und Gemeindemitgliedschaft, 
für welche manche Autoren die Ersitzung als einen der möglichen 
Erwerbsgründe anführen, können nicht ersessen werden. Die 
Staatsangehörigkeit ist überhaupt kein Recht, sondern der Zustand 
der Mitgliedschaft am Staate, welcher Zustand allerdings gewisse 
politische Rechte zur Folge hat, die nur dem Staatsmitgliede zu- 
stehen können und daher unter den „staatsbürgerlichen Rechten" 
zu begreifen sind. Insoferne man daher unter Ersitzung den 
Erwerb von Rechten durch Ausübung der entsprechenden Befug- 
nisse in gutem Glauben eine gesetzlich bestimmte Zeit hindurch 
versteht, kann von einer Ei*8itzung der „Qualität" Staatsange- 
hörigkeit nicht die Rede sein. Denkbar wäre höchstens, dass eine 
Verfassung bestimmen würde: Wer die staatsbürgerlichen 
Rechte [Auswanderungsrecht o»). Recht der politischen Persönlichkeit 



•*) Das preussische Verwaltungagericht hat sich allerdings dagegen ans- 
gesprochen, indem es mittelst Endnrtheiles des II. Senates vom 27. April 1886 
entschied, dass ein Erlöschen dnrch Nichtgebrauch (Exstinctiv-Verj&hmng) gegen- 
über dem Steuererhebnngsrecht nicht stattfindet [Paray und Widemann, 
Bechtsgrundsatze des königl. preussischen Oberverwaltungsgerichtes (Berlin 1888)]. 

*') Das Answanderungsrecht (Austritt aus dem S.taatsverbande) kann ein 
Fremder natürlich überhaupt nicht ausüben. 
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mit grösserem Umfange und Inhalte, in den meisten Staaten das 
Wahlrecht zur Volks- und Gemeindevertretung, Recht auf Schutz 
im Auslande] in gutem Glauben während einer bestimmten Zeit — 
etwa 10 Jahren — ausgeübt, hat dadurch die Staatsangehörigkeit 
erworben. ö8) Hier würde aber auch die Staatsangehörigkeit nur 
mittelbar, als Folge der Ersitzung der staatsbürgerlichen Rechte 
entstehen. Sie selbst wäre nicht ersessen, nicht durch Ausübung 
in gutem Glauben erworben, sondern durch das Gesetz an den 
Besitz der staatsbürgerlichen Rechte geknüpft. Möglich ist ja die 
factische Ausübung staatsbürgerlicher Rechte seitens eines Fremden 
immerhin, so beispielsweise, wenn Jemand eine gefälschte Xatu- 
ralisationsurknnde in gutem Glauben besässe und staatsbürgerliche 
Rechte ausübte ; oder wenn Jemand sich die Papiere eines Anderen 
über Heimatsberechtigung oder Staatsangehörigkeit aneignete, auf 
Grund derselben seine Kinder als Staatsangehörige des Staates, 
in dem er sich aufhält, eintragen Hesse, und diese somit bonafide 
die staatsbürgerlichen Rechte ausübten ; oder es könnte geschehen, 
dass eine Ausländerin glaubte, durch Verehelichung mit einem 
Inländer Staatsangehörige geworden zu sein, während in Wirk- 
lichkeit keine giltige Ehe vorläge. 

Allein eine solche Erwerbung der Staatsangehörigkeit als 
Wirkung der Ersitzung der staatsbürgerlichen Rechte im engsten 
Sinne, die, wie erwähnt, keine Ersitzung wäre, wird eine Gesetz- 
gebung nicht statuiren. Auch eine Kirche, ein Verein oder eine 
Gemeinde werden in ihr Verfassungsrecht nicht die Bestimmung 
aufnehmen , dass Jemand durch Ausübung der Rechte eines 
Kirchenmitgliedes, Vereins-, Gemeindeangehörigen in gutem Glauben 
während einer bestimmten Zeit wirklich ihr Mitglied werde und sich 
dadurch in ihrer Dispositionsfreiheit bei der Aufnahme von Mitgliedern 
beschränken. Vielmehr würde dem Betreffenden, wenn sich heraus- 
stellte, dass er die staatsbürgerlichen Rechte bisher rechtswidrig 
ausgeübt habe, die fernere Ausübung derselben einfach verwehrt 
werden, da sie ihm eben nicht zustehen. Es läge auch gar kein 



*') Der Besitz staatsbürgerliclier Rechte ist natürlicli nicht identisch mit 
Staatsangehörigkeit. Es kann Fremden die Nichtausweisung vom Aufenthalts- 
Staate zugesichert sein, sie können Inhaber einzelner politischer Rechte im 
engeren Sinne sein, deshalb sind sie aber natürlich noch immer nicht Staats- 
angehörige des Anfenthaltsstaates. 
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Motiv zur gesetzlichen Statuirung einer solchen Erwerbsart der 
Staatsbürgerschaft vor, die ausserdem zu CoUisionen mit dem 
Heimatsstaate des Betreffenden führen würde. Ueberdies kann 
der Betreffende ja jederzeit beim Aufenthaltsstaate um Verleihung 
der Staatsbürgerschaft einschreiten. 

Allein diesen Fall hat man bei Aufstellung der Behauptung, 
die Staatsangehörigkeit (Gemeindeangehörigkeit) könne ersessen 
werden, auch gar nicht im Auge. Es ist der Erwerb der Staats- 
bürgerschaft (Gemeindeangehörigkeit) auf Grund eines anderen 
juristischen Thatbestandes , nämlich in Folge eines bestimmt 
qualificirten, die gesetzlich vorgeschriebene Zeit währenden Auf- 
enthaltes im Staatsgebiete (in der Gemeinde), den man als Er- 
sitzung charakterisirt. «*) So wurde inOesterreich bis zum Jahre 1833 

^*) Die Begründung dieser Anifassnng könnte durch die Annahme einer 
Ersitzung mit verminderten Erfordernissen versacht werden, wie das ältere römi- 
sche Recht eine solche in mehreren Fällen kannte, man denke z. B. nur an die 
lucrcUiva pro herede usucapio. Anch das heutige Recht statuirt ja einen ge- 
wissen Gradunterschied betreffs der Ersitzungszeit. Ebenso vertreten in neuerer 
Zeit manche Civilisten — insbesondere Österreichische — die Idee, dass das 
Pfandrecht durch blosse Innehabung der Pfandsache ersessen werden könne. Der 
in gutem Glauben die Pfandsache Besitzende übt freilich nicht alle Befugnisse 
des Pfandrechtes aus, so nicht das wichtigste, die Yeräusserung der Pfand- 
sache behufs Befriedigung seiner Forderung; aber er besitzt die ihm als Pfand 
übergebene (nicht dem Schuldner gehörige) Sache wie der wirkliche Pfand- 
gläubiger, er übt einen Theil des Inhaltes des Pfandrechtes aus. Der Grund- 
gedanke aller Ersitzung ist ja : Yertiefong blos factischer Zustände , die eine 
Zeit gewährt, in die man sich eingelebt, zu rechtlichen kraft gesetzlicher Be- 
stimmung. Der Fremde geniesse nun schon durch so lange Zeit den Aufenthalt 
im Staate, er habe hier seinen Wohnsitz verbunden mit vielen politischen Rechten, 
er habe sich eingelebt in diesen Aufenthaltsstaat und somit verwandle sich 
dieser so lange dauernde factische Zustand des im Staate Seins in den recht- 
lichen des ihm Angehörens, in die Mitgliedschaft. Allein diese Argumentation 
übersieht den Mangel der Identität des Zustandes — was seinen Inhalt anlangt 
— vor und nach dem Zeitablaufe. Der Zeitablauf hätte hier nicht blos die Ver- 
wandlung factischer Zustände, blos factischer Befugnisse, die den ganzen 
oder wenigstens theil weisen Inhalt eines Rechtes ausmachen, in rechtliche 
bewirkt, sondern die Zeit würde hier ein ganz neues Moment, eine neue 
Qualität des angeblich Ersitzenden erzeugt haben; zur Ersitzung der staats- 
bürgerlichen Rechte wäre die Qualität: „Mitglied des Aufenthaltsstaates" hinzu- 
gekommen. In Wirklichkeit nun knüpft das Gesetz den Erwerb der Staatsange- 
hörigkeit an einen bestimmt qualificirten Aufenthalt im Staatsgebiete. Wenn 
man daher auch eine Ersitzung mit verminderten Bedingungen anerkennen will, 
V. Dantscher. ni. 5 
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in den Ländern, wo das bürgerliche Gesetzbuch Oeltong hat, die 
StaatsbtLrgerschaft durch einen in den österreichischen Staaten 
vollendeten 10jährigen ununterbrochenen Wohnsitz unter der Be- 
dingung, dass der Fremde diese Zeit hindurch sich wegen eines 
Verbrechens keine Strafe zugezogen hat, eo ipso erworben. Gegen- 
wärtig bedarf es nach dem Hofdecreterom I.März 1833(J.G.S.2597) 
in diesem Falle noch der ausdrücklichen formellen Aufnahme in 
den Staatsverband der Reichsrathsländer, die aber über Ansuchen 
nicht Terweigert werden darf. Analog konnte nach den früheren 
Heimatsgesetzen ^^) durch bestinmit qnalificirten ununterbrochenen 
Aufenthalt in der Gemeinde das Heimatsrecht erworben werden. 
Aber diese Entstehungsart der Staatsangehörigkeit kann noch 
viel weniger als Ersitzung aufgefasst werden. Hier fehlen alle 
Bedingungen der Ersitzung; es fehlt die Ausübung, der Besitz 
eines zu ersitzenden Rechtes, oder, wenn man eine Ersitzung von 
Zuständen, Qualitäten annehmen will, es fehlt der Besitz der mit 
dem Zustande , welcher ersessen werden soll , nothwendig ver- 
knüpften , d. i. hier der staatsbürgerlichen Rechte. Der Fremde 
weiss femer die ganzen 10 Jahre hindurch, dass er nicht Staats- 
bürger ist, er entbehrt auch eines Erwerbstitels. Nach Ablauf der 



80 findet sie hier doch keine Anwendung; denn die Staatsangehörigkeit ist kein 
Recht nnd der Anfenthalt im Staate daher nicht Ausübung wenigstens eines 
TheUes von dem Inhalte eines zu ersitzenden oder ersitzbaren Rechtes. 

«*) Provisorisches Gemeindegesetz vom 17. März 1849, R. G. Bl. Nr. 170, 
§§. 12, 25, 69. Femer das Gemeindegesetz vom 24. April 1859, R. G. Bl. Nr. 58. 
§. 39: Die Aufnahme in die Zuständigkeit zur Gemeinde ist demjenigen öster- 
reichischen Staatsbürger über dessen Ansuchen nicht zu versagen, welcher 1. die 
volle Befugniss hat, über sein Vermögen zu verfugen, und 2. in dem Rechte 
zum Aufenthalte in der Gemeinde weder durch die Polizeivorschriften, noch durch 
andere gesetzliche Anordnungen beschränkt ist, und 3. wenigstens 4 Jahre 
unmittelbar vorher ununterbrochen und freiwillig in der Gemeindegemarkung 
seinen Wohnsitz hatte und während dieser Zeit der Armen Versorgung nicht 
zur Last fiel; zugleich 4. sich eines unbescholtenen Rufes erfreut, wie auch 
5. mit landesfürstlichen Steuern und Gemeindeabgaben an diese 
Gemeinde nicht im Rückstande haftet, und 6. den Besitz eines, den Unterhalt 
für ihn und seine Familie sichernden Vermögens oder den wenigstens durch 
4 Jahre fortgesetzten selbständigen Betrieb eines Nahrungszweiges, 
wodurch sein und seiner Familie Unterhalt gesichert wird, nachweist. — Das 
neue Heimatgesetz für die Reichsrathsländer vom 3- December 1863, R. G. Bl. 
Nr. 105, kennt ein solches Recht auf Verleihung der Gemeindemitgliedschaft zu 
Folge eines bestimmt qualificirten Wohnsitzes nicht (§. 5). 
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10 Jahre aber hat er darcb den entsprechenden Aufenthalt im 
Staate die Angehörigkeit an denselben erworben. Der Erwerb 
der Staatsangehörigkeit durch entsprechend qualificirten Aufenthalt 
ist daher eine der besonderen, vom Gesetze aufgestellten Arten der 
Erlangung der Staatsmitgliedsehaft, wie die Geburt von Staatsan- 
gehörigen Eltern (Nationalitätsprincip) oder innerhalb des Staats- 
territoriums (Territorialitätsprincip) , die Verehelichung einer Aus- 
länderin mit einem Staatsangehörigen, die Naturalisation und 
Legitimation^«) solche sind. 

Dagegen kann die privatrechtliche Ersitzung mittelbare 
Ursache der Entstehung eines politischen Rechtes oder des Er- 
werbes eines schon bestehenden sein. Ersteres ist der Fall, wenn 
durch die Ersitzung eben eine Bedingung der Existenz des poli- 
tischen Rechtes geschaffen wird, so z. B. der nothwendige mate- 
rielle Besitz bei den politischen Wahlrechten. Die Ersitzung ist 
hier mittelbare Ursache ; nicht das politische Recht selbst entsteht 
unmittelbar durch die Ersitzung, sondern es wird durch die Er- 
sitzung ein juristischer Thatbestand geschaffen oder ergänzt, bei 
dessen Vorhandensein das Gesetz das politische Recht zuerkennt. 
Ebenso wird bei politischen Real rechten das mit der Sache ver- 
knüpfte Recht anlässlich der Ersitzung der Sache erworben. So 
erlaugt in den Reichsrathsländern der Ersitzer eines grundbiicher- 
lichen (land- oder lehentäflichen) Gutes auch das mit dem Grund- 
stücke verbundene Wahlrecht zum Landtage, Reichsrathe. Nach 
§. 1468 des a. b. G. erwirbt Derjenige , der das Besitzrecht über 
ein solches Gut ausübt, nach 30 Jahren gegenüber demTabular- 
besitzer das Recht, als Eigentbümer des Gutes im Grundbuche 
angeschrieben zu werden. Durch die Eintragung als Besitzer des 
landtäflichen Gutes erlangt der Betreffende auch das mit dem 
Gute verknüpfte Wahlrecht zum Landtage, Reichsrathe, und kann 
dasselbe somit, wenn nicht in seiner Person ein Hinderniss, z. B. 
Minderjährigkeit, Mangel des Adels in Tirol etc., für dessen Aus- 



*') Die rechtliche Thatsache, dass uneheliche Kinder einer Ausländerin 
durch Yerehelichung mit dem unehelichen inliüidischen Vater dessen Staatsange- 
hörigkeit erwerben, ist eine Folge des allgemeinen Principes der Legitimation, 
dass legitimirte Kinder den ehelich geborenen gleich gehalten werden. So auch 
a. b. G. §.161, M. E. V. 6. December 1850 , Z. 25.418, für Niederösterreich 
L. G. Bl. Nr. 42. 

5* 
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Übung liegt, auch ausüben. Natürlich iBt das politische Realrecht 
mit der Ersitzung des Gutes originär erworben. 

Auch nach dem österreichischen bürgerlichen Gesetzbuches 
welches in den §§. 1456—1460 (cf. 1481) die Sachen und Rechte, 
welche nicht ersessen werden können, aufzählt, ergibt sich, dass die 
politischen Unterthanrechte im Allgemeinen der Ersitzung un- 
zugänglich sind. Sie sind als „ Personenrechte ^, welche sich aus 
dem Verhältnisse eines Staatsbürgers ergeben (§§. 28—38) und 
als „schlechterdings unveräusserliche" Rechte (§. 1455) von der 
Ersitzung ausgeschlossen, da sie auch nicht dem rechtlichen Ver- 
kehre unterliegen. 

„Die Annahme einer Entstehung öffentlicher Rechte durch 
Ersitzung,^ sagt Gerber in seinen Grundzügen eines Systeme-s 
des deutschen Staatsrechtes, „würde dem Wesen des heutigen 
Staatsrechtes widersprechen ; denn die Zulässigkeit, die Zahl und 
der Inhalt öffentlicher Rechte steht im organischen Staate unter 
der Fügung absoluter Normen, welche diese Form der Localisirung 
staatlicher Kräfte gemäss dem Zusammenhange des gesammten 
Staatsinteresses reguliren. Sonach kann weder die Zahl, noch die 
Gestaltung des Inhaltes dieser Rechte einer Erwerbsfreiheit preis- 
gegeben sein, welche jede Regel willkürlich durchbrechen würde, 
da sie ihren Grund in dem völlig unberechenbaren Momente des 
thatsächlichen Innehabens fände/ 

Entstehung des Staates. 

Es braucht schliesslich kaum erwähnt zu werden, dass auf 
Seite des anderen Trägers des Rechtsverhältnisses, nämlich des ver- 
pflichteten Staates, insbesondere die Bildung neuer Staaten, die sich 
heute wohl nur in secundären und abgeleiteten Formen vollzieht, 
als reichhaltige Quelle der Entstehung po litischer Rechte erscheint. 
Durch Herausbildung einer neuen staatlichen Gewalt werden die 
allgemeinen und wichtigsten , aus dem Wesen der Persönlichkeit 
fliessenden politischen Rechte unmittelbar erzeugt. Das verflossene 
Vierteljahrhundert hat solche neue Staatenbildungen gesehen, als 
Product der Nationalitätsidee, sowohl in der Form des Einheits-, 
als des Bundesstaates; andererseits erfolgte die Entwicklung 
kleiner, halbsouveräner Staaten, wie Serbiens, Rumäniens, zu 
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voller staatlicher Souverän etat. Auch Afrika zeigt am Congo die 
Bildung eines neuen Staates, des 1885 anerkannten, unter dem 
souveränen Protectorate Belgiens stehenden Congofreistaates. Ebenso 
bewirkt natürlich die Erwerbung neuer Gebietstheile für die Be- 
wohner derselben die Entstehung neuer politischer Rechte gegen- 
über dem erwerbenden Staate. 

IL Juristische Handinngen. 

Die zweite Gruppe von Thatsachen, welche durch ihren Eintritt 
politische Unterthanenrechte entstehen machen, sind gewisse Hand- 
lungen der Betheiligten, nämlich a) des verpflichteten Staates und 
b) der berechtigten Unterthanen — juristische Handlun-gen. 

Man kann unter den juristischen Handlungen zunächst solche 
unterscheiden, welche normgemäss sind, im Einklänge mit der 
Rechtsnorm Rechtsverhältnisse und subjective Rechte zur Ent- 
stehung, Aenderung oder zum Untergange bringen — recht- 
mässige Handlungen und weiters juristische Handlungen, 
welche der Rechtsnorm zuwiderlaufen, den Geboten des Rechtes 
widerstreiten — rechtswidrige juristische Handlungen, Rechts- 
verletzungen. Die rechtmässigen j uristischen Handlungen 
(Willenserklärungen) des Staates oder der Unterthanen zerfallen 
dann in solche, welche auf die Entstehung (beziehungsweise Ver- 
änderung oder Aufhebung) eines politischen Rechtes gerichtet und 
hierzu geeignet sind — öffentliche Rechtsgeschäfte, und 
in solche, bei welchen dies nicht der Fall ist, deren Eintritt aber 
dennoch die Entstehung eines politischen Rechtes zur Folge hat — 
sonstige juristische Handlungen. So bewirkt der Kauf 
eines steuerfreien, oder eines zu politischen Wahlen berechtigenden 
Gutes für den Käufer den Erwerb der Steuerfreiheit, des Wahl- 
rechtes, ohne dass die Absicht der privatrechtlichen Handlung, 
des Kaufgeschäftes darauf gerichtet ist ; desgleichen werden z. B. 
politische Rechte begründet durch Urbarmachung devastirter Grund- 
stücke, von derenVoUendung an das Gesetz eine zeitliche Grundstener- 
befreinng verleiht, durch Erbauung steuerfreier Häuser, Ausfuhr von 
der Yerzehrungssteuer unterliegenden Gegenständen über die Staats- 
grenze, welch letztere Handlung das Recht der Steuerrestitution 
erzeugt ; ebenso durch Niederlassung in einem anderen Staate, wo- 
durch mannigfache politische Rechte gegenüber dem neuen Aufent- 
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balts8taate erworben werden etc. Unter die sonstigen jaristischen 
Handinngen der Unterthanen fallen somit sowohl privatrechtlicbe 
Handinngen (Privatrechtsgeschäfte) derselben, als auch öfTentlicb- 
rechtliche. 

Die juristischen Handlungen erscheinen somit in den drei 
Hauptformen : Rechtsgeschäfte, Rechtsverletzungen, sonstige juristi- 
sche Handlungen. 

1. Oeffentliche Rechtsgeschäfte. 

Der Begriff des Rechtsgeschäftes, der in der Literatur •') heute 
ein keineswegs feststehender ist, findet in der Staatslehre fast gar 
keine Berücksichtigung. Die Bestimmung des Begriffes ,, Rechts- 
geschäft" erfolgt fast ausschliesslich nur für das Privatrecht. •») 
Nur einzelne Autoren, so namentlich Laband«»), Otto Mayer, 
Rosin, Leuthold, bringen denselben zur Anwendung; so er- 
klärt La band die Verfügung ah das einseitige Rechtsgeschäft 
des öffentlichen Rechtes. Analog der herrschenden Lehre erscheint 

*') S. die Literatur, namentlich die neuere, über den Begriff des Rechts- 
geschäftea bei Winscheid, Pandekten (7. Aufl. 1891), Bd. I, §. 69, Note 1 ; Thon, 
Bechtsnorm, VII, S 351, Note 54 ; Arndts, Pandekten (13. Auflage), §. 63, Note 1, 
nenestens T r u 1 1 e r, Ueber processuale Recktsgeschäfte (Mönchen 1890), S. 109—130. 

«^) Auch Zitelmann, Irrthum und Rechtsgeschäft, S. 232, Note 197. 
Die Frage der Anwendung des Begriffes des Rechtsgeschäftes auf das öffentliche 
Recht berühren Winscheid, Pandekten, §. 69, Note 1^; Koppen in Ihering^s 
Jahrbüchern, Bd. XI, §. 2, S. 144, Note 7; Bekker, ebendaselbst Bd.Xn, S. 32, 
der „in den Begriff die staatsrechtlichen, kirchenrechtlichen und völkerrechtlichen 
Rechtsgeschäfte einschliesst'' ; Brinz, Pandekten (2. Auflage), Bd. I, S. 214; 
Arndts, Pandekten (13- Auflage); §. 63, Note 1 ; £ i s e 1 e , Die Gompensation 
nach römischem und gemeinem Rechte (Berlin 1876), S. 257: „^tlö. so dürfte 
es auch lediglich Sache der Convenienz sein, ob man den Begriff des Rechts- 
geschäftes soweit fasst, dass das Privatrechtsgeschäft nur eine ünterabtheiluiig 
desselben bildet oder aber nicht ^ 

^*) Lab and, Staatsrecht, §.65, Die Formen der Verwaltungsacte, ebenso 
in Harquardsen*s Handbuch, Bd. II, 1, S. 97; Otto Mayer, Theorie des fran- 
zösischen Verwaltungsrechtes (§. 4, Aufgabe der Verwaltungsrechtswissenschaft» 
erklärt Gesetz, Verordnung und Verfugung als verwaltungsrechtliches Rechts- 
geschäft, S. 22; Rosin, Polizeiverordnungsrecht, S. 15; Leuthold, Oeffentliches 
Interesse und öffentliche Klage im Verwaltungsrechte in Hirth's Annalen, J. 1884r 
S. 357; Rehm, Die rechtliche Natur des Staatsdienstes in Hirth's Annalen^ 
J. 1885, §. 43, S. 113: l. Das Rechtsgeschäft im privaten und öffentlichen Recht. — 
Dagegen erklärt sich 6. Meyer, Verwaltungsrecht, Bd. I, §. 8, Note 1, gegen 
die Uebertragung des Begriffes „Rechtsgeschäft" auf das öffentliche Recht. 
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dag öffentliche Rechtsgeschäft im subjectiven Sinne als eine in 
Gemässheit mit dem objectiven Rechte auf Hervorbringung einer 
öffentlich-rechtlichen Wirkung gerichtete und dieselbe verursachende 
öffentlich-rechtliche Willenserklärung. Subjecte des Rechtsgeschäftes 
sind für das innere Staatsleben einerseits die Verwaltungsbehörden 
(Selbstverwaltungskörper), andererseits die Unterthanen. Die öffent- 
lichen Rechtsgeschäftie sind, wie die privatrechtlichen, theils ein- 
seitige — constitutive Verwaltungsverftigung, Verzicht des Unter- 
thans auf ein politisches Recht — oder aber zweiseitige, 
völkerrechtliche Verträge. Die staatlichen Verwaltungsbehörden 
wie die Unterthanen erscheinen als Normunterworfene, welche 
durch ihre in Uebereinstimmung mit dem objectiven Rechte erfolgende 
Willenserklärung eine beabsichtigte Aenderung ihres concreten 
gegenseitigen Rechtsverhältnisses erzielen. Demnach ist zunächst 
1. der Gesetzgebungsact^^) kein öffentliches Rechtsgeschäft; 
denn der Staat ist in der Function der Gesetzgebung nicht der 
Norm unterworfen, sondern souverän; die Gesetzgebungshandlung 
ist nicht ein Mittel, welches die Rechtsordnung den Interessenten, 
dem Staate als Verwaltungspersönlichkeit oder den Unterthanen 
zur Erzielung gewollter rechtlicher Wirkungen zur Verfügung 
stellt, sondern sie ist die Setzung der originären Rechtsnorm selbst, 
die Schaffung einer der Voraussetzungen auch für das öffentlich- 
rechtliche Rechtsgeschäft; hierbei ist der Staat allerdings an die 
Verfassungsbestimmungen gebunden, welche eben festsetzen, unter 
welchen Bedingungen ein geäusserter Wille als Staatswille, als 
Gesetz erscheint. Der Gesetzgebungsact ist ferner kein Rechts- 
geschäft, weil er die Regelung eines abstracten Thatbestandes 
enthält, keinen unmittelbar rechtlichen Effect hervorruft; es 
bedarf erst des Eintrittes des vom Gesetze angenommenen That- 
bestandes, um das concrete Rechtsverhältniss, das subjective Recht 
oder die öffentliche Verpflichtung des Staatsbewohners zu erzeugen. 
Dieser Grund trifft allerdings nicht alle Gesetze, nämlich nicht 



'"^) Dagegen Otto Mayer, Theorie des französischen Yerwaltnngsrechtes, 
S. 22 : „Dieser (staatliche) Wülensact, mag er Einzelact sein oder allgemeine 
Begel, Gesetz oder Act der yollziehenden Gewalt oder zusammengesetzt ans 
beiden, ist das verwaltnngsrechtliche Rechtsgeschäft; vir haben nichts Anderes 
dafür.'' Anch Zitelmann a. a. 0. neigt znr Auffassung der Gesetzgebung als 
Rechtsgeschäft. 
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das Einzelgesetz, Privilegiam, welches allerdings die Regelung eines 
concreten Thatbestandes enthält, einen unmittelbar rechtlichen 
EflFect hat und ferners nicht jene Gesetze, welche, wie z. B. vor- 
wiegend die Grundrechte, die Persönlichkeit als solche, ohne 
Annahme weiterer juristischer Thatbestände , zu ihrem Objecte 
haben, und ihr öffentliche Rechte eben auf Grund ihres persön- 
lichen Wesens zuerkennen; diese Gesetze sind allerdings ron 
einem unmittelbar rechtlichen Effecte gefolgt. 

Aber auch die Erlassung von 2. Verordnungen ist kein 
Rechtsgeschäft. Die Verwaltungsbehörden, auch die Krone als 
Organ der vollziehenden Gewalt, erscheinen allerdings als der Norm 
Unterworfene, an die Beobachtung des materiellen Rechtes Ge- 
bundene, allein auch die — neues Recht setzende — Rechts- 
verordnungist Regelung eines abstracten Thatbestandes, ohne 
unmittelbar rechtliche Wirkung. Dies gilt natürlich auch von 
jenen Verordnungen, die man provisorische Gesetze nennt, und 
die unter der Resolutivbedingung der Erlangung auch formeller 
Gesetzeskraft erlassen werden. (Die interne Verwaltungsver- 
ordnung und Verfügung erstreckt ihre Wirkung nur auf die unter- 
gebenen Behörden und Verwaltungsorgane.) Auch die Rechtsver- 
ordnung regelt nicht einen concreten Thatbestand, ein concretes 
Verhältniss zwischen Staat und Unterthan. 

So erscheint erst die Verwaltungs Verfügung — sei sie 
Befehl, Beurkundung oder constitutire Verfügung — als staatliches 
öffentliches Rechtsgeschäft; denn erst die Verfügung 
der Krone wie der Verwaltungsbehörden ist ein von der Rechts- 
ordnung dem Staate gewährtes Mittel zur Erzielung gewollter, 
rechtlicher Wirkungen, sie schafi% nicht Rechtssätze, sondern 
Rechtsverhältnisse; durch die Verfügung tritt der Staat erst 
in rechtlichen Verkehr mit Dritten. Das richterliche Urtheil hin- 
gegen, die Declarirung des bestehenden Rechtszustandes, ist 
kein Rechtsgeschäft, wohl aber die Adjudication , die mit der 
Tendenz der Rechtsschöpfung erfolgt. 

Hier ergibt sich nun die Frage: Sind öffentliche Rechts- 
geschäfte, welche die Entstehung politischer Rechte theils unmittelbar, 
theils mittelbar bewirken, seitens beider Interessenten, des Staates 
wie der Unterthanen, möglich? Gibt es einseitige öffentliche 
Rechtsgeschäfte seitens des Staates wie auch der Unterthanen? 
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Und können ferner politische Unterthanrechte auch durch zwei- 
seitige Rechtsgeschäfte, Verträge, zwischen Staatsgewalt and 
Unterthanen erzeugt werden? 

a) Rechtsgeschäfte des Staates. 

Zweifelsohne werden politische Unterthanrechte theils direct, 
theils mittelbar dnrch 

1. einseitige Rechtsgeschäfte der öffentlichen staat- 
lichen Gewalt geschaffen, nämlich durch die constitutiven, 
rechtserzengenden Verwaltungsverfiigungen. 

Als solche erscheinen seitens der Krone: Die Verleihung 
von Orden und Ehrenzeichen, wodurch ausser den Ehrenrechten 
auch noch andere politische Rechte erworben werden können ; so 
sind z. B. in Italien die Besit^r der königlichen Ritterorden 
wahlberechtigt zur Deputirtenkammer , desgleichen die mit der 
medaglia dei Mille ^i) Decorirten, sowie Diejenigen , welchen mit 
besonderem Patente das Recht zuerkannt wurde, „sich mit der 
Erinnerungsmedaille an die Kriege für die Unabhängigkeit und 
Einheit Italiens zu schmücken^ ; ferner Adelsverleihung, Ernennung 
zum Staatsbeamten, Begnadigung von den Rechtsfolgen nach rechts- 
kräftig gewordenem Urtheile, Legitimation durch landesfiirstliche 
Begfinstigung , insofeme dadurch einem Ausländer die Staats- 
bürgerschaft verliehen wird. '^') Ebenso werden durch constitutive 
Verwaltungsverfugungen der staatlichen Behörden theils 
direct, theils mittelbar politische Unterthanrechte erzeugt, so vor 
Allem die Erweiterung des positiven Inhaltes des Rechtes der 
politischen Persönlichkeit durch Ertheilung von Ehecon- 
sensen, Niederlassungs- und Auswanderungsbewilligung, Bewilligung 
der Vereinsbildung, der Abhaltung einer Versammlung — insofern 
solche Handlungen nach dem Verwaltungsrechte überhaupt der 
behördlichen Bewilligung bedürfen — , durch Verleihung von Con- 
cessionen und Gewerbeberechtigungen, Ertheilung von Hausir- und 
Waffenpatenten, Baubewilligungen, Genehmigung von Wald- 
theilungen und Rodungen in Privatwäldem, durch Verleihung von 



^*) Diese EhrenmedaiUe wurde anf Anregnog des Municipiums von Palenno 
ZOT Erinnenmg an die Expedition Garibaldi's nach Marsala im Jahre 1860 
gestiftet. 

'') Die Wirkung der Legitimation dnrch landesf&rstliche Begünstigung 
bestimmt sich nach dem Inhalte der AUerhöchsten Entschliessnng. 
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Schnrfbewilligungen auf eigenem oder fremdem Grunde, Bergbau- 
berechtigungen '8) rtickgichtlich der bergfreien Fossilien; femer 
poIitiseheWahlrechtein Folge Verleihung des akademischen 
Doctorgrades , des Ehrenbiirgerrechtes ; mannigfache andere poli- 
tische Rechte durch Anerkennung als juristische Gesammtpersön- 
lichkeit (Religionsgenossenschaft), Ausstellung von Schutzbriefen, 
Verleihung der Staatsbnrgerachaft. Ausserdem werden durch eon- 
stitutive Verfügung auch besondere Rechte der I. Kate- 
gorie begründet, bestehend in einer über den gewöhnlichen 
Gebrauch staatlicher Sachen, insbesondere Gewässer und Strassen, 
hinausgehenden Benützung derselben, wie Ausübung der Fischerei 
an öffentlichen Gewässern, Errichtung besonderer Anlagen, Stau-, 
Trieb-, Schöpfwerke, Wasserleitungen, Erbauung von Brücken, 
Stegen, Abzugsgräben etc. 

Ausser den constitutiven Verfügungen erscheinen dann noch die 
Dispensationen als einseitige staatliche Rechtsgeschäfte, durch 
welche politische Rechte entstehen. Sie sind Verwaltungsverftlgungen, 
wodurch die Anwendung eines Rechtssatzes auf einen concreten 
Fall seitens der Verwaltungsbehörde auf Grund gesetzlicher Er- 
mächtigung ausgeschlossen wird. Hierher fallen insbesondere die 
theilweisen oder gänzlichen Befreiungen der ünterthanen von 
der Entrichtung persönlicher oder materieller politischer Leistungen, 
also namentlich von der Prästirung der Militärdienstleistung und 
Abgabenentrichtung. Bei der Dispensation liegt kein Rechtsan- 
spruch auf Exemption von der politischen Leistung vor, sie ist 
nicht die — nach erfolgter Constatirung des Vorhandenseins der 
gesetzlichen Befreiungsgründe — in Anwendung des Gesetzes 
erfolgende formelle Zuerkennung des entsprechenden Rechtes der 
n. Kategorie ; der Rechtsgrund der durch Dispensation eintretenden 
Befreiung ist vielmehr die im discretionären Ermessen 
der Verwaltungsbehörde liegende Entscheidung, dass die 
gesetzliche Verpflichtung im vorliegenden Falle aufgehoben werde ; 
die Verwaltungsverftigung ist hier der rechtschaffende Act. 

So kann beispielsweise nach der Wehrgesetzgebung der 
Reichsrathsländer wie auch Ungarns auf Grund ganz besonders 



'») Oesterr. Berggesetz vom 23. Mai 1854, B. G. Bl. Nr. 146, §. 14, 16, 
19, 21, 22, 40, 90, 91. 



75 

berticksichtigungswürdiger Familienverhältnisse die Beurlaubung ^^) 
vom activen Präsenzdienste nach erfolgter Ausbildung für die 
Dauer des Friedens — jedoch unbeschadet der Heranziehung zu 
den Waflfenübungen und Controlversammlungen — verfügt werden. 
Solche Wehrpflichtige erlangen somit das Recht der Befreiung 
vom activen Dienste und sind in die Ersatzreserve einzutheilen. 
Aehnliche Dispensationen gestatten auch die deutschen Militär- 
gesetze. ") 

Bei ausgedehnter Beschädigung oder gänzlicher Zerstörung 
des Naturalertrages von Grundstücken durch Insecten liegt es in 
der discretionären Gewalt des Finanzministeriums der Reichsraths- 
länder, ausnahmsweise einen theilweisen oder gänzlichen Grund- 
steuemachlass zu bewilligen, unter der Voraussetzung, dass die 
Beschädigung durch menschliche Kraft nicht abgewehrt werden 
konnte. '*) 

Weiters fallen hierher die Dispensationen von Gebühren, 
Stempeln, Taxen, so z. B. auch seitens der Krone bei Verleihung 
von Orden, nicht an eine Staatsdienststelle geknüpften Titeln, 
des Adels, der Geheimrathswürde. 

Was dann 

2. die zweiseitigen Rechtsgeschäfte des Staates 
betriffit, die öffentlichen Verträge, so ist hier zu unterscheiden 
zwischen völkerrechtlichen Verträgen, welche der Staat 
eben mit fremden Staaten abschliesst, und staatsrechtlichen, 
welche er mit den seiner Herrschaft unterworfenen Persönlich- 
keiten vereinbaren würde. 



") §. 44 des Wchrgesetzes vom 11. April 1889, vorletzter Absatz. §. 34 
des TiDgar. G. A. VI., J. 1889: In jenen Fällen, in welchen ein Anspruch auf 
die vorerwähnte Begünstigung zwar nicht besteht, aber ganz besonders beruck- 
sichtigungswürdige Familienverhältnisse obwalten, kann nach erfolgter Ausbildung 
die Beurlaubung für die Dauer des Friedens, jedoch unbeschadet der Heran- 
ziehung zu den Waffenübungen und Controlversammlungen verfugt werden. 

^^) Reichsmilitärgesetz vom 2. Mai 1874, R. 6. Bl. S. 45, §. 22 ; Gesetz, 
betreffend Aenderungen der Wehrpflicht vom U. Februar 1888, R.G. Bl. S. 11, 
§. 10 : Eine Ueberweisnng anderer als der im §. 9 bezeichneten tauglichen Militär- 
pflichtigen zur Ersatzreserve kann durch die Ersatzbehörden dritter Instanz aus- 
nahmsweise verfügt werden, wenn besondere im Reichsmilitärgesetze vom 2. Mai 
1874 nicht ausdrücklich vorgesehene Billigkeitsgründe eine Befreiung von der 
Ableistung der activen Dienstpflicht gerechtfertigt erscheinen lassen. 

'•) Fr ei berger, Handbuch der österr. directen Steuern, §. 136. 
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Aber auch völkerrechtliche Verträge, in welchen zw^ 
Staaten ihren gegenseitigen Unterthanen politische Rechte zaerkennen, 
bewirken in der Regel nicht deren anmittelbare Entstehung. 
Denn gleichwie das Gesetz als der einen abstracten Thatbestand 
ordnende allgemeine Wille des Staates gegenüber den Unterthanen 
erscheint, so ist der Vertragswille — insoferne er nicht einen 
concreten Fall normirt — der einabstractes Verhältniss regelnde 
staatliche Wille nach Aussen. Der yölkerrechtlich und staatsrecht- 
lich convalidirte Vertrag schafft daher gleich dem Gesetze nur Ein 
Erfordemiss der Entstehung politischer Rechte, nämlich den Recht»- 
satz. Fär ihre concrete Entstehung bedarf es somit erst des Ein- 
tretens der juristischen Thatsachen , mit welchen der staatliche 
Vertragswille eben die Existenz des politischen Rechtes yerknüpft. 
Nur solche Staatsverträge daher, in welchen die Staaten ihren 
gegenseitigen Angehörigen als persönlichen Gliedern — ohne 
Postulirung eines anderen juristischen Thatbestandes als der 
Existenz der Persönlichkeit — politische Rechte zuerkennen, er- 
zeugen bei ihrer Kundmachung das politische Recht; dasselbe 
entsteht hier unmittelbar aus dem Vertrage. 

Wesentlich anders hingegen lautet die Beantwortung der 
Frage, ob auch durch staatsrechtlichen Vertrag, durch 
einen Vertrag der übergeordneten Staatsgewalt mit den ihr Unter- 
worfenen politische Unterthanrechte begründet werden können. 
Dies muss verneint werden. Der Vertrag, diese reiche Quelle 
der Schaffung von Privatrechten, ist zwischen Staatsgewalt und 
Unterthanen als Entstehungsgrund politischer Rechte ausge- 
schlossen^^), sowohl inhaltlich, da die Regelung des organi- 



'^ So ancli: Georg Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes (Leipsig 
1891), S. 25: „Die Begründung der öffentlichen Rechte erfolgt, da Staat und 
einzelne sich nicht als gleichberechtigte Subjecte gegenüberstehen, niemals 
dirch Vertrag des einzelnen mit dem Staate." v. Gerber, Grundzüge etc., §. 6t 
Kote 11; Oeffentliche Rechte (Tübingen 1852), S. 37, 39,86; Hinschius, Staat 
und Kirche inMarquardsen's Handbuch des öffentlichen Rechtes, Bd. I (erster 
Halbband), S. 277; Zorn, Staatsrecht, Bd.I, §.6, Die Principien der Rechts- 
bildung, S. 105; Gierke in SchmoUer^s Jahrbuch, Jahrg. 7, S. 1156, 
anlässlich der Besprechung von La band's Staatsrecht; Grotefend, Preussisches 
Verwaltungsrecht, S. 53; Haenel, Vertragsmässige Elemente (Leipzig 1873), 
S. 33; E. Meyer, lieber den Abschluss von Staatsverträgen (Leipzig 1874), 
S. 76, 77; H. Schul ze, Lehrbuch d. deutsch. Staatsrechtes, S. 321 ; Preussisches 
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sehen Verhältnisses der Unterthanen zum Staatsganzen nicht 
ihrer Dispositionsfreiheit überlassen sein kann, als auch gemäss 
der Stellung derTräger dieses Rechtsverhältnisses, 
nämlich der übergeordneten Staatsgewalt und der ihr 
subjicirten Unterthanen. Vermöge dieser Ueberordnnng 
nnd staatlichen Herrschaft bestimmt der Staat aus eigener 
Afacht, durch seinen Willen allein die politischen Rechte und 
Pflichten seiner Glieder und bedarf dazu, als des Rechts- 
grundes nicht etwa erst der freien Willenszustimmung der Be- 
herrschten. Das einzelne persönliche Staatsglied kann nicht — 
wie es nach der Vertragstheorie nothwendig wäre — als ein 
vom Ganzen abgelöster, von demselben unabhängiger, selbständiger 
und nebengeordneter Theil diesem gegenüberstehen. Wohl findet 
sich in der Staatslehre die entgegengesetzte Anschauung^®) ver- 
treten ; politische Rechte sollen durch Vertrag zwischen Staat und 
Einzelnen zur Entstehung gelangen können. Man beruft sich zum 
Beweise hierfür auf die Verleihung der Staatsangehörig- 
keit, auf die Anstellung der Staatsbeamten, welche 
staatsrechtlichen Acte zweifelsohne Verträge seien, ferner auf die 



Staatsrecht (Leipzig 1888), §. 99, 107; v. Held, System des Verfassungsrechtes 
(1856), Th. I, S. 51; Blnntsclili, Allgemeine Staatslelire (durchgesehen yon 
E. Löning [Stuttgart 1885]), S. 11 : Die XJnvolIkommenhelt der Vertragsform 
für die Erzeugung des Staatsrechtes in einem Staate liegt darin, dass nach ihr 
die Einheit des Staates aufgehoben nnd der Staat selbst gewissermassen auf- 
gelöst wird in seine Bee tand theil e, dass der Form nach das Recht des Staates 
gebunden wird an den Willen der einzelnen losgerissenen Theile, mit einem 
Wort, dassim Princip das (ranze den Theilen untergeordnet wird; 
Radnitzky, Die Parteiwillkür (Wien 1888), S. 13, 14. 

'8) Laband, Staatsrecht, Bd. I (Freiburg i. B.), 1888, S. 687; E. Löning, 
Deutsches Verwaltungsrecht, S. 11, §.53: Staatsrechtliche Verträge ; Die Haftung 
des Staates aus rechtswidrigen Handlungen seiner Beamten (Frankfart a. M., 
1879), S. 231, b): „Nicht blos auf dem Gebiete des Privatrechtes, sondern auch 
auf dem Gebiete des öifentlichen Rechtes kann der Staat mit den seiner Gewalt 
unterworfenen Personen Verträge abschliessend etc.; v. Stengel, Organisation 
der preussischen Verwaltung, S. 28, 36, 40; Lehrb. d. deutsch. Verwaltungs- 
rechtes (Stuttgart 1886), S. 30, 43, 44; ▼. Kirchen he im, Lehrb. d. deutsch. 
Staatsrechtes (Stuttgart 1887), S. 144; Otto Mayer. Die Lehre vom öffentlich- 
rechtlichen Vertrage im Archiv fttx öffentliches Recht, J. 1888, Bd. in, S. 44 ; 
andererseits erklärt er (S. 42), dass wahre Verträge auf dem Gebiete des Staats- 
rechtes nicht vorkommen ; Sey del, Bayerisches Staatsrecht, Bd. I, S. 526, Note 1 ; 
Bd. III, S. 323 ff; allgemeine Staatslehre (Würzburg 1873), S. 59 ff. 
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Hinterlegungsverträge^^) mit den staatlichen Gerichten ; 
man verweist weiters auf die Verträge des Staates mit der 
Kirche, und namentlich mit den mediatisirten deutschen 
Standesherren über deren staatsrechtliehe Stellung nnd 
singulären politischen Bechte. Allein vorerst sind die Staats- 

^^) Wenn £. L ö n i n g (Die Haftung des Staates ans rechtswidrigen Hand- 
lungen seiner Beamten, Frankfort 1879, S. 131) als „Verträge, welche der Staat 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes mit den seiner Gewalt nnterworfenen 
Personen abschliesst*', ansser dem Staatsdienstvertrage noch Staatsanleihens- 
vertrage anfführt, wie auch „Hinterlegnngsverträge*', durch welche der 
Staat sogenannte gerichtliche Deposita in Verwahrung nimmt, so ist dagegen 
Folgendes zu bemerken : Die Aufnahme eines Staatsanlehens erfolgt durch 
ein zweiseitiges Privat rech tsgeschäft zwischen Staat und Darlehensgeber, den 
Darlehensvertrag, wodurch zwisehen diesen beiden ein Privatrechts- 
verhältniss geschaffen wird. Der Staat bringt hier gegenüber dem 
Darlehensgeber nicht die öffentliche Gewalt zur Geltung, die Träger des 
Bechisverhältnisses erscheinen als einander gleich und unabhängig gegenüber- 
stehende Persönlichkeiten. Das Verfassungsrecht bestimmt allerdings die gesetz- 
lichen Erfordernisse fclr den giltigen Abschluss eines solchen Darlehensvertrages 
seitens der Regierung; es verlangt im constitutionellen Staate insbesondere die 
Mitwirkung der Volksvertretung, indem der Finanzminister mittelst formellen 
Gesetzes zur Aufnahme eines Darlehens (Effectuirung eines Renteaverkaufes, 
Innominatcontractes), zur Beschaffung der für Bedeckung des Abganges nöthigen 
Summe im Wege des Credites auf die den Staatsschatz möglichst wenig belastende 
Weise ermächtigt wird. Ein Zwangsanlehen allerdings, insofeme ein solches nach 
der Verfassung eines Staates zulässig ist, würde öffentliche Pflichten der Unter- 
thanen und öffentliche Rechte des Staates auf bestimmte Geldleistungen derselben 
zu Öffentlichen Zwecken begründen. Allein hier wäre natürlich von Verträgen 
keine Rede, sondern von gesetzlich geschaffenen, zwangsweisen Leistungen, analog 
einer Steuer. — Was femer die angebUchen „Hinterlegungsverträge'' anlangt, 
80 sind derlei Acte, wie Hinterlegung von Mündel- und Waisengeldern im Depositen- 
amte seitens des Vormundes, Zahlung einer Schuld durch gerichtliche Hinter- 
legung der Sache, Leistung der actorischen Caution etc. keine Verwahrongs- 
verträge des Vormundes, Schuldners, Klägers mit dem Gerichte, beziehungsweise 
Depositen- oder Steueramte. Der Vormund ist berechtigt und verpflichtet, die 
Werthpapiere dem Amte zu übergeben, der Schuldner hat das öffentliche Recht 
auf Inanspruchnahme des Gerichtes behufs Effectuirung der Zahlung, der Kläger 
folgt dem richterlichen Befehle auf Leistung der entsprechenden Sicherstellung 
der Gerichtskosten ; die staatlichen Organe aber sind kraft des Gesetzes — nicht 
in Folge Vereinbarung mit der Partei — zur Entgegennahme und Aufbewahrung 
der zu hinterlegenden Sachen verpflichtet; allerdings ist der Inhalt der gesetz- 
lichen Verpflichtungen der staatlichen Organe rücksichtlich der hinterlegten 
Objecto zum grossen Theile identisch mit dem Inbegriffe der Pflichten eines Depositais. 
Von einer unbedingten Rückstelluugspflicht aber ist natürlich keine Rede. 
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angehörigkeit und das StaatsdieDstverhältniss , selbst wenn sie 
durch Vertrag entstehen würden, keine Rechte, sondern staats- 
rechtliche Zustände, und zwar der Mitgliedschaft am Staate 
und im staatlichen Verwaltungsorganismus, welche Zustände aller- 
dings politische Rechte und Pflichten — der erstere unterthanliche, 
der letztere aber nur amtliche — zum Inhalte haben. Ausserdem 
besteht der Rechtsgrund beider nicht in einem Vertrage, son- 
in einem einseitigen Verwaltungsacte der Staatsgewalt. 
Die vorausgehende Bitte an die Staatsverwaltung um Verleihung 
der Staatsbürgerschaft, um Anstellung im Staatsdienste ist nicht 
M i t u r s a c h e , sie ist kein constitutiver Factor in dem den neuen 
staatsrechtlichen Zustand erzeugenden Verwaltungsacte, sie ist kein 
geäusserter Vertragswille. 

Der Gesuchswerber spricht lediglich die Bitte aus, dass der 
Staat ihm gegenüber die Handlung: Verleihung der Staatsange- 
hörigkeit, Ernennung zum Staatsbeamten vollziehen möge ; deshalb, 
dass dieser Bitte seitens des Staates willfahrt wird, der Staat die 
von jenem erbetene Handlung vornimmt, liegt noch kein Vertrag 
zwischen ihm und dem Bittsteller vor. Wenn Jemand bei der 
Staatsgewalt um eine Concession, einen Orden, Titel ansucht, um 
Begnadigung bittet, und die Concession, den Orden, Titel erhält, 
wenn er begnadigt wird, so geschieht dies gewiss nicht im Ver- 
tragswege, trotzdem der Betreffende dann den verliehenen Titel 
oder Orden zurückweisen kann. 

Weder bei der Verleihung der Staatsangehörigkeit, noch bei 
der staatlichen Anstellung wird eine das neue Rechtsverhältniss 
erzeugende Willensübereinstimmung in einem bestimmten Augen- 
blicke thatsächlich bewirkt, es wird kein Aufnahmsvertrag, kein 
Emennungsvertrag abgeschlossen, wie sich dies bei näherer Be- 
trachtung dieser staatsrechtlichen Vorgänge ergibt. 

Bei der Naturalisation ^<^) richtet der Aufnahmswerber a 
lediglich, wie erwähnt, die Bitte an die Regierung von B^ ihm die 



&u> 



") Als zweiseitiges „staatliches Bechtsgeschäft'^ erklärt die Naturalisation 
Lab and, Staatsrecht (Freiburg i. B. 1888), Bd. I, §.18, S. 157 ; Seydel, 
Bayer. Staatsrecht, I, S. 526, Note 1; v. Sarwey, Bas Staatsrecht des Könige 
reiches Württemberg (Tübingen 1883), I, §. 38, S. 165 : „Die Verleihung ist ein 
zweiseitiges Bechtsgeschäft, welches nur durch eine schriftliche Urkunde, die 
Yerleihungsurkunde und deren Aushändigung perfect wird. Bei der Erwerbung 
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^'scbe Staatsangehörigkeit zu verleiheD. Diese B i 1 1 e ist nicht die £ r- 
klärnng eines Vertragswillens, a verspricht Nichts, weder 
dass er Etwas leisten, annehmen, eine Handlang unterlassen, oder 
auf Etwas verzichten werde, er offerirt Nichts, er verspricht auch 
nicht, in den i^'schen Staatsverband einzutreten. Man darf hier 
auch nicht als Willensinhalt insinuiren, er offerire freiwillig die 
Erfüllung der staatsbürgerlichen Pflichten; denn dies bildet nicht 
den Inhalt seiner Bitte, und wäre auch überflüssig, da ihm diese 
Verpflichtung als nothwendige Wirkung der Aufnahme, unabhängig 
von seinem Willen, erwächst. Allerdings aber wird durch seine 
Bitte constatirt, dass er sich in dieser Angelegenheit der Ent- 
scheidung der JS'schen StaatsgewaU, die über ihn als Fremden 
diesbezüglich keine Macht und Competenz hat, unterwirft, er 
schafft dadurch fiir die Staatsgewalt die Competenz zur Vor- 
nahme ihrer Verwaltungsverfiigung und gibt damit die Voraus- 
setzung und den Anlass zur staatlichen Handlung. Damit ist 
die ganze Thätigkeit des a zu Ende, er hat für das Rechts- 
kräftigwerden des Aufiiahmsactes Nichts mehr beizutragen, 
er hat zum Perfectwerden des Aufnahmsactes weder eine weitere 
Willenserklärung abzugeben, noch eine concludente Handlung 



durch AnstelluDg im öffentlichen Dienste vertritt die Urkunde, durch welche die 
Bestallung vollzogen oder bestätigt wird, die Stelle der Verlelhungsurkunde. Die 
Annahme dieser gilt als die EinwilUgung in die Aufnahme, welche jedoch der 
Regel nach schon zuvor erklärt ist, da das Staatsbürgerrecht oder ein Amt 
nicht ohne vorgängiges Ansuchen verliehen wird'' ; Rehm, Annalen des deutschen 
Reiches, 1885. — Als einseitigen Verwaltungsact der Staatsgewalt erklären die 
Naturalisation Georg Meyer, Staatsr., §.76, S. 164; Zorn, Reichsstaatsr. 
I, S. 263; Radnitzky, Parteiwillkür im öffentlichen Recht (Wien 1888), 
S. 59 — 72; Milner, Studien zum österreichischen Staatsrechte, I. „Die öster- 
reichische Staatsbürgerschaft und der Gesetzartikel L : 1879'' (Tübingen 1880), 
S. 18, will eine beiden Anschauungen Rechnung tragende Erklärung des juristi- 
schen Actes der Naturalisation geben: „Sie ist ein auf präparatorischer, ver* 
tragsmässiger Handlung beruhender Verwaltungsact '^ ; Rosin in Hirth*s Annalen, 
J. 1883, Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbstverwaltung, S. 299 erklärt, das 
Entstehen des neuen staatlichen Herrschaftsverhältnisses beruhe auf dem 
Vertrage, nicht aber das Bestehen desselben, da sein Inhalt nicht ein ver- 
tragsmässiger ist. Mit der Begründung des Gewaltverhältnisses sei auch die 
rechtliche Kraft des Vertragswillens, also auch des Willens des Verpflichteten 
erschöpft. So auch Rehm, Die rechtliche Natur des Staatsdienstes in Hirth's 
Annalen, J. 1885, S. 155, 156. 
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mehr vorzunehmen. Er hat die Entscheidung der Staatsgewalt 
abzuwarten, die ftirsich allein ihn zum Staatsbürger macht. Der 
Staat äussert nun, falls er a aufnimmt, allerdings einen Willen, 
er erklärt dem a in der Aufnahmsurkunde: Ich verleihe Dir 
hiermit die Staatsangehörigkeit. Von einer Willensübereinstimmung, 
vom Vertragsabschlüsse könnte daher erst in dem Augenblicke 
die Rede sein, wenn a die Naturalisationsurkunde intimirt erhält. 
Dieser Zeitpunkt wird auch von den Vertretern der Vertrags- 
theorie als der des Vertragsabschlusses bezeichnet, indem man 
erklärt, nunmehr gebe a seine Willensäusserung ab, entweder 
ausdrücklich, oder durch concludente Handlung, nämlich Annahme 
oder Zurückweisung der Auftiahmsurkunde. Allein diese bei Ein- 
händigung der Aufnahmsurkunde ausdrücklich oder durch con* 
cludente Handlung erfolgende Willenserklärung des a ist für die 
rechtliche Existenz und Rechtskraft der Aufnahms- 
verfügung irrelevant; die Nichtannahme vermag deren 
rechtlichen Bestand und rechtliche Wirkung ebensowenig aufzu- 
heben, als etwa die Annahme den Aufnahmsact erst zu rechtlicher 
Existenz und Wirksamkeit bringt. Die Zustellung der Naturalisa- 
tionsurkunde , dieser formelle Act, setzt die Partei officiell 
in Kenntniss, dass der staatliche Aufnahmsact erfolgt ist, und 
beginnt von diesem Momente an seine Wirksamkeit, a ist in den 
^'schen Staatsverband bereits aufgenommen. Gewiss kann man 
nicht behaupten, die Aufnahmsverfügung sei nur der vorerst seitens 
des einen Gontrahenten, nämlich des Staates, formell geäusserte 
Wille, der in dem Augenblicke jede rechtliche Bedeutung verliert, 
für die Welt des Rechtes nicht existirt, in welchem der andere Con- 
trahent, der Naturalisirte, seine Einwilligung verweigert. Sicherlich 
darf man diese Verwaltungsverfügung in ihrer rechtlichen Bedeutung 
nicht gleichsetzen etwa einer einseitigen Adoptionserklärung des 
c, d zu adoptiren — die Analogie mit den Familienverträgen 
wird ja gerade behauptet — , die allerdings ohne Einwilligungs- 
erklärung des zu Adoptirenden rechtlich vollkommen bedeutungs- 
los ist. Man darf eben die nach und gegenüber der erfolgten 
Aufnahme seitens des a möglichen Handlungen nicht zu consti- 
tutiven Elementen des Aufnahmsactes stempeln und sie auf und 
in denselben zurückbeziehen. Der Naturalisationswerber dürfte 
wohl auch im Augenblicke der Annahme der Urkunde sich kaum 

V. DantBcher. III. 6 
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bewusst sein, dass er jetzt die Annahme der Verleihnng er- 
kläre! Er dürfte wobl überzeugt sein, jetzt ^'scber Staatsange- 
höriger zu sein! Will a nunmehr, was in der Regel der Fall 
sein wird, ^'scher Staatsbürger bleiben, so wird er natürlich 
die Anfnahmsurkunde annehmen, den Unterthaneneid , wenn er 
verlangt wird, leisten. Auch der Unterthaneneid, selbst wenn man 
ihn als wesentlich ®^) auffassen will, ist nicht eine stillschweigende 
Annahmserklärung des Naturalisirten in der Form einer conclu- 
denten Handlung ; denn diesen Eid legt a in der Regel schon als 
-B'scher Unterthan ab, er schwört seinem neuen LandesHirsten 
und dessen Erben Treue, Gehorsam, Erfüllung der Unterthanen- 
pflichten etc. Uebrigens wird er von Minderjährigen nicht abgelegt 
und werden Frauen meist davon dispensirt. Oder aber a kann, 



^^) Das österreichische Hofkanzleidecret vom 30. Jänner 1824 an sämmt- 
liche Länderstellen Pol. 6. S. Bd. 49, S. 108, spricht (in der Beilage vom 12. April 
1816, snb 3), in Betreff der Ablegnng des Unterthaneneides nur von den neuen 
Staatsbürgern männlichen Geschlechtes. Bei Ausländerinnen ist nach dem Hof- 
decrete vom 30. August 1824 die Abnahme des Unterthaneneides nicht erforderlich. 
Und nach dem Hofdecrete vom 31. Märe 1831 , Z. 7357, ist dieser Eid, sowie 
die in den Normalien vom 30. Jänner 1824 vorgeschriebene Vorhaltung der 
Unterthanenpflichten blos eine zur Bekräftigung der eingegangenen Verbindlich- 
keiten eingeführte Feierlichkeit, das Unterthansverhältniss selbst aber wird nicht 
durch den Eid, sondern durch den zwischen der öffentlichen Verwaltung und 
der Partei, welche die Staatsbürgerschaft ansucht, eintretenden Aufnahmsvertrag 
begründet. ,,Und es kann eben aus dem Grunde, weil der Unterthanenseid als eine 
blosse Feierlichkeit, nicht als eine wesentliche und unerlässliche Bedingung 
erscheint, keinem Anstände unterliegen, davon in solchen Fällen (bei der Naturali- 
sation Unmündiger) zu dispensiren, oder dessen Ablegung bis zur Erreichung 
des erforderlichen Alters zu verschieben. '^ 

Ungar. G. A. L. 1879, §. 13, 15; Th. nach §. 16 hängt die BechtskrafI 
des NaturalisatioDsdiplomes ebenfalls nicht von der Ablegung des Eides ab, wenn 
der Betreffende aber binnen Jahresfrist vom Tage der Vorladung den Eid nicht 
leistet, verliert er wieder die ungarische Staatsbüi^gerschaft, das Naturalisations- 
diplom verliert seine Giltigkeit und ist jener Behörde, welche es ausgestellt, 
sammt dem Attest über die Einhändigung der Vorladung (zur Leistung des Eides) 
zu unterbreiten. — Die Ablegung des Unterthaneneides kann allerdings auch snr 
Bedingung der Verleihung der Staatsangehörigkeit gemacht sein; so ertheÜt 
der König von Schweden die Naturalisation unter der Bedingung, dass der Auf- 
nahmswerber den Eid der Treue ablegt (§. 28, S. R. F.). Hier ist die Rechts- 
krafc der staatlichen Verwaltungsverfügung eben an eine Bedingung geknüpft. 
Auch nach finnischem Staatsrechte gilt der Betreffende erst vom Momente der 
Ablegung des Unterthaneides als naturalisirt. 
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wenn er nach erfolgter Verleihung nicht Ä'scher Staatsbürger 
bleiben will , anf die ihm verliehene Staatsbürgerschaft sofort 
verzichten, ausdrücklich oder durch Verweigerung der An- 
nahme der Naturalisationsurkunde, er kann die Wirkung des 
staatlichen Actes durch seine Handlung vernichten; dies wird 
ihm in der Regel gestattet sein. Möglich wäre allerdings, dass 
eine Gesetzgebung den Verzicht des Naturalisirten innerhalb einer 
bestimmten Zeit nicht zuliesse, die Staatsverwaltung ihn nunmehr 
als ihren Angehörigen betrachtete und zur Erfüllung der staats- 
bürgerlichen Pflichten, wie etwa der Militärpflicht, eventuell mit 
Grewalt verhielte. In diesem Falle würde wohl Niemand behaupten, 
die Staatsangehörigkeit sei durch Vertrag entstanden, und doch 
bliebe der staatsrechtliche Verleihungsact ganz derselbe. Es ist 
also wohl die dem a gegenüber der Aufnahmsverfugung rechtlich 
gebotene Möglichkeit, dieerlangteStaatsbUrgerschaft durch 
einen öffentlich-rechtlichen Act seinerseits sofort 
wieder aufzugeben, sei es durch Verzicht, Auswanderungs- 
erklärung, oder wo das Auswanderungsrecht nicht besteht, durch 
die Bitte um Entlassung ans dem neuen Staatsverbande, welche 
die Anschauung erzeugt haben dürfte, der Rechtsgrund der Naturali- 
sation sei ein zweiseitiges Rechtsgeschäft, einVertrag. Es widerspräche 
auch der Natur der staatlichen Herrschaft, der Hoheit und Würde der 
souveränen Staatsgewalt, die Rechtskraft ihrer staatsrechtlichen 
Acte von der Zustimmung der ihr Unterworfenen abhängen zu 
lassen. Aber selbst die nachträgliche Zustimmung zu der von Je- 
mandem dem Zustinmienden gegenüber vorgenommenen Handlung 
würde diese natürlich noch nicht in einen Vertrag verwandeln; 
wenn die Wahlberechtigten a zum Abgeordneten wählen und a 
erklärt, die Wahl anzunehmen, ist der Wahlact dadurch nicht 
zum Vertrage zwischen Wählern und Gewähltem geworden, son- 
dern bleibt ein einseitiges Rechtsgeschäft; die Rechtskraft der 
einseitigen Wahlhandlung ist unabhängig von der Zustimmung 
des a, a hat nur die Möglichkeit, die Wirkung derselben durch 
seinen Verzicht auf die Wahl wieder aufzuheben. Ist Jemand zu 
einem Ehrenamte, z. B. zum Vormunde, ernannt worden und macht 
derselbe seinen Befreiungstitel nicht geltend, so erscheint er deshalb 
nicht durch Vertrag ernannt. Wenn im Privatrechte b erklärt, die 
Erbeinsetzung, das Legat des a anzunehmen, so erwirbt er zwar 

6* 
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durch diese Annahmserkläning (Erberklärung) die Erbschaft, da9 
Legat, nicht aber durch vertragsmässige Willensübereinstimmung mit 
dem noch fortwirkenden Willen des Erblassers, Vermächtnissgebers, 

Die rechtliche Natnr der Naturalisation als eines einseitigen 
öffentlichen Rechtsgeschäftes tritt besonders deutlich bei jenen 
Staaten hervor, in welchen sie durch ein formelles Gesetz erfolgt : 
dies ist heute z. B. in Dänemark, Norwegen (vom Storthing allein). 
Belgien, den Niederlanden, Luxemburg ausschliesslich, in Italien 
und Spanien zum Theile der Fall. Auch die bayerische Constitution 
vom 1. Mai 1808 verordnete: „Das Indigenat kann nur durch eine 
königliche Erklärung oder ein Gesetz ertheilt werden." Die Naturali- 
sation ist daher ebenso ein einseitiger Verwaltungsact, als die über 
Ansuchen des Staatsbürgers bewilligte Entlassung aus dem Staats- 
verbande, wo dieselbe im discretionären Ermessen der Verwaltungs- 
behörde liegt, als ein solcher erscheint. 

Dieselbe rechtliche Natur zeigt auch der Rechtsgrund de& 
Staatsdienstverhältnisses. 

Der Ernennungsact der Staatsbeamten ist gleichfalls eia 
einseitiger Verwaltungsact der Regierung und finden die rück- 
sichtlich der Naturalisation angeführten Gründe hier ihre analoge 
Anwendung. Auch dieses Rechtsverhältniss , das Staatsdienstver- 
hältniss der Beamten, fundiren hervorragende Staatsrechtslehrer®*) 
der Gegenwart, wie Laband, Seydel, Edgar Löning, 
V. Sarwey, Gareis, auf einen öffentlich-rechtlichen V e r t r a g^ 
der im Augenblicke der bedingungslosen Annahme des staatlichen 
Emennungsdecretes seitens des Ernannten abgeschlossen werden 
soll und tritt diese Vertragstheorie gerade in neuerer Zeit wieder 
stärker hervor. 



") Laband, Staatsrecht, Bd. I, §.45 und in Marquardsen's Handbacli, 
Bd. ir, 1. Halbband, S. 62, §.9; Seydel, Bayerisches Staatsrecht, Bd. HI, 
S. 321—336: Allgemeine Staatslehre, S. 59—63; E. Löning, Verwaltnngsrecht^ 
§. 25 ; Die Haftung des Staates ans rechtswidrigen Handinngen seiner Beamten, 
S. 131; V. Sarwey, Württembergisches Staatsrecht (Tübingen 1883), Bd. ür 
S. 176 ; Das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtspflege, S. 322 ; aUer- 
dings ist (S. 276, Staatsr.) „die Form der Anstellung die der einseitigeD 
Yerwaltungsverfügung;" Oareis, Allgemeines Staatsrecht in Mar- 
qnardsen's Handbuch, Bd. I, S. 164, ül. (S. die weitere Literatur Aber diese 
Frage I. Lief., S. 54, Note 24 dieses Werkes.) 
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Die souveräne Staatsgewalt, als eine ihrer Natur nach über 
ihre Glieder herrschende Gewalt, hat die Pflicht und das Eeclit, 
die dem staatlichen Organismus nothwendigen Organe zu schaffen, 
und zwar aus ihren persönlichen Gliedern. Diese staatlichen Acte 
der Erzeugung von Organen, durch das objective Recht geregelt, 
bedürfen zu ihrer rechtlichen Existenz und Wirksamkeit nicht 
der Zustimmung der Staatsangehörigen. Die Kirche, diese souveräne 
Oesammtpersönlichkeit, schafft sich ihre Organe gleichfalls vermöge 
der ihr über die Gläubigen, insbesondere die Ordinirten, nach dem 
jus divinum zustehenden geistigen Gewalt, und entspringt das 
Ernennungsrecht der Kirchenoberen (der Bischöfe, des Papstes) 
aus ihrer Amtspflicht, innerhalb der Grenzen ihres Competenz- 
kreises für die Befriedigung der kirchlichen Bedürfnisse Sorge zu 
tragen. 

Die Ordinirten sind verpflichtet, jede kirchliche Verwendung, 
7.U welcher der competente Kirchenobere sie beruft, und daher 
Äuch die wichtigste derselben, nämlich die Besorgung des Kirchen- 
amtes, zu acceptiren. Sie sind daher nicht nur verpflichtet, das 
ihnen übertragene kirchliche Amt anzunehmen, sondern auch es 
zu behalten und können dasselbe nicht willkürlich aufgeben. «^^ 

Der Staat nun versichert sich bei Ausübung seines Ernennungs- 
rechtes allerdings aus praktischen Gründen, da er im Allge- 
meinen seine Aemter nicht als munera publica in dem Sinne 
organisirt hat, dass dieselben von den Ernannten beibehalten und 
versehen werden mUssten, vorerst der Bereitwilligkeit Der- 
jenigen, denen er ein Amt überträgt. 

Beim Bestände einer gesetzlichen Pflicht würde man zweifels- 
ohne die Ernennung, obwohl der juristische Charakter derselben 
dadurch gar nicht alterirt w^ürde, als einen einseitigen Verwaltungs- 
act erklären. Allein der Staat verlangt von seinen Bürgern wohl e i n- 
zelne Dienstleistungen oder auch, dass sie sich ihm eine bestimmte 
Zeit ganz widmen, aber er übt, da der Staatsdienst eben die 
ganze Persönlichkeit ergreift, keinen Zwang rücksichtlich der 
Uebemahme derselben aus, er verlangt kein Zwangsbeamtenthum. 



^') Der neugeweihte Priester legt ja anch die ausdrückliche Gehorsams- 
nDgelobnng in die Hä^de des Ordinators ab; v. Scherer, Handbuch des 
K. R. I, §. 78, S. 447, Note 67. 
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Nur rücksichtlich einzelner staatlicher Aemter, wie jener der 
Vormünder, Curatoren, Geschworenen, Gemeindevorsteher, Gemeinde- 
ansschiisse, die nar zu einzelnen Dienstleistungen verpflichten, be- 
steht daher die Pflicht der Uebernahme des übeiiiragenen Amtes, 
falls nicht besondere gesetzliche Befreiungstitel geltend gemacht 
werden können. Derjenige daher, dem keine öffentliche staatliche 
oder kirchliche Gewalt zukommt, kann seine Organe nicht „ernennen"^ 
im juristischen Sinne. Eine Privatpersönlichkeit , ein Verein kann 
sich nur im Wege des Dienstvertrages ^*) Organe schaffen. Allein 
die Freiwilligkeit des Beamtenverhältnisses, die Thatsache, 
dass die Ernennung in Uebereinstimmung mit dem 
Wunsche des Ernannten, im Einklänge mit seinem Willen 
erfolgte, macht dieselbe noch nicht zum Vertrage. Sonst 
würden alle dem Ansuchen der Parteien entsprechenden Acte der 
freien Verwaltung als Verträge erscheinen! Was nun zunächst 
das Verhältniss der Staatsgewalt zu ihren Beamten anlangt, so 
wird man nicht in Abrede stellen, dass dasselbe ein Gewalt-, 
Herrschaftsverhältniss über dieselben ist, daher Versetzung, zor 
Dispositionstellung , Beförderung , Pensionirung , Entlassung der 
Beamten durch einseitigen staatlichen Verwaltungsact erfolgt. 

Aber auch die erste Ernennung des Unterthanen zum Staats- 
diener ist kein Vertrag, sondern ein einseitiges Rechtsgeschäft, 



^*) Das Keichsgericht der Reichsrathsländer entschied in zwei Erkennt- 
nissen vom 4. Juli 1888, Hye, Sammlung, Th. VIII, Nr. 442 n. 443, dass über 
einen Anspruch eines landschaftlichen Beamten an das Land (Tirol), 
der aus dem Dienstverhältnisse zu diesem Lande, beziehentlich aus dem hierüber 
mit dem (Tiroler) Landesa usschusse vereinbarten Dienstvertrage abgeleitet wird, 
die ordentlichen Gerichte zu entscheiden haben, da die in dem Jnstiz- 
Hofdecrete vom 29. September 1841, Nr. 555 J. G. S., sowie in den Hofdecreten 
vom 16. September 1834 und 26. Jänner 1843, P. G. S. Bd. 62, S. 228 und 
Bd. 71, S. 7 festgesetzte Ausnahme, wonach Streitigkeiten aus dem Dienstverbande 
von Beamten ohne Dazwischenkunft der Gerichte im administrativen Wege aas- 
zutragen sind und folgerichtig nach Erschöpfung des administrativen W^es 
nach Massgabe des Artikels 3, üt. a des Staatsgrundgesetzes vom 31. December 
1867, K. G. Bl. Nr. 143, das k. k. Reichsgericht darüber zu entscheiden hat, 
wortklar auf die gegenseitigen Forderungen des Staates und der Staats- 
beamten aus dem Staatsdienstverbande eingeschränkt ist, daher keines- 
wegs auch auf gleichartige Streitigkeiten zwischen Landschaften oder Ge- 
meinden und deren Beamten ausgedehnt werden darf. 
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ein im freien Ermessen®*') der Behörde liegender einseitiger Ver- 
waltungsact, wie die Wahl eines Abgeordneten ß*) oder die Er- 
nennung zum Mitgliede einer ersten Kammer ein solcher ist. Auch 



^* * ) Man hat die Behauptung anfgestellt, dass durch den Erwerb der f fir 
den Staatsdienst gesetzlich geforderten Qnalification ein Recht des Eintrittes 
in den staatlichen Yerwaltnngsorganismns begründet werde, der Staat somit 
verpflichtet sei, die entsprechend qnaMcirten AnfDahmswerber zu politischen 
Concepta-, Finanzconcepts-, Bechtspraktikanten etc. zu ernennen ; von einem weiteren 
Rechte auf definitive Anstellung oder seineizeitige Beförderung sei allerdings 
keine Rede. Dieses allgemeine Recht der entsprechend Qualificirten, zu Mit- 
gliedern des staatlichen VerwaltuDgsorganismus ernannt zu werden, ein Recht 
der III. Kategorie, ergebe sich insbesondere im constitutionelien Staate aus der 
Verfassung, welche in den Orundrechten „die gleiche Zugänglichkeit der öffent- 
lichen Aemter für alle Staatsbürger" ausspreche (s. auch das Staatsgrundgesetz 
der Reichsrathsländer über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, Art. 3-) — 
Allein eine solche unbedingte Aufnahmspflicht der Staatsgewalt ist nicht anzu- 
erkennen ; denn wenn auch die Aufnahme in den Staatsdienst die Regel 
bilden wird, insbesondere bei den Gerichtsbehörden, so muss dieselbe doch als 
ein Act der freien Verwaltung anerkannt werden, dessen Vornahme somit im 
discretionären Ermessen der Behörde liegt, und mit Rücksicht auf den Bedarf, 
die Fähigkeit und Vertrauenswürdigkeit des GesucbsteUers erfolgt. In diesem 
Sinne entschied auch das Reichsgericht für die Reichsrathaländer : „Die gleiche 
Zugänglichkeit der öffentlichen Aemter für alle Staatsbürger könne nur dahin 
gedeutet werden, dass einerseits keine Classe von Staatsbürgern etwa wegen 
ihres Religionsbekenntnisses, ihrer Nationalität, ihres Standes von der Erlangung 
von Staatsämtem ausgeschlossen, und dass andererseits kein Staatsamt nur für 
gewisse Classen der österreichischen Staatsbürger zugänglich sein soll. Darüber 
aber, dass irgend ein österreichischer Staatsbürger ein Recht auf Verleihung 
eines bestimmten Amtes habe, enthalte jener Artikel des Staatsgrundgesetzes 
schlechterdings Nichts." .. . „In der Zurückweisung eines Gesuches um Wiedereintritt 
in den Conceptsdienst, respective um Verleihung einer Oonceptspraktikantenstelle 
.... kann daher schon an sich und um so weniger eine Verletzung des erwähnten 
verfassungsmässig gewährleisteten Rechtes gelegen sein, als es durch die 
bestehenden Dienstorganisationsvorschriften unbedingt der discretionären Beur- 
theilung der zur Verleihung des Amtes berechtigten Behörde anheimgestellt ist, 
ob sie bei einem Bewerber um ein öffentliches Amt die von ihr für dasselbe 
erforderlich erkannten Qualificationen und persönliche Vertrauenswürdigkeit als 
constatirt anzuerkennen vennöge oder nicht, ohne verpflichtet zu sein, einem 
abgewiesenen Dienstwerber die Gründe der Zurückweisung seines (Gesuches bekannt 
zu geben. (Hye, Sammlung, Th. VI, Nr. 255; Th, IV, Nr. 165.) 

^^) Wenn A. sich um ein Mandat bewirbt, gewählt wird und erklärt, das 
Mandat anzunehmen (L. W. 0. für Mähren, §. 52; R. R. W. 0., §. 56), so ist der 
Rechtsgrund seiner Mitgliedschaft in der Kammer natürlich kein Vertrag zwischen 
ihm und seinen Wählern. Ja selbst gegen seinen Willen gewählt, ist er dennoch 
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die Bemfung eines Ausländers in den staatlichen Yerwaltangs- 
Organismus erfolgt nicht im Vertragswege. ^*) 

Einem Ausländer gegenüber ist die Staatsgewalt natürlich 
in dieser Richtung keine tibergeordnete Gewalt. Sie kann weder 
ein ausländisches Verwaltungsorgan seinem Staate durch ihre Er- 
nennung entziehen, noch einen fremden Staatsangehörigen zu ihrem 
Beamten creiren, da ihr jegliche Competenz mangelt. Diese Co m- 
petenz kann nur durch die freiwillige Unterwerfung des Aus- 
länders unter die eyentuelle Verfügung der inländischen Staats- 
gewalt über ihn geschaffen werden. Die Regierung wird daher, 
wie sie dies schon regelmässig beim Inländer thut, nur nach con* 
statirter Bereitwilligkeit des Ausländers, der Ernennung 
Folge zu leisten, dieselbe vornehmen. Diese Constatirung kann 
erfolgen durch Bewerbung des Ausländers selbst um die Stelle 
oder durch Anfrage, Anbietung, Zusicherung besonderer Vortheile 
seitens der Regierung. Allein auch die nach gepflogener Verhand- 
lung erzielte Vereinbarung ist kein Vertrag oder Vorvertrag ; fehlt 
es doch schon dem verhandelnden staatliehen Organe — dem 
Minister oder Unterbeamten — an der Competenz, sich vertrags- 
mässig zu verpflichten. 

Die Ernennung geschieht auch hier durch einseitige staat- 
liche Verfügung, sie ist nicht ein öffentlich-rechtlicher Vertrag, etwa 
der Krone mit dem Ausländer. Der Ausländer kann nur, wie der 
Inländer, wieder auf das tibertragene Amt verzichten oder um 
Entlassung bitten. Sein Wille ist aber kein constitutiver Factor 
im Ernennungsacte. 

Ja, setzt man zur theoretischen Beleuchtung der rechtlichen 
Natur des Ernennungsactes den Fall, der in der Praxis allerdings 
nicht leicht vorkommen wird, dass A ohne sein Wissen und Wollen, 



gewählter Abgeordneter; er kann nur auf die Wahl verzichten; von seinem 
WiUen hängt nicht die Rechts Wirkung der Wahl ab. 

^^) Dagegen die Entscheidung des Reichsgerichtes, Hye, Sammlung, Th. HI, 
Nr. 143t 108: „Derlei Ansprüche (nämlich auf den Beamtengehalt etc.) .... 
beruhen nur in sehr seltenen AusnahmstäUen , wie z. B. hie und da bei Be- 
rufangen von Professoren oder von Fachspecialitäten zum k. k. Staatsdienste 
auf einem zwischen der Staatsverwaltung und dem Berufenen abgeschlossenen 
üebereinkommen, welches dann allerdings einen Privatrechtstitel (?) constituiren 
und im Falle eines Rechtsstreites darüber zur Austragung vor den Civilrichter 
gehören würde." 
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etwa irrthümlich ernannt worden, so wäre er dennoch Beamter, 
und könnte, ohne der ernennenden Behörde gegenüber erst eine 
besondere Erklämng abgeben za müssen, sein Amt Dritten gegen- 
über ausüben. Aber auch seine Erklämng, er wolle das Amt nicht, 
juristisch gesprochen, seine Weigerung, das Amt zu behalten 
und auszuüben, würde die Ernennung und deren Wirkung 
nicht vernichten oder aus der Welt schaffen. Diese Weigerung 
könnte die Ernennung nicht zu einem, nur von einer Seite 
geäusserten , nicht acceptirten Vertragswillen stempeln , in der 
Wirkung gleich etwa der einseitigen Erklärung des B, er wolle C 
heiraten. Auch in diesem Falle müsste A, um aufzuhören, Beamter 
zu sein, seinen Verzicht erklären oder um Enthebung bitten; es 
müsste die Ernennung durch einen entgegengesetzten staatlichen 
Act aufgehoben, sie müsste von der competenten Behörde zurück- 
gezogen werden, respective ein diesbezüglicher Antrag an die 
Krone erfolgen. 

Aber selbst wenn man dieser Argumentation nicht zustimmte 
und die Annahme der Ernennung für deren Rechtswirksamkeit 
nothwendig hielte, so würde der Emennungsact dadurch nicht zu 
einem Vertrage. Und überdies, selbst wenn der Rechtsgrund des 
Staatsdienstverhältnisses ein Vertrag wäre, so würde dadurch das 
aus der Natur des Staates fliessende Princip, dass politische 
Rechte der Unterthanen niemals durch Vertrag ent* 
stehen, nicht durchbrochen. Denn auch der Staatsdienst ist kein 
Recht, sondern ein staatsrechtlicher Zustand, durch welchen 
zwischen Staat und Beamten ausschliesslich amtliche Rechte 
und Pflichten geschaffen werden. Die politischen Unterthanenrechte 
aber, die dem Beamten als solchem zukommen, wie namentlich 
politische Wahlrechte, stehen ihm kraft gesetzlicher Bestimmung zu. 

Staats-Kirchen-Verträge. 

Auch die Verträge, welche der Staat mit der Kirche ab- 
«chliesst, können nicht als Beweis für die Entstehung politischer 
Unterthanenrechte durch Vertrag zwischen Staat und Einzelnen 
gelten, ebensowenig, als Verträge zwischen den souveränen Staaten 
selbst, wodurch dieselben den gegenseitigen Unterthanen Rechte 
gegenüber der fremden Staatsgewalt einräumen würden. Denn die 
Kirche, die zur Persönlichkeit organisirte Einheit der dieselbe 
Religion bekennenden Gläubigen, ist kein Unterthan des Staates, 
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sondern gleichfalls eine souveräne Gesammtpersönlichkeit. Sie ist 
rücksichtlich der Feststellung der Glaubenslehre, Organisation der 
Kirchengewalt, Feststellung der religiösen Rechte und Pflichten 
ihrer Glieder nicht dem Staate unterworfen. Die Staatsgewalt er- 
scheint gegenüber der Kirchengewalt nicht als eine höhere, über- 
geordnete Gewalt. 

Ein Staats-Kirchen- Vertrag ist daher nicht ein Vertrag der 
Staatsgewalt mit einer ihr subjicirten Gesammtpersönlichkeit, son- 
dern ein Vertrag zwischen souveränen Gesammtpersönlichkeiten. 
Solche Verträge begründen allerdings öffentliche Rechte, nämlich 
Rechte zwischen Staat und Kirche (deren Organen), sie haben 
aber der Natur der Sache nach im Allgemeinen nicht die Fest- 
stellung von Rechten der Unterthanen gegenüber der Staatsgewalt 
zu ihrem Objecte. Möglich wäre es aber immerhin, dass durch 
solche Staats- Kirchen -Verträge einer Kategorie von Unterthanen, 
namentlich Denjenigen, welche zugleich kirchliche Organe sind, 
vom Staate mit Rücksiebt auf diese ihre kirchliche Stellung auch 
gewisse politische Vorrechte eingeräumt würden. So gewährte 
z. B. Artikel XIV des zwischen Oesterreich und dem heiligen 
Stuhle am 18. August 1855 abgeschlossenen Concordates den 
katholischen Geistlichen ein politisches Privileg in Betreff der 
Verbüssung von Freiheitsstrafen wegen geringen Delicten, indem 
dieselben „im Falle einer Verurtheilung wegen Vergehen oder 
Uebertretungen in ein Kloster oder in ein anderes geistliches Hans 
eingeschlossen werden''. 

Solche Verträge bedürfen ja auch, um für die Staatsorgane 
und Staatsglieder rechtswirksam zu sein, der Publication als 
Gesetze in der verfassungsmässigen Form. 

Verträge mit den Standesherren. 

Schliesslich verweist man insbesondere auf die öffentlich- 
rechtlichen Verträge, welche von den deutschen Einzelstaaten — . 
Preussen, Bayern, Württemberg, Hannover, Baden, Hessen, Chur- 
fürstenthum Hessen, Nassau, Fürstenthum Hohenzollern-Sigmaringen 
— mit den Standesherren ß') ihrer Gebiete in Betreff deren Staats- 



^^) y. Rönne, Das Staatsrecht der prenssischen Monarchie (1870), Bd. I, 
Abth. 2, S. 266 ff.; H. Schulze, Das prenssische Staatsrecht (Leipzig ]888)t 
Bd. I, §. 123t 124 ; Ernst Meier, üeber den Abschlnss von StaatsvertrSgen, S. 76—82. 
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rechtlicher Stellnng geschlossen worden seien nnd politische Vor« 
rechte derselben begründet hätten. 

Solche Uebereinkommen wurden in der That mit vielen standes- 
herrlichen Familien auf Grund der deutschen Bundesacte vom 
8. Juni 1815 und der Wiener Congressaete vom 9. Juni 1815 
abgeschlossen, sowohl in der Zeit unmittelbar nach dem Wiener 
Congresse, als auch später, nach dem Eintritte dieser Staaten in 
die constitutionelle Staatsform; namentlich in Preussen zu Folge 
des Edictes vom 21. Juni 1815 und der Ausflihrungsinstruction 
hierzu vom 20. Mai 1820 und später auf Grund der Verfassungs- 
deelaration vom 10. Juni 1854 und der königlichen Verordnung 
vom 12. November 1855, welche anordnete, dass die Wieder- 
herstellung der standesherrlichen Vorrechte gegenüber der Gesetz- 
gebung des Jahres 1848 (deutsche Grundrechte) und der Verfassung 
vom 31. Jänner 1850 im Wege der königlichen Verordnung 
erfolgen solle. 

Allein diese Regelung der staatsrechtlichen Stellung der 
standesherrlichen Familien, für welche von allen Staaten die könig- 
lich bayerische Verordnung vom 19. März 1807 zur Grundlage 
genommen wurde, ist trotz der von den Regierungen mit den- 
selben gepflogenen Verhandlungen nicht im Wege des Ver- 
trages geschehen. Denn diese Uebereinkommen der deutschen 
Regierungen mit den einzelnen Familien bedurften erst der landes- 
fürstlichen Genehmigung, sie erscheinen nicht als Staatsver- 
träge, sondern sind ihrer Natur nach Acte der gesetzgebenden 
Gewalt, Privilegiengesetze, erlassen seitens der absoluten landes- 
fürstlichen Gewalt. 

Wohl trachteten die Regierungen, die Zustimmung der 
Mediatisirten zum Inhalte der zu erlassenden Privilegiengesetze, 
namentlich in Betreff der finanziellen Entschädigung zu erhalten, 
eben mit Rücksicht auf die ehemalige Stellung der Standesherren. 
Waren sie doch souveräne regierende Familien gewesen, durch 
einen blossen Gewaltact anlässlich der Gründung des Rheinbundes 
(12. Juli 1806) der Landeshoheit beraubt und auch jetzt nicht zu 
einfachen Unterthanen herabgedrückt ; es verblieben ihnen noch 
Herrschafisrechte in ihren Gebieten, „et notamment les droits de la 
hasse et moyenne Jurisdiction en matikre civile et criminelle, de 
Jurisdiction et de police forestiere, de chasse^ de f^che, de mineSj 
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d'itainea , de dimea et preatations fiodalea , de patronage et autres 
semblables , et lea revemia pravenana des dita domainea et droits*^. 
Viele Familien hatten remonstrirt, andere behaupteten, dass 
sie mit der AuflöBong des Rheinbundes (1813) von selbst wieder 
in ihre frühere staatsrechtliche Stellung von regierenden Familien 
gelangt seien. Diese Uebereinkommen und Recesse waren daher nur 
Vorarbeiten, damit die schliesslich durch einseitige staatliche 
Willenserklärung erfolgende Regelung der staatsrechtlichen Stellung 
der Standesherren auch zur Zufriedenheit der Mediatisirten selbst 
erfolge. Man wollte die Mediatisirten mit dem Inhalte dieser Pri- 
vilegiengesetze einverstanden wissen. Die constitutionelle Zeit wird 
sich dann der Gesetzesnatur dieser die standesherrlichen Verbält- 
nisse regelnden Acte deutlich bewusst. Dies zeigt sich klar nament- 
lich in Preussen. Hier hatte die Regierung im Jahre 1854 die 
Wiederherstellung der bundesrechtlich garantirten Rechte der 
Mediatisirten, welche durch die Gesetzgebung des Jahres 1848 und 
die Verfassung vom 31. Jänner 1850 vernichtet gewesen wären, 
beim Landtage beantragt. In der That kam das Gesetz vom 
10. Mai 1854 — die sogenannte „Verfassnngsdeclaration^ — zu 
Stande, worin eine solche Wiederherstellung der bundesrechtlich 
garantirten Vorrechte jener ehemals reichständischen Familien, 
deren Besitzungen in den Jahren 1815 und 1850 der preussischen 
Monarchie einverleibt worden seien, für zulässig erklärt und zu- 
gleich gesetzlich bestimmt wurde, dass diese Wiederherstellung 
mittelst königlicher Verordnung zu geschehen habe. Diese 
königliche Verordnung erfloss am 12. November 1855, stellte aber 
wieder Verhandlungen mit den einzelnen Familien in Betreff ihrer 
Vorrechte und namentlich der finanziellen Entschädigung in Aus- 
sicht. Thatsächlich wurden solche Vereinbarungen dann fast mit 
allen standesherrlichen Familien Preussens von der Regierung abge- 
schlossen, die natürlich gleichfalls der königlichen Bestätigung 
bedurften. Dies führte im Anfange der Sechziger-Jahre zu einem 
ernsten Conflicte mit dem Landtage, indem das Abgeordnetenhaus 
die Rechtsgiltigkeit dieser Conventionen und finanziellen Recesse 
sowohl ihres Inhaltes als insbesondere der Vertrags form wegen 
bestritt. In Betreff der Form ward eben hervorgehoben, dass nach 
dem Gesetze vom 10. Juni 1854 die Regelung der standesherrlichen 
Verhältnisse durch königliche Verordnung, wozu der Landtag die 
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Krone allein ermächtigt hatte — und nicht im Wege des 
Vertrages zu erfolgen hatte. Schliesslich bestimmte das aus der 
Initiative des Abgeordnetenhauses heiTorgehende Gesetz vom 
15. März 1869 (G. S. S. 490), ,, betreffend die Ordnung der Rechts- 
verhältnisse der mittelbar gewordenen Reichsfürsten und Grafen", 
dass der Landtag die den standesherrlichen Häusern bereits ge- 
zahlten oder versprochenen Entschädigungssummen genehmige, in 
Zukunft aber die nach dem Gesetze vom 10. Juni 1854 fdr zulässig 
erklärte Wiederherstellung der bundesmässig garantirten Rechte 
der Mediatisirten im Wege der Gesetzgebung — also nicht 
mehr mittelst königlicher Verordnung — erfolgen müsse. 

Auch die Regelung der Rechtsverhältnisse jener standesherr- 
lichen Familien, welche durch die Erwerbung von Hannover, Kur- 
hessen und Nassau im Jahre 1866 der preussischen Monarchie 
einverleibt worden sind, kann nur im Wege der Gesetzgebung 
erfolgen. Auch hier steht den bundesmässig garantirten Rechten 
dieser Standesherren die in den neuerworbenen Gebieten publi- 
cirte preussische Verfassung vom 31. Jänner 1850 entgegen, 
während die Verfassungsdeclaration vom 10. Juni 1854 auf die 
Standesherren dieser neuen Gebietstheile keine Anwendung findet, 
da sie nur von den in den Jahren 1815 und 1850 der preussischen 
Monarchie einverleibten ehemaligen Reichsständen handelt. Dem- 
gemäss wurde z. B. auch in neuester Zeit der standesherrliche 
Rechtszustand des Herzogs von Arenberg wegen des in Hannover 
gelegenen Herzogthums Meppen durch Gesetz vom 27. Juni 1878 
geregelt. 

Sonach ist auch die Regelung des staatsrechtlichen Verhält- 
nisses der Mediatisirten nicht durch Vertrag mit ihnen, sondern 
durch einseitig bindende staatliche Acte, theils in der Form ab- 
soluter und constitutioneller Gesetzgebung, theils im Verordnungs- 
wege kraft besonderer gesetzlicherErmächtigung der Krone 
erfolgt. Der Inhalt der seitens der Regierungen mit den einzelnen 
standesherrlichen Familien gepflogenen Verhandlungen, die nur 
informatorischen Charakters waren, wurde dann zum Inhalte 
der einseitigen königlichen (landesherrlichen) Verfügungen genommen, 
durch welche allein der staatsrechtliche Zustand der Mediatisirten 
seine Regelung fand. 
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Wollte man aber annehmen, dass die Normirung des staateh 
rechtlichen Verhältnisses der deutschen Standesherren wirklich dnrch 
Verträge derselben mit der Staatsgewalt der deutschen Einzel- 
staaten erfolgt sei — Verträge, die dann von beiden Contrahenten 
zu unterzeichnen und zu ratificiren gewesen wären — dann würde 
dadurch keineswegs der Beweis erbracht sein, dass politische 
Rechte der Unter thanen durch Verträge derselben mit der 
Staatsgewalt entstehen können. Vielmehr wäre dies nur ein Beweis, 
dass die deutschen Staaten bei Regelung der staatsrechtliehen 
Stellung der mediatisirten Familien dieselben rechtlich noch 
nicht als ihre Unterthanen betrachtet hätten und diese Ver- 
träge mit ihnen als souveränen Familien, die der staat- 
lichen Gewalt noch nicht oder nicht völlig subjicirt seien, abge- 
schlossen hätten. Nicht mit Unterthanen, sondern mit Häuptern 
souveräner Familien, die erst durch ihre Willenszustimmung Unter- 
thanen werden sollten, könnten solche Verträge zu Stande kommen, 
denn der Staat bedarf zur Ausübung der übergeordneten staat- 
lichen Gewalt über seine Unterthanen nicht der Zustimmung der- 
selben, als wären sie ihm gleich gegenüberstehende, nebengeordnete 
Persönlichkeiten, der Rechtsgrund seiner Herrschaft ist nicht der 
Wille der Beherrschten. Nicht durch vertragsmässiges Ueberein- 
kommen, sondern durch die einseitigen Acte der Gesetzgebung und 
Verordnung begründet er die politischen Pflichten und Rechte 
seiner organischen Glieder. Im mittelalterlichen Staate allerdings, 
dessen Stände sich der Staatsgewalt nicht subjicirt fühlten, son- 
dern als ihr eigenberechtigt gegenüberstehende politische Mächte 
war der öflFentlich-rechtliche Vertrag die vorzüglichste Quelle des 
Erwerbes politischer Rechte. Damals war eben das Wesen der 
Staatsgewalt als einer obersten, Alle unmittelbar beherrschenden 
öffentlichen Gewalt, die durch ihren Willen allein den politischen 
Zustand ihrer Unterthanen regelt, noch nicht zum Bewusstsein und 
zur Anerkennung gelangt. 

„Die inneren Rechtsverhältnisse des Staates selbst sind aller- 
dings," wie Hänel88)sagt, „regelmässig und ihrer Natur nach dem 
Bereiche des Vertrages entzogen. Denn der Begriff des Vertrages 
selber sagt es aus, dass es die Uebereinstimmung mehrerer, an 

'^) Haenel, Studien zum deutschen Staatsrechte; Die vertra^mässigen 
Elemente, S. 33. 
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sich selbständiger Willen ist, der die Kraft beigelegt wird, das 
obwaltende Verbältniss rechtlieh zu bestimmen. Die Gleich- 
berechtigung der Vertragschliessenden gegeneinander ist 
somit voransgesetzt. Der Staat aber,- als das umfassendste Herr- 
schaftsverhältniss, ist berufen, einseitig, durch seinen Willen die 
dem Bereiche seiner Herrschaft anheimfallenden Verhältnisse zu 
ordnen und zu bestimmen. Er steht als solcher und abgesehen 
von seiner privatrechtlichen Seite als Fiscus niemals als ein 
Gleichberechtigter Gleichberechtigten gegenüber." 

l) Rechtsgeschäfte der Unterthanen. 

Die Entstehung politischer Unterthanenrechte durch zwei- 
seitige Rechtsgeschäfte zwischen Staat und Einzelnen erscheint 
somit ausgeschlossen; allerdings müssen letztere zur Entstehung 
mancher einseitigen staatlichen Rechtsgeschäfte auch ihrerseits 
Handlungen vornehmen, so z. B. um Naturalisirung , Aus- 
wanderungsbewilligung, Concessionsertheilung etc. ansuchen. Es 
ergibt sich daher hier nur noch die Frage, ob politische Rechte, 
wie sie durch einseitige Rechtsgeschäfte des Staates erzeugt werden, 
so auch durch einseitige öffentliche Rechtsgeschäfte 
der Unterthanen unmittelbar zur Entstehung gelangen 
können ? 

Allein durch einseitige Rechtsgeschäfte der Unterthanen 
gegenüber dem Staate können solche Rechte direct nicht er- 
zeugt werden. Die politischen Rechte vermögen nur durch den 
Eintritt des vom Gesetze geforderten Thatbestandes zu entstehen ; 
das Gesetz bestimmt im öffentlichen Interesse genau deren Voraus- 
setzungen. Der Staat kann daher den Bestand solcher Rechte und 
damit den Inhalt des öffentlich-rechtlichen Verhältnisses der Unter- 
thanen zu ihm selbst nicht von deren Dispositionsfreiheit abhängen 
lassen, so dass sie durch einseitig öffentlich-rechtliche Willens- 
erklärung ihrerseits dieses organische Verbältniss zu ändern im 
Stande wären. Er kann den Willen der Unterthanen nicht als 
einen rechtsschöpferischen und flir ihn besondere Pflichten schaf- 
fenden Factor zulassen. Der Staat mag einzelne, nicht wesentliche 
politische Rechte durch einseitiges Rechtsgeschäft der Berechtigten, 
nämlich Verzicht auf dieselben , erlöschen lassen;' zur Ent- 
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8 1 e h u n g solcher Rechte aber können die Unterthanen nur durch 
Scbaffang ihrer gesetzlichen Voraussetzungen beitragen. 

Nur ausnahmsweise, namentlich zur Zeit staatlicher lieber* 
gangszustände , erscheint der indirecte Erwerb politischer 
Rechte auch durch einseitiges öffentlich-rechtliches Rechtsgeschäft 
der Unterthanen möglich, insofeme nämlich die Erlangung der 
Staatsangehörigkeit (Gemeindemitgliedschaft), die natürlich den 
Erwerb staatsbürgerlicher Rechte zur Folge hat, durch einseitige 
Eintrittserkläriing der Fremden bewirkt wird. So gewährt der 
Staat in der Regel den Bewohnern neu erworbener Gebietstheile 
das Recht der Option, der Beibehaltung der früheren Staats- 
angehörigkeit. Aehnlich wurde unter Peter dem Grossen, um die 
Bevölkerung des russischen Reiches zu heben und daselbst abend- 
ländische Cultur einzuführen, jedem Ausländer das Recht zuer- 
kannt, mittelst Anzeige an den Senat, dass er in den rassischen 
Staatsverband eintrete, Unterthan des moskowitischen Reiches zu 
werden und ebenso durch einseitige Willenserklärung nach freiem Er- 
messen wieder auszutreten. Gewiss ein seltenes Recht der ersten 
Kategorie ! Nach pfälzischem Heimatsrechte ®») ist für Pfälzer der 
Heimatserwerb durch einseitige Willenserklärung möglich; die 
diesbezüglichen Willenserklärungen sind beim Bürgermeisteramte 
der bisherigen und der künftigen Heimatsgemeinde abzugeben und 
ist eventuell die Heimatsgebühr zu entrichten. Vermöge dieser 
kraft gesetzlicher Bestimmung durch einseitige Willenserklärung 
erfolgenden Statusänderung werden gleichfalls politische Rechte, 
so z. B. das Gemeindewahlrecht, begründet. 

2. Rechtsverletzungen. 

Die zweite Gruppe juristischer Handlungen, welche politische 
Rechte entstehen machen, sind Verletzungen der öffentlich-staat- 
lichen Rechte der Unterthanen durch die staatlichen Verwaltungs- 
behörden, die durch rechtmässige, wie auch durch rechts- 
widrige Handlungen der Staatsorgane zugefügt werden können. 

Solche Verletzungen der politischen Rechte durch die Staats- 
gewalt können natürlich rücksichtlich aller vier Kategorien be* 



^^) Seydel, Bayerisches Staatsrecht, Bd. III, S. 122, 123, 
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gangen werden. Sie bestehen bei den Rechten der ersten Kategorie 
— den positiven Handhmgen der ünterthanen gegenüber dem 
Staate — in der Aberkennung, Schmälerung, Verwehrung der den 
Staat zum Objeete habenden positiven Handlung, z. B. der Aus- 
wanderung, Stimmabgabe, Benutzung der staatlichen Sache. Bei 
den politischen Rechten der zweiten Kategorie — den Befreiungen 
von persönlichen oder Sachleistungen an den Staat — erfolgt die 
Rechtsverletzung durch Forderung (Erzwingung) solcher persön- 
licher oder Sachleistung von den davon Befreiten ; eine Verletzung 
der Rechte der dritten Kategorie — der Befugnisse auf persön- 
liche oder Sachleistungen der Staatsgewalt an die ünterthanen — 
geschähe durch Verweigerung oder nicht vollinhaltliche Leistung 
der staatlichen Verwaltungspflichten. Die Verletzungen der Rechte 
der vierten Kategorie endlich — der rechtlichen Befugnisse der 
Ünterthanen auf ein Nichthandeln der Staatsgewalt ihnen gegen- 
über — würden durch Vornahme der rechtswidrigen staatlichen 
Handlung gegenüber der Persönlichkeit begangen; insbesondere 
bei dem Rechte der Unverletzlichkeit der politischen Persönlichkeit 
entweder durch Verbot (Verhinderung) von für den Staat neutralen 
Handlungen der Ünterthanen, wie: Vereinsbildung, Verlassen eines 
Ortes etc. oder aber durch Vornahme positiver rechtswidriger Eingriife 
der Staatsgewalt in die unverletzliche persönliche Sphäre, z. B. 
widerrechtliche Verhaftung, Ausweisung, Internirung. 

Dadurch erwächst dem Unterthan ein öffentliches Recht auf 
Zurücknahme der rechtsverletzenden Verfügung oder des Urtheiles, 
beziehungsweise auf Vornahme der unterlassenen staatlichen Hand- 
lung. Ausserdem können weiters öffentliche Rechte auf Wieder- 
herstellung der geschädigten Ehre, socialen Stellung, Aufhebung 
der abgeleisteten Strafe, soweit dies Alles in staatlicher und 
menschlicher Macht liegt, begründet werden. Hierher fallen z. B. 
die Rechte unschuldig verurtheilter Personen auf Erhaltung eines 
staatlichen Ehrenzeichens ^^) , auf Ausstellung eines staatlichen 



*^) In Frankreich, wo man sich Ende des 18. Jahrhnndertes anlässlich 
des Justizmordes Jean C o 1 a's mit der Frage der Entschädigung nnschnldig Ver- 
urtheilter beschäftigte, schlug der Jurist de la Madelaine vor, solche Personen 
mit einem staatlichen Ehrenzeichen zu decoriren. „Wer würde einen solch un- 
schuldig Yerurtheilten nicht mit Vergnügen geschmückt sehen durch ein weisses 
Band, von welchem ein Kreuz oder eine Medaille herabhinge, die auf der einen 
V. Dantscher. III. 7 
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Schuldloaigkeitszeugnisses , YerkündiguDg des freisprechenden Ur- 
theiles in der Presse, wie auch das Recht auf Rückgabe der ge- 
leisteten Geldstrafe und der Kosten des Strafprocesses. 

Dagegen erscheinen die Schadenersatzansprüche der Unter- 
thanen wegen der ihnen durch öffentliche Rechtsverletzungen 
seitens des Staates zugefügten Nachtheile an Vermögen, Ein- 
kommen, Erwerb, wo solche im Gesetze anerkannt sind, — denn 
ein allgemeines Princip lässt sich hier wohl nicht aufstellen — 
als privatrechtliche Forderungen. Man kann hier nicht eine 
solche Connexität zwischen der Ursache des Schadenersatzes, näm- 
lich der öffentlich-rechtlichen rechtsverletzenden Handlung desStaates 
und dem dadurch erzeugten Rechte des Verletzten auf Schaden- 
ersatz annehmen, dass die Natur der rechtsverletzenden 
Handlung auch dem Schadenersatzansprüche nothwen- 
dig ihren Charakter aufdrücken, denselben somit zu 
einem öffentlichen Rechte machen würde. Der Anspruch auf 
Ersatz eines vermögensrechtlichen Schadens und die Schadens- 
ersatzpflicht bilden den Inhalt einer rechtlichen Beziehung, welche 
ebenso zwischen Einzelnen bestehen kann und besteht, welche 
daher zu ihrem Bestände der Existenz einer Gesammtpersönlich* 
keit nicht bedarf.*^) Die vermögensrechtliche Schadenersatzleistung 
ist eine Handlung der allgemeinen Sphäre der Persönlichkeit, 
sie erscheint nicht als Bethätigung der öffentlichen Gewalt — in 
der Form einer öffentlichen Verpflichtung — gegenüber dem Ver- 
letzten. Die Beantwortung der Frage nach der rechtlichen Natur 
des subjectiven Rechtes auf vermögensrechtlichen Schadenersatz, 
wie auch des rechtlichen Charakters der Schadenersatzpflicht hat 
daher nicht zu erfolgen mit Rücksicht auf die Qualität der rechts- 
verletzenden Handlung, welche das Ersatzrecht und die Ersatz- 



Seite die Worte trägt: „Erkannte Unsclinld*', und auf der anderen eine ans 
zwei Palmenzweigen gebildete Krone mit dem Datum des freisprechenden 
ürtlieües!" 

**) Demgemäss ist auch der Schadenersatzanspruch des Staates an die 
des Verbrechens des Hochverrathes, des Anfstandes oder Aufruhrs schuldig £r> 
klärten privatrechtlicher Natur; §.370, St. P.O., zweiter Absatz: „Zu dem 
aus diesen Verbrechen entstandenen Schaden sind aber nicht nur alle unmittelbar 
oder mittelbar durch dasselbe herbeigeführten Beschädigungen, sondern auch alle 
zur Unterdrückung der verbrecherischen Unternehmung oder zur WiederhersteUong 
der Ordnung und Sicherheit aufgewendeten Kosten zu rechnen.^ 
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pflicht hervorrief, ob diese Handlung eine privat- oder öffentlich- 
rechtliche gewesen ist. So erscheint z. B. im Falle der Erlöschung 
oder Aufhebung einer über staatliche Initiative erfolgten Beschlag- 
nahme von Druckschriften das Becht des durch die ungerecht- 
fertigte Beschlagnahme Beschädigten auf Ersatz des erweislichen 
Schadens aus der Staatscasse ^*) als eine privatrechtliche 
Forderung und nicht als politisches Recht. So bestimmt Artikel 58 *') 
der Generalacte der Brüsseler Conferenz vom 2. Juli 1890, dass 
dem Capitän oder Bheder eines Schiffes, welches ohne genügende 
Verdachtsgründe, dass es Sklaven ftthre, von einem Kriegsschiffe 
mit Beschlag belegt wurde, auf Grund des Erkenntnisses der Wider- 
rechtlichkeit dieser Beschlagnahme ein Recht auf Schadenersatz 
gegenüber dem Staate des Kriegsschiffes zustehe, welches die 
Beschlagnahme vornahm. Auch hier ist das aus der öffentlich- 
rechtlichen Handlung entspringende Schadenersatzrecht ein Privat- 
recht. Ebenso erweist sich das Recht eines unschuldig Verurtheilten 
auf staatliche Entschädigung der ihm durch die Strafhaft er- 
wachsenen Nachtheile an Vermögen und Erwerb **) — die Gesetz- 



**) St. P. 0. §. 491 : Im FaUe der Erlöscfausg oder Aufhebung einer von 
der Sicherheitsbehörde unmittelbar oder auf Veranlassung des Staatsanwaltes 
vorgenommenen Beschlagnahme gebührt dem durch diese Beschlagnahme B^ 
schädigten der Ersatz des erweislichen Schadens aus der Staatscasse, jedoch im 
FaUe der ausdrtlcklichen Aufhebung nur dann, wenn hiebei die Beschlagnahme 
als weder durch den Inhalt der Druckschrift, noch durch eine Ausserachtlassung 
der in dem Pressgesetze enthaltenen Vorschriften gerechtfertigt erkannt wird. — 
Ganz denselben Schadenersatz müsste ja auch der Privatkläger leisten, wenn 
über seine Klage das Gericht die Beschlagnahme einer Druckschrift anordnen 
und die Beschlagnahme dann vom h&heren Gerichte über Beschwerde aufgehoben 

würde, §. 487, 494. 

••) Acte Giniral De La Conference De Bruxelles, Art. LVIII: Dans 
ce cos (que le navire arriti ne s*est point livri ä la trotte) le capitaine ou 
Varmateur du navire at*rit^ sans niotif legitime de suspicion ou ayanV it4 
aoumis ä des vexation9 aura le droit de r4clamer des domnittgea-intirits dont 
le montant serait fixi de commun accord entre les gouvernementa direetement 
inUreaeia ou par voie d*arhitrage, et payi dana le dilai de aix moia ä partir 
de la date du jugementf qui a acquittS la priae, 

**) Auch das Parlament der Beichsrathsländer beschäftigte sich schon 
wiederholt mit der Frage der Entschädigung unschuldig verurthellter 
Personen , und ist jetzt eine gesetzliche Regelung derselben erfolgt. Ein dies- 
bezüglicher Antrag des Abgeordneten Dr. Roser, in der 196. Sitzung der 
IX. Session am 23. Februar 1882 gestellt, wurde in der 204. Sitzung am 

7* 
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gebung Frankreichs, Belgiens und vieler Schweizer Cantone an- 
erkennt ein solches — als ein privatrechtlicher Anspruch. 



4. März 1882 dem Strafgesetzansschusse zugewiesen. Ehe noch der vom SqI>- 
comite dieses Ausschusses ausgearbeitete Gesetzentwurf im Plenum des Straf- 
gesetzausschusses zur Verhandlung kam, brachte die kaiserliche Regierung selbst 
am 7. März 1883 in der 277. Sitzung einen Gesetzentwurf über die Entschädi- 
gung unschuldig verurtheilter und nachträglich freigesprochener Personen ein^ 
der gleich in der nächsten Sitzung am 8. März über Antrag des Grafen Hohe n- 
wart dem Strafgesetzausschusse zugewiesen und in der 331. Sitzung des Abge- 
ordnetenhauses vom 12. Februar 1884 in zweiter und dritter Lesung angenommeo 
wurde. (Stenogr. Prot, IX. Session, S. 11473—11493.) Nachdem dieser Gesetz- 
entwurf dem Herrenhause übermittelt worden, legte dessen juridische Commission 
einen amendirten Entwurf vor, der in der 95. Sitzung am 27. Mai 1884 «ur 
zweiten Lesung gelangte. Nach einer diese Frage sehr eingehend erörternden 
Rede des Grafen Belcredi wurde tiber Antrag des Grafen Leo Thun die 
Vertagung und in der 101. Sitzung des Herrenhauses am 27. Februar 1885 über 
Antrag des Grafen Franz Coudenhove die Zurückleitung des vorliegenden 
Gesetzentwurfes an die juridische Commission behufs neuerlicher Berathung und 
möglichst schleuniger Berichterstattung beschlossen. (Stenogr. Prot., S. 1496 bis 
1510 und S. 1623.) 

In der X. Session des Reichsrathes brachten dann die Abgeordneten 
Dr. Jaques und Dr. Roser und Genossen in der 27. Sitzung des Abgeordneten- 
hauses am 5- März 1886 neuerlich einen, auf den Principien der Regierungs- 
vorlage und des Entwurfes der Herrenhauscommission ruhenden Antrag wegen 
Entschädigung für ungerechtfertigt erlittene Strafen ein. Nach der ersten Lesung 
dieses Antrages am 28. Jan u er 1887 wurde derselbe in den Sitzungen vom 
4., 6., 11. und 14. März 1890 (Stenogr. Prot., S. 13636-13647, 13670 -13694^ 
13713—13736, 13763-13789) in zweiter Lesung und in der 375. Sitzung 
dieser Session vom 18. März 1890 (Stenogr. Prot., S. 13809) in dritter Lesungr 
angenommen. An das Herrenhaus geleitet, ward derselbe in der 80. Sitzung 
dessen juridischer Commission zugewiesen, gelangte aber nicht mehr zur Er- 
ledigung. In der gegenwärtigen XI. Session wurde der Antrag neuerdings im 
Abgeordnetenhause eingebracht, und diese Frage endlich durch Gesetz vom 
16. März 1892, R. G. Bl. Nr. 04, „betreffend die Entschädigung für ungerechtfertigt 
erfolgte Verurtheilung", geregelt. Dabei fasst das Gesetz — m. E. irrigerweise — 
diesen Entschädigungsanspruch an den Stiat wegen der durch ungerechtfertigte 
Verurtheilung erlittenen vermögensrechtlichen Nachtheile als öffentliches. 
Recht auf und gewährt (§. 7 und §. 8) zu dessen Erhebung eine eventuelle Be- 
schwerde an das Reichsgericht auf Grund des Artikels 3, lit. a) des St. Gr. G. 
über die Einsetzung eines Reichsgerichtes. — Auch im deutschen Reichstage wurde 
im Jahre 1883 ein solcher Antrag von den Abgeordneten Philipps und Lenz- 
mann eingebracht und der Commissionsberathung überwiesen, ohne aber bisher 
Gesetz geworden zu sein. 
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Denselben privatrechtlichen Charakter haben schliesslich die 
Eechte der Parteien gegenüber richterlichen Beamten, dem Staate 
selbst oder gegenüber Beiden auf Ersatz des Schadens, welcher den- 
selben in Folge von Rechtsverletzungen erwachsen ist, die ihnen durch 
pflichtwidriges Verhalten richterlicher Organe bei Ausübung ihrer 
amtlichen Functionen zugefügt wurden, insoferne die in dem 
gerichtlichen Verfahren vorgezeichneten Rechtsmittel eine Abhilfe 
des Schadens nicht gewähren. In den Reichsrathsländern wird 
dieses Schadenersatzrecht geregelt durch das Gesetz vom 12. Juli 
1872, R.-G.-Bl. Nr. 112, welches zur Durchführung des Artikels 9 
des Staatsgrnndgesetzes über die richterliche Gewalt erflossen ist. 
Privatrechtlicher Natur ist selbstverständlich auch das Recht der 
ünterthanen gegenüber den Ministem auf Ersatz**^) desjenigen 
Schadens, den ihnen dieselben durch eine gesetzwidrige Amts- 
führung zugefügt haben. 

3. Sonstige juristische Handlungen. 

Die Entstehung politischer Unteithanreehtc veranlassen end- 
lich noch juristische Handlungen, die weder Rechtsverletzungen 
sind, noch auch öffentliche Rechtsgeschäfte, da die unmittelbare 
Absicht der Handelnden nicht auf Schaffung solcher Rechte ge- 
richtet ist. Solche juristische, also für den Rechtszustand relevante 
Handlungen können sowohl vom Staate ausgehen, wie auch von 
den Einzelnen; bei letzteren sind es insbesondere auch Hand- 
lungen, welche die gesetzlichen Voraussetzungen der politischen 
Rechte für die Einzelnen erzeugen, daher auch mannigfache 
Privatrechtsgeschäfte derselben hierher fallen. 

Solche juristische Handlungen sind 

a) Seitens des Staates: 

Occupation, sowohl eines herrenlosen (staatenlosen) Terri- 
toriums, als eines Gebietstheiles eines anderen Staates, sei es im 



*^) Nach §. 6 des Gesetzes der Reichsrathsländer vom 25. Juli 1867, 
E. G. Bl. Nr. 101 über die Verantwortlichkeit der Minister „kann jeder Minister 
vor den ordentlichen Gerichten auf Ersatz desjenigen Schadens belangt werden, 
4len er dnrch eine von dem Staatsgerichtshofe als gesetzwidrig erkannte Amts- 
führong dem Staate oder einem Privaten zngefdgt hat. Diese Klage ist daher 
insoferne und so lange unzulässig, als wegen der Handlung, wodurch die Verletzung 
entstanden ist , die Ministeranklage erhoben wurde und fortgesezt wird". §. 24. 
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Kriege (occupatio bellica) oder kraft Uebereinkommens mit dem 
anderen Staate; denn da die occnpirende Staatsgewalt an Stelle der 
bisherigen legitimen tritt, so entstehen politische Rechte und Pflichten 
zwischen ihr und den Bewohnern des Occupationsgebietes ; femer 
Gebietserwerb ; Gesetzgebung, namentlich insoferne sie allgemeine 
politische Rechte normirt, daher insbesondere Erlassung einer poli- 
tisch-freien Verfassung; desgleichen Errichtung staatlicher Unter- 
richts-, Bildungs-, Verkehrs-, Communications -Anstalten, Anlage 
staatlicher Strassen, Wege, Plätze, Häfen, Canäle, Erklärung von 
Strassen, Wegen etc. als öffentliche, wodurch die politischen Rechte 
auf Benützung dieser staatlichen Sachen erzeugt werden ; Erthei- 
lung der venia aetatis, wodurch die fehlende Voraussetzung poli- 
tischer Wahlrechte geschaffen wird ; Verleihung eines akademischen 
Doctorgrades ; desgleichen Aufhebung derjenigen staatlichen Ver- 
ftigimgen, welche den zeitlichen oder örtlichen Verlust politischer 
Rechte zur Folge haben, so Aufhebung der Suspensionsverordnung •^), 
Aufliebung der Curatel, des Concurses mittelst richterlicher Ver- 
fügung. 

b) Seitens der Unterthanen : 

Erwerb des materiellen Geld-, Grund-, gewerblichen, indu- 
striellen Besitzes, welcher als Voraussetzung politischer Rechte, 
namentlich der Wahlrechte, erscheint; Erwerb von Sachen, mit 
welchen ein politisches Recht verknüpft ist, so steuerfreier Grund- 
stücke, Häuser, Werthpapiere, ferner solcher Landgüter, mit deren 
Besitz ein politisches Wahlrecht verbunden ist; Urbarmachung von 
devastirten Grundstücken^^), Wiederherstellung zerstörter Wein- 



ö«) In den Reichsrathsländern Gesetz vom 5. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 66, 
womit auf Gnmd des Artikels H^O des Staatsgrondgesetzes vom 21. December 1867, 
R. 6. Bl. Nr. 142 , die Befugnisse der verantwortlichen Regierungsgewalt zur 
Verfügung zeitweiliger und örtlicher Ausnahmen von den bestehenden Gesetzen 
bestimmt werden, §. 10. 

0') Nach §. 3 des Gesetzes vom 24 Mai 18o9, R. G. Bl. Nr. 88 über die 
Regelung der Grundsteuer und §. 30 des Gesetzes vom 23. Mai 1883, R. G. Bl. 
Nr. 83 über die Evidenzhaltung des Grundstenerkatasters findet im Staate der 
Reichsrathsländer eine zeitliche Steuerbefreiung von der Grundsteuer statt: Bei 
öden oder durch Elementarereignisse unproductiv gewordenen Grundstücken, welche 
durch Beurbarung productiv gemacht werden, auf die Dauer von 10 Jahren, bei 
neuen Anlagen von Hochwäldern jedoch von 25 Jahren von dem der vollendeten 
Urbarmachung nachfolgenden Jahre. 
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Pflanzungen»^), wodurch die zeitliche Grundsteuerbefreiung ge- 
schaffen wird; Erbauung von Häusern unter den zur Erlangung 
zeitlicher Gebäudesteuerbefreiungen gesetzlich bestimmten Voraus- 
setzungen *») ; Erwerb der Gemeinde- oder Staatsangehörigkeit durch 
entsprechend qualificirten Wohnsitz; Verheiratung mit einem In- 
länder, wodurch staatsbürgerliche Rechte begründet werden; 
Niederlassung eine bestimmte Zeit hindurch ; Bildung einer Ge- 
sammtpersönlichkeit (eines Vereines), insoferne sie rechtlich durch 
den Willen der Mitglieder erfolgt ; Ausfuhr von mit der Productions- 
steuer belegten Gegenständen (Bier, gebrannte Flüssigkeiten, 
Zucker), welche die Entstehung des Steuerrestitutionsrechtes"®) 
bewirkt. Endlich wird durch privatrechtlichen Eigenthumserwerb 



««) Nach §. 7 des Gesetzes vom 27. Jnni 1885, R. G. Bl. Nr. 3 ex 1886 
(womit das Gesetz vom 3. April 1875 (R. G. Bl. Nr. 61), betreffend die Mass- 
regeln gegen die Verbreitung der Reblaus theilweise abgeändert und ergänzt 
wird) geniessen Weinpflanzungen , welche mit der Reblaus behaftet oder durch 
einen Ansteckungsherd bedroht sind, wenn sie über behördliche Anordnung oder 
freiwillig zerstört und mit behördlicher Genehmigung mit neuen Reben wieder 
hergestellt werden, unter den (sub 1 und 2) nachbezeichneten Bedingungen eine 
von der vollendeten Wiederherstellung an laufende achtjährige Grundsteuer- 
freiheit. 

•*) §. 1 des Gesetzes vom 25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, betreffend die 
Steuerfreiheit von Neu-, Um- und Zubauten (am 1. Jänner 1881 in Wirksamkeit 
getreten), gewährt eine Steuerbefreiung von 12 Jahren von der Hauszins- und 
Hausclassensteuer sammt Staatszuschlägen, wenn 

a) ein Gebäude auf früher unverbautem Grunde neu hergestellt wird (Neubau) ; 

h) ein bestehendes Gebäude bis an die Erdoberfläche niedergerissen und 
von da an neu aufgebaut wird (Umbau); 

c) ein bestehendes Gebäude durch einen Bau auf einer fHiher unverbauten 
Fläche, oder durch Aufbau eines früher nicht bestandenen Stockwerkes in der 
Art vergrössert wird, dass ein neues steuerbares Object entsteht (Zu- oder Aufbau) ; 

d) ganze, zur selbständigen Benützung geeignete Theile eines Gebäudes 
bis an die Erdoberfläche niedergerissen oder einzelne Stockwerke in ihrem ganzen 
Umfange abgetragen und neuerbaut werden. (S. auch die Verordnung des Finanz- 
ministeriums vom 1. December 1880, R. G. Bl. Nr. 140) 

"•) Ueber den seit dem Jahre 1878 geänderten Berechnungsmodus der 
Belastung der beiden Verwaltungsgebiete der österreichisch-ungarischen Monarchie — 
der Reichsrathsländer und der ungarischen Länder — rücksichtlich der Verzehrungs- 
steuerrestitutionen bei Ausfuhr von Bier, Branntwein und Rübenzucker über die 
gemeinsame Reichsgrenze s. §. 2 des Gesetzes vom 27. Juni 1878, R. G. Bl. Nr. 61 
über die Beitragsleistung der Reichsrathsländer und Ungarns „zu dem Aufwände 
für die allen Ländern der österreichischen (soll heissen „österreichisch- 
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auch das öfifentliche Recht der Unverletzlichkeit des Eigenthums 
gegenüber der Staatsgewalt zur Entstehung gebracht. 

Wenn man den zeitlichen Verlust politischer Rechte als 
Verlust des Rechtes selbst und nicht blos der Ausübung desselben 
auffasst, dann hätte auch der Austritt aus gewissen Berufsständen, 
deren Angehörige eben vom Verluste oder der Minderung mancher 
politischer Rechte betroffen sind, die Entstehung neuer oder die 
Erweiterung bestehender politischer Rechte zur Folge, so z. B. der 
Austritt aus dem activen Militäi-stande ; für den Betreffenden würde 
dadurch — den Bestand der übrigen gesetzlichen Bedingungen 
vorausgesetzt — der Erwerb politischer Wahlrechte, wie auch des 
unverminderten Inhaltes "0 des Rechtes der politischen Persönlich- 
keit herbeigeführt. 

ungarischen*^) Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten^ (ungar. G. A. XIX v. 
J. 1878, §. 2) nnd §. 2 (Zusatz zu Artikel XI des Zoll- und Handelsbnndnisses 
vom 27. Juni 1878) des Gesetzes vom 21. Mai 1887, R. G. Bl. Nr. 48, wodurch 
das Ministerium der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder zur Ver- 
längerung des Zoll- und Handelsbündnisses mit dem Ministerium der Länder der 
ungarischen Krone ermächtigt wird (ungar. G. A. XXIV v. J. 1887, §. 2.) 

"*) So: Wiedererwerb der Verehelichungsfreiheit, der Freiheit der Theil- 
nahme an Vereinen, Versammlungen, der Meinungsäusserung in der Presse etc. 
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Ende der politischen Rechte. 

Die politischen Unterthanenrechte erlöschen durch den Ein 
tritt solcher Thatsachen, welchen das objective staatliche Ver- 
fassungs- und Verwaltungsrecht eine aufhebende Wirkung zuer- 
kennt — rechtsaufhebende Thatsachen. Die legislativen 
Motive, aus welchen der Verlust der politischen Rechte erfolgt, 
sind insbesondere: Mangelnde moralische Tüchtigkeit und Ver- 
trauenswürdigkeit der Persönlichkeit, ungenügende Selbstbestim- 
mungsfähigkeit derselben, der Mangel einer genügenden wirth 
schaftlichen oder persönlichen Selbständigkeit und Unabhängig- 
keit, die Femhaltnng politischer Einflüsse und politischer Partei- 
bildung von manchen Benifsständen, so von der Armee; ferners 
Verwaltungsrücksichten, namentlich auch staatliche Nothlage, zu 
deren Bekämpfung eben eine Erweiterung der öffentlichen Be- 
fugnisse der politischen Gewalten nothwendig erscheint. Die 
rechtsaufhebenden juristischen Thatsachen zerfallen wieder in 
juristische Handlungen und in zufällige juristische 
Thatsachen. Der Untergang kann eben direct gewollt oder 
wenigstens durch eine Handlung bewirkt sein oder unabhängig vom 
Willen der Betheiligten erfolgen. Die juristischenHandlungen, 
d. h. die Rechtsgeschäfte und sonstigen juristischen Handlungen, 
welche auf die Aufbebung des politischen Rechtes gerichtet sind, 
gehen entweder vom verpflichteten Staate aus — und findet hier 
der Grundsatz von der Unverletzlichkeit erworbener Rechte (jura 
quaesita) keine Anwendung^) — oder sie erfolgen von Seite des 

^)v. Martitz, Zeitschrift für die gesammte Staats Wissenschaft, Bd. XXXII, 
S. 571; V.Gerber, 6randztlge etc. , §12; Georg Mayer, Lehrbuch des 
deutschen Staatsrechtes, S. 26. Anderer Anschaunng znm Tlieile ist wohl H. A. 
Zachariae, Staats- nnd Bundesrecht, Theil II, §. 150. 
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berechtigten Unterthans — freiwillige Erlöschungsgründe. Hieher 
fällt z. B. die Auswanderung, namentlich aber der ausdrückliche 
oder stillschweigende Verzicht auf das politische Recht; derselbe 
findet jedoch nur in BetreflF weniger politischer Rechte Anwendung, 
nämlich bei den politischen Privilegien, da überhaupt Entstehung 
und Ende der öflFentlich-staatlichen Rechte der Willkür der Be- 
rechtigten im Allgemeinen entzogen sind. Es steht in der Regel 
Jedem frei, seine politischen Rechte im concreten Falle nicht aus- 
zuüben, aber man kann — im Gegensätze zu den Privatrechten — 
nur auf sehr wenige derselben verzichten. Die zufälligen juri- 
stischen Thatsachen, welche den Untergang des Rechtes 
nothwendig herbeiführen, sind mannigfacher Art; sie können die 
Person des Berechtigten treflfen, oder den verpflichteten Staat, oder 
die öffentliche Sache , an welcher das Recht bethätigt wird, oder 
das Object, mit welchem das Recht verknüpft ist. Die Verjährung 
hingegen ist — gleichfalls im Unterschiede zu den Privatrechten — 
kein Erlöschungsgrund der politischen Unterthanenrechte. 

Aus der organischen Natur des Staates und seiner persön- 
lichen Glieder folgt, dass der Einzelne im modernen Rechtsstaate 
niemals aller politischen Rechte verlustig werden kann, sodass 
er rechtlos der vollziehenden Gewalt gegenüberstünde. Die wesent- 
lichen politischen Rechte, wie z. B. das Recht der politischen 
Persönlichkeit, das öffentlich-staatliche Recht der Unverletzlichkeit 
der Sachgüter, die Rechte auf Schutz und Hilfe der Staatsorgane etc., 
werden dem Einzelnen immer verbleiben müssen. Es können eben 
nur einzelne polititische Rechte oder bestimmte Gruppen derselben, 
wie die politischen Privilegien, die politischen Rechte im engeren 
Sinne, die staatsbürgerlichen Rechte, flir den Einzelnen verloren 
gehen. Ein dem bürgerlichen Tode, wie er früher in vielen 
Staaten bestand ^) und theilweise noch besteht, analoger öffentlich- 



*) Der biu^gerliche Tod (niort civil)^ wie er in einigen neueren Straf- 
gesetzgebnngen, namentlich in der französischen vorkam , ist die mit der Voll- 
ziehnng gewisser Strafen (Todesstrafe, lebenslängliche Zwangsarbeit, Deportation) 
verbundene Vernichtung der privatrechtlichen Persönlichkeit des Verurtheilten. 
Das französische Kecht (und die Praxis) vor der Revolution behandelten auch 
die Ordenspersonen als bürgerlich Todte, obwohl dieselben nach dem canoni- 
sehen Rechte, wenn nicht der Orden als solcher erwerbsunfähig war, für das 
Kloster erwerben konnten. Durch die Decrete vom 13. — 19. Februar 1790 wurden 
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rechtlicher Zustand, wonach dem Einzelnen die politische Rechts- 
fähigkeit wie auch die politischen Rechte selbst fast gänzlich 

die bärgerliclieii Wirkungen der Ordensgel äbde aufgehoben (H. Singer, Com- 
mercium mortis causa der Religiösen Innsbruck 1880 , S. 41 « Note 2). Kraft 
dieser Straffolge, des bürgerlichen Todes, verlor der davon Betroffene seine 
Privatrechtsfähigkeit wie seine Privatrechte fast gänzlich ; sein letzter Wille galt 
als nicht errichtet , er ward des Eigenthums an seinem ganzen Vermögen ver- 
Instig, seine Erbschaft wurde eröffnet, er konnte kein Vermögen mehr erwerben, 
auch nichts durch freigebige Verfügung — ausser etwa zu seinem Lebensunter- 
halte — erlangen, nicht testiren, nicht erben, seine Ehe galt nach bürgerlichem 
Rechte als aufgelöst, er konnte keine giltige Ehe mehr eingehen , die Kinder, 
welche ein bürgerlich Todter erzeugte, galten als unehelich, die Rechte, welche 
durch seinen physischen Tod zu Gunsten dritter Personen entstehen, oder er- 
löschen würden, galten als entstanden oder erloschen, er konnte in Betreff dessen, 
was er als bürgerlich Todter etwa noch erwarb, nicht beerbt werden, sondern 
dies verfiel dem Staate, wie er auch nur unter dem Namen und durch die Ver- 
mittlung eines Pflegers, den das in der Sache competente Gericht ernannte, vor 
Gericht stehen konnte. Der bürgerlich Todte galt privatrechtlich als schon ver- 
storben (Code civil, livre pr emier, titre premier, chap» II, sect. II, §§, 22 — 33 ; 
Carl Sal. v. Zachariae, Handb. d. franz. Civilrechtes [Heidelberg 1875], Bd. 1, 
g§. 162 — 165). Von der französischen Gesetzgebung aus fand diese inhumane 
Straffolge auch Eingang in die Gesetzgebung anderer Staaten, so Amerikas 
(New-York), Belgiens, Sardiniens (Italiens), Hollands, Hessens, Bayerns, Preussens. 
In Frankreich wurde der mort civil formell abgeschafft durch Gesetz vom 
13. Mai 1854 und trat an dessen Stelle die digradation civique (vgl. Gar- 
raud, Precis de droit criminel, deuxihne Hition [Paris 1885], S. 233 u. 282 ff.); 
schon früher war er in den anderen Staaten wieder abgeschafft worden, so in 
Belgien (durch Art. 73 der Verfassung vom 7. Februar 1831), Holland (Civilgesetz- 
buch von 1838, Art. 4), Rheinhessen (Strafgesetzbuch von 1841, Art. 6), Bayern 
(Ges. vom 11. September 1849), Rheinbayem (Ges. vom 18. November 1848), Rhein- 
preussen (Verf. vom 31. Jänner 1850, Art. 10); am meisten beeinflnsst vom In- 
stitute des bürgerlichen Todes erscheint bis in die neueste Zeit (neues Straf- 
gesetzbuch vom 1. Jänner 1890) der codice penale Italiens (Sardiniens) von 1859 
bis 1865; das deutsche Reichsstrafgesetzbuch vom 1. Jänner 1872 (Strafgesetz- 
buch des norddeutschen Bundes vom 31. Mai 1870) kennt den bürgerlichen Tod 
nicht; in den Reich srathsländem wurden die mit der Verurtheilung zur Todes- 
strafe, schwersten oder schweren Kerkerstrafe verbundenen Folgen der Unfähig- 
keit einer Eheschliessung (§. 61 a. b. G.) , einer Testamentserrichtung (§. 574 
a. b.G.), der Eingehung von verbindlichen Rechtsgeschäften unter Lebenden (§. 868) 
vom Tage der Verkündigung des Todesurtheiles an, beziehungsweise für die 
Dauer der Freiheitsstrafe durch §. 5 des Gesetzes vom 15. November 1867, R- G. 
Bl. Nr. 131 aufgehoben. — Auch das altgermanische Recht des 12. und 13. Jahr- 
hunderts kannte einen Zustand vollständiger Rechtlosigkeit — die Fried-"" 
losigkeit, die übrigens mit dem Institute des bürgerlichen Todes in keinem 
historischen Zusammenhange steht. Sie wurde herbeigeführt durch Verhängung 
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entzogen wären, ein politischer Tod ist im modernen Rechts- 
staate ausgeschlossen. Das moderne Staatsrecht kennt einen Zn- 
stand Tölliger Rechtslosigkeit, wie er auch im Mittelalter den in 
die Oberacht Erklärten eigen war, nicht. 

Der Verlust der politischen Unterthanenrechte ist auch immer, 
mit Ausnahme der politischen Bealrechte, die eben an eine Sache 
gebunden sind, ein absoluter; das politische Recht, als ein 
unfibertragbares. wechselt niemals blos den Besitzer, sondern geht 
unter, hört zu existiren auf. Die politischen Unterthanenrechte 
können femer nur für Einzelne erlöschen , oder aber , wie z. B. 
durch einen Act der gesetzgebenden oder vollziehenden Gewalt, 
für einen grossen Kreis von Unterthanen, ja für alle zugleich ihr 
Ende finden. Sie erlöschen auch immer unmittelbar, ipso jure und 
niemals mittelbar, ope excepttanis^ so dass sie als blos anfechtbare 



der Oberacht. Der nach vorhergegangener Acht (auch durch Kampf ösacht) in die 
Oberacht Verfallene ward seiner bürgerlichen nnd Vermögensrechte verlastig, 
sein Eigen WH an den König, sein Lehen wird eröffnet und fällt an den Herrn, 
seine Ehe ist gelöst, die Fran wird zur Witwe, die Kinder sind Waisen, er ist 
schutzlos, wie der Wolf im Walde, sein Fleisch gehört als Beute den Thieren 
im Walde, den Vögeln in der Luft, den Fischen im Wasser, er wird „aus dem 
Frieden in den Unfrieden gesetzt". Die Fried losigkeit, durch ürtheilsspruch ver- 
hängt , meist als Strafe des Ungehorsams gegen die Ladung des Gerichtes oder 
auch zur Ahndung mancher besonders verabscheuungswürdiger Verbrechen 
(schwere Friedensverletzung), bewirkte nach älterem Rechte den Verlust all dieser 
RechtsgQter für immer, später allerdings konnte der Rechtlose durch besonders 
ruhmvolle Waffenthat sein Recht (nicht aber sein Eigen) wieder gewinnen, wie 
denn auch am Ende des 13. Jahrhunderts ein mildes Gewohnheitsrecht eine 
Befireiung von der Oberacht und ihren Folgen gestattete. (H. Siegel^ Deutsche 
Rechtsgeschichte, 2. Aufl. [Berlin 1889], §. L33; J. Ficker, Forschungen zur 
Reichs- und Rechtsgeschichte Italiens, Bd. I [Innsbruck 1863], S. 73—230, Bann 
und Acht.) — Im classischen römischen Rechte bewirkte die capitis deminutio 
maxima, welche den Verlust der Libertät und (wenn der deminutus ein civis 
war) Civität zur Folge hatte, die Vernichtung der Rechtspersönlichkeit (bürger- 
lichen Tod); dies gilt wohl auch von der capitis deminutio media, welche den 
Verlust der Civität, der Zugehörigkeit zur römischen Gemeinde, und damit das 
Eriöschen der nach jus civile bestehenden Privatrechtsfähigkeit und Privat- 
rechte herbeifährte; aber der deminutus verlor auch die von der römischen Ge* 
meinde verliehenen jura publica , die mit der Magistratur, dem Senatoren- und 
Richteramte verbundenen öffentlichen Rechte. (Ueber die Wirkungen der capitis 
deminutio und die theil weise Bekämpfung der heute herrschenden Lehre s. Uaz 
Cohn, Beiträge zur Bearbeitung des römischen Rechtes, Bd. I [Berlin 1880], 
H. II, S. 40, „Zur Lehre von der capitis deminutio"^, S. 373—387.) 
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Rechte erst durch Geltendmachnng des Aufhebungsgrundes mittelst 
Klage oder Einrede Seitens des Staates zum Untergange ge- 
bracht würden; sie können direct wie indirect ihr Ende finden; 
ersteres geschieht z. B. dnrch Verzicht, durch Ausübung der 
Rechte, durch deren Entziehung, letzteres durch Wegfallen der 
Voraussetzungen ihrer Existenz. Schliesslich erfolgt der Verlust 
der politischen Unterthanenrecbte entweder blos vorüber- 
gehend — für eine gewisse Zeit, die von vornherein bestimmt 
oder unbestimmt sein kann, oder für einen bestimmten Ort (ein 
bezeichnetes Gebiet) — zeitlicher, örtlicher Verlust, 
welch letzterer immer auch ein zeitweiliger ist; oder aber das 
politische Recht erlischt endgiltig, ohne Anwartschaft auf dessen 
Wiedererwerb — dauernder Verlust. 

A. Vorübergehender Verlust der politischen Beohte; a) zeitlicher, 

ß) örtlicher Verlust. 

a) Zeitlicher Verlust. 

Man definirt den zeitlichen Verlust der Rechte als Erlöschen 
derselben für eine gewisse Zeit, die bestimmt oder unbestimmt 
sein kann, nach deren Ablauf das Recht von selbst wieder auf- 
lebe. Allein diese Auffassung ist vom ontologischen Gesichtspunkte 
aus nur dann widerspruchsfrei und zulässig, wenn man hier unter 
„Verlust" eben nur das Verlieren der Ausübung des Rechtes 
für eine bestimmte Zeit begreift. Das Recht selbst existirt somit 
fort und kann daher nach Ablauf der Zeit, für welche seine Aus- 
übung aufgehoben war, da der Inhaber desselben fortlebt, wieder 
ausgeübt werden. Unter der Annahme des unveränderten Fort- 
bestandes der Voraussetzungen des fraglichen Rechtes tritt nach 
Ablanf der Zeit dessen Ausübung wieder ein. 

Versteht man hingegen unter dem zeitlichen Verluste eines 
Rechtes dessen objectiven Untergang für eine gewisse Zeit, dann 
kann dasselbe nach Ablauf der bestimmten Zeit nicht „von selbst", 
d. h. also ohne Eintritt einer neuen rechtserzeugenden Thatsache 
wieder existent werden , es kann überhaupt nicht mehr aufleben. 
Denn auch ftir die Welt der Rechte gilt dasselbe Gesetz, wie für 
die organische Natur, dass etwas, was zu existiren aufgehört hat, 
nicht wieder unverändert aufleben und fortexistiren kann. Möglich 
ist nur , dass für den Inhaber des erloschenen Rechtes nach Ab- 
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lauf der Zeit ein neues, dem früheren ganz gleiches Recht 
entsteht, ja entstehen muss. Letzteres wird eben der Fall sein, 
wenn der rechtserzeugende und erhaltende Thatbestand nach Ab- 
lauf der Zeit, während welcher der Rechtsverlust Platz greift, 
für die Person des früher Berechtigten noch fortbesteht, in welchem 
Falle derselbe daher eine Anwartschaft auf Wiedererwerb eines dem 
früheren gleichen Rechtes hat. Das „von selbst Wiederaufleben" hat 
daher nur den Sinn, dass es nach Ablauf bestimmter juristischer 
Thatbestände und der Wirkungen gewisser juristischer That- 
Sachen, welche den Rechtsverlust hervorrufen, so des Concurses, 
der Curatel, des richterlichen Urtheiles etc., keines neuen, rechts- 
erzeugenden Thatbestandes bedarf, um ein neues dem erloschenen 
gleiches Recht nothwendig zur Entstehung zu bringen. 

Dieser zeitliche Verlust öffentlicher Rechte findet natürlich 
nicht blos bei den politischen Rechten allein statt, sondern tritt 
auch bei den Gliedschaftsrechten anderer Gesammtpersönlichkeiten, 
z. B. der Kirchen, ein. In der katholischen Kirche wird er nament- 
lich durch die Excommunication, die Aufhebung der Gemeinschaft 
mit der Kirche, wie auch durch das Personalinterdict hervorgerufen. 

Für die Praxis nun ist es wohl irrelevant, welcher der 
beiden Auffassungen über die Natur des zeitlichen Verlustes von 
Rechten man zustimmt. Theoretisch lässt sich vielleicht die An- 
nahme festhalten, dass dort, wo der zeitliche Verlust des öffent- 
lichen Rechtes mangels der gesetzlich geforderten persönlichen 
Qualification erfolgt, also z. B. mangels rechtlicher Unbescholten- 
heit, Selbstbestimmungsfahigkeit, das Recht selbst verloren gehe, 
der Verlust quoadjus eintrete ; dass hingegen dort, wo bei voller 
persönlicher Würdigkeit und öffentlicher Rechtsfähigkeit der zeit- 
liche Rechtsverlust aus äusseren Gründen erfolgt, so etwa im 
Interesse der Freiheit der politischen Stimmabgabe oder der Fem- 
haltung politischer Parteibildung und Parteibethätigung , wie bei 
Privatbediensteten, activen Soldaten etc., nur die Ausübung des 
politischen Rechtes versagt sei, der Verlust nur quoad exercüium 
Platz greife Auch die positiven Gesetzgebungen ') zeigen in dieser 



^) Als „ansgesclilossen vom Wahlrechte" erklären Personen, die 
sich anter Vormnndachaft, Cnratel, im Ooncnrse befinden, eine Armen Versorgung 
ans öffentlichen Mitteln geniesaen, wegen eines Verbrechens oder bestimmter 
üebertretnngen (Diebstahl, Vernntrenong, Betrug) sn einer Strafe verortheilt 
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Beziehung eine verschiedene Auffassung und Ausdrucksweise; sie 
bezeichnen denselben Thatbestand bald als „Ausschliessung vom 
Eechte'', bald als „Entziehung der Ausübung des Kechtes" und 
erklären z. B. von Personen , die des Wahlrechtes zeitlich ver- 
lustig geworden, sowohl „sie seien vom Wahlrechte ausgeschlossen^, 
als auch sie seien „von der Ausübung des Wahlrechtes ausge- 
nommen^. 

Der zeitliche Verlust politischer Rechte , wie der dauernde 
Untergang derselben wird sowohl durch juristische Handlungen, 
als auch durch zufällige ^ also vom Willen der Betheiligten 
unabhängige — juristische Thatsachen bewirkt; hierbei erlischt 
entweder direct das Recht selbst auf eine bestimmte Zeit, wie 



worden sind : Die Reichsrathswahlordnung fär die Reichsrathsländer §. 20. die 
Landtagswalilordniiiigen §. 17 (Böhmen, Schlesien, Küstenland §. 18, Vorarlberg 
§. 11), das Gemeindestatut für Czemowitz vom 8. März 1864. L. 6. Bl. Nr. 3, §. 16; 
80 auch z. B. das bayerische Gesetz, die Wahl der Landtagsabgeordneten betref- 
fend, kundgemacht am 22. März 1881. Art. 5; das sächsische Wahlgesetz vom 
3. December 1868, §> 2, die württembergische Terfassangsarknnde vom 25. Sep- 
tember 1819, Capitel IX, §. 142, das badische Gesetz vom 25. Angnst 1876 über 
die Wahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer, §. 35, das Wahlgesetz für den 
deutschen Reichstag vom 31. Mai 1869, B. G. Bl. Nr. 297, §. 3. — Als „ausge- 
nommen von der Ausübung des activen Wahlrechtes^ bezeichnen die 
unter Vormundschaft, Guratel stehenden, eine Armen Versorgung aus öffentlichen 
Mitteln geniessenden Personen dagegen die meisten eigenen Statute der Stadt- 
gemeinden in den Beichsrathsländem, so das Statut für Wien vom 19. December 1890, 
L. G. Bl. Nr. 45, §. 2 (G. W. 0.), Prag vom 27. April 1850, Nr. 85, §. 40, Reichenberg 
vom 15. December 1850, §. 32, Brunn vom 6. Jnü 1850, Nr. 126, §. 39, Iglau 
vom 26. October 1864, Nr. 52, §. 27, Graz vom 1. März 1867, Nr. 15, § 2 (auch 
die im Concurs befindlichen), Klagenfurt vom 9. Juni 1850, Nr. 355, §. 29, Lai- 
bach vom 9. Juni 1850, Nr. 276, §. 29, Linz vom 18. Jänner 1867, Nr. 7, §. 24, 
Triest vom 12. April 1850, Nr. 139 R. G. BL, §. 35 (auch die zu einer Strafe 
verurtheilten und in Concurs befindlichen), Salzburg vom 8. December 1869, 
Nr. 41. §. 2, Innsbruck vom 14. April 1874, Nr. 28, §. 3, Trient vom 21. März 
1851, Nr. 61, §. 24, Bozen vom 15. August 1850, Nr. .389, §• 34; femer der ung. 
G. A. XXXm vom Jahre 1874, Wahlgesetz, §. 12, das hessische Gesetz vom 
8. November 1872, die Znsammensetzung der beiden Kammern der Stände und die 
Wahlen der Abgeordneten betrelTend Art. 8 ; Sachsen-Coburg-Gotha, Ges. vom 
31. Mai 1870, die Wahlen der landschaftlichen Abgeordneten betreffend , §. 6 
erklärt die unter Guratel, Vormundschaft, im Ooncurse befindlichen, eine öffent- 
liche Armenunterstützung geniessenden, in Straf- und Untersuchungshaft befind- 
lichen Personen als „unfähig zu Wählern auf die Dauer des Behinderungs- 
grundes**. 
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z. B. bei der strafrechtlichen Aberkennung politischer Kechte, 
beim Verzichte, oder es wird eine der Voraussetzungen des Rechtes 
für eine bestimmte Zeit aufgehoben, in Folge dessen dann das 
Recht (oder dessen Ausübung) zeitlich untergeht. Auch lässt sich 
nicht immer im vorhinein bestimmen, ob der Rechtsverlust ein 
zeitlicher oder aber dauernder sein werde; wenn das politische 
Recht z. B. in Folge Verlustes der Eigenberechtigung , also etwa 
durch die Curatelverhängung wegen Geisteskrankheit untergeht, 
so wird, wenn die geistige Gesundung nicht mehr eintritt, die 
Curatel somit für immer verhängt bleibt, der dauernde Verlust 
des politischen Rechtes Platz greifen. 

I. Juristische Handlungen. 

Dieselben scheiden sich wieder in 1. Rechtsgeschäfte und 
3. sonstige juristische Handlungen. Bei dem Mangel einer ausge- 
bildeten Theorie über den Begriff des öffentlichen Rechtsgeschäftes 
lässt sich bei manchen juristischen Handlungen nicht mit völliger 
Sicherheit bestimmen, ob dieselben unter die „Rechtsgeschäfte" 
oder „sonstigen juristischen Handlungen^ zu subsumiren sind. 

I. OefTentliche Rechtsgeschäfte. 

a) Des Staates. 

Hierher fällt die rechtsaufhebende Verwaltungsverfiigung, 
durch welche bestimmten Personen ein öffentlich-staatliches Recht 
ftir eine gewisse Zeit, die bestimmt oder unbestimmt sein kann, 
entzogen wird, so z. B. das Recht auf eine vom gewöhnlichen 
Gebrauche abweichende besondere Art der Benützung öffentlicher 
Sachen, oder die Ausübung eines Gewerbes, einer Concession, 
oder das Recht auf den Besuch staatlicher Unterrichts- und 
Bildungsanstalten (durch zeitlichen Ausschluss von denselben) ; 
femers z. B. die Verfiigung, kraft welcher ein staatlicher Beamter, 
Notar , Advocat , von seinem Amte oder Berufe suspendirt wird, 
wodurch der Verlust der politischen Wahlrechte ftir die Dauer 
der Suspension eintritt*), oder die Verfügung, durch welche Jemand 
unter Polizeiaufsicht gestellt wird, die eine bedeutende Schmälerung 
des Rechtes der politischen Persönlichkeit involvirt. 



*) Königreich Sachsen, Wahlgesetz für den Landtag vom 3. December 1868, 
§. 1 e ; Renss ä. L., Verfassung, Abschnitt YII, §. 56, Z. 5. 
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h) Der Unterthanen. 

Oeflfentliche Rechtsgeschäfte der Unterthanen, welche einen 
zeitlichen Verlust ihrer politischen Rechte zur Folge haben, finden 
sich nur in sehr geringer Anzahl, und ist die Ursache des Rechts- 
verlustes auch hier die gesetzliche Bestimmung. Als ein solches 
Rechtsgeschäft erscheint z. B. der freiwillige Eintritt in die Armee, 
wodurch der Betreffende nach der Gesetzgebung der meisten 
Staaten für die Dauer seines Angehörens an den activen Soldaten- 
stand der politischen Wahlrechte zur Gemeinde- und Volksver- 
tretung verlustig wird, desgleichen eine Schmälerung des positiven 
Inhaltes seines Rechtes der politischen Persönlichkeit erleidet, 
— oder auch der Eintritt in einen religiösen Orden. 

2. Sonstige Juristische Handlungen. 

a) Des Staates. 

Es ist klar, dass auch hier nicht eine Reihe mannigfacher 
staatlicher Handlungen aufgeführt werden kann, welche vom 
zeitlichen Verlust politischer Unterthanenrechte gefolgt sind oder 
denselben direct bewirken. Die Staatsgewalt lässt eben die Ein- 
schränkung des politischen Rechtskreises ihrer Unterthanen , die 
Entziehung politischer Rechte nur ausnahmsweise eintreten, so 
in Folge besonderer staatlicher Zustände oder beim Wegfalle sub- 
jectiver Erfordernisse der Person des bisher Berechtigten oder 
wegen strafbarer Handlungen desselben. Die staatlichen Hand- 
lungen, welche den zeitlichen Verlust politischer Rechte bewirken, 
vollziehen sich in allen Functionen der Staatsgewalt, sowohl in 
der Gesetzgebung als in der vollziehenden Gewalt im weitesten 
Sinne — in der Verwaltung und Rechtssprechung. Als 
solche Handlungen erscheinen auf dem Gebiete der Verwaltung 
insbesondere : Die strafweise Entziehung des politischen Rechtes auf 
eine gewisse Zeit ; die Erlassung von Ausfuhr- und Einfuhrverboten 
für gewisse Gegenstände, wodurch die Handlungsfreiheit der Un- 
terthanen eingeschränkt wird, femer das Verbot des Gebrauches 
öffentlicher Sachen, die vorübergehende Sperrung von staatlichen 
Strassen, Wegen, Plätzen, Unterrichts-, Verkehrs- und Communi- 
cationsanstalten ; als wichtige Verwaltungshandlungen für den 
zeitlichen Rechtsverlust erscheinen namentlich die Curatelsverhän- 

y. DsntBcher. III. 8 
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gung, die ConcurseröfFnung , Asgentirung zur Armee, die Verfas- 
sungssistirung , insoferae sie formell durch Verfügung der Krone 
erfolgt; auf dem Gebiete der Bechtssprechung aber fällt bieher: 
Die strafrechtliche Verurtheilnng, wie anch die strafrechtliche Ab- 
erkennung eines politischen Rechtes. 

Gesetzgebung. 

Die Gesetzgebung kann den Unterthanen politische Rechte 
(oder deren Ausübung) auf bestimmte Zeit ganz entziehen oder 
deren Inhalt wesentlich schmälern. So trat z. B. in neuester Zeit 
in Bulgarien, das durch den Berliner Vertrag (Art. 1) zu einem 
selbstständigen und tributpflichtigen Fiirstenthume unter der Suze- 
ränetät des Sultans erhoben worden war, eine bedeutende Restrin- 
girung des politischen Rechtes der Unterthanen, an der Bildung 
des Gesetzes mitzuwirken, für die Dauer von 7 Jahren ein. Durch 
das Gesetz vom 1./13. Juli 1881, von der nach Sistowa einbe- 
rufenen grossen Nationalversammlung einstimmig angenommen, 
wurden nämlich dem Fürsten Alexander I. ausserordentliche Ge- 
walten auf die Dauer von 7 Jahren tibertragen ^) ; darnach stand 
ihm für diesen Zeitraum das Recht der absoluten Gesetz- 
gebung für alle Gebiete des staatlichen Lebens — mit Aus- 
nahme der Finanzangelegenheiten — , also insbesondere auch in 
Betreff der Verfasssung zu. Nach Ablauf des Septennats hatte eine 
constituirende Nationalversammlung über den definitiven Bestand 
der durch die absolute Gesetzgebung erfolgten Modificationen der 
bulgarischen Verfassung von 1879 (zu Timowa am 16. April 
erlassen) zu entscheiden. 

Verwaltungshandlungen. 

Curatelsverhängung. 

Die Curatelsverhängung dürfte nicht als öffentliches Rechts- 
geschäft zu qualificiren sein; denn einmal muss sie — mit Aus- 

*) Loi, investissant le prince de jjouvoirs extraordinairea du 1'13 juil- 
let 1881, art. 1, 3 ; Proclamation vom 1./13. Juli: Les droits du peupU inonce» 
dans la Constitution reatent ainsi la hase de notre droit public. Chaqueannie 
et dans les cas extraordinaires, ce me sera un devoir ctgriahle de convoquer 
les reprisentants du peuple pour discuter les questions ayant trait aux inte- 
rhts vitaux de la prineipauti. ParticuliSrement, dans les questions du budget, 
des impdts, du revenu et des dipenses de V^tat, dans les questions ayant un 
caractire international, la voix dicisive appartiendra ä la repr^senfaUon 
nationale. 
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nähme etwa über Taubstumme (§. 275 a. b. G.) — beim Vor- 
handensein der gesetzlichen Bedingungen verhängt werden und 
dann ist wohl die Absieht der Staatsgewalt hier nicht auf die 
Aenderung des öffentlichen Rechtszustandes der Entmündigten 
gerichtet. Die Curatelsverhängung bewirkt den Verlust der Eigen- 
berechtigung während ihrer Dauer und damit den zeitlichen Ver- 
lust derjenigen politischen Rechte, welche die Eigenberechtigung 
mit als ein Eiforderniss ihres Bestandes enthalten. Dies ist im 
Staate der Reichsrathsländer nach dem Gemeinderechte vieler 
Städte mit eigenem Statute bei dem Wahlrechte zur Gemeinde- 
vertretung^) der Fall, indem nichteigenberechtigte Personen von 
dem Wahlrechte selbst — nicht blos von dessen unmittelbarer 
Ausübung — ausgenommen sind, während nach den allgemeinen 
Gemeindewahlordnungen (§. 4, Böhmen §. 5) der einzelnen König- 
reiche und Länder wahlberechtigte Personen, welche nicht eigen- 
berechtigt sind, ihr Gemeindewahlrecht durch ihre Vertreter aus- 
üben. In denjenigen also von den 33 Stadtgemeinden mit eigenem 
Statute, in welchen die Eigenberechtigung als Bedingung des 
Gemeindewahlrechtes erscheint, geht durch die Curatelsverhängung 
das politische Wahlrecht zur Gemeindevertretung für 
die Dauer der Curatel verloren. 

Aber auch das Wahlrecht zum Landtage erlischt in vielen 
Königreichen und Ländern für einzelne Wählerclassen durch die 
Curatelsverhängung. Dies steht ausser Zweifel für die Wähler- 
classe des grossen Grundbesitzes in Böhmen (indem §.2 des 
Gesetzes vom 9. Jänner 1873, L. G. Bl. Nr. 1, „betreflfend die Ab- 
änderung mehrerer Bestimmungen der Landtags Wahlordnung^ unter 



«) So : Wien, Ges. vom 19. December 1890, L. G. Bl. Nr. 45, §. 2 (G. W. 0.) ; 
Innsbruck, Ges. vom 14. April 1874, L. G. Bl. Nr. 28, §. 3 (G. W. 0.) ; Trient, 
Ges. vom 21. März 1851, L. G. Bl. Nr. 61, §. 2i; Bozen, Ges. vom 15. August 
1850, L. G. Bl. Nr. 389, §. 24 ; Triest, kaiserl. Patent vom 12. Aprü 1850, B. G. 
Bl. Nr. 139, §. 35 ; Prag, Ges. vom 27. April 1850, L. G. Bl. Nr. 85, §. 40; Bei- 
chenberg, M. V. vom 15. December 1850, L. G. Bl. Nr. 202, §. 32 ; Brunn, Ges. 
vom 6. Juü 1850, L. G. Bl. Nr. 126, §. 39 ; Olmtitz, Ges. vom 24. Jänner 1866, L. 
G. Bl. Nr. 6, §. 28 ; Iglau, Ges. vom 24. November 1874, U G. Bl. Nr. 64, §. 27 ; 
Graz, Ges. vom 1. März 1867 (G. W. 0.), L. G. Bl. Nr. 15, §. 2 ; Klagenfurt, M. 
V. vom 9. Juni 1850, L. G. Bl. Nr. 355, §. 29 ; Laibach, Ges. vom 9. Juni 1850, 
L. G. Bl. Nr. 276, §.29; Czemowitz, Ges. vom 8. März 1864, L. G. Bl. Nr. 3, 
§. 16; Linz, Ges. vom 18. Jänner 1867, L» G. Bl. Nr. 7, §. 24. 

8* 
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den Erfordernissen des Wahlrechtes dieser Wählerclassen in lü, c 
ausdrücklich die Eigenberechtigung — ausser der Grossjährig- 
keit — aufstellt), desgleichen in Kärnten (Ges. vom 25. Mai 1884, 
L. G. Bl. Nr. 12), Krain (§. 10 L. W. 0.), Oesterreich unter der 
Enns (Ges. vom 3. Juni 1889, L. G. Bl. Nr. 19, Art. I), Schlesien 
(§. 18 L. W. 0.); ferner in der Wählerclasse der Städte in Erain 
(§. 10) , Niederösterreich , Schlesien (§. 18 L. W. 0.) , Kärnten 
(§§. 12, 14), weiters in all den angeführten Stadtgemeinden mit 
eigenen Statuten, in welchen die nicht eigenberechtigten Personen 
vom Gemeindewahlrechte — der Grundlage des Landtagswahl- 
rechtes — ausgeschlossen sind. Ja, würde man der Behauptung 
zustimmen, die zuweilen von der Theorie und Praxis anerkannt 
wird, dass nämlich zufolge der §. 9 (Krain, Küstenland, Schlesien 
§. 10) und §. 15 (Bukowina, Krain, Mähren, Schlesien, Görz und 
Gradiska §. 16, Vorarlberg §. 9) der Landtagswahlordnungen die 
Eigenberechtigung ein allgemeines Erforderniss des Land- 
tagswahlrechtes') sei, sowohl flir die Wählerclasse des 



So erklärt auch Ulbricb, Lehrbuch des österreichischen Staats- 
rechtes, §.121, S. 311. die Eigenberechtignng als ein allgemeines Erforderniss 
des Landtagswahlrechtes; für die Wählerclasse 1. des grossen Grandbesitzes, in 
welcher allerdings die Ansübong des Wahlrechtes dnrch Bevollmächtigte nach 
§. 15 (Bukowina, Erain, Küstenland, Mähren, Schlesien §. 16) zulässig ist, folge 
dies aus §. 9 (Küstenland, Krain, Schlesien §. 10) der Landtagswahlordnungen, 
welcher die Grossjährigkeit als allgemeines Erforderniss des Wahlrechtes dieser 
Wählerclasse anfuhrt. Für 2. die Wählerclasse der Städte (und Landgemeinden) 
aber ergebe sich — mit Ausnahme Mährens und Vorarlbergs (§. 9) — das Er- 
forderniss der Eigenberechtigung aus §. 15 der Landtags Wahlordnungen ; §.15 
stellt nämlich das allgemeine Princip auf, dass Jeder Wähler sein Wahlrecht 
in der Regel persönlich ausasuüben habe'' (welche persönliche Ausübung 
des Wahlrechtes aber den nichteigenberechtigten , das Gemeindewahlrecht be- 
sitzenden Personen nach §. 4 der Gemeindewahlordnungen verwehrt ist), und 
gestattet (ausser der Stellvertretung im grossen Grundbesitze) nur in Salzburg, 
Tirol, Schlesien (§.16) und Vorarlberg (§.9) den landtagswahlberechtigten 
Frauen die Ausübung ihres Wahlrechtes durch Stellvertreter; und zwar haben 
die in ehelicher Gemeinschaft lebenden Frauenspersonen ihr Wahlrecht durch 
ihre Ehegatten — ohne Ausstellung einer besonderen Vollmacht — auszuüben, 
andere eigenberechtigte Frauen hingegen durch einen (wahlberechtigten) Bevoll- 
mächtigten. Da das Gesetz keine weiteren Ausnahmen von der Regel der per- 
sönlichen Ausübung des Wahlrechtes anführe, seien somit alle nichteigenbe- 
rechtigten Personen vom Landtagswahlrechte ausgeschlossen. — Allein die 
Eigenberechtigung ist kein allgemeines Erforderniss des Land- 
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grossen Grundbesitzes , als auch für jene der Städte und Land- 
gemeinden, dann würde die Caratelsverhängnng sogar als ein allge- 



tagswahlrechtea; als allgemeine Erfordernisse nennt das Gesetz ansser dem 
YoUgennsse der bfirgerlichen Ehre (§. 17, Bukowina, Krain, Küstenland, Mähren, 
Schlesien §.18, Vorarlberg §. 11 L. W. 0.) in 1. der Wählerclasse des grossen 
Grundbesitzes (der Höchstbesteuerten in Dalmatien) lediglich die österreichische 
Staatsangehörigkeit und die Grossjährigkeit (in Krain und Niederösterreich auch 
männliches Geschlecht mit Ausnahme der Wählerclasse des grossen Grundbe- 
sitzes), nicht aber auch die Eigenberechtigung, die nur in Böhmen, 
Kärnten, Krain und Niederösterreich gefordert wird. Die Begriffe ^grossjährig** 
und „eigenberechtigt" sind aber nicht identisch, so dass sie für einander gesetzt 
werden könnten, wie dies Ul brich thut (S 311, Note 1). Die Etgenberechtignng 
hat wohl die Grossjährigkeit zur Voraussetzung, die Grossjährigkeit aber die 
Eigenberechtigung nicht zur nothwendigen Folge, da es eben auch nichteigen- 
berechtigte Grossjährige, wie die unter Coratel stehenden Personen, gibt. Die 
nichteigenberechtigten Besitzer der entsprechenden land- oder lehentäflichen Güter 
sind daher gleichfalls wahlberechtigt zum Landtage, ein Grundsatz, der in den 
Landtagswahlordnungen für Galizien (Art. 1 des Gesetzes vom 20. September 1866, 
L. G. Bl. Nr. 23) und Mähren (§. 16) ausdrücklich ausgesprochen wird. Auch in 
der Praxis kommen diesbezüglich verschiedene Entscheidungen vor; so erklärte 
ein Ministerialerlass vom 2. März 1861, Z. 1032, nach Böhmen, dass unter Guratel 
stehende Besitzer' landtäflicher Güter kein Wahlrecht haben (§. 2 des Gesetzes 
vom 9. Jänner 1873 verlangt jetzt ausdrücklich physische Grossjährigkeit und 
Eigenberechtigung), während der Statthalter in Oberösterreich einen wegen Blöd- 
sinnes unter Guratel befindlichen grossjährigen Grossgrundbesitzer über Becla- 
mation in die Wählerliste aufnahm (V. Z. 5775 und 5859, J. 1871). In Betreff 
2. der Wählerclasse der Städte aber erkennen die Landesordnungen (§. 12, 
Küstenland, Mähren, Schlesien, Böhmen § 13, Galizien §. 11, Vorarlberg §. 6) das 
LandtagswaMrecht zu „allen jenen, nach den besonderen Gemeindestatuten oder 
den Gemeindegesetzen zur Wahl der Gemeindevertretung der Städte 
und Industrialorte berechtigten Gemeindegliedern", welche noch be- 
stimmte Bedingungen erfüllen; so in Gemeinden mit drei Wahlkörpern die ersten 
beiden Wahlkörper bilden (oder im dritten Wahlkörper einen bestimmten Mini- 
malbetrag an directer Steuer entrichten), in Gemeinden mit weniger als drei 
Wahlkörpem die ersten zwei Dritttheile aller nach der Höhe ihrer Jahres- 
schtildigkeit an directen Steuern gereihten Gemeindewähler ausmachen (oder 
unter den nächstfolgenden wieder einen bestimmten Minimalbetrag an landes- 
fürsUicher directer Steuer entrichten) , oder , ohne Bücksicht auf Steuerzahlung, 
aus persönlichen Eigenschaften das Gemeindewahlrecht besitzen etc. Analog sind 
die Bestimmungen über das Wahlrecht der Landgemeindenwähler zur Wahl der 
Wahlmänner (§. 14, Küstenland, Mähren, Schlesien Böhmen §. 15, Galizien §. 13, 
Vorarlberg §. 8). Es sind also die §. 12 (beziehungsweise §. 13, §. 11, §. 6) und 
§. 14 (resp. §. 15, §.13, §. 8) der Landtagswahlordnungen, welche das Land- 
tagswahlrecht für die Städte und Landgemeinden, die Bedingungen seiner Luie-' 
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meiner zeitlicher (eventaell daaemder) Erlöschnogsgm nd des Land- 
tagswahlrechtes sowohl für die Wählerclasse des grossen Gnind- 
besitzes — mit Ausnahme Mährens nnd Galiziens, — als auch für jene 
der Städte — mit Ausnahme Mährens nnd Vorarlbergs (§. 19) — 
erscheinen. Diese Behanptnng jedoch, durch welche auch alle 
nicht eigenberechtigten Landgemeindewähler ihres indirecten Wahl- 
rechtes zum Landtage beraubt würden, entspricht wohl nicht dem 
Gesetze. 

Anlangend das Wahlrecht zum Reichsrathe der Reichs- 
rathsländer erlischt dasselbe unbedingt durch die Curatelsverhängung, 
da §. 9 und §. 20 der Reichsrathswahlordnung ^) nur eigenberechtigten 
Personen das Wahlrecht zuerkennen und auch §. 12 das Princip 
der persönlichen Ausübung des Wahlrechtes — mit Ausnahme der 
Wählerclasse des grossen Grundbesitzes (der Höchstbestenerten) — 
unbedingt aufrecht hält. Auch das Wahlrecht zum croatischen 
Landtage (Ges. v. 15. August 1881, L. G. Bl. Nr. 43) geht durch 
die CuratelsYerhängung verloren, während die ungarischen Wahl- 
gesetze (G. A. V. V. J. 1847; 8, §. 2, jetzt G. A. XXXIU v. J. 1874, 
§. 10) nur die „unter väterlicher, vormnndschaftlicher oder dienst- 



babnng materiell regeln ; dieaes Landtagswahlrecht wird allen Gemeindewählem, 
welche den weiteren Bedingungen entsprechen, anerkannt, nirgends — ausser in 
Kärnten (§. 12, §. 14) , Krain (§. 10} und Niederosterreich (Art. I des Ges. vom 
3. Jnni 1889, L. G. BL Nr. 19) — sind die nichteigenberechtigten GemeindeidÜiler 
von demselben ansgeschlossen. Dieses in den §§. 12 nnd 14 dentlich bestimmte 
Wahlrecht aber wird nicht wieder durch §. 15 der Landtagswahlordnnngen , der 
nur die Art nnd Weise der formellen Ausübung des Wahlrechtes regelt, 
aber dessen unmittelbare oder mittelbare Bethätigung in bestimmten Fällen 
disponirt, eingeschränkt oder aufgehoben. [Ausserdem muss auch awischea der 
Yertretungswahl, d. i. der Wahl durch den gesetzlichen Vertreter (Vormund, 
Curator, Ehegatten) und jener durch einen besonders (schriftlich) BevoUmächtigtea 
— Vollmachtswahl — unterschieden werden und bezeichnen die Wahlordnungen 
(mit Ausnahme jener Ton Salzburg und Vorarlberg) eben die Wahl durch einen 
Bevollmächtigten als Ausnahme vom Principe der persönlichen Ausfibung. 
Die Landtagswahlordnungen yon Salzburg (§. 15) und Vorarlberg (§. 9) aller- 
dings führen auch Vertretungswahlen im engeren Sinne, so die Wahl der in ehe- 
licher Gemeinschaft lebenden Frauen durch ihre Ehegatten und der nicht eigen- 
berechtigten Personen durch ihre gesetzlichen Vertreter (Vorarlberg) als Aus- 
nahmen auf.] 

^ §. 20 der Beicharathswahlordnung: Wahlberechtigt im Allgemeinen ist 
jeder eigenberechtigte östenreichische Staatsbürger männlichen Geschlechtes, welcher 
das 24. Lebensjahr yoUstreckt hat und vom Wahlrechte nicht ausgeachloesen ist. 



119 

herrlicher Gewalt Stehenden" vom Besitze des Wahlrechtes aus- 
schliessen. Ebenso bewirkt die Curatelsverhängung wegen Ver- 
schwendung den Verlast des Rechtes, in die Geschwornen- 
listeaafgenommen zu werden (Ges.vom23.Mai 1873, R.G.Bl. 
Nr. 121, §.2, Z. 2), desgleichen des Wahlrechtes zu den 
Gewerbegerichten (Ges. vom 14. Mai 1869, ß. G. El. Nr. 63, 
§.9, Z.3), gewerblichen Schiedsrichtercollegien (hier 
auch die Curatel wegen Geistesschwäche, Ges. vom 8. März 1885, 
R. G. Bl. Nr. 22, §§. 87, 87a bis 87c; und Genossenschafts- 
schiedsgerichten (Ges. vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, 
§§. 118, 122—124). Auch eine Schmälerung des positiven Inhaltes 
des Rechtes der politischen Persönlichkeit kann durch die Curatels- 
verhängung zeitlich erfolgen, indem der Entmündigte z. B. nicht 
verantwortlicher Redacteur einer periodischen Druckschrift sein 
kann (Pressgesetz, §. 12). 

Aehnliche Bestimmungen über den zeitlichen Verlust politi- 
scher Rechte im engeren Sinne durch Curatelsverhängung finden 
sich in der modernen Verfassuugsgesetzgebung Deutschlands 
(Deutsches Wahlges. vom 31. Mai 1869, R. G. Bl. S. 145, §. 3, Z. 1), 
Bayerns (Ges. vom 4. Juni 1 848, §. 5, Z. 1), Badens (Wahlges. vom 
25. August 1876, §. 35, Z. 1), Hessens (Ges. vom 17. Juni 1876, 
Art. 8 aj, Coburg-Gothas (Abschnitt VIII des Staatsgrundges. vom 
3. Mai 1852, §. 147 (§. 27 b), Hamburgs (Abschnitt IH der Verfassung 
vom 13. October 1879, Art. 31), femer in Italien (Ges. vom 24. Sep- 
tember 1882, Art. 8§), Frankreich (wo die unter Curatel stehenden 
Personen in die Wahlliste nicht aufgenommen werden dürfen), 
Luxemburg (Art. 53 V. ü.) etc. 

Da die Curatel wieder aufhören kann, indem die Gründe, 
welche ihre Verhängung herbeiführten, wieder erlöschen, der 
Wahnsinnige wieder zum Gebrauche der Vernunft kommt, der Ver- 
schwender seinen Willen gründlich und dauerhaft gebessert hat, so 
erscheint die Curatelsverhängung sowohl als Ursache des zeitlichen 
Verlustes politischer Rechte auf unbestimmte Dauer, als sie anderer- 
seits auch den dauernden Verlust derselben herbeiftihren kann. 

Concnrs (Ausgleichsverfahren). 

Auch der Concurs bewirkt vielfach den zeitlichen Verlust 
öffentlich-staatlicher Rechte der Unterthanen, namentlich der politi- 
schen Rechte im engeren Sinne, die in der Beftigniss der Theil- 
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nähme an der Bildung der staatlichen Organe bestehen. Die 
Concurseröffnong erscheint wohl noch weniger als die Caratels- 
verhängung als ein öffentliches Rechtsgeschäft. Denn ihre Vor- 
nahme liegt gleichfalls nicht im discretionären Ermessen der 
Gerichtsbehörde — muss vielmehr bei Vorhandensein der gesetz- 
lichen Voraussetzungen erfolgen, — noch ist die Absicht der ge- 
richtlichen Verfügung hier auf Aenderung des öffentlich-rechtlichen 
Zustandes des Cridatars gerichtet; der Zweck des Concurses ist 
ja die Liquidirung und Vertheilung des Vermögens des Schuldners. 
Nach der Gesetzgebung der Reichsrathsländer erzeugt der 
Concurs den zeitlichen Verlust des Gemeindewahlrechtes, 
und zwar in Böhmen (G. W. 0. §. 4 J), wie auch in vielen der 
33 Stadtgemeinden mit eigenem Statute, nämlich in Pi-ag (§. 40), 
Reichenberg (§.32), Wien (§. 5 a), Wiener-Neustadt (§ 11c), 
Graz (§. 2), Brunn (§. 39), Krakau (§. 26), Klagenfurt (§. 29, lü. c), 
Triest (§. 35 c), Innsbruck (§. 3), Bozen (§. 24 c), Trient (§. 29); 
weiters in einzelnen Eronländern den Verlust des Landtags- 
wahlrechtes, so in Böhmen (§. 18 L. W. 0.), Schlesien (§. 18, 
Z. 3) und Kärnten (§. 17); desgleichen geht das Landtagswahl- 
recht in den hier angeführten Stadtgemeinden fUr die Dauer des 
Concurses verloren, da dessen Verhängung den Verlust des Ge- 
meindewahlrechtes — der allgemeinen Voraussetzung des Land- 
tagswahlrechtes — in diesen Gemeinden zur Folge hat. Ebenso 
erlischt zeitlich für die Cridatare das Wahlrecht zum Reichs- 
rathe (R. R. W. 0. §.20, Z. 3), in Ungarn (6. A. XXXIII v. 
J. 1874, §. 12, Z. 4) zum Reichstage, wie auch in den Reichs- 
rathsländem das Wahlrecht zu den Handels- und Gewerbe- 
kammem % und zwar in allen jenen Gemeinden, in welchen der 



*) §. 7 des Gesetzes vom 29. Jnni 186B ttber die Organisirang der Handels- 
und Gewerbekammem erklärt in seinem letzten Absätze aU „ansgeschlossen von 
der Ansäbnng des activen (nnd passiven) Wahlrechtes : ^diejenigen Personen, 
welche nach den bestehenden Gesetzen von der Austlbnng des activen (nnd 
passiven) Wahlrechtes in der Gemeinde ausgeschlossen sind*'. Znfolge dieses 
C^esetzes wnrden anf Gmnd des mit dem Erlasse des k. k. Handelsministerinms 
vom 9. Jänner 1883, Z. 28.893 (anlässlich der in diesem Jahre erfolgenden Re- 
vision der Kammerwahlordnongen) hinaosgegebenen Normalstatntes die WaU- 
Ordnungen für sämmtliche 29 Handelskammern der Reichsrathsländer — mit 
Ausnahme jener von Triest — im Jahre 1884 durch das Handelsministerinm 
festgestellt. §. 5 dieser Wahlordnungen bestimmt in seinem 6. Absätze : „ Ansge- 
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Concnrs den zeitlichen Verlust des Gemeindewahlrechtes bewirkt, 
also in Böhmen und in den anfgeftihrten Städten mit eigenen 
Statuten (§. 7 des Ges. v. 29. Juni 1868, R. 6. BI. Nr. 85) ; ferner 
das Wahlrecht zu den Gewerbe- (§. 9 des Ges. v. 14. Mai 1869, 
R. G. Bl. Nr. 63) und Börsengerichten '») (§. 5, Z. 3 des Ges. v. 
1. April 1875, R. G. Bl. Nr. 67), gewerblichen SchiedsrichtercoUegien 
(§§. 87, 87 a— 87 c des Ges. v. 22. März 1885, R. G. Bl. Nr. 22) 
und Genossenschaflsschiedsgerichten (§§. 114, 118, 122 — 124 der 
Gewerbenovelle v. 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39), ebenso das 
Recht, in die Geschworenenliste aufgenommen zu werden (§. 2, 
Z. 2 des Ges. v. 23. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 121). 

Assentirung. 

Durch die Einreihung der wehrpflichtigen Unterthanen in die. 
stehende Armee (Kriegsmarine) werden dieselben für die Dauer ihrer 
activen Dienstzeit, so lange sie bei den Fahnen stehen, gleichfalls 
mannigfacher politischer Rechte verlustig, insbesondere der politi- 
schen Wa h 1 r e c h t e , wie sie auch eine bedeutende Schmälerung des 
Rechtes der politischen Persönlichkeit erleiden. Durch 
die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht hat sich der Kreis 
der von diesem zeitlichen Rechtsverluste Betroffenen ungemein er- 
schlossen vom activen (und passiven) Wahlrecht sind diejenigen Personen, welche 
nach den bestehenden Gesetzen von der Ansäbang des activen nnd passiven 
Wahlrechtes in der Gemeinde ausgeschlossen sind*'. Die Eammerwahlordnnng 
für Triest, mittelst Erlasses des k. k. Handelsministerinms vom 10. November 
1868, Z. 19.297, festgestellt, blieb bei der Revision des Jahres 1883 unberührt 
nnd bestimmt im Art. 12 gleichfalls : Sono escluse dalVeaercizio del diritto elet- 
torale attivo e passivo quelle peraone, che afcando le vigenti leggi sono escluse 
dalV esercizio del diritto attivo e passivo nel Commune, fatta pero astrazione 
dalla nationalitä, j>er la quäle vale il diaposto al suddetto Atticolo 11. (Nach 
Art. 1 1 darf die Zahl der zn Eammermitgliedem gewählten Fremden — der 
non austriaci — ein Drittel der Gesammtzahl [48] der Kanunermitglieder nicht 
übersteigen.) 

'^) §. 5 des Gesetzes vom 1. April 1875 verfügt: „Von dem Börsebesnche 
sind jedenfalls ausgeschlossen ... 3. Gemeinschaldner , während der Dauer des 
Concurses und nach dessen Beendigung, wenn sie wegen schuldbarer Orida zu 
einer Strafe verurtheilt wurden, noch 3 Jahre nach Vollendung der Strafe.'' 
Durch Verlast der Börsemitgliedschaft aber erlischt das active Wahlrecht zu den 
Börseschiedsgerichten. (Statut für die Wiener Börse, von dem Handels- und 
Finanzministerium genehmigt am 7. Jänner 1887, VI. Hauptstück, §. 55; Statut 
f. d. Prager Börse , VI, §. 52 ; Statuto della horsa mercantile dt Trieste di 
21, decembre 1875, parte I, art. 5, parte IT, art, 3.) 
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weitert. Die legislativen Motive für denselben sind klar. Die Armee 
erscheint als die einfaeitlich organisirte, physische Kraft des Staates, 
ihr Zweck, sei sie eine monarchische oder republikanische, ist 
die Vertheidigang des Staates nach Aussen, wie auch die Erhaltung 
und der Schutz der öffentlichen Ordnung und Ruhe im Innern. 
Dieser Beruf der stehenden Armee, der ihre einheitliche Organi- 
sation bedingt und die volle Hingebung aller ihrer Glieder an den 
Staat erfordert, macht es nothwendig, die Bildung politischer 
Parteien und die Bethätigung politischer Parteianschauungen, die 
mit grosser Gewalt die Persönlichkeit erfassen, von ihren Reihen 
fernzuhalten. Darf die Armee so einerseits keinen Einfluss üben 
auf die Bildung der staatlichen Organe und die Ausübung der 
politischen Gewalten, so würde andererseits auch ihre Organisation 
und strenge Disciplin eine freie, unabhängige Ausübung der 
politischen Rechte im engeren Sinne — insbesondere gegen- 
über den Vorgesetzten — kaum erwarten lassen. Dem indivi- 
duellen Willen der Officiere und Soldaten ist in der Armee keine 
freie Entwicklung und Bethätigung gestattet. Die modernen Ver- 
fassungen räumen daher in der Regel den activen Soldaten weder 
ein Wahlrecht zu politischen Vertretungs- und Verwaltungskörpem 
ein^^), noch anerkennen sie deren passive Wahlfähigkeit zu Mit- 
gliedern solcher Organe. Der Grund der Ausschliessung der An- 
gehörigen des activen Soldatenstandes liegt somit nicht, wie bei 
den Entmündigten, Cridataren, strafrechtlich Verurtheilten etc., in 
einem physischen, geistigen oder moralischen Mangel der Person, 

") So in Deutschland (Wahlgesetz vom 31. Mai 1869, §. 2) und in den 
deutschen Einzelstaaten, anch in Spanien, Frankreich : Lot organique du 30 No' 
vemhre 1875, 2: Les müitairea et assimilis de tous grades et de toutes armes 
des armies de terre et de mer ne prennent part ä aucun vote, quand ils sont 
prisents ä leur corps, ä leur poste ou dans Vexercice de leur fonctions, Ceux 
qui, au tnoment de Vilection, se trouvent en risidence libre, en non activiti ou 
en poesesaion d*un congi regulier, peuvent voter dane la commune sur les 
listes, de la qudle ils aont regulürement inscrits, Cette dernikre disposition 
s'applique Sgalement aux officiers et assimilis, qui sont en disponihiUti ou 
dans le cadre de riserve; in Italien hingegen sind die activen Officiere nnd 
die nicht nnter den Waffen stehenden Unterofficiere wahlberechtigt zur Depn« 
tirtenkammer (Legge elettorale politiea 22 gennajo 1882 , No. 593 , B, L, D, 
(trt, 2, art. 14; reggio decreto, che approva il testo unico della legge commu* 
nale e provinciale 10 febbraio 1889, No, 5921, titolo II, dell amministration^ 
comunale, cappo II, delV elettorato, art, 28), 
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Bondern ergibt sich ans der Institution der Armee selbst. Man 
spricht daher hier auch von „ruhenden Rechten^ "'), die von dem 
Betreffenden nur während der Dauer der activen Dienstzeit nicht 
ausgeübt werden können. So erklärt auch La band auf Grund 
des Wortlautes des §. 2 des deutschen Wahlgesetzes vom 31. Mai 
1869, wonach „f&r Personen des Soldatenstandes des Heeres und 
der Marine die Berechtigung zum Wählen so lange ruht, als 
dieselben sich bei der Fahne befinden^, dass diese Personen vom 
Wahlrechte nicht quodd Jim, sondern nur quoad exercitium aus- 
geschlossen seien. Die Wahlberechtigung wäre sonach quoad jua 
vorhanden^ wie auch z. B. bei den wahlberechtigten Personen, 
die sich zur Zeit der Wahl nicht im Wahlbezirke ihres Wohn- 
sitzes aufhalten (§. 7) oder die nicht in den Wählerlisten auf- 
genommen sind (§. 8) , welche gleichfalls ihr Wahlrecht nicht 
— auch nicht durch Stellvertretung — ausüben können. Hingegen 
seien die Entmündigten (§. 3, Z. 1), Cridatare für die Dauer des 
Concursverfahrens (§. 3, Z. 2), Personen, welche eine Armenunter- 
stützung aus öffentlichen oder Gemeindemitteln beziehen oder im 
letzten der Wahl vorhergegangenen Jahre bezogen haben (§. 3, 
Z. 3), wie auch Personen, denen in Folge rechtskräftigen Erkennt- 
nisses der Vollgenuss der bürgerlichen Rechte entzogen ist, für 
die Zeit der Entziehung, sofern sie nicht in diese Rechte wieder 
eingesetzt sind, von der Wahlberechtigung selbst ausgenommen. 
Auch in der österreichisch-ungarischen Monarchie sind die 
activen Officiere der einheitlichen Reichsarmee, wie auch die 
Militärparteien mit Officierstitel und die Mannschaften vom Feld- 
webel (Wachtmeister) abwärts, einschliesslich der einberufenen 
Reservemänner, ausgeschlossen vom Wahlrechte zu den Reichs- 
volksvertretnngskörpern — das ist zu den die gemeinsamen 
Reichsangelegenheiten zusammen beschliessenden Vertretungs- 
körpem der Reichshälften (Reichsrath und Reichstag) und daher 
auch vom indirecten Wahlrechte zu den diese beiden Volksver- 
tretungstheile für einen Theil der gemeinsamen Reichsangelegen- 
heiten vertretenden Delegationen. Aber auch die Verfassungen der 
Einzelstaaten — der Reichsrathsländer und Ungarns — gewähren 

"*) Laband, Staatsr. d. denischen Reiches. 2. Anfl. (Freibarg i. B. 1888), 
Bd. I, S. 288; Gareis, Allgem. Staatsrecht in Marqaardsen's Handbuch. 
Bd. I, S. 70. 
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den activen Militärpersonen der Reichsarmee, sowie auch jenen 
der Landwehren (Honväds) kein Wahlrecht zu ihren Parlamenten 
und politischen Vertretnngs- und Verwaltungskörpern. 

Sie erscheinen in den Reichsrathsländem vom Gemeindewahl- 
rechte (G. W. 0. §. 1 und §. 2 ") ausgeschlossen und daher auch 
vom Landtags- und Reichsrathswahlrechte in der Wählerclasse 
der Städte und Landgemeinden, da diese Wahlrechte auf dem Ge- 
meindewahlrechte beruhen. Eine Ausnahme besteht nur rücksichtlich 
des Wahlrechtes des grossen Grundbesitzes (in Dalmatien der 
Höchstbesteuerten), für welches das Gemeindewahlrecht nicht 
Voraussetzung ist. Da nun weder die Landtagswahlordnungen 
§. 9 (Krain, Küstenland, Schlesien §. 10) und §.17 (Bukowina, 
Krain, Küstenland, Mähren, Schlesien §. 18), noch die Reichs- 
rathswahlordnung §. 9, §. 14, §. 20 den activen Militärpersonen, 
wenn sie den sonstigen Bedingungen des Wahlrechtes im grossen 
Grundbesitze entsprechen, ein solches Wahlrecht aberkennen, so 
können dieselben in der Wählerclasse des grossen Grundbesitzes 
(der Höchstbesteuerten in Dalmatien) das ihnen zustehende Wahl- 
recht zum Landtage und Reichsrathe — allerdings nur durch 
Stellvertreter — ausüben. ^*) Auch nach ungarischem Staatsrechte 

^') Ebenso erkennen anch die Gemeindewahlordnungen (§. 1) der Städte 
mit eigenen Statuten nur der militia stabilis das Gemeindewahlrecht sn. 

^') Die Kriegsministerial Verordnung vom 14. März 1861, R. G. Bl. Nr. 30» 
über die Wahlberechtigung und Wählbarkeit der Militärpersonen fär Gemeinde- 
und Landesvertretungen erklärt als wahlberechtigt I. zur Gemeinde : Nur 1. Offl- 
eiere und Militärparteien mit Offlcierstitel, welche sich im definitiven Ruhestande 
befinden oder mit Beibehaltung des Charakters quittirt haben; 2. dienende sowohl 
als pensionirte Militärparteien ohne Ofticierstitel , nämlich Militärgeistliche, das 
Eriegscommissariat und die Feldärzte, ferner dienende und pensionirte Militär^ 
beamte, sofeme alle diese Personen Gemeindeangehörige der betreffenden Gemeinde 
sind und nicht in den Stand eines Truppenkörpers gehören ; dann wahlberechtigt 
II. zum Landtage : Diese „sub 1 und 2 bezeichneten Militärpersonen, sofeme bei 
ihnen die Bedingungen des activen Wahlrechtes nach den Landtagswahlordnungen 
vorhanden sind**. . . ^Dienende Officiere, dann dienende Militärparteien und 
Beamte, welche einen Haus- oder Grundbesitz haben, der zum activen Wahlrechte 
(zum Landtage nämlich) gentigt, können dasselbe nur durch Bevollmächtigte auft- 
üben.** (Auch Dienstreglement §. 7 ) Nun gestatten aber die Landtagswahlord- 
nungen §.15 (Bukowina, Krain, Küstenland, Mähren, Schlesien §.16, Böhmen 
§. 9, §. 10 des Ges vom 9. Jänner 1873, L. G. Bl. Nr. 1.), dass „ausnahmsweise 
Wahlberechtigte der Wählerclasse des grossen Grundbesitzes ihr Stimmrecht 
durch einen Bevollmächtigten, der in dieser Wählerclasse wahlberechtigt seid 
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(G. A. XXXIII y. J. 1874, §. 11) dürfen die im Armeestande activ 
dienenden oder während ihrer aetiven Dienstzeit zeitweilig be- 
nrlaabten Soldaten, Matrosen und Honv^ds, wie auch die Finanz-, 
Zoll' und Steuerwachmannschaft, die Gendarmen, die Staats-, 
Municipal- und Gemeindepolizeiwachmannschaft das Wahlrecht 
zum Reichstage nicht ausüben und daher in die Wählerlisten 
nicht eingetragen werden. 

Ebenso gehen dann ausser den Wahlrechten manche andere 
politische Unterthanenrechte für die Dauer des aetiven Militär- 
standes verloren, so das Recht auf Aufnahme in die Geschworenen- 
listen ^^'), das Auswanderungsrecht ^^) ; namentlich erfährt auch 
das Recht der politischen Persönlichkeit eine wesentliche Schmäle- 
rung seines positiven Inhaltes; eine Reihe neutraler Handlungen, 
deren freie Vornahme von den modernen Verfassungen in ihren 
Grundrechten den Staatsbürgern und grösstentheils auch den 
Fremden ausdrücklich garantirt wird, wie Eheschliessung "), Ver- 

mnss, ausüben können"; nnd für Böhmen bestimmt überdies §. IQ noch direct, 

• 

dass „Frauen, dann activ dienende Militärpersonen, Militärbeamte ausgenommen, 
das Wahlrecht in der Wählerclasse des grossen Grandbesitzes nur durch von 
ihnen bestellte Bevollmächtigte (§. 11) ausüben können". Ebenso erklärt die 
Reichsrathswahlordnung (§. 12) für die Wählerclasse des grossen Grundbesitzes 
die Ausübung des Wahlrechtes im Yollmachtswege zulässig und bestimmt §. 14 
insbesondere, dass „activ dienende Militärpersonen, Militärbeamte ausgenommen, 
das Wahlrecht in der Wählerclasse des grossen Grundbesitzes (der Höchstbe- 
steuerten) nur durch von ihnen bestellte Bevollmächtigte ausüben können". 

>>*) Für die Reichsrathsländer §. 3, Z.2 des Ges. vom 23. Mai 1873, betr. 
die Bildung der Geschworenenlisten. 

^*) Staatsgrundgesetz ü. d. allgem. R. d. Staatsbürger, Art. 4; Wehrgesetz 
vom 11. April 1889, B. G. Bl. Nr. 41, §. 64; ungar. G. A. VI vom Jahre 1889, 
§.64; s. auch 1. Lieferung, S. 92, Note 6 dieses Werkes; ülbrich, Handbuch 
der österr. poUtischen Verwaltung (Wien 1888), I. Bd., S. 595, 596. 

^^) 1. Eheschliessung. 

Wehrgesetz vom 11. April 1889, §. 50, §. 61 (ungar. G. A. VI vom Jahre 
1889, §• 50, §. 61) , Durchführungsverordnung des Ministeriums für Landes ver- 
theidigung vom 15. April 1889, B. G. Bl. Nr. 45, §. 19 (Verbot der Verehelichung 
für Stellnngspflichtige) ; Heiratsnormale (Vorschrift über die Heiraten im k. k. 
Heere), Normal Verordnungsblatt für das k. u. k. Heer vom Jahre 1887, 22. Stück, 
§. 1: Zur Eheschliessung bedürfen einer militärbehördlichen Bewilligung a) die 
aetiven Militärpersonen [zu den „aetiven Militärpersonen" gehören vom Heere 
nach der Vorbemerkung zum Dienstreglement a) alle dauernd in activer Dienst- 
leistung Stehenden, b) alle zeitlich Activirten (zur zeitlichen aetiven Dienst- 
leistung jeder Art, zur WaffeD-(dienst-)üebung oder zur militärischen Ausbildung 
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eiusbildang, Einberufung einer Versammlung, Theilnahme hieran, 
Herausgabe einer Druckschrift, Veröffentlichung seiner Meinung 



Einbernfenen), cj alle beurlaabten Gagisten (einschliesslich der mit Wartegebühr 
oder gegen Carenz aller Gebühren Beurlaubten) mit Ausnahme derjenigen in 
keine Bangdasse eingereihten Gagisten, welche dauernd beurlaubt sind, dy die 
zeitlich beurlaubte Mannschaft] ; bj die mit Vormerkung für Localdienste in den 
Ruhestand versetzten Offleiere, c) die in der Locoversorgung eines Milit&r-Invap 
lidenhauses untergebrachten Militärpersonen, d) die dauernd beurlaubte linien- 
dienstpflichtige Mannschaft, welche die dritte Alteisclasse noch nicht überschritten 
hat, e) die uneingereihten Recruten. 

2. Vereine. 

§. 7 des Dienstreglements (zweite Auflage des I. Theiles vom 1. August 
1886): Active Militarpersonen, sowie diejenigen, welche bei noch nicht voll- 
streckter Liniendienstpflicht zur activen Dienstleistung einberufen werden können, 
dürfen sich an politischen Vereinen, es mögen solche im Allgemeinen be- 
hördlich erlaubt sein oder nicht, in keinerlei Weise oder Eigenschaft 
betheiligen. Wollen active Militärpersonen an erlaubten nichtpolitischen 
Vereinen theilnehmen, so haben sie vorerst die Genehmigung des vorgesetzten 
Corp8-(Militär-)Commandos einzuholen. Eine solche Erlaubniss kann vom Militär- 
Stations-Commando auch für die ganze zum Heere gehörende Garnison summarisch 
erbeten werden. 

3- Versammlungen. 

§. 7 : Mit dem Begriffe der militärischen Disciplin ist es unvereinbar, dass 
sich Militärpersonen in Uniform an öffentlichen Versammlungen oder Demon- 
strationen politischer Tendenz betheiligen. Eine solche Betheiligung ist daher 
nicht nur allen activen Militärpersonen, sondern auch allen in militäiischer 
Uniform erscheinenden Offleieren, Militärgeistlichen und Militärbeamten der Re- 
serve, des Ruhestandes und des Verhältnisses ausser Dienst verboten. Das gleiche 
Verbot besteht auch für Marine-, Landwehr- nnd Gtonsdarmeriepersonen. 

4. Presse. 

§. 7 : aj Die Betheiligung an periodischen Druckschriften, die ausschliess- 
lich oder auch nur theilweise politische oder sociale Tagesfiragen behandeln, ist 
sowohl in der Eigenschaft eines Herausgebers als in jener eines Redacteurs oder 
Mitarbeiters verboten, bj Es ist untersagt, im Wege der Presse militärische An- 
gelegenheiten in einer gegen die Disciplin, den militärischen Greist oder die 
Militärstandespflichten verstossenden Weise zu besprechen, c) Zur Herausgabe 
oder Redaction einer der politischen Richtung ganz verschlossenen oder nicht 
cautionspflichtigen periodischen Druckschrift ist die Bewilligung des Reichs- 
Kriegsministeriums im Dienstwege unter Beibringung der durch das Pressigesets 
normirten Behelfe und Nachweisungen anzusuchen, und erst wenn diese erlangt 
wurde, die beabsichtigte Herausgabe den im genannten Gesetze beseichneten 
Behörden anzuzeigen, d) Zur Veröffentlichung von thatsächlichen Berichtigungen 
in der Presse ist sowohl von einzelnen Militärpersonen als auch von Commanden 
die Bewilligung des vorgesetzten Corps-(Militär*)Oommandos — im Felde des 
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in der Presse, freies Verlassen eines Ortes, freie Niederlassang an 
einem anderen etc. dürfen von den aetiven Militärpersonen gar 
nicht oder nur tiber erlangte besondere Bewilligung vorgenommen 
werden. 

Staatliche Nothhandlungen (insbesondere Verfassungssistirnng). 

Unter Nothhandluugen sind hier verfassungswidrige 
Handlungen des Staatsoberhauptes zu verstehen, welche sich 
für die Sicherheit oder Existenz des Staates nothwendig erweisen. 
Diese formell rechtswidrigen Nothhandlungen sind zu unter- 
scheiden von dem sogenannten staatlichen Noth rechte, das 
heisst von jenen ausserordentlichen rechtlichen Befugnissen des 
Staatsoberhauptes (der höchsten Verwaltungsorgane ^^), welche ihm 
beim Eintritte bestimmter ausserordentlicher staatlicher Zustände — 
Krieg, Aufruhr, dringende Noth wendigkeit der sofortigen Regelung 
einer auch in die Competenz der Kammern fallenden Angelegen- 
heit etc. — von der Verfassung zuerkannt sind, wie Verhängung des 
Belagerungszustandes, des Standrechtes, Suspension bestimmter Ver- 
fassungsbestimmungen, Erlassung von Nothverordnungen, Einsetzung 
von Ausnahmsgerichten, Expropriation. Es erscheint wohl müssig, 
über die rechtliche Zulässigkeit solcher Nothhandlungen — der 
^rettenden Thaten" ") — zu discutiren, mögen sie auch nicht 



Commandos der Armee oder des selbständig operirenden Armeekörpers — ein- 
zuholen. In dringenden Fällen kann die Bewilligung nach den Bestimmungen der 
Dien8t-(6eschäfts-)0rdnung direet eingeholt werden. Das unter b) ausgesprochene 
Verbot findet auch auf Nichtactiye Anwendung (Pressgesetz §. 2). 

^') So Hess schon die Verfassung des alten Freistaates Rom in Zeiten 
staatlicher Bedrängniss zu deren Bekämpfung ein besonderes Staatsorgan — 
den Dictator — auf die Dauer von längstens 6 Monaten ernennen (zum ersten 
Male im Jahre 501 v. Chr. anlässlich des AbfaUes der Latiner), welchem ausser- 
ordentliche rechtliche Gewalten verfassungsmässig zustanden. 

") H. Bischof, Das Nothrecht der Staatsgewalt in Gesetzgebung und 
Regierung, historisch und dogmatisch nach allgemeinem und deutschem Rechte 
(Archiv für deutsches Bundesrecht von Linde, in. Bd, drittes Heft, insbesondere 

5. 67, dann IIL Cap., S. 121 ff.)i ^^^ werden hier die staatlichen Nothhand- 
lungen nicht von dem staatlichen Nothr echte, d.h. den dem Staate auf 
Grund des objectiven Rechtes im Falle der Kothlage zustehenden ausser- 
ordentlichen Befugnissen unterschieden, vielmehr beide Kategorien von Hand- 
lungen unter das „Staatsnothrecht^ subsumirt. Ebenso GareisinMarquardsen's 
Handbuch, Bd. I, S. 57, II, sub 1, 2, 3; Bluntschli, Allgemeine Staatslehre, 

6. Auflage (Stuttgart 1885), XVLCap., vermengt gleichfalls staatliche Noth- 
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ohne Gefahr sein für das öffentliche Recht und die politische 
Freiheit. Wenn der staatliche Zustand absolut eine solche, die 
rechtlichen Schranken durchbrechende That verlangt, so wird das 
Staatsoberhaupt sie vomehmen müssen ; man wird nicht die Existenz 
des Staates, der nur selbst sich helfen kann, dem Buchstaben der 
Verfassung opfern und auch hier gilt die Regel: necessitas non 



handlangen und legales Ausnahmsrecbt und fasst beide unter den BegrilFen 
„Ausnahmsgewalt der Regierang", „Staatsnothrecht" zusammen, wobei er aller- 
dings die staatlichen Nothhandlungen auch als „Staatsnothrecht im engeren Sinne** 
bezeichnet; ebenso H. A. Zachariae, Deutsches Staats- und Bundesrecht, 
Theil II , §. 152 , „Allgemeine Bedingungen und Umfang des sogenannten Jus 
eminens"; dagegen Georg Meyer, Lehrb. d. d. Staatsrechtes (3. Aufl.), S. 21. — 
Solche Nothhandlungen waren z. B. die gewaltsame Beseitigung der schwediflch<m 
Verfassung durch Gustav III. von Holstein - Gottorp im Jahre 1772 , da die 
Verfassung Königthum und Volk der Adelsherrschaft unterwarf; die Vernichtung 
der französischen Verfassung von 1795 durch Anseinandersprengung der gesetz- 
gebenden Körperschaften (der beiden Bäthe) Frankreichs (Auflösung des Direc- 
toriums) durch den aus Egypten siegreich zurückkehrenden Napoleon I. am 
18. Brumaire 1799 und Errichtung des Consulates ; Auflösung der Nationalver- 
sammlung durch Napoleon III. am 2. December 1851 und Vorschlag einer neuen 
Verfassung; ferner die Sprengung der für den 22. Mai 1848 „zur Vereinbarung der 
preussischen Verfassung" nach Berlin berufenen preussischen Nationalvers amm< 
lung durch Friedrich Wilhelm IV. mittelst Militärgewalt in Folge des Wider- 
standes, den dieselbe der königlichen Botschaft vom 8. November in Betreff ihrer 
Verlegung nach Brandenburg durch Fortsetzung der Sitzungen (trotz der Ver- 
tagung) in Berlin bis 15. November geleistet hatte , Auflösung derselben durch 
königliche Verordnung vom 5. December 1848, Octroirung der Verfassung (sammt 
Wahlgesetzes) vom selben Tage, wie auch später nochmalige Octroirung — unter 
ausdrücklicher Berufung auf das Staatsnothrecht — eines neuen V^ahlgesetses 
vom 30. Mai 1849 für die zweite Kammer ; auch in Oesterreich wurde die, 
mittelst Allerhöchsten Patentes vom 31. December 1851, R. G. Bl. Nr. 2 ex 1852 
erfolgte Aufhebung der octroirten Verfassung vom 4. März 1849 mit der abso- 
luten Nothwendigkeit dieses Schrittes begründet: „Da nach dem Ergebnisse der 
gepflogenen Berathungen die bezogene Verfassungsurkunde weder in ihren Grund- 
lagen den Verhältnissen des österreichischen Kaiserstaates angemessen, noch in 
dem Zusammenhange ihrer Bestimmungen ausführbar sich darstellt, so finden 
Wir Uns nach sorgfältiger Erwägung aller Gründe durch Unsere Regentenpflioht 
gedrungen , die erwähnte Verfassungsurkunde vom 4. März 1849 hiermit ausser 
Kraft und gesetzliche Wirksamkeit zu erklären.^ Aid eine solche Nothhandlnng 
von Seite gesetzgebender Körperschaften hat man die auf Antrag Si^yes am 
17- Juni 1789 erfolgende Vereinigung der drei französischen Reichsstände, welche 
auf den 5. Mai nach Versailles einberufen worden waren, zur Nationalver- 
sammlung bezeichnet — den staatsrechtlichen Anfang der Revolution. 
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habet legem. Auch entbehren solche Nothhandlungen nicht jeglicher 
Garantie und Controle; zunächst sind sie auf dem Gebiete der 
richterlichen Function vollständig ausgeschlossen, eine 
Rechtsprechung gegen das bestehende Recht darf unter 
keinen Umsitänden erfolgen. Wo solche Ausnahmsacte aber von 
monarchischen Souveränen vorgenommen werden, erfolgen sie 
unter deren ethischer Verantwortlichkeit und dürfen nur ausgeübt 
werden nach gewissenhafter Prüfung, in der Ueberzeugung von 
ihrer absoluten Noth wendigkeit, nach dem Principe : aalibs reipublicae 
suprema lex; auch schaffen sie in der Regel nur provisorische 
Zustände und ist auch die Verantwortlichkeit der Minister für 
solche Nothhandlungen, wie auch deren nachträgliche Genehmi- 
gung durch die Volksvertretung nicht ausgeschlossen. 

Als eine solche Ausnahmshandlung nun, welche den zeitlichen 
Verlust politischer Unterthanenrechte bewirkt, erscheint insbe- 
sondere die Verfassungssistirung , das heisst die zeitliche Ausser- 
kraftsetzung der politische Unterthanenrechte begründenden Ver- 
fassungsgesetze. Die ganze Verfassung eines Staates kann natür- 
lich nicht sistirt werden, da dadurch die staatliche Organisation 
des Volkes, der Staat, vernichtet wäre, der eben ohne Verfassung 
nicht besteht. Durch eine Sistirung wird die Verfassung nicht auf- 
gehoben, sondern nur ausser Wirksamkeit gesetzt, sie behält ihre 
formelle Gesetzeskraft und besteht die Anwartschaft auf das wieder 
in Krafttreten derselben, wenn auch vielleicht mit theilweise ver- 
ändertem Inhalte. 

So erfolgte in Oesterreich mittelst Allerhöchsten Patentes 
vom 20. September 1865, R. G. Bl. Nr. 89 (Kaiserliches Manifest 
an die österreichischen Völker vom selben Tage, R. G. Bl. Nr. 88) 
die Sistirung des Grundgesetzes über die Reichsvertretung vom 
26. Februar 1861, und zwar auf unbestimmte Zeit, bis ;,eine mit 
dem einheitlichen Bestände und der Machtstellung des Reiches 
vereinbare Modification des Grundgesetzes über die Reichsver- 
tretung", der Anerkennung namentlich auch der ungarischen Länder 
theilhaftig, in Gesetzeskraft treten könne. Die Sistirung betraf nur 
das Februarpatent selbst, nicht aber auch die im Anhange zum 
Februarpatente für die Königreiche und Länder (mit Ausnahme 
der ungarischen Länder) erlassenen Landesordnungen (und Wahl- 
ordnungen), deren „jeder einzelnen ftir das betreffende Land die 

V. Dantscher. IIL 9 
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Kraft eines Staatsgrundgesetzes" verliehen worden war (Februar- 
patent III). Die verfassungsmässige Thätigkeit der auf Grund dieser 
Landesgrundgesetze functionirenden Landtage wurde daher durch 
die Sistirung nicht betroffen. Das Februarpatent hingegen ward 
nach seinem ganzen Inhalte sistirt; es wurden sowohl diejenigen 
Bestimmungen desselben ausser Kraft gesetzt, welche, flir alle 
unter der habsburgischen Monarchie vereinigten Länder (also mit 
Einschluss Ungarns) geltend, die österreichische Reichsverfassung 
ausmachten (weiterer Reichsrath, §. 10), als auch jener Theil des 
Patentes, der als staatliche Verfassung der deutsch-slaviscfaen 
Länder allein — mit Ausschluss Ungarns — erschien (engerer 
Reichsrath, §. 11). 

Und wahrlich, wer nicht etwa der Ueberzeugung war, dass 
die Februarverfassung in Ungarn dennoch mit der Zeit zur An- 
erkennung und Durchfuhrung gelangen werde oder dass Ungarn 
wenigstens einmal einen zur Berathung der gemeinsamen Reichs- 
verfassung einberufenen Gesammtreichsrath ad hoc beschicken 
werde, der musste die Sistirung des Februarpatentes, insoweit 
dasselbe die Verfassung für das Gesammtreich ent- 
hielt, als unabweislich und nothwendig i^) erkennen, da es, wie 

^^) So auch Hagelmann, Stadien zam österreichischen Verfaasanga- 
rechte (Wien 1886), I, S. 52; Gnmplowicz, Bas österreichische Staatsrecht 
(Wien 1891), S. 24, 95. — Unter der Yoraussetzang, dass die Febraarverfassung 
als Beichsverfassong in den angarischen Ländern nicht zor Darchfahrong 
gebracht werden könne, m ass t e dieselbe, am zn geordneten Verfassangszuständen 
in Oesterreich za gelangen, sistirt werden. Bei der Beortheilnng der Sistirongs- 
and der späteren Aosgleichsaction erscheint es aber vor Allem nothwendig, die 
gemeinsame österreichische — später „österreichisch-nngarisch^ ge- 
nannte — Beichsverfassang von der Yerfassang der Beichsraths- 
1 ander and Ungarns genaa za anterscheiden ; namentlich aach die falsche 
YorsteUang fern zu halten, als ob die gemeinsamen (österreichisch-angarischen) 
Beichsangelegenheiten sich aas correspondirenden angarischen and cisleithanischen 
Staatsangelegenheiten zusammensetzten, so dass sie durch legislatorisches Za- 
sammenwirken des angarischen Beichstages and des Beichsrathes erledigt werden 
könnten, das gemeinsame Beichsstaatsrecht somit sich als inhaltlich überein- 
stimmendes angarisches and Beichsrathsländerstaatsrecht erweisen 
würde. Die Febraarverfassung nun war schon der Ausdruck einer bundesstaat- 
lichen Organisation Oesterreichs ; zum Theile constitutionelle Beichsverfassong, 
zum Theile constitutioneUe Yerfassung der Beichsrathsländer hatte sie — in 
weiterer Fortentwicklung des Principes des Octoberdiploms (II und m) — zwei 
Yolksvertre^ngskörper geschaffen, eine Beichsvolksvertretung, den weiteren Beichs- 
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das kaiserliche Manifest erklärte, in der That „rechtlich nnmög- 
lieh ist, eine and dieselbe Bestimmung in einem Theile des Reiches 



rath und ein e ständige Volksvertretimg der deutsch-slavischen Länder allein, den 
engeren Re i chsrath. Das Ministerinm Schmerling aber f nngirte in doppelter 
staatsrechtlicher Eigenschaft, es erschien dem weiteren Beichsrathe gegenüber als 
Beichsministerium, für den engeren Beichsrath hingegen als Ministerinm der Beichs- 
rathsländer, während später im Ansgleiche für diese beiden verschiedenen Ver- 
waltxingscompetenzen zwei selbständige Ministerien — das gemeinsame Beichsmini- 
steriam nnd das Ministerinm der Beichsrathsländer — errichtet wurden. Die Noth- 
wendigkeit der Sistimng traf allerdings nur die Beichsverfassungsbestimmongen 
des Febmarpatentes ; anch den engeren Beichsrath zu snspendiren, 
war nicht geboten trotz der gegenseitigen Bedingtheit der beiden Yolksyertretnngs- 
körper durch ihre Competenzen und ungeachtet der Unbestimmtheit des künftigen 
Wirkungskreises des engeren Beichsrathes. Durch die Fortdauer der verfassungs- 
mässigen Thätigkeit des engeren Beichsrathes wäre namentlich — wenn derselbe 
auch niemals zur legislatorischen Mitwirkung bei Schafhug der alle Länder der 
Monarchie umfassenden österreichischen Beichsverfassung competent und berufen 
erscheinen konnte — jeder politischen Partei jedweder Anlass zu irgend einem 
Misstrauen in die Endabsichten der Begierung oder zu Becriminationen über die 
Methode der Sistirungsaction benommen gewesen; auch hätte die Begierung 
gegenüber dem ungarischen (und croatischen) Landtage einen zur eventuellen 
Abgabe eines informativen Votums rücksichtlich der zu vereinbarenden 
Beichsverfassung gleichgewichtigen Factor gleich vom Anfange an zur Seite 
gehabt. Das kaiserliche Manifest begründet den durch die Sistimng der Beichs- 
verfassung auch hervorgerufenen „Stillstand in dem verfassungsmässigen Wirken 
des engeren Beichsrathes" damit, dass „der organische Zusammenhang und die 
gleiche Geltung aller Omndbestimmungen des Gesetzes für die gesammte Thätig- 
keit des Beichsrathes eine Scheidung und theilweise Aufrechterhaltung der Wirk- 
samkeit des Gesetzes unmöglich mache '^. Das Patent unterschied also nicht 
genügend den zweifachen Charakter der Februarverfassung, das in ihr enthaltene 
Bei chsr echt und das nur für die im engeren Beichsrathe vertretenen 
Länder geltende Staatsrecht, es anerkannte den weiteren und engeren 
Beichsrath, trotz ihrer qualitativ verschiedenen Competenzen, nicht als zwei ver^ 
schiedene selbständige YolksvertretungskÖrper, ein staatsrechtlicher Lrrthum, der 
heute — nach fast 30 Jahren — von der Theorie noch nicht überwunden ist 
Auch heute unterscheidet man nicht den Beichsrath als selbständiges Parlament 
der Beichsrathsländer, dessen Competenz durch §. 11 der Verfassung der Beichs- 
rathsländer (Ges. vom 27- December 1867, B. G. Bl. Nr. 141), mit ausdrücklicher 
Ausschliessung der gemeinsamen Beichsangelegenheiten, be- 
stimmt ist, und den Beichsrath als Vertretungskörper einer Beichshälfte, berufen 
von der gemeinsamen Verfassung (Ges. über die gemeinsamen Angelegenheiten, 
B. G. Bl. Nr. 146 , §. 1 a, §. 3, §. 6 , Ges. vom 16. Jnli 1867, B. G. Bl. Nr. 97, 
G. A. XII V. J. 1865/67, §§. 28, 37, 38) in Verbindung mit dem ungarischen 
Beichstage zur verfassungsmässigen Behandlung der gemeinsamen Ange- 

9* 
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zum Gegenstände der Verhandlung zu machen, während sie gleich- 
zeitig in den anderen Theilen als allgemein bindendes Reichs- 
gesetz behandelt würde ^. 



legenheiten. [Hngelmann, Stadien zum österreicMachenyerfassaDgsreclita, 
I, S. 55; Gumplowicz, Das österreicliisclie Staatsrecht, S. 107, 128 — 131, 
erwähnt nicht einmal diese Competenz des Reichsrathes in gemeinsamen Angelegen- 
heiten ; anch H. Bidermann, Die rechtliche Natur der österreichisch-nngarischen 
Monarchie, Wien 1877, dessen richtige Dednctionen über die Existenz einer 
österreichisch-nngarischen staatlichen Centralgewalt, den Bestand einer einheit- 
lichen, von den Einzelstaatskronen verschiedenen Beichskrone, über den staats- 
rechtlichen Charakter der Delegationen als Reichsvolksvertretangskörper etc. von 
hohem Werthe sind, hebt diese doppelte Competenz des heutigen Reichsrathes nnd 
die darans nothwendig folgende zweifache staatsrechtliche Qualität desselben, 
alsTheil einer Reichsvolksvertretnng und als selbständiges Parlament des Staates 
der Reichsrathsländer , nicht hervor; Ulbrich, Lehrbuch des österreichischen 
Staatsrechtes (Berlin 1882), spricht zwar S. 839 von einem „doppelten Wirkungs- 
kreise des Reichsrathes rücksichtlich der Angelegenheiten des österreichiach- 
ungarischen Gesammtstaates'^, einem „mittelbaren" und „unmittelbaren", 
subsumirt aber auch diesen „mittelbaren" Wirkungskreis unter die Competenz- 
bestimmung des §.11 der Verfassung der Reichsrathsländer, welcher §.11 im 
Eingange ausdrücklich die Nichtcompetenz des Reichsrathes für die gemein- 
samen Angelegenheiten principiell feststellt. Freilich führt Ulbrich auch im 
ni. Buche, betitelt: „Der österreichisch-ungarische Gesammtstaat", die Dele- 
gationen wieder als Organe der Einzelstaaten, nämlich Ungarns und der 
Reichsrathsländer auf (S. 754), als parlamentarischeAus Schüsse der Einzelstaats- 
parlamente, „die kein Gesammtvolk repräsentiren" ; „ihre Competenz beschränkt 
sich auf die Mitwirkung bei der Verwaltung und auf die Controle der- 
selben" (S. 755), ein Recht der Mitwirkung bei der Schafftmg von „Gesetzen im 
materiellen Sinne" kommt ihnen nicht zu! Trotz der Bestimmungen der §§. 6, 
13, 14, 15, 23 des Ges. über die gemeinsamen Angelegenheiten (§§. 37, 38, 40, 
41, 43, 47, G. A. XII, 1865/67), wonach zu allen Gesetzen in Angelegenheiten 
des Wirkungskreises der Delegationen die üebereinstimmung beider Delegationen 
oder bei mangelnder Üebereinstimmung der in einer gemeinschaftlichen Plenar- 
sitzung beider Delegationen gefasste zustimmende Beschluss und in jedem Falle 
die Sanction des Kaisers erforderlich ist! Lustkandl, Abhandlungen aus dem 
österreichischen Staatsrechte (Wien 1866), anerkennt allerdings den doppelten 
Charakter der Februarverfassung (S. XLVII) und die Verschiedenheit der beiden 
von ihr geschaffenen Volksvertretungen (S. XXXVII — LVIII).] Und doch hat der 
Reichsrath in letzterer Eigenschaft „als Vertretungskörper einer Reichshälfte" in 
Zusammenwirkung mit dem ungarischen Reichstage „allen Königreichen und 
Ländern gemeinschaftliche" Gegenstände (§. 10 der Februarverfassung) zu erledigen, 
er hat einen Theil des Competenzkreises des weiteren Reichsrathes der Febmar- 
verfassung, der lit. a und h des §. 10 zugewiesen erhalten. Und in welch unlös- 
baren, directenWiderspruch setzt man bei der entgegengesetzten Auffassung 
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Die Vorgänge aber in Ungarn während der AmtBdaner des 
MiniBteriums Schmerling, das Verhalten der Comitate, der 



die beiden, vom selben Tage — 21. December 1867 — datirten Gesetze, das 
Gesetz, betreffend die allen Ländern der österreichischen Monarchie gemeinsamen 
Angelegenheiten nnd die Art ihrer Behandlung , B. G. B1. Nr. 146 , nnd das 
Gesetz, vodnrch das Grundgesetz fiber die Beichsrertretnng vom 26. Febmar 1861 
abgeändert wird , R. G. BI. Kr. 141 ! — Nun war aber eine , den Wünschen 
Ungarns nnd der Reichsratbsländer entsprechende Modification der- Febmarver- 
fassnng oder etwa die Schaffung einer nenen Reichsverfassnng im Constitutio- 
nen en Wege unmöglich, weil die Voraussetzung hiefOr, eine gemeinsame Beichs- 
volksvertretung, der weitere Beichsrath — in Folge des Widerstandes Ungarns — 
nicht zu Stande zu bringen war. Der Begierung blieb daher, trotz der rechtlich noch 
bestehenden constitutionellen Febmarverfassung, die einzige Möglichkeit, im Wege 
der absoluten Gesetzgebung durch die Krone allein eine österreichische con- 
stitutionelle Beichsverfassung zu schaffen. Natürlich musste die Begierung trachten, 
eine Garantie für die allseitige Annahme und Durchführung der künftigen Beichs- 
verfossung zu erhalten und daher die staatsrechtlichen Wünsche und Bechts- 
anscbauungen, namentlich Ungarns und auch der Beichsrathsländer zu vernehmen. 
Zu diesem Behufe erfolgte die Vorlage des Octoberdiploms und der Februarver- 
fassung an den ungarischen und croatischen Landtag (in der Nichteinholung 
eines solchen staatsrechtlichen Gutachtens betreffs der künftigen Beichsverfassung 
seitens des siebenbürgischen Landtages, der das Octoberdiplom und die Februar- 
verfassung 1863 anerkannt und inarticulirt hatte, lag schon eine Concession an 
Ungarn — die indirecte Anerkennung der Incorporation Siebenbürgens in Ungarn). 
Und die „Verhandlnngsresultate des ungarischen und croatischen Landtages, falls 
sie eine mit dem einheitlichen Bestände ^nd der Machtstellung des Beiches ver- 
einbare Modification der erwähnten Gesetze in sich schliessen wurden", sollten 
dann vor der kaiserlichen Entschliessung „den legalen Vertretern der anderen 
Königreiche und Länder vorgelegt werden, um ihren gleichgewichtigen Ausspruch 
zu vernehmen und zu würdigen*'. Als die „legalen Vertreter der anderen König- 
reiche und Länder*' erschienen, da der engere Beichsrath sistirt war, die Land- 
tage, welche die Begierung auf Grund des §. 19, Z. 2, der Landesordnungen 
befragen konnte, aber nicht befragen musste, da die Beichsverfassung keine 
„Landesangel^^nheit*' war, sondern eine allen Königreichen und Ländern gemein- 
same Angelegenheit, die auch nach dem Octoberdiplome (III) „dem gesammten 
Beichsrathe** zustand. Da es sich aber bei dieser begutachtenden Beurtheilung 
um die Aeusserung eines einheitlichen Volkswillens der nicht ungarischen Völker 
handelte und hiezu die 17 Landtage nicht als die geeigneten Organe erschienen, 
eine Berathung der Verfassungsfrage in so vielen Körperschaften wenig Aussicht 
auf Erfolg darbot , so wurden durch kaiserliches Patent vom 2. Jänner 1867, 
B. G. BI. Nr. 1, zur Lösung dieser Frage „von gemeinsamem Interesse** „die 
Vertreter der erwähnten Königreiche und Länder zu einer ausserordentlichen 
Beichsversammlung** auf den 22. Februar 1867 nach Wien berufen und sollte 
„die Berathung der Verfassungsfrage den alleinigen Gegenstand der Thätigkeit 
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Pester Stadtrepräsentanz , namentlich aber des Landtages boten 
für eine solche Ueberzeugung wenig Grund, i^) 



dieser ausserordentlichen Beiclisversanimlung bilden". Man hat wohl — seitens 
der dentsch-liberalen Partei und der deutschen Autoministen — in der Bemfang 
dieses „ausserordentlichen Reichsrathes'^ eine Verletzung der nicht aufgehobenen, 
sondern nur sistirten Februarverfassung erblickt, ja den Versuch ihrer definitiven 
Beseitigung, indem man dem verfassungsmässigen, ordentlichen Reichsrathe der- 
selben diesen verfassungswidrigen „Ausserordentlichen'' substituire. Allein der 
ausserordentliche Reichsrath berührte den verfassungsmässigen Bestand und die 
Competenz des engeren Reichsrathes gar nicht, er stand nicht an dessen Stelle» 
er stand überhaupt in gar keiner staatsrechtlichen Beziehung zur Februarverfassung 
und präjudicirte daher durchaus nicht der Reactivirung derselben oder ihres 
engeren Reichsrathes. Er war ein durch die ausserordentliche Lage gebotenes, 
nur zur Berathung der österreichischen Reichsverfassung ad hoc geschaffenes 
Ausnahmsorgan, berufen zur Lösung einer Aufgabe , für welche der engere 
Reichsrath verfassungsmässig incompetent war (Lustkandl, Abband!. S. LII). 
Ja, hätte man wirklich diesen letzteren mit der Abgabe eines solchen berathen 
den Votums der Reichsrathsländer über die mit Ungarn zu vereinbarende gemein- 
same Verfassung betraut, so wäre dies gegen die Competenzbestimmungen der 
Februarverfassung (§. 10 und §.11) geschehen und hätte den Einwand der In- 
competenz seitens eines grossen Theiles seiner Mitglieder selbst und deren Wähler 
hervorgerufen ; auch wäre es immerhin nicht ohne Schwierigkeit gewesen , bei der 
Zuweisung dieser Reichsangelegenheit an den „ordentlichen'' Reichsrath, dem in 
seinem verfassungsmässigen Wirkungskreise das Recht der Mitwirkung (Zustim- 
mung) bei der Gesetzgebung für die Reichsrathsländer zustand, zu erklären, dass 
ihm für diese Angelegenheit n u r ein begutachtendes, berathendesVotum 
zustehe und zuerkannt werde. Ein weitergehendes Recht aber hätte ihm nicht ein- 
geräumt werden können, da er weder eine vollständige Reichs Volksvertretung, noch 
ein Theil einer solchen — wie etwa heute die deutsch-slavische oder ungarische 
Delegation — war. Die Vereitelung des „ausserordentlichen Reichsrathes** hat 
die Erreichung des angestrebten Zieles, der Schaffang einer einheitlichen Reichs- 
verfassung für die allen Ländern der Monarchie noth wendigen gemeinsamen An- 
gelegenheiten jedenfalls nicht gefördert. Das Ministerium hatte in den ersten 
Februartagen seine Demission überreicht und als Baron B e u s t , am 7. Februar 
zum Staatsminister ernannt, der das Januarpatent selbst mitunterfertigt hatte, 
den Reichsrath dann auf den 20. Mai nach >^ien einberief (kaiserl. Patent vom 
20. April 1867, R. G. Bl. Nr. 67), war die Verfassungsfrage, nicht nur die ungari- 
sche, sondern auch die gemeinsame, ohne dass die Reichsrathsländer irgend 
einen Einfluss darauf genommen , gelöst. Durch eine Reihe von königlichen 
Rescripten (16.— 17. Februar) war in Ungarn die Wiederherstellung der Verfassung 
und die Einsetzung des Ministeriums (17. Februar) erfolgt; und bereits am 
12. Juni war der vom ungarischen Reichstage angenommene Gesetzentwurf 
(G. A. XII) über die gemeinsame österreichische Reichsverfassung, der die Reichs- 
angelegenheiten auf Auswärtiges, stehende Armee (Organisation, Oberbefehl, 
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Durch die Sistirung verloren die österreichischen Völker auf 
unbestimmte Zeit das indirecte ^<>) Wahlrecht zur Reichsvolksver- 



Führnng) und Beichsfinanzen einschränkte — nicht einmal die Heeresgesetzgebnng 
der als einheitlich anerkannten stehenden Armee ward gemeinsam gelassen — 
als ein formell ungarisches Gesetz bedingt sanctionirt. Also nicht das 
Reichs ministerinm hatte den von Ungarn ausgegangenen Entwurf einer gemein- 
samen Verfassung — nach Einholung des Gutachtens der Reichsrathsländer — 
dem gemeinsamen österreichischen Kaiser zur Sanction unterbreitet, sondern 
das ungarische Ministerium hatte für den Entwurf einer österreichischen 
Reichsverfassung die Sanction des Königsvonüngarn erwirkt ! Dieselbe konnte 
daher nur bedingt erfolgen, so dass Jene Verfügungen dieses Gesetzartikels jedoch, 
welche sich auf die Behau dlungsweise der gemeinsamen Angelegenheiten beziehen, 
thatsächlich erst dann in Wirksamkeit treten, wenn die übrigen, nicht zur ungari- 
schen Krone gehörigen Länder Sr. Majestät dem Inhalte derselben auch ihrerseits 
auf constitutionellem Wege beigetreten sein werden". Aber auch die behauptete 
Zwangslage des Reichsrathes war, wenn man, absehend von der Competenzberech- 
tigung, nur die factische Lage erwägt, rücksichtlich „der Art der Behandlung der 
allen Ländern der österreichischen Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten" nicht 
Yoihanden. Der Oomplex und Umfang der gemeinsamen Angelegenheiten aller- 
dings war durch die Anerkennung und Wiederherstellung der ungarischen Ver- 
fassung für das ganze Gebiet der nicht gemeinsamen Angelegenheiten fixirt ; in 
Betreff der künftigen Organisation aber der gemeinsamen Reichsorgane hätte eine 
Abänderung der im G. A. XII vorgeschlagenen Form im Sinne einer, die aner- 
kannte Einheit auf gemeinsamem Gebiete auch klar zum Ausdrucke bringenden 
Organisation wohl bewirkt werden können. Für die ungarischen Staatsangelegen- 
heiten hätte eben die reactivirte ungarische Verfassung, für jene der Reichsraths- 
länder die (rücksichtlich der Competeuz) entsprechend modificirte Februarver- 
fiissung (engerer Reichsrath) ftinctionirt; die gemeinsamen Reichsangelegenheiten 
aber wären von der bestehenden Centralgewalt eben so lange im absoluten Wege 
zu regeln gewesen, bis man sich über eine den Wünschen aller Reichsländer ent- 
sprechende „Art ihrer Behandlung" geeinigt hätte. 

^*) Der für den 2. April des Jahres 1861 nach Ofen einberufene ungarische 
Landtag, bereits am 21. August wegen seiner Antwortsadresse auf das Allerh. 
Rescript vom 21. Juli aufgelöst, hatte gleich in seiner ersten, von D6ak vor- 
gelegten Adresse, die namentlich wegen eines verschärfenden Amendements 
Värady's von der Krone zurückgewiesen, in Folge des Allerh. Rescriptes in 
ihrem ursprünglichen Inhalte wieder hergestellt (5. und 6. Juli) und am 8. Juli 
überreicht worden war, das staatsrechtliche Verhältniss Ungarns zu den deutsch- 
slavischen Ländern als Personalunion bezeichnet. Die Adresse forderte als 
präliminare Bedingungen jeder weiteren Verhandlung die vollständige Wieder- 
herstellung der ungarischen Verfassung, insbesondere auch der 1848er Gesetz-Artikel, 
die Beseitigung aller noch bestehenden Folgen des absoluten Systems und die 
Einsetzung eines ungarischen Ministeriums; sie erklärte jede Einverleibung oder 
Vereinigung Ungarns mit den übrigen Ländern, sei es auf dem Gebiete der 
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tretung, zum weiteren Reichsrathe ; die wahlberechtigten Bewohner 
der deatsch-slavischen Länder aber ausserdem das Wahlrecht 



Gesetzgebung oder Yerwaltiuig, als etwas schlechterdings Unmögliches ; ^nie werde 
Ungarn an dem Reichsrathe oder irgend einer Volksvertretung der Monarchie 
participiren^ und „blos als selbständige freie Nation könne Ungarn von Fall 
zu Fall mit den Erbländem, wie mit einer freien, selbständigen Nation ver- 
kehren^. Auf demselben Standpunkte stand auch die zweite, am 8. August 1861 
vorgelegte Adresse D^ak's; sie wies das Octoberdiplom und Februarpatent aus- 
drücklich zurück, protestirte gegen jede Competenz des weiteren Reichsrathes 
über Ungarn, erklärte jede Anordnung desselben als für Ungarn ungiltig und ^den 
Faden der reichstäglichen Verhandlungen als ahgerissen"^. — 
Aber auch später hatte das Ministerium Schmerling wäh r end seines 4 V Jährigen 
Bestandes nicht vermocht, beim magyarischen Volksstamme für die Febrnarver- 
fassung Boden zu gewinnen oder irgend einen nennenswerthen Erfolg zu erzielen 
(nur ein Theil der aus Siebenbürgen gewählten Reichsrat hsabgeordneten, nämlich 
10 Deutsche [Sachsen], waren am 20. October 1863 im Reichsrathe in AVien er- 
schienen). Ja, noch wenige Wochen vor der Demission des Ministeriums (26. Juni 1365) 
hatte der croatische Landtag, der für den 26. Mai einberufen werden sollte, sich 
geweigert, den weiteren Reichsrath zu beschicken. Die Forderung aber, dass die 
Wiederherstellung der ungarischen Verfassung und Einsetzung des ungarischen 
Ministeriums der — von der Regierung — verlangten Revision der 184der Gesetze 
und der Berathung der „aMen Königreichen und Ländern gemeinsamen Angelegen- 
heiten^ vorausgehen müsse, hielt der ungarische Reichstag auch während der 
Ausgleichs Verhandlungen des Jahres 1866 (Adiesse D6ak*8 vom 24. Februar, 
25. April und 15. December) aufrecht. In der That brachte dann das am 17. Fe- 
bruar 1867 ernannte Ministerium Andrässy die vom 67er-Ausschusse über die 
gemeinsamen Angelegenheiten ausgearbeitete Vorlage am 19. März als Gesetzent- 
wurf im Reichstage ein und setzte nach elftägiger Debatte am 30. März unter 
D^ak's Hilfe dessen Annahme mit 257 gegen 117 Stimmen durch, welchem 
Beschlüsse die Magnatentafel am 3. April beitrat. (Reichskanzler Baron Beust 
hatte allerdings Ende December 1866 in Pest mit den im 67er-Ausschusse mass- 
gebenden Mitgliedern der Döakpartei, die schon als Minister designirt waren, 
jene Abänderungen am Elaborate des 67er-Aussehusses über die gemeinsamen 
Angelegenheiten, welche die Centralregierung verlangte, vereinbart und hatte sich 
Graf Andrässy für deren Durchführung verbürgt). 

'®) Doch kannte die Febmarverfassung auch schon die d i r e c t e, unmittel- 
bare Wahl der Mitglieder des Abgeordnetenhauses des Reichsrathes „durch die 
Gebiete, Städte und Körperschaften, wenn ausnahmsweise Verhältnisse eintreten, 
welche die Beschickung des Hauses der Abgeordneten durch einen Landtag nicht 
zum VoUzuge kommen lassen^ (§. 7). Das Recht, die directen Wahlen anzuordnen, 
war der Krone vorbehalten. — Die Weiterentwicklung der directen Wahl zum 
Reichsrathe der Reichsrathsländer erfolgte durch folgende Gesetze: 1. Grund- 
gesetz über die Reichsvertretung vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 141, §. 7; 
2. Durchführungsgesetz hiezu vom 29. Juni 1868, R. G. Bl. Nr. 82 (erstes Noth- 
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zum engeren Reichsrathe. Der Verlast dieses letzteren politischen 
Rechtes, an der Gesetzgebung der Reichsrathsländer Theil zu 
nehmen, erlosch für die Landtagswahlberechtigten dieser Länder 
durch das kaiserliche Patent vom 20. April 1867, R. G. BL Nr. 67, 
welches den Reichsrath der Februarverfassung — natürlich den 
engeren — auf den 20. Mai 1867 wieder nach Wien einberief. 

Richterliche Handlungen, Urtheil. 

Ein wichtiger Erlöschungsgrund politischer Unterthanenrechte 
ist die strafrechtliche Verurtheilung wegen begangener Verbrechen 
oder gewisser Uebertretungen, ja, vielfach schon die blosse Ein- 
leitung einer strafrechtlichen Untersuchung, indem diese Acte den 
zeitlichen (oder auch dauernden) Verlust bestimmter politischer 
Rechte kraft gesetzlicher Bestimmungen zur Folge haben, oder 
aber das politische Recht direct durch das Urtheil eines Erkennt- 
liissgericbtes , einer Rathskammer fdr eine bestimmte Zeit aber- 
kannt wird. Die Einleitung einer strafrechtlichen Unter- 
suchung wegen eines Verbrechens bewirkt in den Reichsraths- 
ländem insbesondere den Verlust der politischen Rechte im engeren 
Sinne flir die Zeit ihrer Dauer; so dßs Wahlrechtes zur Gemeinde- 
vertretung (G. W. 0. §. 3, Böhm. §. 4), und daher auch — fdr die 

Wahlgesetz), „über die Darchfahrung der anmittelbaren Wahlen in das Abge- 
ordnetenhaus des Beichsrathes" ; 3. Gesetz vom 13. März 1872, R. G. Bl. Nr. 24 
(zweites Noth Wahlgesetz), „betreffend eine Znsatzbestimmung znm §. 18 des Staats- 
grundgesetzes tlber die Reichsvertretnng" vom 21. December 1867, B. G. Bl. Nr. 141 ; 
«ndiich 4. Gesetz vom 2. April 1873, B. G. Bl. Nr. 40, „wodnrch das Grundgesetz 
tlber die Beichsvertretnng vom 21. December 1867 abgeändert wird" nnd im 
Anschlüsse daran das Gesetz vom 2. April 1873, B. G. Bl. Nr. 41, „betreffend die 
Wahl der Mitglieder des Abgeordnetenhauses des Beichsrathes". Durch ersteres 
Gesetz wurde die directe Wahl der Mitglieder des Abgeordnetenhauses fär alle 
Wählerclassen — mit Ausnahme jener der Landgemeinden — eingeführt. (Schon 
die Märzverfassung des Jahres 1849 enthielt das Princip der directen Yolkswahl 
der Mitglieder des Unterhauses [§. 43], während die Abgeordneten für das Ober- 
haus von den Landtagen aus den wenigstens 40 Jahre alten, im Vollgenusse der 
bürgerlichen und politischen Bechte stehenden und mindestens 5 Jahre dem öster< 
reichischen Staate angehörigen Beichsbürgern zu wählen waren ; ausserdem hatte 
noch jeder Landtag zwei seiner Mitglieder in das Oberhaus zu entsenden, §§. 40 — 42 ; 
nach der Aprilverfassung des Jahres 1848 hingegen bestand der — in Folge der 
Proclamatiou vom 16. Mai — nunmehr einkammerige, erste constituirende Beichs- 
tag aus indirect — mittelst Wahlmännem — gewählten Abgeordneten ; provisorische 
Wahlordnung vom 9. Mai , II , §. 24 , abgeändert durch die Wahlordnung vom 
30. Mai, II, §. 6). 
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Wählerclasse der Städte und Landgemeinden — des Wahlrechtes 
zum Landtage ^^) und Reichsrathe; desgleichen in Ungarn des 

") Wenn man die ursprimglichen landesgesetzUchen Beatimmuigen über 
die Ansschliesstmgsgrnnde vom Wahlrechte und der Wählbarkeit zum Landtage, 
die §. 17 (Krain, Küstenland, Böhmen, Mähren, Schlesien, Bukowina §. 18, Yor^ 
arlberg §. 11) der Landesordnnngen vom 26- Februar 1861 mit dem hentigen 
Gesetzestexte dieser Paragraphe vergleicht, so könnte man der Axisicht sein, dasB 
die Einleitung einer strafgerichtlichen Untersuchung wegen Verbrechen nicht mehr 
den zeitlichen Verlust des Wahlrechtes zum Landtage in der Wählerclasse der 
Städte und Landgemeinden verursache. Denn während die Landesordnungen des 
Jahres 1861 „Personen, welche wegen eines Verbrechens oder Vergehens oder 
einer aus Gewinnsucht oder gegen die öffentliche Sittlichkeit begangenen üeber- 
tretung in Untersuchung gezogen worden sind'', für die Dauer derselben vom 
Landtagswahlrechte ausgeschlossen erklären, führen gegenwärtig die §.17 (be- 
ziehungsweise §. 18, §. 11), welche in Folge des Gesetzes vom 15. November 1867» 
R. G. Bl. Nr. 131, durch die Landesgesetzgebnng im Jahre 1869 (Landesgesetze 
vom 13. Jänner, Böhmen L. G. vom 17. Jänner 1870, Bukowina neuerlich abge- 
ändert durch L. G. vom 25. Mai 1884, Nr. 12) abgeändert wurden, die Einleitung 
einer Untersuchung wegen der bezeichneten strafbaren Handlungen nicht mehr 
als Ausschliessungsgrund vom Landtagswahlrechte auf. Allein die Grundlage und 
Voraussetzung des Landtagswahlrechtes ist die Wahlberechtigung zur Gemeinde- 
vertretung, und da die Gemeindegesetze (Gemeinde Wahlordnungen , Gemeinde- 
Statute) diejenigen Personen, welche wegen eines Verbrechens in Unter- 
suchung gezogen sind , vom Gemeiodewahlrechte ausschliessen , erscheinen die- 
selben auch vom Land tags Wahlrechte ausgeschlossen. Die Abänderung der Landes- 
ordnungen hat daher nur d i e Wirkung, dass heute die Untersuchung wegen eines 
Vergehens oder einer der erwähnten Uebertretungen den zeitlichen Ver- 
lust des Landtagswahlrechtes nicht mehr bewirkt, somit die Erweitening der 
Wahlausschliessungsgründe wegen strafbarer Handlungen, wie sie früher durch 
die Landesgesetzgebung gegenüber der Gemeindegesetzgebung bestand, nicht mehr 
statt hat. Für die Praxis übrigens dürfte diese Frage der Ausschliessung vom 
Landtagswahlrechte in Folge einer, wegen Verbrechens eingeleiteten strafgericht- 
lichen Untersuchung kaum zu einer Entscheidung Anlass geben; denn in die 
Liste der zur Gemeinde wahlberechtigten Personen, welche von dem Gemeinde« 
Vorsteher anlässlich der Landtagswahlen zu verfassen und der politischen Behörde 
(Bezirkshauptmannschaft, bei Städten mit eigenem Statute Statthalterei, Landes- 
präsidium) vorzulegen ist, wäre ein solches in strafgerichtlicher Untersuchung 
befindlicbes Gemeindemitglied nicht aufzunehmen und dürfte auch eine Becla- 
mation dagegen kaum eingebracht werden. — Aus demselben Grunde sind auch 
die zur Zeit der Reichsrathswahl wegen Verbrechens in Untersuchung befindlichen 
Personen in der Wählerclasse der Städte und Landgemeinden von dem Wahl- 
rechte zur Wahl der Abgeordneten des Reichsrathes, beziehungsweise der Wahl- 
männer ausgeschlossen (R. W. 0. § 9, §. 20) ; denn das Wahlrecht zum Reichs- 
rathe beruht ausser den allgemeinen Erfordernissen des §. 9 — auf dem Wahl- 
rechte zum Landtage. 
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Wahlrechtes zum Reichstage (G. A. XXXIII v. J. 1874, §. 12, Z. 2, 
hier auch die Untersuchung wegen Vergehens); ebenso geht da- 
durch das Wahlrecht zu den Handelskammern (§. 7) und Gewerbe- 
gerichten (§. 9, Z. 1) zeitlich verloren, wie auch das Recht, in die 
Urliste der Geschworenen aufgenommen zu werden (§. 2 , Z. 3). 
Desgleichen bewirkt die strafgerichtliche Untersuchung auch eine 
Schmälerung des positiven Inhaltes des Rechtes der politischen 
Persönlichkeit, indem der Betreffende gewisse — für den Staat 
neutrale — Handlungen nicht vornehmen darf, so z. B. in den 
Reichsrathsländem zur Führung der verantwortlichen Redaction 
einer periodischen Druckschrift während der Dauer der Unter- 
suchungshaft wegen Verbrechens gesetzlich unfähig ist (Art. I der 
Pressnovelle v. 15. October 1868, R- G. Bl. Nr. 142). 

Auch die Verfassungen mancher deutscher Staaten statuiren 
den zeitlichen Verlust der politischen Wahlrechte zu den Volks- 
vertretungen zufolge Einleitung einer strafgerichtlichen Unter- 
suchung, so die Verfassung des Königreiches Sachsen (Ges. v. 3. De- 
cember 1 868, betreffend die Wahlen für den Landtag §. 2 ä), der 
Herzogthümer Sachsen- Altenburg (Wahlgesetz v. 31. Mai 1870, §. 6, 
Z. 5), Coburg-Gotha (St. Gr. G. v. 3. Mai 1852, Abschnitt II, §. 27 a), 
des Ftirstenthums Reuss ä. L.(Verf. v. 28. März 1867, Abschnitt VII, 
§. 56, Z. 4), der freien und Hansestadt Hamburg (Verf. v. 13. Octo- 
ber 1879, Abschnitt III, §. 31, Z. 6). 

Ein noch allgemeinerer zeitlicher Erlöschungsgrund politischer 
Unterthanrechte ist dann die erfolgte strafgerichtlicheVer- 
urtheilung wegen begangener Verbrechen, Vergehen, bestimmter 
Uebertretungen. Die moderne Gesetzgebung, einer milderen Auf- 
fassung Rechnung tragend, hat die mit der strafrechtlichen Ver- 
urtheilung verbundenen Rechtsfolgen wesentlich modiiicirt; sie hat 
manche dieser früheren Rechtsfolgen, wie die Einschränkung der 
bürgerlichen Handlungsfähigkeit, gänzlich beseitigt, andere, so 
namentlich die Unfähigkeit zur Erlangung und Innebabung öffent- 
licher Aemter, den Verlust politischer Rechte, rücksichtlich ihrer 
Dauer wesentlich eingeschränkt. 

In den Reichsrathsländem hat die Verurtheilung wegen 
Verbrechen oder bestimmter Uebertretungen (Diebstahl, Verun- 
treuung, Theilnahme an derselben, Betrug^*) selbstverständlich 

") Nach §. 2 des Gesetzes vom 25. Mai 1883, R. G. Bl. Nr. 78, über straf- 
rechtliche Bestimmungen gegen Vereitelung von Zwangsvollstreckungen sind mit 



140 

den zeitlichen Verlast aller derjenigen politischen Rechte zar 
Folge, die schon darch die Einleitang einer strafgerichtlichen 
Untersuchung zeitlich untergehen. Doch ist die Wirkung der er- 
folgten Verurtheilung natürlich eine weitergehende, sie umfasst 
zahlreichere politische Rechte und entzieht dieselben auch für längere 
Zeit. So geht dadurch auch das Wahlrecht zu den Börsegerichten 
(§5, Z. 6 des Ges. v. 1. April 1875, R. G. Bl. Nr. 67), gewerb- 
lichen Schiedsrichtercollegien (§ 87 a des Ges. v. 8. März 1885, 
R. G. Bl. Nr. 22), Genossenschaftsschiedsgerichten (§. 118 des Ges. 
V. 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39) verloren. 

Der Verlust aller dieser politischen Rechte erfolgt nach dem 
Gesetze vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 131, bei Verurthei- 
lungen wegen der im §. 6, Z. 1— 10 bezeichneten Verbrechen für 
die Dauer der Strafzeit; in Betreff der anderen im §. 6 nicht 
aufgeführten Verbrechen tritt der Rechtsverlust bei Verurtheilungen 
zu einer wenigstens fünfjährigen Eerkerstrafe für zehnJahre, 
und ausserdem fürfünfJahre nach dem Ende der Strafe ein ; bei 
Verurtheilungen hingegen wegen dei im §. 460, 461, 463 und 464 
des Strafgesetzes bezeichneten Uebertretungen hört der Verlust der 
erwähnten politischen Rechte schon mit dem Ablaufe von drei 
Jahren nach dem Ende der Strafe auf. 

Das politische Recht kann aber auch durch directe Ab- 
erkennung des Erkenntnissgerichtes (oder auch der Rathskammer) 
zeitlich untergehen, sei es, dass ein solches Urtheil in das Er- 
messen des erkennenden Gerichtes gestellt ist, oder dass es er- 
folgen muss. 

So kann z. B. nach §. 3 des Pressgesetzes vom 17. De- 
cember 1 862 (R. G. Bl. Nr. 6 ex 1 863) eine zeitliche Einschränkung 
der persönlichen Handlungsfreiheit dadurch erfolgen, dass gegen 
Buchdrucker, Buchhändler und andere Inhaber eines der im §. 16 
(§. 15 des Gesetzes vom 15. März 1883, Nr. 39), Z. 1 der Gewerbe- 
ordnung vom 20. December 1859 aufgezählten Gewerbe die Ent- 
ziehung der Gewerbeberechtigung ausser dem Vollzuge des Straf- 



der Verurtheilung wegen einer der in §. 1 bezeichneten strafbaren Handlangen 
auch die bei Verortheilaog wegen der Uebertretung des Betruges nach den Oe- 
setzen eintretenden nachtheiligen Folgen verbunden ; ebenso nach §. 6 des Ges. vom 
28. Mai 1881, R 6. Bl. Nr. 47, betreifend Abhilfe wider unredliche Vorgänge bei 
Creditgeschäften mit der Verurtheilung wegen des im §. 1 bezeichneten Veigehens. 
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erkenntnisses wegen Verletzung der allgemeinen Straf- oder Stener- 
gesetze von dem verurtheilenden Gerichte — in der Regel nur 
für die Dauer eines Jahres — verhängt werden kann, wenn der 
Gewerbetreibende wegen des Inhaltes einer von ihm gewerbs- 
mässig erzeugten, verlegten oder verbreiteten Druckschrift eines 
Verbrechens, oder wenn derselbe aus Anlass einer solchen Schrift 
nach dem allgemeinen Strafgesetze oder wegen Vernachlässigung 
der pflichtmässigen Obsorge und Aufmerksamkeit innerhalb des 
Zeitraumes von zwei Jahren dreimal eines Vergehens oder einer 
Uebertretung schuldig erkannt worden ist. 

Auch die Nichtbefolgung eines staatlichen — richterlichen — 
Befehles kann durch Einleitung des Ungehorsamverfahrens 
gegen Abwesende und Flüchtige den zeitlichen Verlust der staats- 
bürgerlichen Rechte durch Urtheil zur Folge haben. So ist in 
den Reichsrathsländern , wenn der Ankläger die Einleitung des 
Ungehorsamverfahrens ausdrücklich verlangt, gegen Angeklagte, 
welche innerhalb der in der öffentlichen Vorladung festgesetzten 
Frist vor dem Strafgerichte nicht erscheinen, um sich wegen der 
ihnen zur Last gelegten That zu verantworten, über Antrag des 
Anklägers von der Rathskammer zu erkennen, dass ihnen die 
Ausübung der staatsbürgerlichen Rechte während der Dauer der 
Abwesenheit untersagt sei (§. 421 — 426 St. P. 0.). 

Einen weiteren Fall des zeitlichen Verlustes politischer 
Rechte durch Urtheil bietet das Gesetz vom 25. Juli 1867 über 
die Verantwortlichkeit der Minister für die im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreiche und Länder; nach §. 23 dieses Gesetzes 
kann gegen den vom Staatsgerichtshofe verurtheilten Minister 
„nach Beschaffenheit der erschwerenden Umstände auch auf die 
Entlassung aus dem Staatsdienste und auf den zeitlichen Verlust 
der politischen Rechte erkannt werden". 

Manche Verfassungen vei'filgen die richterliche Aberkennung 
des politischen Wahlrechtes bei Wahlmissbräuchen, namentlich 
bei Kauf oder Verkauf von Wahlstimmen. So das Staatsgrund- 
gesetz für die Herzogthümer Coburg und Gotha (Abschnitt VIII, 
§. 149); der Verlust des Wahlrechtes auf den Zeitraum von 4 bis 
10 Jahren soll — unbeschadet der sonst verwirkten Strafe — 
ausdrücklich durch strafgerichtliches Erkenntniss gegen diejenigen 
Personen ausgesprochen werden, welche bei Wahlen Stimmen ver- 



142 

kauft, Stimmen für sich oder Andere erkauft oder mehr als ein- 
mal bei der für einen und denselben Zweck bestimmten Wahl 
ihre Stimmen abgegeben oder überhaupt zur Einwirkung auf die 
Wahl gesetzlich unerlaubte Mittel angewendet haben. Namentlich 
sind diejenigen des Wahlrechtes auf einen Zeitraum von 4 bis 
10 Jahren verlustig zu erklären, welche durch Drohungen und 
Arbeitsentziehung, durch Versprechen, deren Erfüllung die Herbei- 
führung eines ungesetzlichen Zustandes voraussetzt, auf die Wahlen 
einzuwirken versucht oder sich an sich unerlaubter Handlungen 
zu dem Zwecke schuldig gemacht haben, um in Beziehung auf 
das Ergebniss der Wahl Rache gegen eine bestimmte Person aus- 
zuüben. Aehnlich die Verfassuog des Fttrstenthumes Reuss ä. L. *') ; 
in Ungarn hingegen ist bei Verbrechen und Vergehen gegen das 
Wahlrecht der Bürger ausser der Freiheitsstrafe auch auf Ent- 
ziehung der politischen Rechte zu erkennen. ^^) 

h) Der Unterthanen. 

Endlich finden sich auch einzelne juristische Handlungen 
der Unterthanen, darunter auch Privatrechtsgeschäfte, mit welchen 
die Gesetze den zeitlichen Verlust politischer Unterthanrechte, 
namentlich der politischen Rechte im engeren Sinn, verbinden« 
Hieher fällt z.B. der Eintritt in ein „dienstherrliches Verhältnisse' *0) 



") Verf. vom 28. März 1867, Abeclmitt Vn, §. 57 : Wer bei den Wahlen 
Stimmen erkauft, seine Stimme verkauft oder dieselbe mehr als einmal bei der 
für einen und denselben Zweck bestimmten Wahl abgegeben oder auf die Wahlen 
Anderer durch Anwendung rechtswidriger Mittel einzuwirken gesucht oder als 
Beamter seine SteUung zur Einwirkung auf die Wahlen gemissbraucht hat, ist 
— abgesehen von der etwa nach dem Strafgesetze verwirkten Strafe — auf 
diesfallsigen Antrag für eine Zeit von 4—12 Jahren durch die zustikndige Ge- 
richtsbehörde seines Wahlrechtes für verlustig zu erklären. 

•*) G. A. Vra vom Jahre 1878 (Strafgesetzbuch), vm. Hauptsttick, §. 178 
bis §. 189; in den Fällen der §§. 178, 184, 185, 186 und 187 kann das Straf- 
verfahren nur dann eingeleitet werden, wenn die Anzeige über die strafbare 
Handlung dem Gerichte binnen 30 Tagen nach deren Yerttbung erstattet 
worden ist. 

'*) ungarischer G. A. XXXm vom Jahre 1874, §. 10: „Das Wahlrecht (zum 
Reichstage) besitzen auch bei dem Vorhandensein eines der in den obigen Para- 
graphen angeführten Erfordernisse diejenigen nicht, welche unter . . . diensthenv 
licher Gewalt stehen''. Und das Gesetz fügt die Definition dieses Verhältnisses 
hinzu: „Als unter dienstherrlicher Gewalt stehend werden die Lehrlinge des 
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wodurch für die Dauer desselben das politische Wahlrecht ver- 
loren geht ; die Nichtentrichtnng öfifentlicher Auflagen ^^) (Gemeinde- 
abgabe, Staatssteuer) innerhalb einer bestimmten Zeit, ferner der 
Rückstand in der Rechnungslegung '7) über eine aufgehabte öffent- 



Handels- und Crewerbestandes , sowie die im öffentlichen nnd Privatdienste 
stehenden Diener nnd Dienstboten angesehen. Oekonomiebeamte sind nicht als 
unter dienstherrlicher Gewalt stehend zu betrachten. — Ebenso die Gemeindestatute 
vieler Städte in den Reichsrathsländem, so Olmütz §. 28, Iglan §. 27, Innsbruck 
G. W. 0. §. 3, Z. 2, Bozen §. 34, Trient §. 24, Prag §. 40, Reichenberg §. 32, 
Br&nn §. 39 , Ungar.-Hradisch §. 28 2> , Znaim §. 28 , Kremsier §. 28, Graz §. 2, 
Elagenfort §. 29, Laibach §. 29, Linz §. 24, Steyr §. 26, Salzburg §. 2, Lern- 
berg §. 2. — Wahlgesetz von Sachsen-Altenburg vom 31. Mai 1870 (Wiederein- 
führung des Gesetzes vom 3. August 1850 , die Wahlen der landschaftlichen Ab- 
geordneten betreffend). §. 6 : „Unfähig zu Wählern sind auf die Dauer des Behinde- 
rungsgrundes 2. unselbständige, einen eigenen Hausstand nicht besitzende Personen, 
namentlich die, welche in Brot und Lohn einer Privatperson stehen.^ — Staats- 
grundgesetz f. d. Herzogthümer Coburg und Gotha vom 3. Mai 1852, Abschnitt YIII, 
§.147 (Abschnitt II , §.27): „Die nach Verfassung und Gesetz bestehenden 
staatsbürgerlichen Rechte können vorübergehend nicht ausgeübt werden cj von 
den Dienstboten und Handwerksgesellen ohne eigenen Hausstand, sowie den 
Handlungs- und anderen Geschäftsgehilfen, welche keinen eigenen Hausstand 
haben oder sich im Brot ihrer Handlungs- und Geschäftsherren befinden." 

••) G. W. 0. für Böhmen §. 4: „Vom Wahlrechte zur Gemeinde sind aus- 
geschlossen a) Jene, welche mit einer ihnen obliegenden Gemeindegiebigkeit seit 
mehr als einem Jahre im Rückstande sind." (Als solche Gremeindegiebigkeit, 
deren Nichtentrichtung vom Gemeindewahlrechte ausschliesst, sind auch die Ab- 
gaben für die Benützung des Gemeindegutes anzusehen). Dann viele Stadtge- 
meindestatute, so Innsbruck G. W. 0., §. 3 c, Bozen §. 32a, §. 34, Trient §. 2id, 
Wien §. 56, Prag §. 40 d, Reichenberg §. 31a, §. 32 rf, Brunn §. 39 d, Iglau§.26, 
Znaim §. 27, Kremsier §. 27, Graz §. 1, Klagenfort §. 29 rf. — Ungar. G. A. XXXIH 
vom Jahre 1874, §. 12, Z. 5 : Das Wahlrecht dürfen nicht ausüben und können 
daher, selbst wenn ihnen das Wahlrecht aus irgend einem Grunde zustehen 
soUte, in die Wählerliste nicht aufgenommen werden: diejenigen, welche ihre in 
dem Wahlbezirke zu zahlende directe Steuerschuldigkeit für das der Conscriptionf 
beziehungsweise der Richtigstellung vorhergehende Jahr nicht entrichtet haben. 
— Grossherzogthum Hessen, Ges. vom 8. November 1872, die Zusammensetzung 
der beiden Kammern der Stände und die Wahlen der Abgeordneten betreffend, 
Abschnitt I, Art. 8, Z. 4. — Fürstenthum Schwarzburg-Sondershausen , Wahlges. 
vom 14. Jänner 1856, §. 5. — Reuss ä. L., Verf., Abschnitt Vn, §. 56, Z. 6. — 
Hambuig, Verf., Abschnitt lU, Art. 31, Z. 2. 

*0 G. W. 0. für Böhmen §. 4 c: „Vom Wahlrechte zur Gemeinde sind 
femer ausgeschlossen : Personen, welche über die aufgehabte Vermögensgebahmng 
der Gemeinde oder einer Gemeindeanstalt mit der zu legenden Rechnung noch 
im Rückstande sind.^ 
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liehe Vermögensgebahrnng, wie anch das Verlassen des heimischen 
Wahlbezirkes *8) zur Zeit der Wahlen. 

n. Zufällige juristtsche Thatsachen. 

Zufällige juristische Thatsachen, welche den zeitlichen Ver- 
lust politischer Rechte bewirken, gibt es nur sehr wenige. Der 
Krieg erscheint als eine solche Thatsache, welche den zeitlichen 
Verlust politischer Rechte gegenüber dem Heimatsstaate zur Folge 
hat, namentlich wenn die Kriegserklärung von Seite des Gegners 
ausgegangen ist. Der Krieg bewirkt den zeitlichen Verlust der 
politischen Rechte für die Bewohner der vom Feinde occupirten 
Gebietstheile, da fUr diese die heimische Staatsgewalt nicht mehr 
functionirt , sondern die Staatsgewalt des feindlichen Staates die 
Herrschaftsrechte ausübt. Dies ist jedoch kein politischer Verlust 
im strengen Sinne des Wortes, die Unterthanen verlieren nicht 
die politischen Rechte, wo immer sie im Staatsgebiete sich auf- 
halten mögen , sondern können sie nur in diesem Gebietstheile 
des Staates nicht ausüben. Ausserhalb des Occupationsgebietes 
sind sie Innehaber der fraglichen politischen Rechte. Ebenso ver- 
lieren die im Gebiete des feindlichen Staates wohnenden Staats- 
angehörigen für die Kriegsdauer ihr Recht auf Schutz und Hilfe 
seitens ihrer beim fremden Staate accreditirten Gesandten und 
Consulen, da dieselben abberufen werden; der rechtliche Schutz 
dieser Personen wird durch Vereinbarung dem Vertreter eines 
neutralen Staates anvertraut. In England verlieren, nach altem 
Rechte, die Unterthanen des Staates, mit dem England sich im 
Kriege befindet, flir die Dauer desselben das Recht auf richterliche 
Hilfe seitens der englischen Gerichte. 

Der Krieg bietet aber dann auch genügenden Anlass zum 
Erlasse staatlicher Verordnungen, wodurch namentlich die Hand- 
lungsfreiheit der politischen Persönlichkeit, ferner deren Rechte auf 
den Gebranch staatlicher Verkehrs- und Communicationsanstalten, 
wohl auch das Recht auf richterliche Hilfe zeitlich geschmälert 
werden , wobei allerdings nicht der juristische Thatbestand des 



**) So z.B. auch das deutsche Wahlgesetz vom 31. Mai 1869, §. 7: „Wer 
das Wahlrecht in einem Wahlbezirke ausüben will, muss in demselben, oder, 
im Falle eine Gemeinde in mehrere Wahlbezirke getheilt ist, in einem derselben 
zur Zeit der Wahl seinen Wohnsitz haben. ^ 
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Krieges, sondern die bezügliche Verordnung als die unmittelbare 
Ursache des zeitlichen Rechtsverlustes erscheint. So verbietet der 
Staat mittelst der Ausfuhrverbote seinen Angehörigen den Handel 
rücksichtlich gewisser Gegenstände , namentlich Kriegsmaterial, 
Waffen, Munition, Maschinen, Pferde, Uniformen etc. mit der feind- 
lichen Staatsgewalt und deren Unterthanen, er verbietet ihnen die 
Gewährung von Anlehen an den gegnerischen Staat oder die 
Betheilung an solchen vom Gegner zu Kriegszwecken ausge- 
schriebenen Anlehen, beruft seine in Civil- oder Militärdiensten 
des Gegners stehenden Staatsangehörigen unter Androhung von 
Strafe zurück, — Massnahmen, die zum Theile auch von den neu- 
tralen Staaten ergriffen werden müssen. Hiezu tritt die gänzliche 
oder theilweise Einstellung der Benützung von Eisenbahnen, Tele- 
graphen für die Bevölkerung, oder auch die factische Sistirung der 
Civiljustizpflege^») im Gebiete des Kriegsschauplatzes. 

Der Krieg bietet aber der heimischen Regierung insbesondere 
auch Anlass, innerhalb ganzer (politischer) Bezirke für deren Be- 
wohner eine theilweise Schmälerung oder Entziehung ihrer öffentlich- 
staatlichen Rechte vorübergehend eintreten zu lassen und er- 
scheint somit mittelbar als Ursache des örtlichen Verlustes 
politischer Unterthanrechte. 

Eine zufällige juristische Thatsache wäre auch der Bezug 
einer öffentlichen — nicht staatlichen — Armenunterstützung 
seitens einer Person oder deren Familienglieder, wodurch z. B. per- 
sönlich Wahlberechtigte politische Rechte im engeren Sinn zeitlich 
wie dauernd verlieren »°) können. 



^) Die anlässlich einea Krieges verfugten Moratorien, wodurch fär Forde- 
rungen aus Wechseln und Ordrepapieren der Zahlungstag für eine bestimmte 
Zeit a dato hinausgeschoben wird, erzeugen keinen zeitlichen Verlust des Rechtes 
auf richterliche Hilfe rück sichtlich dieser gestundeten Forderungen; denn zu 
Folge des Moratoriums ist die Forderung die gestundete Zeit hindurch nicht 
fällig und kann daher vor ihrer Fälligkeit selbstverständlich auch nicht eingeklagt 
werden. Analog wird man auch beim Zwangsausgleiche im kaufmännischen Con- 
cnrse, wenn man das Schwergewicht in das die Genehmigung aussprechende 
richterliche Decret legt, in einer hienach von Staatswegen etwa verfügten Zwangs- 
stundung nicht einen zeitlichen Verlust des Rechtes der Gläubiger auf richter- 
liche Hilfe erblicken können. 

*•) Reichsrathswahlordnung, §. 20, Z. 2 : Von dem Wahlrechte bei der Wahl 
der Abgeordueten sind ausgeschlossen: Diejenigen, welche eine Armenversox^gung 
▼. DantBcher. III. 10 
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ß) Oertlicher Verlust. 

Von dem zeitlichen Untergange politischer Rechte ist 
deren örtlicher Verlust zu unterscheiden. Hierunter ist nicht 
die Thatsache zu verstehen, dass Jemand, durch Verlassen des 
Heimatsstaates und Aufenthalt in einem fremden Staate gewisse 
politische Rechte gegenüber der Heimatsstaatsgewalt facti seh 
nicht ausüben kann, so z. B. politische Wahlrechte, insofeme deren 
Ausübung durch Stellvertretung unzulässig ist. Der örtliche Ver- 
lust politischer Rechte besteht vielmehr darin, dass Jemand ge- 
wisse politische Rechte, welche ihm zustehen, an einem bestimmten 
Orte, Bezirke des Staatsgebietes de jure nicht ausüben kann. Der 
örtliche Verlust ist die Entziehung der Ausübung politischer 
Unterthanrechte in einem bestimmten Gebiete und wird insbe- 
sondere bewirkt durch die zeitweilige Suspension von Verfassungs- 
bestimmungen und Gesetzen, welche den Unterthanen politische 
Rechte verleihen, für einen bestimmten Theil des staatliehen Ge- 
bietes. Auch der örtliche Verlust ist nur ein zeitweiliger, die 
Suspension erfolgt nur für die Dauer der öffentlichen Zustände, 
welche deren Verhängung nothwendig erscheinen lassen; allein 
während beim zeitlichen Verluste das politische Recht selbst (oder 
dessen Ausübung) für den Betreffenden eine bestimmte Zeit hindurch 
verloren geht, er desselben (oder dessen Ausübung) überhaupt 
nicht theilhaftig ist, wo immer im Staatsgebiete er sich aufhalten 



ans öffentlichen oder Oemeindemitteln gemessen oder in dem der Wahl munittel- 
bar vorangegangenen Jahre genossen haben. Dieselbe Bestimmung enthalten in 
Betreff des Gemeinde wahlrechtes die Gemeindewahlordnnngen (Gemeinde- 
ordnnngen) vieler Städte mit eigenem Statute in den Beichsrathsländem , so 
z. B. Innsbruck, G. W. 0. §. 3, Z. 2; Graz §. 2; Lemberg §. 2; Salzburg §. 2; 
Prag §. 40 ; Beichenberg §. 32 ; Brunn §. 39 ; Olmütz §. 28 ; Iglau §. 27 ; Znaim 
§.28; Üngar.-Hradisch §. 28; Kremsier §. 28; Bozen §. 34; Trient §. 24; Linz 
§. 24 ; Steyr §. 26 ; Klagenfurt §. 29. — Ebenso die Wahlgesetze vieler deutscher 
Staaten, so: Wahlgesetz für den deutschen Reichstag §. 3, Z. 3; Bayern, Wahl- 
gesetz, Art. 5, Z. 3 ; Königreich Sachsen , Wahlges. §. 2 c ; Baden , Wahlordnung 
§. 35, Z. 3; Hessen, Gesetz, die Zusammensetzung der beiden Kammern und die 
Wahlen der Abgeordneten betreffend, Art. 8, Zahl 3; Wfirtembei^g, Verf. -Ges. 
vom 26. März 1868, Art. 4«; Sachsen-Meiningen, Wahlges. Art. 4, Z. 3; Sachsen- 
Altenburg, Wahlges. §.6, Z. 3; Sachsen-Goburg , Staatsgmndges. , Abechn. VUl, 
§. 147; Anhalt, Ges., betr. die Abänderung einiger weiterer Bestimmungen der 
Landschaftsordnung, §.2, Z. 3; Beuss ä. L., Verf., Abschnitt Vn, §.56, Z. 3; 
Freie und Hansestadt Lübeck, Verf., Abschnitt m, Art. 21, Z. 3. 
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mag, tritt beim örtlichen Verluste die Nichtinnehabung der Aus- 
übung des Rechtes nur in dem bezeichneten Orte, Bezirke, 
d. h. lediglich im Suspensionsgebiete ein. In dem Augenblicke, wo 
derUnterthan das Suspensionsgebiet verlässt, ist er seines politischen 
Rechtes , z. B. der Unverletzlichkeit seiner Person , wieder voll- 
kommen theilhaft, er kann wieder Vereine bilden, Versammlungen 
berufen, daran theilnehmen, es darf gegen ihn keine Hausdurch- 
suchung, desgleichen keine Beschlagnahme oder Eröffnung von 
Briefen — ausser dem Falle der Hausdurchsuchung oder Ver- 
haftung — ohne richterlichen Befehl verfügt werden etc. Ein' 
solch örtlicher Verlust öffentlicher Gliedschaftsrechte findet sich 
übrigens nicht blos im Staatsrechte , auch das Kirchenrecht kennt 
ihn; er wird bewirkt durch das Localinterdict (allgemeines und 
besonderes), wie auch durch das ambulatorische -^) oder gemischte 
Interdict. Den örtlichen Verlust nun politischer Unterthanrechte 
bewirken insbesondere der Ausnahmszustand und der Belagerungs- 
zustand. 

Ausnahmszustand (kleiner Belagerungszustand). 

Der Ausnahmszustand besteht in der Suspension der die 
Unverletzlichkeit der politischen Persönlichkeit garantirenden Ge- 
setzesbestimmungen, in der Suspension der Geschworenengerichte 
und Erlassung von Ausnahmsverfügungen zur Handhabung der 
Polizei- und Strafgewalt. Die Suspension ist die zeitliche und 
örtliche Aufhebung der materiellen Wirksamkeit eines Gesetzes 
und kann sowohl zum Zwecke der Einschränkung des politischen 
Rechtskreises der Unterthanen als auch zur Erweiterung ^^j (j^g. 
selben erfolgen. Nach dem modernen Staatsrechte vieler Staaten 
kann beim Vorhandensein ausserordentlicher, den Staat oder dessen 
Bewohner gefährdender Zustände die Suspension von Gesetzen 

*i) Das gemischte Interdict zeigi; die wesentlichen Momente des Personal- 
nnd Localinterdictes vereinigt; zunächst an der Person haftend, bewirkt es an 
jedem Orte, wo diese interdicirte Person sich befindet, den Eintritt des Local- 
interdictes während der Daner ihres Aufenthaltes. (Auch ünschnldige können 
jeden Ort, an welchen sie sich begeben, in das Interdict verfallen machen, das 
interdictum locale hervormfen.) Kober, Das Interdict, im Archiv des katholi- 
schen Kirchenrechtes, Nene Folge, XXI. Bd., S. 302. Die Wirkungen der Strafe 
des Interdictes bestehen im Verluste der Bechte auf Theilnahme an den officiis 
divinis, auf Spendung der Sacramente und Erhalt des kirchlichen Begräbnisses. 

") So z. B. eine Suspension gesetzlicher Einfahrsbeschr&nknngen. 

10* 
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— insbesondere Verfassungsbestimmungen — , welche die Befugnisse 
der vollziehenden Gewalt gegenüber den Unterthanen einschränken, 
von der Regiening verfügt werden. Die vollziehende Gewalt hebt die 
Wirksamkeit der Gesetze auf Grund der ihr von der Verfassung 
zuerkannten Ermächtigung für das Gebiet, in welchem solch 
ausserordentliche Zustände herrschen, auf; sie erlangt dadurch 
eine Erweiterung ihrer rechtlichen Machtsphäre gegenüber den 
Unterthanen, deren sie eben zur Wahrung der Existenz, der 
Sicherheit des Staates und Wiederherstellung normaler öffentlicher 
Zustände bedarf, ll-y a des cos — erklärt Montesquieu — 
oü il faut mettre, pour un momerUy un voüe sur la liberti, comme 
Von cachait les stattiea des dieux (espritdes lots liv. XII, chap, XIX). 
Das moderne Yerfassungsrecht trachtet das staatliche Nothrecht 
genau zu regeln, um jedem Missbrauche einer solch ausserordent- 
lichen Gewalt vorzubeugen; manche Staaten haben solch ausser- 
ordentliche Begierungsgewalten aus Furcht vor dem Missbrauche 
derselben in ihrem Verfassungsrechte nicht anerkannt"); sie 
überlassen die Bekämpfung staatlicher Nothlage der actuellen 
Gesetzgebung, welche dann die erforderlichen, dem Inhalte nach 
als Ausnabmsgesetze erscheinenden Normen zu erlassen hat, oder 
man wählt, wie z.B. in Italien, den Modus ausserordentlicher 
Bevollmächtigung der Regierung mittelst genereller oder specieller 
gesetzgeberischer Delegation; hienach kann die Regierung für 
bestimmte Zwecke und mit zeitlicher Beschränkung suspensatorische 
Verordnungen und überhaupt Anordnungen mit Gesetzeskraft er- 
lassen, die sich dann auch ihrer Entstehung nach als Ausnahms- 
gesetze qualificiren. Die Suspension von Verfassungsgesetzen ist 
natürlich nicht lediglich in das discretionäre Ermessen der Re- 
gierung gestellt; vielmehr bestimmt die Verfassung im Interesse 
ihres sicheren Bestandes wie auch des Schutzes der politischen 



'^ So verbot Art. 13 der Charte vom 14. Angnst 1830 die Suspension 
eines Gesetzes ans was immer für einem Grande; ebenso negirt die nach der 
glorreichen Revolution (1688) in England erlassene declaration of rights (1689) 
den gesetzlichen Bestand jedweder Suspendirungs- oder Dispensationsgewalt der 
Krone: X. That the pretmted power of suspending of laws , or the execution 
of law», hy regal authority, trithout consent ofparliament, is illegcd; 2, Thai 
the pretented power of dispensing with laws , or the execution of laws , hy 
regal authority, aa it hath been. aasumed and exersieed of late, is illegal. 
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Eechte der Bürger die VoransBetzungen der Suspension, deren 
Form , Umfang und Wirkung. Auch können in der Regel nur 
einzelne Gesetze, namentlich jene über die Unverletzlichkeit der 
politischen Persönlichkeit suspendirt werden und es besteht daher 
die Wirkung der Suspension in einer Schmälerung des Rechtes 
der politischen Persönlichkeit nach dessen positiver und negativer 
Seite, so dass einerseits gewisse Handlungen gar nicht oder nur mit 
Bewilligung der Behörde vorgenommen werden dürfen, wie Vereins- 
bildung, Abhaltung einer Versammlung, Meinungsäusserung in der 
Presse etc., andererseits hingegen directe Eingriffe der vollziehen- 
den Gewalt, wie Verhaftung, Intemirung, Ausweisung, Hausdurch- 
suchung etc. in ausgedehnterem Masse rechtlich gestattet sind. 
Doch kann auch die Suspension eines Gomplexes von Verfassungs- 
gesetzen für ein bestinuntes Gebiet zulässig sein, wie dies.z. B.nach 
der französischen Constitution»*) vom 13. December (22 Frimaire VIH) 
1799 der Fall war. Die Suspension kann anlässlich der Erklärung 
des grossen Belagerungszustandes oder auch ohne dessen Verhängung 
verfügt werden. Nach dem Verfassungsrechte der Reichsraths- 
länder (Art. 20 des St Gr. G. über die allgemeinen Rechte der Staats- 
bürger) können durch Beschluss des Gesammtministeriums nach 
eingeholter Genehmigung des Kaisers die Artikel 8, 9, 10, 12 und 
13 den erwähnten Staatsgrundgesetzes ganz oder theil weise 
suspendirf^) werden, unter der Voraussetzung, dass der Krieg 
ausgebrochen ist oder dessen Ausbruch unmittelbar bevorsteht, 
oder dass innere Unruhen, sowie hochverrätherische oder sonst 



^) §.92: Dans le cos de rivolte ä main annie ou de troubles, qui 
fnenacent la sütretd de VStat, la loi peut suspendre , dans les lieux et pour le 
tempa, qu'elle ditermine, Vempire de la Constitution. Cette Suspension peut 
itre provisoirement dSclarie dans les meines cas par un arrHi du gouverne-' 
mentf le corps Ugislatif itant en vacance, pourvu que ce corps sott convoqui 
au plus eourt terme par un article du mime arriti. 

'0 Schon nach dem kaiserlichen Patente vom 4. März 1849 , R. G. Bl. 
Nr. 151, über die dnrch die constitationelle Staatsform gewährleisteten politischen 
Bechte (§. 12) „können im Falle eines Krieges oder bei Unrahen im Innern die 
Bestimmungen der §. 5— 11 (Pressfreiheit, Petitionsfreiheit, Vereins- und Ver- 
sammlnngsl^iheit, persönliche Freiheit, Unyerletzlichkeit des Hauses, der Brief- 
schaften) „zeitweilig und örtlich ausser Wirksamkeit gesetzt werden^ und sollte 
ein Gesetz das Nähere hierüber bestimmen. — Aehnlich im Kremsierer Entwurf 
vom Jahre 1848—1849, Vm, §. 157. 
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die YerfasBung bedrohende oder die persönliche Sicherheit ge- 
fährdende Umtriebe in ausgedehnter Weise sich offenbaren (Gesetz 
vom 5. Mai 1869, R. 6. Bl. Nr. 66 über die Befugnisse der ver- 
antwortlichen Regierungsgewalt zur Verfügung zeitweiliger und 
örtlicher Ausnahmen von den bestehenden Gesetzen). Durch die 
Suspension der Artikel 8 (Unverletzlichkeit der persönlichen Frei- 
heit) und 9 (Unverletzlichkeit des Hauses) erscheinen auch die 
beiden Gesetze vom 27. October 1862 „zum Schutze der persön- 
lichen Freiheit", R. G. Bl. Nr. 87 und „zum Schutze des Haus- 
rechtes", R. G. Bl. Nr. 88, welche Theile des Staatsgrundgesetzes 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger sind, zum Theile 
ausser Wirksamkeit gesetzt. Weiters bedingt die Suspension des 
Artikels 10 (Unverletzlichkeit der Briefschaften) auch die Auf- 
hebung der Wirksamkeit der §. 2 und 3 des Gesetzes vom 
6. April 1870, R. G. Bl. Nr. 42 „zum Schutze des Brief- und Schrift- 
geheimnisses" für die Dauer der Suspension (§. 4). 

Im Falle der Suspension des Artikels 12 (Unverletzlichkeit 
der Vereins- und Versammlungsfreiheit) können auch die Gesetze 
vom 15. November 1867 über das Vereinsrecht (R. G. Bl. Nr. 134, 
§. 37) und über das Versammlungsrecht (R. G. Bl. Nr. 135, §. 20) 
zeitweilig und örtlich, ganz oder theilweise ausser Wirksamkeit 
gesetzt werden. 

Ausserdem kann, nach dem Gesetze vom 23. Mai 1873, 
R. G. Bl. Nr. 120 , betreffend die zeitweise Einstellung der Ge- 
schworenengerichte , auch noch das XIX. Hauptstück (von den 
Geschworenengerichten) der Strafprocessordnung vom 23. Mai 1873 
für ein bestimmtes Gebiet auf die Dauer längstens eines Jahres 
suspeudirt werden, wenn daselbst Thatsachen hervorgetreten sind, 
welche dies zur Sicherung einer unparteiischen und unabhängigen 
Rechtsprechung nothwendig erscheinen lassen. Allein diese Er- 
setzung der Geschworenengerichte in der Function der Fällung 
des Schuldspruches durch ein gelehrtes Richtercollegium hat 
keinen örtlichen oder zeitlichen Verlust politischer Rechte zur 
Folge, wenn man auch von mancher Seite in der Institution der 
Geschworenengerichte eine grössere Garantie für eine unparteiische 
und unabhängige strafrichterliche Rechtsprechung erblickt. 

Die Wirkung der Suspension dieser Artikel 8, 9, 10, 12 und 
13 des Staatsgrundgesetzes besteht in einer wesentlichen Minde- 



151 

tung des wichtigsten Rechtes der IV. Kategorie, nämlich des 
Rechtes der politischen Persönlichkeit, und zwar nach dessen 
positiver wie negativer Seite; weiters im Verluste des Rechtes 
der III. Kategorie auf Freilassnng gegen Caution oder Bürgschaft, 
im Falle Jemand wegen einer der im Anhange zum Gesetze 
vom 5. Mai 1869 aufgeführten strafbaren Handlungen verhaftet 
worden ist. 

Anlangend zunächst die positive Seite des Rechtes der 
politischen Persönlichkeit dürfen die Unterthanen im Suspensions- 
gebiete keine unter das Vereinsgesetz vom 15. November 1867 
fallenden Vereine mehr ohne die Bewilligung der Behörde 
bilden, keine Volksversammlungen oder überhaupt allgemein zu- 
gänglichen Versammlungen abhalten, selbst Versammlungen der 
Wähler zu Wahlbesprechungen , dann zu Besprechungen mit den 
gewählten Abgeordneten , wie auch volksgebräuchliche Feste oder 
Aufzüge, Hochzeitszüge, Leichenbegängnisse, Processionen, Wahl- 
fahrten oder sonstige Versammlungen oder Aufzüge zur Ausübung 
eines gesetzlich gestatteten Cultus nur mit Bewilligung der poli- 
tischen Behörde vornehmen. Nach der negativen Seite aber 
des Rechtes der politischen Persönlichkeit sind die Unterthanen 
viel weitergehenden Eingriffen der vollziehenden Gewalt aus- 
gesetzt; so kann die Staatsgewalt Personen, welche wegen Ver- 
dachtes einer strafbaren Handlung ohne richterlichen Befehl ver- 
haftet worden sind, durch acht Tage in Verwahrung behalten, 
ehe sie dieselben entweder freilassen oder der zuständigen Be- 
hörde abliefern muss; sie daif im Suspensionsgebiete zuständige 
-Personen, wenn sie die öffentliche Ordnung gefährden, daselbet 
interniren, Nichtzuständige aus diesem Grunde ausweisen '•) ; die 
Sicherheitsbehörden können Hausdurchsuchungen zum Zwecke der 
Strafgerichtspflege wegen bestimmter strafbarer Handlungen ohne 
richterlichen Befehl jederzeit vornehmen, wie auch die Beschlag- 
nahme und Eröffnung von Briefen jederzeit (auch ausser den Fällen 



^*) Sonst darf die Ausweisung aus polizeilichen Gründen nach dem Gesetze 
vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88, nur gegen die im §. 1 angeführten Personen 
(in Gemässheit der §§. 2 — 5) erfolgen. [[Jeher das Recht der Gemeinden, Aus- 
wärtigen den Aufenthalt im Gemeindegebiete zu verweigern, bestimmen die §. 10 
(Böhmen f Görz und Gradisca, Mähren, Salzburg, Tirol §. U, Dalmatien, Ober- 
Österreich §. 9, Niederösterreich §. 10) der Gemeindeordnungen.] 



152 

der Hausdurchsnchnng oder Verhaftung) ohne richterliehen Befehl 
vollziehen; die politischen Behörden sind berechtigt, die Thätig- 
keit der unter das Vereinsgesetz vom 15. November 1867 fallenden 
Vereine, insbesondere die Abhaltung von Vereinsversammlungen 
gänzlich einzustellen oder an besondere Bedingungen zu knüpfen, 
zu den Versammlungen anderer Vereine Commissäre zu entsenden, 
ebenso das Erscheinen oder die Verbreitung von Druckschriften 
einzustellen, das Postverbot gegen dieselben zu erlassen, zur 
Hinterlegung der Pflichtexemplare im Sinne des §.17 des Press- 
gesetzes eine Frist zu bestimmen, welche bei periodischen Druck- 
schriften bis zu drei Stunden, bei anderen Druckschriften bis auf 
acht Tage vor der Ausgabe") ausgedehnt werden kann, schliess- 
lich den Betrieb von Gewerben, welche durch Vervielfältigung 
literarischer oder artistischer Erzeugnisse oder durch den Handel 
mit denselben die öffentliche Ordnung gefährden, zeitweilig zu 
sistiren. 

Ausserdem kann im Falle der Suspension der Artikel 8 — 10, 
12 und 13 des Staatsgrundgesetzes oder einzelner derselben durch 
Polizeiverordnungen eine noch weitergehende Einschränkung der 
positiven Handlungsfreiheit der Unterthanen, wie auch die An- 
befehlung bestimmter Handlungen seitens derselben Platz greifen ; 
so in Bezug auf die Erzeugung, den Verkauf, das Tragen von 
Waffen und Munitionsgegenständen, ferner rücksichtlich des Ver- 
haltens an öffentlichen Orten, der Vornahme demonstrativer Hand- 
lungen, des Gebrauches von Abzeichen, wie auch in Bezug auf das 
Pass- und Meldungswesen (§. 1, 8, 9 des Gesetzes vom 5. Mai 1869). 

Gleich anderen Verfassungen unterwirft auch das Staatsrecht 
der Reichsrathsländer diese theilweise Ausübung des staatlichen 



'^) Sonst ist von jedem einzelnen Blatte (oder Hefte) einer periodischen 
Dmcksehrift zugleich mit dem Beginne der Aastheilnng (Versendung), vod 
jeder anderen Druckschrift aber (mit Ausnahme der Presserzeugnisse f&r die 
Bedttrfiiisse des Verkehres , Gewerbes , häuslichen und geselligen Lebens) , welche 
nicht mehr als 5 Bogen im Drucke beträgt, wenigstens 24 Stunden vor der 
Anstheilung (Versendung) bei der Sicherheitsbehörde des Ausgabeortes, und an 
Orten, wo ein Staatsanwalt seinen Sitz hat, auch bei diesem ein Exemplar bq 
hinterlegen. [Mit Zustimmung der Sicherheitsbehörde (Staatsanwaltschaft) kann 
die Anstheilung von Druckschriften letzterer Art auch noch vor Verlauf der 
Frist von 24 Stunden stattfinden. §.9, §. 17 des Pressgesetzes der Reichsraths- 
länder vom 17. December 1862.] 
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Ifothrechtes, nämlich die Suspension von Verfassungsartikeln und 
Gesetzen , der Controle und Mitwirkung der Volksvertretung '») ; 
die Regierung hat vor dem Parlamente das Vorhandensein des 
staatlichen Nothstandes nachzuweisen und dem versammelten 
Reichsrathe sofort, oder aber dem erst zusammentretenden Ab- 
geordnetenhause in dessen erster Sitzung über die Ausnahms- 
Terfuguno;en Rechenschaft zu geben und die Beschlussfassung des 
Eeichsrathes einzuholen (§. 11 des Ges. vom 5. Mai 1869). Ein 
Oenehmigungsrecht kommt dem Reichsrathe nicht zu. (Die 
Snspensionsverordnung der Geschworenengerichte muss, sobald eines 
der beiden Häuser des Reichsrathes es verlangt, sofort aufgehoben 
werden. §.20 des Ges. vom 23. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 120.) 
Auch die preussische Verfassung vom 31. Jänner 1850 ge- 
stattet die Suspension einzelner, „die Rechte der Preussen** garan- 
tirender Verfassungsartikel. Nach Artikel 111 der Verfassung 
und §. 1 6 des Gesetzes über den Belagerungszustand vom 4. Juni 1851 
können im Falle des Krieges oder Aufruhres die Artikel 5 (per- 
sönliche Freiheit), 6 (Unverletzlichkeit des Hauses), 27, 28 (Press- 
freiheit), 29, 30 (Versammlungs- und Vereinsfreiheit), 36 (Rege- 
lung des Einschreitens der bewaffneten Macht) zeit- und districts- 
weise durch Verordnung des Staatsministeriums ausser Kraft 
gesetzt werden. (Dagegen darf Artikel 7, der die Entziehung des 
gesetzlichen Richters und die Einführung von Ausnahmsgerichten 
verbietet, nur im Falle der Verhängung des Belagerungszustandes 
suspendirt werden.) Die Regierung hat die Suspensionsverordnung 
den Kammern allsogleich, beziehungsweise nach ihrem nächsten 
Znsammentritte vorzulegen und darüber Rechenschaft zu geben. 
Ein Genehmigungsrecht steht den Kammern jedoch gleichfalls 
nicht zu, dieselben haben blos zu untersuchen, ob die Verordnung 
gerechtfertigt ist oder nicht.") 

'^) In England bedarf es zur Suspension der Habeas-Corpos-Acte vom Jahre 
1679 tind der declaration of rights von 1689 einer Parlamentsacte , Black- 
«tone, I, 1. 2. 

'^ Rönne, Das Staatsrecht der preussischen Monarchie (Leipzig 1881), 
Bd. n, §. 146. Ebenso konnte im Deutschen Reiche , so lange das Gesetz vom 
21. October 1878 r>^%^T^ die gemeingefährlichen Bestrebungen der Socialdemo- 
kratie*' in Kraft stand , eine wesentliche Einschränkung des Rechtes der poli- 
tischen Persönlichkeit von den Centralbehörden der Bundesländer mit Oenehmi- 
^ng des Bundesrathes in solchen Bezirken und Ortschaften vorübergeh 
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Belagerungszustand. 

In erhöhtem Masse bewirkt der (grosse) Belagerungs- 
zustand den örtlichen Verlust politischer Unterthanrechte. Ur- 
sprünglich nur bei der Belagerung fester Plätze durch feindliche 
Armeen zum Zwecke der Vertheidigung verhängt, fand das 
Rechtsinstitut des Belagerungszustandes zuerst durch die franzö- 
sische Gesetzgebung des Jahres 1791 (Ges. vom 8. Juli) auch 
Anwendung auf innere Unruhen, namentlich beim bewaffneten 
Aufstande. Der „^at de süge" bezweckt die möglichste Ver- 
einigung der staatlichen Gewalten in einer Hand und deren 
schnellste und intensivste Wirkung; daher die Uebertragung der 
gesammten vollziehenden Gewalt (politischen, Polizei- und Straf- 
gewalt) im Belagerungsgebiete an den Militärcommandanten, 
dessen Befehlen die staatlichen und autonomen Vei'waltungsorgane 
Folge zu leisten haben, die Ausdehnung der Strafbarkeit auf ge- 
wisse Handlungen und Unterlassungen, die strengere Bestrafung 
(Todesstrafe) bestimmter gegen den Staat und die öffentliche 
Ordnung gerichteter Verbrechen (wie Aufruhr, Widersetzlichkeit, 
Plünderung, Verleitung der Soldaten zum Ungehorsam, zur Un- 
treue), die Einsetzung von Kriegsgerichten auch für Civilpersonen 
rticksichtlich bestimmter Verbrechen (wie Hochverrath, Landes- 
verrath , Aufruhr , Mord , Raub, thätliche Widersetzung , Meuterei, 
Gefangenenbefreiung, Zerstörung von Eisenbahnen, Telegraphen, 
Militärverbrechen) und Aburtheilung derselben nach dem Martial- 
gesetze im Wege eines ausserordentlichen summarischen Ver^ 

für die Dauer längstens eines Jahres — verfügt werden, die durch social- 
demokratische Agitationen derart unterwühlt erschienen, dass die öffentliche 
Sicherheit bedroht war; und zwar betraf die Rechtsminderung alle daselbst be^ 
findlicben Personen, nicht etwa blos diejenigen, die socialdemokratischer Bestre- 
bungen überwiesen oder solcher verdächtig erschienen. Nach §. 28 des Gesetzes 
kann nämlich verordnet werden, dass Versammlungen nur mit vorgängiger 6e^ 
nehmigung der Polizeibehörde stattfinden dürfen, die Verbreitung von Druck- 
schriften auf öffentlichen Wegen, Strassen, Plätzen oder an anderen öffentlichen 
Orten gänzlich verboten sei, wie auch der Besitz, das Tragen, die Einfuhr und 
der Verkauf von Waffen, oder dass letzteres an bestimmte Voraussetzungen ge- 
knöpft ist, desgleichen, dass Personen, von welchen eine Gefährdung der öffent- 
lichen Sicherheit und Ordnung besorgt wird, der Aufenthalt in diesen Bezirken 
und Ortschaften versagt sei. Ueber jede solche auf Grund des §. 28 getroffene 
Anordnung muss dem Reichstage sofort, beziehungsweise bei seinem nächsten 
Zusammentritte Rechenschaft gelegt werden. 
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fahrens, Unterstellang der MilitärperBonen unter die für den 
Eriegsstand geltenden Gesetze, endlich Saspension der die Freiheit 
und Unverletzlichkeit der Person garantirenden Verfassungs- 
bestimmungen. Und so tritt die Staatsgewalt mit fast unbe- 
schränkten Befugnissen den Bewohnern des unter Belagerungs- 
zustand stehenden Gebietes gegenüber, kann sie ja jede ihr als 
nothwendig erscheinende Massregel gegen dieselben erlassen. Die 
Unverletzlich keit der Persönlichkeit und der politischen Rechte ist 
aufgehoben, Freiheit und Recht gefährdet. Deshalb bestimmen 
die Verfassungen wenigstens die Voraussetzungen *^) für die Ver- 
hängung des Belagerungszustandes, welchen das Staatsoberhaupt 
zu erklären und das Ministerium zu verantworten hat und be- 
gründen die Verpflichtung der Regierung, denselben sofort wieder 
aufzuheben, sobald die ordentlichen Befugnisse der staatlichen 
Gewalt zur Beherrschung des staatlichen und socialen Lebens 
wieder ausreichend erscheinen. 

In Deutschland steht nach Art. 68 der Reichsverfassung dem 
Kaiser allein als Bundesfeldherrn (nicht auch den Landesherren) 
vermöge seiner kriegsherrlichen Gewalt das Recht zu, jeden Theil 
des Reiches — mit Ausnahme Bayerns — , wenn die öflFentliche 
Sicherheit in demselben durch äussere Feinde oder innere Unruhen 
bedroht ist, in Belagerungszustand zu erklären. Die Reichsver- 
fassung bestimmt ferner, dass bis zum Erscheinen eines die Voraus- 
setzungen, die Form der Verkündigung und die Wirkungen des 
Belagerungszustandes regelnden Reichsgesetzes daflir die Vor- 
schriften des preussischen Gesetzes vom 4. Juni 1851 über den 
Belagerungszustand (G. S. S. 451) zu gelten haben. Nach §. 1 und 2 



^^) In Frankreich wird der Belagemngsznstand nach dem Gesetze vom 
3. April 1878 „im Falle drohender Gefahr wegen eines auswärtigen Krieges oder 
eines bewaffneten Anfstandes'* mittelst Gesetzes verhängt, in welchem das 
Gebiet seiner Geltung, sowie seine Dauer bestimmt sind. Nur wenn die Kammern 
nicht versammelt sind, kann ihn der Präsident durch ein im Minist errathe er- 
lassenes Decret erklären. Die Kammern haben sich dann innerhalb zweier Tage 
zu versammeln und hört der Belagerungszustand auf, wenn die Kammern nicht 
beistimmen. Im Falle das Abgeordnetenhaus aufgelöst wäre, kann der Präsident 
der Bepublik die Erklärung des Belagerungszustandes nur nach Vollendung der 
Wahlen — und nur im Falle eines Krieges — unter den angeführten Cautelen 
verfügen. Die sehr strengen und weitgehenden Wirkungen des Belagerungs* 
zustandes bestimmt das Gesetz vom 9. April 1849. 
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dieses Gesetzes darf der Belagerungszustand nur 1. im Falle eines 
Krieges in den vom Feinde bedrohten oder theilweise schon be- 
setzten Provinzen und 2. im Falle eines Aufruhres bei dringender 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit verhängt werden. Ausserdem 
kann die Suspension bestimmter, insbesondere die Unverletzlichkeit 
der politischen Persönlichkeit garantirender Verfassungsbestim- 
mungen districtsweise erfolgen ; so z. B. für den Reichstheil Preussen 
die Suspension seiner Verfassungsartikel 5 (persönliche Freiheit), 
6 (ünverletzlichkeit des Hauses, der Briefschaften), 27, 28 (Press- 
freiheit), 29, 30 (Vereins- und Versammlungsfreiheit) und 36 
(Einschreiten der bewaffneten Macht), beziehungsweise die Suspension 
der an Stelle der ersten 4 Artikel getretenen deutschen Reichsgesetze, 
nämlich der Strafprocessordnung vom 1. Februar 1877 (Buch I, 
Abschnitt 8 und 9) und des Reichsgesetzes über die Presse vom 
7. Mai 1874 (R. G. Bl. S. 65); desgleichen in den übrigen Theilen 
des Reiches, wie Sachsen, Württemberg, Baden etc. die Suspension 
der diesen Artikeln analogen Verfassungsbestimmungen. 

Das französische Staatsrecht (Ges. vom 3. April 1878, Art. 1) 
verlangt die Form des Gesetzes zur Verhängung des Belagerungs- 
zustandes, dessen besonders strenge Wirkungen durch das Gesetz 
vom 9. August 1849 geregelt sind. Nur wenn die Kammern 
nicht versammelt sind, kann der Präsident der Republik mittelst 
eines im Ministerrathe erlassenen Decretes den Belagerungszustand 
erklären, in welchem Falle sich die Kammern innerhalb zweier 
Tage zu versammeln haben, um über denselben schlüssig zu 
werden. 

Die österreichisch-ungarische Monarchie hingegen besitzt kein 
Gesetz über den Belagerungszustand, es existirt hierüber weder 
ein gemeinsames Reichsgesetz, noch bestehen Gesetze der Einzel- 
staaten. Auch im Staate der Reichsrathsländer könnte daher die 
Herstellung eines staatsrechtlichen Zustandes, wie er dem Be- 
lagerungszustände entspricht, nur durch die Gesetzgebung erfolgen, 
so namentlich die Uebertragung der vollziehenden Gewalt in einem 
bestimmten Gebietstheile an den Militärcommandanten, wie auch 
die Einführung von Ausnahmsgericbten ; und nur diejenigen 
Aenderungen des politischen Rechtszustandes, welche im Gesetze 
vom 9. Mai 1869 vorgesehen sind, könnten im Verordnungswege 
durch das Gesammtministerium nach eingeholter kaiserlicher Ge* 
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nehmigung bewirkt werden. Auch die gesetzliche Befngniss der 
Regierung, im Verordnungswege den Beginn der Competenz der 
Militärgerichte über Civilpersonen riicksichtlich gewisser von den- 
selben gegen die Kriegsmacht des Staates begangenen Verbrechen 
(Militärverbrechen) in Zeiten staatlicher Gefahr zu bestimmen, 
läge im Falle innerer Unruhen, wie z. B. des bewaffneten Auf- 
standes, nicht vor; denn das Gesetz vom 20. Mai 1869, R. G. Bl. 
Nr. 78 betreffend den Wirkungskreis der Militärgerichte verordnet 
diese Erweiterung des Wirkungskreises der Militärgerichte und 
die Bestimmung ihres Beginnes durch den Justizminister nur „im 
Falle einer eifolgten Kriegserklärung oder eines ausgebrochenen 
Krieges". In Betreff der Zulässigkeit von Ausnahmsgerichten aber 
erklärt Artikel II des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867 
über die richterliche Gewalt, dass „dieselben nur in den von den 
Gesetzen im Voraus bestimmten Fällen zulässig seien". Ein 
allgemeines Gesetz jedoch über die Bedingungen, unter welchen 
die Regierung unter ihrer Verantwortlichkeit Ausnahmsgerichte 
einführen kann — analog etwa den Gesetzen vom 5. Mai 1869, 
R. G. Bl. Nr. 66 und 23. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 120, über die Be- 
fugnisse der Regierung zur Suspension bestimmter Verfassungs- 
artikel, ErlassuDg von Ausnahmsanordnungen zur Handhabung 
der Polizei- und Strafgewalt und zeitweiser Einstellung der Ge- 
schworenengerichte — besteht nicht ; es kann daher die Einfuhrung 
von Ausnahmsgerichten verfassungsmässig nur unmittelbar durch 
ein Specialgesetz flir ein bestimmtes Gebiet und auf bestimmte 
Zeit erfolgen, beziehungsweise, wenn der Reichsrath nicht ver- 
sammelt ist, durch eine kaiserliche Verordnung auf Grund des §. 14 
des Grundgesetzes über die Reichsvertretung vom 24. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 141. Demgemäss wurde im Jahre 1869 in Dalmatien 
— im Gebiete der Bezirkshauptmannschaft Cattaro — der Ueber- 
gang der gesammten vollziehenden Gewalt im Bereiche der poli- 
tischen und polizeilichen Verwaltung an den jeweiligen Comman- 
danten der Militärstreitkräfte zur selbständigen Ausübung mittelst 
kaiserlicher Verordnung vom 26. October 1869, R. G.Bl. Nr. 162 auf 
Grund des §. 14 des Grundgesetzes über die Reichsvertretung für 
die Dauer der ausserordentlichen Verhältnisse daselbst verfügt 
(aufgehoben mittelst kaiserlicher Verordnung vom lö.November 1870, 
R. 6. Bl. Nr. 162) ; desgleichen ward anlässlich des zweiten Auf- 



158 

Standes in der Crivoscie im Jahre 1882 durch Gesetz*') vom 



*^) Bei der Berathnng dieses Gesetzes im Abgeordnetenhaase (196. Sitzung 
der IX. Session am 23. Febraar 1882) wurde der Anschauung Ausdruck gegeben, 
dass dieses Gesetz, da es namentlich in dem dritten Alinea des §. 1 eine Ab- 
änderung des Staatsgrundgesetzes über die richterliche Gewalt (Art 2« II) und 
des Gesetzes vom 27. Oc tober 1862, über die persönliche Freiheit (§. 1) herbei- 
führe, zu seiner Annahme der Zweidrittelmajorität bedürfe 
(Dr. Kopp, Dr. Sturm); auch im Herrenhause (57. Sitzung der IX. Session 
am 28. Februar 1882) wurde mit Bücksicht auf das erstere Staatsgrundgesetz 
diese Auffassung seitens der Linken des Hauses vertreten und deshalb das 
Präsidium um Constatirung des Stimmenverhältnisses ersucht (Dr. ünger). Das 
Präsidium des Abgeordnetenhauses (Smolka) entschied hingegen, dass der §. 1 
keine Verfassungsänderung involvire, da er die Regierung nur zur zeitlichen und 
örtUchen Einschränkung der Wirksamkeit der Militärgerichte, welche durch 
das Gesetz selbst eingeführt werden, ermächtige, daher zu seiner Beschluss- 
fassung die einfache Majorität genüge (§. 1 wurde dann im Abgeordnetenhause 
mit allen gegen neun Stimmen, im Herrenhause aber einstimmig angenommen). — 
In der That erschien dieses Gesetz aaf Grund des Art. 2 des Staatsgrundgesetzes 
über die richterliche Gewalt, welcher Ausnahmsgerichte als zulässig erklärt unter 
der Voraussetzung, dass ein Gesetz deren Eintritt anordnet und regelt ; es erfloss 
auch in Harmonie mit Art. 11 dieses Staatsgrundgesetzes, da die Einführung von 
Ausnahmsgerichten natürlich für die Dauer ihres Bestandes die Einstellung des 
Functionirens der bisherigen ordentlichen Gerichte zur Folge hat ; es widersprach 
«ndlich nicht dem Principe des §. 1 des Gesetzes zum Schutze der persönlichen 
Freiheit, wonach Niemand seinem gesetzlichen Richter entzogen werden darf; denn 
das Gesetz selbst beruft bezüglich der in seinen §. 2 und §. .3 bestimmten straf- 
baren Handlungen die nach den militärgerichtlichen Vorschriften (Theresiana 
vom 31. December 1768, 1. Theil) competenten Richter. Die Behauptung Ulbrich's 
(Marquardsen's Handbuch, FV. Bd., I. Halbbd., L Abth., S. 115), ^dass die 
Aufstellung von Ausnahmsgerichten dagegen eine an die Formen der Verfassungs- 
gesetzgebung gebundene Anordnung erfordere", erscheint somit gerade mit Rück- 
sicht auf Art. 2 des St. Gr. G. über die richterliche Gewalt als irrig; wäre sie 
richtig, dann könnten ja im Staate der Reichsrathsländer Ausnahmsgerichte ohne 
vorherige Abänderung der Verfassung gar nicht eingeführt werden. 
Rücksichtlich dieses Erfordernisses der Zweidrittelmajorität 
zur Abänderung der formellen Verfassungsgesetze — nämlich des 
Grundgesetzes über die Reichs Vertretung und der vier Staatsgrundgesetze — hat 
sich übrigens eine Praxis eingebürgert, welche vom formalen 
und logischen Standpunkte aus nicht berechtigt erscheint. Man 
pflegt nämlich in beiden Häusern des Reichsrathes, so oft ein Gesetzentwurf oder 
eine einzelne Bestimmung eines solchen mit den formellen Yerfassungagesetaen 
im Widerspruche steht, zu argumentiren : Dieser Gesetzentwurf oder dieser Para* 
graph ändert die Yerfasung ab, er tangirt das Staatsgrundgesetz, folglich 
bedarf es nach §.15 des Grundgesetzes über die Reichsvertretnng su seiner 
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28. Februar, E. G. Bl. Nr. 22 (betreflFend die Einführnng von Aus- 



Annahme der Zweidrittelmajorit&t. Dies war namentlich der Fall bei den Wehr- 
gesetzen der Jahre 1868, 1879 und 1889, femer beim Gesetze des Jahres 1873 
über die zeitweise Einstellung der Geschworenengerichte (aber nur im Herren- 
hause), beim sogenannten Katechetengesetze des Jahres 1888 und beim Gesetze 
vom 1. April 1889, betreffend die Einführung besonderer Erbtheilungsvorschriften 
für landwirthschaftliche Besitzungen mittlerer Grösse. 

Schon anlässlich der parlamentarischen Berathung des ersten, die aUgemeine 
Wehrpflicht einführenden Wehrgesetzes der Beichsrathsländer vom 5. December 1868, 
H. G. Bl. Nr. 151 wurde die Yerfassungsfrage bei §. 11, namentlich aber §. 13 aufge- 
worfen, eben mit Rücksicht auf §.11, lit. b und §. 13 des Grundgesetzes über die 
Reichs Vertretung ; das Präsidium des Abgeordnetenhauses (Kaiserfeld) anerkannte 
aber die Nothwendigkeit der Zweidrittelmajorität nur rücksichtlich des §. 13 des Wehr- 
gesetzes, dessen erstes Alinea eine Verfassungsänderung involvire, das Präsidium 
des Herrenhauses (OoUoredo-Mannsfeld) hingegen auch in Betreff des §.11 
und wurden dann §. 13 im Abgeordnetenhause (148. Sitzung der I. Session am 
12. November 1868, Stenogr. Prot. S. 4566) und §. 11 und §. 13 im Herrenhause 
(57. Sitzung der I. Session am 12. November 1868 , Stenogr. Prot. S. 1398) mit 
der qualificirten Zweidrittelmajorität angenommen. Aus denselben Gründen, näm- 
lich wegen Abänderung der §§. 11, lit. b und 13 des Grundgesetzes über die 
Reichsvertretung wurde auch beim Gesetze vom 20. December 1879, R. G. Bl. 
Nr. 145, womit die Wirksamkeit der §§. 11 und 13 des Wehrgesetzes vom 5. De- 
cember 1868 bis zum Schlüsse des Jahres 1889 verlängert wird, sowohl im Herren- 
hause (Präsident Trauttmannsdorff), wie im Abgeordnetenhause (Präsident 
t^oronini) die Nothwendigkeit der Annahme mit Zweidrittelmajorität constatirt 
und der Gesetzentwurf vom Herrenhause zweimal (in der 10. und 12. Sitzung 
tler IX. Session am 13. und 18. December 1879, Stenogr. Prot. S. 76 und S. 92) 
einstimmig und im Abgeordnetenhause — über Antrag der auf Grund des 
§.11 der Geschäftsordnung des Reichsrathes vom 12. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 94, 
eingesetzten Conferenz — bei der dritten Abstimmung (in der 33. Sitzung der 
IX. Session am 20. December 1879, Stenogr. Prot. S. 882) mit 223 von 328 Stimmen 
angenommen. (Hingegen war das unmittelbar vorhergehende Gesetz vom 31. De- 
■cember 1878, R. G. Bl. J. 1879, Nr. 3, „womit die Wirksamkeit der in den §§. 11 
und 13 des Wehrgesetzes vom 5. December 1868 in Betreff des Kriegsstandes 
und Recrutencontingentes enthaltenen Bestimmungen bis zum Schlüsse des Jahres 
1879 — also auf Ein Jahr — verlängert wird", in beiden Häusern mit einfacher 
Majorität beschlossen worden, und zwar im Abgeordnetenhause nach Anfrage des 
Präsidenten Rechbauer in Betreff der nothwendigen Majorität in der 411. und 
412. Sitzung der Ylir. Session am 20. und 21. December 1878 , Stenogr. Prot. 
S. 13.186 und S. 13.201, im Herrenhause hingegen ohne Berührung der Yerfassungs- 
frage in der 82. Sitzung am 28. December 1878, Stenogr. Prot. S. 1365.) Als 
•endlich das gegenwärtig geltende Wehrgesetz vom 11. April 1889, R. G. Bl. Nr. 41, 
idie parlamentarische Berathung durchlief, ward das verfassungsmässige Erforder- 
niss der Zweidrittelmajorität zur Annahme des §. 14 in gleicher Weise im Ab- 
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nahmsgerichten in Dalmatien) die Strafgerichtsbarkeit hinsichtlich 



geordnetenhanse (237. Sitzung der X. Session am 7. December 1888 , Stenogr. 
Prot. S. 10.030) motivirt und von den Präsidien beider Hänser anerkannt; im 
Herrenhanse erfolgte die Annahme dieses Wehrgesetzes en bloc nnd einstimmig 
(68. Sitzung der X. Session am 28. April 1889, Stenogr. Prot. S. 916), im Ab^ 
geordnetenhanse konnte Präsident Smolka die mit allen gegen Eine Stimme aus- 
gesprochene zustimmende Beschlussfassung constatiren (276. Sitzung der X. Session 
am 13' December 1888, Stenogr. Prot. S. 10.130)- Dieselbe parlamentarische Praxis 
erfuhren auch noch folgende drei Gesetze: 1. Das Gesetz vom 23. Mai 1873, 
B. G. BI. Nr. 120, „betreffend die zeitweise Einstellung der Geschworenengerichte^, 
zu dessen giltiger Annahme der Präsident des Herrenhauses (Carl Auersperg) 
die Zweidrittelmajorität für erforderlich erklärte, worauf der Gesetzentwurf auch 
in dieser Weise bei der zweiten und dritten Lesung beschlossen wurde (35. Sitzung 
der Yll. Session am 18. April 1873, Stenogr. Prot. S. 528); im Abgeordnetenhause 
war zwar die VerfassungsfVage mit Bäcksicht auf Art. 11 des St. Gr. G. Über 
die richterliche Gewalt in der Debatte — namentlich auch vom Berichterstatter 
der Minorität, Bechbauer — behauptet worden, der Gesetzentwurf jedoch, 
ohne dass der Präsident die Nothwendigkeit der Zweidrittelmajorität aussprach, 
mit grosser Majorität — 97 gegen 16 Stimmen in dritter Lesung — angenommen 
worden (84. Sitzung der VH. Session am 3. April 1873, Stenogr. Prot. S. 1782); 
femer 2. das (Katecheten-) Gesetz vom 17. Jani 1888, B. G. Bl. Nr. 99, „betreffend 
die Abänderung des Gesetzes vom 20. Juni 1872 (B. G. Bl. Nr. 86) über die Be* 
sorgung des Beligionsunterrichtes in den Öffentlichen Volks- und Mittelschulen, 
sowie in den Lehrerbildungsanstalten und den Kostenaufwand für dieselben '^; 
hier war es der §. 5 des Gesetzentwurfes, welcher die Kosten für den Beligions* 
Unterricht in den Volks-, Mittelschulen und Lehrerbildungsanstalten als zum Auf- 
wände der betreffenden Schulen gehörig erklärt, aus welchem man die Verfassungs- 
änderung deducirte, nämlich die Abrogation des Art. 17 des St. Gr. G. über die allge- 
meinen Bechte der Staatsbürger, der durch sein Alinea 3, wonach „für den Beligions- 
unterricht in den Schulen von der betreffenden Kirche oder Beligionsgesellschaft 
Sorge zu tragen sei'', eben diese Kirche auch zur Bestreitung der durch den 
Beligionsunterricht erwachsenden materiellen Kosten verpflichte; in Ueberein- 
stimmung mit der Erklärung des Präsidenten des Abgeordnetenhauses (201. Sitzung 
der X. Session am 15. März 1888, Stenogr. Prot. S. 7323), dass er, „weil die Aus- 
legung des Art. 17 eine strittige sei, schon des Principes halber, damit die Möglich- 
keit einer Verfassungsänderung mit einfacher Majorität ausgeschlossen sei, die Ansicht 
ausspreche, dass zur giltigen Annahme des §. 5 eine Zweidrittelmajorität noth wendig 
sei", betonte auch der Präsident des Herrenhauses (49. Sitzung der X. Session 
am 25. Mai 1888, Stenogr. Prot. S. 687) , dass er das Stimmenverhältniss nach 
der Bichtung constatiren lassen werde, ob sowohl bei §. 5, als auch bei der 
dritten Lesung des Gesetzes die Annahme mit Zweidrittelmajorität stattgefunden 
habe ; im Abgeordnetenhause wurde dann §. 5 und der ganze Gesetzentwurf in 
dritter Lesung mit 219 gegen 3 Stimmen zum Beschlüsse erhoben (202. Sitzung 
vom 17. März 1888 , Stenogr. Prot. S. 7354 und S. 7358) , während das Herren« 
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bestimmter strafbarer Handlungen in den Gerichtshofdistricten 



hans den §. 5 einstimmig und den ganzen Gesetzentwurf in dritter Lesnng mit 
aUen gegen eine Stimme annahm (49. Sitznng, Stenogr. Prot. S. 687) ; endlich 
3.. das Gesetz vom 1. April 1889 , R. G. Bl. Nr. 52, „betreffend die Einfuhrung 
besonderer Erbt heilungs Vorschriften für landwirthschaft liehe Besitzungen mittlerev 
Grösse" ; doch lehnten hier die Präsidenten beider Häuser die Anerkennung der 
Yerfassungsfrage rücksichtlich des §. 16 und demgemäss die Nothwendigkeit seiner 
Annahme mit Zweidrittelmajorität ab, worauf der Gesetzentwurf mit einfacher 
Majorität (64. Sitzung des Herrenhauses am 2. März 1889, Stenogr. Prot. S. 832) 
— im Abgeordnetenhause mit 164 gegen 132 Stimmen (270. Sitzung am 1. De- 
cember 1888, S. 9961—9963) — zum Beschlüsse erhoben wurde. In beiden Häusern 
hatte die Linke bei Berathung des §. 16 die Anschauung vertreten, da.qs durch 
denselben sowohl eine Verschiebung der Competenzgrenzen zwischen Landtag und 
Reichsrath, und zwar eine Abänderung des §.11, lit. k der Verfassung bewirkt 
werde , als auch insbesondere eine Abrogation des Art. 6 St. Gr. G. über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger erfolge, und es war darüber namentlich im 
Abgeordnetenhause eine sehr eingehende Debatte geführt worden (258. bis 
271. Sitzung der X. Session). — Diese legislatorische Praxis nun, Gesetzent- 
würfe, welche mit der Verfassung im Widerspruche stehen, mit 
Zweidrittelmajorität zu genehmigen, steht nach der formalen Seite wohl nicht 
im Einklänge mit dem Wesen der gebundenen Gesetzgebung und daher 
auch mit dem objectiven Verfassungsrechte. Der Gesetzgeber kann allerdings immer 
seinen Willen, das Gesetz aufzuheben, ganz oder theilweise abändern, Ausnahmen 
von demselben machen; allein dies gilt nur insoweit, als der Gesetzgeber sich 
nicht selbst, sei es rücksichtlich der Competenz seiner Organe, sei es rücksicht- 
lich des materiellen Inhaltes künftiger Gesetze gebunden hat. Soweit der Gesetz- 
geber sich daher durch die Verfassung gebunden hat, kann er solche, der Ver- 
fassung widerstreitende Gesetze nicht erlassen, sondern muss vorerst durch 
Abänderung der Verfassung die Bahn für das Entstehen des beabsichtigten Gesetzes 
frei machen. Verfassungswidrige Gesetze können rechtswirksam gar nicht, daher 
auch nicht mit qualificirter Majorität beschlossen und erzeugt werden. So könnte 
beispielsweise im Staate der Reichsrathsländer — Ungarn kennt keine Verfassungs- 
gesetze im formellen Sinne — heute ohne vorherige Derogirung des Art. 6 des 
St. Gr. G. über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger kein Gesetz geschaffen 
werden des Inhaltes, dass den Nichtadeligen oder den Juden der Erwerb bestimmter 
Liegenschaften unzugänglich sei ; der Art. 6 verbietet nämlich der Gesetzgebung 
jede Einschränkung der Erwerbsfähigkeit (der Staatsbürger) in Betreff von Liegen- 
schaften jeder Art aus subjectiven Gründen, d. h. aus persönlichen, ' 
^der Person anklebenden^ Qualitäten. So konnte auch bei der Berathung des 
Wehrgesetzes vom 5. December 1868 der Reichsrath die — mit der Festsetzung 
der Kriegsstärke des Heeres auf 800.000 Mann für 10 Jahre nothwendig auch 
für 10 Jahre gegebene — Bewilligung der hierfür jährlich erforderlichen Anzahl 
von auszuhebenden Mannschaften nicht ertheilen, weil ihm hierzu verfassungs- 
mässig die Competenz fehlte. Denn nach der lit. h des §. 11 des Grund- 
v. Dantacher. III. \\ 
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Spalato, Ragasa und Cattaro auf die Dauer von 4 Monaten an 



gesetzes über die Reichsvertretung steht dem Beichsrathe nur „die jährliche Be- 
willigang der Anzahl der auszuhebenden Mannschaft" zu, also das Recht, für 
Ein Jahr die Becruten zu bewilligen, eventuell zu verweigern; der Reichsrath 
H^nn . verfassungsmässig eine mehrjährige Recrutenbewüligung ebensowenig 
beschliessen , als er etwa auf Grund der lit, c des §. 11 „die Steuern, Abgaben 
und Gefälle" auf 10 Jahre bewilligen oder verweigern oder eine dreijährige Budget^ 
Periode einfähren könnte. Die Competenznberschreitung trat bei der Berathung 
<les Wehrgesetzes nur deshalb nicht so sehr in das Bewusstsein, weil der com- 
petenz widrige Beschluss einen positiven Inhalt hatte, die Recrutenbewüli- 
gung — wenn auch indirect — auf lange Jahre ausgesprochen wurde; wenn 
aber der Reichsrath sich etwa beikommen liesse, einen — allerdings gegen das 
Staatsinteresse verstossenden — negativen Beschluss zu fassen, die Recruten 
auf 10 Jahre zu verweigern , dann würde man gewiss , und mit vollem Rechte, 
schon gegen die Berathung eines solchen Antrages und gegen eine derartige 
Beschlussfassung den Einwand der Incompetenz, der Competenzüberschreitung 
erheben, da der Reichsrath verfassungsmässig die Recruten nur für Ein Jahr 
verweigern könnte. Auch die Behauptung, der Reichsrath habe eben dadurch für 
10 Jahre auf sein jährliches Bewilliguugsrecht verzichtet, erscheint nicht stich- 
hältig, da die Kammer — wie jedes andere öffentliche Organ — auf die ihr verfassungs- 
mässig zustehenden öffentlichen Rechte nicht, gleich dem Träger von Privatrechten 
verzichten, oder deren Ausübung verweigern kann. Der Reichsrath des Jahres 1868 
hatte auch durch diesen Beschluss der zehnjährigen Recrutenbewilligung nicht auf 
ein ihm zustehendes Recht verzichtet, er hatte vielmehr das ihm gebührende Recht 
in einem viel zu grossen Umfange, für eine viel zu lange Zeitperiode aus- 
geübt und durch seine Competenzüberschreitung das nach ihm folgende neugewählte 
Abgeordnetenhaus — des Jahres 1870 (kaiserl. Patent vom 21. Mai, 30. Juli und 
2. September 1870, R. G. Bl. Nr. 74, Nr. 96, Nr. HO), 1871 (kaiserl. Patent vom 
10. Auguat und 16. December, R. G. Bl. Nr. 92 und Nr. 143) und 1873 (kaiserl. 
Patent vom 7- September, R. G. Bl. Nr. 141) — dieses „besonderen^ Rechtes „der 
jährlichen Bewilligung der Anzahl der auszuhebenden Mannschaft beraubt. Aber 
man rechtfertigt vielleicht die juristische Zulässigkeit einer derartigen Abänderung 
der Staatsgrundgesetze und damit die Rechtawirksamkeit einer solchen Praxis 
durch die Argumentation: Es würden hier zwei Acte der Gesetzgebung syn- 
copirt, nämlich der Act der Verfassungsänderung und dann der Act der Erzeugung 
des nunmehr möglichen neuen Gesetzes, und die Convalidirung dieses letzteren, der 
Verfassung widersprechenden Gesetzes beruhe eben in dessen Annahme mit Zwei- 
drittelmajorität, sie liege in der erschwerten Form seiner Schaffting. [Jellinek, 
Gesetz und Verordnung (Wien 1887, S. 263, Note 20) meint, man müsse die 
juristische Oorrectheit eines solchen Vorganges auf Grund der parlamentarischen 
Praxis aller Staaten mit formellen Verfassungsgesetzen anerkennen.] Es sei hier 
dahingestellt, ob es der Wichtigkeit der Staatsgrundgesetze entspricht, dieselben 
so nebenher und implicite stillschweigend abzuändern, nur in der Noth 
des Augenblickes, weil das neu zu schaffende Gesetz es zu fordern scheint, ohne 
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die Militärgerichte übertragen und der Fortbestand dieser Ausnabms- 



dass der Wille der gesetzgebenden Gewalt von vorneherein anf die Yerfassungs- 
reform gerichtet ist, ja die Majorität der Kammern vielleicht der Anschauung 
huldigt, dass die Yerfassungsfrage, die erst im Ausschusse oder bei der Debatte 
im Plenum aufgeworfen wurde, gar nicht vorliege ; es mag hier unerörtert bleiben, 
ob es dem fundamentalen Charakter der Yerfassungsgesetze, denen man auch in 
der Decemberverfassung erhöhte formelle Gesetzeskraft verlieh (ähnlich schon in 
der Verfassung vom 25. April 1848t VI, §• 50, im Kremsierer Entwurf §. 159, in 
der octroirten Verfassung vom 4. März 1849, XVI, §. 123, im Octoberdiplome der 
letzte Absatz des Einganges), entspricht, dass man deren Abänderung vornimmt, 
ohne die Tragweite und allseitige Zoreckmässigkeit der Verfassungsänderung an 
sich zu prtlfen, ja ohne den neuen Text der nunmehr geänderten 
Verfassungsbestimmungen festzustellen, zu publiciren und in Evi- 
denz zu halten, so dass die Staatsbürger und Staatsorgane den authentischen 
Text ihrer abgeänderten Verfassung ersehen könnten, wie dies z. B. bei der aus- 
drücklichen Verfassungsänderung des Jahres 1873 (durch die Einführung der 
directen Wahlen) und 1875 (durch die Aenderung der Competenz des Reichs- 
gerichtes) der Fall war (zweites Nothwahlgesetz vom 13. März 1872, K. G. Bl. 
Nr. 24; Ges. vom 2. April 1873, R. G. Bl. Nr. 40; Ges. vom 22. October 1875, 
R. G. Bl. J. 1876, Nr. 87 , wegen Einsetzung eines gemischten Gerichtshofes für 
Competenzconflicte zwischen dem Verwaltungsgerichtshofe und den ordentlichen 
Gerichten, ferner zwischen dem Verwaltungsgerichtshofe und dem Reichsgerichte). 
Eines wird man jedenfalls zugeben müssen, wenn man diese legislatorische Ge- 
pflogenheit anerkennt, nämlich: dass die Verfassung durch die in 
solcher Weise geschaffenen Gesetze abgeändert wird, insoferne 
der Inhalt dieser neuen Gesetze den Staatsgrundgesetzen widerspricht. Dann war 
aber schon durch die §§. 11 und 13 des ersterwähnten Wehrgesetzes vom 5. De- 
cember 1868 das Grandgesetz über die Reichsvertretung vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 141 abgeändert worden, nämlich die §§. 11 und 13; der §. 11, lit. h 
dieses Gesetzes durch den §.11 des Wehi*gesetzes , und zwar dauernd und in 
dem Sinne, dass zum Wirkungskreise des Reichsrathes „die jährliche oder mehr- 
— bis zehn- — jährige Bewilligung der Anzahl der auszuhebenden Mann- 
schaft gehört" ; der §. 13 des Grundgesetzes hingegen wurde durch §. 13 des 
Wehrgesetzes modificirt, aber nur auf zehn Jahre und in der Richtung, 
dass „auch dem Reichsrathe das Recht zusteht, in Gegenständen seines Wirkungs- 
kreises Gesetze vorzuschlagen, mit Ausnahme jedoch der Höhe des 
jährlichen Recrutencontingentes, welches zur Erhaltung der für die 
nächsten 10 Jahre auf 800.000 Mann festgestellten Kriegsstärke des stehenden Heeres 
und der Kriegsmarine erforderlich ist, bezüglich welcher dem Reichsrathe 
innerhalb der nächsten 10 Jahre, das heisst bis Ende 1878, ein solches 
Vorschlagsrecht nicht zukommt. Dann bedurfte aber das Wehrgesetz des 
Jahres 1879, wie jenes vom 11. April 1889, wegen der zehnjährigen Recruten- 
bewilligung — also mit Rücksicht auf die lit, h des §.11 der Verfassung — 
nicht mehr der Zweidrittelmajorität, sondern nur mit Beziehung auf den — nur 

11* 
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gerichte, theils durch Gesetz, theils durch kaiserliche Verordnung 
auf Grund des Artikels 14 bis Ende Juni des Jahres 1885 ver- 
längert. *2) 

B. Dauernder Verlust der politisohen Hechte. 

Der dauernde Verlust politischer Rechte besteht in dem 
definitiven Untergange derselben; das Recht selbst, nicht etwa 
blos dessen Ausübung, erlischt. Der Zeitverlauf hat daher hier 
keinen Einfluss mehr in dem Sinne, dass er — bei sonst unver- 
ändertem juristischem Thatbestande — den Wiedererwerb (Wieder- 
ausübung) des politischen Rechtes nothwendig herbeiführen müsste, 
sei es unmittelbar, wie z. B. im Falle des Verlustes oder der Schmä- 
lerung politischer Rechte auf bestimmte Zeit in Folge strafrichter- 
lichen Urtheiles, Stellung unter Polizeiaufsicht ^^\ sei es mittelbar, 
indem die Zeit das Aufhören derjenigen juristischen Thatsache 
sicher bewirkt, die eben für ihre Dauer den Rechtsverlust zur 
Folge hat, wie etwa im Falle des Concurses. Auch der dauernde 
Rechtsverlust erfolgt entweder d i r e c t , indem die rechtsaufhebende 



für 10 Jahre derogirteu — §. 13 des Grandgesetzes. Denn es ist natürlich absolut 
nnznlässig, die Verfassung gewi^^ermassen nur während der Abstimmung 
über das neue, mit Zweidrittelmajorität beschlossene Gesetz oder während des 
Processes seiner Schaffung als abgeändert zu betrachten, nach Fertig- 
stellung desselben aber wieder in ihrem früheren, ursprünglichen 
Texte unverändert anzuerkennen. 

*^) So für das Gebiet der Bezirkshaupt mannschaften Cattaro, Metkovic 
und Ragusa: Kaiserliche Verordnung vom 25. Juni 1882, R. G. Bl. Nr. 82 
(Kundmachung des Gesammtministerinms vom 28. December in Betreff deren ver- 
fassungsmässiger Genehmigung, R.G. Bl. Nr. 177), Gesetz vom 24. December 1882, 
R. G. Bl. Nr. 178; nur für das Gebiet von Cftttaro allein: Kaiserliche Ver- 
ordnung vom 25. Juni 1883, R. G. Bl. Nr. 121 (Kundmachung des Gesammt- 
ministeriums vom 22. December 1883 , in Betreff deren verfa.ssungsmässiger Ge- 
nehmigung, R. G. Bl. Nr. 180), Gesetz vom 22. December 1883, R. G. Bl. Nr. 181, 
Gesetz vom 3. Juni 1884, R. G. Bl. Nr. 84, endlich Gesetz vom 22. December 
1884, R. G. Bl. Nr. 199. 

*^) Im Staate der Reichsrathsländer darf die Stellung unter Polizeiauf- 
sicht (wie auch die Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt), welche eine 
wesentliche Schmälerung des Rechtes der politischen Persönlichkeit zur Folge 
hat, nicht über 3 Jahre, vom Tage der Entlassung aus der Strafe angefangen, 
dauern ; §§. 9, 11 des Gesetzes vom 10. Mai 1873 . R. G. Bl. Nr. 108 (§. 9 des 
Gesetzes vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 90 , betreffend die Zwangsarboits- und 
Besserungsanstalten). 
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Handlung das Recht selbst zu ihrem Objeete hat, — so beim Ver- 
zichte des Berechtigten, bei der Ausübung des politischen Rechtes^ 
bei der Erfüllung desselben von Seite des verpflichteten Staates, — 
oder indirect , nämlich durch dauernden Wegfall einer der Vor- 
aussetzungen des Rechtes, so z.B. des Doctorgrades , Adels, der 
Eigenberechtigung, des entsprechenden materiellen Besitzes. Manche 
politischen Rechte — so namentlich das Recht der politischen 
Persönlichkeit — können auch eine dauernde Schmälerung (Ver- 
minderung ihres Inhaltes) erfahren ; dies ist z. B. in Staaten, welche 
den verschiedenen anerkannten Kirchen und Religionsgenossen- 
schaften nicht gleiche politische Rechte und Rechtsfähigkeit zuer- 
kennen, durch den Uebertritt aus einem staatsrechtlich privilegirten 
Religionsbekenntnisse in ein anderes, rechtlich minder günstig 
gestelltes, der Fall. So ist in Russland den von der rechtgläubigen 
(griechisch-orientalischen) Kirche abfallenden Personen verboten, 
auf ihren Gütern , welche von Rechtgläubigen bewohnt sind , zu 
leben; diese Besitzungen werden durch einen Curator verwaltet, 
und sind die Eigenthümer von jeder Theilnahme an der Ver- 
waltung ausgeschlossen^*); so dürfen sich die Juden in den 
meisten *•) Gouvernements nur vorübergehend aufhalten, sie dürfen 
sich nicht niederlassen, keine liegenden Güter erwerben oder 
arrrondiren und sind beschränkt in der Wahl des Berufes und 
der Ausübung von Gewerben. 

Die rechtsaufhebenden Thatsachen, welche den dauernden 
Untergang der politischen Unterthanenrechte vom Zeitpunkte ihres 
Eintrittes (ex tunc) bewirken, sind wieder theils juristische 
Handlungen der Betheiligten, des Staates oder der Unterthanen, 
theils z ufällige juristische Thatsachen, zu welchen man 
auch die Handlungen dritter Personen rechnet. 

I. JuristlBohe Handlungen. 

Dieselben scheiden sich wieder in öffentliche Rechtsgeschäfte 
des Staates und der Unterthanen und in sonstige juristische Hand- 



**) Statut über Verhütung und Terlimderang von Verbrechen , R. G. Bl., 
Bd. XIV, Art. 41. 

*^) Nur in Polen, den ehemaligen lithauischen , den neun westlichen 
Gouvernements, in Bessarabien, Kurland und drei neurussischen Grouvernements 
können die Juden heimatberechtigt sein. 
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langen derselben; insoferne Willensäusserungen der berechtigten 
Unterthanen den Untergang der politischen Rechte yemrsachen, 
spricht man von freiwilligen Erlöschnngsgründen derselben nnd 
stellt sie den noth wendigen Erlöschungsgründen gegenüber, die 
ohne Rücksicht auf den Willen der Berechtigten eintreten. 

I. Oeffentliche Reohtsgesohäfte. 
a) Des Staates. 

Als öifentlich-staatliches Rechtsgeschäft erscheint die Ver- 
waltungsverfüguiig, durch welche bestimmten Personen ein politi- 
sches Recht dauernd entzogen wird, so z. B. ein besonderes Ge- 
brauchsrecht an einer staatlichen Sach^, eine Concession, eine 
Berechtigung, wie etwa des Besitzes verbotener WaflTen, des 
Tragens von Waffen, der Ausübung eines Gewerbes etc., wodurch 
eine dauernde Einschränkung des öffentlichen Rechtes der politi- 
schen Persönlichkeit erfolgt. Hierher fallen aber auch zweiseitige, 
öffentliche Rechtsgeschäfte, so der Staatsvertrag, wie auch der 
vertragsmässige Verzicht; ein Staatsvertrag, durch welchen der 
Staat A einen Gebietstheil an den Staat B abtritt, würde den Ver- 
lust der meisten politischen Rechte der Bewohner des abgetretenen 
Gebietes gegenüber der Ansehen Staatsgewalt bewirken ; desgleichen 
können die Unterthanen auf einzelne politische Rechte — aller- 
dings nicht auf die allgemeinen, aus dem Wesen der Persönlich- 
keit folgenden — verzichten, nämlich auf singulare politische 
Rechte und Privilegien, so insbesondere auf die Militärfreiheit, 
auf Steuerfreiheiten, Steuerrestitutionen, Befreiungen von der 
Uebemahme öffentlicher Aemter, auf Ehrenrechte; die Mitglieder 
der regierenden wie der standesherrlichen Familien auf die ihnen als 
solchen zustehenden besonderen politischen Vorrechte. Der Verzicht 
kann durch einseitigen Willensact des Berechtigten erfolgen oder 
aber der Annahme der Staatsgewalt bedürfen, welche Zustimmung 
von der blossen Zurkenntnissnahme des Willens des Verzichten- 
den wohl zu unterscheiden ist. Die Gründe, aus welchen die ver- 
trag:smässige Entstehung politischer Unterthanenrechte aus- 
geschlossen ist, finden auf das Erlöschen einzelner singulärer 
politischer Rechte durch vertragsweisen Verzicht keine Anwendung. 
Der Verzicht besteht in der ausdrücklichen oder stillschweigenden 
Entsagung des Berechtigten auf ein ihm zustehendes Recht; em 
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solch stillschweigender Verzicht läge z. B. in der Nichtanmeldnng 
eines Militärbefreiungstitels bei der Assentcommission. Doch wird 
man auch den Nichterwerb eines politischen Rechtes, dessen Er- 
werb lediglich von dem Willen des Betreffenden abhing, innerhalb 
der ganzen Zeit, in der dessen Erwerbung möglich war, als Verzicht 
qualiiiciren müssen, so z. B. das Nichtansuchen um Bewilligung 
der Gebäudesteuer;, Grundsteuerfreiheit seitens eines Bauherrn, 
Grundbesitzers, für dessen Gebäude oder Grundstück die gesetzlichen 
Voraussetzungen der Steuerfreiheit vorliegen; ebenso das Nicht- 
einschreiten um Verleihung des Adels (Ritterstandes, Freiherm- 
standes), gewisser Würden und der damit verbundenen Ehrenrechte 
seitens solcher Personen, die sich im Besitze von Orden befinden, 
mit deren Innehabung statutenmässig das Recht auf Nobilitirung^^) 
verbunden ist. 

Weitere staatliche Rechtsgeschäfte, welche den Untergang 
politischer Rechte bewirken, wären z. B. noch: die Entlassung eines 
Staatsbeamten, wodurch jene politischen Unterthanenrechte , die 
durch die Beamtenqualität erzeugt werden, erlöschen, so namentlich 
Wahlrechte, Rechte auf Begünstigung im Gebrauche staatlicher Ver- 
kehrsanstalten ; femer die Erfüllung der politischen Verbindlichkeit 
seitens des Staates, so die Leistung der Steuerrestitution, auch die 
Auflösung einer Gesammtpersönlichkeit (Vereines), Entziehung der 
Staatsangehörigkeit*'), wie auch die Expropriationsverfügung. 



*^) So haben in der österreichisch-nngarischen Monarchie die Besitzer des 
nach der Schlacht von Kolin am 18. Juni 1757 von der Kaiserin Maria Theresia 
gestifteten militärischen Maria Thereaien-Ordens ein Recht anf £rhebnng in den 
erblichen Freihermstand über ihr Einschreiten. Die früher mit den einzelnen 
Ordensgraden des St. Stefan-Ordens (Ordensstatnten, Capitel 17), kaiserlich öster- 
reichischen Leopold-Ordens (0. St., §. 23) und Ordens der Eisernen Krone (0. St., 
§. 21) verbundenen Rechtsansprüche anf Standeserhöhnng (Freiherrnstand, Ritter- 
stand) oder obligate Verleihung der Geheimrathswürde über Einschreiten der 
Ordensritter wurden mittelst AUerh. Handschreibens vom 18. Juli 1884 (Wiener- 
Zeitung vom 3. August, Nr. 180) aufgehoben. 

^^) So kann in Deutschland die Staats- und Reichsangehörigkeit durch 
Ausspruch der Centralbehörde des Heimatsstaates aberkannt werden: 1. Per- 
sonen, welche im Falle eines Krieges oder einer Kriegsgefahr einer ausdrück- 
lichen Auiforderung zur Rückkehr, die von dem Kaiser für das ganze Reichs- 
gebiet angeordnet wird, binnen der darin bestimmten Frist keine Folge leisten; 
2. Personen, welche ohne Erlanbniss ihrer Regierung in fremde Staatsdienste 
treten und einer ausdrücklichen Aufforderung zum Austritte binnen der darin 
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b) Der Unterthanen. 

OeflFentliche Rechtsgeschäfte der Unterthanen, welche theils 
direct, theils indirect das Erlöschen politischer Rechte zur Folge 
haben, sind namentlich: der Verzicht anf das politische Recht, 
Zurücklegung von Concessionen , Berechtigungen, Ausübung des 
Rechtes (Auswanderung, Option), Austritt aus dem Staatsdienste, 
Austritt aus einer Genossenschaft, mit deren Mitgliedschaft poli- 
tische Rechte verknüpft sind, Religionswechsel, Eintritt in einen 
Bettelorden. 

2. Sonstige Juristische Handlungen. 

a) Des Staates. 

Hierher fällt vor Allem die staatliche Gesetzgebung, 
welche politische Unterthanenrechte einschränken oder ganz aufheben 
kann, und zwar sowohl für alle Staatsbewohner als auch für 
einzelne Classen derselben. Es ist klar, dass, wenn das objective 
Recht eine bestimmte Willensmacht der Unterthanen über die 
Staatsgewalt nicht mehr anerkennt, die betrefiPenden politischen 
Befugnisse hiermit erloschen sind, und findet hier der Grundsatz 
der ünverletzlichkeit der bereits zustehenden Rechte keine An- 
wendung. In der Natur der Staatsgenossen als freier, unverletzlicher 
Persönlichkeiten und des Staates selbst als der sesshaften, souve- 
ränen Gemeinschaft derselben findet die staatliche Gesetzgebung 
ihre Schranken rUcksichtlich der Aenderung und Aufhebung poli- 
tischer Unterthanenrechte. 

Ausser der Gesetzgebung sind es dann auch staatliche Acte 
der vollziehenden Gewalt und der Rechtssprechung, 
welche den dauernden Untergang politischer Rechte bewirken. 

So zunächst rechtseinschränkende und rechtsaufhebende Ver- 
ordnungen und eben solche Verfügungen, insofeme letztere von 
der Verwaltungsbehörde im concrcten Falle erlassen werden müssen ; 
so die Erlassung dauernder Einfuhr- oder Ausfuhrverbote, Auf- 
lassung staatlicher Strassen, Wege, Häfen, Brücken, staatlicher 



bestimmten Frist keine Folge leisten (§. ^0, §• 22 des deutschen Gesetzes vom 
1. Juni 1870 über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staatsange- 
hörigkeit, B. G. Bl. S. 355). Aehnlich ungar. G. A. L vom Jahre 1879 über den 
Erwerb und Verlust der ungarischen Staatsbürgerschaft, §. 30. Ebenso die Ent- 
lassung aus dem Staatsverbande auf Antrag der Partei. 
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BilduDgs- und Unterrichtsanstalten, Auflösung von Vereinen dort, 
wo die freie Vereinsbildung anerkannt ist, Ausschluss vom An- 
tritte eines Gewerbes, von einer staatlichen Lehranstalt, dauernde 
Zuerkennung einer öffentlichen Armenunterstätzung. 

Von grösserer Wichtigkeit jedoch erscheint das strafrichter- 
liche Urtheil, wenn auch die moderne Gesetzgebung als Straffolge 
fast immer — ausser bei Todes- und lebenslänglicher Kerker- 
strafe — nur einen zeitlichen Verlust politischer Rechte eintreten 
lässt. Die Verurtheilung wegen Verbrechen und gewisser (nament- 
lich aus Gewinnsucht begangener) Uebertretungen bewirkt näm- 
lich eine dauernde Veränderung des öffentlich-rechtlichen Zustandes 
der Verurtheilten , so den Verlust des Adels, der staatlichen 
oder kirchlichen Aemter, der akademischen Grade, öffentlichen 
Titel, Orden und Ehrenzeichen, der Advocatur, des Notariates. 
Insoferne nun diese juristischen Thatsachen und Qualitäten den 
alleinigen Rechtsgrund politischer Unterthanenrechte bilden oder 
aber zusammen mit anderen als eine der Voraussetzungen für den 
Bestand politischer Rechte erscheinen, erlöschen mit ihrem Weg- 
falle auch die betreffenden politischen Rechte, so namentlich Ehren- 
rechte und politische Wahlrechte. 

Auch im Staate der Reichsrathsländer bewirkt die Verur- 
theilung wegen Verbrechen *8) den dauernden Verlust der mit dem 
Adel verbundenen Rechte der Führung eines adeligen Namens, 
Wappens, in Tirol auch den Verlust des Reichsraths- und Land- 
tagswahlrechtes in der Wählerclasse des adeligen grossen Grund- 
besitzes*®), ferner den Verlust der Ehrenrechte, welche mit der 
Innehabung von Orden und Ehrenzeichen ^^) verbunden sind, ebenso 
den dauernden Verlust der politischen Wahlrechte (zur Gemeinde, 
zum Landtage, Reichsrathe), insofern dieselben auf dem akademi- 
schen Doctorgrade '^'), auf der Qualität eines staatlichen Beamten, 

") Str. G. §. 26, lit. a—g, 

") L. 0. far Tirol, §. 3, II, L. W. 0. §. 9 ; R. R. W. 0. §. 9. 

^®) Nur die Erinnerongsmedaille an den Feldzng 1864 in Dänemark und 
die Kriegsmedaille können, als Eigenthnm der damit Betheilten, durch gericht- 
liche Yerartheilong nicht verwirkt werden. 

^^) Nach Ablanf der Zeit, für welche das Gesetz (§§. 6, 7, 8 des Ges. vom 
15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 131) die Unfähigkeit zur Erlangung des aka- 
demischen Doctorgrades festsetzt, kann derselbe somit erworben, beziehungs 
weise wiedererworben werden, was eben durch Ablegung der strengen Prüfungen 
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Vorstehers, Lehrers einer Volksschule oder höheren Lehranstalt 
in der Gemeinde") oder eines kirchlichen Organes*') beruhen, 
endlich auch den Verlust des Rechtes, im Frieden einen nur ein- 
jährigen Präsenzdienst '*) in der österreichisch-ungarischen Reichs- 
armee zu leisten. 

b) Der Unterthanen. 

Nur in geringem Maasse finden sich juristische Handlungen 
der Unterthanen, darunter vielfach Privatrechtsgeschäfte, welche — 
meist in indirecter Weise — den dauernden Untergang politischer 



und Voinahme der Promotion geschieht. Diese gesetzlichen Bedingungen müssten 
daher auch von demjenigen erfüllt werden, der durch Strafurtheil seines Doctor- 
grades verlustig geworden. In diesem Sinne, der sich unzweifelhaft aus dem 
Gesetze ergibt, entschied über Berufang auch in den ersten Jahren des vorigen 
Decenniums der akademische Senat der k. k. Universität Wien und wurde diese 
Entscheidung vom k. k. Ministerium für Cultus und Unterricht bestätigt. 

'*) G. W. 0. §. 1 ; ebenso die Gemeindewahlordnungen der Städte mit 
eigenem Statute; L. W. 0. §. 12 (Böhmen, Krain, Küstenland, Mähren, Schlesien 
§. 13, Galizien §. 11, Vorarlberg §. 6) und §. 14 (Böhmen, Krain, Küstenland. 
Mähren, Schlesien §. 15, Galizien §. 13, Vorarlberg §. 8); ß. W. 0. §. 9, §. 10. 

*•) Ges. vom 7. Mai 1874 , R. G. Bl. Nr. 50 , wodurch Bestimmungen zur 
Regelung der äusseren Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche erlassen werden, 
§. 8: Wenn ein Inhaber eines kirchlichen Amtes oder einer kirchlichen Pfründe 
. . .#. verbrecherischer oder solcher strafbarer Handlungen schuldig erkannt worden 
ist, die aus Gewinnsucht entstehen, gegen die Sittlichkeit Verstössen oder zu 
öffentlichem Aergemisse gereichen, so hat die staatliche Cultusverwaltung seine 
Entfernung von dem Amte oder der Pfründe zu verlangen . . . Wird dem Ver- 
langen der Regierung seitens der kirchlichen Behörden in angemessener Frist nicht 
entsprochen, so ist das Amt oder die Pfründe für den staatlichen Bereich als 
erledigt anzusehen und hat die Regierung dafür zu sorgen, dass jene Geschäfte, 
welche die Staatsgesetze dem ordentlichen Seelsorger übertragen, von einer 
anderen von ihr bestellten Persönlichkeit insolange versehen werden, bis das be- 
treffende Kirchenamt in staatsgiltiger Weise neu besetzt ist. Ges. v. 20- Mai 1874, 
R. G. Bl. Nr. 68 , betreffend die gesetzliche Anerkennung von Religionsgesell- 
schaften, §. 12. 

") Wehrgesetz vom 11. April 1889, R. G. Bl. Nr. 41, §. 24, 25: Der Be- 
günstigung des einjährigen Präsenzdienstes wird derjenige verlustig, welcher — 
sei es vor oder nach dem Antritte des Präsenzdienstes — wegen einer der im §. 24» 
zweiter Absatz , angeführten strafbaren Handlungen rechi<«kräftig vemrtheilt wird. 
.... Das Erlöschen der Begünstigung des einjährigen Präsenzdienstes wird auf 
Grund des strafgerichtlichen Erkenntnisses vom Minister für Landesvertheidignng, 
eventuell im Einvernehmen mit dem Reichskriegsminister ausgesprochen. Ungar. 
G. A. VI V. J. 1889, §. 24, §. 25. 
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Unterthanenrechte bewirken; so etwa der Uebertritt in einen 
politisch minder berechtigten Berufsstand, z. B. in den der Lohn- 
arbeiter, namentlich in Staaten, wo die Berufsstände , wie z. B. 
in Sussland, nicht gleiche politische Rechte gemessen; oder der 
eine entsprechende Zeit währende, bestimmt qualificirte Aufenthalt 
im Auslande, wodurch die Staatsangehörigkeit '^^) , die Gemeinde- 
mitgliedschaft und die damit verbundenen Rechte verloren gehen, 
femer die Verheiratung einer Inländerin mit einem Ausländer, 
dann Vermögensentäusserung, Veräusserung von Sachen — Häusern, 
Grundstücken, Werthpapieren — mit deren Besitz politische Rechte, 
wie Stimmrechte, Steuerfreiheiten, verbunden sind. 

II. Zufillige juristische Thatsachen. 

Die zufälligen juristischen Thatsachen hingegen, welche un- 
abhängig vom Willen des Staates; der zu jedem seiner Unterthanen 
in einem öffentlichen Rechtsverhältnisse steht, wie auch unabhängig 



") So geht die deatsche Reichsangehörigkeit dnrch zehnjährigen ununter- 
brochenen Aufenthalt im Auslände verloren, wenn der Betreffende sich nicht im 
Besitze eines Reisepapieres oder Heimatscheines befindet, oder sich nicht in die 
Matrikel eines Reichsconsuls hat eintragen lassen oder nicht mit Erlaubniss 
seiner Regierung bei einer fremden Macht dient. (Ges. vom 1. Juni 1870 über 
die Erwerbung der Bundes- und Staatsangehörigkeit, §. 13, §• 21, §. 23.) Die 
deutschen Schutzgebiete gelten in diesem Sinne nicht als Ausland, wie auch 
natürlich Beamte, welche sich in Folge ihrer amtlichen Stellung im Auslande 
aufhalten, die Reichsbürgerschaft nicht verlieren. — So geht auch die Staats- 
angehörigkeit an die Reichsrathsländer durch zehnjährigen, ununterbrochenen 
Aufenthalt im Auslande verloren, beziehungsweise schon durch einen fünfjährigen 
Aufenthalt, wenn auch die Familie und das ganze oder ein Theil des Vermögens 
durch vorläufigen oder nachgefolgten Verkauf mit sich genommen wurde (§. 7, 
Itt. c und d des Answanderungspatentes vom 24. März 1832, J. Gr. S. Nr. 2557). 
Durch den Verlust der Staatsangehörigkeit an die Reichsrathsländer geht auch 
das Heimatsrecht in einer daselbst befindlichen Gemeinde verloren (Heimatsges. 
vom 3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105, §. 15). Ebenso geht nach G. A. L. vom 
Jahre 1879, §. 20, §.31, die ungarische Staatsbürgerschaft verloren, wenn der 
ungarische Staatsangehörige ohne Auftrag der ungarischen Regierung oder der 
österreichisch-ungarischen gemeinsamen Minister durch zehn Jahre ununter- 
brochen ausserhalb der Grenzen des Gebietes der ungarischen Krone sich auf- 
hält. Die Continuität der Abwesenheit wird unterbrochen, wenn der Abwesende 
die Bewahrung seiner ungarischen Staatsbürgerschaft der competenten Behörde 
(§. 9) anzeigte, oder sich einen neuen Pass verschaffte oder von irgend einem 
österreichisch-ungarischen Oonsulate eine Aufenthaltskarte erhält oder in die 
Matrik einer österreichisch-ungarischen Consulargemeinde eingetragen wird. 
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vom Willen der Unterthanen durch ihren Eintritt politische Rechte 
erlöschen machen, sind mannigfacher Art. Sie vemichten darch 
ihren Eintritt die Voraussetzungen des politischen Rechtes and 
treffen entweder den verpflichteten Staat, oder den berechtigten 
Staatsbürger, oder das Object, mit dessen Besitz ein politisches 
Recht verknüpft ist, oder endlich die öffentliche Sache, an welcher 
das politische Recht bethätigt wird. 

Solche Thatsachen sind insbesondere : Untergang des Staates, 
Tod des berechtigten Unterthans, unheilbare geistige Erkrankungen 
desselben oder physische Gebrechen, welche den dauernden Ver- 
lust der Eigenberechtigung zur Folge haben, Vermögensverlust wie 
Vermögensanfall; ersterer bewirkt z. B. den Verlust politischer 
Wahlrechte, insofeme sie auf einer bestimmten Steuerleistung 
beruhen, letzterer den Verlust dei* öffentlichen Armenunterstütznng 
des bisher erwerbsunfähigen Armen, oder den Verlust der Militär- 
freiheit ftir den einzigen Sohn, als Ernährer erwerbsunfähiger — 
bisher — armer Eltern; ferner: Untergang des Objectes, so eines 
steuerfreien Hauses, Grundstückes, Werthpapieres ; ebenso : dauern- 
der Untergang einer öffentlichen Sache, Vernichtung eines Weges, 
Hafens. Hierher fallen auch die Handlungen dritter Personen, so 
z. B. Entsetzung eines kirchlichen Functionärs, dessen Amt den 
Titel eines politischen Wahlrechtes bildete, durch die vorgesetzte 
kirchliche Behörde , oder Ausschliessung Jemandes aus einer Cor- 
poration (Akademie), deren Mitgliedschaft ein politisches Wahl- 
recht verleiht. So würde auch in den Reichsrathsländem das 
Landtagswahlrecht im grossen Grundbesitze fllr die Mitbesitzer 
eines land- oder lehentäflichen Gutes dadurch verloren gehen, dass 
einer der Mitbesitzer die Wahlberechtigung verlöre , z. B. durch 
Austritt aus dem Staatsverbande der Reichsrathsländer. Denn jetzt 
könnte die gesetzliche Bedingung (L. W. 0. §. 10, Erain, Küsten- 
land, Mähren, Schlesien §.11, Galizien §. 9), dass das Wahlrecht 
der Mitbesitzer eines solchen Gutes durch denjenigen aus ihnen 
ausgeübt werde, welcher von allen übrigen ermächtigt worden ist, 
nicht erfüllt werden. 

Auch die Z e i t übt ihren Einfluss auf den dauernden Unter- 
gang staatlicher Rechte der Unterthanen; so gehen mit der 
erreichten Grossjährigkeit die politischen Privilegien der Minder- 
jährigen auf besonderen Schutz und Fürsorge seitens der Staats- 
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gewalt (Bestellung eines Vormundes, Ueberwachung seiner Amts- 
flihmng etc.) verloren, wofür die Betreffenden allerdings die 
Eigenberechtigung erlangen; namentlich aber bewirkt die Zeit 
das Ende aller zeitlichen politischen Rechte, solcher Rechte näm- 
lich, die nur für eine bestimmte Zeit bestehen, so der zeitlichen 
Steuerfreiheiten, Steuerbegünstigungen, Gebührenbefreiungen. 

Schliesslich ergibt sich noch die Frage : Bewirkt ein langer 
Zeitverlauf, innerhalb dessen das politische Recht niemals aus- 
geübt wurde, den dauernden Verlust desselben? Ist die Extinctiv- 
verjährung ein Erlöschungsgrund für die politischen Rechte der 
Unterthanen V 

Manche Autoren *^) bejahen diese Frage, wenigstens für ein- 
zelne öffentliche Rechte; insbesondere soll die Staatsbürgerschaft 
nach den Gesetzen mancher Staaten '^') durch Verjährung erlöschen. 

Allein die Verjährung ist heute kein Erlöschungsgrund für 
die politischen Rechte der Unterthanen; nicht zu verwechseln ist 
damit natürlich der Verlust eines politischen Rechtes des Unter- 
thanen durch Nichtgeltendmachung desselben innerhalb der gesetz- 
lichen Ausschluss- (Präclusiv-) Frist ") ; denn hier besteht das Recht 



^*) Löning, Lehrb. d. deutsch. Yerwaltimgsr., §.4. Zorn, Keichsstaatsr. I, 
§.16. V. Stengel, Lehrb. d. deutsch. Verwaltungsr., §.9. Seydel, Bayerisches 
Staatsr., IL Buch, §. 3, S. 547 ff. v. Kirchenheim, Lehrb. d. deutsch. 
Staatsr., §. 33. 

^^) In der That geht in vielen Staaten die Staatsangehörigkeit durch 
einen bestimmt qualificirten Aufenthalt im Auslande verloren, so z. B. in Frank- 
reich (cod. civ. art. 17), Luxemburg (Liv. G. B. Art. 17), Belgien, Deutschland 
(Ges. vom 1. Juni 1870, B. G. Bl. S. 855 , §. 21), in den Reichsrathsländem (Aus- 
wanderungspatent vom 24. März 1832, §§. 6, 7), in Ungarn (Ges.-Art. L : 1879. §. 31). 

^^) So erlischt z. B. das (processuale) Klagerecht zum Schutze politischer 
Rechte (der Rechtaschutzanspruch), wegen Yersäumniss der Präclusivfrist. Nach 
dem Gesetze vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36, Jahr 1876, „betreffend die 
Errichtung eines Yerwaltungsgerichtshofes'' , sind Beschwerden bei dem Ver- 
waltungsgerichtshofe binnen 60 Tagen nach Zustellung der in letzter Instanz er- 
gangenen Entscheidung oder Verfügung (§. 5) einzubringen. Und §. 17 des Ges. 
vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44, „betreffend die Organisation des Reichs- 
gerichtes, das Verfahren vor demselben und die Vollziehung seiner Erkenntnisse^ 
bestimmt: Handelt es sich um die Entscheidung über die Beschwerde eines 
Staatsbürgers wegen Verletzung der ihm nach der Verfassung zustehenden 
politischen Rechte, so hat die in ihren politischen Rechten «verletzte Partei ihrem 
gehörig begründeten Gesuche die von ihr erwirkte Entscheidung der zuständigen 
Adminifltrativbehörde anzuschliessen. Das Gesuch muss die bestimmte Bezeichnung 
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von vorneherein nur für die bestimmte Zeit: der Eintritt des Prä- 
clusivtermiDes macht dasselbe unbedingt erlöschen, und kann seine 
Existenz nicht etwa durch Ausübung desselben oder durch Klage 
über diesen Termin hinaus erhalten werden. 

Dagegen können allerdings einzelne. Rechte des Staates 
gegenüber seinen Unterthanen , wie z. B. das Recht auf Zahlung 
einer Steuerrate, kraft gesetzlicher Bestimmung der Verjährung 
unterliegen. *®) 

Die Verjährung ist das Erlöschen eines Rechtes (Klags- 
anspruches ^^) durch Nichtausübung desselben während der vom 



der Person f Körperschaft oder Behörde, welcher die Verletzung zur Last gelegt 
wird, sowie den Nachweis, dass die Angelegenheit im gesetzlich vorgeschriebenen 
administrativen Wege ausgetragen worden ist, enthalten, und längstens 14 Tage 
nach Zustellung der in letzter Instanz ergangenen administrativen Entscheidung 
eingebracht werden. (§. 18: Die ia den §. 12 und 17 festgesetzten Fristen sind 
unerstreckbar. Eine Wiedereinsetzung wegen Versäumniss einer dieser Fristen 
findet nicht statt.) 

^^) So verjährt nach dem Gesetze für die Reichsrathsländer vom 18. März 
1878, R. G. Bl. Nr. 31, das Bemessungsrecht des Staates für die directen 
Steuern, Massen- und Freischnrfgebühren , femer für die Yerzehrungssteuem, 
Taxen, Stempel und unmittelbaren Gebühren in der Regel in vier (bei Stempeln 
und unmittelbaren Gebühren in fünf) Jahren (§. 1); das Recht, Beträge, um 
welche zufolge einer unrichtigen Bemessung der Abgabe zu wenig vorgeschrieben^ 
wurde, zu bemessen, veijährt in der Regel binnen zwei (bei Stempeln und un- 
m i t teMM iren Gebühren binnen drei) Jahren nach Ablauf des Verwaltungsjahres, 
in welchem dt» msprüngUch bemessene Abgabe fäUig geworden ist (§. 3). 

Bas Einfordervngsrecht des Staates in Betreff fällig gewordener 
Abgaben veijährt binnen 6 Jahren uach Ablauf des Verwaltungsjahres, in welchem 
die Abgabe fällig geworden ist. Die BMimmungen dieses Gesetzes finden sinn- 
gemässe Anwendung auch auf die Militärtaxe («ingeführt durch das Gesetz vom 
13. Juni 1880, R. G. Bl. Nr. 70, §. 10), desgleichen auf die nach dem Gesetze 
vom 15. August 1881 , R. G. Bl. Nr. 43 , über den Spielfturtenstempel su ent- 
richtende einfache Gebühr (§. 21). — Nach preussischem Recht» verjährt zu- 
folge des Gesetzes vom Jahre 1840, §. 8, das Recht des Staates in Beteeff der 
directen und indirecten Steuern innerhalb 4 Jahren. — lieber die Yerjähmng 
nach französischem Verwaltungsrechte : DareatCf justice administrative, p. 286 

bis 300. 

*®) Die Theorie über das privatrechtliche Institut der Verjährung ist heute 
keineswegs eine feststehende, namentlich in Betreff der Hauptfrage, ob die Ver- 
jährung das Recht selbst, den Anspruch, oder nur die Klage treffe. S. Grawe in, 
Verjährung und gesetzliche Befristung (Leipzig 1880), insbesondere S. 21 — 64, 
und die Kritik Strohal's in Grünhut's Zeitschrift (1882), B. 9, S. 61—77; 
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Gesetze vorgeschriebenen Verjährungszeit , ihre Voraussetzung 
somit : Nichtausübung (Nichtgeltendmachung, Verschweignng) eines 
Rechtes, welches hätte ausgeübt (geltend gemacht) werden können, 
die bestimmte Zeit hindurch. Das legislative Motiv >^) aber ist die 
Annahme, dass 1. das fragliche Recht eben Jemandem, der es so 
lange Zeit hindurch nicht ausgeübt hat, obwohl er es gegenüber 
dem Verpflichteten hätte ausüben sollen und können, gar nicht 
zugestanden oder aber schon erloschen sei, die Verjährung somit 
als eine Forderung der Gerechtigkeit erscheint, und dass 2. der Be- 
weis der Existenz des Rechtes nach so langer Zeit nur sehr schwer 
erbracht werden könne. Der rechtspolitische Zweck aber des In- 
stitutes der Verjährung ist die Sicherheit des rechtlichen Verkehres. 

Allein sowohl die Voraussetzungen der Verjährung, als 
deren gesetzliche Motive, wie auch ihr rechtspolitischer Zweck 
greifen in Betreff der politischen Rechte der Unterthanen nicht Platz. 

Es besteht eben ein wesentlicher Unterschied zwischen der 
Stellung der privatrechtlichen Persönlichkeiten zu 
einander und jener des Unterthanen zum Staate. 

Die privatrechtlichen Persönlichkeiten stehen, wenn man von 
den Familiengliedem absieht, von vornherein in keinem be- 
sonderen rechtlichen Verhältnisse zu einander, das 
in gegenseitigen Rechten und Rechtspflichten seinen Ausdruck fände. 
(Wo ein solches positives Verhältniss den Privatrechten zu Grunde 



Windscheid, Lehrb. d. Pandektenrechtes (Frankfurt a. M. 1887), §. 43, die An- 
sprüche §. 105, lOÖ (die Verjährung der Ansprüche) — 113. Die Entscheidung 
dieser Streitfrage, die wohl nur mit Rücksicht auf ein positives Rechtssystem 
getroffen werden kann, entfällt für das Gebiet der politischen Rechte der Unter- 
thanen, da die Verjährung keine Anwendung auf dieselben findet. Nach dem 
österreichischen bürgerlichen Gesetzbuche darf man wohl mit höchster Wahr- 
scheinlichkeit annehmen, dass bei den persönlichen Klagen durch die Verjährung 
das Recht selbst erlischt, bei den dinglichen hing^en nur der Klagsanspruch. 
Der „Entwurf eines bürgerlichen Gesetzbuches für das deutsche Reich^ sollte 
nach den Anträgen der Referenten des 20. deutschen Juristentages so gestaltet 
werden, dass das Recht selbst durch die Verjährung vollständig zu bestehen 
aufhört; es soll kein dominium «ine re, keine obligatio sine actione übrig 
bleiben. Das Princip selbst wurde abgelehnt, die Consequenzen desselben aber 
angenommen. (Siehe auch Hanausek's Gutachten: Ist der Begriff der An- 
spruchsverjährung im Sinne des Entwurfes eines bürgerlichen Gesetzbuches für 
das deutsche Reich beizubehalten?) 

«») Windscheid, Pandekten. LB., §. 105. 
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liegt, wie insbesondere im Familienrechte, ist auch die Verjährun 
ausgeschlossen. *^) Insoweit nicht zwischen den Einzelnen durch 
vom objectiven Rechte bezeichnete Rechtsgeschäfte (andere juri- 
stische Thatsachen) Privatrechte und Privatrechtspflichten erst ge- 
schaffen werden, stehen die Privatrechtspersönlichkeiten einander 
ohne irgend welche besondere rechtliche Beziehung, unverbunden, 
frei und gegenseitig unabhängig gegenüber. Die einzige rechtliche 
Beziehung, die zwischen ihnen von vornherein obwaltet, besteht 
in der Pflicht, die Unverletzlichkeit der privatrechtlichen Persön- 
lichkeit des Anderen anzuerkennen. 

Wesentlich anders ist das Verhältniss zwischen dem per- 
sönlichen Staate und seinen Unterthanen, Gliedern. Dieses Ver- 
hältniss ist kein rein negatives, das sich mit der Anerkennung der 
gegenseitigen (öffentlich-rechtlichen) Unverletzlichkeit erschöpfte ; 
Staat und jeder Unterthan — Ganzes und Theil — stehen viel- 
mehr primär und nothwendig in einem bestimmten positiven recht- 
lichen Verhältnisse, das seinen Inhalt eben aus den natürlichen 
Beziehungen des organischen Ganzen zu seinen persönlichen Gliedern 
empfängt und daher in gegenseitigen positiven und negativen 
Rechten und Pflichten seinen Ausdruck findet. Für Staat und 
Unterthan bedarf es daher nicht erst des Eintretens besonderer 
rechtserzeugender Thatsachen (juristischer Handlungen und sonstiger 
juristischer Thatsachen) , um ein besonderes Rechtsverhältniss 
zwischen ihnen zu erzeugen; jeder Staatsgenosse steht viel- 
mehr als solcher zum Staate nothwendig in einem concreten 
Rechtsverhältnisse; dasselbe ist seinem wesentlichen Inhalte nach 
für Alle gleich, und die politischen Rechte und Pflichten der 
Unterthanen, eine Wirkung der organischen Natur des Staates, 
sind daher ihrer Mehrzahl nach dauernde und nothwendige ; mau 
denke an das Recht der IJnverletzlichkeit der politischen Per- 
sönlichkeit, an die Rechte auf Schutz und Hilfe seitens der Staats- 
organe, auf Benützung der staatlichen Unterrichts-, Verkehrs-, 
Communicationsanstalten, an das Recht auf Armenversorgung. Aus 
dieser Verschiedenheit der Stellung der Privatrechtspersönlichkeiten 
gegenüber dem öflfentlichen Rechtsverhältnisse zwischen Staats- 

*•) Oesterr. bttrgerl. Gesetzb. §. 1458 , 1481 : Die in dem Familien- nntl 
überhaupt in dem Fersonenreclite gegründeten Verbindlichkeiten . . . können nicht 
verjährt werden. 
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Verwaltung und Unterthan erklärt sich die Unanwendbarkeit der 
Voraussetzungen, des legislativen Motives (Rechtsgrundes), wie auch 
der Zwecke der Verjährung auf die politischen Unterthanenrechte. 

Vorerst ist schon die gesetzliche Bedingung der Extinctiv- 
yerjährung, nämlich die Nichtgeltendmachung (Nichtausübung, Ver- 
schweigung) des Rechtes, welches hätte ausgeübt werden können — 
bei gleichzeitigem Unterbleiben seiner Anerkennung von Seiten des 
Verpflichteten — durch die ganze vom Gesetze bestimmte Zeit, bei 
den meisten politischen Unterthanrechten nicht erfüllbar. 

Zunächst kann die Gelegenheit fehlen, das politische Recht aus- 
zuüben. So ist es z. B, bei den so wichtigen Rechten der Unverletz- 
lichkeit der politischen Persönlichkeit, wie auch ihres Eigenthums 
sehr leicht möglich, dass der Staatsbürger nie einen Anlass hatte, 
dasselbe nach seiner negativen Seite hin der Staatsverwaltung gegen- 
über geltend zu machen, da dieselbe diese seine Rechte nie ver- 
letzte. Sollte er nun vielleicht in seinem 50. oder 60. Jahre derselben 
verlustig werden, weil er sie bisher niemals ausgeübt, geltend 
gemacht hatte? Dasselbe gilt von den politischen Rechten auf 
Schutz und Hilfe seitens der richterlichen, politischen, polizeilichen, 
Unterrichts-Behörden, oder der Organe für die auswärtige Verwal- 
tung. Wenn A der Hilfe des Richters im Inlande, des' Schutzes seines 
Gesandten, Consuls im Auslande bisher niemals bedurfte, sollte er des- 
halb etwa nach 30 Jahren der Rechte auf Schutz und Hilfe seitens 
dieser Organe verlustig werden? Oder sollten seine Rechte auf Be- 
nützung der zum Gemeingebrauch bestimmten staatlichen Strassen, 
Flüsse, Häfen, Brücken etc. oder der staatlichen Verkehrs- und 
Communicationsanstalten (Eisenbahn, Post, Telegraphen) verjähren, 
weil er keinen Anlass hatte, dieselben — insbesondere die in einer 
anderen Provinz gelegenen — innerhalb einer bestimmten Zeit 
zu benützen? Und das Recht auf Armenunterstützung, das Aus- 
wanderungsrecht ? 

Bei einer anderen Gruppe politischer Rechte hingegen, ins- 
besondere der zweiten Kategorie, ist wieder die Nichtausübung 
(Nichtgeltendmachung) schwer denkbar, so bei den Rechten der 
Militär-, Steuer-, Einquartierungs-, Apparitionsfreiheit. Hier besteht 
die Ausübung des Rechtes in einem Nichthandeln, Nichtleisten des 
Berechtigten, und die Verwaltungsbehörden ziehen den gesetzlich 
Befreiten entweder von vorneherein zur Erfüllung dieser politischen 

V. Dantscher. III. 12 
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Pflichten nicht heran oder befreien ihn über dessen Ansuchen 
im Wege verwaltungsrechtlicher Zuerkennung auf Grund des Ge- 
setzes. Würde er die Leistung dennoch prästiren, so läge hier ein 
Verzicht auf sein Recht vor. Und weiters gibt es politische Rechte, 
so die Wahlrechte zu den politischen Vertretungs- und Verwaltungs- 
körpem, bei welchen, mögen sie selbst wiederholt nicht ausgeübt 
werden, ihre ausdrückliche Anerkennung seitens der verpflichteten 
Staatsgewalt immer anlässlich der Gelegenheit ihrer Ausübung er- 
folgt, so durch Aufnahme der Berechtigten in die WäLlerlisten, 
Ausfertigung und Zustellung der Legitimationskarten. 

Insbesondere aber finden die legislativen Motive der 
Verjährung bei den politischen Unterthanrechten keine Anwendung, 
nämlich die gesetzliche Vermuthung, dass das fragliche Recht gar 
nie bestanden habe oder nicht mehr bestehe, und die Schwierig- 
keit des rechtlichen Beweises seiner Existenz nach so langer Zeit. 
Da nämlich zwischen den Menschen als Einzelpersönlicbkeiten, 
sofeme nicht bestimmte juristische Thatsachen besondere Rechts- 
verhältnisse unter ihnen erzeugen, im Allgemeinen keine Privatrechte 
und Pflichten bestehen, so geht eben die juristische Vermuthung 
der Verjährung auf Annahme des ursprünglichen und allge- 
meinen Zustandes zwischen den Privatrechtspersön- 
lichkeiten: Gegenseitiges Nichtberechtigt- und Nichtverpflichtet- 
sein. Das Gesetz nimmt an , der gewöhnliche privati-eclitliche 
Tbatbestand, dass A dem B gegenüber zu keinen bestimmten per- 
sönlichen oder Sachleistungen rechtlich verpflichtet sei, wie auch 
zu keinem Dulden positiver oder negativer Handlungen des B ihm 
gegenüber, greife auch jetzt, nach Ablauf der Verjährungs- 
zeit, zwischen A und B Platz, wie er ja die ganze Verjährungs- 
zeit hindurch, wenigstens nach dem äusseren rechtlichen Verhalten 
.dieser Personen zu einander, in die Erscheinung getreten sei! 

Anders bei den politischen Rechten; es gibt nicht ein all- 
gemeines Recht der öffentlich-rechtlichen Persönlichkeit des Staates 
gegenüber seinen Gliedern — analog dem Rechte der Privat- 
rechtspersönlichkeit gegenüber der anderen Einzelpersönlichkeit — 
des ursprünglichen Inhaltes: Völlige Unabhängigkeit des Staates 
gegenüber seinen Gliedern, Freiheit von der Duldung positiver 
Handlungen oder Unterlassungen ihm gegenüber, Freiheit von 
jeder persönlichen oder Sachleistung an dieselben, soweit nicht 
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erst durch bestimmte juristische Thatsachen politische Kechte der 
Unterthanen ihm gegenüber erzeugt werden. Das allgemeine 
staatsrechtliche Verhältniss zwischen Staat und 
Unterthan erschöpft sich nicht mit der blossen Anerkennung 
der gegenseitigen Unverletzlichkeit (der blossen Coexistenz), 
des gegenseitig Nichtberechtigt- und Nichtverpflichtetseins , so 
dass auf Seite des Staates das öffentliche Recht seiner Persön- 
lichkeit sich definiren würde als: Gebundenheit seiner Glieder 
an ihn, Erzeugung des Staatswillens und Besorgung der staat- 
lichen Verwaltung ohne Mitwirkung der Unterthanen (durch 
den Monarchen und das berufsmässige Beamtenthum) , Benützung 
der staatlichen, zum Gemeingebrauche bestimmten Sachen nur 
durch die Staatsorgane allein, Schutz und Hilfe der staatlichen 
Gerichts- und Verwaltungsorgane nur für den Staat und seine 
Organe etc. Primär hat das öffentliche Recht der staatsrechtlichen 
Persönlichkeit gegenüber den Unterthanen nicht einen solchen, 
jede Berechtigung derselben ausschliessenden Inhalt, so dass die 
])oliti8chen Rechte : Auswanderungsfreiheit, Wahlrecht zu den Ver- 
tretungs- und Verwaltungskörpern, Rechte auf Benützung der staat- 
lichen Sachen, auf Hilfe der Staatsorgane etc. nur durch besondere 
(politische Rechte erzeugende) Thatsachen entstünden, und zwar 
auf Kosten des vollen Inhaltes des Rechtes der staatsrechtlichen 
Persönlichkeit, wie dies bei den Privatrechten der Fall ist. Denn bei 
den Privatrechtsverhältnissen ist der gleichzeitige Bestand des Rechtes 
des Verpflichteten seinem vollen Inhalte nach , nämlich seines Eigen- 
thumsrechtes oder seines Rechtes der privatrechtlichen Persönlich- 
keit und die Existenz eines dinglichen oder persönlichen Rechtes ihm 
gegenüber ausgeschlossen. Da die politischen Rechte somit, nament- 
lich die allgemeinen und wichtigen , eine Wirkung der Existenz des 
Staates sind und ausserdem die meisten derselben unverzichtbare, so 
hätte die juristische Vermuthung der Verjährung, dass diese Rechte 
entweder nie bestanden hätten oder nicht mehr bestünden, keine 
Berechtigung, sie hätte hier nicht zur Basis die Annahme des ursprüng- 
lichen und allgemeinen Verhältnisses zwischen Staat und Unterthan. 
Aber auch das weitere legislative Motiv der Verjährung, die 
Abschneidung zweifelhafter Rechtsstreite, findet für die politischen 
Unterthanrechte keine Geltung. Denn zunächst stehen viele dieser 
Rechte der Persönlichkeit als solcher unmittelbar und dauernd zu, 

12* 
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so dass bei diesen ihre Existenz gar nie in Frage steht, vom 
verpflichteten Staate niemals bestritten wird. Hier kann daher von 
dem Nachweise eines weit in der Zeit zurückliegenden Entstehnngs- 
grandes seitens des Berechtigten nicht die Rede sein. Bei anderen 
politischen Rechten, die kraft des öffentlich kundgemachten und 
allgemein bekannten Gesetzes an bestimmte juristische Thatsachen 
geknüpft erscheinen, sind die Bedingungen ihrer Existenz jederzeit 
leicht nachweisbar, theils wegen ihrer öffentlichen Notorietät, theik 
in Folge ihrer öffentlich-rechtlichen Evidenzhaltung, so das An- 
gehören an bestimmte Familien, Berufsstände, Corporationen, die 
Staatsangehörigkeit, Domicil, Alter, Adel, Nationalität, Doctor- 
grad, Steuerleistung, Urbarmachung von Grundstücken, Erbauung 
steuerfreier Häuser, Elementarunfälle, staatliche Verleihung, Besitz 
von Orden, Ehrenzeichen, Erwerbsunfähigkeit etc. Somit ist der Ent- 
stehungsgrund der politischen Rechte, soweit es sich überhaupt um 
einen solchen handelt, und nicht blos um den gegenwärtigen 
Bestand ihrer gesetzlichen Voraussetzungen, leicht zu beweisen. Oder 
sollte Jemand die betreffenden Rechte, obwohl die gesetzlichen 
Bedinguugen derselben vorhanden sind, jetzt dennoch nicht besitzen, 
weil er sie lange Zeit nicht ausgeübt, nicht geltend gemacht hat ? 
Die politischen Rechte verjähren nicht, trotzdem ihre Aus- 
übung (Geltendmachung) nicht erfolgte, auch jene nicht, bei welchen 
diese Ausübung, wie z. B. bei den politischen Wahlrechten •'), nur 

**) Der Staat könnte wohl die NichtaiisÖbung des activen Wahlrechtes sa 
seinen Volksvertretnngs- und Verwaltungskörpern mit Strafe belegen, ja, wenn 
dieselbe rficksichtlich einer bestimmten Zahl von Wahlgelegenheiten — obwohl 
der Betreifende sein Wahlrecht austlben konnte — eingetreten wäre, auch den 
Verlust des Wahlrechtes decretiren. Allein absehend davon, dass eine solche 
Massregel vom Standpunkte der Freiheit der staatlichen Willensbildung bedenk- 
lich wäre und gegen das Interesse des Staates selbst Verstössen würde, erschiene 
ein derartiger Verlust des Wahlrechtes in Folge Nichtausübung desselben eine 
bestimmte Zeit hindurch natürlich nicht als Verjährung im technischen Sinne. 
Dies wäre eine strafweise Entziehung des dem Betreffenden zweifellos bisher 
zustehenden Rechtes. Die juristische Vermuthung, die dem Institute der Ver- 
jährung zu Grunde liegt, dass das fragliche Wahlrecht gar nie bestanden habe 
oder nicht mehr bestehe, da es vom Berechtigten dem Staate gegenüber so lange 
nicht ausgeübt worden, könnte hier nicht Platz greifen; desgleichen auch nicht 
das weitere Motiv der Schwierigkeit des Beweises seiner Existenz in der Gegen- 
wart, da die amtlichen Wählerlisten vorliegen und ausserdem die gesetzlichen 
Bedingungen des Rechtes amtlich in Evidenz gehalten werden und leicht zu be- 
urkunden sind. 
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selten möglich ist, so dass die Vorschrift des bürgerlichen Gesetz- 
buches (§. 1484) , wonach zur Verjährung solcher Rechte , die 
nur selten ausgeübt werden können^ erfordert wird, dass während 
der Verjährungszeit von drei Gelegenheiten, ein solches Recht 
auszuüben, kein Gebrauch gemacht werde, auf die politischen 
Rechte keine Anwendung findet. 

Und welches wäre endlich der Zweck ^*), der durch die 
Verjährung der politischen Unterthanrechte verwirklicht werden 
sollte ? 

Gewiss nicht die endliche Erledigung zweifelhafter Rechts- 
verhältnisse und die Sicherheit des rechtlichen Verkehres. Hier, für 
das organische Verhältniss zwischen Staat und Unterthan, kann 
es sich nicht darum handeln, dem Geklagten, d. i. dem verpflich- 
teten Staate, durch das Beweismittel „Verjährung" Schutz zu ge- 
währen gegen nun plötzlich erhobene, lange nicht zur Geltung 
gebrachte, rticksichtlich ihrer Existenz und seinerzeitigen Be- 
gründung höchst zweifelhafte Rechtsansprüche! Ja, gerade das 
Gegentheil träte ein; durch Verjährung der politischen Rechte 
der Unterthanen auf Schutz und Hilfe der Staatsorgane, insbeson- 
dere der Gerichte würde die Unsicherheit des privatrechtlichen 
Verkehres erst recht hervorgerufen ; durch Verjährung des Rechtes 
der politischen Persönlichkeit, wie auch des öflFentlichen Rechtes 
des Eigenthums würde die Persönlichkeit gegenüber der Staats- 
gewalt rechtlos, das Grundprincip des modernen Rechtsstaates 
wäre vernichtet; es würden ferner den Unterthanen die recht- 
lichen Befugnisse auf Gebrauch der staatlichen Hilfsmittel, die 
der Einzelne selbst sich nicht verschafifen kann, entzogen und 
damit die Bedingungen ihrer Entwicklung, und es würde dadurch 



•*) Manche Schriftsteller haben — gewiss mit Unrecht — in der Ver- 
jährung der Hecht« eine Strafe des Berechtigten für die so lässige Ansäbang 
nnd Verfolgnng seiner Rechte erblickt. Sonach würde sich als Zweck dieses 
Kechtsinstitutes die raschere Ausübung der Privatrechte nnd deren frühere Ver- 
folgnng ergeben. Allein der Staat hat gewiss kein so intensives Öffentliches 
Interesse an der schnellen Verwirklichung der Privatrechte, an der Befriedigung 
der Bedürfnisse nnd Interessen der Einzelpersönlichkeiten, dass er deren nicht 
genügend schnelle Realisimng mit dem Verluste dieser Rechte ahnden würde. 
Und wie liesse sich auch die Befreiung des Verpflichteten von der — zufolge 
dieser Auffassung — ihm zweifellos noch zukommenden Verpflichtung mit der 
Idee der Gerechtigkeit in Einklang bringen? 
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die Erfüllang der Aufgaben des Culturstaates unmöglich gemacht. 
Und welchen Zweck hätte die Verjährung der Rechte auf Benätznng 
der staatlichen zum Gemeingebrauch bestimmten Sachen, der Unter- 
richts-, Verkehrs-, Communicationsanstalten, der Ehrenrechte ? Oder 
die Verjährung der politischen Wahlrechte, die vorwiegend auch 
im Interesse des Staates bestehen, nämlich behufs Bildung eines 
möglichst richtigen Gesetzesinhaltes und Erzeugung eines freien 
und darum ethischen Gesetzesgehorsames seiner Bürger? Und wenn 
der Staat heute das Auswanderungsrecht als Postulat der Be- 
wegungsfreiheit seiner Glieder anerkennt, wie könnte er es ihnen 
logischer Weise einige Jahre später wegen Nichtgebrauches ent- 
ziehen ? Desgleichen die singulären Rechte der zweiten Kategorie, 
die er aus öffentlichen Rücksichten seinen Bürgern verleiht? Durch 
Zulassung der Verjährung dieser Rechte trotz des Fortbestandes 
der Gründe , wegen welcher der Staat sie eingeräumt , würde er 
den Motiven und Zwecken seines eigenen WoUens entgegen handeln. 
Man könnte rücksichtlich der Verjährung der politischen Unter- 
thanenrechte überhaupt nicht von einem vernünftigen Zwecke dieses 
Rechtsinstitutes, sondern nur von dessen factischer Wirkung 
sprechen. Diese Wirkung aber bestünde nicht in einer Entlastung des 
verpflichteten Staates, sie wäre vielmehr eine Aufhebung derjenigen 
Pflichten und Functionen, welche der Staat im Interesse der Er- 
haltung und allseitigen Entwicklung seiner organischen Glieder — 
und damit seiner selbst — geschaffen hat und ausübt; sie be- 
deutete die Vernichtung des persönlichen Charakters dieser Glieder, 
wie auch jedes Interesses derselben am Staate selbst. 

Somit ist die Verjährung kein Erlöschungsgrund politischer 
Unterthanrechte ; dieselben sind, wie auch die politischen Rechte 
der Staatsorgane, keine Objecte des rechtlichen Verkehres zwischen 
Staat und Unterthan ; sie sind höchst persönliche, unveräusserliche 
Rechte , von welchen schon das bürgerliche Gesetzbuch (§. 1455, 
1458) erklärt, dass sie weder ersessen werden, noch verjähren 
können. Selbstverständlich kann auch die Verjährbarkeit der staat- 
lichen Gehalte und Pensionen^*) nicht als Beweis der Geltung 



'^^) Art. VI des Finanzgesetzes für die Reichsrathsländer, J. 1887 R. 6. Bl. 
Nr. 66, 1888 Nr. 73, 1889 Nr. 72, 1890 Nr. 83, 1891 Nr. 186; die für das Jalir 
1892 Zur Ausgabe bewilligten, mit Ablauf desselben entweder gar nicht oder 
doch nicht vollständig verwendeten Beträge , jedoch mit Ausnahmen . . . können 
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des Institutes der Verjährung auf dem Gebiete der politischen 
Rechte der Unterthanen angeführt werden; denn die Ansprüche 
auf staatliche Gehalte und Pensionen sind öffentliche Rechte, welche 
nicht den Unterthanen als solchen, sondern den staatlichen Or- 
ganen und deren Familienangehörigen zustehen. 

Schliesslich ist auch der Verlust der Staatsangehörigkeit 
durch einen ununterbrochenen, die gesetzliche Frist währenden 
Aufenthalt im Auslande keine Verjährung, wie dies von manchen 
Autoren, insbesondere Seydel, Stengel, Kirchenheim, 
Zorn behauptet wird. La band (Staatsrecht, S. 166) erklärt diesen 
Erlöschungsgrund als „Nichtgebrauch". Allein da die Staatsange- 
hörigkeit kein öflfentliches Recht ist, sondern der Zustand des 
bleibenden Angehörens des Einzelnen an den Staat, welche That- 
sache allerdings bestimmte politische Rechte — eben die staats- 
bürgerlichen — zur Wirkung hat, so kann zunächst von der Ver- 
jährung der Staatsangehörigkeit, als eines Rechtes, nicht die 
Rede sein. 

Man könnte aber diesen Fall des Verlustes der Staatsange- 
hörigkeit durch bestimmt qualificirten Aufenthalt im Auslande auch 
nicht als indirectes oder mittelbares Erlöschen der Staatsangehörig- 
keit in Folge der Verjährung der staatsbürgerlichen Rechte — 
durch Nichtausübung, Nichtgcltcndmachung derselben — definiren. 
Denn vorerst geheu die politischen Rechte, insbesondere die staats- 
bürgerlichen im engem Sinne (Auswanderungsfreiheit, Recht der 
politischen Persönlichkeit mit vermehrtem Inhalte, Recht auf Schutz 
und Hilfe der auswärtigen Verwaltungsorgane des Heimatsstaates, 



auch noch bis 31. Mära des Jahres 1893 zu den in dem gegenwärtigen Finanz - 
geaetze vorgesehenen Zwecken und innerhalb der durch dasselbe festgesetzten 
Ansätze verwendet werden ; doch sind die diesfälligen Leistungen in der Jahres- 
rechnung dem Dienste des Vorjahres zur Last zu schreiben. 

Die Bewilligung der auch in den ersten drei Monaten des Jahres 1893 
nicht zur Verwendung gelangten Beträge erlischt jedoch mit dem letzten März 1893- 

Ausgenommen von dieser Bestimmung sind jene Beträge, welche zur Be- 
deckung stehender Bezüge, wie: Gehalte, Pensionen etc., oder zur Erfüllung 
solcher Leistungen bestimmt sind, die sich auf einen giltigen Rechtstitel gründen, 
wie Zinsen der Staatsschuld etc. ; diese Beträge können bis zum Ablaufe der 
Verjährungsfrist in Anspruch genommen werden. — Pension sdirectiven vom 
J. 1823, Pr. G. S. für Tirol und Vorarlberg, B. 10, S. 827, §. 49 ; Pensionsnormale 
des gemeinsamen Givilstaatsdienstes v. 12. November 1870, §. 43. 
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Wahlrechte za den politischen Vertretungskörpem) nicht durch 
Verjährung unter. Ausserdem aber knüpfen die Gesetzgebungen, 
so z. B. das österreichische Aus wander nngspatent vom 24. März 
1832, der ungarische G. A. L v. J. 1879, wie auch das deutsche 
Reichsgesetz vom I. Juni 1870, B. G. Bl. Nr. 20 „über die Er- 
werbung und den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit" 
den Verlust der Staatsangehörigkeit gar nicht an die B e d i n g u n g, 
dass während des Aufenthaltes im Auslande eine Ausübung oder 
Geltendmachung staatsbürgerlicher Unterthanenrechte gegenüber 
dem Heimatsstaate nicht stattgefunden habe ; entscheidend ist viel- 
mehr einzig und allein die Thatsache des Aufenthaltes im Aus- 
lande. Zudem ist die Ausübung der staatsbürgerlichen Rechte, 
selbst des Auswanderungsrechtes*'') im Auslande wohl möglich, 
so insbesondere auch die Ausübung der politischen Wahlrechte •') 
<lurch Bevollmächtigte, die Inanspruchnahme des Schutzes seitens 
der auswärtigen Organe etc. Auch kann hier nicht von dem Vor- 
liegen zweifelhafter rechtlicher Zustände, die entweder nie be- 
standen haben oder nicht mehr bestehen, die Rede sein, da das 
Gesetz ja den Verlust der bestehenden Staatsangehörigkeit 
durch den bestimmt qualificirten Aufenthalt (nach 10, ja unter 
Umständen schon nach 5 Jahren) eintreten lässt. Die gesetzliche 

^^) Die Answaiidemng mtisste in diesem Falle eben diirch ansdrückliche 
Willenserklärung, also durch Ansuchen bei der Verwaltongsbehörde des Heimat- 
staates um Bescheinigung des Austrittes aus dem Staatsverbande erfolgen; in 
Staaten, die ein freies Auswanderungsrecht nicht anerkennen, kann natürlich 
nicht von Ausübung des Auswanderungsrechtes die Rede sein , aber auch hier 
könnte von den im Auslande befindlichen Staatsangehörigen das Ansuchen um 
Ertheilung der Auswanderungsbewilligung an die competente Behörde des Heimats- 
Ktaates gerichtet werden. 

*') So die Ausübung der politischen Wahlrechte zur Gremeindevertretung 
seitens abwesender, nicht eigenberechtigter Personen durch ihre gesetzlichen Ver- 
treter ; nach den Landtagswahlordnungen, §. 15, 16 der Beichsrathsländer können 
die Wahlberechtigten der Wählerclasse des grossen Grundbesitzes (der Höchst- 
besteuerten in Dalmatien) ihr Landtagswahlrecht durch Bevollmächtigte ausüben. 
Mehrere dieser Landtagswahlordnungen, so jene von Böhmen, Mähren, Schlesien, 
enthalten in Betreff der Vollmachten noch die Bestimmung: „Ausserhalb der 
österreichisch-ungarischen Monarchie ausgestellte Vollmachten und Widerrufe der- 
selben müssen gehörig beglaubigt sein." Ferner Reichsrathswahlordnung, §. 12, 16 : 
„Ausserhalb der österreichisch-ungarischen Monarchie ausgestellte Vollmachten 
[seitens der Wahlberechtigten der Wählerclasse des grossen Grundbesitzes (Höchst- 
besteuerten)] und Widerrufe derselben müssen gehörig beglaubigt sein," 
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VoraussetzuDg ist also die rechtlic^he Existenz der Staats- 
angehörigkeit, der Staat — wenn man ihn als Verpflichteten 
hier auffassen wollte — anerkennt somit die ganze Zeit hindurch 
den rechtlichen Znstand des Berechtigten. Aber selbst wenn man 
eine Verjährung der staatsbürgerlichen Rechte in diesem Falle 
zulassen würde, wäre damit noch nicht die Staatsangehörigkeit 
selbst erloschen, sondern müsste deren Verlust immer vom Gesetze 
als Folge des Erlöschens der staatsbürgerlichen Rechte ausdrück- 
lich statuirt werden. Von einer Ausübung oder Nichtausübung des 
Zustandes der Staatsangehörigkeit kann überhaupt nicht die Rede 
sein, sondern nur von einer Geltendmachung oder von einem 
Nichtgebrauche der mit diesem Zustande nothwendig verbundenen 
Rechte. 

Der Verlust der Staatsangehörigkeit durch bestimmt quali- 
ficirten Aufenthalt im Auslande ist daher nicht eine Wirkung des 
Rechtsinstitutes der Verjährung, sondern einer der verschiedenen 
Erlöschungsfälle der Staatsbürgerschaft, wie die Verheiratung an 
einen Ausländer, die Legitimation unehelicher Kinder durch einen 
ausländischen Vater, die Aberkennung etc. solche sind. Die Aus- 
wanderungsgesetze definircn diese Erlöschungsart auch nicht als 
Verjährung. ^^) Und zwar qualificirt sich dieser Fall als Aus- 
wanderung im juristisch-technischen Sinne, d. h. als Wegziehen 
aus dem Staate mit Aufgebung der bisherigen Staatsbürgerschaft. 
Der Grund der gesetzlichen Bestimmung liegt in der Annahme 
des Auswanderungswillens des Fortziehenden, der nicht ausdrück- 
lich erklärt wurde, sondern in der concludenten Handlung zum 
Ausdrucke kommt. Das Patent vom 24. März 1832 lässt darüber 
wohl keinen Zweifel®^), indem es (§. 7) unter den „Handlungen, 

•®) Das ungarische Gesetz (G. A. L v. J. 1879, §. 20, 31) bezeichnet im 
Falle des Verlustes der Staatsangehörigkeit durch qualiiicirten Aufenthalt im 
Auslande als Ursache dieses Verlustes eben die Abwesenheit, das deutsche 
Reichsgesetz (v. 1. Juni 1870, §• 13, 21) den Aufenthalt im Auslande, und 
dürfte der Grund der gesetzlichen Bestimmungen wohl in der Annahme eines 
Auswanderungswillens liegen. 

^') Auch das österreichische Aus wanderungspatent vom 24. März 1832 hat 
nicht die Auifassung, dass durch einen entsprechend qualificirten Aufenthalt 
eines Oesterreichers im Auslande eine Verjährung der österreichischen Staats- 
angehörigkeit eintrete, sondern erblickt vielmehr in diesem Aufenthalte die Mani- 
festation eines Auswanderungs willens, ,.eine Handlung, welche den Vorsatz der 
V. Dantscher. III. 13 
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welche den Vorsatz der Auswanderung zu erkennen geben, auch 
aufführt c) einen durch fünf Jahre ununterbrochenen Aufenthalt 
im Auslande, ohne daselbst Güter oder Anstalten des Handels 
oder der Industrie zu besitzen, wenn auch die Familie und das 
ganze oder ein Theil des Vermögens durch vorläufigen oder nach- 
gefolgten Verkauf mit sich genommen wurde, und d) eine .... 
Abwesenheit von 10 Jahren , wenn die im vorstehenden Absätze 
Itt. c angeführten Bedingungen nicht eintreten'^. Daher erlischt die 
Staatsangehörigkeit durch den qualificirten Aufenthalt im Auslande 
nicht, wenn der Abwesende in einer vom Gesetze bestimmten 
Art manifestirt, dass er den Auswanderungswillen, also den Willen, 
die Staatsangehörigkeit aufzugeben, nicht hatte; so nach dem 
deutschen Reichsgesetze, wenn der Betreffende sich im Besitze 
eines Reisepapieres oder Heimatsscheines befindet, oder sich in die 
Matrikel eines Reichsconsuls eintragen Hess ; nach dem ungarischen 
G. A. L V. J. 1879, wenn der Abwesende die Bewahrung seiner 
ungarischen Staatsbürgerschaft der competenten Behörde (Vice- 
gespan, Bürgermeister) des Municipiums anzeigte, oder sich einen 
neuen Pass verschaffte, oder von irgend einem österreichisch- 
ungarischen Consulate eine Aufnahmskarte erhält oder in die 
Matrik einer österreichisch-ungarischen Consulargemeinde einge- 
tragen wird (§. 31). Die österreichisch-ungarische Reichsgesetz- 
gebung enthält über den Verlust der Reichsbürgerschaft durch 
Aufenthalt im Auslande gar keine Bestimmungen, wie überhaupt 



Auswanderung zu erkennen gibt'' (§. 7). Ucbrigens begreift das Patent unter 
^Auswanderung'^ nicht — gemäss der heutigen staatsrechtlichen Definition dieses 
Begriifes — das mit dem Aufgeben der bisherigen Staatsangehörigkeit 
verbundene Fortziehen aus dem Staate, sondern das Fortziehen aus den 
österreichischen Staaten mit der Absicht, in dieselben nicht 
mehr zurückzukehren, und sucht ein solches Auswandern einzuschränken. 
Von der Auswanderung im Sinne der heutigen Staatslehre handelt das Patent 
nur nebenher, in den §§. 2 — 5, 9. „Auswanderer im Sinne des Patentes konnte ein 
Oesterreicher in gesetzmässiger Weise gar nicht sein, sondern nur Jener, der nicht 
mehr Oesterreicher war, der die Entlassung aus dem österreichischen Staatsvei^ 
bände schon erhalten hatte (§. 2, 6). — S. namentlich über das Yerhältniss des 
Artikels 4 des Staatsgrandgesetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbüi^ger 
zum Auswanderungspatente Karl v. Jäger 's Aufsatz: „Ueber die Freiheit der 
Auswandening" (in der Zeitschrift für Ver^'altung , J. 1868 , Nr. 25). — H. J. 
Bid ermann, „Die Auswanderung nach österreichischem Rechte" (Centralblatt 
für juristische Praxis, J. 1884 , S. 65—78). 
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eine gesetzliche Regelang des Erwerbes und Verlustes der gemein- 
samen österreichisch - ungarischen Staatsbürgerschaft gänzlich 
fehlt. '^^) Man kann heute nur sagen, dass mit dem Erwerbe einer 
der beiden Einzelstaatsbilrgerschaften auch die gemeinsame Reichs- 
bürgerschaft erlangt wird. Und doch besteht diese österreichisch- 
ungarische Reichsbtirgerschaft ^^) gesetzlich als nothwendige Vor- 
aussetzung und Consequenz des Staats- und völkerrechtlichen Be- 
standes von ,,Ungarn und den Reichsrathsländern" gemeinsamen 
Staatsangelegenheiten und Staatsorganen; sie besteht eben 
so sicher, als die Existenz von Staatsangelegenheiten, welche 



^^) Weder der deutsche Text der gemeinsamen österreichisch-ungarischen 
Reichsverfassnng (das Gesetz v. 21. December 1867, B. Gr. Bl. Nr. 146 „betreffend 
die allen Ländern der österreichischen Monarchie gemeinsamen Angelegen- 
heiten und die Art ihrer Behandlung"), noch der ungarische Text der- 
selben [6. A. XII y. J. 1867 „über die zwischen den Ländern der ungarischen 
Krone und den übrigen unter der Regierung Seiner Majestät'^ (d. h. natür- 
lich der gemeinsamen, nicht der ungarischen Krone) stehenden 
Ländern obschwebenden gemeinsamen Angelegenheiten und über den Modus ihrer 
Behandlung^] enthalten ein Wort über die gemeinsame österreichisch-ungarische 
Beichsbürgerschaft. Ebensowenig enthält der ungarische G. A. L v. J. 1879 
(über die ungarische Staatsbürgerschaft) irgend einen Hinweis auf die ge- 
meinsame Beichsbürgerschaft; das Staatsgrundgesetz der Beichsrathsländer über 
die allgemeinen Bechte der Staatsbürger, B. G. Bl. Nr. 142, J. 1867, erklärt im 
Artikel 1, dass „für alle Angehörigen der im Beichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder ein allgemeines Österreichisches Staatsbürgerrecht besteht". Da 
nun zur Zeit des Inkrafttretens dieses Staatsgrundgesetzes — am 22. December 
1867 — und fast noch ein Jahr danach, nämlich bis zum 14. November 1868, 
die allen Ländern der habsburgischen Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten 
„österreichische" Messen, die Monarchie selbst „österreichische Mon- 
archie" (vgl. das am selben Tage, 22. December, in Kraft getretene Gesetz 
„über die allen Ländern der österreichischen Monarchie gemeinsamen An- 
gelegenheiten etc., B. G. Bl. Nr. 146) und die mit Ungarn gemeinsamen Organe 
eben noch österreichische Staatsorgane, so müsste man bei logischer Inter- 
pretation dieses Artikels in ihm die Constatirung der staatsrechtlichen Thatsache 
enthalten finden, dass ^für alle Angehörigen der im Beichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder" auch noch die Beichsbürgerschaft, nämlich ^ein 
allgemeines österreichisches Staatsbürgerrecht " bestehe. 

^^) S. über den Nachweis des Bestandes der österreichisch-ungarischen 
Beichsbürgerschaft mein Buch: „Der monarchische Bundesstaat Oesterreich- 
Ungarn etc." (Wien 1880), S. .315—326; Urtheil des Beichsgerichtes 
vom 25. April 1873. Hye, Sammlung,!, Nr. 44. 
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„Ungarn und Kroatien** '2) und von solchen, welche «den Reichs- 
rathsländern" gemeinsam ^3) sind, wie auch der Bestand einer- 
seits von ungarisch-kroatischen, andererseits von Reichrathsländer* 
Staatsorganen noth wendig auch eine den Ungarn und Kroaten 
gemeinsame Staatsangehörigkeit — die ungarische — und eine 
„allen Angehörigen der Reichsrathsländer gemeinsame Staats- 
angehörigkeit — an die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder'*) — zur staatsrechtlichen Voraussetzung hat. 



'*) G. A. XXX V. J. 1868 über die Inarticulirung der wegen Schlichtung 
der zwischen Ungarn und Kroatien, Slavonien and Dalmatien bestandenen staats- 
rechtlichen Fragen, zn Stande gekommenen Convention. 

^') Staatsgrandgesetz für die Reichsrathsländer v. 21. December 1867. 
R. G. Bl. Nr. 141, §. 11. 

^^) Die Benennung der Staatsangehörigkeit an „die im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreiche and Länder '^ als „österreichischer Staatsbürgerschaft" 
ist völkerrechtlich nnd staatsrechtlich darchans anrichtig, mag sie 
sich zuweilen auch noch in den Gesetzen des Staates der Reichsrathsländer and 
namentlich Ungarns finden. Diese Bezeichnung ist aber noch ganz besonders 
zu vermeiden mit Rücksicht auf die gesetzliche Benennung der gemeinsamen 
Reichsangelegenheiten als Österreichisch -ungarischer Angelegenheiten und 
der gemeinsamen Monarchie, soweit sie für diese Angelegenheiten die Reichsraths- 
länder und Ungarn umfasst, als Österreichisch- ungarischer Monarchie (ö s t e r- 
reichi seh -ungarisches Reich); denn dieser Name „österreichische" Staats- 
bürgerschaft erweckt die Vorstellung und lässt dieselbe einleben, dass der Staat 
der Reichsrathsländer Oester reich sei, dass die österreichisch-ungari- 
schen Reichsangelegenheiten aus — gleichen — österreichischen und ungarischen 
Einzelstaatsangelegenheiten sich zusammensetzen und endlich die österreichisch- 
ungarische Monarchie aus zwei Staaten — Oesterreich und Ungarn — 
bestehe. 



Druck vuu Uoitll«b Ui*t«;l A (.'uni^i in Wifa. 



Eigenschaften der politisclien Rechte. 

Die politischen Eechte der Unterthanen sind die Wirkung des 
offentliehen Beehts Verhältnisses, in welchem jeder Staatsgenosse — 
auch die Fremden besitzen ja politische Bechte gegenüber der Staats- 
gewalt des Aufenthaltsstaates -^ zum Staate steht. Während die Ein- 
zelnen in privatrechtlicher Beziehung — mit Ausnahme des Familien- 
rechtes — einander von vorneherein frei und unabhängig, unbe- 
rechtigt und unverpflichtet gegenüberstehen und Privatrechte und 
Pflichten — absehend vom Bechte der ünverletzlichkeit der privat- 
rechtlichen Persönlichkeit und ihrer Sach-(Bechts)güter — zwischen 
ihnen erst durch besondere rechtserzeugende Thatsachen geschaffen 
werden, steht jeder Staatsangehörige von vorneherein, zufolge der 
organischen Natur des Staates, in einem besonderen Bechtsverhält- 
nisse zum Staate, welches seinen Inhalt in den politischen Bechten 
und Pflichten der Unterthanen wie der Staatsgewalt findet. Die 
Staatsangehörigkeit, ja schon die blosse Existenz der Persönlichkeit 
auf dem staatlichen Territorium genügt, um, ohne Hinzutritt weiterer 
juristischer Thatbestände, politische Bechte zu erzeugen. Aus der 
Thatsache, dass durch das blosse Angehören an den Staat schon 
die allgemeinen wesentlichen Bechte seiner personlichen Glieder 
ihm gegenüber geschaffen sind, ergeben sich auch die wesentlichen 
Eigenschaften der politischen Bechte der Unterthanen. 

Dieselben, nur gegenüber dem Staate bestehend, sind datier 
persönliche Bechte. Sie sind ferner, wie diess bei den persön- 
lichen Bechten in der Begel der Fall ist, relative Bechte, d. h. 
fiie können nicht gegen Jedermann, sondern nur gegen die be- 
stimmte, vei-pflichtete Person — den Staat — geltend gemacht 

V. Dantscher. 1*3 
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werden. Da das veipflichtende Band nur Staat und Unterthanen um- 
schlingt, besteht der rechtliche Anspruch nur gegenüber der voll- 
ziehenden Staatsgewalt; und kann nur von dieser verletzt werden. 
Die politischen ünterthanenrechte sind höchst persönliche Beehte, 
jura personalissima, die der Person inhäriren, und von ihr nicht 
abgelöst werden können; sie können daher weder entgeltlich ver- 
äussert, noch unentgeltlich auf andere Personen übertragen (ge- 
schenkt, cedirt) oder vererbt werden; und da die Mehrzahl der 
politischen Bechte für den Einzelnen unentbehrlich sind, so findet 
in der Begel auch ein Verzicht im engeren Sinne auf dieselben 
nicht statt, so dass sie, ohne auf einen Anderen überzugehen, auf- 
gegeben werden könnten und damit objektiv untergingen. 

Die politischen Bechte, welche ihrer grossen Mehrzahl nach 
keinen Vermögenswert repräsentiren, sind eben kein Gegenstand 
des rechtlichen Verkehres. Es besteht aber auch kein Bedürfniss 
nach einem solchen Verkehre. 

Zunächst stehen ja die allgemeinen und wesentlichen politi- 
schen Bechte, wie z. B. das Becht der politischen Unverletzlichkeit 
der Persönlichkeit, ferner ihrer Sachgüter, die Bechte auf Bechts- 
schutz, auf Hilfe der staatUchen Organe, auf Gebrauch der staat- 
lichen Kommunikations-, Verkehrs-, TJnterrichtsanstalten, auf Be- 
nützung der staatlichen Strassen, Flüsse, Häfen etc. ohnedies jedem 
Staatsangehörigen zu. Diejenigen poUtischen Bechte aber, welche 
zu ihrer Existenz noch weiterer juristischer Voraussetzungen be- 
dürfen, sei es besonderer persönlicher Qualitäten, — so z. B. An- 
gehören an bestimmte Familien, Adel etc. — sei es eines bestimmt 
qualificirten Sachbesitzes, werden ja beim Vorhandensein des ge- 
setzlich geforderten juristischen Thatbestandes fQr die Einzelnen 
gleichfalls existent. 

Wenn aber für a der juristische Thatbestand eines bestimmten 
politischen Bechtes nicht besteht, dann ist es klar, dass dessen 
Erwerb Seitens des a von einem dasselbe Besitzenden, wie auch 
di^ Innehabung und Ausübung eines solchen politischen Bechtes 
— ohne das Vorhandensein der gesetzüch geforderten Voraus- 
setzungen — vollkommen ausgeschlossen ist. 

Die politischen ünterthanenrechte sind auch unvererbliche 
Bechte und es finden die civilrechtlichen Grundsätze der Erbfolge und 
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des Erbrechtes im öjBfentlichen Rechte keine Anwendung. Wie der 
Tronfolger die Staatsgewalt, die kein Objekt der Vererbung ist, nicht 
von seinem Vorgänger erbt und hier nur eine äussere Aehnlich- 
keit zwischen der — ursprünglich nach den privatrechtlichen 
Grundsätzen der Immobiliarerbfolge geregelten — Tronfolge und 
dem Erbgange insoferne vorliegt, als der Tod Voraussetzung beider 
ist, so gibt es auch keine Eechtsnachfolge in die politischen Unter- 
thanenrechte des Erblassers durch Erbgang, weder eine üniversal- 
noch eine Singularsuccessiön. Die politischen Bechte entstehen für den 
berechtigten Unterthanen immer originär, auch die politischen £eal- 
rechte, und werden nicht von einem Anderen hergeleitet. Der privat- 
rechtliche Erbe a eines steuerfreien Grundstückes, eines zur Wahl 
berechtigenden Grundbesitzes erwirbt mit der unbeweglichen Sache 
die Steuerfreiheit, das politische Wahlrecht originär, es ist nicht etwa 
das Wahlrecht des Erblassers, das er mit dem Grundbesitze erlangt. 

Auch das Becht eines grossjährigen, durch den Tod des bis- 
herigen Familienchefs nunmehr zum Familienhaupte gewordenen 
Mitgliedißs einer Adelsfamilie, welcher die erbUche Herrenhaus- 
würde verliehen ist, nunmehr formell in das Herrenhaus berufen 
zu werden, ist kein durch das Erbrecht*) erworbenes Becht. Dieses 
Becht kommt dem gegenwärtigen Familienhaupte vielmehr kraft 
des Gesetzes unmittelbar und originär zu. Durch Erbgang kann 
nur eine der gesetzlichen Voraussetzungen eines politischen Beißhtes, 
z. B. Grundbesitz, Vermögen erworben werden, niemals aber das 
politische Becht des Erblassers. 

Da die wesentlichen politischen Bechte als Wirkung des organi* 
sehen Bechts Verhältnisses zwischen Staat und Staatsangehörigen er- 
seheinen und somit im Gegensatze zu den Privatrechten, welche regel- 
mässig vom Willen des Berechtigten abhängen, der Dispositionsfreiheit 
desEinzehien entzogen sind, so charakterisiren sich die politischen 
ünterthanenrechte im Allgemeinen auch als unverzichtbare*) 



*) Unger, Erbrecht, §. 1, Note 3. 

*) Wenn v, Stengel, Lehrbuch des d. Verwaltungsr. S, 40, hervor- 
hebt, dass aUerdings auf Öfientliche Rechte verzichtet werden könne und als 
Beweis den Verzicht auf öffentliche Aemter, auf die Staatsangehörigkeit an- 
führt, so tritt durch solche Akte allerdings mittelbar ein Verzicht auf amtliche 
Rechte, auf staatsbürgerliche Rechte ein, aber weder das öffentliche Amt noch 
die Staatsangehörigkeit sind öffentliche Rechte. Der Beamte aber kann auf 

13* 
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Becbte. Man kann die politischen Beehte dauernd nichtausüben, 
man kann nicht wählen, nichtaus wandern, die Hilfe der staatlichen 
Organe nicht in Anspruch nehmen, die Civilklage, die Eechtsbe- 
schwerde, die Verwaltungsklage im konkreten Falle nichterheben, 
aber man kann alle diese Beehte nicht durch Verzicht verlieren; 
weder in dem Sinne, dass diese Beehte durch das — einseitige 
oder zweiseitige — Bechtsgeschäft der Verziehterklärung für den 
Berechtigten — ohne üebergang auf einen Anderen ^- einfach 
untergehen, noch in der Art, dass der Einzelne auf ein politisches 
Becht zu Gunsten eines Anderen verzichten könnte (Veräusserung 
im engeren Sinne), somit nur ein Wechsel in der Person des Be- 
rechtigten bei Fortbestand des Bechtes einträte, das politische Becht 
auf einen Anderen überginge. 

Nur rücksichtlich einzelner singulärer politischer Beehte ist ein 
Verzicht auf dieselben denkbar, so namentlich auf negative Privi- 
legien der IL Kategorie, wie Militärfreiheit, Steuerfreiheit, Freiheit 
von der Uebemahme öffentlicher Aemter; dessgleichen auf die 
poUtischen Vorrechte der Mitglieder regierender Familien, auf 
Ehrenrechte. Doch würde hiebei wohl auch die Annahme des 
Verzichtes Seitens der Staatsgewalt und bei den Mitgliedern 
regierender Familien die Zustimmung des regierenden Familien- 
oberhauptes nothwendig sein. Dessgleichen bedürfte ein Verzicht 
auf die Militärfreiheit Seitens des einzigen Sohnes eines erwerbs- 
unfähigen Vaters, einer verwittweten Mutter oder — nach dem 
Tode des Sohnes — der Verzicht des einzigen Enkels solcher 
Personen, insoferne derselbe für die Erhaltung dieser Ascendenten- 
sorgt, auch der Zustimmung dieser Verwandten, um deren Er- 
haltung willen das Gesetz den diensttauglichen Sohn, Enkel befreit. 
Der Wirkung nach stände dem Verzichte gleich die Niehtgeltend- 
machung eines politischen Bechtes, welches erst nocU der formellen 
Anerkennung der Staatsgewalt bedarf, während der ganzen Zeit 
seines Bestandes, so z. B. die Nichtgeltendmachung des Militär- 
befreiungstitels während der ganzen Militärdienstzeit, oder das 
Niehtansuchen um formelle Ertheilung der Grundsteuer-, Haus- 
steuer-Preiheit Seitens des Besitzers eines steuerfreien Grundstückes 



die ihm kompetenzmässig zustehenden amtlichen Befugnisse nicht verzichten, 
ebenso nicht der Staatsangehörige auf die aUgemeinen und wesentlichen poli- 
tischen Rechte. 
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oder Hauses innerhalb der ganzen Zeitperiode, für welche gesetz- 
lich die Steuerfreiheit besteht. 

Die politischen Bechte sind femer nach der Auffassung des 
modernen Staatsrechtes unersitzbare") und unverjährbare*) 
fiechte. 

Absehend davon, dass die Voraussetzungen der Ersitzung, näm- 
lich der Besitz eines politischen Bechtes bona ßde durch eine lange 
gesetzlich bestimmte Zeit bei den politischen Unterthanenrechten nur 
äusserst selten eintreten wird und auch der Zweck des privatrecht- 
lichen Institutes der Bechts-(Klagen-) Verjährung zufolge der Noto- 
rietät, amtlichen Evidenzhaltung und leichten Nachweisbarkeit der 
gesetzlichen Voraussetzungen des politischen Bechtes, welche eben 
zur Zeit seiner Geltendmachung und Ausübung vorhanden sein 
müssen, nicht Platz greift, können die politischen Bechte eben als 
untibertragbare, durch das staatliche Becht strenge normirte, höchst 
persönliche Bechte, rücksichtlich ihres Bestandes nicht von dem 
zufälligen Momente der Verjährung abhängig gemacht werden. 
Hier kann nicht der faktische Zustand, der lange Zeit politisches 
Becht schien, trotz des Nichtvorhandenseins der vom öflFentlicheii 
Becht« im Interesse des Staates wie der Einzelnen festgesetzten 
Erfordernisse dennoch zu einem rechtlichen erhoben werden. Die 
Ersitzung erscheint daher nur dann, wenn die positive Gesetzgebung 
dieselbe ausnahmsweise bei unwesentlichen politischen Bechten, ins- 
besondere Privilegien zulässt, als ein Erwerbsgrund derselben, so 
z. B. im Falle der langjährig ausgeübteB Steuerfreiheit, des lang- 
jährigen Gebrauches eines adeligen Titels, Wappens. 

Dagegen kann die Ersitzung wieder mittelbar Ursache des 
Entstehens eines politischen Bechtes werden, insoferne durch die- 
selbe der juristische Thatbesiand für ein politisches .Becht durch 
Eigenthumserwerb ergänzt oder geschaffen würde, so z. B. durch 
Ersitzung einer Sache, deren Werth zur materiellen Basis eines 
politischen Wahlrechtes genügt, oder durch Ersitzung eines Grund- 
besitzes, der zum Wahlrechte in der Wählerklasse des grossen 
Grundbesitzes befähigt. Aber auch hier entsteht das politische 
Becht originär in der Person des Eigenthumerwerbers. 



») S. die in. Lieferung, S. 68—68. 
*) S. III. Lieferung S. 173—188. 
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Die politischen ünterthanenreehte verjähren aber auch nicht, ^) 
es findet ein objektiver Untergang derselben durch ihre Nichtausübung 
gegenüber der Staatsgewalt innerhalb einer — vom Gesetze — be- 
stimmten Zeit nicht statt. Die politischen ünterthanenreehte bilden ja 
einen wesentlichen Theil des Inhaltes des zwischen dem Staate 
und jedem seiner Angehörigen bestehenden Eechtsverhältnisses; so- 
lange daher diese Staatsgenossenschaft im weitesten Sinne besteht, 
existiren auch fllr den Einzelnen die daraus folgenden wesentliehen 
politischen Bechte, mag er dieselben durch noch so lange Zeit, zum 
Theil vielleicht niemals ausüben. Die Grundidee der Verjährung, 
dass ein durch so lange Zeit dem Verpflichteten gegenüber nicht 
ausgeübtes Recht entweder niemals bestanden habe oder schon er- 
loschen sei, wie deren Voraussetzungen, legislativen Motive und 
rechtspolitischer Zweck finden auf die politischen ünterthanenreehte 
keine Anwendung. Nur ausnahmsweise könnte daher die Ver- 
jährung rücksichtlich eines unwesentlichen politischen Eechtes durch 
besondere gesetzliche Vorschrift Platz greifen. Dagegen kann der 
Verlust eines politischen Eechtes mittelbar wieder durch Verjäh- 
rung bewirkt werden, indem dieselbe z. ß. die vermögensrechtliche 
Voraussetzung desselben erlöschen macht. 

Die politischen ünterthanenreehte sind endlich auch untheil- 
bar und es kann von einer Zerlegung des Eechtes in mehrere mit 
ihm qualitativ gleiche und nur quantitativ verschiedene Theile nicht 
die Eede sein. Das charakteristische Merkmal der Theilbarkeit der 
Eechte, die sogenannte Quotentheilung, wie immer man ihr Wesen 
definiren mag,*) die Möglichkeit des Erwerbes oder Verlustes der 
politischen Eechte nach Quoten erscheint ausgeschlossen. Bei den 
Bechten der ersten Kategorie, welche in einer positiven Handlung 
gegenüber der Staatsgewalt bestehen, wie bei jenen der dritten 
Kategorie, deren Inhalt eine persönliche Dienstleistung des staat- 
lichen Organes bildet, ist diess von vorneherein klar, dessgleichen 
bei den politischen Privilegien, welche die Befreiung von einer 
persönlichen Dienstleistung an die Staatsgewalt zum Inhalte haben, 



^) Georg Meyer, Lehrb. des d. Staatsrechtes (Leipzig 1891) §. 11. 

') S. die Literatur über diese strittige Frage der Theilbarkeit der Rechte 
bei Windscheid, Pandekten (6. Aufl.), B. I, §. 51, „Mehrheit der Rechts- 
«ubjekte" (Note) und §. 169 a. 



195 

wie auch bei den Eechten der politischen Persönlichkeit und der 
ünverletzliehkeit der Sach-(Eechts-)öüter. Aber auch bei denjeni- 
gen politischen ünterthanenrechten, welche in einer vermögens- 
rechthchen oder auf einen Vermögenswert reduzirbaren Leistung 
der Staatsgewalt bestehen, ist von einer Gemeinschaft mehrerer 
Personen rücksichtlich desselben einen Bechtes keine Bede. Es 
gibt nicht eine Gemeinschaft mehrerer Mitglieder eines regierenden 
Hauses betreffs einer Apanage, eine Gemeinschaft Mehrerer rück- 
sichtlich einer Armenversorgung. 

Auch flir die Miteigenthümer eines zur Beichsraths-, Landtags- 
wahl berechtigenden liegenden Gutes') besteht nur ein untheil- 
bares Wahlrecht, es kann nicht von einer Gemeinschaft des Wahl- 
rechtes etwa im Verhältnisse des Miteigenthumes am Gute, von 
•einem Mitwahlrechte zur Hälfte, zu einem Drittel die Bede sein. 
Die Handlung „Wahl" ist, wenn eine privatrechtliche Analogie ge- 
stattet erscheint, ebenso untheilbar, wie eine Bealservitut für die 
Miteigenthümer des herrschenden Grundstückes. Doch kann dieses 
eine, mit dem Gute verknüpfte Wahlrecht nur von demjenigen 
ausgeübt werden, welchen die übrigen Miteigenthümer des Gutes 
hiezu ermächtigen. Wenn aber ein solches Gut parcellirt würdet 

') Landta^wahlordnungen §. 10, Schlesien, Küstenland, Krain, Tirol 
§. 11, Galirien §. 9; (nach §. 9 der L.-W.-O. von Vorarlberg und §. 16 für 
Mähren haben die Mitbesitzer einer steuerpflichtigen Realität in den Wähler- 
klassen der Städte nnd Landgemeinden nur eine Stimme) ; siehe auch : Urtheil des 
Reichsgerichtes v. 2ö. Apr. 1881, H y e, Theil VI. Nr. 234, S. 19, ~ analogeBestim- 
mungen trifft §. 11 der Reichsrathswahlordnung rücksichtlich des Wahlrechtes 
der Mitbesitzer eines dem Gemeindeverbande nicht einverleibten, für die Be- 
gründung des Wahlrechtes in der Klasse des grossen Grundbesitzes nicht hin- 
reichenden Gutsgebietes zur Wahl eines Abgeordneten der Landgemeinden 
für den Reichsrath. — In Betreff des Wahlrechtes der Mitbesitzer solcher aus- 
geschiedener Gutsgebiete zur Wahl eines Landtagsabgeordneten der Landge- 
meinden gelten analoge Bestimmungen in der Bukowina (L.-W«-0. §. 15), 
Galizien (L.-W.-O. §. 14). 

^) Auch das kirchliche Patronatsrecht ist ein untheilbares Recht. Wenn 
ein kirchliches Realpatronat mit einem Grundstücke verknüpft ist, und eine 
Mehrheit von (Mit-) Eigenthümern des Grundstückes eintritt oder das Grund- 
stück faktisch — z. B. durch Erbgang — getheüt wird, so entsteht an SteUe 
des bisherigen Alleinpalronates für die Erwerber der Gutstheile ein Kom- 
patronatsrecht. Von einer TheUbarkeit des einen Patron atsrechtes, dessen 
rechtliche Befugnisse, so namentlich auch das Präsentationsrecht, jedem Mit- 
patrone in solidum zustehen und nur in der Ausübung durch die Concurrenz 
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und jeder der bisherigen Miteigenthtimer nunmehr Alleineigenthümer 
einer solchen Parcelle wäre und wenn diese «euen Gutskörper, für 
weiche im Grundbuehe (Land- oder Lehentafel) neue, selbststän- 
dige Einlagen zu eröffnen wären, der gesetzlichen Yoraussetzang- 
filr das Wahlrecht im grossen Grundbesitze rücksichtlich des Mi- 
nimalbetrages der Jahresschuldigkeit an direkten landesfQrstlichen 
Eealsteuem entsprächen, dann würde jedem der bisherigen Mit- 
eigenthtimer — die persönlichen Qualitäten vorausgesetzt — für 
sich allein das Wahlrecht im grossen Grandbesitze zustehen. Allein 
selbstverständlich wäre hier nicht eine Theilung des ursprünglichen 
einen Wahlrechtes aller Miteigenthümer erfolgt, dasselbe wäre 
vielmehr erloschen und für jeden Alleineigenthümer eines der neuen 
Gutskörper wäre das politische Wahlrecht originär entstanden und 
erworben. 

Die politischen Unterthanenrechte lassen rücksichtlich ihrer 
Ausübung zum Theile eine Stellvertretung zu, ja in manchen 
Fällen muss eine solche sogar eintreten, während bei anderen re- 
gelmässig eine Stellvertretung ausgeschlossen erscheint. Zu den 
ersteren gehören z. B. politische Wahh-echte, so in den Beichs- 
rathsländern das Wahlrecht zum Beichsrathe und Landtage in der 
Wählerklasse des grossen Grundbesitzes, wo eine freiwillige Stell- 
vertretung durch Vollmachtsertheilung (Vollmachtswahl) gestattet 
ist/) femer die Bechte auf Hilfe und Schutz der staatlichen Organe, 
namentlich der Gerichte. Eine Stellvertretung in der Ausübung 
des politischen Bechtes (Vertretungswahl) muss in den Beichs- 
rathsländern stattfinden beim Wahlrechte der Frauen — in der 
Wählerklasse des grossen Grundbesitzes — zum Beichsrathe,^®) 
Landtage (hier auch der nichteigenberechtigten grossjährigen Per- 



beschränkt werden, kann keine Rede sein (Hinschius, Kirchenrecht, B. Ilf, 
S. 77; dessen Aufsatz in der Zeitschrift für Kirchenrecht, B. VII, S. 3 ff.)» 
Wenn hingegen nur einzelne ParceUen vom Gute abgetrennt würden, ohne 
dass dasselbe dadurch in seinem wesentlichen Bestände alterirt erschiene, dann, 
verbliebe das Patronat dem Eigenthümer des Hauptgutes. 

*) Reichsrathswahlordnung §. 12: Landtagswahlordnungen II „von dem 
Wahlrechte und der Wählbarkeit" §. 15 (Krain, Küstenland, Mähren, Schlesien 
§. ir», Böhmen §. 9 des Ges. v. 9. Jänner 1873, L.-G.-Bl. Nr. 1). 

*°) Reichsrathswahlordnung §. 14. 
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sonen^'), ferner beim Wahlrechte der nichteigenbereehtigten Per- 
sonen und Frauen zur Gemeindevertretung, insofeme dieselben nach 
manchen Gemeindewahlordnungen und eigenen Statuten das Ge- 
meindewahlrecht besitzen,'*) dessgleichen beim Eechtsschutzimspru- 
che in manchen Fällen.**) Hingegen ist z. B. beim Auswande- 
rungsreehte, beim Armenreehte, beim Eechte auf den Besuch einer 
staatlichen ünterrichtsanstalt,. bei der Befreiung von der Wehr- 
pflicht, von der Uebemahme staatlicher Aemter, bei Ehrenrechten 
jede Stellvertretung ausgeschlossen. 

**) Diess bestimmen direkt die Landtagswahlordnungen für Kärnten, Salz- 
burg, Tirol §. 15; Krain, Mähren §. 16; Böhmen, Ges. v. 9. Jänner 1873 Nr. 1, 
L.-G.-Bl. §. 10; Galizien, Ges. v. 20. Sept. 1866 Nr. 23, L.-G.-Bl. Art. I, II 
und III; rücksichtlich der Wählerklasse der Städte und Landgemeinden L.-W.-O.. 
V. Vorarlberg §. 9, Mähren §. 16. 

*•) Gemeindewahlordnungen §.4, Böhmen §. 5. — G.-W.-O. für Wiener- 
Neustadt V. 8. August 1866, L.-G.-Bl. Nr. 17, §.4; Waidhofen an der 
Ybbs V. 6. Februar 1869, L.-G.-Bl. Nr. 24, §.4; Ol mutz v. 24. Jänner 1866 
L.-G.-Bl. Nr. 6, §. 38; Znaim v. 20. Jänner 1867, L.-G.-Bl. Nr. 5, §. 40; 
Ungarisch-Hradisch v. 9. Mai 1867, L.-G.-Bl. Nr. 18, §.41; Kremsier 
V. 18. Februar 1870, L.-G.-B1. Nr. 25, §. 41; Troppau v. 20. Jänner 1866^ 
L.-G.-Bl. Nr. 10, §.4; Bielitz v. 8. Dezember 1869, L.-G.-Bl. Nr. 3 (ex 1870), 
§. 4; Friedek V. 8. Dezember 1869, L.-G.-Bl. Nr. 4 (ex 1870), §.4; Cilli v. 
21. Jänner 18ß7, L.-G.-B1. Nr. 7, §. 4; Marburg v. 23. Dezember 1871, 
L.-G.-Bl. Nr. 2 (ex 1872), §. 4; Pettau v. 4. Oktober 1887, L.-G.-Bl. Nr. 45. 
§. 4; Krakau v. 1. April 1866, L.-G.-Bl. Nr. 7, §. 28; Lemberg v. 
14. Oktober 1870, L.-G.-B1. Nr. 79, §. 4; Rovigno v. 30. Dezember 1869, 
L.-G.-Bl. Nr. 4 (ex 1870), §. 11; Steyerv 18. Jänner 1867, L.-G.-Bl. Nr. 8» 
§. 21; Roveredo v. 12. Dezember 1869, L.-G.-Bl. Nr. 1 (ex 1870), §. 4. — 
Alle diese Statute bestimmen, dass das Gemeindewahlrecht nichteigenberech- 
tigter Personen durch ihre Vertreter, der in ehelicher Gemeinschaft lebenden 
Gaitin durch ihren Ehegatten, das Wahlrecht anderer eigenberechtigter Frauens- 
personen durch einen Bevollmächtigten auszuüben sei. 

^°) So z. B. muss die Beschwerde an das Reichsgericht von einem Ad- 
vokaten unterferügt sein, §. 17, §. 38 des Ges. v. 18. April 1869, R.-G.-Bl. 
Nr. 44, betreffend die Organisation des Reichsgerichtes; ebenso die Beschwerde 
an den Verwaltungsgerichtshof, Ges. v. 22. Oktober 1875, R.-G.-Bl. Nr. 36, 
(ex 1876), betr. die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes, §. 18, §. 45 ; dess- 
gleichen das Gesuch der Parthei an den Kompetenzkonflikts-Gerichtshof um Ent- 
scheidung eines negativen Kompetenzkonfliktes zwischen dem Reichsgerichte 
und Verwaltungsgerichtshofe, Ges. v. 22. Oktober 1875. R.-G.-Bl. Nr. 37 (ex 
1876), §. 3, Bei der mündlichen Verhandlung steht es jedoch beim Reichs- 
gerichte (§, 24), wie auch beim Verwaltungsgerichtshofe (§. 31) der Parthei 
frei, sich selbst zu vertreten oder durch einen Advokaten vertreten zu lassen» 
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Die politischen ünterthanenrechte zeigen ferner rücksichtlieh 
ihrer Ausübung die Eigenschaft, dass sie — mit sehr geringen 
Ausnahmen — nicht durch einmalige Ausübung verbraucht noch 
durch mehrmalige Ausübung betreffs eines Theiles ihres Inhaltes 
Aufgezehrt werden. Sie lassen vielmehr in der Eegel eine dauernde» 
von der Zahl der bereits erfolgten Gebrauchsfälle unabhängige Aus- 
übung der in ihnen enthaltenen rechtlichen Befugnisse bis zum 
Tode der Persönlichkeit zu. Man denke an die Wahlrechte, an 
die Bechte auf Benützung der staatlichen Verkehrs-, Communika- 
tions- Anstalten, Bildungsanstalten, an Ehrenrechte, an die dauernde 
Apparitions-, Zeugniss-, Eidesbefreiung, an die immerwährende 
Militär-, Steuer-, Einquartierungs-Freiheit, an die Bechte auf Schutz 
und Hilfe der staatlichen Organe, an das Recht der politischen 
Persönlichkeit, der Unverletzlichkeit der Sachgüter, an das Becht 
auf Armen Versorgung, ferner an die politischen Privilegien der 
Mitglieder regierender, wie standesherrlicher Familien. Nur das 
Auswanderungs- und Options-Becht, wie auch das Steuerrestitutions- 
recht erlöschen durch deren einmalige Ausübung, während bei den 
auf eine bestimmte Beihe von Jahren bestehenden zeitlichen Ab- 
gabenbefreiungen allerdings durch deren jährliche Ausübung ein Theil 
ihres rechtlichen Inhaltes aufgezehrt wird, bis sie schliesslich durch 
Ablauf der ganzen gesetzlich fixirten Zeitperiode erlöschen. 

Dieser dauernde Bestand der persönlichen ünterthanenrechte, 
die Zulassung ihrer wiederholten und fortwähi*enden Ausübung ge- 
genüber der Staatsgewalt erklärt sieh gleichfalls aus dem dauern- 
den organischen Bechtsverhältnisse zwischen Staat und persönlichen 
Staatsgliedern. Die allgemeinen und wesentlichen politischen Bechte 
<?rscheinen eben als Wirkung dieses öffentlichen Bechtsverhältnisses, 
sie sind eine nothwendige Bedingung der Existenz und Entwicklung 
des Einzelnen in der staatlichen Gemeinschaft, daher sie den Staats- 
genossen im Falle ihres Bedarfes zu Gebote stehen müssen. 

Auch ist der Inhalt der politischen ünterthanenrechte, d. h. 
Art und umfang der in ihnen enthaltenen rechtlichen Befugnisse, 
durch die absoluten Normen des staatlichen Verfassungs- und Ver- 
waltungsrechtes genau geregelt und es kann auch durch üeberein- 
kommen zwischen den berechtigten ünterthanen und der verpflich- 
teten Staatspersönlichkeit keine Aenderung dieses Inhaltes erfolgen. 
Auch für dieses Gebiet des inneren öffentlichen Staatsrechtes bleibt 
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der Satz in Geltung: «/im ptiblicum (privatorum) pacHi mutari ne- 
quit. Dagegen hat der oft behauptete Grundsatz, dass die öffent- 
lich-staatlichen Bechte des Staates wegen vorhanden seien und ihre 
Ausübung daher in der Begel auch als öffentliche Pflicht erscheine, 
keineswegs für das ganze Gebiet der politischen Sechte Gel- 
tung. Er hat nur Geltung und Bichtigkcit für die eine der beiden 
Klassen von Trägern politischer Bechte — nämlich für die Staats- 
organe, und somit für die durch dieselben ausgeübten politischen 
Bechte der Staatsgewalt, zu deren Bethätigung die staatlichen Or- 
gane allerdings verpflichtet sind. 

Die politischen Bechte aber, deren Inhaber die Unterthanen 
sind, bestehen < mit sehr geringen Ausnahmen — und zu diesen 
gehören die politischen Wahlrechte — in erster Linie der Einzelnen 
wegen, es sind die Einzelinteressen, die hier als rechtlich aner- 
kannt und geschützt erscheinen« es sind die individuellen Zwecke, 
zu deren Erreichung der Staat seinen Gliedern die rechtlichen Be- 
fugnisse ihm gegenüber verleiht, und zu persönüchen und Sach- 
leistungen für dieselben sich verpflichtet. Die Ausübung der poli- 
tischen Bechte ist daher für die Einzelnen niemals eine Pflicht, 
sondern eben ihrer freien Disposition anheimgestellt. Ein mittel- 
bares, entfernteres Interesse hat der Staat allerdings als ethischer 
Organismus an der Entwicklung und dem Wohle seiner persönUchen 
Glieder. Gewiss aber ist es in erster Linie nicht das staatUche 
Gemeininteresse, welches durch das Auswanderungsrecht, durch 
die Bechte auf Schutz und Hilfe der staatlichen Organe, auf Be- 
nützung der staatlichen Strassen, Wege, Häfen, ünterrichtsanstalten, 
durch die negativen politischen Privilegien der zweiten Kategorie etc. 
befriedigt wird. Nur die politischen Bechte im engeren Sinne, die 
Wahlrechte zu den staatlichen Vertretungs- und Verwaltungs- 
körpern, wie das Becht zum Geschworenen berufen zu werden — 
bestehen in gleichem Masse im Interesse der Einzelnen wie des 
Staates. So ist das Wahlrecht zu den Volksvertretungskörpern Po- 
stulat und Verwirklichung der politischen Freiheit der Einzelnen, 
welche es — über den individuellen Interessenkreis hinaus — er- 
hebt zur Bethätigung des Gemeinsinnes, zur Theilnahme am Leben 
und Wohle der staatlichen Geraeinschaft; es dient aber auch zur 
Schaffung des objektiv richtigsten Gesetzesinhaltes zufolge seiner 
Erzeugung durch die befähigtesten, kenntnissreichsten und mora- 
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lisch tüchtigsten Personen, und erzeugt den freien, ethischen Ge- 
horsam unter das durch die selbst gewählten Bürger geschaffene 
Gesetz. 

Die Theilnahme an der Organbildung der Selbstverwaltungs- 
körper aber, welchen eben die Besorgung staatlicher Aufgaben 
tibertragen ist, ermöglicht die Vollziehung der einheitlichen Gesetze 
und Verordnungen unter Berücksichtigung der besonderen Verhält- 
nisse und Interessen der Selbstverwaltungsgebiete — des Landes. 
Kreises, Bezirkes, der Gemeinde — durch von der Regierung un- 
abhängige, vom Vertrauen der Bevölkerung gewählte und getra- 
gene Mitbürger; sie weckt den staatlichen Sinn der Bevölkerung, 
fördert deren politische Bildung und Geraeinsinn, — die Grund- 
lagen des konstitutionellen Systemes — und erzielt die Ausglei- 
chung der Gegensätze durch das nothwendige Zusammenwirken 
Aller zum gemeinsamen Wohle des Selbstverwaltungsgebietes. 

Bei den politischen Wahlrechten tritt daher auch das Moment der 
Pflicht — wenngleich nicht einer Eechtspflicht — in das Bewusst- 
sein. In manchen Verfassungen ist ihre Nichtausübung auch mit 
Strafe belegt; so bestimmt das baierische Gesetz vom 21. März 
1881, die Wahl der Landtags- Abgeordneten betreffend, im Artikel 
21: „Zur giltigen Wahl der Abgeordneten ist die Anwesenheit 
von zwei Drittheilen der Wahlmänner nöthig. Wenn aus Mangel 
der Zahl die Wahl an dem bestimmten Tage nicht vor sich gehen 
kann, so haben die ohne hinreichende Ursache ausbleibenden Wahl- 
männer die Kosten der vereitelten Wahl zu tragen."**) 

So qualifiziren sich die politischen Unterthanenrechte als von 
der Person des Berechtigten unablösbare, relative, untheilbare, un- 
übertragbare, daher auch unvererbliche und in der Begel unver- 
zichtbare öffentliche Eechte, auf welche auch das privatrechtliche 
Institut der Verjährung und Ersitzung im Allgemeinen keine An- 
wendung findet. 



^^) Badisches Gesetz über die Wahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer 
vom 25. August 1876, §. 67 : „Wenn auf den festgesetzten Wahltag mehr als 
V4 sämmtlicher Wahlmänner des Bezirkes ausbleiben, so haben die Ausbleiben- 
den, die nicht durch legale Hindemisse zu erscheinen abgehalten waren, die 
Kosten der Einberufung und Versammlung zu tragen und es wird alsdann von 
dem landesherrlichen Kommissär ein zweiter Wahltag angeordnet.** 



Eintheilung der politischen Eeclite, 

Wenn nun auch die Gesainmtheit aller denkbaren politischen 
Unterthanenrechte aus dem Begriffe des subjektiven Bechtes nach 
den aufgestellten vier Kategorien zu entwickeln ist, so müssen doch 
auch jene Eintheilungsprinzipien — ihrer theoretischen und prak- 
tischen Bedeutung wegen — erörtert werden, welche den ver- 
schiedenen technischen Bezeichnungen einzelner Gruppen von po- 
litischen Eechten, die sich in der Theorie und Gesetzgebung her- 
ausgebildet haben, mehr oder minder bewusst zu Grunde liegen 
mögen. Solche Eintheilungen der politischen Eechte ergeben sich 
insbesondere 

1) mit Bücksicht auf das objektive Beeht, aus welchem sie 
entstehen und dem Personenkreise der Berechtigten; 

2) nach ihrem Inhalte; 

3) nach der Art der Persönlichkeit, welche Träger des poli- 
tischen Bechtes ist, ferner 

4) mit Bücksicht auf die Staatsangehörigkeit, 

5) mit Beziehung darauf, ob das politische Becht mit einem 
Sachbesitz verknüpft ist oder nicht; 

6) mit Bücksicht auf die Wichtigkeit (Nothwendigkeit) des 
politischen Bechtes, ferner 

7) auf dessen Zweck; endlich 

8) nach rein äusseren Momenten, so z. B. ob das politische 
Becht in Verfassungsgesetzen oder in einfachen Gesetzen zugesichert 
erscheint. 



') Der aHgemeine Begriff der politischen Rechte umfasst 1. die öfTentlich- 
staatlichen Rechte der Staatsorgane und 2. die öffentlich-staatlichen Rechte 
der Unterthanen. 
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1) Die politischen Unterthanenrechte sind entweder allgemeine 
Rechte oder singulare (Privilegien im weiteren Sinne) oder aber 
eigentliche Privilegien. 

Die allgemeinen politischen Eechte, jura politica communia, 
aus der allgemeinen generellen Bechtsnorm entspringend, stehen 
der Idee und Begel nach jedem Staatsgenossen zu. Sie sind die 
rechtlichen Wirkungen des allgemeinen organischen Rechtsverhält- 
nisses, in welchem die persönlichen Staatsglieder zum Staate stehen 
nach der Seite ihrer Berechtigung. Solche Bechte sind z. B. das 
Auswanderungsrecht, die Bechte auf Gebrauch der staatlichen, 
zur Gemeinbentitzung bestimmten Sachen, Verkehrs-, Communi- 
kations-, Unterrichts- und Bildungsanstalten, die Bechte auf Schutz 
und Hilfe Seitens der staatlichen Verwaltungsorgane, insbesondere 
dann das Becht der politischen Persönlichkeit und der Unverletz- 
lichkeit ihrer Sachgüter. Der Socialismus will auch ein allgemeines 
politisches Becht auf Arbeit oder ein allgemeines Becht auf Existenz 
anerkennen und verwirklichen. 

Die besonderen politischen Rechte hingegen — politische 
Privilegien im weiteren Sinne — auf dem objektiven jus singulare 
beruhend und bei Eintritt der gesetzlichen Voraussetzungen ent- 
stehend, sind solche öffentliche staatliche Bechte der Unterthanen, 
welche einzelnen Kategorien von Personen oder den Besitzern be- 
stimmter Kategorien von Sachen zustehen. Die Gründe für die 
Schaffung solcher von der strengen Bechtsregel abweichender sin- 
gulärer Bechte sind: das Gemeinwohl, Billigkeit, Zweckmässigkeit, 
besonderes Schutzbedürfniss, wirthschaftliche Zwecke, ausgezeichnete 
sociale Stellung, auch rein historische Thatsachen. 

Solche singulare politische Bechte sind z. B. die politischen 
Wahlrechte der — ohne Bücksieht auf Steuerleistung — persön- 
lich wahlberechtigten Staatsbürger, so der Hof-, Staats-, Landes- 
und öffentlichen Fondsbeamten, der in der Ortsseelsorge bleibend 
verwendeten Geistlichen, der an inländischen Universitäten promo- 
virten Doctoren, der Mitglieder der Akademie der Wissenschaften etc. ; 
ferner die Bechte der Minderjährigen auf besonderen staatlichen 
Schutz, die politischen Vorrechte der Mitglieder der standeshen-- 
liehen PamiUen, die Ehrenrechte der Adeligen etc.; namentlich 
fallen hieher die politischen Bechte der H. Kategorie, die Befrei- 
ungen von persönlichen Dienstleistungen an den Staat. Oder aber 
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die singulären politischen Bechte sind mit dem Besitze bestimmt 
qualificirter Sachen verbunden, wie steuerfreier Grundstücke, Häuser,. 
Werthpapiere. So sind in den Beichsrathsländem die grossjährigen,, 
den Beichsrathsländem angehörigen Besitzer jener land-(lehen-) 
täflichen Güter, deren Jahresschuldigkeit an landesfürstlichen Beal- 
steuern (mit Ausnahme des Kriegszuschlages) einen gesetzlich be- 
stimmten Miniraalbetrag erreicht, wahlberechtigt zum Landtage*) 
— und bei Vorhandensein weiterer von der Beichsrathswahlordnung: 
festgestellter Bedingungen — auch zum Beichsrathe. ') 

Endlich können politische Vorrechte einer einzelnen Person,. 
Korporation, Familie durch individuelles Gesetz*) oder auf Grund 



') Das gesetzliche Steuerminimum beträgt in Böhmen, Mähren, Schlesieifc 
fl. 250, in Niederosterreich fl. 150^ in der Bukowina, Galizien, Kärnten, Krain^ 
Görz und Gradiska, Istrien (vom Grundbesitze), Oberosterreich , Salzburg 
(von den Gütern), Steiermark fl. 100, in Tirol (von den Gütern) fl. 60; in 
Dalmatien sind jene Höchstbesteuerten landtagswahlberechtigt, deren Jahres- 
schuldigkeit an sämratlichen direkten Steuern (mit Ausnahme des Kriegszu- 
schlages) in den Kreisen Zara^ Spalato, Ragusa wenigstens 100 fl., im.Kreise- 
Cattaro wenigstens 60 fl. beträgt. 

') Nach §. 9 der Reichsrathswahlordnung wird für das Reichsrathswah]> 
recht ausserdem noch gefordert: Eigenberechtigung, physische Grossjährigkeit. 
(voUendetes ^24. Lebensjahr); in Tirol ist überdiess für das Landtags* und 
Reichsrathswahlrecht im grossen Grundbesitze der Adel nothwendig. 

^) AUerdings wird einem solchen, ein individuelles Rechtsverhältniss- 
regelnden Einzelgesetze von manchen Autoren der Charakter eines Gesetzes 
im materieUen Sinne abgesprochen. Da das Gesetz im materiellen Sinne be- 
grifflich eine allgemeine — oder wenigstens eine grossere Zahl von Fällen in 
abstracto regelnde — Rechtsvorschrift enthalten müsse, so sei die rechtliche- 
Normirung eines einzigen Thatbestandes mit dem Begrifie des Gesetzes unver- 
einbar; so Georg Meyer, Staatsr. §. 165, S. 461: „Ein solches Individual- 
gesetz ist seinem materiellen Inhalte nach eine Verfügung*^ ; der Begriff des 
Gesetzes und die rechtliche Natur des Staatshaushaltes-Etats in Grünhuts^ 
Zeitschrift für das Privat- und öffentliche Recht der Gegenwart, B. VIII,. 
S. 1-— 63; Jhering, Zweck im Recht, B. I, S. 327 ff.; Seligmann, der Be- 
griff des Gesetzes (Berlin und Leipzig 1886), S. 61 ff. ; v. Sarwey, Württemb^ 
Staatsr., B. II, S. 3; H. Schulze, Lehrb. d. deutschen StaaUr., §. 184, Begriff 
des Gesetzes. — Dagegen Lab and, Staatsr., B. I, §. 61, S. 613: »Mit dem Be- 
griff des Gesetzes ist es vereinbar, dass dasselbe einen Rechtssatz aufsteUt^ 
der nur auf einen einzigen Thatbestand anwendbar ist oder nur ein einzelnes 
Rechtsverhältniss regelt**; Seydel, Baier. Staatsr., B. III, 1, Abschnitt, Gesetz, 
und Verordnung, S. 547; Jellinek, Gesetz und Verordnung (Freiburg i. B» 
1887), S. 236; V. Stengel, Lehrb. d. deutsch. Verwaltungsr., S. 25; E. Löning^ 
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gesetzlicher Ermächtigung erfliessende Verwaltungsverfllgung zu- 
erkannt oder an eine bestimmte Sache geknüpft werden, wodurch 
politische Privilegien im engeren Sinne ^) entstehen. Das Einzelgesetz, 
die Verwaltungsverfllgung schafft dadurch flir die privilegirte Person 
•eine dieselbe begünstigende Abweichung, Ausnahme gegenüber den 
•Gesetzesnormen, die sonst auch für dieses individuelle Yerhältniss 
aur Anwendung kämen, daher das politische Vorrecht hier unmittel- 
bar durch den Verleihungsakt (Individualgesetz, Verwaltungsver- 
fügung) erzeugt wird. Während in früherer Zeit die „Privilegien- 
hoheit" des Souveräns (als Gesetzgeber), des Kaisers, der Landes- 
herren reiche Bethätigung erfuhr, ist die Zahl dieser politischen 
Privilegien im modernen Bechtsstaate zufolge des Prinzipes der 
Gleichstellung der Staatsgenossen rücksichtlich ihrer politischen 
Bechte und Pflichten eine geringe geworden. Solche politische 
Privilegien un engeren Sinne sind z. B. die politischen Vorrechte 
-der Mitgheder einer regierenden Familie, oder die Portofreiheit 
der heute gräflichen Familie Thurn- und Taxis, wie auch der 
Familie des General-Erbland-Postmeisters Fürsten von Paar, die 
«iner Person, Korporation ertheilte Gebührenbefreiung, Befreiung 
von der aktiven Dienstleistung wegen besonders berücksichtigungs- 
würdiger Familienverhältnisse , die durch Verwaltungsverfügung 
-ertheilte Bewilligung zu einer über den gewöhnliehen Gebrauch 
^taatUcher Sachen hinausgehenden Benützung derselben, so der 
Errichtung besonderer Anlagen an öifentlichen Gewässern. Mittelbar 
werden poUtische Privilegialrechte auch geschaifen durch Ordens- 
verleihung, Verleihung des Adels, des Gerichtsstandes vor dem 
Obersthofmarschallamte, Verleihung von Titeln, Ehrenflaggen. 

2) Nach ihrem Inhalte scheiden sich die politischen ünter- 
thanenrechte in affirmative und negative, ferner in politische 
Kechte im engeren und weiteren Sinne 



Lehrb. d. deutsch. Verwaltungsr., S. 226; Zorn, Reichsstaalsr , B. I, S. 107, 
108. — S. die Literatur über diese strittige Frage bei Georg Meyer, Staatsr. 
<1891), S. 19, Note 1. 

*) Pf äff und Hof mann, Commentar, B. I, Abtheihing 2, S. 297—352; 
-v. Gerber, Privilegienhoheit und Dispensationsgewalt im modernen Staate in 
<ler Zeitschrift für Staatswissenschaft, B. XXVII, S. 430fr.; Hinschius 
Artikel ^Privilegium" in v. Stengels Wörterbuch d. deutsch. Verwaltungs- 
cechtes, B. II, S. 309. 
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Afiirmatiye politische Sechte sind sokhe, deren Inhalt in 
«iner positiven Handlung besteht, sei es des berechtigten Ein- 
zelnen gegenüber der Staatsgewalt oder der verpflichteten Staats- 
.^ewalt^) fär den Einzelnen. Sämmtliche Bechte der L und III. 
Kategorie sind daher affirmative poUtische Sechte, da erstere in 
«inem positiven Handeln der ünterthanen gegenüber der Staats- 
gewalt, letztere in einem positiven Handeln (Leisten) der Staats- 
gewalt für den berechtigten Einzelnen ihren Inhalt finden. 



*) Die Eintheilung der Rechte in affirmative und negative erfolgt im 
Privatrechte meist mit Rücksicht auf den Berechtigten aUein, Unger, System, 
B. I, S. 603; Wächter, Handb. d. Wurttemb. Privatrechtes, B. II, S. 203. 
Doch liegt kein Grund vor, das subjektive Hecht, dessen Inhalt in einer po- 
-sitiven Handlung des Verpflichteten besteht, nicht gleichfalls als positives, und 
jenes, bei welchem der Anspruch auf ein Nichthandeln des Verpflichteten geht, 
als negatives Hecht zu qualificieren. So H. Schulze, Lehrbuch d. deutschen 
-Staatsr.,§. 145 ,S. 805; Preussisches Staatsr., B. I, (2. Aufl.), S. 366; Schilling, 
I^hrbuch für Institutionen, B. II, §. 90: „In Ansehung des Inhaltes sind die 
Rechte entweder jura affirmativa oder negativa, je nachdem sie sich auf 
positives Handeln oder auf Ünterlassungshandlungen beziehen. Die negativen 
Rechte können entweder Unterlassungshandlungen des Berechtigten selbst zum 
"Gegenstände haben, so dass sie in gewissen Befreiungen bestehen (worauf im 
Tomischen Rechte die Ausdrücke immunitaa, vacatio und excusatio gehen) 
oder auch Unterlassungshandlungen eines Anderen, wenn nämlich der Berech- 
tigte verlangen kann, dass ein Anderer Etwas leide oder nicht thue." Wenn 
Wächter, 1. c. S. 204, Note 1 dagegen einwendet, dass man doch „die 
•dinglichen Rechte, denen zunächst bloss eine negative Verpflichtung entspricht, 
•das Eigenthum, das Recht, über ein fremdes Grundstück zu gehen u. dergl.. 
nicht negative Rechte nennen könne**, so besteht beim Eigenthum die recht- 
liche Verpflichtung aller Anderen aUerdings in der Unterlassung jeder 
Handlungsbethätigung an der fremden Sache, während die Vornahme aller 
möglichen und erlaubten positiven Handlungen des Eigenthümers an seiner 
JSache nicht als Ausübung positiver Handlungen gegenüber allen Anderen 
•erscheint, so dass das Eigenthum nach seiner positiven Seite sich als Aus- 
übung einer unbestimmten Anzahl affirmativer Rechte darsteUen würde. Das 
dingliche Recht aber, über ein fremdes Grundstück zu gehen, bleibt immer 
•ein affirmatives Recht, auch dann, wenn man diejenigen Rechte, deren Inhalt 
lediglich in einem Kichthandeln des Verpflichteten besteht — nicht zu ver- 
wechseln mit der Duldungspflicht der positiven Handlung des Berechtigten — 
als negative Rechte bezeichnet. Denn der Inhalt der Servitut besteht in der 
Berechtigung^ die positive Handlung: Gehen über das dienende Grundstück 
<les Anderen — vorzunehmen, und nicht in dem dadurch bedingten Dulden 
dieser Handlung; er liegt nicht in einem Nichthandeln des Verpflichteten. 
V. DftBtscher. 14 
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Die negativen politischen Unterthanrechte hingegen sind solche, 
deren Inhalt eine negative Handlung bildet ; die Befugniss des Be- 
rechtigten liegt hier entweder in dem Nichihandeln, Nichtieisten 
fbr den Staat, oder in einem Nichthandelndürfen der Staatsgewalt 
gegenüber dem Einzelnen. Hieher fallen säromtliche Rechte der 
li. und IV. Kategorie, welch' erstere in Befreiungen') von all- 

') Der juristische Charakter dieser BefreiuDgen als subjektiver offent- 
Ucher Rechte ist von der Theorie keineswegs allgemein anerkannt. Man ver- 
weist darauf — so Laband, Hinschius, Eccius — dass die negativen 
Privilegien, d. i. die Befreiung von öffentlichen Lasten lediglich den Kreis 
der Verpflichteten verringern^ und die Privelegirten sich in derselben Lage, wie 
die schon durch das allgemeine Gesetz Befreiten befinden. — Allein diese 
negativen Rechte, welche nur auf Grund der die öffentliche Pflicht aus- 
sprechenden positiven Norm bestehen können, sind auch nur im Zusammen- 
hange mit dieser Verpflichtungsnorm zu beurtheilen. Hier darf man nicht^ 
wie etwa bei der Liberirung eines privatrechtlichen Schuldners Seitens des auf 
die Forderung verzichtenden Gläubigers argumentiren : der Gläubiger verliere 
dadurch einfach sein Recht, ohne dass aber für den Schuldner ein solches 
entstehe, derselbe befinde sich vielmehr jetzt wieder in der gewohnlichen 
Stellung der Privatrechtspersönlichkeiten zueinander, — in dem gegenseitigen 
Nichtverpflichtet- und Kichtberechtigtsein — gegenüber seinem bisherigen 
Gläubiger. Denn das Verhältniss des Staatsgliedes ist ein wesentlich anderes; 
der Staatsangehörige steht von Vorneherein — ohne Eintritt besonderer rechts- 
erzeugender Thatsachen — zufolge der organischen Natur des Staates zu diesem 
nothwendig in einem Rechtsverhältnisse, kraft dessen er dem Staate bestimmte 
persönliche Dienstleistungen wie auch Sachleistungen zu prästiren hat. Der 
Bestand dieser allgemeinen politischen Lasten ist für den Unterthan der nor- 
male, regelmässige, aus seinem staatlichen Verhältnisse resultirende Zustand. 
Eine Befreiung der von der Verpflichtungsnorm Betroffenen von dieser allge- 
meinen politischen Last, — der Wehrfähigen vom MiUtärdienste, der Steuer- 
pflichtigen von der Steuer — erscheint daher als eine Ausnahme, als eine zu 
ihren Gunsten bestehende Berechtigung. Die Befreiten haben gegenüber dem 
Staate den rechtlichen Anspruch auf Nichtleistung der Last, sie üben in dieser 
Richtung eine Herrschaft über die Staatsgewalt aus, welche die Nichtprästirung 
der für sie relevanten und alle Anderen treffenden persönlichen oder Sach- 
leistung dulden mnss« Auch ist die Lage der Militärbefreiten rechtlich und 
faktisch nicht gleich jener der Militäruntauglichen, als Surrogat die Militärtaze 
Entrichtenden; wer ferner von einem steuerfreien Grundstücke, Hause ein 
steuerfreies Einkommen bezieht, steht nicht gleich Demjenigen, der keine 
Grund*, Haussteuer bezahlt, weil er kein Grundstück, kein Haus und daher 
keinen Ertrag aus solchen Objekten hat. Der Befreite hat ein besonderes Recht, 
dasjenige nicht zu leisten, was alle Anderen, in objektiv gleicher Lage Befind- 
lichen prästiren müssen, ein Vorrecht, das auch in der Praxis als solches ge- 
fühlt wird. — Für die Auffassung dieser Befreiungen als negativer Rechte : 
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gemeinen persönlichen oder Sachleistungen an die Staatsgewalt, die 
letzteren in der Befugniss auf ein Nichthandeln der Staatsgewalt 
bestehen. 

Allgemein üblich ist eine weitere, mit Eücksicht auf den Inhalt 
der politischen Bechte erfolgende Eintheilung derselben in poli- 
tische Bechte im engeren und weiteren Sinne. Erstere sind 
jene, durch welche der Einzelne an der Bildung staatlicher Organe 
Theil nimmt, ihre Organisation schafil oder beeinflusst und zu deren 
Funktionen herangezogen wird; hieher fallen die aktiven Wahl- 
rechte zu den Volksvertretungskörpem, zu staatlichen Verwal- 
tungsorganen, insbesondere zu den mit staatlichen Agenden be- 
trauten Selbstverwaltungskörpem, wie namentlich Gemeinden und 
hohem Communalverbänden, femer die Wahlrechte zu staatlichen 
Gerichten, dann das Becht, in die politischen Wahllisten, in die 
Geschwornenliste aufgenommen zu werden; ebenso das Becht in 
die erste Kammer bemfen zu werden, welches demjenigen Mtgliede 
einer mit der erblichen Herrenhaus würde ausgezeichneten Familie 
zusteht, das durch den Tod des bisherigen Hauptes derselben 
nunmehr an dessen Stelle getreten ist. 

Die Bechte der gewählten Abgeordneten, der Geschworenen 
selbst sind natürlich keine politischen Unterthanenrechte mehr, 
sondern amtliche Bechte dieser Organe. 

Gegenüber dem absoluten Staate, der den Organismus der 
Staatsgewalt fast ausschUesslich durch seine staathchen Organe 
schuf und die staatlichen Aufgaben durch sein berufsmässiges 
Beamtenthum allein besorgte, erbUckte man in dem Bechte des 
Unterthanen, des NichtStaatsorganes, nunmehr selbst an der Bildung 
des Organismus der gesetzgebenden und vollziehenden Gewalt mit- 
zuwirken und in diesen Organismus bemfen zu werden, eine ekla- 
tante Herrschaftsbethätigung desselben über die politische Gewalt. 

Man erkannte und bezeichnete diese Bechte daher als poli- 
tische Bechte xaz'e^oxfiv — droits politiques — als politische Bechte 
im eigentlichen und engeren Sinne. Diese Eintheilung ist auch von 

Unger, System, B. I, S. 61, 503; Thöl, Einleitung in das deutsche Privat- 
recht, §. 36, S. 103; D er n bürg, Pandekten, B. I, §. 85, S. 195, Note 2: 
Bekker, Pandekten, B. I, §. 26, S. 92; v. Gerber, Grundzüge, §. 53, Note 5, 
S. 195; H. Schulze, Lehrb. d. deutschen Staatsr., §. 156, 158; BShr, der 
Rechtsstaat, §. 12, §. 31, S. 96. 

14* 
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praktischer Bedeutung: Wo die Gesetzgebung den Verlust der poli- 
tischen Eechte als Folge einer Verurtheilung ®) ausspricht, sind darunter 
die politischen Bechte im engeren Sinne zu verstehen. Sie haben in 
der Begel die Staatsangehörigkeit zur Voraussetzung, obwohl einzelne 
dieser Bechte ausnahmsweise auch Fremden zuerkannt sind. Wenn 
Held in seinem Systeme des Verfassungsrechtes der monarchischen 
Staaten Deutschlands den Charakter dieser politischen Bechte im 
engern Sinne „als Bechte'' läugnet (S. 251 flf.) — er zählt hiezu 
,.die Uebernahme eines öffentlichen Amtes, die Vornahme und 
Annahme politischer Wahlen, die Uebernahme des SchöflFen- oder 
Geschwornenamtes — und dieselben nur als „Pflichten des dazu 
geeigneten und vom Gesetze oder vom Staate berufenen Bürgers" 
erkennt, so ist dagegen zu bemerken, dass die „uebernahme eines 
öffentlichen Amtes'' überhaupt kein öffentlich-staatUches Becht ist, 
man mag darunter die gesetzliche Fähigkeit verstehen, ein staat- 
liches Amt zu übernehmen (Aemterfähigkeit), oder die rechtliehe 
Pflicht zur Annahme eines Amtes, z. B. die Pflicht des gewählten 
Mitgliedes einer Gemeindevertretung, dieses Amt nun auszuüben. 
Ein Becht auf ein Amt giebt es nicht. 

Ebenso ist die „Annahme politischer Wahlen" kein politisches 
Becht im technischen Sinne, und wird auch nicht zu den poUti- 
schen Bechten im engeren Sinne gezählt. Aber selbst wenn die 
politischen Bechte im engeren Sinne, wie die Wahlrechte, von den 
ünterthanen im konkreten Falle ausgeübt werden müssten, so würde 
ihnen dadurch noch nicht der Charakter von Bechten genommen; 
denn eine grosse Anzahl öffentlich-staatlicher Bechte — man denke 
an die Bechte der Staatsorgane — sind in Betreff ihrer Geltend- 
machung im konkreten Falle nicht in das Beheben des Berech- 
tigten gestellt, sondern müssen ausgeübt werden. Wenn auch die 
dem A über B zustehende rechtliche Macht im konkreten Falle 
bethätigt werden muss — Becht (und Pflicht) des Staates, die 
Steuer von B zu erheben, ihn vor Gericht zu laden, zum Militär- 
dienste heranzuziehen — so bleibt sie desshalb nichtsdesto- 
weniger eine rechtliche Macht des Staates über die andere Persön- 



') So in den Reichsrathsländern, §. 23 des Gesetzes ▼. 25. Juli 1867, 
R.-G.-Bl. Nr. 101 über die VerantworÜichkeit der Minister; St.-P..O., §. 421 
bis 426 in Betreff des Verlustes der „staatsbürgerlichen" Rechte dnrch Urtheil 
im Ungehorsamsverfahren gegen Abwesende und Flüchtige. 
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lichkeit in der bestimmten einzelnen Sichtung, d. h. sie bleibt ein 
subjektives staatliches Becht. 

Bei den politischen Wahlrechten besteht nun aber nicht einmal 
eine Pflicht zu ihrer Ausübung; dieselbe ist vielmehr rechtlich dem 
Belieben des Unterthanen überlassen und nur ganz ausnahmsweise 
finden sich in einzelnen Verfassungen nachtheilige Folgen auf die 
Nichtvornahme parlamentarischer Wahlen gesetzt. Bei den politischen 
Wahlrechten äussert sich die rechtliche Macht der Unterthanen gegen- 
über der Staatsgewalt darin, dass dieselben den Organismus der Staats- 
gewalt zum Theile selbst bilden und damit dem staatlichen Wollen und 
Handeln seinen Inhalt setzen; daher müssen diese politischen Wahl- 
rechte namentlich auch mit Eücksicht auf die Art der Bildung des Or- 
ganismus der staatlichen Gewalten und der Erzeugung des Staats- 
willens im absoluten Staate — als ölBfentliche Eechte der Einzelnen 
aufgefasst werden. Lab and allerdings spricht den aktiven Wahl- 
rechten den Charakter subjektiver Bechte^) ab, sie seien nur der 
Eeflex des objektiven Verfassungsrechtes. Anderseits hat man die 
Behauptung aufgestellt (Merkel, Bernatzik, Jellinek, *®) dass der 
Einzelne sein Wahlrecht nicht als Individuum, sondern als Staats- 
organ ausübe. 

Allein die Wähler zur Volksvertretung sind ebensowenig staat- 
liche Organe der gesetzgebenden Gewalt — denn nur als solche 
könnten sie erscheinen — als die Wähler zu staatlichen Selbst- 
verwaltungskörpern oder Gerichten etwa Organe der vollziehenden 
oder richterlichen Gewalt darstellen. Staatliche Organe sind nur jene 
persönUchen Glieder, welche an der Bildung des souveränen Staats- 
willens unmittelbar theilnehmen und bei dessen Ausflihruug mit- 
wirken. Durch die politischen Wahlen aber nehmen die Wähler 
nicht unmittelbar an der Bildung des Staatswillens oder dessen 
Ausführung Theil, sie schaflFen vielmehr nur einzelne Orgaiie der 
gesetzgebenden und vollziehenden, richterlichen Gewalt, sie üben 
dadurch Einfluss auf die Organisation der Staatsgewalt, ohne aber 
selbst schon Organe derselben zu sein. Auch die Wahlkörper sind 
keine gesetzgebenden oder vollziehenden Organe, sodass die in die- 



, ») Lab and, Staatsr., B. I, S. 308. 
*^) Merkel, Encyclopädie, §. 438; Jellinek, System der subjektiven 
öfTenllichen Rechte, S. 151 ff. ; Bernatzik, Kritische Studien über den Begriff 
der juristischen Person etc. im Archiv für öffentliches Hecht, V, S. 310, Note 319. 
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selben eiDgereihten Wähler etwa als Organtheile erscheinen könnten, 
es ist vielmehr die Majorität der Einzelstimmen eines bestimmten 
nicht zur Willensfahigkeit organisirten Bnichtheiles der Bevölkerung, 
welche den Abgeordneten erzeugt. Bichtig ist es, dass das politi- 
sche Wahlrecht sowohl im Einzelinteresse als auch im Gemeininter- 
esse ausgeübt wird : wenn man aber schon in dem auf Grund des 
Gesetzes erfolgenden „Handeln fttr den Staat" das Moment erblicken 
wollte, welches den Einzelnen zum Staatsorgan macht, dann würden 
die Staatsangehörigen auch bei Erfüllung der im staatlichen Interesse 
auferlegten politischen Pflichten, z. B. bei der Steuerzahlung "), 
als Staatsorgane fungiren. Der Begrifif „Staatsorgan" erhielte eine 
Verallgemeinerung, die ihn als wertlos erscheinen liesse. 

Und welche fluctuirende Masse von — sich ihrer Organschaft 
vielfach unbewussten — politischen Organen bestünde zu Folge 
dieser Auifassung — darunter Kinder, Minderjährige, Frauen, — 
ohne irgend welche Funktion ausser zur Zeit der Wahlen, und 
selbst dann vollkommen frei rücksichtlich der Ausübung ihres 
Organrechtes, ohne jede rechtliche Verpflichtung zur Erfüllung 
ihrer, einen Augenblick währenden staatlichen Funktion! 

Alle anderen politischen ünterthanenrechte hingegen, deren 
Inhalt nicht die Befugniss verleiht, an der Schaffung des Organismus 
der Staatsgewalt mitzuwirken, oder zu der Ausübung staatlicher 
Funktionen herangezogen zu werden, sind politischeBechteim 
weiteren Sinne. Sie werden oft — inkonsequenter Weise — als 
„bürgerliche Bechte der Unterthanen", droits civils, bezeichnet. 
Allein dieser Begriff soll nur auf die Privatrechte der Unterthanen 
angewandt werden, da man ja auch unter „bürgerlichem Bechte" 
im objektiven Sinne die Eechtsnormen für den Verkehr der Ein- 
zelnen — das objektive Privatrecht — begreift. 

Man hat diese Scheidung der staatlichen Bechte der Unter- 
thanen in politische und bürgerliche damit begründet, die ersteren 
seien die Bechte der Einzelnen auf aktive Theilnahme am Verfas- 
sungsleben, die „bürgerlichen Bechte" hingegen enthielten eine 
Leistung der Staatsverwaltung an den Einzelnen. 

Allein abgesehen davon, dass die Verschiedenartigkeit des 
rechtlichen Verhaltens der verpflichteten Staatsgewalt (Dulden, 

**) So Fricker, Die Persönlichkeit des Staates, in der Tübinger Zeit- 
schrift, B. XXV, J. 1869. S. 41. 
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positive Leistung, Nichthandeln) bei den einzelnen Kategorien der 
politischen Sechte kein genügender Grund ist, die ihr gegenüber 
bestehenden öffentlichen Rechte der Unterthanen nicht einmal 
unter einen einheitlichen Begriff — den der politischen Unter- 
thanenrechte — zusammenzufassen, so ist das angegebene Krite- 
rium rücksichtlich vieler dieser „bürgerlichen Sechte" nicht zu- 
treffend; es tritt überhaupt nur bei den politischen Rechten im 
weiteren Sinne der dritten Kategorie ein, während es auf jene der 
ersten, und vierten, insbesondere aber der zweiten Kategorie keine 
Anwendung findet. 

Man erklärte auch, die politischen Rechte seien erst vom 
Staate geschaffen und den Bürgern verliehen, während die bürger- 
lichen Rechte zum Theile, — dabei hatte man insbesondere die 
Grundrechte, namentUch die allgemeinen politischen Rechte der 
ünverletzlichkeit der Person und ihrer Güter vor Augen — den 
Menschen schon von Natur aus zukämen. Allein alle politischen 
Rechte der Unterthanen, auch das Recht der Persönlichkeit wie 
der Unverletzlichkeit ihrer Sach- (Rechts-)güter, wie auch die Be- 
freiungen von politischen Lasten sind denselben erst mit dem Staate, 
durch ihn und sein öffentliches Recht gegeben. 

Man kann aber auch die Bezeichnung der politischen Rechte 
im weiteren Sinne als bürgerliche Rechte der Unterthanen nicht 
damit rechtfertigen, es seien diess eben jene Rechte, welche den 
„Bürgern", also den Angehörigen des Staates zukommen. 

Denn dann müsste man einerseits gerade die politischen Rechte 
im engeren Sinne zu den „bürgerlichen Rechten" zählen, da sie 
in der Regel nur den Staatsangehörigen zustehen, einen Theil der 
sogenannten „staatsbürgerUchen Rechte" ausmachen, welche eben 
die Staatsangehörigkeit zur Voraussetzung haben ; und andererseits 
würden viele dieser „bürgerlichen Rechte" diese Bezeichnung nicht 
verdienen, nämlich alle jene poUtischen Rechte, deren auch die 
Fremden theilhaftig sind, so gerade das Recht der Unverletzlich- 
keit der Persönlichkeit, die Rechte auf Schutz und Hilfe durch 
die Staatsorgane, auf Benützung staatlicher Anlagen, das politische 
Realrecht der Steuerfreiheit etc. 

3) Mit Bezug auf die Art der Persönlichkeit, welche Subjekt 
der politischen Unterthanrechte ist, kann man politische Kor- 
porationsrechte und politische Individualrechte unterscheiden. 
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Erstere sind solche, welche nur einer Korporation — Gesammipersön- 
liehkeit — zukommen können; so z. B. das Becht eines Vereines- 
auf Bescheinigung seines Bestandes Seitens der Landesstelle. ^*) 

Die politischen Individualrechte hingegen sind jene, deren der 
Einzelne in seiner Eigenschaft als staatliches Glied theilhaftig ist. 
Insoweit die Gesammtpersönlichkeiten in denselben rechtlichen 
Verhältnissen und Beziehungen zum Staate stehen, wie die Ein- 
zelnen, sind sie gleichfalls Inhaber politischer Individualrechte, so 
z. B. der Wahlrechte, der politischen Eealrechte, der Rechte auf 
Schutz und Hilfe durch die Staatsorgane, des Bechtes der Steuer- 
und Gebtihrenfreiheit. 

4) Eine besonders wichtige Eintheilung der politischen Unter- 
thanenrechte ergibt sich aus dem Momente der Staatsangehörigkeit. 
Mit Eücksicht darauf theilen sich die politischen Bechte in staats- 
bürgerliche und nichtstaatsbtirgerliche Bechte. 

Hier im Staatsrechte ist der Unterschied zwischen Einheimi- 
schen und Fremden von Bedeutung; absehend von der grösseren 
öflfentlich-rechtlichen Bechtsfähigkeit **) der Staatsangehörigen ist 
auch das öffentliche Bechtsverhältniss zwischen dem Staate und 
seinen eigenen Gliedern inhaltlich weit reichhaltiger als jenes zwi- 
schen ihm und den Fremden, es ist reicher an politischen Bechten 
wie an solchen Pflichten. 

Wenn die Fremden auch heute nicht, wie ursprünglich, dem 
Staate gegenüber rechtlos erscheinen, vielmehr gleichfalls als freie 
und unverletzliche Persönlichkeiten anerkannt werden und vieler 
politischer Bechte theilhaftig sind, so lässt sich dennoch ein Komplex 
von politischen Unterthanenrechten ausscheiden, welche regelmässig 
nur den eigenen Staatsangehörigen zustehen. Der Inbegriff dieser 
politischen Bechte, welche die Staatsangehörigkeit zur Voraus- 
setzunghaben, macht die staatsbürgerlichen Bechte aus. 

Einige dieser staatsbürgerlichen Bechte setzen die Staatsangehö- 
rigkeit begrifflich voraus, so das Auswanderungs-(Options-)Becht,. 
wohl auch die Militärbefreiung, (da die civilisirten Staaten die Fremden 
nicht der Wehrpflicht ^*) unterwerfen), andere hingegen sind nur durch 

") Ges. V. 15. November 1867, R.-G.-Bl. Kr. 134, §. 9. 
»») S. III. Lieferung, S. 7—14. 

^*) Ansässige Fremde können höchstens in ausserordentlichen Fällen bei 
Bedrohung der blcherheit der Person und des Eigenthums im Orte für desseik 
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die Gesetze der Staaten, welche in dieser Beziehung im Wesent- 
liehen übereinstimmen — den Staatangehörigen allein zuerkannt. 

Zu den staatsbürgerlichen Eechten gehören nun das Auswiande- 
rungs-(Options-)Recht, die aktiven Wahlrechte zu den Volksvertretungs- 
und staatlichen Selbstverwaltungskörpern, wie auch zu öffentlichen 
Gerichten, die Rechte auf Aufnahme in die politischen Wahllisten 
und Geschwomenlisten, dessgleichen die Beklamationsrechte; femer 
das Recht auf Schutz und Hilfe im Auslande durch die auswärtigen 
Verwaltungsorgane des Heimatsstaates, das Recht der Militärbe- 
freiung, das Recht auf Armenversorgung, **) (in der Regel allerdings 
durch die Gemeinden, Armenverbände etc. besorgt, in letzter In- 
stanz aber dennoch der staatlichen Gemeinschaft obliegend), und 
endlich die durch die Nationalität begründeten Rechte. 

Aber auch das Recht der politischen Persönlichkeit hat flir 
die Staatsangehörigen einen reicheren Inhalt, als für die Fremden ; 
diese letzteren können eine Reibe von positiven Handlungen, deren 
freie Ausübung den Staatsangehörigen rechtlich gestattet ist, ent- 
weder gar nicht oder nur unter bestimmten Voraussetzungen, z. B. 
bei bestehender Reciprocität vornehmen; so können Fremde in 
den Reichsrathsländern an politischen Vereinen '^) nicht theil- 



Schutz und Vertheidigung durch die Inwohner zu vorübergehendem WafTen- 
dienste herangezogen werden. — Als im nordamerikanischen Freistaate Wis- 
consin zur Zeit des Bürgerkrieges englische Unterthanen (Landsassiaten) in die 
Milizen eingereiht wurden, ward die in der Depesche Lord Lyons vom 
29. Nov. 1862 dagegen erhobene Einsprache als prinzipiell begründet anerkannt. 

") Heimatsgesetz v. 3. Dezember 1863, .R.-G.-Bl. Nr. 105, §. 2: „Kur 
Staatsbürger können das Heimatsrecht in einer Gemeinde erwerben. ** 

*^) Da das Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte der Staats- 
bürger im Artikel 12 bestimmt, dass die „österreichischen Staatsbürger das 
Recht haben^ sich zu versammeln und Vereine zu bilden," so entsteht die 
Frage, in welcher rechtlichen Lage sich die Ausländer in dieser Beziehung 
befinden? Der Fall der Bildung eines nichtpolitischen Vereines von Aus- 
ländern im Inlande ist im Vereinsgesetze vom 16. November 1867 nicht vor- 
gesehen. Können nun Ausländer die Handlungen : Vereinsbildung, Abhaltung 
einer Versammlung — abgesehen von den Bestimmungen der §§. 30 des Ver- 
einsgesetzes und §. 8 des Gesetzes über das Versammlungsrecht — unter den- 
selben Bedingungen wie die Staatsangehörigen frei ausüben oder bedürfen sie 
hiezu einer behördlichen Bewilligung ? Nach der Praxis der Landesstellen 
wie auch des Ministeriums des Innern werden Ausländer in Bezug auf Vereins- 
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nehmen, nicht Unternehmer, Ordner oder Leiter einer Versamm- 
lung zur Berathung öffentllieher Angelegenheiten sein, keine 
Unterrichts- und Erziehungsanstalten gründen und an solchen Un- 
terricht ertheilen, ") die ärztliche Praxis, die Advokatur nicht aus- 
üben, selbst wenn sie an einer inländischen Universität zu Doktoren 
promovirt wurden, sie können nicht verantwortliche Eedakteure 
•einer periodischen Druckschrift sein, freie Gewerbe nur unter 
Nachweis der formellen Seciprocität Seitens ihres Heimatstaates 
gegenüber von Oesterreich-Ungam ausüben, widrigenfalls sie einer 
förmlichen Zulassung von der politischen Landesstelle bedürfen. 
Ebenso sind ausländische Aktiengesellschaften und Commandit- 
Gesellschaften auf Aktien, Versicherungsgesellschaften rücksichtlich 
ihres Geschäftsbetriebes in den ßeichsrathsländem besonderen Vor- 
schriften ^*) unterworfen. Und auch nach der negativen Seite hin 



bildung und Abhaltung einer Versammlung den Inländern gleich gehalten 
lind wird die in Gemässheit der §§. 4 und 6 des Vereinsgesetzes erstattete 
Anzeige von der beabsichtigten Bildung eines nichtpolitischen Vereines 
Seitens ausländischer Proponenten, wenn kein Anstand obwaltet, genau so 
zur Kenntniss genommen, als ob sie von Inländern überreicht wordei) wäre; 
«s erfolgt somit keine behördliche Bewilligung der Vereinsbildung. Das Mi- 
nisterium des Innern hat mit Erlass vom 16. November 1871, Z. 16098 ent- 
schieden, dass zur Entgegennahme der Anmeldung der beabsichtigten Bildung 
-solcher (nichtpolitischer) Vereine von Ausländem die Statthalterei im eigenen 
Wirkungskreise kompetent sei und „dass hinsichtlich der Anwendbarkeit des 
Vereinsgesetzes vom 15. November 1867 überhaupt bemerkt werden müsse, 
4ass auch Vereine von Ausländern, die ihren Sitz im Inlande haben, 
nach diesem Gesetze zu behandeln sind** (s. Zeitschrift f. Verwaltung, 
J. 1872, Nr. 27, S. 107). — Die Bildung eines Zweigvereines von aus- 
ländischen Vereinen im Inlande bedarf jedoch (im Sinne des §. 11 des 
Vereinsgesetzes) von Fall zu Fall der besonderen Bewilligung des Ministeriums 
<les Innern, welchem unter Vorlage der Statuten des zu bildenden Zweigvereine.s 
<ler Nachweis des legalen Bestandes des ausländischen Stammvereines zu er- 
bringen ist (Erl. d. Minist, d. Innern vom 26. März 1884, Z. 4576, Zeitschrift 
/. Verwaltung, J. 1884, Nr. 36, S. 146/47.) Freund, Oesterr. Vereins- und 
Versammlungsgesetz, Eriäut. (Wien 1885). S. 24, 47. 

^^) Art. 17 des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen Rechte der 
■Staatsbürger; Ges. v. 14. Mai 1869, R.-G.-Bl. Nr. 62, §. 68—70. (Auch nach 
<lem provisorischen Gesetze v. 27. Juni 1850, R.-G.-BL Nr. 309 über den Privat- 
unterricht, §. 3 ,' in besonders rücksichts würdigen Fällen konnte die Landesschul- 
behorde von der Bedingung der österreichischen Staatsbürgerschaft dispensiren). 

") Kaiserliche Verordnung v. 29. November 1865, R.-G.-Bl. Nr. 127 
..,Ueber die Zulassung ausländischer Aktiengesellschaften und Commanditgesell- 
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des Rechtes der politischen Persönlichkeit tritt die verminderte 
Bechtsstellung der Fremden hervor. Die Staatsgewalt darf ihnen 
gegenüber rechtliche Eingriffe vornehmen, welche ihr gegen Ein- 
heimische nicht zustehen, wie: Abweisung an der Staatsgrenze, 
Ausweisung ^^) aus dem Staate, Erschwerung ihres Aufenthaltes 
durch Aufstellung besonderer Bedingungen, Auslieferung ^^ an den 
competenten requirirenden Staat, in dessen Gebiet der hierlands 
ergriffene Fremde ein Verbrechen begangen hat. 

Die rechtliche Thatsache, dass diese genannten staatsbürgerlichen 
Bechte regelmässig nur den Staatsangehörigen zustehen, erleidet aller- 
dings vereinzelte Ausnahmen, theils durch die Gesetzgebung selbst, 
theils in Folge von Staatsverträgen und Verwaltungsverfögungen. 
Danach können Fremde im Auslande das Becht auf völkerrecht- 
lichen Schatz Seitens einer fremden Staatsgewalt haben, so insbeson- 
dere die Schutzgenossen eines Staates, es kann ihnen eine Er- 
weiterung des Bechtes der politischen Persönlichkeit namentlich 
rücksichtlich des Wohnens im fremden Staate durch Niederlassungs- 
verträge 2^) zwischen ihrem Heimats- und Aufenthaltsstaate zu- 
kommen, ja sie können sogar Inhaber politischer Bechte im engeren 
Sinne sein. So sind in den Beichsrathsländem Ausländer bei Vor- 
handensein der gesetzlichen Voraussetzungen wahlberechtigt zu 
den auch als staatliche Verwaltungsorgane fungirenden Handels- 
kammern, in Triest sind dort ansässige Ausländer unter den ge- 
setzliehen Bedingungen wahlberechtigt (aber nicht wählbar) zum 
Stadtrathe und daher auch zum Landtage ; so besitzen in einigen Ein- 



schaften auf Aktien, mit Ausschluss Von VersicherungsgeseHschaften, zum Ge- 
schäftsbetriebe in Oesterreich; Gesetz vom 29. März 1873, H.-G.-Bl. Kr. 42, 
„in Betreff der Zulassung von ausländischen Versicherungsgesellschaften zum 
Geschäftsbetriebe in den im Keichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern." 

*•) Verordnung v. 3. Mai 1863, R.-G.-Bl. Nr. 82 über die polizeiliche 
Behandlung der Ausländer in Oestdrreich, §. 20: „Stellt sich der Aufenthalt 
eines Ausländers in Oesterreich aus Rücksichten der öffentlichen Ordnung 
oder Sicherheit als unzulässig dar^ so kann derselbe, selbst wenn dadurch auch 
kein strafgerichtliches Verfahren gegen ihn begründet wird^ ohne weiters ausser 
Landes geschafft werden«; Ges. ▼. 27. Juli 1871, R.-G.-Bl. Nr. 88, §. 2, 
Absatz 5. — Ueber die Landesverweisung in Folge strafrechtlicher Verurtheilung 
s. IIL Lieferung, S. 8, Note 1. 

••) S. III. Lieferung, S. 8 (Note 7) ff. 

•>) S. III. Lieferung, S. 13. Note 10. 
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zelstaaten der United-States auch solche Personen die electorcd 
franchise, daher auch das Wahlrecht zum Oongresse, welche nicht 
die national citizenship innehaben. 

Wenn nun die staatsbürgerlichen Rechte auch regelmässig 
nur den Staatsangehörigen zustehen, so folgt daraus natürlich nicht, 
dnss sie insgesammt jedem Staatsbürger zukommen, da ja auch sin- 
gulare Bechte, wie die Wahlrechte, Militärfreiheiten unter dieselben 
fallen. Nur die allgemeinen staatsbürgerlichen Rechte, wie das 
Auswanderungsrecht, das Recht auf völkerrechtlichen Schutz im 
Auslande, das Recht der politischen Persönlichkeit stehen der 
juristischen Idee nach jedem Staatsangehörigen zu. 

Aus dem Gesagten erhellt auch das Verhältniss der Begriffe : 
Politische Rechte der Unterthanen, staatsbürgerliche Rechtt^ 
und politische Rechte im engeren Sinne. Der erste Begriff 
ist der weiteste, und enthält die beiden anderen in sich; hingegen 
bilden die politischen Rechte im engeren Sinne einen Theil der 
staatsbürgerlichen Rechte. Es erscheint daher unzutreffend, wie 
dies so oft in der Theorie und positiven Gesetzgebung — so auch 
in der österreichischen Verfassungsurkunde vom 25. April 18482^) — 
der Fall ist, von staatsbürgerlichen und politischen Rechten 
der Unterthanen zu sprechen ; denn man kann nicht bei einer Auf- 
zählung einen Theil der Rechte dem Ganzen derselben gegenüberstellen. 

ft) Eine besondere Gruppe unter den politischen Rechten bilden 
ferner die politischen Real rechte. 

Diess sind jene Rechte, welche an den Besitz einer unbe- 
weglichen Sache — eines Grundstückes, Hauses — geknüpft sind, 
und mit dem Eigenthume an der Sache auf den jeweiligen Er- 
werber tibergehen. Wenn zur x^usübung eines solchen Realrechtes 
noch gewisse persönliche Qualitäten gefordert sind, so z. B. in 
Tirol der Adel in der Wählerklasse des grossen Grundbesitzes, und 
diese dem* neuen Erw43rber fehlen, so kann das Recht solange nicht 
ausgeübt werden (jus dorraiens), bis diese Qualitäten in der Person 
des Eigenthümers wieder vorhanden sind. 

Solche Realrechte sind z. B. : Das mit dem Besitze eines be- 
stimmt qualificirten Gutes verbundene politische Wahlrecht, die 



**) „Verfassungsurkunde des österreichischen Kaiserstaates III, 

Staatsbürgerliche und politische Rechte der Staatseinwohner. "* 
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einem bestiminten Grundstücke, Hause zuerkannte Grundsteuer-, 
Haussteuer-Freiheit. Von diesem Be airechte der Steuerfreiheit ist 
natürlich die persönliche Steuerfreiheit zu unterscheiden, welche 
gewissen Kategorien von Unterthanen, so z. B. den Mitgliedern 
regierender Familien, den staudesherrlichen Familien für ihre 
Domanialgrundstücke, für ihre zu den Standesherrschaften gehörigen 
Gebäude zukommt. Hier ist die Steuerfreiheit mit der Person und 
nicht mit der Sache verbunden, daher für solche Objekte, wenn 
sie nicht mehr im Besitze standesherrlicher Familien wären, das 
negative Privilegium nicht bestünde. 

Wenn das politische Becht hingegen an ein bestimmtes Bechts* 
verhältniss gebunden ist, z. B. die Steuerfreiheit gewisser Wert- 
papiere, oder der mit der Tapferkeitsmedaille verbundenen Bezüge, 
so ist dasselbe ein Kausalprivilegium. 

6) Die politischen Bechte zerfallen ferner in wesentliche, 
unentbehrliche und in unwesentliche oder entbehrliche Bechte. 

Der Massstab der Beurtheilung ist hier natürlich kein ab- 
soluter, und die Wertschätzung eines Theiles der politischen Bechte 
abhängig von der staatlichen und gesellschaftlichen Entwicklung, 
den politischen und socialen Ideen, welche die Zeit bewegen, den 
konkreten Verhältnissen eines Staates, wie auch der politischen 
Parteistellung. Gewiss wird man das Becht der politischen Per- 
sönlichkeit, der UnverletzUchkeit der Sachgüter, das Heimatsrecht, 
das Becht auf Bechtsschutz, auf Benützung der grossen Mittel, 
welche die Gemeinschaft der Entwicklung des Einzelnen bietet, als 
wesentliche Bechte, hingegen die meisten singulären Bechte, nament- 
lich die negativen Privilegien der U. Kategorie, wie auch die politi- 
schen Ehrenrechte als unwesentliche Bechte erkennen. Die wesent- 
lichen politischen Bechte sind daher auch allgemeine Bechte, d. h. 
sie stehen der Idee nach jedem Staatsangehörigen zu. 

Dagegen ist das Urtheil in Betreff des politischen Wahlrechtes 
zur Volksvertretung ein getheiltes. Man erklärt dasselbe, nament- 
lich von demokratischer und socialdemokratischer Seite, als Voraus- 
setzung und Bedingung der politischen Freiheit des Einzelnen, als 
Konsequenz des abstrakten Begriffes der Persönlichkeit, daher es 
Jedermann — ganz unabhängig von den konkreten Verhältnissen — 
zustehen müsse; das allgemeine Wahlrecht sei die Grundlage wahr- 
haft repräsentativer Einrichtungen, deren alle Völker bedürfen. 
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Von anderer Seite verweist man hingegen darauf, dass das 
Wahlrecht nicht lediglich im Interesse des Einzelnen, sondern anch 
des Staates selbst bestehe, zur Förderung seines einheitlichen 
organischen Lebens, daher der Staat das Zusammentreffen derjenigen 
Voraussetzungen in der Person des Wählers verlangen müsse, welche 
er als Garantie genügender poUtischer Einsicht und Gharakter- 
tüchtigkeit, um auf die Segelung der Staatsangelegenheiten Einfluss 
zu üben, gesetzlich feststellt; man betont, dass es kein absolutes 
Wahlsystem gebe und dass das Wahlrecht nicht etwa ein ange- 
borenes Menschenrecht sei. 

7) Mit Bücksicht auf den Zweck theilen sich die politischen 
Unterthanenrechte in solche, bei welchen die Ausübung unmi ttel- 
bar Selbstzweck ist und in solche, bei welchen sie nur als Mittel 
zur Erreichung eines femerliegenden Zweckes dient. Zu den ersteren 
gehören z. B. das Auswanderungs-, Options-Becht, das Heimatsrecht, 
die Militär-, Steuer-Freiheit ; zu den letzteren die Bechte auf Schutz 
und Hilfe Seitens der Staatsorgane, die Beklamationsrechte gegen 
Wahllisten und Wahlausübung. Bei der Geltendmachung des 
Bechtsschutzanspruches ist nicht das erwirkte ürtheil (Exekution) 
Endzweck, sondern dieser hegt im Schutze des durch den 
Einzehien oder die öffentliche Gewalt verletzten oder entzogenen 
Bechtsgutes; ebenso ist beim Ansuchen um Baubewilligung nicht 
die ertheilte Erlaubniss zum Bauen der Endzweck des Berechtigten, 
sondern die beabsichtigte Bauf&hrung. 

Von diesem Gesichtspunkte aus zerfallen die politischen Bechte in 
Hilfsrechte und in solche, deren Ausübung Selbstzweck ist. 

8) Endlich ergibt sich eine Eintheilung der poUtischen Bechte 
— nach einem rein äusseren Gesichtspunkte — in solche, welche 
in der Verfassung gewährleistet sind und in solche, bei 
welchen diess nicht der Fall ist. 

Gewisse politische Bechte (Grundrechte) nämUch, welchen der 
constitutionelle Bechtsstaat dnen besonders hohen Werth beilegt, 
hat man in den meisten Staaten^') in die geschriebenen Ver- 



") P reu SS. Verf. v. 31. Jänner 1850, Titel II: „Von den Rechten 
der Preussen" — Titel IX, Art. 107; Baier. Verf. v. 26. Mai 1818. Titel IV: 
„Von allgemeinen Rechten und Pflichten"; — Titel X: „Von der Gewahr 
der Verfassung'', §. 7 u. Ges., die ständische Initiative betreffend, ▼. 4. Juni 1848, 
Art. 6; Königlich Sächsische Verf. v. 4. September 1831, III: „Von den 
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fassungsurkunden — Staatsgrundgesetze — aufgenommen und damit 
ihren Bestand durch die erschwerte Form der Verfassungsänderung 
überhaupt zu sichern getrachtet. Diese Unterscheidung macht auch 
das Staatsgrundgesetz der Beichsrathsländer vom 21. Dezember 1867, 
B.-G.-Bl. Nr. 143 über die Ensetzung eines EeichsgerichteS; indem 
es im Artikel 3, lit. b) „die Beschwerden der Staatsbürger wegen 
Verletzung der ihnen durch die Verfassung gewährleisteten politischen 
Rechte" der Judikatur des allgemeinen Verwaltungsgerichtshofes 
entzieht und der Kompetenz des Beichsgerichtes unterwirft. 

unter Verfassung ist hier nicht der Inbegriff der Verfassungsge-^ 
setze im materiellen Sinne zu verstehen, zu welchen beispielsweise wohl 
auch das Gesetz über dieMinisterverantwortlichkeit vom 24. Juli 1867 
gehört, sondern das objektive Verfassungsrecht im formellen 
Sinne; d. h. diejenigen Gesetze, welche als Grundgesetze, Staats- 
grundgesetze **) erklärt und mit einer erhöhten formellen Gesetzeskraft 



aUgemeinen Rechten und Pflichten der Unterthanen", — Titel VIII : „Gewähr 
der Verfassung, §. 162; Württemb. Verf. y. 25. September 1819, Drittes^ 
Kapitel: >;Von den allgemeinen Rechtsyerhältnissen der Staatsbürger", — 
Neuntes Kapitel, §.176; Badische Verf. v, 22. August 1818, II: „Staats- 
bürgerliche und politische Rechte der Badener, und besondere Zusicherungen**^ 

- IV, §. 64; Hessische Verf. ▼. 17. Dezember 1820, Titel Ilf: „Von 
den allgemeinen Rechten und Pflichten der Hessen*', — Titel X: „Von der 
Gewähr der Verfassung", Art. 110; Oldenb. Verf. v. 22, November 1862,. 
II. Abschnitt: „Von den staatsbürgerlichen Rechten und Pflichten im AUge- 
meinen*', — XI. Abschnitt: „Von der Gewähr der Verfassung**, Art. 212; 
Braunschw. Verf. v. 12. Oktober 1832, Zweites Kapitel: „Von den aUge- 
meinen Rechten und Pflichten der Unterthanen**, — Dritter Titel, 1. Abschnitt,. 
§. 141, 142; Verf. v. Koburg u. Gotha v. 3. Mai 1852, „Abschnitt II: 
„Von den Staatsangehörigen und Staatsbürgern und ihren allgemeinen Rechten 
u. Pflichten**, — Abschnitt VII, §. 112; Verf. v. Wal deck ▼. 17. August 1852,. 
Titel III : ,, Von den Staatsangehörigen**, — Titel X, §. 96 ; V e r f. v. R e u s s ä. L^ 
V, 28. März 1867, III. Abschnitt: „Von den Staatsangehörigen, deren allge- 
meinen Rechten und Pflichten*', — VUI. Abschnitt: „Von der Gewähr der 
Verfassung'*, §. 90; Verf. der freien Hansestadt Bremen v. 17. Nov. 1875^ 

— Zweiter Abschnitt: „Von den Rechten der. Bremischen Staatsgenossen**, — 
Dritter Abschnitt, Titel III, §. 67. 

**) Bericht des Verfassungsausschusses zu Artikel 3, lit. b: „Dadurch^ 
dass die Ingerenz des Reichsgerichtes auf jene Fälle beschränkt ist, in welchen 
es sich um Verletzung der durch die Verfassung, d. i. durch die Staats- 
grundgesetze gewährleisteten politischen Rechte handelt — und dass solche 
Beschwerden nur zulässig sind, wenn die Angelegenheit vorher im administra- 
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ausgerüstet sind, also nur mit qualificirter Majorität abgeändert 
werden können. 

Als solche formelle Verfassungsgesetze des Staates der Beichs- 
rathsländer erscheinen heute nach §. 15 des Gesetzes vom 2. April 1873, 
E.-G.-Bl. Nr. 40 25): 

1) Das Gesetz vom 21. Dezember 1867, E.-G.-Bl. Nr. 141, 
-wodurch das Grundgesetz über die Beichsvertretung vom 26. Fe- 



tiven Wege ausgetragen ist — erscheint jede Besorgnis vor einem Eingriffe in 
<lie Befugnisse der Administrativgewalt ausgeschlossen. Anderseits ist der 
Schutz der durch die Staatsgrundgesetze gewährleisteten politischen 
Rechte wichtig genug, um eine Beschwerde an ein höchst stehendes Gericht 
auch gegen die Ansichten der Administrativbehörden zuzulassen; denn es han- 
delt sich hier um den Schutz der Verfassung selbst, insofeme sie dem Ein- 
zelnen Rechte gewährt" . . . (32. Sitzung des Abgeordnetenhauses, IV. Session, 
S. 774 d. Stenograph. Prot.). — Kissling^ Reichsgericht u. Verwaltungsgerichtshof 
^Wien 1875), S. 16. — Eine gesetzliche Bestimmung des Begriffes „Verfassung" im 
objektiven Sinne enthält für Oesterreich das kaiserliche Patent vom 26. Febr. 1861 » 
R.-G.-Bl. Nr, 20, VI,: „Nachdem theils durch die vorausgängigen Grundgesetze, 
theils durch die wieder ins Leben gerufenen, theils durch die mittelst der neuen 
Grundgesetze geschaffenen Verfassungen das Fundament der staatsrechtlichen 
Verhältnisse Unseres Reiches festgestellt, und insbesondere die Vertretung 
Unserer Völker gegliedert, auch ihre Theilnahme an der Gesetzgebung und 
Verwaltung geordnet ist, — so verkünden wir hiemit diesen ganzen Inbegriff 
-von Grundgesetzen als die Verfassung Unseres Reiches, woUen und 
werden unter dem Schutze des Allmächtigen diese hiemit feierlich verkündeten 
-und angelobten Normen nicht nur selbst unverbrüchlich befolgen und halten, 
sondern verpflichten auch Unsere Nachfolger in der Regierung, sie unver- 
l)rüchlich zu befolgen, zu halten, und diess auch bei Ihrer Thronbesteigung 
in dem darüber zu erlassenden Manifeste anzugeloben. — Absatz I. genehmigt 
^,das beiliegende Gesetz über die Reichs Vertretung und verleiht ihm für die 
Gesammtheit aller Königreiche und Länder die Kraft eines Staatsgrund- 
^e setz es", und Absatz III genehmigt „die beiliegenden Landesordnungen und 
Wahlordnungen und verleiht jeder einzelnen für das betreffende Land die 
Kraft eines Staatsgrundgesetzes." 

*^) §. 15: „Aenderungen in diesem Grundgesetze, sowie in den Staats- 
.grundgesetzen über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger für die im Reichs- 
rathe vertretenen Königreiche und Länder, über die Einsetzung eines Reichs- 
gerichtes, über die richterliche, sowie über die Ausübung der Regierungs- und 
Vollzugsgewalt können nur mit einer Mehrheit von wenigstens zwei Dritteln 
•der Stimmen und im Abgeordnetenhause nur bei Anwesenheit von mindestens 
<ler Hälfte der Mitglieder giltig beschlossen werden." 
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bniar 1861 abgeändert wird, 2«) und die vier Staatsgrundgesetze 
vom 21. Dezember 1867, nämlich 

2) das Staatsgrundgesetz über die allgemeinen • Bechte der 
Staatsbürger für die im Eeichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder, E.-G.-Bl. Nr. 142,. mit den (nach Artikel 8 und 9) als * 
Bestandtheile desselben erklärten Gesetzen vom 27. Oktober 1862 



**) Dieses Gesetz erhielt seinen heutigen Inhalt durch folgende dasselbe 
abändernde Gesetze: 

1) Gesetz v. 29. Juni 1868, R.-G.-Bl. Nr. 82: „Ueber die Durchführung 
. von unmittelbaren Wahlen in das Abgeordnetenhaus des Reichsrathes*' 

(erstes Nothwahlgesetz.) 

2) Gesetz v. 13. März 1872, R.-G.-Bl. Kr. 24, „betreffend eine Zusatzbe* 
Stimmung zum §. 18 des Staatsgrnndgesetzes über die Reichsver- 
tretung V. 21. Dezember 1867, Nr. 141 R.-G.-Bl. (zweites Nothwahl- 
gesetz); [das Grundgesetz über die Reichsvertretung wird hier Staats- 
grundgesetz genannt und wurde bei der Annahme dieses Nothwahl- 
gesetzes im Herrenhause die Zweidrittel-Majorität vom Präsidium 
konstatirt, (8. Sitzung der VII. Session, Stenograph. Prot. S. 85), während 
im Abgeordnetenhause die Beschlussfassung darüber ohne COnsta- 
tirung der Zweidrittel-Majorität mit 104 gegen 49 Stimmen 
erfolgte (lö. Sitzung der VII. Session, Stenograph. Prot., S. 208)]. 

S) Gesetz vom 2. April 1873, R.-'G.-Bl. Nr. 40^ „wodurch das Grundgesetz 
über die Reichsvertretung vom 21. Dezember 1867, R.-G;-Bl. Nr. 141 
abgeändert wird. [Dieses Gesetz wurde im Abgeordnetenhause (67. Sitzung 
der VlI. Session, Stenograph. Prot. S. 1330) wie auch im Herrenhause 
— hier en bloc — (31. Sitzung der VII. Session, Stenograph. Prot. S. 452 
in zweiter und dritter Lesung mit Zweidrittel-Majorität der Stim- 
jnen angenommen.] 

4) Gesetz v. 2. April 1873, R.-G.-Bl. Nr. 41 „betreffend die Wahl der 
Mitglieder des Abgeordnetenhauses des Reichsrathes", [im Abgeordneten- 
hause (69. Sitzung der VIT. Session, Stenograph. Prot. S. 1350 — 1355), wie 
im Herrenhause — hier en bloc — (31. Sitzung der VII. Session, Stenograph. 
Prot. S. 452), ohne dass die Verfassungsfrage gestellt wurde, angenommen.] 

5) Gesetz v. 4. Oktober 1882, R.-G.-Bl. Nr. 142 „womit einige Bestim- 
mungen der Reichsrathswahlordnung, (Gesetz v. 2. April 1873, R.-G.-BL 
Nr. 41) abgeändert werden"; [das Gesetz ward im Abgeordnetenhause 
nach der Erklärung des Präsidenten bei der zweiten und dritten Lesung 
(216.— 217. u. 218. Sitzung der IX. Session, Stenograph. Prot. S. 7624 und 
7694), dass die Z weidrittel-lbiajorität zur giltigen Beschlussfassung 
nicht nothwendig sei, mit einfacher Majorität angenommen. Im Herren- 
hause erfolgte die Annahme des Gesetzentwurfes in zweiter und dritter 
Lesung, ohne dass die Frage der Zweidrittel-Majorität berührt 
wurde, in der 65. Sitzung der IX. Session, Stenograph. Prot. S. 993.)] 

V. Dänischer. l5 
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zam Schatze der persönlichen Freiheit, B.-G.-Bl. Nr. 87, und zum 
Schutze des Hausrechtes, R.-G.-Bl. Nr. 88, 

3) das Staatsgrundgesetz über die Einsetzung eines Reichs- 
gerichtes, B.-6.-B1. Nr. 143, mit dem dasselbe theilweise abän- 
deraden Gesetze «^ vom 22. Oktober 1875, B.-G.-B1. Nr. 37 (ex 1876), 
wodurch Bestimmungen über die Entscheidung von Kompetenz- 
konflikten zwischen dem Verwaltungsgerichtshofe und den ordent- 
lichen Gerichten, sowie zwischen dem Verwaltungsgerichtshofe und 
dem Reichsgerichte getroflFen werden, 

4) das Staatsgrundgesetz über die richterliche Gewalt, B.-G.-B1. 
Nr. 144, mit dem Gesetze vom 23. Mai 1873, B.-G.-Bl. Nr. 120. 
betreffend die zeitwei.se Einstellung der Geschwornengerichte, ^^) und 

5) das Staatsgrundgesetz vom 21. Dezember 1867, B.-G.-B1. 
Nr. 146 über die Ausübung der Regierungs- und Vollzugsgewalt: 
ausserdem gehören noch zu den formellen Verfassungsgesetzen: 

6) Die Landesordnungen*®) und Landtagswahl Ordnungen.^®) 



tT^ Das Gesetz wurde im Abgeordnetenhause in der 133. Sitzung der 
VIII. Session, nachdein der Präsident die Nothwendigkeit der Zweidrittel- 
Majorität konstatirt hatte, mit 162 gegen 4 Stimmen angenommen (Stenograph. 
Prot. S. 4701)t Im Herrenhause wurd^ das Gesetz in der 36. Sitzung der 
VIII. Session, (Stenograph. Prot. S. 606) ohne Debatte in zweiter und dritter 
Lesung angenommen und vom Präsidium gleichfalls die Zweidrittel-Ma- 
jorität konstatirt. 

'*) Im Herrenhause wurde vom Präsidenten (Karl Auersperg) die Z w e i- 
drittel-Majorität für erforderlich erklärt und der Gesetzentwurf auch in 
dieser Weise bei der zweiten und dritten Lesung beschlossen, (85. Sitzung der 
VII. Session, Stenograph. Prot. S. 528). Im Abgeordnetenhause ward gleichfalls 
die Verfassungsfrage — mit Rücksicht auf Art. 11 des St.-Gr.-G. über die 
richterliche Gewalt — in der Debatte aufgeworfen, der Gesetzentwurf jedoch, 
ohne dass der Präsident die Kothwendigkeit der Zweidrittel-Majorität aus- 
sprach, mit 97 gegen 16 Stimmen angenommen (84. Sitzung der VII. Session, 
Stenograph. Prot. S. 1782). 

»») AUerh. Patent vom 26. Februar 1861. R.-G.-Bl. Kr. 20, II; Landes- 
ordnungen, §. 38 (Bukowina, Dalmatien, Salzburg, Vorarlberg §. 37), wonach 
zu einem Beschlüsse über beantragte Aenderungen der Landesordnung die 
Gegenwart von mindestens drei Viertheilen aller Mitglieder und die Zustim- 
mung von mindestens zwei Drittheilen der Anwesenden erforderlich ist. 

*^ Landtagswahlordnungen §. 53, (Vorarlberg §. 43, Galizien §. 52, 
Böhmen, Mähren^ Krain, Küstenland §. 54, Niederösterreich §. 55, Schlesien 
§. 57) ; zu Beschlüssen der Landtage über beantragte Abänderungen der Wahl- 
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Da8 Beichsgericht erklärte in der UrtheilsbegrQndung zu seinei» 
Erkenntnisse vom 24. Aj^ii 1881, Z.. 71,'^) dass nach Artikel 3, 
lit. b) das politisehe Beeht des Staatsbürgers um dem : Schutze, 
des Beichsgericbtes zu unterliegen, ein durch die Verfassung 
{nicht durch ein Staatsgrundgesetz) gewährleistetes Beeht seia 
mQsse, zu welcher ,, Verfassung'' aber auch die Beichsrathswabl- 
ordnung gehöre, indem dieselbe „durch den Artikel 11 des Gesetzes 
Tom 2. April 1873, Nr. 40 B.-G.-Bl., sowie durch den Art. II des 
Gesetzes Nr. 41 B.-G.-Bl. vom gleichen Tage in Verbindung mit 
<len Art. III und VI des Verfassungspatentes vom 26. Februar 1861, 
Nr. 20 B.-G.-Bl., als integrirender Bestandtheil der Beiehs- 
verfassung erklärt worden ist." 

Nach diesen Gesetzen gehören in den Beichsrathsländem zu* 
4(iü „durch die Verfassung gewährleisteten politischen Bechten der 
Staatsbürger" ausser den im Staatsgrundgesetze über die allgemeinen 
Bechte der Staatsbürger enthaltenen politischen Bechten — Aus- 
wanderungsrecht, Beeht der politischen Persönlichkeit, Beeht der 
politischen Unverletzlichkeit der Sachgüter (insbesondere des Eigen- 
thums, des Hauses, der Briefschaften), Wahlrecht zur Gemeinde- 
vertretung, Beeht auf Wahrung der Nationalität und Sprache — 
noch das Wahlrecht zum Beichsrathe, zu den Landtagen, femer 
die in der Beichsrathswahlordnung (§. 26) und in den Liändtags« 
Wahlordnungen begründeten Beklamationsrechte; hingegen erscheint 
das durch die Gemeindewahlordnungen zugestandene Bekla- 
mationsrecht bei Wahlen zur Gemeindevertretung, obwohl das 
W^ahlrecht zur Gemeindevertretung im Artikel 4, alin. 2 des Staats- 
grundgesetzes verfassungsmässig anerkannt ist, nicht als ein durch' 
die Verfassung gewährleistetes Beeht, indem die Gemeindewahl- 
ordnungen nirgends als Bestandtheil der Verfassung erklärt worden* 
sind ; das Staatsgrundgesetz äussert sich im Artikel 4 über den Um- 



Ordnungen ist gleichfaUs die Gegenwart von mindestens drei Viertheilen aller 
Landtagsmitglieder und die Zustimmung von mindestens zwei Drittheilen der 
Anwesenden in allen Landtagen erforderlich. 

*^) H y e, Sammlung, Theil VI, Kr. 234; — dagegen entscheidet das Reichs- 
gericht die Frage, ob ein politisches Recht in der „Verfassung*' gewährleistet 
sei, regelmässig darnach, ob das fragliche Recht in den ,,Staat8grundge9etzen" 
anerkannt sei; S. Hye, Sammlung, Theil I, S. XXIV, in der Anmerkung; ins- 
besondere auch Urtheil Nr. 55, Theil II, S. 256. 

15* 



224 

£Emg der subjektiven Zuständigkeit des Gemeindewahlreehtes, ohne 
das Wahlrecht selbst weiter zu berühren, daher nur das perRönliche 
GemeindewaMrecht unter den Schutz des Beichsgerichtes fallt. 

Diese in der Verfassung zuerkannten politischen ünterthanen- 
fechte erschienen von besonders hoher Wichtigkeit ; maü entzog sie 
daher der Judikatur des allgemeinen VerwaJturigsgerichtshofes, und 
unterstellte sie dem Schutze eines Gerichtshofes für das öffentliche 
Recht — des Eeichsgerichtes — bei welchem der Eegierung kein 
wesentlicher Einfluss auf die Ernennung der Bichter zusteht, indem 
sämmtliche Mitglieder des Beichsgerichtes ihr Amt als Ehrenamt 
ausüben und ausserdem nur rücksichtlich des Präsidenten und dessen 
Stellvertreters das freie Emennungsrecht der Krone platzgreift ; denn 
die zwölf Bichter und' vier Ersatzmänner des Beichsgerichtes werden 
auf Grund eines Ternavorschlages, welchen die beiden Häuser des 
Beichsrathes — jedes für sechs Bichter und zwei Ersatzmänner — 
erstatten, vom Kaiser auf Lebensdauer ernannt. •^) 

Dieses Eintheilungsmoment für die politischen Bechte, wonach 
die in der Verfassung gewährleisteten von den übrigen ünter- 
thanenrechten , unterschieden werden, ist nur ein äusseres und sind 
die „in der Verfassung gewährleisteten politischen Bechte" durch 
kein inneres einheitliches Merkmal charakterisirt Es finden sich 
darunter Bechte der ersten Kategorie — das Auswauderungsrecht, 
Wahlrechte — der dritten, z. B. Beklamationsrechte, Becht auf 
Errichtung nationaler Schulen, und auch solche der vierten Kate- 
gorie, nämlich das Becht der politischen Persönlichkeit, das B^cht 
der Unverletzlichkeit des Eigenthums ; es fallen darunter allgemeine, 
wie singulare, positive und negative, wie auch politische Bechte 
im engeren und weiteren Sinne, Hilfsrechte, endlich staatsbürger- 
liche und nichtstaatsbürgerliche Bechte. 



*^) Art. 5 des Staatsgrnndgesetzes über die Einsetzung eines Reichsgerichtes ; 
§. 1 u. §. 2 des Gesetzes vom 18. April 1869, R.-G.-Bl, Nr. 44 „betreffend 
die Organisation des Reichsgerichtes." — Dagegen werden die Mitglieder des 
Verwaltungsgerichtshofes über Vorschlag des Ministerrathes vom Kaiser ernannt, 
(§. 10 des Gesetzes vom 23. Oktober 1875, R.-G.-B1. Nr. 36 (ex 1876) „be- 
treffend die Errichtung eines Verwaltiingsgerichthofes"), und ist d^r Dienst bei 
dem Verwaltungsgerichtshofe ein besoldetes StAatsamt, xirelches mit der Be- 
kleidung eines anderen öffentlichen Amtes unvereinbar ist. 
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Nur eine praktische Bedeutun|2^ kommt dieser Eintheilung nach 
dem Staatsrechte der Beicbsrathsländer zu : Die Beschwerde wegen 
Verletzung dieser in der Verfassung gewährleisteten politischeji 
Bechte der Staatsbürger durch Entscheidungen oder Verfügungen 
der Verwaltungsbehörden ist nicht bei dem durch Artikel 15 des 
Staatsgrundgesetzes über die richterliche Gewalt verfassungsmässig 
garantirten allgemeinen Verwaltun^sgerichtshofe zu erheben, sondern 
bei dem Beichsgerichte, welches fQr dieses Gebiet seiner Kompetenz 
als besonderer Verwaltungsgerichtshof fungirt. 

Die Idee des Bechtsschutzes der politischen Bechte durch 
einen besonderen öffentlichen Gerichtshof ist übrigens schon früher 
im österreichischen Verfassungsrechte zum Ausdrucke gelangt. Die 
oktroirte Verfassung vom 4. März 1849 creirte (Abschnitt XIII, 
§§. 106, 107), 'ein ^oberstes Beichsgericht" , dessen Kompetenzkreis 
zum Theile dieselben öffentlichrechtlichen Angelegenheiten umfasste; 
die heute der Judikatur des Beichsgerichtes unterliegen.*') Nach 
§. 106 n. der Märzverfassung sollte das Beichsgericht „als oberste 
Instanz bei Verletzung der politischen Bechte'' fungiren, wobei 
nicht der Vorbehalt gemacht war, dass diess nur rücksichtlich jener 
politischen Bechte zu gelten habe, welche den Staatsbürgern in der 
Verfassung gewährleistet sind. 



^') Ebenso schon der Kremsierer Entwurf, §. 189: Am Sitze der Centralregie> 
rang bestellt das oberste Reichsgericht; den Präsidenten und die eine Hälfte der 
Räthe ernennt der Kaiser; der Yicepräsident und die andere Hälfte der Räthe wird 
Von der Länderkam^ier gewählt. §. 140: Das oberste Reichsgericht hat als 
einzige Instanz das Richteramt auszuüben; 1. bei Klagen auf Genugthuung 
wegen Verletzung konstitutioneUer Rechte' durch Amtshandlungen der Staats-^ 
bediensteten (§. 138) i .... 



■§?§ 



if 



Subjecte der politischen Eechte. 

Da die politischen Bechte der Unterthanen die Wirkung de$ 
organischen Bechtsverhältnisses sind, in welchem jeder Staatsbe- 
wohner zum Staate steht, so folgt, dass Jedermann Subjekt poli- 
tischer Bechte sein muss. Jede Persönlichkeit ist im Staate nicht 
bloss Pflichtsubjekt, sondern auch Zwecksubjekt und verleiht der 
Staat durch seine Bechtsordnung ihrem Willen, welcher diese per^ 
sönlichen Zwecke zu realisiren trachtet, auch eine Herrschaft über 
die Staatsgewalt selbst in bestimmten Bichtimgen. Die Persönlich- 
keit kann ihrem Wesen nach nicht politisch rechtios der Staats- 
gewalt gegenüberstehen. 

Daher sind alle Persönlichkeiten, die dem Staate angehören,, 
auf"' seinem Territorium leben (ja dasselbe auch nur betreten)^ 
Subjecte politischer Bechte; physische wie juristische Personen 
und unter den ersteren Männer wie Frauen, Kinder und Unmündige. 
Minderjährige wie Grossjährige, Einheimische und Fremde. Doch 
besteht für diese Gruppen von Personen keine absolute Gleichheit 
rücksichtiich der ihnen zustehenden politischen Bechte; die politi- 
sche Gleichheit, d. i. die gleiche Zutheilung politischer Bechte und 
Pflichten an die Einzelnen kann überhaupt nur insoweit gefordert 
werden, als die für die Zuerkennung der politischen Bechte und 
Pflichten relevanten subjektiven und objektiven Momente auch bei 
den Einzelnen in gleichem Masse vorhanden sind. Die absolute 
Gleichheit der Staatsbürger an poUtischen Bechten ist daher nach 
der Idee der Gerechtigkeit nur insoweit begründet, als diese politi- 
schen Bechte als Ausfluss der freien unverletzlichen menschlichen 
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Persönlichkeit, welche Allen in gleicher Weise zukommt, er- 
scheinen; so wird der Staat das politische Eecht der ünverletz- 
liebkeit der Persönlichkeit, des Eigenthums, das Hecht auf Beehts*- 
schütz, auf Benützung der staatlichen Gommunikations- und Ver^ 
kehrsanstalten unter den gesetzlichen Bedingungen allen seinen 
Angehörigen zuerkennen müssen. Soweit aber unter den Menschen 
selbst Verschiedenheiten bestehen, die der Staat bei Regelung 
seines Bechtsverhältnisses zu ihnen als relevant anerkennt, Ver- 
schiedenheiten, erzeugt durch die Natur und die menschliche Ge- 
sellschaft, Verschiedenheiten in Alter und Geschlecht, Staatsangc^ 
hörigkeit und bürgerlicher Ehre, Besitz und blasser Arbeitskraft, 
geistigem und materiellen Besitze wie socialer Stellung, ist nur die 
Forderung nach relativer politischer Gleichheit berechtigt, — die 
Forderung gleicher politischer Rechte und politischer Pflichten fftr 
diejenigen, die in objektiv gleicher Lage dem Staate gegenüber* 
stehen. „Gleichheit im Staatsleben", wie Hegel sagt, „ist etwa^ 
völlig Unmögliches, vor dem Gesetze allerdings gelten alle Indivi- 
duen gleich." 

Frauen, insbesondere aber Minderjährige besitzen politische 
Rechte in geringerem Masse; namentlich hat auch das Recht der 
politischen Persönlichkeit für sie im Vergleiche zu jenem gross- 
jähriger Männer einen verminderten Inhalt. 

So besitzen Minderjährige in Ungarn kein Wahlrecht zum Reichs- 
tage, ') in den Reichsrathsländern kein Wahlrecht zum Reichsrathe,^) 
noch auch zum Landtage in der Wählerklasse des grossen Grund- 
besitzes (mit Ausnahme Mährens)^, in manchen Kronländem, wie 
Kärnthen, Krain, Niederösterreich, Schlesien, auch kein Wahlrecht 
zum Landtage in der Wählerklasse der Städte und Landgemeinden*) 



») G.-A.-V. V. J. 1847/48. §. 2, G.-A. XXXIII. v. J. 1874. §. 10. 

') Reichsrathswahlordnung § 9: Wahlberechtigt im Allgemeinen ist jeder 
eigenberecbtigte osteireichische Staatsbürger männlichen Geschlechtes, welcher 
das 24. Lebensjahr vollstreckt hat und vom Wahlrechte nicht ausgeschlossen 
ist. (§. 20). 

') Landtagswahlordnungen §. 9 (Galizien g. 8, Küstenland, Mähren (ver- 
langt nicht die Grossjahrigkeit, auch §. 16), Schlesien §. 10, Kärnten §. 11, 
Böhmen' §. 2 des Gesetzes v. 9. Janner l87ii, L.-G«-Bl. Nr. 1. 

*) Kärnten, L.-W.-O. IL §. 12, §. 14; Krain II.?. 10; Niederosterreich, 
Ges. ▼. 3. Juni 1869, Nr. 19, L.-G.-M. Artikel I. ; Schlesien II. §. 18. 
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und ebenso nach den Genieindewahlordnungen vieler Städte mit eige- 
nem Statute^) auch kein Gemeindewahlrecht und sind überdiess in jenen 
Kronländeru, wo sie vom Gemeindewahlrechte ausgeschlossen sind, 
auch nicht wahlberechtigt zur Handels- undGewerbekammer. Ebenso 
können sie eine Beihe ftkr den Staat neutraler Handlungen, wie selbst- 
ständigen Gewerbebetrieb, Verehelichung,, freie Niederlassung, Theil- 
nahme an politischen Vereinen, Führung der verantwortlichen Be- 
daktion einer periodischen Druckschrift etc. gar nicht oder nur mit 
Zustimmung des Vaters, der Vormundschaftsbehörde vornehmen. Hin- 
gegen gemessen sie andererseits das Becht auf besonderen Schutz 
und Fürsorge für ihre Person, ihr Vermögen durch den Staat • 

Auch Frauen besitzen politische Bechte in vermindertem 
Masse; so steht ihnen' z/ B. in den Beichsrathsländern ein 
Wahlrecht zum Beichsrathe ®) — mit Ausnahme der Wählerklasse 
des grossen Grundbesitzes — nicht zu; in einzelnen Kronländem. 
wie Kärnten, Eirain, Niederösterreich, sind sie auch in der Wähler- 
klasse der Städte und Landgemeinden nicht wahlberechtigt^ zum 
Landtage, sowie sie auch nach den Gemeindestatuten mancher 
Städte, so z. B. von Czerijowitz, Innsbruck, Bozen, Trient etc., vom 
Gemeindewahlrechte ausgeschlossen erscheinen. Dessgleichen können 
die Frauen eine Beihe für die Staatsgewalt neutraler Handlungen 
nicht vornehmen, sie können nicht Mitglieder politischer Vereine, 
nicht verantwortliche Bedakteure einer periodischen Druckschrift 
sein, manche Berufszweige, wie die Advokatur, ärztliche Praxis 
in der Begel nicht ausüben, und haben gewöhnlich kein Becht auf 
den Besuch höherer staatlicher Lehranstalten, wie Gymnasien, Uni- 
versitäten etc. 

Dagegen sind die Frauen doch auch Inhaber politischer Bechte 
im engeren Sinne ; so besitzen sie in den Beichsrathsländern unter 
den gesetzlichen Bedingungen das ' Wahlrecht zur Gemeinde ®) wie 
auch in den meisten Kronländern zum Landtage, femer in der. 
Wählerklasse des grossen Grundbesitzes das Wahlrecht zum Beichs- 



^) Siehe diese Gemeindestatute IIL Lieferung, S. 115, Note 6. 

. ■ » . , ... 

^ Reichsrathswahlordnung §, 9. . 

') L.-W.-O. ▼on Kärnten ir. §. 12; Krain H. §, 10; Niederösterreich, 
Ges. V. 3, Juni 1889, X,-G.-Bl. Nr, 19, Artikel I. 

^) Gemeindewahlordnuognq •§, 4, Böhmen §.6.- * 
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rathe; döeh müssen sie diese Wahlrechte durch ihre gesetzlichen 
Stellvertreter oder Bevollmächtigten ausüben. 

* Ebenso können Fremde^) nicht alle jene politischen Bechte inne- 
haben, welche den Staatsangehörigen zustehen, und sind die staats- 
bürgerlichen Bechte — abgesehen von vereinzelten Ausnahmen. — 
den Fremden regelmässig nicht zugänglich; diejenigen staatsbürger- 
lichen Bechte, welche die Staatsangehörigkeit begrifflich voraus- 
setzen, wie z. B. das Auswanderungsrecht, können den Fremden 
natürlich niemals zukommen. 

Endlich sind auch juristische Personen Subjekte von politischen 
Bechten, sowDhl von Korporations- als Individualrechten. Sie be- 
sitzen auch das. Becht der politischen TJnverletzlichkeit ihrer Per- 
sönlichkeit, soweit dieselbe gesetzUch anerkannt ist,, und können 
ihre Handlungsfähigkeit innerhalb der gesetzlichen Schranken frei 
bethätigcn, ja zum Theile auch solche „in der Verfassung gewähr- 
leistete" positive Handlungen, *^) wie freie Meinungsäusserung, Ein- 
berufung einer Versammlung, Errichtung von ünterrichtsanstalten, 
Erwerb von Liegenschaften, Stellung einer Petition ausüben. Jurisü* 
sehe Personen, so z. B. Vereine, sind unter der Voraussetzung ihrer 
inländischen ' *) Eigenschaft auch Inhaber politischer Bechte im 



•) Vergl. S. 6—16, 212—216 dieser Lieferung. 

^^ Darch die Staatsgnmdgesetze und ita Sinne des Vereins^esetzes vom 
15. November 1867 ist jedem Staatsangehörigen der Reichsrathslander , sohin 
auch jeder JuristischenPerson .das Recht auf Bewahrung des bisherige.n 
Rechtsbestandes und der staatlich genehmigten Organisation schon bestehender 
Vereine verfassungsmässig gewährleistet» £. d. Reichsgerichtes v. 26. Oktober 
1878, Nr. 176, Sig. 'IV. — Die frei« Me4niingsäu8serung steht nicht 
bloss Einzelpersonen, sondern jeder Gesammtpersönlichkeit, gesetzlich aner- 
kannten Vereinen» Körperschaften, Gemeinden zu, inso ferne weder der Inhalt, 
noch die Form einer solchen Meinungsäusserung einem Gesetze widerstreitet, 
E. d. Reichsgerichtes Slg. Nr. 393, 394, 395 ; Nr. 396, 397, 408, 412, Theil VIII. 
— Die von der Verfassung gewährleistete Handlung der Abhaltung einer allge- 
meinen Volksversammlung steht a^ich juristischen Personen zu, E. d. Reiahs- 
gerichtes, Slg. Nr. 269, Theil VI, Nr. 313, Theil VII. — Artikel 6 des 
St.-Gr.-G. über die allgemeinen Rechte der ' Staatsbürger ; Artikel 11 zuer- 
kennt den juristischen Personen das sogenannte Petitionsrecbt. 

") E. d. V.-G;-H., Slg. J. X. 1886, Nr. 3140:,, Es erscheint selbstver^ 
ständlich, dass jnristis<;he Personen im • günstigsten Falle doch nur die gleichen, 
nicht aber mehr Rechte haben können, als physische Personen,: dass itfaher^ 
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engeren Sinne, indem ihnen z. B. nach der Gesetzgebung der 
Reichsrathsländer als Grundbesitzern, Gewerbetreibenden in der 
Regel das Wahlrecht zur Gemeinde, ^2) zum Landtage") zusteht: 
in der Wählerhlasse des grossen Grundbesitzes sind sie als Besitzer 
eines das Wahlrecht zum Reichsrathe begründenden Gutes auch 
wahlberechtigt zum Reichsrathe. **) 

Nach den Bestimmungen der Wahlordnungen wird das Wahl- 
recht der juristischen Personen **) durch diejenige Person ausgeübt, 
welche sie nach den bestehenden gesetzlichen oder gesellschaft- 
lichen Bestimmungen zu vertreten berufen ist, oder wofern d\^ 
Vertretung einer einzelnen Person nicht zukommt, durch jene Person, 
welche hiezu von den berufenen Vertretern aus ihrer Mitte bestellt 
wird; diese Person muss die zur Ausübung des Wahlrechtes ^- 
forderlichen allgemeinen Eigenschaften besitzen. Ebenso besitzen 
die Handels- und Gewerbekammern das aktive Wahlrecht zum 
Landtage, Reichsrathe;") sie üben dieses Korpora tionswahlrecht in 
der Art aus, dass die wahlberechtigten Mitglieder der Kammer, 
welche einen Wahlkörper bilden, die der Kammer zukommende 



wenn zur (Gemeinde-)Wahlbereclitigiing der Letzteren ausnahmslos die öster- 
reichische Staatsbürgerschaft erforderlich ist, diese Berechtigung auch den ge- 
dachten juristischen Personen nur unter der Voraussetzung ihrer inländischen 
Eigenschaft zukommen kann/* 

'') Gemeindewahlordnungen §v 6, Böhmen §. 7. 

") Landtagswahlordnungen §. 11 (Küstenland, Krain, Mähren, Schlesien 
§. 12, Galizien §. 10, Vorarlberg §. 9, Böhmen g. 7 des Gesetzes t. 9. Jänner 1873^ 
L.-G..B1. Nr. 1). 

") Reichsrat hswahlordnung §. 18: — Hienach kommt das Wahlrecht 
zum Reichsrathe — hilt Ausnahme der Wählerklasse des grossen Grundbe- 
sitzes — nur physischen Personen zu, Erl. d. Minist, d. Inn. v. 2. Jänner 1880^ 
Z 6062; E d. Reichsgerichtes, Slg. Nr. 341, Theil VIL 

'^) Die Wahlordnungen enthalten rücksichtlich des Wahlrechtes der nicht- 
physischen Personen, verschiedene Bestimmungen ; die G e m e i n d ewahlord- 
nungen sprechen von ^^Korporationen, Vereinen und Gesellschaften*' (Böhmen 
von „moralischen Personen*') ; die Land tags Wahlordnungen beschränken das 
Landtagswahlrecht auf „Korporationen oder Gesellschaften*' (§. 16 der mähri- 
schen L.-W.-O. iuhrt auch „Anstalten, Stiftungen und sonstige juristische Per- 
sonen" an); die R e i c h s r a t h swahlordnung (§. 13) hingegen nennt „Korpo- 
rationen und Gesellschaften, dann Stiftungen und juristische Personen überhaupt.'^ 

**) Bei der Wahl zum Landtage wählt jede Handels- und Gewerbe- 
kammer für sich allein als Wahlkörper die auf sie entfallende Zahl von Land- 
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gesetzliche Zahl der Abgeordneten wählen. Diese Mitwirkung der 
Kammermitglieder bei Ausübung des Eorporationswahlrechtes ist 
daher von dem ihnen aus einem anderen Grunde zustehenden per- 
sönlichen Wahlrechte zu unterscheiden, welches sie ungehindert 
neben ihrem Korporationswahlrechte ausüben können; denn der §.17 
der Eeichsrathswahiordnung und die §§. 15(16)^^ der Landtags- 
wahlordnungen bestimmen- nur, dass der Wahlberechtigte sein 
persönliches Wahlrecht im Lande nur einmal ausüben kann. 

Da die Persönlichkeit absolute Voraussetzung jedes Bechtes 
iöl, so können auch nur Personen, physische oder juristi- 
sche, welche der Staatsgewalt subjicirt sind, Subjekte poUtischei" 
Unterthanenrechte sein. Das Staatsgrundgesetz der Beichsraths- 
länder über die allgemeinen Bechte der Staatsburger bedient sich 
daher einer ganz unjuristischen Ausdiiicksweise, wenn es im 
Artikel 19^^) die einzelnen Volksstämme des Staates, denen 
keine Persönlichkeit zukommt, als Subjekte nationaler Bechte be- 
zeichnet und den (landesüblichen) Sprachen, die niemals Inhaber 
und Träger subjektiver Bechte sein können, gleiche „Bechte** zu- 
erkennt. 



tagsabgeordneten; bei der Wahl zum Reichsrathe wählen die Handels- und 
Gewerbekammern theils für sich allein, theils gemeinsam mit den Städten. 

*») L.-W.-O. §. 15, Böhmen, Krain, Küstenland, Mähren, Schlesien §. 16,. 
Vorarlberg §. 9. — E. d. Reichsgerichtes, Slg. Nr. 246, Theil VI ; siehe auch 
I. Lieferung, Note 8, S. 95, 96. 

'*) Artikel 19: „Alle Volksstämme des Staates sind gleichberechtigt und 
jeder Volksstamm hat ein unverletzliches Recht auf Wahrung und Pflege seiner 
Nationalität und Sprache. 

Die Gleichberechtigung aUer landesublichea Sprachen in Schule, Amt 
und öffentlichem Leben wird vom Staate anerkannt/' 



Schutz, der politischen Rechte. 



Die Anerkenäung des Wesens der menschlichen Persönlichkeit, 
Ihrer Freiheit . und Unverletzlichkeit auch gegenüber der Staats- 
:gewalt im staatlichen Verfassungs- und Verwaltungsrechte hat den 
constitutionellen Bechtsetaat erzeugt; er charakterisirt sich durch 
die politische Freiheit, der Einzelnen gegenüber dem staatlichen 
Gesetze und durch deren politische ünverletzlichkeit gegenüber der 
staatlichen Verordnung und Verfügung. Naturgemäss trachtete man, 
■dieses konstitutiönelle/t'erfäissungsrecht, welches die poUtische 
Freiheit verwirklichen soll, wie auch das moderne Verwaltungs- 
recht, welches, unter möglichster Einschränkung deä diskretionären 
Ermessens der Verwaltung, deren Befugnisse gegenüber den Unter- 
thanen genau normirt^ sowohl in ihrem gesetzlichen Bestände, wie auch 
gegen Verletzungen durch die vollziehende Gewalt selbst so viel als 
möglich zu sichern. Von grösster Bedeutung aber erschien es, das 
•öffentliche Bechtsverhältniss der Einzelnen zur Staatsgewalt gegen 
Verletzungen durch die Verwaltung zu schützen" und ihnen bei 
•erfolgter Rechtsverletzung genügende Bechtshilfe zu gewähren; es 
war eine wesentliche Aufgabe des Rechtsstaates, nach üeber- 
windung des Einwurfes, dass im Verwaltungsrechtsstreite zwischen 
Staat und Unterthanen nicht lediglich das strenge Recht seiner 
selbst willen zu finden, sondern auch mit Rücksicht auf Gemein- 
wohl und Zweckmässigkeit zu entscheiden sei, dem Bedürfnisse 
nach Rechtssicherheit auch auf dem Gebiete der Verwaltung zu 
genügen und den Rechtsschutz für die politischen Rechte der Un- 
terthanen zu organisiren. 
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Eine grössere Stabilität des konstitutionellen Verfassungs- und 
Verwaltungsrechtes und damit der in demselben begründeten politi- 
sehen Eechte wird durch die Organisation der gesetzgebenden Ge- 
walt selbst erzielt, indem mehrere Organe — in der Monarchie- 
Krone, Volksvertretung — zur Abänderung oder Aufhebung eines 
Gesetzes (Staatsvertrages) zusammenwirken müssen ; sie liegt ferner 
in vielen Staaten insbesondere in der erhöhten formellen Gesetzes- 
kraft der Verfassungsgesetze, in welchen die wichtigsten Unter- 
thanenreehte normirt erscheinen, und in der strengen Begelung des. 
Suspensionsrechtes der Eegierung wie auch der Erlassung von 
Nothverordnu rigen . 

Der Schutz aber, welchen der Staat den politischen Unter- 
thanenrechten gegen Verletzungen durch die Verwaltungsorgane^ 
selbst verleiht, ist theils ein ' allgemeiner und indirekter, theils ein 
besonderer und direkter. 

In ersterer Hinsicht als präventive Schutzmittel, zum Theile^ 
auch im absoluten Staate vorhanden, erscheinen' namentlich der 
Amtseid der Staatsorgane (im konstitutionellen Staate das eidliche 
Gelöbniss der Organe der gesetzgebenden Gewalt), ihre disciplinäre,, 
strafrechtliche und theilweise auch civilrechtliche ') Verantwortlich- 
keit ; dazu treten dann die parlamentarischen Garantien der Kontrole 
der Verwaltung (Einsetzung parlamentarischer Kommissionen), Inter- 
pellation, Eesolution ; femer das richterliche Prüfungsrecht der Gil- 
trgkeit von Verordnungen, und die Entscheidung von Kompetenz- 
konflikten durch besondere hieflir bestimmte Organe. 

Von grösster Bedeutung aber ist es flir den Einzelnen, dass 
ihn die Eechtsordnung schütze im konkreten Falle, wenn sein 
politisches Eecht durch eine Verfügung oder Entscheidung der 
Verwaltungsbehörde verletzt erscheint. 



*) In den Reichsrathsländern besteht diese civilrechtliche Verantwort- 
lichkeit nur für die Minister (§. 6 des Ges. über die Verantwortlichkeit der 
Minister) und für die richterlichen Beamten (Art, 9 d. St.-Gr.-G. über die 
richterliche Gewalt; Ges. v. 12. Juli 1872, R.-G.-Bl. Nr. 112); die civilrecht- 
liche Haftung sämmtlicher Staatsdiener für die durch pflichtwidrige Verfügungen 
verursachten Rechtsverletzungen ist im Staatsgrundgesetze über die" Ausübung 
der Regierungs- und Vollaugsgewalt (§. 12) prinzipiell ausgesprochen, aber 
durch kein Durchführungsgesetz geregelt. 
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Diesen direkten Bechtsschutz im Falle der Yerletzung des Politik- 
Sehen Unterthanenreehtes durch die Verwaltung bietet die Bechts- 
beschwerde (Rekurs) und in erhöhtem Masse die administratire 
Klage (Verwaltungklage). 

Es \«iirde wohl die Behauptung aufgestellt, dass die politi- 
schen Rechte der ünterthanen durch die rechtliche Verantwort- 
lichkeit der Minister vor dem Staatsgerichtshofe genügend ge- 
schützt seien, dass sonach die staatsrechtliche^) Verantwortlichkeit der 
Minister sowohl die Verfassung als auch die Individualrechtsphäre 
der Einzelnen genügend sichere, eine Behauptung, deren Unrichtig- 
keit in die Augen springt. 

Zunächst sind die Staatsgerichtshöfe in der Begel nur ttkv 
Verletzungen des objectiven Verfassungsrechtes durch den Minister 
kompetent; aber auch dort, wo das Gesetz über die Verantwort- 
lichkeit der Minister, wie z. B. in den Beichsrathsländern, die staats- 
rechtUche Verantwortlichkeit des Ministers für die vorsätzliche oder 
AUS grober Fahrlässigkeit erfolgende Verletzung jedes Gesetzes^) 
fitatuirt, bietet dieselbe durchaus keinen genügenden Schutz für die 
Verletzung politischer ünterthanenrechte. 

Vorerst erscheint es schon sehr schwierig, in dem Falle, als 
durch die Gesetzesverletzung des Ministers ein politisches Unter- 
thanenrecht betrojQfen wäre, das subjektive Verschulden des 
Ministers zu erweisen. 

Ausserdem aber wären alle jene Verwaltungsstreitfälle, in 
welchen die Verletzung des poHtischen Rechtes durch irrthümliche 
Oesetzesanwendung erfolgte, — somit die Gesammtheit der regel- 
mässig der Judikatur der Verwaltungsgerichte unterliegenden Ver- 
waltungsrechtsfalle — von der Kompetenz des Staatsgerichtshofes 



') Ueber die Auffassung der Ministerverantwortlichkeit als einer staats- 
rechtlichen Verantwortlichkeit s. Pistorius, Staatsgerichtshöfe und die Mi- 
nigterverantwortlichkeit (Tübingen 1891), §. 47» §. 48. 

') Diese Bestimmung war in der Regierungsvorlage über das Ministerver- 
antwortlichkeitsgesetz V. 26. Juli 1867, R.-G.-B1. Nr. 101 nicht enthalten, son- 
dern von der Kommission des Herrenhauses beantragt worden. Arndts hatte 
die Streichung der Worte „oder ein anderes Gesetz" beantragt (8. Sitzung des 
Herrenhauses in der IV. Session, Stenograph. Prot. S. 108, 114.) — Vgl. über 
•die Kompetenz der Staatsgerichtshöfe Hauke, die Lehre von der Minister- 
Terantwortlichkeit, S. 86, 87. 
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ausgeschlossea und würden die Staatsbürger daher rüeksichtlich 
der Verletzungen ihrer staatliehen Eeehte durch die Verwaltungs- 
behörden jedes richterlichen Schutzes faktisch entbehren. Dasselbe 
würde, falls nicht die Einwirkung des Ministers erwiesen wäre, bei 
allen jenen Verletzungen politischer Rechte Platz greifen, bei 
welchen die Entscheidung in letzter Instanz nicht dem Minister, 
sondern einer Unterbehörde zusteht, wie z. B. bei Verletzung des 
Wahlrechtes zum Reichsrathe, wo die Entscheidung der Landes- 
stelle endgiltig ist (Beichsrathswahlordnung §. 26). 

Ueberdiess könnte der in seinem politischen Bechte Verletzte 
nicht einmal selbst Klage führen, sondern nur im Wege der Pe- 
tition, der Mittheilung an Abgeordnete die Erhebung der Anklage 
durch das hiezu berechtigte Haus bewirken, da man natürlich nicht 
jedem Einzelnen das Recht der Ministeranklage einräumen kann. 

Aber selbst wenn der Einzelne die Verurtheilung des Ministors 
durch den Staatsgerichtshof wegen Verletzung des Gesetzes erwirkt 
hätte, so verhälfe ihm dieses ürtheil, wodurch der Minister aus 
dem Rathe der Krone entfernt, eventuell aus dem Staatsdienste 
entlassen, der politischen Rechte im engeren Sinne verlustig erklärt 
wird, noch immer nicht zur Anerkennung und Wiederherstellung 
seines verletzten Rechtes. Denn die Gesetze enthalten keine Be- 
stimmung über die Verpflichtung des neuen Ministers, etwa auf 
Grund der Rechtsanschauung des Staatsgerichtshofes nunmehr eine 
neue Entscheidung zu fällen. Nur ein civilrechtlicher Schadens- 
ersatzanspi-uch (§. 6, §. 24) stünde dem Verletzten gegen den vom 
Staatsgerichtshofe schuldig erkannten Minister zu. Auch erscheint 
es vom Standpunkte einer geregelten Verwaltung wohl nicht mög- 
lieh, die Rechtskraft der Ministerialentscheidung während der ganzen 
Zeit, innerhalb welcher gesetzlich die Erhebung der Ministeranklage 
wegen der Gesetzesverletzung zulässig ist*), nicht eintreten zu lassen. 



*) Nach dem Ministerverantwortlichkeitsgesetze für die Reichsrathsländer 
(§. 27) hört die Verfolgung des Ministers vor dem Staatsgerichtshofe auf, zu- 
lässig zu sein, wenn die Anklage in der auf die gesetzwidrige Handlung un- 
mittelbar folgenden, und im FaUe, wo diese Handlung erst mittelst des Staats- 
rechnungsabschlusses dem Reichsrathe bekannt wird, in jen^r Reichsraths- 
session, in welcher dieser Rechnungsabschluss zur Prüfung gelangt, nicht er- 
hoben worden ist. 
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Der ganze Zweck des Institutes der rechtlichen Ministerver- 
antwortlichkeit ist eben Schutz der Verfassung, nicht aber der 
politischen Bechte der Einzelnen, daher sie denselben nur im all- 
gemeinen einen indirekten, präventiven Schutz zu gewähren vermag. 

Dagegen bietet die Verwaltungsrechtsbeschwerde an die höhere 
Instanz dem in seinen politischen Rechten Verletzten wohl einen 
direkten, aber keinen genügenden Bechtsschutz. In manchen Staa- 
ten, wie Baiern, Sachsen, Württemberg^) ist den Unterthanen 
ausserdem auch das Becht eingeräumt, nach durchlaufenem Instan- 
zenzuge gegen die Entscheidung der höchsten Instanz bei den 
Kammern Beschwerde zu führen (konstitutionelle Beschwerde), 
welche dieselbe vor dem Throne, bei der Begierung vertreten. 

Mittelst der Verwaltnngsrechtsbeschwerde wendet sich der Ver- 

ff 

letzte an eine höhere Instanz desselben Behördenorganismus, dessen 
untergeordnetes Glied die behauptete Bechtsverletzung begangen 
hat und als Vertreter des Gemeininteresses und öffentiichen 
Wohles dem Beschwerdeführer gegenüber funktionirt; er verlangt 
in dem Bechtsstreite zwischen der Verwaltung und ihm die Ent- 
scheidung der Bechtsfrage von der Verwaltung selbst. Diese Ent- 
scheidung aber wird gefallt auf Grund des sogenannten „Berichts- 
prozesses", von einem Verwaltungsorgane, welches einerseits von 
der höheren Behörde abhängig ist, ihre Weisungen auch bei der 
Gesetzesauslegung und Gesetzesanwendung zu befolgen hat, anderer- 
seits aber dem Beschwerdeführer als mit imperium ausgerüstetes 
Staatsorgan gegenübersteht. 

Dem Beschwerdeführer ist daher nicht gestattet, sein Becht 
wie gegenüber einer gleichberechtigten Partei zu verfolgen, sondern 
nur von der höheren Instanz die Eemedur gegen die von der 



*) Bai er. Verf. Titel VII, §. 21: Jeder einzelne Staatsangehörige, sowie 
jede Gemeinde, kann Beschwerden über Verletzung der konstitutionellen Rechte 
an den Landtag, und zwar an jede der beiden Kammern bringen, welche sie 
durch den hierüber bestehenden Ausschuss prüfen lasst und nach Massgabe 
der Geschäftsordnui^g in Berathung nimmt, Erkennt die Kammer durch Stim- 
menmehi:heit die Beschwerde für gegründet, so theilt sie^ ihren diessfaUs < an 
den König zu erstattenden Antrag der andern Kammer mit, welcher, wenn 
diese demselben beistimmt, in einer gemeinsamen Vorstellung dem Könige 
übergeben wird. Königl. Sachs. Verf., III, §. 36;. Württemb. Verf., 
3. Kapitel, §.38; Bad. Verf., IV, §.67; Hess. Verf., Titel VIII, §. 81; 
Oldenb. Verf., Abschnitt II, Art. 47. 
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TJnterbehörde begangene Rechtsverletzung zu erbitten. Diese Ent- 
scheidung aber entbehrt nicht nur der Garantien einer unabhängigen 
und unparteiischen Rechtssprechung, es fehlt ihr auch jene Au- 
torität, welche einem Richterspioiche, der unzweifelhaft als der 
Ausdruck einer unbeeinüussten RechtsQberzeugung erscheint, selbst 
dem sich verletzt Wähnenden gegenüber innewohnt. 

Es war daher die Aufgabe des modernen Rechtsstaates, diesem 
in dem Wesen der Verwaltungsjurisdiktion gelegenen mangelhaften 
Rechtsschutze ein Oorrektiv an die Seite zu stellen. Auch die Ver- 
waltungsrechtsprechung musste, gleich der Rechtssprechung der 
Civil- und Strafgerichte, zu einer wahren Justizangelegenheit er- 
hoben werden, sie musste aufgefasst werden als ein Gebiet jener 
staatlichen Thätigkeit, welche die Findung und Verwirklichung des 
Eechtes um seiner selbst willen zur Aufgabe hat, ohne jede Rück- 
sicht auf Tendenzen und Zwecke, welche der Rechtspflege ferne 
liegen. 

Die Rechtsfrage zwischen Verwaltung und Einzelnen muss in 
letzter Instanz durch ein, ausserhalb der Verwaltung stehendes, 
von ihr unabhängiges und unparteiisches richterliches Organ, welches 
nach durchgeführtem kontradiktorischen Verfahren urtheilt, ent- 
schieden werden. 

Eine entsprechend organisirte Verwaltungsgerichtsbarkeit allein 
bietet dem Unterthanen einen genügenden Schutz gegen Ver- 
letzung seiner politischen Rechte durch die staatliehe Verwaltung. 

Rücksichtlich der Organisation, Competenz und Funktion der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit ergibt sich eine Reihe wichtiger Fragen, 
die weder in der Theorie noch in der Gesetzgebung eine über- 
einstimmende Lösung gefunden haben Die wichtigste dieser 
Fragen geht dahin, ob die Verwaltungsrechtsprechung den Ad- 
ministrativbehörden in allen Instanzen abzunehmen und den Ge- 
richten zu überweisen sei, und ob diese Ueberweisung an die ordent- 
lichen Gerichte zu erfolgen habe, wie diess im Allgemeinen in 
Italien und Belgien geschah, oder aber an selbstständige, instan- 
zenmässig organisirte Verwaltungsgerichtshöfe, wie es z. B. in 
Preussen und Baden der Fall ist. Oder aber ist die Verwaltungs- 
rechtssprechung — nach dem Vorbilde Frankreichs — den Ad- 
ministrativbehörden zu belassen, wobei dieselben für diese Funktion 
eine selbständigere Stellung einnehmen und ein besonderes Ver- 

T. Dftntscher. 16 
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fahren, welches von der Behandhing der eigentUchen Administrativ- 
angelegenheiten abweicht, zur Anwendung zu bringen haben? 
Oder soll man die beiden Systeme kombiniren, die Verwaltungs- 
rechtssprechung den Administrativbehörden überlassen und ein 
lediglich die Gesetzmässigkeit ihrer Jurisdiktion kontrolirendes ober- 
stes Verwaltungsgericht konstituiren , wie es der Verwaltungs- 
gerichtshof in den Reichsrathsländem ist? und soll ein derartiger 
Gerichtshof als Revisionsinstanz merital entscheiden oder nur als 
Eassationsinstanz ? 

Nicht minder divergiren die Anschauungen über die Art der 
Kompetenzbestimmung der Verwaltungsgerichtshöfe (kasuistisch oder 
prinzipiell), über die Vertretung des Staates im Prozesse, die Heran- 
ziehung des Laienelementes (Ehrenamtes) in den unteren Instanzen 
— Fragen, deren Erörterung und Beantwortung den Eahmen dieser 
Arbeit überschreitet. 

In der österreichisch-ungarischen Monarchie besteht nur für 
die Reichsrathsländer ein Verwaltungsgerichtshof; gegen Entschei- 
dungen oder Verfügungen der Organe der gemeinsamen Staatsgewalt, 
durch welche politische Rechte der Unterthanen verletzt würden, 
kann daher von denselben die Administrativklage nicht erhoben 
werden; auch eine Anklage der Reichsminister vor dem Delega- 
tionsgerichtshofe ist ausgeschlossen, da die im Gesetze über die 
gemeinsamen Angelegenheiten verheissenen näheren Bestimmungen 
in BetreflF der Anklage, des Verfahrens und Erkenntnisses dieses 
Gerichtshofes®) nicht erflossen sind. In Ungarn ist die Einführung 
der Verwaltungsgerlchtsbai'keit in Aussicht genommen und hat die 
königliche Regierung in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 
29. November 1893 einen Gesetzentwurf „über die Verwaltungs- 
gerichtshöfe" ^) eingebracht. 



") Gesetz v. 21. Dezember 1867, betreffend die aUen Ländern der öster- 
reichischen Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten und die Art ihrer Be- 
handlung, R.-G.-Bl. Nr. 146, §. 18. 

^) Danach soll a) je ein Verwaltungsgericht erster Instanz an dem Sitze 
eines jeden Komitates und in jeder mit dem Rechte der Jurisdiktion beklei- 
deten Stadt organisirt werden und b) ein königliches oberstes Verwaltungs- 
gericht in Budapest. (Diesem obersten Verwaltungsgerichte soll der bestehende 
Finanzgerichtshof als besonderer Senat einverleibt werden.) 
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Der Verwaltungsgerichtshof der Beiehsrathsländer*) fungirt als 
eine, ausserhalb der Verwaltung stehende Kassationsinstanz, welche 
den Unterthanen eine ausserordentliche Bechtshilfe gegen Verletz- 
ungen ihrer politischen Bechte gewährt. Er entscheidet niemals 
•den konkreten Fall meritorisch, sondern judicirt nur über die reine 
Bechtsfrage, ob die Verwaltung die ihr gegenüber dem Einzelnen 
gezogene rechtliche Schranke überschritten, somit dessen politisches 
Becht verletzt habe, in welchem Falle er die angefochtene Ent- 
scheidung oder Verfügung als eine rechtswidrige unter Angabe der 
Gründe als aufgehoben erklärt. Die Verwaltungsbehörden sind 
verpflichtet, bei ihren neuerlichen Verfügungen in der Sache sich 
an die vom Verwaltungsgerichtshofe im Erkenntnisse ausgesprochene 
Bechtsanschauung zu halten.») 

Auch der Spezialverwaltungsgerichtshof, das Beichsgericht, 
welchem der Schutz der den Staatsbürgern durch die Verfassung 
gewährleisteten politischen Bechte anvertraut ist, beschränkt sich 
auf die Beurtheilung der reinen Bechtsfrage; es spricht in seinem 
Erkenntnisse ledighch aus, ob und in welchem Umfange durch die 
Verfügung der Verwaltungsbehörde eine Verletzung des poUtischen 
Bechtes des Beschwerdeführers stattgefunden hat. 

Wegen des Vollzuges der Erkenntnisse des Beichsgerichtes, 
sofern sie einem solchen unterliegen, haben sich die Betheiligten 
an die zuständigen Gerichts- und Verwaltungsbehörden zu wenden, *®) 
doch fehlt hier eine positive Norm, welche die Verwaltungsbe- 
hörden zur Beobachtung der vom Beichsgerichte ausgesprochenen 
Bechtsanschauung verpflichten würde. 

^) Lemayer, „Die Frage der Aktivimng des Verwaltringsgerichtshofes 
in Grünhuts Zeitschrift, B. I, Heft 4, S. 738 ff,; dessen Kritik über Grün- 
walds Schrift: Der österreichische Verwaltungsgerichtshof, im II. B. Heft 2, 
S. 489 ff.; TJnger's Rede im Herrenhause bei der zweiten Lesung des Ge- 
setzentwurfes über den Verwaltungsgerichtshof (26. Sitzung der VIII. Session, 
Stenograph. Protok. S. 442 ff.); Pann, die Verwaltungsjustiz in Oester reich 
{Wien 1876.) 

») §. 7 des Gesetzes v. 22. Oktober 1875, R.-G.-Bl. Nr. 36 (ex 1876) be- 
treffend die Errichtung eines Verwallungsgerichtshofes. 

*°) §. 39 des Gesetzes vom 18. April 1869, betreffend die Organisation 
-des ]<eichsgerichtes, R.-G.-Bl. Nr. 44. 
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